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asien das im vorigen Jahre publizirte, den erjten Theil diejes Ver- 
waltungsberihts umfaſſende Heft nad den einleitenden Abjchnitten die 
Einnahmequellen des jtädtiihen Haushaltes beiprochen hat, giebt der zweite 
Theil, melden wir hiermit veröffentlichen, die jpezielle Darjtellung der: 
jenigen Vermwaltungsgebiete, auf melden entweder die Gemeinde lediglich 
aus eigener Initiative gehandelt hat oder auf welchen doc in Betreff des 
Maßes, wie des Tempos der Leiftungen ihrer freien Selbjtbeftimmung ein 
weiter Raum gelaſſen ijt. 

Mit der auf diefen Gebieten unter dem Beiftand feiner Organe 
geübten Adminiftration des Magiftrates ift indeflen der Kreis feiner Thätig- 
feit noch nicht erichöpft. 

Eine erhebliche Anzahl evangelifcher Kirchen unferer Stadt fteht unter 
feinem patronatliden Schuß; über die Verwaltung verjchiedener anderer 
Korporationen, Inſtitute, Genoflenichaften hat er die Auffiht zu führen. 

Für wichtige Zweige der Staatsverwaltung bat die Gemeinde mit 
ihren Mitteln, zum Theil mit ihren Beamten unterjtügend einzutreten. 

Die Aufgaben, welche aus diefen Beziehungen der Gemeindeverwaltung 
erwachſen find, zu erörtern, bleibt dem dritten Theile unferer Bericht: 
erjtattung vorbehalten, welcher auch Rechenſchaft darüber zu geben haben 
wird, wie bei den jo verjchiedenen und mannichfahen Richtungen, in welchen 
unjere Verwaltung zu wirken hat, die Ueberſicht über die gefammte Finanz: 
lage der Stadt und die Kontrole über die Einnahmen und Ausgaben durd) 
die Drdnung des Etats-, Kaflen- und Rechnungsweſens ſichergeſtellt ift. 

Wir hoffen, diefen unſere diesmalige Berichterjtattung abſchließenden 
Theil im Laufe des nächſten Jahres dem Drud übergeben zu können. 


Berlin, den 27. September 1880. 


Magiftrat hiefiger Hanpt- und Refidenzftadt. 


wetter Theil. 


— nen 


ISnbalts:Derzeichniß. 
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Straßen, Brücden und Pläße. 


Berlin war — mit Ausnahme feines inneren, von den alten Feitungsgräben 
umjchloffenen Kernes, den jegigen NRevieren Berlin, Köln, Friedrichs-Werder und Neu: 
Köln’) — in feiner Bauart von Haufe aus eine moderne Stadt. Die im Norden 
und Nordoften vor den alten Thoren und Feſtungswerken entjtandenen Vorjtädte 
danften ihren erften Urjprung den Gebäuden, welche allmählih an den nad) den be: 
nahbarten Orten Spandow, Oranienburg, Prenzlom, Landsberg, Frankfurt führenden 
Landftraßen errichtet wurden. Dieſe breiten und geradlinigen Landftraßen find die 
Hauptverfehrslinien der aus jenen Vorftädten erwachjenen jegigen Stadttheile: Span: 
dauer Revier, Königsftadt, Stralauer Nevier geblieben. Die Stadttheile, welche fich 
im 17., 18. und 19. Jahrhundert um jenen alten Kern lagerten: die Dorotheenjtadt, 
die Friedrichs-, die Friedrich-Wilhelmsſtadt und die Luifenftadt find nad) vorgeſchrie— 
benen obrigkeitlihen Feitfegungen angelegt worden. Sie entbehrten von vornherein 
des mittelalterlihen Reizes, welcher noch heut die Straßen von Danzig und Nürnberg 
fo anziehend macht; aber fie gewährten in der Negelmäßigfeit und Breite ihrer 
Straßenzüge dem öffentlichen Verfehre bequeme Bahnen. Aeltere Mitglieder der heu: 
tigen Generation erinnern fich noch der Zeiten, wo die Breite der Berliner Haupt: 
ftraßen im Mißverhältniß ftand zu dem auf ihnen ſich bewegenden Verfehr, wo dem 
Reiſenden, der aus Wien, Frankfurt, Leipzig nah Berlin fam, die Straße Unter den 
Linden, die Friedrich, die Leipzigerftraße todt erjchienen, wo er einen lebhaften, 
einigermaßen an den Graben, an die Zeil, an den Brühl erinnernden Verkehr nur in 
ber Königitraße fand. 

Innerhalb der legten 20 Jahre, welche vor dem Anfang unferer Bericht: 
eritattung liegen, hatte fich diefe Phyfiognomie der Stadt allmählich verändert. An 


) Vergl. Heft 1 ©. 44. 


Straßendurdy 
brüdye und 
Straßenver⸗ 
breiterungen. 


2 Straßen, Brüden und Pläte. 


verschiedenen Stellen ſchien fih das frühere Verhältniß nah und nad umkehren zu 
wollen. Man durfte fich der Wahrnehmung nicht mehr verfchließen, daß bier und da 
die dem Verkehr gewiejenen Bahnen zu eng geworden waren und daß man bier durch 
Verbreiterung vorhandener Straßen, dort durch Deffnung neuer würde helfen müffen. 


Der Befriedigung diefes mit der im unferer Berichtsperiode fo außerordentlich 
zunehmenden Bevölkerung wachſenden Bedürfnifjes hat die Gemeindeverwaltung die 
erheblichiten finanziellen Opfer gebracht. *) 


Es kam vor Allem darauf an, denjenigen innerhalb und außerhalb der alten 
Stadtmauern belegenen Theilen des Stabtgebiets, auf welchen ſich erjt jegt oder doch 
erft in der jüngſt vergangenen Periode eine lebhafte Bauthätigkeit entwidelt hatte, ver: 
mehrte und bequeme Kommunifationen mit den alten Stadttheilen zu verjchaffen. 


Die Verbindungen des äußeren Stadtgebiet® mit der inneren Stadt hatten 
fih im Laufe der legten, dem Anfange unferer Berichtsperiode vorangegangenen fünf 
und zwanzig Jahre allerdings vermehrt: im Norden durch die Anlegung des „Neuen 
Thores", im Südweſten durch die Anlegung des „Anhaltiichen Thores“. Bor dem leßteren 
waren in den vierziger und fünfziger Jahren die Köthener:, Defjauer:, Bernburger:, 
Schönebergerjtraße entitanden. Das ſüdlich diejes, zwijchen dem Anhalter und Pots- 
damer Bahnhof entitandenen, Straßenneges gelegene Areal wurde durd) die Erweiterung 
des MWeichbildes der Baufpefulation gewonnen, welche hier eine ſo erfolgreiche Thätig- 
feit entwicelte, daß ſich bald das dringendjte Bedürfniß nach Eröffnung neuer Ver: 
bindungen mit der inneren Stadt geltend machte, 


Der Umftand, daß ein erheblicher Theil des in diefer Gegend belegenen Grund 
und Bodens in den Händen Eines Eigenthümers ſich befand, dem es nicht entging, 
daß die baldige Auslegung der im Bebauungsplan von dem ungefähr in der Mitte 
zwiichen Anhaltiihem und Halliſchem Thor belegenen Punkte der Königgräger: (früher 
Hirjchel:) ſtraße bis zum Kreuzberg vorgefehenen Straßen nicht nur dem öffentlichen, 
jondern auch feinem Privatintereffe in hohem Grade förderlich fein würde, machte es 
möglich, daß jenes Bedürfnig ohne erhebliche Opfer der Stadtkaſſe befriedigt wurde. 
Dem Entſchluſſe dieſes Privat:Intereffenten — des jet verjtorbenen Fortepiano— 
fabrifanten Stöder —, die für den Erwerb des erforderlichen Straßenterrains, ſoweit 
er es nicht felbft hergeben oder von anderen Eigenthümern bejchaffen könne, bei ber 
Enteignung der Beliger zu zahlenden Summen der Stadtgemeinde zu eritatten und 
auf feine Koften in dem anzulegenden Straßenzuge eine Brüde über den Scifffahrts: 


*) Der Peier wird erjucht, der bier folgenden Daritellung der wichtigjten Straßendurchbrüche 
und Verbreiterungen unter Benußung des diefem Hefte beigefügten Planes zu folgen. Derſelbe it 
bejtimmt, ein vollftändiges Bild von der in unferer Berichtsperiode eingetretenen Ausdehnung des Ber: 
liner Straßenneßes zu geben. Auf demjelben find alle Ende 1861 vorhandenen Straßen in grauer, 
die feitdem entjtandenen in rotber Farbe angelegt. 
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fanal zu bauen und für die Uebernahme der Unterhaltung derfelben der Stadt ein 
Ablöfungskapital von 3000 zu zahlen und der Annahme feiner, diefem Ent: 
ſchluſſe entſprechenden Offerten durch die Kommunalbehörden ift die verhältnißmäßig 
rafche Entftehung der Großbeerenftraße und Großbeeren:Brüde zu danken. 

Die Straße, von der einzelne Streden, je nachdem das Terrain freigelegt war, 
ihon früher fertig hergeftellt waren, ift in ihrer ganzen Ausdehnung bis zur Kreuz 
bergitraße, nachdem die Interefjenten für die Strede York-—Kreuzbergitraße das 
Terrain, ſoweit es nicht bereits bei der Separation des fogenannten Uppitalles zur 
Etraße ausgewiefen war, unentgeltlich hergegeben hatten, feit dem Jahre 1873 ge: 
pflaftert. Sie gewährt einen jchönen Proſpekt auf das in ihrer Are liegende, zur 
Erinnerung an bie Freiheitsfriege auf dem Kreuzberg errichtete Denkmal, und wird 
vorausſichtlich demnächſt ihren Ausgang in die Park: und Echmudanlagen finden, 
welche für die Umgebung diefes Denkmales projeftirt werden. 

Ein Blick auf die Karte ergiebt, von welcher Bedeutung diefer Straßenzug, 
in den gegenwärtig die Kreuzberg, Sagelsberger:, die Horn, Wartenburg:, Teltower: 
jtraße münden, für das Tempelhof-Schöneberger Revier geworden ilt. 

Für die benachbarte äußere Friedrihsitadt wurde die Gelegenheit zur Kom— 
munifation mit der inneren Stadt durch die im Zuge der Linkſtraße erbaute Augufta: 
brüde, von der noch fpezieller zu ſprechen fein wird, und jenjeits der Potsdamerſtraße 
durch die im Wege der Privatipefulation erfolgte Anlegung der Voßſtraße zwijchen 
Wilhelmsplag und Königgrägerjtraße vermehrt. 

Schon lange vor der Zeit, wo die Ausdehnung der Stadt nad Weften und 
Südweſten die Dimenfionen angenommen hatte, welche die Veranlaffung zu der Aus- 
führung der im Vorftehenden erörterten Verbeſſerungen wurden, war der von ben 
weſtlichen Stadttheilen nad dem Zentrum und zurüd gehende Verkehr jo lebhaft ge: 
worden, daß es wünſchenswerth erjchienen war, die Bahnen, welche ihm zwijchen der 
Zeipzigerftraße und der Straße Unter den Linden offen jtanden, breiter und bequemer 
zu maden. Zwei Projekte, das eine: Durchlegung der Jägeritraße nad dem Schloß: 
plat, das andere: Durchführung der Franzöfifchenftraße bis zum Schloßplatz unter 
Verbreiterung der Pafjage an den Werderfchen Mühlen, ftanden fich feit langer Zeit 
gegenüber. Da die eine fo gut wie die andere Maßregel nur bei einem Zuſammen— 
wirken der Staats: und Gemeindebehörden ausführbar und ein ſolches für das Jäger: 
ftraßen- Projeft nicht zu erreichen war, fiel die Entſcheidung ſchließlich zu Gunften der 
Durdlegung der Franzöfiiden Straße Nah jahrelangen Verhandlungen 
wurde der Stadt durch Allerhöchite Kabinets:Drdre vom 3. Dftober 1861 zur Aus: 
führung des Projekts das Erpropriationsreht in Bezug auf die in die verlängerte 
Franzöfiicheftraße fallenden Grundflüde verlichen. Zugleich wurde durch diefe Kabinets- 
Drdre genehmigt, daß als eine Unterflügung von Seiten des Staats, neben Ueber: 
nahme der Verbreiterung der Schleufenbrüde bis auf 18,5 m, jowie der Anlegung 
und Unterhaltung des Straßenpflafters in den erweiterten Straßenzügen auf fisfalifche 
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Fonds, die beiden bisher von der Münzverwaltung benugten, in Folge des Umbaues 
der Münzgebäude für die Zwede ver Münze entbehrlich werdenden fisfalifchen Häuſer 
am Werderſchen Markt weitlih von dem Münzgraben, mit einer bebauten Grundfläche 
von 665,; qm, unentgeltlih der Stadt überlaffen würden. Außerdem wurde eine 
baare Beihülfe aus Staatsfonds von 90 000 .#. bewilligt. 

Für die Erwerbung der in der Werderjtraße, am Werderſchen Markt, an den 
Werderihen Mühlen, an der Schleufe und an der Stehbahn erforderlichen Grund: 
ftüde, zu welchen unter Anderen dasjenige gehörte, in welchem fich die befannte 
Joſty'ſche Konditorei befand, hat die Stadtlaffe rot. 1734 720 .A. verausgabt, 
melde Summe nur bis auf Höhe von 22005 .#. aus der Veräußerung der alten 
Baulichkeiten gebedt wurde. 

An freiwilligen Beiträgen angrenzender Eigenthümer wurden 39 000 M ge: 
zahlt. Es mußten aljo, nad Abzug jener 22005 + 39000 + 90.000 M (fisk. 
Zuſchuß) — 151005 M, 1583 715 A. aus den Mitteln der Stadtgemeinde für 
dies Unternehmen verwendet werden. Ob und inwieweit ein etwaiger jpäterer Ver: 
fauf der beiden im Jahre 1873 der Stadt vom Fiskus übergebenen ehemaligen 
Münzgebäude einen theilweijen Kapitalerfat geben wird, fteht zur Zeit noch dahin, 
da über die Verwendung diejer einftweilen theils zu öffentlichen Zwecken, theils zu 
Vermiethungen benußten Gebäude ein Entſchluß noch nicht gefaßt ift. 

Berlin hatte durch die Ausführung diejes Unternehmens allerdings einen 
direften 18,5 m breiten Straßenzug von der Mauerftraße über den Werderſchen Markt 
und über die Schleujenbrüde erhalten, während die Franzöſiſcheſtraße früher feine 
Fortjegung und die jegt ihre Fortſetzung bildende Werderjtraße eine Breite von nur 
9,4, m hatte. Es hat gleichwohl diefer Straßenzug den Verkehr von der Fägerftraße 
nicht in dem Umfange, als man es damals erwartete, zu fich hinübergezogen. Wohl 
aber hat die Erweiterung der Pafjage an den Werderichen Mühlen von früher 8,; m auf 
in maximo 35 m dem bier von verfchiedenen Seiten zufammenfommenden Wagenverfehr 
einen ausreichenden, ja mehr als ausreichenden und darum für den dieje breite Oeff— 
nung des Schloßplages paffirenden Fußgängerverfehr nicht erwünjchten Raum eröffnet. 

Hatte im Weſten und Südweſten erjt jeit der erjten Hälfte der 60er Jahre 
dur die Meichbildserweiterung und durch die Niederlegung der Stadtmauer die 
ftädtifche Baufpekulation ein ausgedehntes Terrain erworben, jo war ihr im Süd: 
ojten ſchon früher ein innerhalb der Stadtmauern belegenes, bis in die vierziger Jahre 
als Aderland benußtes Areal von 160 671 ha Umfang durch die im Jahre 1847 zur 
Ausführung gefommene Separation des jogenannten Köpnicer Feldes gewonnen worden. 

Der Plan, nad) welchem diefe Theilung im Gemenge liegender Aderftüde und 
die Ablöfung der auf denjelben ruhenden Hütungsgerechtigfeiten durchgeführt worden 
war, hatte der Natur der Sache nach nicht wie ſonſt bei ſolchen Auseinanderjegungen 
nah landwirtbichaftlichen Gefichtspunkten, jondern mit Rückſicht darauf fejtgeitellt 
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werden müſſen, daß auf diefen bisherigen Aderfeldern ein Stadttheil im Anjhluß an 
die jene Felder umgebenden Straßen entftehen und daß ein jchiffbarer Kanal dieſen 
künftigen Stabttheil durchichneiden follte. 

Das zur Anlegung eines ſolchen Kanals und zur Auslegung der vorgefehenen 
Straßen und Plätze erforderliche Areal von 41043 ha blieb von der Theilung aus: 
gejhloffen und wurde zu jenen öffentlichen Zweden von den Separations:Intereffenten 
bergegeben. Der Reit von 119 628 ha verblieb der Baufpefulation. Sie ergriff von 
demfelben Anfangs zögernd, jpäter aber in immer lebhafterem Tempo Befik, jo daf 
noch in der erften Hälfte unferer Berichtsperiode durch die fortjchreitende Bebauung 
jenes früheren Aderfeldes die Lüde zwijchen der Stadtmauer und den ſchon früher 
vorhanden gewejenen Straßen der Luijenftadt und Friedrichsſtadt faſt vollftändig aus: 
gefüllt war. Nachdem dies gejchehen, konnte es um fo weniger ausbleiben, daß die 
Nieverlegung der Stadtmauer auch hier zu einer rafch fortjchreitenden Bebauung des 
angrenzenden früher vor den Thoren belegenen Areals führte, als der neu entitandene 
Bahnhof der Görliger Eifenbahn einen neuen Verkehr in diefe Gegenden zog. So 
geſchah es, daß die Luiſenſtadt der bevölfertfte Stadttheil Berlins wurde. Die Ein: 
wohnerzahl dejjelben, welche am Anfang unſerer Berichtsperiode 86 867 betrug, war 
im Sabre 1875 auf 226 856 geitiegen. Davon fallen 100 974 auf den Theil jen- 
jeits, 125 882 auf den Theil dieffeits des Kanals.*) 

Es wird fih noch an anderen Stellen unferes Berichtes zeigen, wie das raſche 
Aufblühen jener beiden neuen Stadttheile in bervorragendem Maße auf verſchiedenen 
Gebieten, namentlih auch auf dem des Schulwelens die Thätigfeit der Verwaltung 
und die Finanzen der Stadt in Anſpruch nahm. Hier war deſſelben ausführlicher 
zu gedenken, weil es die Nothwendigkeit von Straßendurdhbrühen und Straßen: 
erweiterungen herbeiführte.. Es fam darauf an, dem Verfehrsftrome, welcher fich 
ftärker und ftärfer von dieſen neuen Stabttheilen zu den alten hin und zurüdbewegte, 
ftatt der wenigen und ſchmalen vorhandenen Bahnen neue zu eröffnen und die alten 
bequemer zu machen. 

In dem zwiſchen der Linden und Alten Jakobſtraße belegenen Theil ber 
Kommandantenftraße (fie wurde damals noch, joweit fie vom Dönhofsplat bis 
zur Alten Jakobſtraße geht, im Gegenſatz zu ihrer neu entitandenen Verlängerung 
über die Alte Jakobſtraße hinaus, die „Alte Kommandantenftraße” genannt), welcher 
vom Dönhofsplak her den direfteften Zugang zur Luifenftadt bildete und überdies den 
durch die Alte Jakobſtraße und durch die Neue Grünftraße dorthin gehenden und von 
da zurüdtommenden Verkehr aufzunehmen hatte, waren im Jahre 1867 Frequenz 
zählungen vorgenommen worden, als deren Reſultat ſich Folgendes ergab: 


*) Der in der Bevölkerungszahl nächitftehende Stabttheil ift das Stralauer Viertel, welches 
im Jahre 1875 115 895 Einwohner zäblte, ſodaß alfo die Luiſenſtadt dieffeitd des Kanald ſchon für 
fih allein den zunächitftehenden Stadttheil um ca. 10000 Einwohner überragte. 


6 Straken, Brüden und Pläge. 


a. Bon der Neuen zur Alten Kommandantenftraße bewegten fih hin und zurüd: 








Sonnabend, den 3. Auguft Dienftag, den 6. Auguft 








3 eit. | 
Wagen. Fußgänger. Wagen. | Fußgänger. 
7— 8 Uhr. 140 2010 20 1 620 
s-9 : 180 3 120 50 1550 
9-10 : . 170 2910 100 1390 
10-11 : . 170 3890 100 1050 
1-12... % % 170 | 3 240 190 1880 
12-1 :.... 200 3 330 110 2 260 
Be Bo 180 2870 90 20% 
2— 3 9% 1 920 140 1580 
3— 4 120 1420 80 1 250 
4-5 :.... 200 2.030 120 1 600 
I-6 =: .... 100 2540 140 2150 
et, ie 150 2440 80 2 220 
1-8 :.... 50 3 870 90 4180 


Summa | 190 | 355900 | 1310 | 24820 


b. Bon der linfen und rechten Seite der Alten Sakobftraße bogen zur Alten Kom: 
mandantenftraße ein und fehrten zurüd: 





Sonnabend, den 3. Auguft Dienftag, den 6. Auguft 






Zeit 


Wagen. | Fußgänger. Wagen. Fußgänger. 





7— 8 Uhr. 
s— 0 =, 
9—10 =: . 
10-11 : . 
1l—12 : 
12— 1 
1-2 :. 
2-3 :. 
3—4 : 
4—5 

I— 6 

6— 7 
1—8 


Summa 
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e. Zwiſchen der Alten Jakob- und Neuen Grünftraße paffirten: 














Sonnabend, den 3. Auauft Dienftag, den 6. Auguft 
3 eit. | 
Wagen. Fußgänger. Wagen. | Fußgänger. 

















Summa | 


d. Bon der linfen und rechten Seite der Neuen Grünftraße bogen zur Alten Kom: 
mandantenftraße ein und fehrten zurüd: 


Sonnabend, den 3. Auguft Dienftag, den 6. Auguft 


3 eit 1 
Wagen. Fußgänger. Wagen. Fußgänger. 

7— 8 Uhr. 

8-9 :. 

9-10 : 

10-11 =: 

11l—12 — 

2—1 : 

1— 2 =: 

2-3 = 

3—4 : 

4-5 : 

5-6 : 

6— 7 

1-8 : 


Eumma 
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Diejen ftarfen Verkehr mußte in der Alten Kommandantenftraße ein Fahrdamm von 
nur 6 m, Bürgerfteige von nur je 1,, m Breite aufnehmen. Der Nothwendigkeit, 
bier Abhülfe zu ſchaffen, war nicht auszumeidhen; aber ebenjowenig konnte man fich 
der Erfenntniß verjhließen, daß dies nur mit jehr erheblichen Dpfern werde geichehen 
fönnen. Man glaubte diefe auf das möglichit geringſte Maß zurüdführen zu können, 
wenn man das Anerbieten eines unternehmungsluftigen Mannes, des Direktor Hermann 
Geber, annahm, welches dahin ging: 
gegen eine Entihädigung im Werthe von 708 000 die Komman- 
dantenftraße von dem ſüdweſtlichen Punkt der damaligen Kaifer Franz: 
Kaferne bis zur Alten Jakobſtraße in einer Breite von 18, m freizu— 
legen und in derjelben Breite eine Verbindungsftraße vom Spittelmarft 
nach der Kommandantenftraße berzuitellen. 

Es lag danad) dem Unternehmer ob, die zu diejen Straßenanlagen erforder: 
lihen Säufer, fomweit er nicht bereits in deren Befig war, zu erwerben und abzubrechen 
und die Straßen im Pflafter mit der nöthigen Entwäfferung 2c. berzuitellen. 

Die Entihädigung wurde nur mit 54 000 .%. in baarem Gelde, im Uebrigen 
in der Stadtgemeinde gehörigen Grundftüden gewährt. Unter diefen befand ſich auch 
das Haus Lindenftraße 34, welches der Unternehmer mit der Verpflichtung übernahm, 
dafjelbe ſoweit abzubrechen, als zur Verbreiterung der Ritterftraße, wie ſolche im 
Uebrigen bereits zur Ausführung gekommen war, nothwendig fei. 

So wurde durch Ddiefes in den Jahren 1870—1874 den getroffenen Stipu: 
lationen entjprechend zur Ausführung geflommene Abkommen nicht nur die Verbrei- 
terung der Kommandantenjtraße auf die Breite von 18,3 m und die Anlegung der 
Beuthftraße (zwijchen welcher und der Kommandantenftraße fich jegt an Stelle der 
früheren alten Kaferne der fogenannte Induftrie-Palaft erhebt), fondern aud die 
Vollendung einer anderen neu eröffneten Berbindungsftraße von der Friedrichſtadt nad) 
der Luifenftabt erreicht. 

Um diefe Verbindung von der Lindenftraße nach der Alten Jakobſtraße, von wo 
die Ritterftraße weiter nach dem Luifenftädtifchen Kanal führte, herzuftellen, hatte 
die Stadtgemeinde bereits in den Jahren 1862 und 1863 die Häufer Lindenftraße 34 
und 35 angekauft, aber es hatte bis zu dem Webereintommen mit Geber der Abbruch 
des Hauſes Lindenftraße 34 noch nicht ftattgefunden und es erhielt daher in Folge 
der Ausführung jenes Abkommens diefer nunmehrige Anfang der Ritterftraße erft die 
jenige Breite, welche diejelbe jenjeits der Alten Jakobſtraße bereits von Anfang 
an hatte. 

Dieje Straße gewährt gegenwärtig mit ihrer füdlichen Fortſetzung der Reichen: 
bergerftraße, nachdem dieje, mit einem Koftenaufwand von rot. 153 000 .#. für 
Grundftücserwerbungen,. durch die Dresdenerftraße durchgeführt und der Luifenftädtifche 
Kanal im Zuge der Reichenbergerſtraße die Luifenbrüde erhalten hat, die Möglichkeit 
einer gerablinigen ununterbrocdhenen Kommunikation von der Umgegend des vormaligen 
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Halleſchen Thores über den Luifenftädtiichen Kanal bis zum oberen Theil des Schiff: 
fahrtskanales. 

Die der Ritterſtraße nördlich nächſtgelegene, zu einem großen Theile auf dem 
Terrain des ehemaligen Köpnicker Feldes entſtandene Dranienftraße war bereits vor 
Fahren nach der Lindenftraße geöffnet worden. Sie hatte auf der Strede zwijchen 
der Alten Zakobftraße und der Alerandrinenftraße nur eine Breite von ca. Il m, 
welche für den gejteigerten Verkehr unzureichend war. In Folge des von der Stadt 
bewirften Anfaufes mehrerer Grundftüde und eines großen XTheiles des der Petri- 
firhe gehörigen fogenannten Sakobsfirchhofes wurde es möglich, nicht nur Dielen 
Straßentheil auf 18,3 m zu verbreitern, fondern auch das zur Straße nicht erforder: 
liche Terrain jenes Kirchhofes als Promenaden: und Schmucdplag der öffentlichen 
Benugung zu übergeben. 

Die für Grundftüdserwerb verausgabte Summe betrug rot. 376 680.4 Für 
den demnächſtigen Verkauf von Neftparzellen wurden 148 356 . X evzielt. 


Diejen drei von Nordweiten nad Südojten gehenden Hauptverbindungsmwegen 
zwiſchen der Friedrichsftadt und der Luifenftadt: der Ritter, der Dranien:, der Kom: 
mandantenftraße, trat duch die in den Jahren 1874/75 von einem Privatmanne 
angelegte, nad) dem früheren Ober-Bürgermeifter benannte Seydelftraße eine andere 
vom Spittelmarkt über die Neue Grünftraße nad) der Alten Jakobſtraße bis zur Ein: 
mündung der Stalljchreiberitraße führende hinzu. 


Es war nunmehr der Morikplag rejp. der den ohngefähren Mittelpunkt ver 
Luiſenſtadt diefjeits des Kanals bildende Dranienplag durch die beiden genügend breiten 
Straßenzüge der Dranienftraße einerfeits, der Seydel- und Stallfchreiberftraße anderer: 
jeits in Direfte Verbindung gebracht, einestheils mit der Friedrichsſtadt, anderentheils 
mit dem Friedrichswerder. 

Der bequeme Zugang, deſſen jenes Zentrum der Luifenftadt aud von Köln 
und Berlin ber bedurfte, war ihm durch theilweife Verbreiterung der die Verlängerung 
der Roßitraße bildenden Dresdenerftraße geworben. 

Ueberdieß war die alte Hauptſtraße der Luifenftabt, die Köpnideritraße, ſchon 
in den Jahren 1856/57 durch die Anlegung der Inſelſtraße mit Neu-Köln ver: 
bunden worden. 

Da die Wallftraße von der Infelftraße bis zur Waifenbrüde nur eine Breite 
von 7,,s—10,35 m hatte, jo bereitete fie ſchon lange, insbefondere jeit fie einen 
großen Theil des nad) den im Dften der Stadt belegenen Bahnhöfen gehenden Ver: 
fehrs aufzunehmen hatte, einer ungeftörten Bewegung der Wagen und Fußgänger die 
erheblichiten Hemmniſſe. 

Mit einem Opfer von 675000 .#. für Grunderwerb wurde es ermöglicht, 
fie auf ca. 22,5 m zu verbreitern, von denen 13, m auf den Fahrdamm, je 4,, m 
auf die Bürgerfteige fielen. 
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Dur die für die Durchlegung der Injelftraße und die Verbreiterung der 
Wallſtraße gebrachten Opfer war übrigens nicht nur dem Verfehre eine außerordentliche 
Erleihterung verjhafft, fondern auch das Terrain für den Neubau des bis dahin im 
Kölniſchen Rathhaus befindlich geweſenen Kölnifchen Gymnafiums und — ähnlich wie 
bei der Verbreiterung der Dranienftraße — das Areal für die Anlegung eines Kleinen 
öffentlichen Parkes gewonnen. 


Diefe vormals enge düftere, nur mit häßlichen Gebäuden beſetzte Etadtgegend 
bat durch den monumentalen Bau des Gymnafiums und den Schmudplag ein von 
Grund aus verändertes Ausjehen gewonnen. 


War dem durch die Wallftraße nah dem Stralauer Piertel gehenden und 
von dort kommenden Verkehr durch die Verbreiterung der Wallſtraße bis zur Waifen: 
brüde eine bequemere Bahn eröffnet, jo ftieß er nah Paflirung der Waifenbrüde auf 
ein neues Hinderniß bei der über den Königsgraben führenden Stralauer Brüde. 
Auch diefes wurde durch Verbreiterung der Straße An der Stralauer Brüde von 
12,5 m auf 18,95 m gehoben. Die Verbefferung war durch die Anfäufe des Haufes 
An der Stralauer Brüde Nr. 1 für 79500 und des fisfalifchen Waſſer- und 
PBumpenhaufes Nr. 2 für 9 300 .# ermöglicht worden. 


In dem fo mit den älteften Stabttheilen in befjere Verbindung geſetzten 
Stralauer Viertel hatte fih die Bevölkerung neuerdings ftärfer vermehrt, als in 
der Luiſenſtadt diefjeits des Kanals. *) 


Wie in der Luifenftadt neben den Verbindungsitragen mit den anderen Stabt- 
theilen, deren wir gedacht haben, noch vielfach das innere Straßennek neue Majchen, 
theils lediglich dur Privatunternehmungen, theils auf ftädtifche Koften, theils durch 
Zufammenwirken der Privatipefulation mit der Gemeindeverwaltung erhalten hat, jo 
auch das ihr jenjeits der Spree benachbarte Stralauer Revier. Dahin gehören unter 
anderen in ber Luiſenſtadt diefjeits des Kanals: die Verlängerung der Prinzenftraße 
bis zur Neanderftraße, der Schmidftraße einerfeits von der Neander: nad) der Neuen 
Jakobſtraße, andererjeits nach dem Michaelkirchplatz, die Verlängerung der Michaelkirch— 
ftraße über die Köpniderftraße bis zur Spree, die Anlegung der Schäfer, Fürftenz, 


*) In der ganzen Luifenftabt betrug die Bevölkerung 

1867: 149 652, 
1875: 220 039; 

in der Luiſenſtadt dieffeitd bed Kanals: 
1875: 119 065, gegen 

105 189 im Jahre 1867 ; 

die Zunahme in diefen 8 Jahren alfo 13 876. Dagegen hatte das Stralauer Viertel: 
1867: 80391 Einwohner, 
1875: 115 892 : ; 

fo daß in diefen acht Jahren bier eine Vermehrung um 35 501 Einwohner eingetreten iſt. 
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Morigitraße; im Stralauer Viertel: die Durchlegung ber Andreasftraße, die in Verbin: 
dung mit der Verbreiterung der Blumenftraße erfolgte; die Anlegung der Wallner: 
theaterftraße, der Raupadhftraße, denen fpäter die Anlegung der Ifflandftrafe folgte. *) 

Im DVergleih mit dem für die Verbefferung der Kommunitationen diefer drei 
füdlihen und öftlichen peripheriſchen Stabttheile — der beiden Luiſenſtädte und des 
Stralauer Viertels — aus der Stadtkaſſe gebraten Opfer, find die Mittel, welche 
für den gleichen Zwed in anderen Stabttheilen aufgewendet wurden, geringe; an und 
für ſich betrachtet, waren auch dieſe recht erheblich. 

An der Königsitadt, dem nördlich an das Stralauer Nevier grenzenden 
Stadttheile, wurden die beiden über die alten Thore hinausgehenden Verkehrsadern : 
die Landsberger: und die Neue Königitraße theils unter fi, theils mit der Haupt: 
ftraße des Stralauer Nevieres durch mehrere neu angelegte Straßen in Verbindung 
gejegt, indem durch Ankauf der erforderlihen Grunbditüde einerfeits die Anlage der 
von der Frankfurter über die Pallifadenitrafe hinweg nad dem Landsberger Plat 
führenden Straußbergeritraße,**) andererjeits die Anlage der zwei neue parallele 
Verbindungen zwifchen der Landsberger: und der Neuen Königitraße herftellenden 
Barnim: und Höchſteſtraße ermöglicht wurde, 

Von diefen beiden neuen Straßen erhielt die erftere eine direfte Verbindung 
mit dem Aleranderplat dadurd, daß die bereits — Georgenkirchſtraße bis zur 
Barnimſtraße durchgeführt wurde. 

Ueberdies wurde die von der alten Kommunikation — der jetzigen Frieden— 
ſtraße — ausgehende Weinſtraße, welche an der Mehnerſtraße ſich todt lief, nad) 
Ankauf des in der Mehner- und Gollnowſtraße liegenden Büſching'ſchen Familien— 
fideikommiß-Grundſtückes bis zur Landwehrſtraße durchgeführt und ſomit auch an 
diefer Stelle eine unmittelbare Verbindung der Peripherie mit dem Aleranderplag 
hergeſtellt. 


) Man wird und boffentlich feinen Vorwurf daraus machen, daß wir bier kurſoriſcher ver— 
fabren und namentlid die Angaben, welche wir bei mehreren der vorbin erwähnten Verbefierungen 
über die Höhe der Koften machten, bier unterlaffen. Dieje Inkonſequenz dürfte ſich dadurd recht: 
fertigen, daß es in der That von allgemeinem Interefje fein dürfte, bei den wichtigjten und kojtbarjten 
Verbeſſerungen — deren einige auch noch im Berlaufe diefer Darftellung zur Sprache kommen wer: 
den — bie Höhe des Opfers, welches eine jede von der Stadtkaſſe forderte, zu erfahren, daß aber 
eine Häufung diefer Zahlen den Lefer nur ermüden würde. Was im Ganzen und in jedem Jahre 
für BVerbefferungen dieſer Art aufgewendbet ift, erbellt überdied aus der diefem Abjchnitt angefügten 
Tabelle über die Ausgaben der Tiefbauvenwaltung. 

**) Die Anlegung diefer Strafe hat der Stadtlaffe ausnahmsweiſe einen finanziellen Vortbeil 
gebracht. Die erforderlichen Grundftüde waren, ſoweit deren Erwerb für die Strede von der Frank. 
furter bis zur Pallifadenftraße nötbig war, im Sabre 1861 für 243 000 „4 erworben, während bie 
zu beiden Seiten der Straße verbliebenen Bauftellen bei ihrem in den Jahren 1864 und 1865 er- 
folgten Verkaufe 270 915 „4 einbracdhten. Für die andere Strede bis zum Landsberger Plap batte 
ed einer Grunderwerbung nicht bedurft, da das erforderliche Terrain ſich auf der einen Eeite bereits 
im Befiß der Stadt befand, auf der anderen ihr von den Adjazenten unentgeltlich abgetreten wurde. 
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Die anderen an der nördlichen Peripherie gelegenen Stadttheile: das äußere 
Spandauer Revier und der Wedding, in welchen die Bebauung den durch den 
Bebauungsplan vom Jahre 1862 *) vorgeichriebenen Normen zu folgen hatte, haben 
eine unmittelbare Thätigfeit der Verwaltung in der Richtung, von welcher bier ge 
handelt wird, nur in jo fern erfordert, als es nothwendig erjchien, ihnen einen neuen 
Zugang zu dem inneren Spandauer Revier zu Schaffen. Diefem Bedürfniß wurde 
durch den Ankauf dreier Grunditüde in der Linienftraße genügt und iſt damit, nad) 
der im Jahre 1877 erfolgten Pflafterung des zur Straße verwendeten Terrains diejer 
Grundſtücke, eine direft vom Monbijouplak durch die Große Hamburger: und Ader: 
ſtraße führende Kommunikation durch die Mitte des äußeren Spandauer Neviers bis 
an die ſüdweſtliche Grenze des Weddings bergeitellt. 

Das innere, viel ältere und längft vor dem Bebauungsplan von 1862 voll- 
ftändig bebaute, Spandauer Revier hatte in Folge der fortfchreitenden Bebauung 
der nicht mehr durch die Stadtmauer von ihm getrennten Außenreviere eine jehr 
erhebliche Steigerung feines Verkehrs erfahren. Die Hauptftraße diefes Stadttheils, 
welche die Verbindung des Zentrums der Stadt nicht nur mit jenen nördlichen Außen: 
revieren, jondern aud mit einem Theil der weſtlich gelegenen Friedrih:Wilhelmsftadt 
herftellte: die Oranienburgerftraße bedurfte nothwendig einer Korrektur. Sie hatte 
von ihrem Endpunfte an der Friedrichftraße bis zu dem Schloſſe Monbijou eine auch 
für den gefteigerten Verkehr genügende Breite; aber an ihrem anderen Endpunfte ver: 
engte fie fich dergeftalt, daß für die Paſſage an dem Schloffe Monbijou vorbei nach 
dem Plate gleihen Namens nur ein Raum von 4, m blieb. Zur Bejeitigung der 
hierdurch entftehenden Uebelſtände wurden von der Stadtgemeinde im Jahre 1861 auf 
der Nordjeite die Grundftüde Dranienburgerjtraße 81 und 82, jowie am Monbijou: 
plag Nr. 5 für den Preis von 156 000 .# angekauft und wegen einer gleichzeitigen 
Verbreiterung auf der Südfeite an Se. Majeftät den König ein Immebdiatgefuch mit 
der Bitte gerichtet: den Abbruch eines Theiles des linfen Schloßflügels in einer Breite 
von 3 FFenftern zu geftatten. 

Nachdem in Folge der hierdurch angebahnten Verhandlungen mit dem König- 
lichen Hof-Marſchallamt die Stabt zu den Koften des nothwendig werdenden Umbaues 
am Schloffe 36 000 .#. angeboten hatte, wurde diefer Umbau genehmigt, der Zwed, 
eine vollftändig genügende Verbefferung herbeizuführen, aber erſt im Jahre 1874 durch 
einen zwiſchen dem Hof:Marjchallamte und dem Magiftrat abgejchlofjenen Vertrag 
erreicht. Im diefem Bertrage verpflichtete fih das Hof-Marſchallamt, von dem Garten 
des Schlofjes Monbijou einen 190,3 qm großen Landftreifen mit der Maßgabe abzu- 
treten, daß die darauf befindlichen Baulichkeiten der Häuſer Dranienburgerftraße 77, 
78, 79 nad) und nad) bis fpäteftens 1. April 1880 abgebrochen würden. Die Stadt: 


) Bergl. Heft I. ©. 43. 
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gemeinde übernahm dagegen die Verpflichtung, eine Entihädigung von 75 000 .#. zu 
zahlen, zu welcher die Große Berliner Pferdebahngeſellſchaft, welche wegen der beab- 
fichtigten Anlage einer Pferdebapn vom Monbijou durch die Dranienburgerftraße 
— für welde fie ohne Straßenverbreiterung die Konzeffion nicht erhalten fonnte — 
bei der Sache interejfirt war, einen Beitrag von 30 000 .#. geleiftet hat. 

Der weftliche Theil des Äußeren Spandauer Reviers und die demfelben füdlich 
benachbarte Friedrich-Wilhelmsſtadt haben ihre Sauptverfehrsader in der Luifen: 
ftraße und ihre Verbindung mit der Dorotheenjtadt über die Marſchallsbrücke durch 
die Neue Wilhelmftraße. Der Zugang zu diefer führte durh das Portal des 
von Schinkel erbauten Haufes Unter den Linden 76. Der große Baumeiiter hatte 
damit der jenjeits der Linden in Fortjegung der Neuen Wilhelmftraße bis zum 
Belleallianceplag führenden Alten Wilhelmftraße einen jchönen architektoniſchen Ab: 
ihluß gegeben. Aber, nachdem auch bier der Verkehr Dimenfionen angenommen hatte, 
melde man bei ber erjten Anlegung der verhältnigmäßig Fleinen Friedrich-Wilhelms— 
ftadt und der ſchwachen Bevölkerung ihrer Sinterlande faum zu ahnen vermocht hatte, 
mußte die Echönheit dem öffentlichen Nugen geopfert werben. Das Grundftüd Unter 
den Linden 76 wurde im Wege des Erpropriationsverfahrens von der Stadt erworben. 
Die dem Eigenthümer gewährte Entihädigung belief fih auf 391 986 „X Auf die 
Seritellung der, an die Stelle des alten Haufes mit dem Portal tretenden, beiden 
Edhäufer mußte eine Summe von 46 791 „A. verwendet werden. Gie find dem: 
nächſt in Folge des S. 8 erwähnten Vertrages, in welchem der Ueberlaffungspreis 
auf 324 000 .#. firirt wurde, in den Befit des Direktors Hermann Geber über- 
gegangen. 

Der im Weiten der Friedrih:Wilhelmsftabt belegene, von ihr durch die Spree 
getrennte, erft in neuefter Zeit angelegte Stadttheil — welcher zur Dorotheenftadt 
gehört, neuerdings aber mit dem bejonderen Namen Königs:Revier bezeichnet 
wird —, bedurfte, weil von Haufe aus mit dem Königsplag und außerordentlich 
breiten Straßen ausgejtattet, einer Berbefferung feiner Kommunifationen ebenjomwenig, 
als der an den Südgrenzen des benachbarten Thiergartens belegene Theil der äuße— 
ren Friedrihsitadt. Beide Stadtgegenden haben den bequemjten und ſchönſten 
Zugang zur inneren Stadt durch das Brandenburger Thor und die Straße „Unter 
den Linden“. Sofern der Verkehr von ihnen nad) den füdlicheren Theilen der inneren 
Stadt geht, fteht demfelben einerjeits die Voßſtraße, andererjeits die Potsdamer: und 
Zeipzigerftraße zur Verfügung. Die beiden leßteren Straßen haben freilich nicht nur 
diefen Berfehr, jondern aud den aus dem Schöneberger und einem Theil des aus 
dem Tempelhofer Revier fommenden Verkehres aufzunehmen, und werben dadurch zu 
den frequenteften der ganzen Stadt. Was für die Verbefferung der Paffage des 
duch die Potsdamerſtraße gehenden Verkehrs, fofern er den Scifffahrtsfanal zu 
paffiren bat, in unjerer Berichtsperiode ausgeführt worden ift, wird weiter unten 
zu erwähnen fein. Die jpeziellere Darjtellung deijen, was erjt ganz vor Kurzem, 


Neubauten 
und Umbauten 
von Brüden. 
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in Veranlafjung der Anlegung der Pferdebahn von Schöneberg nad dem Leipziger 
Platz, für die Verbreiterung des Fahrdamms und der Bürgerfteige der Potsdamer: 
ftraße gejchehen ift, würde die Grenzen unferer Berichterftattung zu weit überjchreiten. 
Aber noch innerhalb diejer Grenzen liegt die Eröffnung eines neuen Zugangs zu 
dem oberen Theil der Potsdamerjtraße vermittelt der Durchlegung der Bülow: 
ftraße, melde die öjtlih der Potsdamerftraße angelegten neuen Straßen mit den 
weſtlich derjelben ebenfalls in der neueften Zeit entitandenen in Verbindung feßt. 

Da diefe Verbefferung zugleih im dringendften Intereſſe der Baugeſellſchaften 
(ag, welche das Terrain öftlich und weftli der Potsdamerftraße befaßen, hatten dieſe 
Gejellihaften zu dem durch das Unternehmen, insbejondere durch den nothwendigen 
Ankauf mehrerer Grundftüde, entftehenden Koften Beiträge zugelihert. Es zahlte den 
getroffenen Vereinbarungen gemäß die eine derjelben — der Berliner Bankfverein — 
einen Beitrag von 45 000 „J baar an die Stabdtkaffe; die andere — die Berliner 
Bauvereinsbant — übereignete der Stadtgemeinde ein ihr gehöriges, an der Verlän— 
gerten Genthinerftraße und der Straße Nr. 10 Abtheilung IV. des Bebauungsplans 
belegenes Grundftüd von 2837 qm, auf welchen gegenwärtig eine Gemeinbejchule 
errichtet worden ift. 

Wenn der Leſer, wie wir ihn baten, unjerer Darftellung auf dem beiliegenden 
Plane gefolgt ift, jo wird er fich überzeugen, daß wir gegenwärtig dem Punkte, von 
welchem diejelbe, mit der Erwähnung der Großbeerenitraße, ausging, ganz nahe ge: 
fommen find, und ſomit am Schluffe des der Durchlegung und Verbreiterung von 
Straßen gewidmeten Theils unſerer Berichterjtattung angelangt find. 

In einem von Wafferläufen durchſtrömten Stadtgebiete ift aber die Leichtigkeit 
und Schnelligkeit des Verfehres nicht allein durch die Menge und die Breite der bie 
Häufermafjen durchbrechenden, fondern auch durch die Anzahl und Beichaffenheit der, 
den Uebergang über die Wafjerläufe ermöglienden Kommunikationsmittel bedingt. 

Auch in Betreff diefer — der öffentlichen Brüden — madte fih im 
Intereſſe des Verkehrs die Nothwendigkeit erheblicher Verbefjerungen je länger je 
mehr fühlbar. 

Schon die Behörden des Staates, welder, wie Abjchnitt XI. des erften Theiles 
bereits erwähnt, bis zu dem Vertrage vom 11. Dezember 18757) die Brüden Berlins 
— ſoweit fie über jhifjbare Gewäffer und ehemalige Feitungsgräben führten — zu 
bauen und zu unterhalten rechtlich verpflichtet war, hatten ſich der Erfenntniß jener 
Nothwendigkeit nicht verſchließen können und für einzelne befonders überlaftete Ber: 
fehrslinien Abhülfe gefchaffen. 

Zu folchen gehörte vor Allen diejenige Linie, auf welcher der, wie Eingangs 
bemerkt, von Alters ber jchon jehr lebhafte Verkehr von dem Stabttheil Köln nad 
Alt:Berlin und weiter durch "die Königftraße nach der Königsjtadt ſich bewegte. 


*) Diefer Vertrag iſt im Anhang zu Heft I. ©. 141 abgedrudt. 


Straßen, Brüden und Pläge. 15 


Soweit dieje Linie durch die jehr mäßige Breite der Königitraße zu Verkehrs: 
ftofungen Veranlafjung zu geben geeignet war, hatte der Neubau des Nathhaufes 
Gelegenheit gegeben, eine nicht unerhebliche Belferung eintreten zu laffen. Es war 
nämlich die Front des neuen Rathhaufes um 18,5 m gegen die von den bisherigen 
Gebäuden eingehaltene Fluchtlinie zurüdgerüdt worden. Dadurch war der Fahrdamm 
der Straße, ſoweit fie zwijhen Spandauer: und Züdenftraße liegt, von 8,3 m auf 
15,7 m, der füdliche Bürgerfteig von 3,7 m auf 14, m verbreitert worden und 
damit dem Wagen, wie dem Fußgängerverfehr auf einer Strede von 144 m Länge 
die Möglichkeit der Ausbreitung gegeben worden. 


Sehr empfindlich waren gleihmwohl die Verkehrsftodungen geblieben, welche am 
Eingang und Ausgang der Königftraße dadurch veranlaßt murden, daß die an den 
Endpunften derjelben liegenden beiden Brüden: die „Lange Brüde“ *) und die 
Königsbrücke“, noch jchmaler waren, als die Straße jelbft an ihren ſchmalſten Stellen, 


Nachdem bei dem vom Fiskus in den Jahren 1867/68 rejp. 1872/73 erfolgten 
Umbau beide Brüden verbreitert worden find — die Lange Brüde von 12,15 m auf 
13,33 m, die Königsbrüde von 11,350 m auf 31 m — ift für eine größere Bequem: 
lichfeit und Sicherheit des durch Alt:Berlin von den weſtlichen nad den öftlichen 
Stadttheilen ftattfindenden Verkehrs inſoweit gejorgt, als dies ohne Eröffnung einer 
neuen der Königftraße parallelen Verbindungsftraße möglich ift. 


Noh ſchmaler als die „Lange Brücke“ war die ihr benachbarte Friedrichs: 
brücde angelegt. Für den lebhaften, diefe Brüde von der Dorotheenjtadt nach dem 
nordweitlihen Theil von Alt:Berlin und nah dem Spandauer Revier pajlirenden 
Verkehr war es eine große Erleichterung, daß auch fie bei ihrem, im Jahre 1873 durch 
den Fisfus erfolgten Umbau jehr erheblid — von 10 auf 16,; m — verbreitert wurde, 


Dur diefe Umbauten der Langen Brüde, der Königs: und Friedrichsbrücke, 
ſowie durd den ſchon im Jahre 1864 vollendeten, bereits oben bejprochenen**) Umbau 
der Schleufenbrüde waren im Centrum der Stadt ſchon lange bejtehende Hemmniſſe 
des Verkehrs gemindert. 


An der Peripherie war es der neuerdings durch die Erweiterung des Weich— 
bildes und die raſch fortichreitende Bebauung des früher vor den Thoren belegenen 
Stabtgebietes raſch wachjende Verkehr, welcher nicht nur, wie wir gejehen haben, ver: 
ſchiedene Straßendurkhbrüche erforderte, jondern auch bequemere und weitere Weber: 


*) Dieje über den nördlihen Spreearm vom Schloßplag nach der Königſtraße führende Brüde 
führt den Namen der Pangen Brüde noch heut, obwohl fie jept die kürzeſte in Berlin vorhandene 
Spreebrüde fein dürfte. Es wäre angezeigt, ihr ftatt jenes Namens, der jchen längſt nur eine 
bifteriiche Neminiszenz an die frühere Breite des Stromes an diefer Stelle ift, mach dem auf ihr 
befindlihen großartigen Schlüter'ſchen Denkmal des Großen Kurfürften auch offiziell den Namen 
„Kurfürjtenbrüde“ zu geben, der bereits im Publifum von jelbjt in Gebrauch gekommen ift. 


**) Bergl. ©. 4. 
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gänge über die die alten und neuen Stabttheile trennenden Waſſerläufe noth: 
wendig machte. 

Auch diefes Bedürfniß trat zunächſt am lebhafteften im Südmeften hervor, 
wo in den neuen Stabdttheilen, im Schöneberger und Tempelhofer Revier die Bauten 
und die Bevölkerung faum minder ſchnell anwuchſen, als in der Luifenftadt. Soweit 
der von hier aus nach den alten Stabttheilen hin: und von dieſen zurücdgehende 
Verkehr den Schifffahrtsfanal auf der Potsdamer Brücke zu überfchreiten gehabt hatte, 
wurde ein Theil defjelben auf die im Zuge der Linkſtraße erbaute Brüde, die Auguſta— 
Brüde, abgeleitet.*) 

Dem der Potsdamer Brüde verbleibenden Verfehre wurde eine weitere 
Bahn dadurch geichaffen, daß biefelbe bei dem im Jahre 1864 vom Fiskus vor- 
genommenen Umbau einen Fahrdamm von 18,, m Breite erhielt, neben welchem 
jpäter (im Jahre 1874) noch erhöhte Uebergänge für Fußgänger angelegt wurden. 

Eine neue Verbindung zwijchen der äußeren Friedrichsſtadt, insbefondere zwiſchen 
den im Anfchluß an den Thiergarten entjtandenen Straßen mit dem Schöneberger 
Revier wurde dur die in der Richtung der Hitzigſtraße über den Schifffahrtsfanal 
in den Sahren 1875/76 erbaute Eornelius:Brüde geihaffen. Sie wurde im 
Intereffe der Verwerthung des dem Aftien-Bauverein Thiergarten gehörigen aus: 
gedehnten Bauterrains von diefem Verein bergeftellt. Zu den auf diefen Bau und 
die nothwendige Veränderung der Zufahrtsftraßen verwendeten Koften hat auf Grund 
des mit dem Verein getroffenen Abkommens der Fiskus einen Beitrag von 21 000. M, 
die Stadtgemeinde einen joldhen von 15 000 „AH. gewährt. 

Mar durch diefe Bauten für den Verkehr des Schöneberger Neviers eine erhebliche 
Erleichterung eingetreten, jo war die Serbeiführung einer ſolchen nicht minder dringend 
für das Tempelhofer Revier. Sie erfolgte einmal durch den bereits oben (S. 3) 
erwähnten Bau der Großbeeren:Brüde, ſodann dur den noch vom Fisfus be: 
wirkten Umbau der Halleſchen Thorbrüde,’*) zu deſſen Kojten indejjen, da er am 


*) Diefem zumächit durch die notbwendig gewordene Verlegung des Güterbabnbofes der Berlin: 
Potsdam-Magdeburger Bahn nad dem jenjeitigen Ufer des Schifffahrtskanals veranlaßten Baue 
waren vielfache Verhandlungen der Stadt mit der Direktion jener Bahn und dem Handeldminifterium 
vorangegangen, welche, da Fiskus feine Verpflichtung zum Bau der Brüde nicht anerkennen wollte, 
und die Eifenbabngefellichaft nicht mehr alfwenden wollte ald 27000 .“ — die mutbmaßlichen 
Koften einer proviforiihen Brüde —, Die Stadtgemeinde zu dem Beſchluſſe bejtimmten, unter dem 
Vorbehalte, den Fiskus für Erjtattung der Koften im Rechtswege in Anipruch zu nehmen, der Eifen- 
babngejellihaft die Ausführung für Rechnung und — joweit dieſe nicht mit 27000 „4 von der Ge— 
jellichaft übernommen waren — auf Koſten der Stadt zu übernehmen. Die Ausführung erfolgte 
diefem Abkommen gemäß im Sabre 1869. Der vorbebaltene, demnächſt gegen den Fiskus angejtrengte 
Prozeß batte bier, wie bei der Hallejhen Thorbrücke (Heft I. S. 104) einen der Stadtgemeinde 
günftigen Erfolg, jo daß der Fiskus der Stadtkaſſe die der Eiſenbahngeſellſchaft mit rot. 100 560 . 
gezablten Baukoſten zu erjtatten hatte. 

*9) Die Halleihe Thorbrüde hatte eine Breite von 11,3 m, die an ihre Stelle getretene Belle 
alliancebrüde bat im Fahrdamm eine Breite von 19 m, im jedem Fußteig eine folde von 7, m. 
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1. Januar 1876 noch nicht vollendet war, die Kommune, wie Abjhnitt XII. des 
eriten Theiles bereits erwähnt, 265 400 „#. beizutragen hatte. *) 

Zu zwei anderen Brüdenbauten an der nordweitlichen Peripherie der Stadt 
war der Fiskus nicht ſowohl durch dringende Verfehrsbenürfniffe, als durch die Abficht, 
ein ihm gehöriges Terrain vortheilhaft zu verwerthen und zugleidh vor dem Branden- 
burger Thore im Anſchluß an den Königsplag einen, hohen äfthetifchen Anforderungen 
entjprechenden, neuen Stabdttheil hervorzurufen veranlaßt worden. 

Diefen Abjichten danken die Alſen- und Moltfe:Brüde ihren Urſprung. 

Nachdem die Brüdenbaulaft dur den mehrgedachten Vertrag vom 11. Dezember 
1875 vom 1. Januar 1876 ab auf die Stadt übergegangen war, konnten die Be: 
hörden derfelben fich nicht verhehlen, daß die meiften der übernommenen Brüden den 
heutigen Verfehrsanforderungen nicht entjprädhen. **) 

Mit Ausnahme der vorerwähnten Kurfürften:, Königs:, Friedrichs, Alfenz, 
Moltke-, Auguftabrüde und der Zwillingsbrüden***) waren es ſämmtlich Solzbrüden mit 
ungenügender Breite für Yahrdamın und Fußmege. Sie waren überdies zum Durch: 
lafjen der Sciffsgefäße mit beweglichen Theilen verjehen und ſolche Aufzugsbrücden 
verurjachen bei einem lebhaften Verkehr von Wagen und Fußgängern die unbequemften 
Stofungen und Verzögerungen. 

In der Erfenntniß dieſer Uebelftände der hölzernen Aufzugsbrüden hatte die 
Stadtgemeinde die einzige von ihr vor dem Abjchluß des Vertrages vom 11. Dezember 
1875 umgebaute Brüde bereits in maſſiver Konjtruftion und dergeftalt bergeftellt, 





Bon der Frequenz diefer Brüde giebt es eine Vorftellung, wenn wir erwähnen, daß dieſelbe am 
10. Juli 1876 von 5100 Fubrwerfen, am 12. Juli defjelben Jahres von 6075 Fubrwerfen 
paffirt wurde. 
*) Bergl. über den in Betreff Diefer Brüde geführten Prozeß Heft I. ©. 104. 
*) Vergl. das Werft Berlin und jeine Bauten II. ©. 30 flg., wo als Einleitung zu dem 
Abſchnitt „Bauten“ ſich die folgenden ſehr treffenden Bemerkungen finden: 
Im Vergleiche zu anderen Großftädten Europas — London, Paris, Peteröburg 
und Wien — muß Berlin mit jeinen zwar zablreihen, aber meijt unbedeutenden 
Brüden weit zurüditehen. Die geringe Breite der Wafjerläufe bietet zu großartigen 
Brüdenbauwerten keine Beranlafjung, die niedrige Yage der Ufer ijt einer monumen- 
talen Auffaffung und Durdführung der Brüden höchſt ungünftig. Bor Allem aber 
darf nidyt verbeblt werden, daß man im Berlin, mit Ausnabme weniger und Kurzer 
Perioden, die Brüden bisher überhaupt nicht ald Monumentalbauten, jondern lediglich 
ald Bedürfnigbauten aufgefaht bat. Und zwar ald Bedürfnißbauten im Sinne und 
nad) den Anforderungen einer Zeit, in der man ſich von dem gewaltigen Aufichwunge, 
den die Stadt gegenwärtig genommen bat, noch Nichts träumen ließ. — So genügen 
die meiften der Berliner Brüden den Anfprüchen des heutigen Verkehrs ebenfowenig, 
wie fie nach Form und Ausführung der deutichen Hauptjtadt würdig find, und es iſt 
Aufgabe der nächſten Zukunft, fie nach beiden Beziehungen bin umzugejtalten. 
+++), Die ebenfalls feite Großbeerenbrücke war von vornberein von der Stadt zur Unterhaltung 
übernommen worden (vergl. oben). Die maſſive Gorneliusbrüde wurde erſt nach Abſchluß Des Ver— 
trages vom 11. Dezember 1875 vollendet. 
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daß die Schiffsgefäße fie ohne Störung des die Brücke überjchreitenden Wagen: und 
Fußgängerverfehrs pafliren fonnten. Es war dies die Schillingsbrüde Die 
Veranlafjung dazu, daß hier ausnahmsmweile die Stadtgemeinde einen Brüdenbau aus: 
geführt hatte, lag in folgenden Umitänden. 

Die alte hölzerne Schillingsbrüde war im Jahre 1840 von einer Aftiengefell- 
haft erbaut und diefer vom Staate das Necht zur Erhebung eines Brückengeldes 
verliehen worden. 

Sie ftelte — abgefehen von der Oberbaumsbrüde, die an der äußerſten Grenze 
des Weichbildes liegt und deshalb ſelbſt jegt noch nicht einen erheblichen Verkehr hat — 
die füdöftlichhte Verbindung zwifchen der Luiſenſtadt und dem Stralauer Viertel über 
die Spree ber. Die Entwidelung dieſer beiden Stabdttheile und der mit derjelben 
wachſende Verkehr legte jenen Brüdenzoll einer von Fahr zu Jahr fteigenden Anzahl 
unferer Mitbürger auf. Dies veranlaßte den Magiftrat, mit den Behörden des Staates 
— der die Brüde im Jahre 1849 gegen Abfindung der Aktionäre übernommen hatte, 
aber den Brüdenzoll forterhob — Verhandlungen über die Ablöfung deſſelben anzu: 
fnüpfen. Diejelben führten aber zu feinem Nejultat, jelbit da noch nicht, als die 
Stadt fih entihloß, dem Fiskus für die Aufgabe des Zolles und für den Umbau 
der Brüde — deſſen Nothwendigfeit damals ſchon vorherjufehen war —, ein Ka— 
pital von rot. 229 287 „A. anzubieten. So blieb nur übrig, die Unterhaltung der 
Brüde zu Laften der Stadtgemeinde zu übernehmen. *) 

In dem unterm 3. Auguft 1864 abgejchlofienen Vertrage trat der Fiskus die 
Brüde an die Stadtgemeinde ab und diefe übernahm die Unterhaltung derjelben und 
die Verpflichtung, diejelbe erforderlichen Falles umzubauen. Letzteres ift dann mit 
einem Koftenaufwand von rot. 495 870 einſchließlich der Koften für die Anram: 
pungen in den Fahren 1870 bis 1874 in der oben erwähnten Weije gefchehen. 

Durch die bei der Ausführung der Brüde zur Anwendung gefommene Ge: 
wölbefonftruftion waren die Koften derjelben allerdings erheblich höher geworden, als 
dies beim Bau einer hölzernen Brücke der Fall gemejen wäre. Aber die Ueberzeugung, 
daß nur feite Konftruktionen den Verfehrsanforderungen entiprechen einerfeits, der Um: 
ftand andererfeits, daß die Unterhaltungsfoften bei gewölbten oder eifernen Brüden 
bedeutend niedriger ſich ftellen als bei hölzernen, veranlaßte die Gemeindeverwaltung, 
nahen die Unterhaltung jänmtlicher Brüden auf die Stadt übergegangen war, für 


) Ein Brüdenzoll wurde außer auf der Schillingebrüde auch noch auf der ſog. Ravalierbrüde, 
welche eine direfte Verbindung für Fußgänger vom Yuftgarten nad) der Burgſtraße berjtellt, bis in 
unſere Berichtöperiode vom Fiskus — and) bier in feiner Eigenſchaft als Nedyienachfolger einer 
Aktiengejellichaft, weldye die Brüde erbaut batte — erhoben. Gr iſt aber in Folge vielfacher, auch 
von der Gemeindeverwaltung unterjtügter Beſchwerden feit dem 1. Jannar 1873 aufgehoben. Zeit: 
dem wird nur nody für die Paſſage durd Die Rochſtraße umd die im Zuge derjelben über den Königs— 
araben führende Kunowskybrücke von den Nedytönadyfolgern des Juftizratbs Kunowsky und Des 
Kondukteurs Roch, weldye dieſe Zirake und Brüde angelegt baben, Zoll erheben. 
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den nothwendig werdenden Umbau mie für die etwa erforderlihen Neubauten Kon: 
jtruftionen mit feftem Oberbau in Ausficht zu nehmen. Da aber unmöglich die in 
Folge diefer Auffaffung nothwendig werdenden außerordentlihen Koften allein aus den 
Steuern entnommen werden konnten, führte diefelbe zu dem Kommunalbeihluß, für 
die Seritellung befferer Brüden eine Anleihe von acht Millionen Mark aufzunehmen. 
Dieſer Beihluß ift freilich erft im Jahre 1878 gefaßt, liegt aljo, ftreng genommen, 
jenjeits des Endpunkts der Periode, über welche fich unfer diesmaliger Bericht erjtreden 
jollte.*) Indeffen, da die Vollendung deſſelben fi unter dem Andrang der laufenden 
Geſchäfte länger verzögert hat, als wir erwarteten, wird es, wie wir hoffen, unſern 
Leſern nicht unerwünjcht fein, wenn wir bier und vielleicht auch noch an anderen 
Stellen über jenen Endpunkt hinausgreifen, um von unferen ftädtifchen Einrichtungen 
ein abgerundeteres und nicht allzuweit hinter ihrer gegenwärtigen Geftalt zurüd: 
bleibendes Bild zu geben. 


Dies voraufgefhicdt, bemerken wir, daß die Stadtgemeinde — abgejehen von 
den in den Sahren 1875 und 1876 mit einem Koftenaufwand von rot. 129 350 M. 
erbauten Brüden über die nicht ſchiffbare Panke — folgende Brüdenbauten bereits 
ausgeführt hat: 


1. Im Zuge der Michaelfirchitrafe ift als eine neue über die Spree führende 
Brüde die Michaelbrüde gebaut. Auch hier war es einerjeits die 
mehrfach bereits erwähnte Entwidelung der Luiſenſtadt, andererjeits das 
nicht minder raſche Anwachſen des Verkehrs im Stralauer Viertel (in 
welchem zwei Bahnhöfe, der Frankfurter und der der Dftbahn liegen), 
welche dieſe neue Verbindung nöthig machte. **) 

2. Im Zuge der Nitter: und Neichenbergerftraße ift die neue Luijen- 
brüde***) bergeftellt, um den beiden durch den Luifenftädtifchen Kanal 
getrennten Theilen der Luifenftadt eine neue Verbindung zu fchaffen, 

3. Wiederum dem Berfehr der Luifenftadt mit dem ſüdlich jenjeits des 
Schifffahrtsfanals auf dem Urban in der Entwidelung begriffenen Stadt: 
theile dient die im Zuge der Prinzenfiraße und in der Breite derjelben 
(23 m) an Stelle einer alten, nur 3 m breiten hölzernen Brüde aus: 
geführte neue Brüde, welche, wie die Strafe, auf welche fie führt, zum 
Andenken an den langjährigen Verwaltungsdireftor der ſtädtiſchen Gas— 
anftalten den Namen Baerwaldbrüde trägt. 


*) Er war deshalb aud im dem Abjchnitt XIV. des erften ITheiles der von den während 
diefer Periode gemachten Anleiben bandelt, nicht zu erwähnen. 
*) Die beiden Stadttbeile waren bis dahin nur durd zwei 970 m von einander entfernte 
Brüden verbunden. 
**) Vergl. oben ©. 8. 


Deffentliche 
Pläße. 
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4. Der Vollendung entgegen geht der Neubau der Unterbaumsbrüde, 
welche in ihrer neuen Geftalt, wie wir hoffen dürfen, fein unwürdiges 
Seitenftüd der benachbarten Alfenbrüde fein wird. 

Welche Konftruktionen bei diefen Bauten angewendet, welche Schwierigkeiten 
durch den Umftand hervorgerufen wurden, daß bei der zur Vermeidung der Aufzugs- 
Eappen nothwendigen Höhe der Brüden eine Anrampung der angrenzenden Straßen 
nothwendig war; welche Koſten endlich diefe Bauten veranlaßt haben, — alles diejes 
darzuftellen, bleibt einer jpäteren Berichterftattung vorbehalten. Hier fam es wejent: 
(ih nur darauf an, im Anjchluß an das, was über Straßendurhbrüche und Strafen: 
erweiterungen berichtet worden ift, auch die durch diefe Brüdenbauten herbeigeführten 
Verfehrserleihterungen nicht unerwähnt zu laffen. Auch fie dienen einer Hauptauf— 
gabe unjerer Verwaltung, „der enggeihaarten großftädtifchen Bevölkerung die Mög- 
lichkeit des ungehinderten raſchen Verkehrs zu fichern“. 

Als wir diefer Aufgabe in der Einleitung unjeres Berichtes gedachten, deuteten 
wir zugleih eine zweite an, die darin bejtehe, „die ſchädlichen Einflüffe ſolcher ge: 
waltigen Agglomeration auf die Gejundheit der Bevölkerung nah Möglichkeit abzu: 
wehren“. Es war diefe Aufgabe, welhe man im Auge hatte, als man bei Ent: 
werfung des Bebauungsplans viele zum Theil jehr große Plätze auslegen zu 
müffen glaubte. 

Diefem Beitreben hat die Gemeinde ganz erhebliche Opfer zu bringen gehabt. 

Da zu Bauten auf Grundjtüden, welche ganz oder theilweife in einen durch 
den Bebauungsplan vorgezeichneten öffentlichen Plat fielen, der baupolizeiliche Konjens 
verweigert wurde, jo nahmen mehrfach die Bejiger ſolcher Grundftüde die Gemeinde 
für den Gewinn in gerichtlichen Anſpruch, welden fie aus ber Vermiethung des 
Hauſes, welches fie angeblich bauen wollten, gezogen haben würden. In den meilten 
Fällen diefer Art ift die Stadtgemeinde verurtheilt worden, dem Grundbefiger eine 
jährliche Nente bis dahin zu zahlen, wo das Hinderniß der Bebauung weggefallen 
oder das Grundſtück ftädtiches Eigenthum geworden fein würde. Leßteres war jelbft- 
verftändlich wieder nur durch Aufwendung des im Wege der freien Vereinbarung oder 
der Zmwangsenteignung feitzufegenden Kaufpreijes zu erreichen. 

Der Wunſch der Stadtbehörben, die der Gemeinde durch unveränderte Aus— 
führung der im Bebauungsplan Hinjichts der öffentlichen Plätze getroffenen Feſt— 
ſetzungen erwachjenden Opfer (fie bezifferten fich unter Anderem beim Magdeburger Plat 
auf 615 664,76, beim Teutoburger Plag auf 554 974,05 AH) zu ermäßigen, führte 
fie mehrfach zu Beichlüffen, die theils eine Befeitigung, theils eine Einfchränfung der 
im Bebauungsplan vorgejehenen Pläge herbeizuführen beabfichtigten. Diefe Abficht, 
zu deren Nealifirung es der Königlichen Genehmigung bedurfte,') wurde auch in den 








) Dieſe war ſowohl vor ald nad) Erlaß des Geſetzes vom 1. Juli 1875, betreffend die An: 
legung und Veränderung von Strafen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften erforder: 
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meijten Fällen erreicht, nur der Antrag auf Beleitigung des Lützowplatzes erlangte 
die höhere Genehmigung nicht. 

Die Kommunalbehörden gingen bei diefen auf Abänderung des Bebauungsplans 
gerichteten Beihlüffen von der Auffaffung aus, daß durch eine ihnen entjprechende 
Einihränfung des Lurus an Plätzen, welchen fi) der urjprüngliche Bebauungsplan 
geftattet hatte, weder den äjthetiichen Anforderungen — welchen die Anlage übergroßer 
Plätze feineswegs entipriht — noch den janitären Nüdjichten etwas vergeben würde, 
da aud bei einer ſolchen Einjchränfung Berlin noch weit mehr Areal für diefen 
Zweck verwendet, als die in diefer Beziehung ficherlich nicht knapp verfahrende Stadt: 
verwaltung von Paris. *) 

Ueberdies ift in fanitärer Sinficht weniger Werth auf den Umfang der öffent: 
lihen Pläge zu legen, als auf das Vorhandenfein einer veichlichen Vegetation auf 
einer großen Anzahl wenn auch kleinerer Plätze. Die Opfer, welche der Serftellung 
einer folhen, das Auge erfreuenden, Kühlung und gefunde Luft verbreitenden Vege— 
tation gebracht werden, find lohnender und für das Wohlſein der Bewohner produkt: 
tiver, als die Anlage übermäßig großer, aber jeder Vegetation baarer Plätze. Was in 
jener Richtung duch Shmud: und Gartenanlagen in unferer Berichtsperiode 
gejchehen ift, wird der folgende Abjchnitt darzulegen haben. Eine weitere Ausdehnung 
derjelben wäre in hohem Grade erwünſcht gewejen.**) Sie ift — da der Etat ber 
Park: und Gartenverwaltung mit einem gewifjen Schein der Berechtigung als der: 
jenige betrachtet wird, welcher fih am erjten Einſchränkungen gefallen laffen muß —, 
wo fie ausführbar gewejen wäre, mehrfach aus finanziellen Rückſichten unterblieben. 
Auf den meiften und größten unferer Plätze verbietet ſich übrigens die Serftellung 
von Schmud: und Gartenanlagen durch die noch beftehende Nothwendigkeit, diefelben 
zur Abhaltung der Wochenmärkte zu verwenden. 


li; vor dem Erlaß diefes Geſetzes, weil der Bebauungsplan nad den früheren Reflortverbältnifien 
vom Königlichen Polizei-Präfidium — nur nad Anhörung der Gemeindebehörden — entwerfen und 
vom König ald Amweiſung der Polizei für die Ertbeilung von Baukonſenſen genehmigt war, nad 
dem Erlaß jenes Geſetzes, weil der $. 10 deffelben beftimmte: 

Iede, ſowohl vor ald nad Erlaß dieſes Geſetzes getroffene Feſtſetzung von 
Fluchtlinien kann nur nah Maßgabe der vorjtehenden Beitimmungen aufgehoben oder 
abgeändert werden. 

Zur Feſtſetzung neuer oder Abänderung ſchon beftehender Bebauungspläne in 
den Städten Berlin, Potsdam, Charlottenburg und deren nächſter Umgebung bedarf 
es Königliher Genehmigung. 

*) Die Auslegung aller im Bebauungsplan vorgefebenen Plätze würde mit den bereits vor: 
bandenen Pläßen eine Fläche von 253 ha zu Plasterrain machen, weldye Fläche fich zu der Geſammt— 
fläche ded Weichbilded verhält wie 100 : 4,3. In Paris ift das entiprechende Verhältniß nur wie 
100 : 2,4. 

+) Bon der gefammten Plapfläche find in Paris rot. 26 Prozent, in Berlin nur rot. 12 Prozent 
mit Schmudanlagen verſehen. 


Das Markt» 
ballenprojeft. 
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Es hat an mehrfahen Verhandlungen nicht gefehlt, welche den Zweck ver: 
folgten, den Marktverfehr von den öffentlichen Plägen zu entfernen und ihn in ge: 
jchloffene Räume zu verlegen. ”) 

Nicht nur die oben berührten janitären und äfthetiichen Gefichtspunfte, nicht 
nur die Sicherftellung einer reichlichen Verproviantirung Berlins und die Befeitigung 
der Unbequemlichkeiten, welche die offenen Märkte für Produzenten und Konfumenten 
haben, auch die Rüdficht auf den, durch die Abhaltung der Märkte auf den öffentlichen 
Plägen in empfindlichiter Weiſe gejtörten Verkehr war es, welde die Einrichtung 
öffentlider Markthallen der Gemeindeverwaltung als ein höchſt erftrebenswerthes 
Ziel erſcheinen ließ. 

Im Anfange der fiebenziger Jahre durften wir hoffen, diefes Ziel durch Ver— 
mittelung der Privatjpefulation erreihen zu können, Ein Aftienverein — die Deutjche 
Baugefellihaft —, welcher jehr ausgedehnte Grundftüdsfomplere erworben hatte, erbot 
fih, die Ausführung der zum Erſatz der beftehenden offenen Märkte erforderlichen 
Markthallen zu übernehmen. Im eingehenden Verhandlungen zwiſchen dieſſeitigen 
Kommiffarien und den Vertretern jener Gefellichaft wurden die näheren Bedingungen, 
welchen fich die Unternehmer zu unterwerfen haben würden, feftgeftellt. Da wir durch 
diefe Bedingungen das Interefje des Publitums für gewahrt erachteten und da wir 
der Weberzeugung waren, daß die Nichtbenugung diefer Gelegenheit die Verwirklichung 
der Abficht, unferer Stadt Markteinrichtungen zu verichaffen, wie fie ſelbſt Kleine 
Städte Englands, Frankreichs, Belgiens längft haben, in die weitefte Ferne rüden 
würde, jchloffen wir unter dem 21. Dezember 1872 mit Zuftimmung der Stadt: 
verorbneten:Berfammlung einen Vertrag ab, welcher jene Gejellihaft zur jofortigen 
Einrihtung von 11 Markthallen auf dem Terrain der ihr gehörigen Säuferfomplere 
verpflichtete. Die Bewirthſchaftung der Markthallen unter Einhaltung des dem Ver: 
trage beigefügten Tarifes jollte der Gejellihaft auf die Dauer von 30 Sahren über: 
laffen bleiben, nad) deren Ablauf die Stadt zum Ankauf der Hallen berechtigt fein 
jollte. Weber die Art, wie der Kaufpreis zu bejtimmen fei, enthielt der Vertrag die 
näheren Vorjchriften. 

Selbitverftändlih war es, daß der Gejellichaft, follte fie das Riſiko eines 
jolchen Unternehmens tragen, die Zufiherung gegeben werden mußte, daß mit der 
Eröffnung der Markthallen die offenen Märkte — deren Beſeitigung ja überdies der 
wejentliche Zwed des ganzen beabfichtigten Geſchäfts war — geſchloſſen werden follten. 

Daß diefe Bedingung die nad den Vorſchriften der Gewerbeordnung dazu er: 
forderlihe Zuftimmung der DOrtspolizeibehörde finden werde, durfte bei den, dem Ab: 
ihluß des Vertrags vorangegangenen Verhandlungen mit Sicherheit erwartet werden. 


*) Vergl. Beriht über Markthallen in Deutſchland, Pelgien, Franfreih und Italien. Im 
Auftrage des Magiftratd der Haupt: und Refidenzftadt Berlin erftattet von Theodor Riſch, Stadt— 
ratb, Berlin 1867, in Kommiſſion von Wolf Peiſer's Berlag. 
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Die Deutiche Baugefellihaft war nämlich fchon, bevor fie die Unterhandlungen mit 
uns anfnüpfte, mit dem Königlichen PBolizei-Präfivium in Verbindung getreten, um 
die Bedingungen feinen zu lernen, welche bei der Ausführung von der Marktpolizei 
geitellt werden würden, und es hatte der damalige Chef jener Behörde, der Polizei: 
präfident v. Wurmb, dur ein Schreiben vom 22. Mai 1872 die Zuficherung er: 
theilt, die beitehenden Wochenmärkte zu demfelben Zeitpunfte aufzuheben, wo die Er: 
öffnung der Markthallen erfolgen würde. 
Der Vorausſetzung, an welche diefe Zujage geknüpft war, daß die Eröffnung 
der Markthallen gleichzeitig erfolge, war in dem Bertrage vom 21. Dezember 1872 
genügt.*) Indeſſen war, während die Unterhandlungen jchwebten, die Leitung des 
Polizei⸗-Präſidiums aus der Hand des Seren v. Wurmb in die des Serrn v. Madai 
übergegangen, und diefer trug Bedenken, die Verproviantirung Berlins, wenn auch 
nur auf Zeit, einer Ermwerbsgejellihaft zu überlaſſen und erachtete diefe Bedenken 
durch die in dem Vertrage der Geſellſchaft durch den Tarif und fonft auferlegten Ein: 
ichränfungen nicht für hinreichend befeitigt. Da diefe Auffaffung von den Refjort: 
miniftern getheilt wurde, jo konnte der Vertrag vom 21. Dezember 1872 nicht zur 
Ausführung gelangen. Unfer Verfuch, die von allen Behörden, insbefondere auch von 
dem Polizei-Präſidium erjehnten Markthallen vorerft durch die Privatipefulation ins 
Leben zu rufen, um fie demnächſt für die Stadt zu erwerben, war definitiv gefcheitert. 
So gering die Hoffnung war, in einer Zeit, wo bereits mehrfach andere groß: 
artige öffentliche Unternehmungen in Ausficht ftanden, die Zuftimmung ber Gemeinde: 
vertretung zu einer unmittelbaren Ausführung des Projektes zu erlangen — mir 
durften nicht verfennen, daß die Geſellſchaft, mit der jener nun hinfällige Vertrag ge 
ihloffen war, bereits die für die Anlegung von Markthallen erforderlichen Häuſer— 
fomplere erworben hatte und daß fi in dem Ankauf derjelben eine nie wiederkehrende 
BSelegenheit bieten würde, diejelben mit einem Sclage in den Befit der Stadt zu 
bringen. Als die Geſellſchaft uns daher folgende Grundſtückskomplexe 
A. zwifchen Gensbarmenmarkt und Hausvoigteiplag für den Gensdarmen: 
markt, 
B. zwifchen der Linden: und Kommandantenftraße für den Markt auf dem 
Dönhofsplag, 
C. zwiſchen Frievrih: und Wilhelmftraße für den Markt am Hallefhen Thor, 





) Im $. 2 des Vertrags war beftimmt: „Gleichzeitig mit der Eröffnung des Betriebes 
der jämmtliden, im $. 1 verzeichneten Marttballen wird der Magiftrat die Aufhebung folgender 
Wohenmärfte: 1. auf dem Gensdarmenmarkt, 2. auf dem Pappelplag, 3a. am Oranienburger Thor 
und b. auf dem Karlöplag, 4. am Potsdamer Thor, 5. am Hallefchen Thor, 6a. auf dem Oranienplap 
und b. in der Köpniderjtraße, 7. auf dem Dünbofsplag, Sa. auf dem Neuen Markt und b. auf dem 
Aleranderplag, 9. am Schönhauſer Thor, 10. in der Lützowſtraße, Ila. am Büſchingsplatz und b. auf 
dem Andreasplag, unter Berzichtleiftung auf die biäher erhobenen Wochenmarkts-Standgelder in den 
Grenzen jeiner Kompetenz genehmigen.“ 


Jahrmärkte 
und Weih⸗ 
nachtsmarkt. 
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D. zwiſchen Schiffbauerdamm und Karlſtraße für die Märkte am Oranien— 
burger Thor und auf dem Karlsplag, 
E. zwifhen Mauer: und Wilhelmftraße für den Markt auf dem Potsdamer 
und Leipziger Plaß, 
F. zwifchen Linien: und Thorſtraße am Koppenplag für den Markt auf dem 
Pappelplag 
für die von ihr gezahlten Ankaufspreife zuzüglich der Koften und Zinſen — foweit 
diefe durch die Einnahme von den Häuſern während der Befigzeit nicht gededt wur: 
den — anbot, holten wir die Beſchlußnahme der Stadtverordneten über diefe Offerte 
ein. Sie erfolgte unterm 23. April 1874 dahin: daß die Berfammlung „den von 
der Deutſchen Baugejelihaft offerirten Ankauf von 6 Grundſtückskomplexen für 
5 020 000 Thaler behufs der Errichtung von Markthallen als ungeeignet” ablehnte. 


Seitdem haben wir die Frage wegen der Errihtung von Markthallen um jo 
weniger wieder aufnehmen zu fönnen geglaubt, als inzwijchen für die anderen mit 
großem Koftenaufwand verbundenen ftädtiichen Unternehmungen — Kanalifation, 
Wafferwerke, Bauten für höhere Schulen, Brücenbauten, Errichtung des ftädtijchen 
Viehhofes — Der Kredit der Stadt bereits in erheblichem Umfange eingejebt 
werben mußte. 


Iener andern Unternehmungen willen werden mir vorausſichtlich noch auf 
längere Zeit auf die Entfernung der Märkte von den öffentlichen Plätzen verzichten 
müſſen. Es werden fjomit die Störungen des Verkehrs der Wagen wie der Fuß: 


gänger, welche die Folge der öffentlichen Märkte find, vorläufig noch weiter ertragen 
werden mülfen. 


Diefe Störungen zeigen deutlich, daß die Leichtigkeit des Verkehrs nicht aus: 
Ihließlih dur den Raum, der ihm an fich durch die vorhandenen Straßen und 
Plätze geöffnet ift, bedingt wird, fondern auch dadurch, daß Straßen und Pläge frei 
bleiben von einer Verwendung, welche die Erfüllung ihres eigentlichen Zwedes: der 
Bewegung des Publikums von einem Punkte des Stadtgebietes nad) dem anderen zu 
dienen, hinderlich ift. 

Die Berliner Gemeindeverwaltung hat deshalb je länger je mehr den Grund: 
jag befolgt, jolhe Verwendungen des Straßen: und Plagterrains ganz zu befeitigen 
oder fie doch nur jo weit zuzulaffen, als es ohne Schädigung der Erreihung jenes 
eigentlihen Zweckes defjelben geſchehen Kann. 

Sie hat diefem Grundfag gemäß in der Frage der offenen Wochenmärkte ge 
handelt, wenn auch — wie wir gezeigt haben — bisher ohne Erfolg. 

Neben den offenen Wochenmärften hat fi in Berlin auch der alte Gebrauch 
der Abhaltung von Jahrmärkten erhalten. Sole finden vier Mal im Jahre 
ftatt. Es dauerte jeder früher eine volle Woche, feit dem Jahre 1863 find fie auf 
die Zeit von Mittwoch bis Sonnabend bejhränft. 
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Die Frage, ob für ihre Erhaltung noch jetzt ein erhebliches Bedürfniß der 
Konfumenten jpricht oder ob die gegenwärtigen Gewerbs: und Sandelsverhältniffe fich 
nicht derartig geftaltet haben, daß ohne mwejentlihen Nachtheil des Publitums die Be: 
jeitigung diefer, den Verkehr in der betreffenden Stadtgegend *) periodiſch in jehr un: 
bequemer Weife ftörenden Märkte zuläffig ift, unterliegt augenblidlid erneuter Er: 
wägung. 

Der fogenannte Weihnachtsmarkt, welder früher vom 11. Dezember bis 
2. Januar auf den Plägen und Straßen in der Umgegend des Königlichen Schloffes 
abgehalten wurde, ift feit dem Jahre 1873 auf die Zeit vom 11. bis 27. Dezember 
eingeſchränkt und über die Aufftellung der Verfaufsbuden dergeftalt disponirt, daß die 
„Breite Straße“ von ihnen frei bleibt. 

Außer den Buden und Scragen, welche der Weihnachtsmarkt, die Wochen: 
und Sahrmärkte auf unferen Plägen und Straßen erjcheinen und wieder verſchwinden 
laffen, bat die gegenwärtige Generation noch andere dauernde derartige Verkaufs: 
ftätten in nicht geringer Anzahl gekannt. 

Es waren dies hauptſächlich die aus einer Zeit, wo die DObrigfeit noch die 
unmittelbare Fürforge für die Beihaffung der erften Lebensmittel der Einwohnerjchaft 
üben zu müſſen glaubte, herftammenden Fleiſch- und Brodjcharren. 

Einige derjelben waren auf Koften der erften Befiger mit Genehmigung des 
Rathes und gegen Auferlegung eines an die Kommune zu zahlenden Zinjes errichtet. 
Den größten Theil derfelben hatte der Rath felbft auf eigene Koften erbaut und den 
Schlächtern und Bädern gegen Erlegung eines Zinfes erb: und eigenthiümlich unter 
Vorbehalt des Dbereigenthums: und des damit verbundenen Vorkaufsrechtes überlafjen, 

Gebote, daß Fleiih und Brod nur in gutem, unverborbenen Zuftande feil ge 
halten werden durften, wurden ſchon früh erlaffen und Schlächter und Bäder bei 
ihrer Aufnahme in die Zunft eidlic dazu verpflichtet. 

Das Schlachten des Viches durfte nur in den allein zu diefem Zwed erbauten 
Schladthäufern erfolgen; von den Schlädhtern erwählte, vom Nath beeidigte Fleisch: 
bejhauer jollten alles Iebendige Vieh befichtigen und darauf „Achtung haben", daf 
fein Vieh, „das zu Schlachten undienftlich, geſchlachtet werde“;““) — Einrichtungen unferer 
Vorfahren, zu denen wir zurüdzufehren im Begriff ftehen. 

Veberdies wurde dem Nath befohlen, Brod und Fleifch in den Scharren ab: 
zuſchätzen und deren Preis feitzuftellen. Die Brod: und Semmeltare mußte nad einem 
für die Refidenzien und die anderen Etädte der Mark erlaffenen Edifte genau nach 
den Getreidepreifen eingerichtet werben. **") 


*) Es iſt jept die des Aleranderplages, auf dem jeit dem Jahre 1874 alle vier Jahrmärkte 
abgehalten werden. 
**) Fleiſcherordnung in Berlin und Köln an der Epree am Freitags nad Djtern 1591. 
Mylius, C. C. M. V. II. 583. 
**) Neu revidirte Büderordnung vom 19. November 1709 1. c. ©. 657. 


Scyarren und 
Buben. 
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Damit die Schlächter und Bäder — beide durften nur in den Buden und 
Scarren Fleiih und Brod feil halten — beffer kontrolirt werden fonnten, daß jie 
nicht anderes als taugliches Fleiſch und Brod feilhielten und jederzeit nach der durch 
den Rath feitgeitellten Taxe und nad) richtigem Gewicht verkauften, erfolgte ſpäter — 
zu Anfang des 18. Jahrhunderts — die Erridtung der Scharren in zujammen: 
hängenden Baulichkeiten. 


Die Scharren und Buden vermehrten fich nicht nur mit der wachjenden Be: 
völferung in den alten Städten Berlin und Köln, fondern es wurden foldhe auch in 
den neu gegründeten, demnächſt mit Berlin und Köln vereinigten Städten, dem 
Friedrihswerder, der Dorotheen: und Friedrichstadt‘) angelegt. 


Um die Mitte des 18. Jahrhunderts waren vorhanden: 
a) Fleifhicharren: 


6 


10 
32 
29 

4 
38 


unterm Berlinifchen Rathhaufe, welche jährlich 
Zins bradten; 

in der Poſtſtraße, Zins jährlich 

auf dem Neuen Markt 

in Köln . 

auf dem Werder u tar as > ren 
auf dem Friedrichſtädtiſchen Markt (Gens: 
darmenmarft), welche fpäter nach dem fog. 
Bullenwinkel in der Taubenftraße verlegt 
wurden und an der Serufalemer Kirche . 
auf der Neuftadt, an der ſog. Potsdamer 
Brüde (in der Friedrichitraße, zwiſchen der 
Behrenitraße und den Linden) und am Meiden: 
damm 


und von der Invalidenkaſſe wurden jährlih . 


für die bei der Veränderung des ehemaligen 
Königsthores (Königsbrüde) nad dem Inva— 
livenfruge verlegten Scharren entrichtet. 


b) Brodjharren: 


An den vier Nathhäufern, im ehemaligen 
Waagehaufe, an der Wilhelm: und Leipziger: 
ſtraße, an der Junker- und Markgrafenftraßen: 


Latus 


*) Bergl. Heft I. ©. 44. 


16 Thlr. — Gr 


725 Thlr. 16 Gr. 
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Transport 725 Thlr. 16 Gr. 
Ede, an der Mauer: und Friedrichſtraße, welche 
zufammen jährih . . . . . 220 =: — 
Zins zur Kämmerei zahlten, jo daß die Ein- 
nahmen der Stadt aus Brod- und Fleiſch— 
iharrenzins überhaupt . 2» 2 2.2.2...945 The. 16 Gr. 
betrugen. 


Außerdem beitanden auf den Straßen und Plätzen aud noch Buden als Ver: 
faufsjtätten für andere Gegenftände, welche den Beſitzern eigenthümlich gehörten und 
von welchen für die Benußung des Grund und Bodens ein Zins an die Kämmerei— 
kaſſe gezahlt werden mußte. 

Im Jahre 1796 waren an foldhen vorhanden: 

A. in Berlin: 


1. auf dem Molkenmarkt . ’  . . 11 Buben, 
2. in der Spandauerftrafe . » » 2. Ser 4 ⸗ 
3. auf dem Neuen Markt. 21 = 
B. in ön. . .. re ie ee VAR 
an der Zungfernbrüde . in en — 3 
KU: DEM Werree Ca er ae —1 
auf dem Spittelmark.. 33 
an Dee Perilichee 32 
zuſammen 115 Buden, 
ſür EEE ee re ee a ale AO RE IE Gr 


Zins zur Kämmerei flofjen. 


Schon zu Ende des 18. Jahrhunderts fing man an, die Eriltenz diefer vielen 
Scharren und Buden für den Verkehr in den Strafen recht läftig zu finden. 
Die vom Königlih PBreußifchen Gouvernement und BolizeisDireftorium unterm 
15. Auguft 1801 

„zur Steuerung der Mißbräuche, die durch die in mehreren Gegenden 

errichteten Buden entftehen, welche die Straße verunzieren, die Paſſage 

behindern und die öffentliche Sicherheit des Eigenthums gefährden“ 
erlaffene revidirte Buden-Verordnung traf verjchiedene die Dispofition der Beſitzer 
ſehr erheblich einſchränkende Beltimmungen, konnte aber ihren Zwed, die Befeitigung 
der Scharren und Buden herbeizuführen, doch nur in Betreff derjenigen Buden voll: 
ftändig erreichen, die rechtlich nicht den Charakter einer unbeweglihen Sache hatten. 

Indeffen bewirkte die ftrenge Handhabung diefer Verordnung einerfeits und 
andererſeits der Umſtand, daß die Polizeigefege, denen die Fleifch- und Brodſcharren 
ihre Entjtehung verdankten, antiquirt waren und die Bäder und Schlädhter in Folge 
deffen in ihren Häufern Läden einrichteten und darin ihre Waaren feilhielten, doc) 
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eine erhebliche Verminderung der alten Scharren und Buben, jo daß im Jahre 1829 
nur noch 58 Scarren und 43 Buben mit einer Zinseinnahme von zujammen 
455 Thaler vorhanden waren. 

Von diefen beftehen gegenwärtig nur noch drei am Werderichen Markt, von 
welden die Stadtgemeinde im Jahre 1872 zwei für 30 000 .% erworben hat. Sie 
werden, weil fie zur Freilegung der Straße zunächſt nicht erforderlich find, auch einen 
unſchönen Anblid nicht gewähren, durch Vermiethung genußt. 

Alle übrigen find gegenwärtig zum Theil mit nicht unerheblichen, aus ber 
Stadtkaſſe gebraten Opfern befeitigt. 

In der Periode, welche unfere diesmalige Berichteritattung umfaßt, find für 
Erwerbung und Niederlegung von Scharren und Buden gezahlt worden: 


im Jahre 1863 . . . 178105 M. 
⸗ ⸗ 1864 uhr 6,000 
1865 . . .. 10,525, : 
1866 . . . 78424 : 
1868 . .. ....4509,50 : 
1872 . . ... 30333 : 
1874 . . ....2700 
1876 . . 14400 


im Ganzen 94 120,34 AM. 

Unter den mit Aufwendung diefer Entfhädigungsfumme befeitigten Scharren 
befanden ſich auch die in der Poftftraße. Zu der für den Ankauf derfelben erforder: 
lihen Summe von 65 777,51 „A. (einjchließlich der Nebenkoften) find von den Adja— 
zenten 2583 „/ beigefteuert. Erheblicher war die Mitwirkung eines an dem Abbrud) 
der Buben auf dem Haafichen Markt intereffirten dortigen Grundbefigers. Drei ber 
dortigen Scharren waren von der Stadtgemeinde für 14 798 „N. freihändig angekauft. 
Zur Erwerbung der anderen ſechs wurde wegen der hohen Forderungen ber Befiger 
das Enteignungsreht nachgeſucht und bewilligt. Die in demfelben fejtgefeßte Ent: 
Ihädigungsfumme von 38 366,73 „/. hat jener Grundbefiger — die Firma Hermes & 
Hey — der Stadtkaſſe erftattet, auch den Abbruch der Scharren bewirkt. 

Mar duch die für die Wegichaffung der Scharren und Buben gebrachten 
Opfer eine die Straßen verunzierende, den Verkehr hemmende Erbſchaft früherer Jahr: 
hunderte bejeitigt, jo hatten inzwifchen die die Bewegung nah Außen erleichternden 
Einrihtungen der neueften Zeit dem inneren ftädtifchen Verkehr auf mehreren feiner 
Hauptlinien neue viel empfindlichere Sinderniffe bereitet. 

Die Niveau— Während in England ſchon in einem früheren Entwidelungsftabium den 
—— Puch Eifenbahnunternehmungen Hebergänge im Niveau der Wege und Straßen 
bie zu vom Parlamente nur ausnahmsmeife und nad) vorgängiger kommiſſariſcher Erörterung 

ausgehenden des einzelnen Falles genehmigt wurden und das Handelsamt berechtigt it, jeder Zeit 

Eiſenbahnen. pie Beſeitigung einer fonzejfionirten Niveaukreuzung und deren SHerftellung durd eine 


Strafen, Brüden und Plätze. 29 


Ueber: oder Unterführung zu verlangen, hatte die Preußifche Gefeßgebung — welche 
bei den zur Zeit des Entjtehens der eriten inländijchen Bahnen beftehenden ftaats: 
rechtlichen Verhältniffen der Monarchie von der Vorausjegung ausgehen mußte, daß 
Eifenbahnen nur als Unternehmungen der Privatipefulation erbaut werden würden 
— ſich darauf beſchränkt, das in diefer Beziehung in Betracht kommende öffentliche 
Intereffe dadurch zu wahren, daß fie die Eifenbahngejellichaften‘) zur Einrichtung 
und Unterhaltung aller Anlagen verpflichtete, „welche die Regierung an Wegen, 
Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, Bewäſſerungs- oder Vorfluthsanlagen zc. nöthig 
findet, damit die benachbarten Grumdbefiger gegen Gefahren und Nachtheile in Be- 
nugung ihrer Grundftüde gefichert werden." Es war begreiflih, daß das hiernach 
zur Entſcheidung berufene adminijtrative Ermeffen nur die augenblidlih obmwaltenden 
Intereſſen, welche durch das Unternehmen gejchädigt werden könnten, ins Auge faßte; 
daß der an ſich nicht unberechtigte Wunſch, dieſe neuen Unternehmungen nicht durch 
zu hohe Anſprüche an die finanziellen Kräfte der Gejellichaften zu erjchweren, die Be 
börden namentlih hinfichts der in Vetreff der Ueberführung der Eifenbahnen über 
beftehende Wege zu ftellenden Anſprüche nachſichtig machte. So erklärt es fi, daß 
die Abficht der Geſellſchaften, auch in der nächſten Umgebung von Berlin, die Geleije 
in gleicher Höhe mit den Wegen über diefe zu führen, bei den Behörben auf fein 
Hinderniß ftieß. 

Die Anlagen von Wegerlleber: oder Unterführungen erhöhen das erforderliche 
Anlagekapital nit nur um die Koften für die SHerftellung diefer Bauwerke, fondern 
machen aud häufig die Ausführung ausgedehnter Erddämme oder Einjchnitte erforder: 
lich. Warum follte man in einer Zeit (Ende der dreißiger und Anfang der vierziger 
Jahre), in welcher man faum noch eine Ahnung von dem Einflufje hatte, welchen 
gerade die Eifenbahnen auf die Entwidelung der Stadt ausüben follten, wo der 
ftädtifche Verkehr erſt an einigen wenigen Stellen ſich anjdjidte, die Grenzen zu über: 
ichreiten, welde ihm durch die Stadtmauern gezogen waren, Opfer von jenen Gejell: 
ſchaften fordern, welche nad der damaligen Auffaffung unnütz erichienen? 

Wie verzeihlih aber au, wenn man fi auf den damaligen Standpunft der 
Behörden und des Publikums zurüdzuverjegen billig genug iſt, die Zulaffung von 
Nivenu:Wlebergängen unmittelbar vor den Thoren der Stadt war — die Damals 
jeitens der Behörden geübte Nachficht ift ſchuld daran, daß die Entwidelung des 
Eifenbahnwejens, während fie in einem verhältnigmäßig furzen Zeitraum die Preußiſche 
Hauptſtadt zu einem Gentralpunft des Handels und der Induftrie umgeltaltet Dat, 
die freie Bewegung des inneren ftädtifhen Verkehrs bei uns in viel erheblicherem 
Maße beeinträchtigt hat, als dies durch jene Entwidelung in anderen Großſtädten 
geſchehen ift. 

Freilich traten folche nachtheilige Folgen erſt allmählich hervor. 


*) $. 14 des Geſetzes über die Eifenbabnanlagen vom 3. November 1838. 
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So lange die Bebauung durch den Bann der die Stadt einſchließenden Mauern 
in Schranken gehalten wurde und auf den Eifenbahnen jelbft der Verkehr fich auf 
wenige Züge beſchränkte, konnten erhebliche VBerfehrsanftauungen nicht entftehen. Aber 
fie nahmen in bedenklicher Weije zu, nachdem durch die im Jahre 1861 erfolgte Er: 
mweiterung des ſtädtiſchen Weichbildes ein intenfiveres Bau: und Verkehrsleben fich zu 
regen begann, und nachdem durch die inzwilchen, namentlich auch in Folge der Bahn: 
anlagen, erfolgte Erhebung Berlins zu der größten Sandels: und Induſtrieſtadt 
Deutjchlands, der Zufammenfluß von Perſonen und Gütern nie vorausgefehene Di: 
menfionen annahm und zur Bewältigung diefer Maffen die auf weit Kleinere Verhält— 
nifje angelegten Bahnhöfe nicht mehr ausreichten und die Eifenbahnverwaltungen ſich 
genöthigt jahen, die außerhalb ihrer eigentlichen Stationsanlagen vorhandenen Gleiſe 
zum Nangiren der Züge zu verwenden. 

In Berlin wie fait in allen Großſtädten ift die Hauptrichtung der baulichen 
Entwidelung dem Weften zugewendet. In den meitlichen Stabttheilen ift denn auch 
der erite Zufammenftoß zwifchen den Interejfen des ftädtiichen Verkehrs und denen 
der Eijenbahnverwaltungen eingetreten. Hier drangen zwei der verfehrreidhiten Bahnen, 
die im Jahre 1838 eröffnete Berlin-Potsdam-Magdeburger und die Berlin:Anhaltijche 
(ungefähr 3 Zahre fpäter dem Betrieb übergeben) von Süden her in das ftäbtifche 
Weichbild ein und jchnitten, ungefähr 600— 700 m von einander entfernt, die äußerft 
(ebhaften, längs des Landwehrfanales angelegten Boulevarditraßen im Niveau der: 
jelben. Die Polizeibehörbe verfuchte, die dadurch entftehenden Stodungen des Straßen: 
verkehrs auf ein beſtimmtes Zeitmaß einzufchränfen, indem fie in Betreff der Sperrung 
der zum Polizeibezirt Berlin gehörenden öffentlihen Straßen an deren Kreuzungs: 
punkten mit der Berlin: Potsdam: Magdeburger und Anhalter Eijenbahn 
durch ein Negulativ beftimmte, daß außerhalb des fahrplanmäßigen Betrie: 
bes die Sperrung der beiden Uferftraßen des Landwehrfanals in der Negel nicht 
öfter als vier Mal in der Stunde ftattfinden, daß feine Sperrung länger als 7 Mi: 
nuten dauern dürfe und zwiſchen je zwei Sperrungen mindeitens ein Zeitraum von 
5 Minuten Tiegen müſſe. Nach diefer Beftimmung jtand es demnach den Bahn: 
verwaltungen frei, lediglih zum Behufe des Rangirens ihrer Züge, eine der frequen: 
teften Verkehrsadern der füdweltlichen Stadttheile beinahe die Hälfte des Tages zu 
blodiren. Erwägt man ferner, daß die Sperrungen auf jeder der beiden Bahnen 
nicht gleichzeitig eingetreten fein werden, während faft der größte Theil der fie Freu: 
zenden Fuhrwerke und Fußgänger beide Bahnen zu paffiren hatte, um das beabfich: 
tigte Ziel zu erreichen, daß ferner die Zahl der fahrplanmäßigen Züge fih nad) und 
nad um mehr als das Zehnfache gehoben hatte, jo vermag man ſich eine ungefähre 
Vorftellung der Verfehrsftörungen zu machen, welche an den genannten Stellen in 
Folge des Eifenbahnbetriebes hervorgerufen wurden. 

Ungeachtet der heftigiten Klagen des Publikums und der wiederholten Bor: 
ftellungen des Magiltrats bei den betreffenden Refjortbehörden war es geraume Zeit 
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hindurch nicht zu ermöglichen, die gejchilderten Uebelftände, ſelbſt auch nur auf ein 
geringeres Maß, zurüdzuführen. Erft im Jahre 1867 trat eine Heine Beſſerung 
dadurd ein, daß die beiven Bahnverwaltungen ſich damit einveritanden erklärten, die 
in dem oben angeführten Regulativ auf 7 Minuten bemeſſene Sperrungsdauer auf 
4 Minuten herabzufegen. Ein Weiteres war nicht zu erreichen, und mit diefer Mo- 
dalität, welche wohl faum in ihrer ganzen Echärfe beobachtet wurde und beobachtet 
werden konnte, blieb diejenige Straße, welche für die Verbindung der weitlichen und 
jüdlichen Aufßengebiete der Stadt unter einander die einzige Kommunikation bildete, 
mehr als den vierten Theil des Tages für den Verkehr gejchloffen. Erſt die Ver: 
bandlungen, welche aus Veranlaffung der für den Potsdamer jowohl als für den 
Anhalter Bahnhof projektirten Ermweiterungsbauten zwijchen den betheiligten Behörden 
ftattfanden, gaben dem Magiftrate, welcher dabei auch die, noch näher zu erwähnen: 
den, anderweiten aus der Lage der Bahnen hervorgehenden Webeljtände zur Sprache 
brachte, die Möglichkeit, wenigſtens jo viel zu erreichen, daß die Gejellichaften fich 
verpflichteten, die Niveaufreuzungen am Schöneberger und Tempelhofer Ufer in Unter: 
führungen der Straßen umzuwandeln. Dieje Verpflihtung ift feitens der Berlin- 
Potsdam:Magdeburger Gejellichaft in den Jahren 1870/71, feitens der Anhaltijchen 
Geſellſchaft im Jahre 1879 erfüllt worden. 

Hier war aljo endlih für Wagen und Fußgänger unbedingt freie Bahn ge: _ 
ſchafft. Nicht jo vollitändig war der Erfolg, welchen der Kampf für den ungehin: 
derten ftädtichen Verkehr gegen die Interefjen der Eifenbahnverwaltungen im Norden 
der Stadt errungen hat. Hier überjchritt die im Jahre 1841 eröffnete Berlin-Stetti- 
ner Bahn gleihfalls und zwar unmittelbar vor der Eingangsweiche zu ihrem Bahn: 
hoſe im Niveau die Stelle, an welcher die Ader:, Liefen: und Gartenftraße in ein: 
ander münden. 

Das in unmittelbarer Nähe diefer Straßenkreuzung belegene großartige Eta— 
bliffjement der früher Schwartzkopf'ſchen Mafchinenbauanftalt, die ebenfalls in nächſter 
Umgebung errichteten drei Gemeindefchulen machten diejelbe namentlich zu gewiffen 
Zagesftunden zu einer der frequenteften Paſſagen der nördlichen Vorſtadt. Auch bei 
der Stettiner Bahn mußten die Züge behufs des Nangirens über das urjprüngliche 
Bahnhofsterrain hinausgehen und zu diefem Zwede die bezeichnete Straßenkreuzung 
für den Verkehr von Perfonen und Wagen zeitweije jchließen. Es konnte bei der 
großen Anzahl der dort verfehrenden Arbeiter, denen häufig gerade die Enapp zu: 
gemefjene Mittagftunde dur das Warten vor den gejchloffenen Barrieren des Weber: 
ganges über Gebühr gekürzt wurde, nicht fehlen, daß über das Verfahren der Bahn: 
verwaltung bald die heftigften Klagen in der Preffe und bei den Behörden laut 
wurden, auch die in ihren Intereſſen tief geihädigten Anwohner zur Selbjthülfe zu 
jchreiten fuchten. Zehnjährige Verhandlungen, wenigftens für Fußgänger ein Ueber: 
gangsbaumwerf an diefer Stelle zu errichten, führten zu feinem Nefultate, da, obſchon 
die Befiger der vorgedachten Majchinenbauanftalt in Fürforge für ihre benachtbeiligten 
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Arbeiter einen anſehnlichen Beitrag zu fteuern bereit waren, jowohl die Bahnverwal- 
tung als auch die Kommunalbehörden die Verpflichtung zur Ausführung des erwähnten 
Bauwerkes ablehnen zu müſſen glaubten. 


Die Aufftellung von Schußleuten an der Kreuzung vermochte eine materielle 
Beſſerung der Schäden nicht herbeizuführen, und fonnte nur den Zwed haben, das 
erbitterte Publitum von Webergriffen abzuhalten. 


Erft im Jahre 1876 entjchloffen fi die Staatsbehörden, von der Gejellichaft, 
wenn auch nicht die Befeitigung der Niveaufreuzung, doch mwenigitens eine ſolche Um: 
geftaltung der Geleife zu verlangen, daß das Rangiren der Züge auf dem Niveau: 
übergange gänzlich befeitigt würde, 


Damit war denn allerdings dem augenblidlih dringendften Bebürfniffe Abhülfe 
geworden. Ermägt man aber, daß gleihmwohl heute außer den Güterzügen nod an 
30 Perjonenzüge täglich die beregte Stelle paffiren und ihre Schließung erforderlich machen, 
daß die Anzahl der Züge, ebenſo wie der Straßenverkehr an jener Stelle fi von 
Zahr zu Jahr mehren wird, jo erkennt man leicht, daß jene Anordnung nur den 
Werth eines Palliativinittels hat und eine für alle Zeiten befriedigende Löſung nur 
in einer entjprechenden Sebung der Gleiſe gefunden werben fann. 


Auch bei den übrigen noch beftehenden Niveauübergängen der älteren Eijen- 
bahnen über ehemalige Landftrafen und Wege, welde inzwifchen ftädtifche Straßen 
geworden find, wird ihre ſchließliche Befeitigung nur eine Frage der Zeit fein. 

Bei den im meuerer Zeit angelegten Bahnen: der DOftbahn, der Görliger, 
der Berlin:LZehrter, der Dresdener find Niveaufreuzungen von Haufe aus vermie— 
den worden. 


War es — mie wir anerfennen mußten — entſchuldbar, daß bei Konzeffio- 
nirung der alten Bahnen ſolche Forderungen nicht geitellt wurden, jo ift bei einem 
anderen fpäteren Eijenbahnunternehmen die Kurzfichtigfeit, mit welcher es befchloffen 
und ausgeführt wurde, uns heute faum begreiflih. Wir meinen den in den Jahren 
1850 und 1851 hergeftellten Bau der jeßt befeitigten Berbindungsbahn, melde 
den Stettiner mit dem Hamburger, dem Potsdamer, dem Anhaltifchen und dem Bahn: 
hofe der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn verband, und zu diefem Zweck faft in 
ihrer ganzen Ausdehnung in den Etrafendamm beitehender, zum Theil ſehr fre- 
quenter Straßen eingelegt wurde, jo daß fie Straßen, wie die Invalidenſtraße, 
den Plak vor dem Brandenburger Thore, den Potsdamer und den Askaniſchen 
Platz für einen großen Theil des Tages und der Nacht ihrer eigentlichen Beftim: 
mung entziehen mußte. 

Es konnte um jo weniger ausbleiben, daß die Bewegung langer Güterzüge 
auf diefer Bahn zu den allerempfindlichiten Verkehrsſtockungen Veranlaffung gab, als 
die Unzulänglichkeit und räumliche Veihränktheit der Bahnhöfe, infonderheit des An- 
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baltijchen, des Potsdamer und des Stettiner Bahnhofes das vollftändige Nangiren inner: 
halb der Bahnhöfe nicht geftattete. Auf dem Motsdamer Plak mußten die Züge, 
welche auch die nad) den übrigen Stationen beftimmten Wagen enthielten, oft viertel: 
ftundenlang halten. Einer der Hauptzugänge zur Stadt für Fuhrwerf und Fuß— 
gänger blieb geichloffen, bis die beendigten Rangirarbeiten es geftatteten, daß der Zug 
feinen Weg fortjegte, um etwa bei dem Anhaltiſchen Bahnhofe und dem Askanifchen Plab 
die gleihen Störungen zu veranlafjen. 


Am unleidlichften waren jedoch die Zuftände am Stettiner Bahnhofe und in 
der Invalidenftraße. In der letzteren, zwiſchen der Chauffeeftraße und dem Bahn: 
hofe, mußten die Züge jedes Mal halten, damit die einzelnen, für die Stettiner Eijen- 
bahn beftimmten Güterwagen mit Menfchenkraft auf die Drehſcheibe der leßtgenannten 
Bahn geihoben, gedreht und dann erjt auf dem Bahnhoj weiter befördert werden 
fonnten. Wenn auf dieje Weiſe die Zugänglichkeit der in der Invalidenſtraße bele 
genen Häuſer, wie ein Bericht des Bezirksvorjtehers vom 26. Januar 1857 fich aus: 
drüdt, „oft Stunden lang“ unterbrochen war, und laut Polizei::Neglement in dieſer, 
ſchon an ſich verhältnigmäßig ſchmalen Strede die Benugung des von der Bahn offu- 
pirten Streifens Neitern und leichtem Fuhrwerfe nur ausnahmsweife und nur behufs 
Ausweichens geftattet war, während „die Berührung der Bahn durch ſchweres Fuhr— 
werk“ einem Verbote unterlag, jo kann es nur gerechtfertigt erjcheinen, wenn die Be: 
wohner der Straße und mit ihnen die ftädtiihen Behörden mit aller Energie dahin 
beftrebt waren, die Bejeitigung der Verbindungsbahn zunächſt aus der Invalidenftraße 
zu erwirfen. Lange waren dieſe Bemühungen freilich vergeblich, und noch am Schluffe 
des Zahres 1863 wurde ein Geſuch des Magiftrats, betreffend die Bejeitigung der 
Geleiſe in der Imvalidenfiraße durch den Herrn Minifter für Handel ꝛc. abgelehnt. 
Wenn in der Motivirung diefes Bejcheides wörtlich gejagt wird: 


„Auch die feiner Zeit außerhalb der Stadt angelegten Bahnhöfe 
liegen bereits im Innern der Stadt und mit ihnen einige nicht unbedeu— 
tende Etreden der einmündenden Eijenbahnen. Bei der fortfchreitenden 
Ausdehnung Berlins wird dies noch in weit höherem Maße ftattfinden, 
der Straßen: und Bahnverkehr auf langen Streden nebeneinander ber: 
laufen und der leßtere damit das Fremdartige, wie den Anfchein des 
Gefährlichen verlieren, welcher jegt noch jo häufig den Wunſch, ihn von 
den Straßen entfernt zu jehen, hervorruft”, —- 


jo ericheint dies um jo befremdlicher, wenn man fich erinnert, daß jchon nach Jahres— 

frift die Staatsbehörden jelbft die Unmöglichkeit des Fortbeitehens diejer Berbindungs- 

bahn anerfannten und bejchloffen, diejelbe in ihrer ganzen Ausdehnung mehr nad der 

Peripherie des ftädtifchen Weichbildes hinauszulegen und verjelben eine jolche Richtung 

und Höhenlage zu geben, daß Niveaufreuzungen möglichjt vermieden würden. Das 

Geſetz vom 9. März 1867 genehmigte den Bau diefer neuen Berbindungsbahn. Sie 
3 


Abänderungen 
des Bebau- 


34 Strafen Brüden und Plätze. 


ift am 17. Quli 1871 eröffnet, jo daß an diefem Tage der Verkehr auf den Straßen 
Berlins von einer Feſſel befreit wurde, die ihm zwanzig Jahre hindurch einige feiner 
Hauptadern auf die empfindlichite Weiſe unterbunden hatte. 

Wie ſchwer auch immer die Hemmniſſe geweſen fein mögen, welche die freie 
Bewegung des Straßenverfehrs einerfeits durch die vormalige Verbindungsbahn, an: 
dererjeit3 durch die im gleichen Niveau über die Straßen geführten Geleije der von 
Berlin ausgehenden Eifenbahnen erfahren hatte, jhließlich gelang es doch — wie wir 
gejehen haben —, das eine ganz zu befeitigen, die anderen auf ein erträglihes Maß 
zu bejchränfen. 

Aber der zu ſpät erkannte Fehler, welcher durch die Zulafjung von Niveau: 
freuzungen begangen worden war, bat mittelbar noch eine andere andauernde und, 
jomweit es fich bis jeßt überjehen läßt, faum jemals wieder gut zu machende, nach— 
theilige Wirkung auf den Straßenverkehr gehabt. 

Als in den Jahren 1858—1862 der mehrfach erwähnte Bebauungsplan aus: 


ungsplan in gearbeitet wurde, waren bie Bahnhöfe der älteren Eijenbahnen noch auf ihre urjprüng- 
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lichen Anlagen beſchränkt; die Theile der freien Bahnftreden, weldhe im Sabre 1861 in 
das ftädtifche Gebiet hineingezogen wurden, folgten im Großen und Ganzen in ihrer 
Höhenlage der natürlihen Geftaltung des Bodens, und da der Verkehr in den be 
treffenden ſtädtiſchen Außengebieten theilmeife noch ganz mangelte, theilweije faum in 
die erjten Stufen feiner Entfaltung getreten war, jo hatte man bei den Projektirungs- 
arbeiten für die neuen Straßenanlagen fein Bedenken getragen, überall, wo es das 
zeitige oder zufünftige Bedürfniß zu erfordern fchien, die Straßen über die Bahn und 
zwar in gleicher Höhe mit deren Geleifen hinüberzuführen. 


Die Erfahrungen indeffen, melde in der Folgezeit über die Unzuträglichkeiten 
der Niveaufreuzungen von Eifenbahnen und ftädtifchen Straßen gefammelt worden 
waren, mußten auf die Prüfung und Genehmigung fpäterer ähnlicher Anlagen von 
erheblichiter Nachwirkung fein, und als daher in Folge der Erweiterung und bes 
Hinausſchiebens der beitehenden Bahnhöfe, wie in Folge der Ausführung neuer 
Bahnen zu einer Abänderung der genehmigten Bebauungspläne gejchritten werden 
mußte, ſahen ſich die hiermit betrauten Behörden, das Königliche Polizei-Präfidium 
in Gemeinfhaft mit dem Magiftrat genöthigt, gegen die Serftellung fogenannter 
Nivenuübergänge Verwahrung einzulegen und für die Ueberleitung des Straßenverfehrs 
von einer Bahnfeite zu der anderen die Serftellung von Unter: reſp. Weberführungs- 
baumwerfen zu beanjpruchen. 

Abgefehen von den für die Ausführung diefer Baulichkeiten felbft aufzubrin- 
genden Koften ift die Möglichkeit, derartige Brüdenthore im Bahnkörper anzubringen, 
häufig nur durch eine ausgedehnte Hebung des letzteren zu bewirken und veranlaßt, 
namentlich, wenn dies Bauwerk in der Nähe des Bahnhofes oder im Bahnhof jelbft 
belegen ift, ganz erhebliche Mehrausgaben. 


Straßen, Brüden und Plätze. 5 


Um nur ein Beiipiel anzuführen, jo vermochte die Direktion der Berlin: 
Potsdam:Magdeburger Eifenbahn bei Gelegenheit der Vorlage zum Umbau des hiefigen 
Bahnhofes nachzuweiſen, daß ihr allein durch die Serftellung einer Unterführung für 
die Teltomweritraße ein Mehraufwand von wenigſtens 875 000 .# erwachſen werde. 


Unter ſolchen Umftänden fann es nicht Wunder nehmen, wenn die Bahn: 
verwaltungen bejtrebt waren, von der Ausführung folder, auf ihre Koſten herzuitellen: 
der, Straßenüber: refp. Unterführungen befreit zu werden, und da fie in der Regel 
mit Erfolg den Grundfag verfochten haben, fie ſeien nicht gehalten, für die Ueber: 
führung von Straßen zu forgen, welche zur Zeit des Baues nur auf dem Papier, 
aber nicht thatſächlich beſtanden, jo ift es dahin gefommen, daß ſich die Bahnanlagen 
wie nur an wenigen Stellen durch Päſſe überjchreitbare Gebirge tief in das ftädtifche 
Weichbild hineingefhoben und die Verbindung zufammengehöriger Stadttheile derart 
zerriffen haben, daß eine Kommunikation der durd die Bahnen geſchiedenen Quartiere 
nur auf großen Ummegen zu erzielen ift. 


Auch in diefer Beziehung find es wiederum die ſüdweſtlichen Stabttheile, das 
Schöneberger und Tempelhofer Revier, gewejen, welche die ſchwerſte Schädigung zu 
erleiden gehabt haben. 


Den zwijchen der Berlin: Potsdam: Magdeburger und der Berlin Anhaltifchen 
Eijenbahn bisher frei gebliebenen Raum hatte in den Fahren 1873—1875 die Berlin: 
Dresdener Bahn in Befig genommen, und indem jo die Bahnhofsanlagen diefer drei 
Verwaltungen nunmehr die ganze Tiefe des Stadtreviers, vom Schifffahrtsfanal an 
bis zur MWeichbildsgrenze in einer ungefähren Länge von 1400 bis 1600 m voll 
ftändig ausfüllten, hatte fi, in einer blühenden und verfehrsreichen Stadtgegend, ein 
Keil von Eifenbahnanlagen hineingezwängt, der faft durchgängig eine Breite von 700 
bis 800 m befist und der, theilweife hoch über dem angrenzenden Terrain belegen, 
theilweife tief in dafjelbe einjchneidend, die Ueber: rejp. Unterführung von Straßen 
außerordentlich erjchwert. 


Eines mehr als zehnjährigen Zeitraumes hat es bedurft, um die Verband: 
lungen, welche über die in Folge der Bahnanlagen erforderlich” gewordenen Abän— 
derungen des Bebauungsplanes, über die durch die Bahnhöfe bindurdzuführenden 
Straßenzüge und über die Art und Weife ihrer Ausführung gepflogen worden find, 
jo weit zu führen, daß eine endliche Sanktionirung derjelben in nächſter Zeit zu er: 
warten ift. Heute noch ift der ganze Verkehr zwijchen beiden in unnatürlichiter Weife 
auseinander geriffenen Hälften eines Stadttheils, der bereits im Jahre 1875 mehr 
als 80 000 Einwohner zählte, auf einen einzigen Straßenzug, das Tempelbofer und 
Schöneberger Ufer, bejchränft. 


Dur die nahe bevorftehende Feitfeßung eines abgeänderten Bebauungsplanes 
wird zwar zwijchen der bejtehenden Kanaluferftraße und dem längs der Grenze des 
3° 
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ftädtifchen Weichbildes hinlaufenden projektirten Straßenzuge dem Verfehre noch eine 
zweite Verbindungsftraße offen ftehen, deren Unterführung unter die Geleisanlagen 
hindurch den betreffenden Bahnverwaltungen zur Pflicht gemacht worden ilt. 

Aber es kann auch dies ſchon um deshalb, weil der Abitand diefes zweiten 
Verkehrsweges von der Uferftraße 900 m beträgt, nur als ein ſehr dürftiger Erſatz 
für die Kommunilationsmöglichkeiten angejehen werden, welche diefen Stabttheilen vor 
Seritellung der Bahnhofsanlagen zum Theil ſchon eigen, zum Theil in Ausficht geftellt 
waren. MWeberdies muß jene neue Straße, welche einen Theil der großen, die ganze 
Stadt einfchliefenden Gürtelftraße bildet, um überhaupt nur unter der Bahn hindurch 
geführt werden zu können, nicht nur im ihrer Breite um mehr als die Hälfte ein- 
geſchränkt, fondern auch ganz weſentlich von ihrer geraden Richtung abgelenkt werden 
und fie macht innerhalb des Bahnterrains auf eine Länge von etwa 5—600 m 
einen jo tiefen Einfhnitt in den Erdboden erforderlih, daß die Krone ihres Fahr: 
dammes in der gedachten Ausdehnung nahezu in der Hochwaſſerlinie des Schifffahrts- 
fanals belegen ift, und daher ihre Entwäflerung nur duch Anwendung kün ftlicher 
Vorrihtungen zu bewirken jein wird. 

Die in diefem infchnitte befindliche Strede der Straße wird auf ein Drittel 
ihrer Länge zu beiden Seiten von ca. 5 m hohen Mauern eingefaßt und von den 
Geleisüberbrüdungen bevedt fein. Auf eine folche tunnelartige, überdies nur auf 
ziemlich fteilen Zufahrtsrampen zugängliche, Straße wird fich der Verkehr zwifchen den 
beiden durch die Bahnanlagen getrennten Theile des Schöneberger und Tempelhoſer 
Neviers, joweit er nicht an ihren füdlichen und nördlichen — ca. 1000 m von ein: 
ander entfernten — Grenzen entlang geht, beſchränkt jehen. 

In ganz ähnlicher Weife hat fih im Laufe der Jahre an der füdöftlichen, 
öftlichen und nördlichen Grenze von Moabit ein Gürtel von Eifenbahnen, bejtehend 
aus Bahnhöfen und Geleisüberführungen der BerlinsLehrter, der Berlin:Hamburger 
und der Berliner Verbindungsbahn etablirt, welder von der Paulftraße bis zur 
Beußeljtraße reihend, und bei einer Längenausdehnung von circa 4,; km. die Ver: 
bindung diejes Stadtreviers mit den öftlih und nördlich gelegenen Theilen der Refidenz 
auf vier Straßen bejchränft. 

An der Südoft: und Dftieite wird der Mangel von Kommunifationswegen 
weniger fühlbar, da bier zwei der gedachten Straßen, die Invalidenftraße und die 
Straße Alt:Moabit nicht allzumeit von einander getrennt die Geleife der Berlin-Lehrter 
Bahn überjchreiten, auch die großen an diejer Stelle errichteten militärfisfalifchen 
Bauten, nebſt Ererzierplag, ein Bedürfniß nach Vermehrung der Zufahrtsftraßen jo 
feicht nicht auflommen laffen werden, Dagegen lagert fi) nad Norden zu ein un— 
überfteigbarer Wall von Eifenbahnbauten, der nur an feinem öftlichen und weltlichen 
Ende der Perleberger: reſp. der Beußelftraße Durchlaß gewährt, und jo auf eine 
Länge von 2 km (d. i. die Länge der Großen Friedrichftraße von der Bellealliance- 
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Brüde bis zu den Linden) Moabit von dem mit demfelben in regitem Verkehr ftehen: 
den Wedding ſcheidet. 

Aehnliche nachtheilige Wirkungen übt auf die weiter weſtlich gelegenen Stadt— 
theile der an der Oftfeite der Schwedterftraße, und zwar in der ganzen Ausdehnung 
von der Bernauerftraße bis zur Weichbildsgrenze in einer Yänge von etwa 2 km an: 
gelegte Bahnhof der Berliner Nordbahn. Diejelben möglichit abzufhwächen iſt der 
Zwed der über die Abänderung des betreffenden Abjchnittes des Bebauungsplanes 
noch jchwebenden Verhandlungen. Es läßt fi aber ſchon jet überjehen, daß, während 
nach dem Bebauungsplan vom Fahre 1862 außer der Bernauerftraße zehn Straßen 
die Verbindung der betreffenden Stabttheile herſtellen jollten, gegenwärtig cs im gün— 
Rigften Falle kaum möglich fein wird, durch mehr als drei Strafen die auseinander 
geriffenen Bruchftüde in nothoürftigften Zufammenhang zu bringen. 

Es hätten fi die im Vorftehenden geſchilderten, aus dem Konflilt der Inter: 
effen der Eifenbahnen mit den Intereffen des ftädtiichen Verkehrs hervorgehenden Uebel: 
ftände vermeiden oder auf ein geringes Maß zurüdführen laffen, wenn rechtzeitig die 
Serjtellung eines großen Gentral:Perfonenbahnhofes im Innern der Stadt und die 
Anlage eines oder mehrerer Gentral-Güter: und Nangirbahnhöfe an der Peripherie des 
Weichbildes im Anfchluffe an eine Verbindungsbahn zur Ausführung gekommen wäre. 
Es würde damit ebenfofehr dem Intereſſe der Eifenbahnverwaltungen und des reifen: 
den und verfracdhtenden Publitums, wie dem ftädtifchen Verkehr genügt worden fein. 
Einigermaßen wird dieſe Verfäumniß der Vergangenheit durch ein gegenwärtig ins 
Leben tretendes Unternehmen gut gemacht werden. Denn es werden etwaige neue 
Eifenbahnanlagen in Zukunft nur im engen Anſchluß an die Stadteifenbahn möglich 
jein, welche von DOften am Niederjchlefiih:Märkifchen Bahnhof beginnend, ungefähr 
parallel mit der Spree die Stadt durchziehen wird, um endlich weſtlich von Char: 
lottenburg in einem Güter: und Nangirbahnhof ihr Ende zu finden. Eo trägt dies 
Unternehmen neben der anderweiten großen Perjpektive, welche es für die Entwide: 
lung unferer Stadt eröffnet, au die Gewähr in fich, daß die Intereffen des ſtädti— 
ſchen Verkehrs und des ftädtiichen Straßenneges fortan nicht mehr denen der Eijen: 
bahnen zum Opfer fallen werden. 

Der Bau biefer Berliner Stadteifenbahn, urfprünglid von einer Aftiengejell: 
ſchaft begonnen, in Folge des Gefeges vom 26. Juni 1878 vom Staat übernommen, 
geht gegenwärtig feiner Vollendung entgegen. Er hat während feiner Projeftirung 
und Ausführung vielfache Verhandlungen mit der Gemeindeverwaltung wegen der in 
Betreff der Ueberführung der Bahn über Straßen und Brüden fonkurrirenden ftädti- 
ihen Interefjen nothwendig gemacht. Unter diefen waren die wichtigiten diejenigen, 
welche auf die Zufhüttung des von der Oberfpree nahe der Stralauer Brüde aus: 
gehenden und in der Gegend der Friedrichsbrüde wiederum in die Spree mündenden 
Königsgrabens Bezug hatten. 


Die 
Stadtbahn. 


Die Zuſchüt— 
tung des Kö: 
nigdgrabene. 


Die Durch— 
bredung der 
Koönigsmauer 
und die projek— 
tirte Kaiſer⸗ 
Wilbelmftraße. 


38 Strafen, Brüden und Plätze. 


Schon unterm 5. Mai 1875 hatte die Stadtverordnneten=VBerfammlung die 
Bewirkung diefer Zujfchüttung in Verbindung mit der Anlegung der Stadtbahn — 
von deren Verwaltung der Bau der Bahn urjprünglid zur Seite des Grabens pro: 
jeftirt war — für ein Bebürfniß erachtet und den Magijtrat erfucht, die Ausführung 
derjelben im Auge zu behalten und mit dem Sandelsminifterium über die Mahl 
einer ſolchen Richtung und Höhenlage der Stadtbahn in Unterhandlung zu treten, 
daß die Anlegung von Parallelftraßen und die Durchführung der im öffentlichen Inter: 
eſſe nöthigen Querftraßen in feiner Weije behindert werde. Es bedurfte aber, obwohl 
die Zufchüttung offenbar auch im Intereffe ver Stadtbahn lag, noch geraumer Zeit, 
bevor die technijchen Behörden des Staates fi über die Zuläffigkeit der Bejeitigung 
des Königsgrabens und über die anderweiten Mafregeln zur Ableitung des Hoch— 
wafjers aus der Spree geeinigt hatten und bis, nachdem dies gefchehen war, Die 
fisfalifhen Behörden mit dem Magiftrat und diefer mit der Stabtverordneten: 
Verfammlung fich über die finanziellen Opfer einigten, welche einerfeits der Staat, 
andererjeits die Gemeinde zur Ausführung des im beiverjeitigen Intereſſe erwiünjchten 
Werkes übernehmen follten. Der mit dem Vertrage vom 8./25. März 1879 erreichte 
Abſchluß diefer Verhandlungen liegt weit jenfeits der Grenzen unferer Berichtsperiode. 
Wir befehränfen uns daher auf die Bemerkung, daß durch denfelben die, gegenwärtig 
bereits in der Ausführung begriffene, Zufchüttung des Königsgrabens und die Anlage 
einer von den Gemeindebehörden gemwünjchten, der Bahn parallel laufenden Straße, 
wie der diejelbe fchneidenden Querſtraßen fichergeftellt find. Die fpätere Ausführung 
diejer Straßen wird die Königftadt nicht nur verfchönern, fondern auch von mwejent- 
lihem Einfluß auf die in mancher Beziehung zurüdgebliebene Entwidelung diejes 
Stadttheils fein. Auch wird der jchon längſt gehegte Plan, demfelben neben der 
Königftraße eine zweite unmittelbare Verbindung mit den weftlihen Stadttheilen zu 
geben, vorausfichtlih um jo jchneller zur Ausführung gelangen. 

Ein großer Schritt zur Erreihung diejes Zieles ift bereits gefchehen durch den 
Ankauf eines ganzen Kompleres von theils in der Ktlofterftraße und Neuen Friedrich: 
ftraße, theils an der Königsmauer und am fogenannten Kleinen Jüdenhof belegenen 
Grundftüden. Die Vorlage des Magiftrats, auf Grund deren die Stabtverordneten: 
Verfammlung einer jo beveutungsvollen Mafregel zuftimmte, hatte ausgeführt, wie 
durch diejelbe nicht nur die Durchführung der Papenftraße bis zur Neuen Friedrich: 
ftraße und damit die fehlende Verbindung zwifhen den im nördlichen Theil von Alt: 
Berlin belegenen XTheilen der Klofter: und Neuen Friedrichſtraße hergeftellt werden, 
jondern zugleih mit der Durchbrechung der Königsmauer der längit gehegte Wunjch i 
realifirt werden würde, die widerwärtigen Zuftände zu befeitigen, die daraus ent- 
ſprangen, daß diefe enge, zwiſchen der Klofter: und Neuen Friedrichftraße ſich bogen- 
förmig binziehende, Gafje von Alters her die Wohnftätte der Proftitution und der 
ſchmählichſten Lafter war, 
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Ueber die finanziellen Opfer, welche der dieje beiden Zwecke verfolgende, erft im 
Fahre 1877 ausgeführte Grundftüdsanfauf erfordert bat, zu berichten, ift noch nicht 
an der Zeit; auch werden diejelben vollftändig fich erit überjehen laſſen, wenn bie 
erworbenen Terrains, ſoweit fie zur Straßenanlage nicht erforderlih find, veräußert 
fein werden. Aber das wollten wir hier nicht unerwähnt lafjen, daß durch diefe Opfer 
die Serftellung einer neuen breiten Sauptftraße der Verwirklichung bedeutend näher geführt 
worden ift, einer Straße, welche — vom Yuftgarten ausgehend, die Spree auf einer 
an Stelle der jeßigen Kavalierbrüde*) zu erbauenden Brüde überjchreitend, die Heilige 
Geift: und Spandauerftraße durchſchneidend, bis zu den Parallelftraßen der Stadtbahn 
führend — die Dorotheenjtadt mit Alt:Berlin und der Königftadt unmittelbar verbinden 
foll, womit dann die längft gewünſchte Parallelftraße ver Königstraße **) geſchaffen fein wird. 

Die vollftändige Ausführung diefer „Kaifer Wilhelmftraße* wird freilich wegen 
der in den Zug berjelben fallenden, noch nicht erworbenen Grundftüde weitere erheb- 
lihe finanzielle Opfer fordern. Der Zeitpunkt der Vollendung diefes Unternehmens 
wird daher davon abhängig bleiben, wie bald es möglich jein wird, die entjprechen: 
den Geldmittel flüffig zu machen. 

Dafjelbe gilt von einer anderen, nicht minder jeit Langem erfehnten Berbeffe: 
rung der Verbindungen Alt:Berlins, das gegenwärtig mit Köln und Friedrichs: Werber 
nur über den engen Mühlendamm verkehren Tann. 

Nächſt der Anlage der Kaijer Wilhelmftraße, der Verbreiterung des Mühlen: 
dammes und der Durchlegung der Charlottenftraße bis zur Spree, die gegenwärtig zur 
Entlaftung der Friedrichftraße — deren ſchon jehr großer Verkehr durch die Anlegung 
des Stadtbahnhofes in der Georgenjtraße noch erheblich gefteigert werden wird — in der 
Borbereitung begriffen ift, wird aber vorausfichtlich die nächfte Zukunft mit erheblichem 
Koftenaufwand für die Stadtfaffe verbundene Verbefferungen des Straßenneges nicht 
erfordern. 

Es wäre dies auch um jo dringender zu wünfchen, als die Ausgaben für die 
Unterhaltung der vorhandenen Straßen theils durch die in Folge des Vertrages 
vom 11. Dezember 1875 in Bezug auf die Interhaltungspflicht eingetretene Ber: 
änderung der früher beftandenen rechtlihen Verhältniſſe, theils durch den fo außer: 
ordentlih gewachjenen Umfang des Berliner Straßenareals in immer fteigendem 
Maße fi vermehren. 

Eine Anjhauung, wie das Stadtgebiet im Jahre 1861 und wie es im Zahre 
1876 bebaut war, giebt der beigefügte Plan, auf welchen wir bereits oben bei der 
Darftellung der Straßendurdbrüde Bezug nahmen. 

Bon dem im Jahre 1860 bebauten Stadtgebiet waren zu Fahrdämmen ver: 
wendet rot. 1674000 qm; in dem im Jahre 1876 bebauten Stadtgebiete nehmen 


*) Bergl. oben ©. 18. 
) Bergl. oben ©. 15. 
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die Fahrdämme ein Areal von rot. 3370000 qm ein. Es waren aljo im Jahre 
1876 rot. 1 696 000 qm mehr im Strafenpflafter zu unterhalten, oder es hatte ſich 
in 16 Jahren die zu Straßendämmen verwendete Fläche mehr als verdoppelt. 

Seit dem 1. Januar 1876 hat die Stadtgemeinde die jämmtlichen Straßen: 
dämme zu unterhalten, bis dahin waren rot. 1500000 qm vom Fiskus unter: 
halten worden. 

Für die Leitungen, welche dem zum Straßenbau Verpflichteten obliegen, ift 
nit nur die Länge und Breite der Fahrbämme von Bedeutung, jondern auch der 
Umfang des Verkehres, welcher ſich auf diefen Dämmen bewegt. 

Wie der auf den Straßendämmen Berlins fi bewegende Wagenverfehr von 
1861 bis 1876 zugenommen hat, läßt ſich durch fpezielle zahlenmäßige Angaben 
nicht belegen. 

Ein annähernd richtiges Bild davon gewährt aber die Vergleihung der Zug: 
pferde*) überhaupt und des rollenden Materiales des öffentlichen Fuhrweſens. 

Die Zahl der zum Ziehen von Fuhrwerken jeglicher Art benußten Pferde 
betrug im Jahre 1861 9 128 Stüd. 

Diefe Ziffer hatte ich bis zum Ende des Jahres 1866 auf 13 691 Stüd 
gehoben, ſich aljo im Verlauf von 5 Jahren ungefähr um circa 60 pCt. vermehrt. Im 
den weiteren Jahren des uns bejchäftigenden Zeitabfchnittes trat ein jährlicher Zu: 
wadhs von rot. 9—10 pCt. durchichnittlich ein, jo daß am Ende des Jahres 1876 
gezählt wurden 24 682 Stüd Wagenpferde, von denen 9984 als Beipannung bei 
öffentlichen Fuhrwerfen ihre Verwendung fanden. Zu diefen Pferden treten noch circa 
1 900 Stüd Pferde, welche zwar die Straßen Berlins befahren, ihre Stallungen aber 
in den benadhbarten Ortſchaften finden und 468 der Kaiferlihen Poftverwaltung ge: 
hörige Pferde, jo daß die Gefammtzahl der am Schluß der vorliegenden Verwaltungs: 
periode die Straßen der Nefivenz benugenden Zugpferde auf circa 27 000 Stüd an: 
genommen werben fann, mithin der jeit dem Jahre 1861 eingetretene Zuwachs dem 
einer Verdreifahung nahezu gleichkommt. 

Was demnächſt das rollende Material des öffentlichen Fuhrweſens betrifft, jo 
fommen hier in erfter Linie die Droſchken in Betradht. 

Unter den Transportmitteln, welche zu Jedermanns Gebrauch auf öffentlichen 
Straßen und Pläßen bereit gehalten werden, war diejes das erite, welches in Berlin 
die Sänften ablöfte. Die Entwidelung deſſelben giebt ein getreues Bild von dem 
Wachsthum des Straßenverfehres, und es dürfte daher hier am Plage fein, die Daten 
über feine mit der Zunahme der Stadt fortfchreitende Ausdehnung zu verfolgen. 

Das Unternehmen war im Jahre 1815 mit einer Zahl von nur 30 Wagen 
und 50 Pferden ins Leben getreten. Dieje Zahl hatte ſich bis zum Jahre 1827, 


*) Andere Zugtbiere können, da fie in Berlin nur in verhältnigmäßig jehr geringer Zahl zur 
Verwendung kommen, außer Betracht bleiben. 
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aljo in 12 Jahren vervierfadht, aber es war noch eine Zeit von 33 Jahren erfor: 
derlih, um fie bis auf 1000 wachſen zu lafjen. Im Jahre 1860 ftanden, abgejehen 
von 60 Nachtdroſchken, 999 Stück Droſchken zum Dienfte des Publikums bereit, das 
Fahr 1866 Eonnte ſchon 2260 Drofchlen verzeichnen, während im Ausgange des 
Jahres 1876 fih im Ganzen 4 242 folder Wagen in Benugung befanden, von denen 
1130 als Droſchken 1. und 3 112 als Droſchken 2. Klaſſe fungirten. 

Erft im Jahre 1846 war in Berlin neben den Droſchken ein anderes Trans— 
portmittel ins Leben getreten, befjen fpezifiicher Unterfchied von der Droſchke durch 
feinen Namen „Omnibus“ bezeichnet wird. 

Die nachſtehenden Zahlen 
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1860 47 
1863 279 
1864 393 
1865 305 
1866 192 
1876 177 


zeigen, wie dieſe Art der Perjonenbeförderung längerer Zeit bedurfte, bevor fie all: 
gemeinere Beliebtheit beim Publikum fand; wie fie dann in der Periode von 1863 — 1865 
einen jehr bedeutenden Auffhwung nahm, wie fie aber aud in den Jahren 1866 
bis 1876 eine jehr weſentliche Bedeutung für den Straßenverkehr behielt, die um fo 
weniger unterf[hägt werben darf, als der Dmnibusverfehr naturgemäß hauptſächlich 
die Strafen berührte, die auch jonft die lebhaftejte Frequenz hatten: die Potsdamer-, 
Zeipzigeritraße, den Mühlendamm, die Königftraße, Friedrichſtraße. 

Wenn ein Beförderungsmittel, wie der Omnibus, welches wegen feiner Billig: 
feit auch den unbemittelteren Klaffen der Bevölkerung leicht zugänglich if, gerade in 
einer Zeit allgemeinen Aufihmwunges (von 1866 ab) einen Rüdgang zeigt, wie er in 
den vorjtehenden Ziffern fichtbar wird, jo erklärt fich dies zur Genüge daraus, daß 
gerade in diejer Zeit einem neuen Kommunifationsmittel, welches in vielfachen Be: 
ziehungen den bisher üblich geweſenen überlegen ift, Gelegenheit geboten wurde, auch 
in Berlin feine Vorzüge zu bewähren, und zwar zunächſt auf einer Route, die von 
den Omnibusgejellichaften als eine ihrer vorzüglichiten Linien angefehen werden mußte. 

Schon im Jahre 1863 wurden bie eriten Verhandlungen fiber den Bau einer 
Pferdbeeijenbahn, melde durch die Straße: Unter den Linden und das Branden: 
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burger Thor hindurch nad Charlottenburg geführt werden follte, eingeleitet. Die: 
jelben gelangten indeß nicht jofort zum Abjchluffe und erft am Ende des Jahres 1864 
konnte der Bau in Angriff genommen werden, jedoch nicht in der anfänglich beab- 
fichtigten Linie durch die Straße Unter den Linden, jondern, da ſich gegen die Wahl 
diefes Strafenzuges Bedenken erhoben hatten, vom Kupfergraben aus durch bie 
Dorotheenftraße nad) der Charlottenburger Chauffee und durch diefe nach Charlottenburg. 
Die Eröffnung des Betriebes auf der Gejammtftrede erfolgte am 25. Auguft 
1865, nachdem bereits der Theil der Linie vom Brandenburger Thor bis Charlotten: 
burg kurze Zeit vorher der Benutzung des Publitums übergeben worden war. Lange 
Zeit hindurch erfchien es, als ob die vorbeiprodene Strakenbahn eine Nahahmung 
in unferer Refivenz nicht finden follte. Es fehlte zwar nicht an Unternehmungs: 
luftigen, welche den Behörden die Projekte zur Ausbeutung von Pferdebahnlinien nach 
den verfchiedenften Richtungen Hin behufs Ertheilung der Konzeſſion unterbreiteten. 
Die eigenthümlichen Refjortverhältniffe indeffen, und die Differenzen über die Kom: 
petenz der dabei interejlirten ftaatlihen und ftädtiichen Behörden traten diefen Be 
ftrebungen ebenfo hinderlich entgegen, wie die freilich unbegründeten Bejorgniffe, welche 
nit nur an mafgebenden Stellen bezüglich der Gefährdung des übrigen Verkehrs 
dur) die Geleife und Wagen der Pferdeeifenbahnen gehegt wurden. Erft im Jahre 
1872, nad) den im Abjchnitt 7 des eriten Theiles (Heft I. S. 63) bereits erwähnten Ber: 
handlungen, gelang es, die vorjtehend angedeuteten Hinderniſſe joweit zu befeitigen, 
daß einer inzwifchen gebildeten Aftiengejellihaft, der Großen Berliner Pferdeeijenbahn: 
Aktiengefellfichaft, die Konzeſſion zur Serftellung eines das ganze Weichbild und die 
nächfte Umgebung Berlins umfaffenden Pferdebahnneges übertragen werben konnte. Von 
diefem Zeitpunfte an nahm das Pferbeeifenbahnmwefen einen rafhen Aufihwung und 
wurde in kurzer Zeit bei der Einwohnerfhaft jo beliebt, daß die Ausdehnung des 
Bahnneges hinter den feitens der Bürgerfchaft gehegten Wünfchen weit zurücblieb. 
In welcher Weile innerhalb der wenigen Jahre von der Eröffnung der erften, 
von der Großen Berliner Pferdeeifenbahngefellihaft erbauten Bahnftrede, die am 
8. Zuli 1873 erfolgte, bis zum Schluß der vorliegenden Verwaltungsperiode das 
Netz der Straßenbahnen und der Verkehr auf denfelben zugenommen, zeigt ein Blid 
auf die nachftehende Zujammenftellung: 














Zahl 


Im Betriebe Anzahl der 
Jahr. JUefindliche Meter | der beförderten | Fahrten. 
—— Perſonen. Wagen. | Pferde. 
tot. 





480 762 49 112 22 136 
1874 5 755 787 316 785 92 325 
1875 15 375 064 647 363 163 711 
1876 22 869 508 914 641 196 905 
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Die vorftehenden Angaben beziehen ſich nur auf die von der Großen Berliner 
Pferdeeifenbahngejellihaft in Betrieb gehaltenen Linien. 

In Betreff der BerlinCharlottenburger Pferdebahn, weldhe für den Berfehr 
innerhalb Berlins weniger ins Gewicht fällt, bejchränfen wir uns auf die Bemer: 
fung, daß, während dieſe Linie im Jahre 1866 mit 20 Wagen und 130 Pferden 
betrieben wurde, das Betriebsmaterial fih im Jahre 1876 bis auf 49 Wagen und 
209 Pferde vermehrt hat. 

Zählt man denjenigen Perjonen, welche im Jahre 1876 die Wagen der Ber: 
liner Pferdeeifenbahngejellihaft benußten, diejenigen hinzu, welche in demjelben Jahre 
fih der Omnibus bedienten, jo erhält man die koloſſale Summe von 39 864 082. 

Diejer Zahl gegenüber erjcheint der Einfluß, welchen die auf den Eijenbahn: 
böfen anfommenden und abfahrenden Reiſenden mitteljt der von ihnen benugten Fuhr— 
werfe auf den Straßenverkehr im Ganzen ausüben, verhältnißmäßig gering. Da 
derjelbe immerhin mindeftens für den Verkehr der den Eifenbahnhöfen benachbarten 
Stadtgegenden zur Zeit der Ankunft und Abfahrt der Dampfwagenzüge von Be: 
deutung ift, jo wird es nicht ohne Intereffe fein, wenn wir auch hierauf etwas näher 
eingehen. 

Wie bekannt, find die älteren, und in Bezug auf den Verkehr jowohl ber 
Güter als der Perfonen weitaus bedeutendften, von Berlin ausgehenden Eijenbahnen 
bereits in den Jahren von 1838 bis 1846 erbaut und eröffnet worden; von hier 
ab, bis zum Jahre 1867 hat eine Vermehrung der großen internationalen Verkehrs: 
wege, welche beftimmt find die Hauptſtadt mit den übrigen Theilen der Monarchie 
und dem Auslande zu verknüpfen, nicht jtattgefunden. 

Im Jahre 1867 wurde der Theil der Oftbahn, welcher Berlin mit den bereits 
früher fertig geftellten Streden derfelben verbindet, und die Berlin-Görliger Eifenbahn 
dem Betriebe übergeben; diefen folgte im Jahre 1871 die BerlinLehrter und endlich 
im Jahre 1875 die Berlin-Dresdener Eifenbahn. 

Die Berliner Nordbahn, beftimmt, das nahe gelegene Medlenburg und die 
Küftenlandfhaften Vorpommerns dem großen Verkehr zu erjhließen, wurde zwar 
bereits im Jahre 1872 in Angriff genommen, konnte aber der ungünftigen Zeitver: 
hältniſſe wegen nicht rechtzeitig vollendet werden und iſt erſt nach Ablauf unferer Be 
rihtsperiode zur Eröffnung gelangt. 

Die Zahl derjenigen Perfonen, welche im Jahre 1861 von den damals be: 
ftehenden fünf Eifenbahnen in Berlin zur Beförderung aufgenommen reſp. abgejebt 
wurden, betrug nach den von den betreffenden Direktionen veröffentlichten Betriebs: 
ergebnifjen in Summa 2310 785 Perfonen; bis zum Jahre 1867 hatte fich diefelbe 
auf 3 664 300 Perjonen, innerhalb 7 Fahren alſo faft um zwei Dritttheile erhöht.”) 


*) Im Jahre 1866 hatte fie — offenbar in Folge ded Krieges mit Oeſterreich — die Zahl 
des Jahres 1867 noch um 16 000 überftiegen. 
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Das Zahr 1868 weit, der Hauptjache nach unzweifelhaft durch die inzwijchen 
erfolgte Weiterführung der Oſtbahn bis zur Reſidenz hervorgerufen, eine bislang noch 
in feinem Jahre auch nur annähernd erreichte Steigerung der angefommenen und 
abgegangenen Reijenden um 673 803 nad, jo dab ſich die Gejanmtziffer auf 
4 348 103 Perſonen ftellt, welde, von jegt an fortvauernd zunehmend, im Jahre 
1875 die Höhe von 10020 390 Perfonen erreichte, was gegen das Jahr 1867 eine 
mehr als dreifache, gegen 1861 fogar eine falt fünffahe Zunahme Efonftatirt.*) 

Dem entjprechend hat ſich auch insbejondere die Zahl der den Perfonentrans- 
port von den Bahnhöfen nad) der Stadt bewirfenden Droſchken erheblich vermehrt. 

Die Einrihtung, welche den bier in Berlin eintreffenden Reiſenden die Be 
nugung einer Droſchke fichert, befteht jeit Ende 1863. Im Jahre 1864 wurden in 
folder Weije 456 006 Droſchken benußgt, im Jahre 1875 661 435.*) Ueber die 
Anzahl derjenigen Drofchken, welche zur Beförderung der Abreifenden nad den Bahn: 
böfen gedient haben, fehlen zwar ähnliche Angaben, da aber durchgehends bier in 
Berlin die Zahl der Abreifenden gegen die der Zureifenden faum 1 bis 2 pEt. 
zurüdfteht, auch zu der oben angegebenen Zahl der polizeilich requirirten Droſchken noch 
diejenigen hinzugerechnet werden müſſen, welche von den hierſelbſt eingetroffenen Per: 
fonen in der Nähe der Bahnhöfe beftiegen werben, jo wird man nicht befonders fehl- 
greifen, wenn man die Zahl der nad und von den Bahnhöfen bewegten Droſchken 
im Jahre 

1864 auf rot. 912000 Stüd oder durchſchnittlich 2 500 Fahrten pro * 
1875 =: = 1322870 ⸗ ⸗ ⸗ 3600 = ⸗ 
ſchätzt. 

Von erheblicherer Bedeutung für den Straßenverkehr als die Perſonenbeför— 
derung nach und von den Bahnhöfen, erſcheint die vielfach aus dem Centrum kom: 
mende und bis in bafjelbe gehende Güterbeförderung von und nad) den Eijenbahnhöfen. 

Erreihte im Jahre 1868 — dem auf die Eröffnung der DOftbahn folgenden 
Zahre — das Gewicht der in Berlin per Eifenbahn zu: und abyeführten Güter die Höhe 
von 46 800 418 Gentner, jo war daffelbe im Jahre 1876 auf 108 555 946 Gentner, 
demnach um faft 140 pCt. geftiegen. Würden nur Wagen, welche 100 Gentner 
Nettolaft aufzunehmen im Stande find, zur Beförderung diefer Gütermafjen benußt, 
jo ergäbe dies im Jahre 

1868 rot. 468 000 Fahrten oder durchſchnittlich rot. 1 300 Fahrten pro Tag, 

1876 = 1085600 = ⸗ ⸗ : 3000 ⸗ — 

*) Das Jahr 1876 läßt, wie im vielfachen anderen Beziehungen, auch bier einen Rückgang 

erfennen; der PBerjonenverfehr auf den Bahnhöfen Berlins bat fich in diefem legten Jahre des bier 

beiprochenen Berwaltungsabichnittes um 541313 Perjonen gegen den des Vorjahres vermindert, jo 

daß die Gefammtziffer deffelben mit 9 479 077, jegar gegen die des Jahres 1874 mit 9 941 970 Per: 
fonen zurüditebt. 


**) Das Jahr 1876 ſteht auch bier feinem Vorgänger nad und weijt ein Zurüdgehen bis 
auf 607411 Droſchken auf. 
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Diefe Zahlen können jedoh nur als Minimalzahlen gelten, da einmal die 
Form, in welcher die Güter eintreffen, eine Beladung der Wagen bis zu dem Gewichte 
von 100 Eentner häufig nicht geftattet, andererjeits aber auch vielfach Fuhrwerfe von 
weit geringerer Tragfähigkeit zum Transport der Laften von und zu den Güterjtationen 
Verwendung finden. 

Wenn ein jo lebhafter Wagenverfehr, wie der, von welchem wir ein ungefähres 
Bild zu geben verfudht haben, die Fahrbämme einer Stadt in Anſpruch nimmt, jo 
werden dieje um jo jchneller abgenugt werben, je weniger dauerhaft fie fonftruirt find. 
Die dadurch entftehenden Ungleichheiten bereiten dem Verkehr Unbequemlichkeiten und 
Hemmungen, verurſachen eine rajchere Abnugung der Wagen, verlangen von den Zug: 
thieren einen größeren Kraftaufwand als bei gleihmäßiger Feftigkeit der Fahrbahn 
jene zu erleiden, diefe aufzumenden nöthig hätten.) Ein aus Steinen mit unregel: 
mäßigen Formen und von ungleihmäßiger Härte ohne fefte Unterbettung und ohne 
enggejchloffene Fugen mittelft Einrammens bergeitelltes Pflafter — wie es bisher faſt 
ausichließlih in Berlin üblih war — erzeugt überdies bei naffem Wetter großen 
Schmutz, bei trodenem unmäfßigen taub. Dieſe Uebeljtände, denen ſich bei der bis- 
berigen Pflafterungsmethode noch für das Publifum die Unbequemlichfeit eines gewal— 
tigen, bei anderen Methoden erheblih zu ermäßigenden Geräufches zugejellt, bedürfen 
in einer Stadt, welde in anderen Beziehungen zu einer jo großen Bedeutung heran: 
gewachſen ijt, wie unjere Hauptſtadt, dringend der Abhülfe. Wie dieje herbeizuführen 
jei, das mußte nah Abſchluß des oft erwähnten Vertrages vom 11. Dezember 1875, 
welcher die Fürſorge für das geſammte Pflafter der Etadt in Eine Hand, die der 
Gemeindeverwaltung gelegt hatte, umfomehr Gegenftand der ernfteiten Erwägung unter 
unfern ZTechnifern und in unferer Baudeputation jein, als der Wunſch, die Unter: 
haltung der Straßen in einer, den heutigen Berfehrsbebürfniffen entiprechenden Weiſe 
zu bewirken, eines ber Motive gewejen war, welde die Gemeindebehörden beftimmt 
hatten, die finanziell nidt der Stadt jondern dem Fiskus günftigen Bedingungen 
jenes Vertrages anzunehmen. ”") 

Am Anhang geben wir eine Denkſchrift auszüglih mieder, in welcher bie 
Mängel des bisherigen Pflafters und die Erfordernifje, welche, wenn eine Bejeitigung 
derjelben eintreten joll, an das Material und an die Konftruftion geftellt werden müſſen, 
eingehend vom technifchen Standpunkte aus bejprochen worden find. Das Rejultat der 
über diefe Fragen gepflogenen Berathungen war der Beichluß: daß bei der jucceffive ein: 
tretenden, der allgemeinen Kanalijation folgenden Umpflafterung der Straßen ber in: 
neren Stadt, joweit diejelben Hauptverfehrsftraßen find, nur die Anwendung von Pflafter: 
fteinen erjter Klafje, d. h. von Steinen völlig parallelepipedijcher Geſtalt auf Schotter: oder 


) Nach einer überihläglichen Berechnung beträgt unter Berüdfichtigung der Anfangs 1877 in 
Berlin vorhanden gewejenen Pferde und Wagen die Abnutzung derjelben pro Jabr rot. 8 703 0U0 .4 
Hiervon werden vorausſichtlich durdy Einführung eines befjeren Pflaſters geipart jährlidy rot. 3200000 „4 

*) Bergl. Heft I. ©. 36. 
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Betonunterbettung oder von Asphalt oder Holz; für Pflafterungen neuer Straßen 
die Verwendung von Pflafterfteinen dritter Klaffe erfolgen ſoll, d. h. von Bruch— 
fteinen, welche zwar auch im Allgemeinen rechtwinklig bearbeitet find, bei denen jedoch 
nach der Fußfläche zu eine Verjüngung geftattet ift, jedoch nur jo weit, daß die Fußfläche 
nicht weniger als zwei Drittel der Kopffläche betragen darf. In Sauptitraßen ſoll 
dies Pflafter dritter Klaſſe eine feite Unterbettung, in Nebenftraßen eine Kiesunter- 
bettung erhalten. Diefer Beſchluß — foweit er fih auf Neupflafterungen bezieht — 
ift auch für die Verpflichtungen, welche den Adjazenten neuer Straßen gegenüber der 
Stadtgemeinde obliegen, von Bedeutung geworden. 

Es beruhten diefe Verpflichtungen bis zum Erlaß des Geſetzes vom 2. Quli 
1875, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Pläten in Städten 
und ländlichen Ortſchaſten auf den, in Abjchnitt 6 des eriten Theiles *) bereits 
erwähnten Kabinetsordres vom 21. Dezember 1838 und 28. Januar 1860, welde in 
Verbindung mit den ihnen vorangegangenen Gemeindebeſchlüſſen als ein Statutarrecht 
für Berlin feitgeftellt hatten: 


daß die Unternehmer von neuen Straßenanlagen rejp. die Adjazenten 
derfelben die Koften des erſten Pflafters derfelben zu tragen hätten. **) 


Sie beruhen nad) Emanation jenes Gejeßes auf dem auf Grund des $. 15 
Alinea 1 und 2 deflelben erlaffenen, im Anhang abgedrudten DOrtsftatut vom 
7. März 1877. 

Jene gejegliche Beltimmung lautet: 


„Durch DOrtsftatut kann feitgefeßt werden, daß bei der Anlegung 
einer neuen, oder bei der Verlängerung einer ſchon bejtehenden Straße, 
wenn jolche zur Bebauung beftimmt ift, jowie bei dem Anbau an ſchon 
vorhandenen, bisher unbebauten Straßen und Straßentheilen von dem 
Unternehmer der neuen Anlage oder von den angrenzenden Eigenthümern — 
von letteren fobald fie Gebäude an der neuen Straße errichten — die 
Freilegung, erjte Einridtung, Entwäfferung und Beleuchtungsvorrichtung 
der Straße in der dem Bedürfniſſe entiprechenden Weiſe beichafft, ſowie 
deren zeitweife, höchſtens jedoch fünfjährige Unterhaltung, beziehungsweiſe 
ein verhältnißmäßiger Beitrag oder der Erſatz der zu allen dieſen Maß— 
nahmen erforderlichen Koften geleiftet werde. Zu diefen Verpflichtungen 
fönnen die angrenzenden Eigenthiümer nicht für mehr als die Hälfte der 
Straßenbreite, und wenn die Straße breiter als 26 m ift, nicht für mehr 
ald 13 m der Straßenbreite herangezogen werben. 

Bei Berechnung der Koften find die Koften der gefammten Straßen: 
anlage und beziehungsmweife deren Unterhaltung zuſammenzurechnen und 


) Heft 1. ©. 41. 
**) Vergl. VBerwaltungsbericht pro 1829—1840 ©. 59. 
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den Eigenthümern nad Verhältniß der Länge ihrer, die Straße berüh— 
renden Grenze zur Laſt zu legen.” 

Dieje gejeglichen Beitimmungen hätten uns berechtigt, auch die Beleuchtungs- 
vorrichtungen von dem Internehmer oder den Ndjazenten zu fordern. Bon biefer 
Befugniß haben die Gemeindebehörden feinen Gebrauch gemacht, ſondern nur infofern 
die Verpflichtung der Unternehmer oder Adjazenten gegen das früher beftandene Ver: 
hältniß verſchärft, daß fie ihnen ausdrücklich auch die Freilegung, erite Einrichtung 
und Entwäfjerung auferlegt haben. Ob auf Grund der früheren Beftimmungen auch 
die Entwäfjerungsanlagen gefordert werden durften, konnte zweifelhaft fein, die Frage 
ift aber in verfchiedenen Prozefjen zu Gunften der Stadtgemeinde entjchieden worden.*) 
Die Freilegung konnte früher nicht gefordert werden, erfolgte aber meiftens freiwillig, 
da die Anlegung der Straße im Intereffe der betreffenden Grundbefiger lag und die 
Gemeindeverwaltung es vielfach, wenn auch nicht immer, in der Hand hatte, die Vor: 
nahme der Pflafterung von der Freilegung des zur Straße erforderlichen Terrains 
abhängig zu machen. Iſt nach diefer Richtung hin die Stellung der Gemeindeverwal- 


*) An zur gerichtlichen Entjcheidung gefommenen Streitigkeiten über Die Anwendbarkeit und 
Auslegung der Kabinetsordred vom 21. Dezember 1838 und 28. Januar 1860 bat ed überhaupt 
nicht gefeblt. Da die Wiedereinziehbung für verjchiedene unter der Herrſchaft derjelben ausgeführte 
Neupflafterungen nody jchwebt, jo ift es auch jept noch von Intereſſe, die Grundſätze mitzutheilen, 
welche die Gerichtshöfe und namentlich der bisherige höchſte Gerichtshof — das Preußiſche Ober: 
Tribunal — in fonftanter Praris bei der Aburtelung der betreffenden Prozeſſe beobachtet haben. 
Cie laffen fih in folgende Sätze zuſammenfaſſen: 

1. Die Kabinetöordred vom 31. Dezember 1838 und 28. Januar 1860 haben in Ber: 
bindung mit den ihnen vorangegangenen Beichlüffen der Gemeindebehörden von Berlin 
ein für das ganze Weichbild der Stadt gültige Statutarredyt begründet; die Thatjache, 
daß jene Verordnungen nicht ald Geſetze publizirt find, ift daher unerheblich und ein 
auf den Mangel diefer Publikation gejtügter Einwand gegen ihre Anwendbarkeit un- 
begründet. 

Der nad) diejen Kabinetöordred der Gemeinde zuftehende Anſpruch auf Erjtattung der 

verauögabten Pflafterkoften ift gegen jeden Befiger eines an der neu gepflajterten 

Straße liegenden Grundſtückes verfolgbar, mit anderen Worten: die durch das Sta- 

tutarredht begründete Verpflichtung ift die einer im Ort gemeingewöhnlichen Realabgabe, 

welche der Eintragung in das Grundbuch nicht bedarf, um gegen den Bejipnachfolger 
desjenigen Eigenthümers geltend gemacht zu werden, zu deſſen Beſitzzeit die Pfla- 
jterungsfoften zur Crjtattung ausgeichrieben find. 

3. Die Anwendbarkeit der Kabinetsordred wird dur den Umftand nicht ausgeſchloſſen, 
daf die von der Stadtgemeinde gepflafterte Straße lediglich am die Stelle eines ſchon 
vorhandenen, aber ungepflajterten oder zwar gepflafterten, aber mit den in Städten 
üblichen Entwäfferungsanlagen nicht verjehenen Weges getreten iſt. (Ein Grundjag, 
der in Betreff der in dem neuen Weichbild vorgefundenen alten ländlichen Straßen 
und deren Umwandelung in gepflafterte Straßen von großer Bedeutung war.) 

4. Die Verwendung ded Areald zweier alten durd die frühere Stadtmauer getrennt ges 
gewejenen Straßen zur Herjtellung einer Straße ſchließt die Anwendung der Kabinetö- 
ordred nicht aus, aud wenn die vorhanden gewejenen Straßen gepflaftert waren. 
(Bon Bedeutung für die Anlegung der Ringſtraßen, joweit fie von der Stadtgemeinde 
anzulegen waren, vergl. Heft I. ©. 42.) 


to 
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tung gelicherter geworden, jo hat dagegen — abgejehen von der Vorſchrift, daß die 
Adjazenten bei einer Straße von mehr als 26 m Breite nicht für mehr als 13 m 
herangezogen werden können — die Beitimmung, nad) welcher 

die Zahlung der von den Aojazenten zu leiftenden Beiträge erft gefordert 

werden fann, jobald Gebäude an derjelben errichtet werben, 
der Gemeindeverwaltung eine ungünftigere Pofition gegeben. Denn während nad 
den früheren Beitimmungen die Wiedereinziehung der Koften alsbald nad Vollendung 
der Pflafterung von allen Adjazenten erfolgen konnte, gelangt die Verwaltung jebt 
erit jehr allmählich, je nachdem die Bebauung an der neuen Straße ftattfindet, zum 
Erjag der ausgelegten Koften. Dies ift vorläufig um fo empfindlicher, als die Ver: 
waltung vielfach dadurd zu neuen Straßenanlagen gedrängt wird, weil an ben ver: 
ſchiedenſten Stellen der Peripherie Gebäude da errichtet worden find, wo eine re 
gulirte Straße noch gar nicht vorhanden war. Für die Zukunft ift dem durch ein 
anderweites auf Grund $. 12 des gedachten Geſetzes“) erlaffenes Ortsftatut vom 
8. Dftober 1875 (ebenfalls im Anhang abgebrudt) vorgebeugt. Einftweilen aber üben 
die an nicht regulirten Straßen früher entftandenen Neubauten in finanzieller Sin- 
ficht eine doppelt nachtheilige Wirkung, indem fie einestheils zur Anlegung der Straße 
— die man font noch unterlaffen hätte — nöthigen und anderentheils die Beliker 
ſchon erbauter Häufer nad den gegenwärtig maßgebenden Beitimmungen zur Leiftung 
von Beiträgen nicht gezwungen werben können. 

Dagegen ift das Wiebereinziehungsverfahren dadurch erheblich erleichtert worden, 
daß — während früher über den von den einzelnen Adjazenten zu leiftenden Beitrag 
zu den Koften der Neuregulirung einer Straße oder eines Straßentheiles in jedem 
Spezialfall eine befondere Berechnung aufgejtellt und deren Richtigkeit, falls fie bean: 
ftandet wurde, nadhgemwiejen werden mußte — gegenwärtig in Gemäßheit $. 3 Alinea 2 
des Statuts vom 7. März 1877 der pro Quadratmeter anzufegende Preis für 
Plafterungsmaterial und Arbeitslohn aljährlih im Voraus feitgeitellt wird. 

Diefe Feitftellung dann ift es, bei welcher die oben erwähnte Unterjcheidung 
von Haupt: und Nebenfiraßen und die für die einen und anderen anzumendende 
Pflafterungsmethode für die Verpflichtung der Adjazenten von Bedeutung wird, indem 


*) Dieſe Beſtimmung lautet: 

„Durch Ortsjtatut kann fejtgeftellt werden, daß an Strafen oder Straßentbeilen, 
welche noch nicht gemäß der baupolizeilihen Bejtimmungen des Orts für den öffent- 
lichen Berkehr und den Anbau fertig bergejtellt find, Wohngebäude, die nad) diejen 
Straßen einen Ausgang baben, nicht errichtet werden dürfen. 

Das Ortöftatut bat die näheren Beitimmungen innerbalb der Grenze vorjteben- 
der Vorjchrift feitzufepen und bedarf der Beftätigung des Bezirksrathes. Gegen den 
Beſchluß des Bezirksrathes ift innerhalb einer Präflufivfrift von ein umd zwanzig 
Tagen die Beſchwerde bei dem Provinzialratbe zuläffig. 

Nach erfolgter Bejtätigung iſt das Statut in ortsüblicher Art befannt zu 
machen.” 
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zunächſt für die im Jahre 1877 in Angriff genommenen Reupflafterungen der ben 
zur Erſtattung Verpflichteten in Rechnung zu jeßende Preis des Materiales inkl. Ar- 
beitslohnes für Hauptitraßen pro Quadratmeter auf 13 .#, für Nebenftraßen pro 
Quadratmeter auf 11,50 feſtgeſetzt wurbe. 
Wir haben diefe Konfequenzen des noch in unfere Berichtsperiode fallenden, 
auch in anderer Beziehung — namentlich, betreffend die Feſtſetzung von Bauflucht: 
linien, Feitfegung und Abänderung von Bebauungsplänen — ſehr wichtigen Geſetzes 
vom 2. Juli 1875 bier nicht unerwähnt lafjen wollen, obwohl ihre praftiiche Wir: 
fung erft vom Jahre 1877 ab eingetreten ift. 
Für die bis zum Schluffe unferer Berichtsperiode ausgeführten Neupflafterungen 
waren in rechtlicher Beziehung auf Grund des $. 15 letztes Alinea jenes Gefehes *) 
gegenüber den Unternehmern und den Adjazenten noch die älteren Beftimmungen maß: 
gebend; in thatfächliher Beziehung waren die vorgenommenen Neupflafterungen noch 
größtentheils in der früher üblich geweſenen Methode ausgeführt worden. 
Wie die auf Neupflafterungen verwendete Thätigfeit unſerer Bauverwaltung Umfang der von 
jeit 1861 ſich vermehrt hat, ergiebt folgende Tabelle, betreffend die Fläche der in ben —— 
einzelnen Jahren ausgeführten Neupflaſterungen: tung audge: 


mp siihrten Neu— 
pflafterungen 



















Jahr . , Jahr und Um— 
Ausgeführte Fläche En Ausgeführte Fläche pflaſterungen. 
Ausführung. Ausführung. 











rot. qm. rot. qm. 
















1861 4 600 15 900 
1862 500 1870 29 700 
1863 25 000 | 1871 43 300 
1864 63 400 1872 85 100 
1865 18 600 1873 173 500 
1866 35 000 1874 120 600 
1867 97 400 | 1875 260 100 
1868 33 400 | 1876 101 300 


Während bei dieſen Neupflafterungen ein großer Theil der entftandenen Koften 
in Gemäßheit der vorgedachten gejeglichen und ortöftatutarischen Beitimmungen von 
den Adjazenten wieder eingezogen wird, während ein nicht unbeträchtlicher Theil der 
neu angelegten Straßen von den Unternehmern jelber gepflaftert worden ift, bei dieſen 
alfo weder eine Thätigfeit unferer Bauverwaltung — abgejehen von der Abnahme 


) „Kür die Haupt: und Refidenzftadt Berlin bewendet es bis zu dem Zuftandefommen eines 
ſolchen Statuts bei den Beftimmungen deö Regulativs vom 31. Dezember 1838.“ 
4 


Bürgerjteige. 
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der Straßen — nod eine auch nur vorſchußweiſe Zahlung zur Wiebereinziehung ge 
langender Koften nothwendig ift, fallen die Umpflafterungen lediglich der Thätig: 
feit unferer Bauverwaltung und ihre Koften der Stadtkaſſe zur Lat. 

Die Straßenflädhen, welche während unferer Berichtsperiode umgepflaftert 
worden find, betrugen: 





Jahr Jahr 
* Ausgeführte Fläche * Ausgeführte Fläche 
Ausführung. Ausführung. 
rot. qm. rot. qm. 
1861 28 700 35 900 
1862 34 600 44 500 
1863 55 100 10 100 
1864 64 200 39 400 
1865 54 000 103 800 
1866 29 300 66 300 
1867 65 400 59 200 
1868 14 100 44 800 








Was für Neupflafterungen, Umpflafterungen und Reparaturen der Straßen: 
dämme in jedem Jahre unferer Berichtsperiode ausgegeben worden, ergiebt Die 
diefem Abjchnitt beigefügte Tabelle. 

Die Anlage und Unterhaltung der für den Fußgängerverfehr beitimmten 
Bahnen, der Bürgerfteige, liegt rechtlich nicht der Stadtgemeinde, fondern nad) einem 
auf die Beftimmungen der Brunnen: und Gafjenordnung vom Jahre 1660 ſich grün- 
denden. Serfommen den adjazirenden Grundbefigern ob. Gleihwohl hat die Gemeinde- 
verwaltung fich jchon jeit langer Zeit — wie die früheren zehnjährigen Verwaltungs- 
berichte ergeben — die Werbefferung derjelben angelegen fein laffen und zur Serbei- 
führung ſolcher Verbeſſerungen andauernd aus ihren Mitteln beigetragen. 

Die mittelft Allerhöchiter Kabinetsorvre vom 29. April 1829 genehmigte 
Hundeſteuer hatte der Stadt eine Einnahmequelle eröffnet, deren Erträge vorzugsweiſe 
zur Beförderung jogenannter Trottoiranlagen verwendet wurden, d. h. zur Serftellung 
von Granitbahnen auf den Bürgerfteigen, welche früher nur mit Kleinen runden Feld— 
fteinen gepflaftert waren. 

Die Über die Verpflichtung der Grundbefiger zur Anlage von Troittoirs und 
über die von der Stadtgemeinde zu derfelben zu gewährenden Beiträge früher beitan- 
denen Beltimmungen find in dem Verwaltungsbericht pro 1829/40 ©. 360 flgde., in 
dem pro 1840/51 ©. 388, in dem pro 1851/60 ©. 65 flade. mitgetheilt. An 
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Stelle der dort erwähnten früheren Reglements und der im Laufe unferer Berichts: 
periode in Betreff der Negulirung der Bürgerfteige erlaffenen Beftimmungen gelten 
gegenwärtig die im Anhang abgevrudte Polizeiverordnung vom 17. Januar 1873 
und das vom Magiltrat unterm 6. Februar 1874 erlafjene, ebenfalls im Anhang 
mitgetheilte Reglement. 

Die Anſprüche an die Adjazenten und indireft an die Stadtkaſſe find weſent— 
ih dadurch gefteigert, daß, während früher nur 3 Fuß breite Granitplatten verlangt 
wurden, diefelben oder das an ihrer Stelle zugelaffene Asphaltpflafter jet und zwar 
ſchon jeit dem Jahre 1862 in einer Breite von 2 m und außerdem die Legung von 
granitenen Bordſchwellen verlangt wird. 

Die Normirung der Hülfsgelder, welche die Stadtgemeinde Privatgrundbefigern,*) 
welche in Folge des Aufrufes*’*) der Straße, wo ihr Grumdftüd liegt, die vorjchrifts- 
mäßige Regulirung bewirken, auszahlt, ift auf zwei Dritttheil der Koften beibehalten. 

Die Hülfsgelder werden, feit die Kommunalbehörden den bis dahin bejonders 
verwalteten Hundefteuerfonds im Jahre 1862 aufgehoben haben, aus den jährlich 
dur den Etat für diefen Zwed bewilligten Mitteln gezahlt. 

In Folge diefer von der Polizeibehörde und den Gemeindebehörden fonjequent 
durchgeführten Maßregeln ift es dahin gekommen, daß gegenwärtig faum noch irgend 
eine regulirte Berliner Straße einer Trottoiranlage entbehrt. 


Die vorftehende Darftellung hat mehrfach auf die Sinderniffe hinzumeifen ge 
habt, welche dem Berfehr von Wagen und Fußgängern durch Verwendung von 
Straßen und Plätzen zu Zwecken, die ihrer eigentlichen Beitimmung fremd find, bereitet 
werden. Es ift von den Bemühungen und Opfern berichtet worden, denen die Gemeinde: 
verwaltung ſich unterzogen hat, jolde Verwendungen des Straßenterrains zu befeitigen; 
es ift bemerkt worden, daß fie je länger je mehr den Grundſatz befolgt habe, diejelben 
nur jo weit zuzulaffen, als es ohne Beeinträchtigung der eigentlichen Beitimmung der 
Straßen geſchehen Fann. 

Nun giebt es aber in der That — wie heute allgemein anerkannt wird — 
gewiſſe Bedürfniffe eines großftädtifchen Publikums, welche auf der öffentlichen 
Straße befriedigt fein wollen und auf derfelben in geregelter, den Anftand und bie 
Drdnung nicht verlegender Weije nur durch die Serftellung öffentlicher Einrichtungen 
befriedigt werden können. 

Solche Bedürfniffe find einmal die rein phyfiichen, denen gegenwärtig die jo: 
genannten „Bedürfniganftalten” dienen. Sodann aber aud das, gegenwärtig durch 
die Anjchlagjäulen feine Befriedigung findende, geiftige Bedürfniß des großen 


*) Vergl. $. 2 ded Reglemente. 
**) Für die mach der Polizeiverordnung bei Neubauten vorgeichriebene Requlirung werden 
Hülfsgelder nicht gezahlt, $. 1 Alinea 2 des Reglemente. 
4* 
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Publitums, in bequemer Weife von Belanntmahungen der Behörden, von Ver: 
gnügungss, Konzert:, Theateranzeigen Kenntniß zu erhalten. 

Wenn es geraumer Zeit bedurft hat, bevor die Gemeindebehörden ſich ent: 
ſchloſſen, der Einrichtung öffentlicher Bebürfnißanftalten ein lebhaftes Interefje zuzu- 
wenden und die von anderer Seite ind Leben gerufene Einrihtung von Anjchlag- 
jäulen als eine dem öffentlichen Intereffe dienende Maßregel anzuerkennen, jo erklärt 
fi) dies zum Theil daraus, daß diefe Einrichtungen, insbefondere die der Bedürfniß— 
anftalten, doch auch wieder gegenüber der Hauptbeftimmung der Straßen ihre bevenk: 
lihen Seiten haben. Aber der eigentlihe Grund liegt tiefer. Er ift in der eigen- 
thümlichen Entwidelung der Reſidenz Berlin zu juchen. Sie ließ — wie wir dies 
bereits in der Einleitung dieſes Berichtes andeuteten — lange Zeit hindurch in den 
Kommunalbehörden das Gefühl ihrer Verantwortlichkeit für alle ſtädtiſchen Einrich— 
tungen nicht in genügendem Maße auflommen. Und als in ihnen mit dem Bewußt: 
fein von den Nechten und Pflichten der Selbftverwaltung jenes Gefühl lebendiger 
wurde, trugen die mit den aus diefem Bewußtjein zu ziehenden Folgerungen in 
Widerſpruch ftehenden Kompetenzen des Polizei-Präfiviums und der Minifterial-Bau- 
fommiffion in alle auf die Benugung des Straßenterrains bezüglichen Verhandlungen 
von vornherein den Samen der Zwietradht. 

Dieje Verhältniffe erleichterten es dem Polizei-Präſidium, über feinen verfaffungs- 
mäßigen Beruf hinaus, jelbititändig öffentliche Einrihtungen ins Leben zu rufen, 
welde zu begründen und zu verwalten Sade der Gemeindebehörde gewejen wäre. 
Wir haben Eines Beifpiels diefer — wenn aud in guter Abfiht — übergreifenden 
Thätigkeit der Berliner Polizeibehörde und feiner vorgelegten Inſtanzen bereits in 
Abſchnitt XL. des erjten Theiles bei der Erwähnung des im Jahre 1825 geichlofjenen 
Vertrages, welchem die Englifhen Gasanftalten ihre Entftehung verdanken, gedadt. Ein 
anderes Beifpiel diefer Art wird uns begegnen, wenn wir zu der Berichterftattung über die 
Anfänge der öffentlichen Wafferleitung kommen. Ein drittes Beifpiel liefert das Ver: 
fahren, welches das Königliche Polizei-Präſidium in Betreff der Gegenjtände beobachtete, 
welche uns an diefer Stelle fpeziell befchäftigen. 

Anftalten, welche den phyfiichen Bedürfniffen, von welchen oben die Rede war, 
dienten, befanden fich von frühefter Zeit her unter einigen Brüden, wo fie von dem 
Erbauer diefer Brüden, dem Fiskus, angelegt waren. Dieſe höchſt unvolllommenen, 
wegen der darin jtattfindenden Verunreinigungen nur von einem jehr Heinen Theil 
des Publikums benugten, Anftalten wurden allmählich befeitigt. An ihre Stelle waren 
einige Piſſoirs einfachfter Art auf fisfaliichen Straßen — um diefe mußte es ſich als 
die damals verfehrsreichiten vorzugsweife handeln — auf fiskaliſche Koften bergejtellt, 
nachdem ſchon im Zahre 1824 ein folches in einem Winkel bei der Nikolaikirche auf 
ſtädtiſche Koſten hergerichtet war. 

Im Jahre 1838 wurde die Sache generell bei den Kommunalbehörden an= 
geregt, indem das Königliche Polizei-Präfidvium im minifteriellen Auftrage dieſelben zu 
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einer Aeußerung über ein vorgelegtes Projekt für die Errichtung von Bedürfniß— 
anftalten auf öffentlichen Straßen aufforverte, wobei darauf hingemwiefen wurde, daf 
die Stadtgemeinde die Koften werde aufzubringen haben. Das Projekt wurde abge 
lehnt, einmal, weil die Stadtgemeinde jede Verpflichtung zur Ausführung zurüdwies, 
jodann, weil die errichteten Anstalten Widerfpruh bei den benachbarten Sausbefigern 
gefunden hätten, auch im Publitum nicht beliebt feien; und es fich deswegen empfehle, 
wieder auf Anlagen unter den Brüden zurüdzufommen. 

Die Sache ruhte damit wieder lange Zeit, bis fie im Jahre 1854 von Neuem 
aufgenommen wurde, um dann nicht wieder von der Tagesordnung zu verfchwinden. 
Unter dem 20. April 1854 theilten das Königliche Polizei-Präfidium und die König: 
lihe Minifterial-Baufommiffion dem Magiftrat mit, daß fie die Errichtung öffentlicher 
Piſſoirs höheren Orts zur Sprache gebracht hätten, und daß die Königlichen Minifterien 
für Handel ꝛc. und des Innern erklärt hätten, obwohl es Sade der Kommune fei, 
diejenigen Einrihtungen zu treffen, welche zur Abhülfe eines öffentlichen Bedürfniffes 
— wozu die Anlegung von Uriniranftalten in frequenten Gegenden der Stadt unbe: 
denflih zu erachten — ſich als nöthig ergeben; fei man doch bereit, zur Beförderung 
des guten Zwedes auf Anordnung nothwendiger Vorrichtungen an denjenigen Straßen 
und Plägen, deren Unterhaltung dem Fisfus obliege, für Rechnung der Staatsfonds 
einzugehen, infofern die Kommune fich bereit erkläre, die gleihmäßige Herftellung und 
Unterhaltung derjenigen Anlagen zu übernehmen, welche auf den von der Kommune zu 
unterhaltenden Straßen und Plägen, beziehungsmweife in unmittelbarer Nähe ftädtifcher 
Bebäude anzubringen jein würden. Dem Schreiben waren Zeichnungen und Anfchläge 
beigefügt und es jollten zunächſt jechs Anftalten, drei auf fisfalifche, drei auf ftädtifche 
Koften ausgeführt werden. 

Der Magiftrat verhielt fi diefes Mal nicht prinzipiell ablehnend; er ſchlug 
nur eine andere billigere Konftruftion für die Anftalten vor. Er konnte nicht ahnen, 
daß das Polizei-Präfivium hieraus VBeranlaffung nehmen würde, die Verhandlungen 
abzubrechen; noc weniger, daß dafjelbe die Sache der Piffoirs gleichzeitig mit einer 
anderen neuen Einrichtung für die öffentlichen — bisher an den Häufern, Brunnen, 
Bäumen angebrahten — Anjchläge, über deren Nothwendigkeit bisher Feinerlei An: 
regung von Seiten der Polizei erfolgt war, in einer ganz eigenthümlichen Weiſe un- 
mittelbar in die Hand nehmen würde. Er war daher aufs Höchſte überrafht, als ihm 
am 13. Sanuar 1855 Abjchrift eines am 5. Dezember 1854 zwiſchen dem Königlichen 
General: Bolizeidireltor v. Hindeldey und dem Buchdrudereibefiger Litfaß geichloffenen 
Vertrages zuging, Inhalts deſſen diefem für die Dauer von fünfzehn Jahren, vom 
1. Juli 1855 ab, das ausschließliche Recht übertragen wurde, auf öffentlichen Straßen 
und Plägen Säulen für den Zettelanjchlag zu errichten, an welchen vom 1. Juli 
1855 ab folder Anſchlag überhaupt nur noch zuläffig fein und nur durch Beauftragte 
des ꝛc. Litfaß jtattfinden follte Zur Sicherung der Durchführung diejer leßteren 
Beitimmungen wurde in dem PVertrage der Erlaß einer Polizeiverordnung in Ausficht 
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geftellt, die dann auch unter dem 18. Juni 1855 von dem Königlichen Polizei-Prä- 
fivium erlaffen wurde, 

An dem Ueberjendungsfchreiben wurde der Vertrag bezeichnet als geichloffen 
„über die Errichtung von Säulen zur Aufnahme öffentlicher Plakate und wegen Auf: 
ftellung von 30 öffentlichen Urinoirs“, woran die Bemerkung geknüpft wurde, durch 
die Errichtung diefer Anftalten werde einem langgefühlten Bedürfniſſe Abhülfe ge 
ihafft werden, und es erübrige hiernady die Fortjegung der Verhandlungen wegen 
Aufitelung von Pifjoirs. 

Dieſe letztere Vorausfegung ergab fich jehr bald als falſch. Schon im Jahre 
1856 nahm das Polizei-Präfivium felbit diefe Verhandlungen wieder auf, indem es 
dem Magiftrat erflärte, daß es davon Abftand genommen habe, den ꝛc. Litfaß zu 
der Erfüllung feiner Verpflihtung anzuhalten, weil es die dabei in Ausficht genom⸗ 
mene Einrichtung der Anstalten als unzwedmäßig erfannt habe. Dieje Verhandlun: 
gen führten endlich zu einem Rejultat, dem unterm 19. Auguft 1862 auch die Stadt- 
verordneten:VBerfammlung dahin zuftimmte, daß 15 Bedürfnißanftalten in Eifen mit 
Wafferleitung verfehen, auf ſtädtiſche Koften hergeitellt werden ſollten. Im gleicher 
Weiſe wollten die fisfalifchen Behörden die gleihe Zahl folder Anftalten heritellen. 

Mit der Ausführung der Anftalten wurde im Jahre 1863 begonnen, die 
erſte wurde auf dem Askaniſchen Plate aufgeftellt auf Koſten der Stadtgemeinde, 
während auf fisfalifche Koften eine Anjtalt an der Fifcherbrüde errichtet wurde. Diefe 
legtere Anftalt war eine einftändige, die übrigen find zweiltändig errichtet worden, in 
ihrem Dberbau von Eifen, innen an der Benußungsflähe mit Schiefer befleivet, mit 
Wafferfpülung und Glasdach verjehen und darüber mit einer Straßenlaterne beleuchtet. 
Die Koften der erften Anftalten ftellten fich über den urjprünglichen Anſchlag hinaus 
auf duchjchnittlich 1 774 pro Stüd, 

Von den vorgedadhten 15 Anftalten gelangten in den Jahren 1863 und 1864 
zunächſt nur neun zur Errichtung, bezüglich der übrigen ergaben fich hinfichtlich der Auf: 
ftellungsorte Schwierigkeiten; und ſolche Echwierigfeiten, die nicht zum geringiten Theil 
darin ihren Grund hatten, daß Behörden wie Private fich ablehnend gegen die Auf: 
ftellung in der Nähe ihrer Gebäude und Wohnungen verhielten, haben bis in die 
neuefte Zeit fortgedauert. Im Ganzen find bis zum Ende des Jahres 1876 auf 
öffentlichen Straßen 56 Bebürfnißanftalten für Männer‘) errichtet worden, von 
denen Schließlich nur ſechs auf fiskaliſche Koften bergeftellt find. 


* Die Errichtung von öffentlihen Berürfnikanftalten für Frauen ift im neuerer Zeit 
wiederholt in Anregung gebracht; die Sache war indeh bis zum Jahre 1876 über die erften Stadien 
der Entwidelung nidyt binaus gefommen. Wir beichränten uns daber bier auf die Bemerkung, daß 
im Sabre 1879 Seitens der Gemeindeverwaltung ein Vertrag mit einem Privatunternebmer über die 
Errichtung einer größeren Zabl für die Benupung Geitend des weiblichen Geſchlechts geeigneter 
Anftalten zum Abſchluß gelangt iſt. 
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Gegen die Form diefer Anjtalten — fie waren ſämmtlich nach dem uriprüng- 
lihen Modell ausgeführt — find in der legten Zeit mehrfach Ausftellungen laut ge 
worden, die hauptſächlich daraus hervorgegangen find, daß die an frequenten Orten 
aufgeftellten, meift nur zweiftändigen Anftalten, für die Zahl der fie Benugenden nicht 
ausreichen, und iſt es daher gegenwärtig im Werke, diefe Anftalten nach und nad 
durch mehrftändige zu erjegen. | 

Hat ſonach die Sache der Bedürfnifanftalten, nachdem fie einmal von den 
Kommunalbehörden in Angriff genommen war, eine ſehr erhebliche Förderung erfah: 
ren und zu weiteren Differenzen Feinerlei Beranlaffung gegeben, fo ift dagegen die 
Drdnung des Anjchlagweiens, wie fie durch jenen von dem Polizei-Präfidium mit 
Litfaß abgejchloffenen Vertrag erfolgt war, in Verbindung mit anderen, aus ber: 
jelben Auffaffung feiner Kompetenz hervorgegangenen Handlungen des Polizei-Prä- 
fiviums, von welchen im weiteren Verlaufe diejes Abjchnittes noch die Nede fein wird, 
die Veranlaffung zu tiefgreifenden, fi durch die ganze Verwaltungsperiode hindurch— 
ziehenden Differenzen mit den Staatsbehörden geworden. 

Die in dem Vertrage mit Litfaß beliebte Ordnung des Anſchlagweſens konnte 
damals im Mangel jeder genaueren Kenntnif der Motive, von denen das Polizei— 
Präfidium jich hatte leiten lafjen, als eine dringende Nothwendigfeit kaum erjcheinen, 
die ganze Mafregel wurde vielmehr lediglich aufgefaßt als eine ungerechtfertigte Be: 
läftigung und Beſchränkung des Publikums, als eine Beeinträchtigung Gewerbtreiben- 
der, namentlich der Buchoruder, und Bereicherung eines Einzelnen auf Koften der 
Gejammtheit. Von dem Einfluffe diefer allgemein in der Bevölkerung verbreiteten 
Anihauung konnten auch die Kommunalbehörden nicht ganz frei bleiben, für welche 
noch hinzukam, daß fie, ſofern es fich in der That um die Serftellung einer im orts: 
polizeilihen Intereſſe nothwendigen Einrihtung auf den öffentlichen Straßen der 
Stadt handelte, ein gejeglich begründetes Recht hatten, ſowohl über die Einrichtung 
ſelbſt als namentlih aud gemäß den Beltimmungen des Geſetzes vom 11. März 
1850 über den Erlaf der für diefe Einrichtung maßgebenden Ortspolizeiverordnung 
gehört zu werben. 

Verfhärft wurde diefe Stimmung noch durch die gänzlihe Ignorirung ber 
Rechte, welche der Stadtgemeinde doch mindeftens an den von ihr unterhaltenen 
Straßen zuitanden und dur den jchon erwähnten Umftand, daß das Königliche 
Polizei-Präſidium es ablehnte, den ꝛc. Litfaß anzuhalten zur Errichtung von 
30 Piſſoirs, welde er in dem Vertrage vom 5. Dezember 1854 gemwiffermaßen als 
Gegenleiftung für die ihm aus demfelben erwachjenden Vortheile zugefichert hatte. 

Die Rüdjichtslofigkeit, mit der die Gemeindebehörden bei Abſchluß des Ber: 
trages behandelt worden waren, wurde noch überboten durch das Verfahren, welches 
bei feiner Verlängerung von dem Polizei-:Präfidium beobachtet wurde. Als im Januar 
1869 der Magiftrat das Polizei-Präſidium erjuchte, nicht ohne feine Zuziehung das 


Trinkhallen. 
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Anſchlagweſen über den 1. Juli 1870 hinaus zu ordnen, wurde ihm erwidert, es 
ſei durch Kontrakt vom 24. Oktober 1868 der urſprüngliche Vertrag mit Litfaß 
bereits bis zum 1. Juli 1880 verlängert. 


Der Streit über die Zuläſſigkeit eines ſolchen Verfahrens, der vom Magiſtrat 
ohne Erfolg auch mit der Miniſterialinſtanz geführt wurde, verlor ſeine Schärfe erſt 
als durch den Vertrag vom 31. Dezember 1875 das Eigenthum der Stadtgemeinde 
an den öffentlichen Straßen zur Anerkennung gelangte. Da nunmehr ihre Legitima— 
tion zur Sache nicht mehr beſtritten werden konnte, ſteht vom 1. Juli 1880 ab im 
bereits erzielten Einvernehmen mit dem Polizei-Präfidium eine Regelung der Sache 
dahin bevor, daß die Stadtgemeinde das Recht der Errichtung und Benugung von 
Anjchlagfäulen auf öffentlihen Straßen gegen eine Pacht vergiebt, während nur bie 
polizeiliche Regelung des Anfchlagmweiens durch eine Polizeiverordnung und eine Mit 
wirkung der Polizei bei der Auswahl der zur Errichtung der Säulen beftimmten 
Stellen und bei der Feſtſtellung des Tarifes eintreten wird. 

Es beftehen zur Zeit 200 Anjchlagfäulen, die in ihrer Grundfläche etwa 
1, m Durchmeffer und circa 4 m Höhe haben und eine Klebeflähe von circa 11,, qm 
bieten. Für die Benugung derjelben gilt ein Zarif, der im Jahre 1862 dur Po— 
lizeiverordnung nad vorgängiger Anhörung des Magiftrats für 5 Normalgrößen feit- 
geftellt ift. Nach demfelben ift zu zahlen für 1 Tag und 100 Anjchläge: 


I. Größe, 7° hoch, 9” breit (DuartFormat) . . Och. 


I. : 7 90 (Folio-Format) . . Om : 
I. : 147 = 18% = (Doppelfolio Format) 1,0 : 
IV. ⸗- 28” : 18% = (halb Aoler-Format) . 2,0 : 
V 228 =: 36% = (ganz Adler: Format) 4, : 


Anschläge anderen Formats aufzunehmen ift der Unternehmer nicht verpflichtet, 
der Preis für folche unterliegt freier Vereinbarung. Die Gebühr für das Anheften 
der Plakate ift in den gedachten Tarifjägen nicht enthalten und nicht duch Tarif 
beftimmt. Erfahrungsmäßig fommt das Format V. überaus jelten zur Anwendung, 
und werden nur wenige Anzeigen gleichzeitig an mehr als hundert Säulen zum An: 
ſchlag gebradt. Auf Grund des obengedachten Prolongationsvertrages find an jeder 
Säule Nachweiſe der nächſten öffentlichen Inftitute wie Feuerwachen, Poft: und Tele— 
graphenftationen, Polizeibureaus ꝛc. angebracht. 


Außer den Bevürfnißanftalten, den Anfchlagfäulen, den ſeit dem Jahre 1872 er- 
richteten Normaluhren *) und den öffentlichen Brunnen, welche auch für eine mit Wafjer: 





*) Die Erfenntniß, daß ed bei der wachſenden Ausdehnung der Stadt ein dringended Be- 
dürfni geworden ſei, dem Publikum in den verichiedenen Stabtgegenden vollkommen richtige Zeit: 
angaben bequem zugänglich zu machen, batte Die Gemeindebebörden beftinmt, den ihr im Jahre 1870 
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leitung verjehene Stadt von nicht zu unterfchäßendem Werthe bleiben, fieht man auf un: 
jeren Straßen noch andere Feine Baulichkeiten, welche zwar nicht zur Befriedigung noth— 
wendiger Bedürfniffe dienen, daher auch feinen öffentlichen Charakter haben, aber von 
der Privatinduftrie zur Annehmlichkeit des Publikums errichtet und von den Behörden 
zugelafjen worden find, obwohl dies, ftreng genommen — mit der Tendenz, welche 
zur Befeitigung der alten Scharren und Buden führte, im Widerſpruch ftand. Es 
find dies hauptjählich die jogenannten Trinkhallen, in welden Soda: und Selter: 
waſſer ausgejchenft wird. 

Wie das Polizei-Präfivium ſich bei Abſchluß des Vertrages mit Litfaß über 
die Errichtung von Anſchlagſäulen für befugt gehalten hatte, ohne Mitwirfung der jtäbti- 
ihen Behörden über das Straßenterrain zu verfügen, jo hatte es auch ohne jede vor: 
gängige Kommunikation mit der Gemeindeverwaltung unterm 18. Zuni 1859 Privat: 
unternehmern die Genehmigung zur Aufftellung von zwanzig beweglichen Trinkhallen 
für den Ausſchank fünftlicher fohlenfaurer Wafjer auf den öffentlichen Straßen ertheilt. 
Auf den biergegen, unter Berufung auf das der Stadtgemeinde an den öffentlichen 
Straßen und Plägen zuftehende Eigenthum, erhobenen Proteft, begnügte fi das 
Polizei-Präfidium, zu antworten: daß es auf denjelben nichts zu veranlaffen gehabt 
habe, „weil die Konzeffionirung neuer Buden nicht in Abficht Liege“. 

Erſt jeit dem Jahre 1876 ift die Wiederkehr folcher Ignorirung der Dispo: 
fitionsrechte der Obrigkeit der Stadt über ihre Gemeindeeinrihtungen ausgeſchloſſen.“) 


von der Direktion der Königlichen Sternwarte — welche bereitd eine elektriſch requlirte Uhr an dem 
in der Lindenſtraße belegenen Kammergerichte aufgeftellt hatte — gemachten Vorjchlag: 
eine größere Anzabl folder Uhren, fall® die Stadtgemeinde die Koften ihrer Errichtung 
und Unterhaltung übernehme, von der Sternwarte aus mitteljt elektriſchen Stromes 
zu requliren, — 
danfbar anzunehmen und die Koften für die Herjtellung von vorläufig fünf folder Uhren zu über 
nebmen. Es wurden in Folge dieſes Kommunalbejchluffes die Normalubren bergeftellt, welche 
auf dem Moripplag, dem Spittelmarkt, dem Hadejchen Markt, vor dem Potddamer und vor dem 
Oranienburger Tbore ihre Stelle haben. Die erfteren vier find jeit dem Jahre 1872, die vor dem 
Oranienburger Thore feit dem Jahre 1875 in Betrieb, jo daß fich jept, einſchließlich der bereits jeit 
dem Jahre 1869 in Betrieb befindlichen vor dem Kammergericht, ſechs ſolcher Normalubren in unſerer 
Stadt befinden. Die aus der Stadtkaſſe aufgewendeten Herjtellungstoften baben 39 133,0 
betragen. 

) Diejes Dispofitiondrecht ift niemals von und unter Verkennung der der Bolizeibehörde zu- 
ftehenden Befugniß über die „Ordnung, Sicherbeit und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen 
Strafen, Wegen, Brüden zu wachen“ ($. 6b., Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März; 
1850) angeftrebt worden. Aber ein Anderes ift es: Dispofitionen, welche jene Ordnung, Leichtigkeit 
und Sicherheit gefährden könnten, durch Einſpruch verbindern zu dürfen, ein Anderes: ſolche Dis: 
pofitionen zu treffen. Nicht gegen jene Befugniß richtete fich der, alöbald noch näher zu erwähnende, 
Kampf der Gemeindevermwaltung, ſondern dagegen, daß bier, wie auf anderen Gebieten die Staat: 
bebörden die Initiative zur Herſtellung von Anftalten und Ginrichtungen in der Hand behalten 
wollten, welche ihrer Natur nach Anjtalten und Einrichtungen der Gemeinde find und deren Laſten 
fie zu tragen bat, beziehungsweiſe von denen — wie von den oben beiprodhenen Trinfhallen, wie 
von den Pferbeeijenbabnen — fie finanzielle Bortheile ziehen Fann. 


Das Eigen: 

tbum an den 
öffentlichen 
Straßen. 
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Denn der Vertrag vom 11./30. Dezember 1875, *) deſſen Beltimmungen mit dem 
1. Januar 1876 in Wirkjamkeit traten, behält zwar — abgejehen von den Beftim- 
mungen tranfitorifchen Charakters binfichts der Bebauung der Mufeums-Infel und der 
Ausführung der Stadtbahn — der Staatsregierung die Befugniß vor, das Straßen: 
terrain unentgeltlich für die Anlage von Zelegraphenleitungen, Errihtung von Denk: 
mälern, von Schmudanlagen und Schaubühnen zc. zu vorübergehender Beitimmung zu 
benugen ($. 6a.), hält aud das Eigenthun des Fiskus an den in $. 5 sub 1—4 
bezeichneten Plätzen aufrecht, beftimmt aber im $. 3: 


daß der Fisfus der Stadtgemeinde Berlin für die Uebernahme der bisher 
dem Fisfus obgelegenen Straßen: und Brüdenbaulaft die innerhalb der 
ſtädtiſchen Weichbildgrenze gelegenen, dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Brüden, Straßen, Wege, Pläte und Promenaden nebſt Zubehör zu Eigen: 
thumsrechten, ſoweit ihm ſolche aus irgend einem Rechtstitel zuftehen, 
übertrage.**) 


Die Frage liegt nahe, wie es gefommen, daß eine joldhe vertragsmäßige Er: 
Härung nöthig war, um — fomweit bei Dingen, die vorzugsweife res publicae find, 
überhaupt von einem Eigenthum die Rede fein kann — das Eigenthum der Stadt: 
gemeinde Berlin an den in ihrem MWeichbild belegenen Straßen zur zweifelsfreien 
Anerkennung zu bringen? Sie beantwortet fih aus der geſchichtlichen Entwidelung 
unferer Stadt. Wir haben das dharakteriftiiche Moment verfelben bereits wiederholt 
angedeutet.“ ' Sie war in Folge der Leiftungen, welche die Fürften von Alters ber 
für ihre öffentlichen Einrichtungen übernommen hatten, lange Zeit hindurch lediglich 
als die Stadt diejer Fürften betrachtet worden, nicht als eine, die durch die Kraft 
ihrer Bürger emporgefommen und durch diefe Kraft jich auf der errungenen Höhe zu 
erhalten und weiter zu entwideln habe. Auch als die Leiftungen des Staates für die 
ftäbtifchen Einrichtungen der Reſidenz aufhörten, oder doch jehr wejentlich eingeichränft 
wurden,+) hielten jeine Behörden noch jene Auffaffung feit, ſoweit es die veränderten 
Verhältniffe irgend geitatteten. Die Straßen unjerer Stadt, wie fie bis zum zweiten 
Drittel diefes Jahrhunderts geworden, waren — joweit fie nicht zu Alt-Berlin und 
Köln gehörten — zum großen Theil von den Fürften angelegt und jene alten 
Straßen, wie die neueren der Dorotheenftadt, des Frievrihswerder, der Friedrichstadt 
wurden auf Staatsfoften unterhalten, waren auch zum Theil auf unzweifelhaft dem 


*) Bergl. den Tert defjelben, Heft I. Anbang Nr. II. 

**) Der Zufap im $. 3 Abſatz 1: „Obne Königliche Genehmigung können jedoch Theile des 
abgetretenen Grund und Bodens den gegenwärtigen Zweden des öffentlichen Verkehrs nicht entzogen 
werden“ war, jtreng genommen, überflüffig.. Denn die Notbwendigkeit dieſer Genehmigung folgte 
bereitd? aus $. 10 Alinea 2 des Geſetzes vom 11. Juni 1875. 

»*) Bergl. die Einleitung und Abſchnitt XL. des erſten Heftes. 

+) Bergl. Heft 1. Abſchnitt XII. 
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Fürften oder dem Staat gehörigen Grund und Boden (des vormaligen Furfürftlichen 
Thiergartens, der alten Wälle u. j. w.) angelegt. Die Stadtbehörven hatten, als die 
Entwidelung unſerer ftaatlihen Verhältniffe eine Einſchränkung der bisherigen fiska— 
liſchen Leiftungen verlangte,’) — bei Gelegenheit der Anlegung der Friedrich-Wilhelms— 
ftadt — den privatrechtlihen Anſpruch erhoben, daß der Staat mit diefen Leiftungen 
auch in dem neu entftandenen Stadttheil fortfahren müfje; hatten fich alſo jelbit auf 
den Standpunkt geftellt, daß es nach wie vor Sache des Staates fei, der Stadt eine 
ihrer wejentlichiten Einrichtungen — ihre Straßen — zu fchaffen und zu unterhalten. 
Was Wunder, daß die Staatsbehörden die Nechte, melde aus dem früheren Ver: 
hältniß des Landesherren zu der Verwaltung der öffentlihen Einrichtungen Berlins 
flofjen, auch dann noch feitzuhalten verjuchten, als jenes Verhältniß binfichts der 
Leiftungen für diefe Einrichtungen ſich wefentlich geändert hatte, als die Unter: 
haltung der feit dem 1. Januar 1837 angelegten Straßen auf die Stadtgemeinde 
übergegangen war.) Was Wunder aber auch, daß die Stadtgemeinde, je mehr ihre 
Laften an der Unterhaltung des öffentlichen Straßenneges in Folge der Ausdehnung 
defjelben wuchlen, einen Zuftand unerträglich fand, bei welchem die Serrichaft über 
das Terrain der Straßen — aud der neu angelegten — in den Händen der Staats: 
behörden blieb, während die Gemeinde die Koften ihrer Anlage und Unterhaltung trug. 
Die faktiichen Verbältniffe hatten ſich völlig umgekehrt. Als jener privatrechtliche 
Streit über die Verpflichtung des Fiskus zur Unterhaltung des Straßenpflafters in 
neu angelegten Straßen dadurch erledigt war, daß die Gemeinde ſich bei den Beſtim— 
mungen der Kabinetsordre vom 31. Dezember 1838 berubigte, umfaßte das vom 
Fiskus zu unterhaltende Straßenterrain rot. 1500000 qm. Die feit dem 1. Januar 
1837 neu angelegten, nunmehr von der Stadt zu unterhaltenden Straßendämme 
hatten im Jahre 1860 einen Flächeninhalt von rot. 478 000 qm, verhielten ſich 
demnah zu den in fisfaliicher Unterhaltung befindlichen ungefähr wie 1 : 3,4- 
Im Jahre 1875 umfaßte die der Stadt zur Unterhaltung anbeimfallende Straßen: 
Hächen rot. 1820 000 qm, verhielt ſich alſo nunmehr zu der vom Fiskus zu unter 
haltenden wie 1, zu 1. 

Dazu Fam, daß die Frage nad dem Eigenthume der Straßen, welde in 
früherer Zeit eine beinahe ausſchließlich theoretifhe Bedeutung gehabt, eine prak— 
tiſche Wichtigkeit erft gewann, als die in neuerer Zeit theils ausgeführten, theils 
projeftirten öffentlihen Einrichtungen: die Wafjerverforgung, die Kanalifation, die 
Legung von Basröhren und Telegraphenleitungen, die Bedürfnißanſtalten, die Anfchlag- 
fäulen, endlich die Pferdeeifenbahnen die Benutzung des Straßenterrains auch zu an- 
deren Zweden, als denen des gewöhnlichen Verkehrs nothwendig machten. Faſt eine 
jede dieſer Einrichtungen hatte zu Konflikten zwiſchen den Staats: und Gemeinde: 


*) Bergl. Heft. I. ©. 104 fla. 
**) Bergl. VBerwaltungsbericht pro 1829/40 ©. 55 und Heft I. ©. 104. 
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behörden geführt oder drohte im Falle ihrer Ausführung folche bervorzurufen. Das 
Polizei-Präfivium hatte ſich ermächtigt gehalten, über die Benugung der Straßen — 
der jogenannten fisfalifhen und der von der Stadt zu unterhaltenden — zur Legung 
von Wafferröhren, zur Aufftellung von Anjchlagfäulen, von Trinfhallen jelbititändig 
zu verfügen. Es hatte andererjeits die Verfügung, welche die Stadt über das Straßen: 
terrain durch den über die Serftellung von Pferdebahnen gejchloffenen Vertrag getroffen 
hatte, als unberechtigt angefochten. Es hatte das Serricaftsrecht des Fiskus über 
neu angelegte Straßen dadurd aufrecht zu erhalten geſucht, daß es bei Gelegenheit 
der Ertheilung von Baukonſenſen feinerjeits die Freilegung des zur Straße erforder: 
lihen Zerrains berbeiführte und das Eigenthum defjelben dem jogenannten „Straßen: 
fisfus“ abtreten ließ, während es andererfeits an die Gemeinde die Anforderung ftellte, 
die Befreiung diejes Eigenthums von den darauf baftenden Pfandverbindlichkeiten 
herbeizuführen, und diefe mit ihren Geldmitteln auch überall da eintreten mußte, wo 
eine unentgeltliche Abtretung des Straßenterrains nicht zu erreihen war, wo wegen 
verweigerter Bauerlaubniß auf durch den Bebauungsplan zu Straßen und Plägen 
beſtimmtem Areal Entihädigungsaniprüche gerichtlich geltend gemacht wurden, wo der Ver: 
fehr Straßendurchbrüche erforderte und joldhe nicht von Privatperjonen herbeigeführt 
wurden. Der Kampf ums Recht, welcher der Gemeindeverwaltung durch dieje Wider: 
ſprüche aufgezwungen wurde, das Beſtreben derjelben, die beftehende, eine einheitliche 
Behandlung der mwichtigiten Gemeinbeinterefjen gefährdende, Zeriplitterung der Refjort- 
verhältniffe zu bejeitigen, zieht fich durch die ganze Berichtsperiode. Wergebens berief 
fih der Magiftrat dem Sandelsminifter gegenüber darauf, daß die Straßen ihrer 
Natur nad Gemeindeanftalten feien, daß nad oberftrichterlihen Entjcheidungen den 
Städten vermöge ihres Weichbildrechtes das Eigenthum an den innerhalb ihres Weich— 
bildes gelegenen Gütern, welche nicht Anderen aus einem bejonderen Rechtstitel ge: 
hören, gebühre, daß die Unterhaltungspfliht eines Dritten hieran nichts ändere, daß 
überdies die fogenannten fisfaliihen Straßen nur noch einen Bruchtheil des vorhan: 
denen Etraßenneges ausmachten. Das Hauptargument, was diefen wiederholten Aus: 
führungen entgegengefeßt wurde, war — neben der Hinweiſung auf jene partielle 
Unterhaltungspflicht, auf das unbeftreitbare frühere Eigenthum des Fisfus an dem zu 
gewiffen Straßen verwendeten Areal und auf jene, von der Stadt für unzuläffig er: 
Härten, Abtretungen an den „Straßenfisftus" — die Behauptung: daß die für Berlin 
in Betreff der Dispofition über das Straßenterrain beftehenden bejonderen Verhältnifje 
auf die ausgedehnten Laſten und Verpflichtungen zurüdgeführt werden müßten, welche 
der Fiskus hinfichtlich des hiefigen Straßenbaues überfommen habe. „Befindet ſich 
die Stadt — jo fügt ein Reſkript des Herrn Sandelsminifters v. Ihenplig vom 
14. November 1865 hinzu — in diefer Beziehung in einer bevorzugten Lage, jo ift 
es auch erflärlich, daß diefelbe nicht in dem Beſitz aller der Rechte fein kann, welde 
häufig mit jenen Verpflichtungen verbunden find.“ 
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Diefes aus der geichichtlihen Entwidelung Berlins entnommene Argument 

hatte feine relative Berechtigung. Es hatte freilihd an Gewicht bedeutend verloren, 
jeit jene Leiftungen des Staates die erheblihen Einſchränkungen erfahren hatten, über 
welde wir im Abjchnitt All. des erften Theiles berichtet haben, Gleihwohl war der 
Magiftrat entichloffen, jenem Argumente auch unter finanziellen Opfern den legten Reſt 
jeiner Bedeutung zu entziehen, indem er jeit dem Jahre 1866 der Staatsregierung 
gegenüber wiederholt feine Bereitwilligkeit erklärte, gegen billige Entſchädigung auf 
eine Uebernahme der Unterhaltung derjenigen Straßen Berlins einzugehen, welche dent 
Fiskus obliege, und dabei die Hoffnung ausſprach, daß bei diefer Gelegenheit aud) 
eine Vereinbarung über das Eigenthumsreht an den Straßen zu finden fein würde. 
Aber auch eine Unterhandlung auf diefer Grundlage wurde fisfalifcherjeits abgelehnt 
und der Magiftrat ſchickte fich bereits an, nachdem alle Verfuche eine gütliche 
Einigung zu erzielen geicheitert waren, die Rechtsfrage im Prozeßwege zur Entſchei— 
dung zu bringen, als der im Jahre 1872 erfolgte Eintritt eines neuen Dberbürger: 
meiſters und die von demjelben vor der Annahme des Amtes von dem Staatsminifte: 
rium erbetenen und erhaltenen Zufagen der Sache eine Wendung gaben, welche es 
möglih machte, nach längeren, theils auf die Höhe der Ablöfungsfumme, theils auf 
die von den Staatsbehörden gewünjchten Vorbehalte bezüglihen Verhandlungen, den 
Abſchluß des Vertrages vom 11./30. Dezember 1875 und den Uebergang der von 
dem Dberbürgermeijter in Gemäßheit $. 62 der Städteordnuung zu bandhabenden 
Straßenbaupolizei in die ſtädtiſche Verwaltung zu erreichen. 

Auf die prinzipielle Bedeutung, welche diefe Wendung der Sache für die kom— 
munale Selbjtverwaltung hat, ijt bereits im Abſchnitt V. des erjten Theiles hingewieſen. 
Ihre Wirkung für die Entwidelung der wichtigſten öffentlichen Intereſſen unferer 
Stadt wird die Zukunft zu würdigen haben. Nach Demjenigen, was bisher in Bezug 
auf den Straßen: und Brüdenbau geichehen und vorbereitet ijt,*) glauben -wir dem 
Urtheil derjelben mit Ruhe entgegenjehen zu dürfen. 

In der Verwaltung des Eigenthbums an Straßen und Plägen, in der Her: Organe des 
ftellung und Unterhaltung verfelben, ſowie der auf und unter denfelben befindlichen Magiſtrates in 
ſtädtiſchen Einrichtungen wird der Magijtrat von verfchiedenen, mit der fpeziellen Rear 
Bearbeitung der bezüglichen Angelegenheiten betrauten, Deputationen unterjtügt. So: der Strahen ıc. 
weit es fih um die Durchführung des Bebauungsplanes, die Anlegung von Eiſen— 
bahnen und Pferdeeiienbahnen, die Serftellung und Unterhaltung der Brüden, der 
Straßen, Wege, Chauſſeen und Plätze (ausjchlieglich der Schmudpläge), die Benugung 
der öffentlihen Straßen, Wege, Pläße auf oder unter der Oberfläche, die Älteren Ent: 
wäjjerungsanlagen handelt, ift gegenwärtig die Bau:Deputation, Abtheilung für den 
Tiefbau, das Verwaltungsorgan des Magijtrats; dod) gehören die Aufftellung neuer 


*) Bergl. oben ©. 2 flgbe. 
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und die Abänderung beftehender Bebauungspläne vor das Plenum der Bau:Deputa- 
tion, welches fih aus den Mitgliedern der Abtheilung I. für Hochbau und der Ab: 
theilung II. für den Tiefbau zuſammenſetzt. 

In den erften Jahren unferer Berichtsperiode waren die ſämmtlichen Geſchäfte 
der Tiefbauverwaltung mit denen des Hochbaues zujammen in einer aus 4 Magiftrats- 
mitglievern, 3 Stadtverorbneten und 4 Bürgerdeputirten beftehenden „Bau-Deputation“ 
verwaltet worden, neben welcher noch eine Eleinere gemifchte Deputation für die Vor: 
bereitung von Straßendurdbrüchen beitand. Im Jahre 1868 war die Kompetenz der 
Bau:Deputation dahin bejchränft worden, daß fie nur noch eine begutachtende und 
die Bauausführungen fontrolirende Inſtanz blieb, das Magiftratskollegium 
jelbjt aber die unmittelbare Verwaltung jfämmtlicher Hoc: und ZTiefbauangelegenheiten 
übernahm. Die außerordentlihe Zunahme der Gejchäfte in beiden Reſſorts nötbigte 
indeffen jhon im Jahre 1873 auf die Bildung eines bejonderen Organes für die 
Bauverwaltung zurüdzuflommen. Es wurde zu diefem Zwede zunächſt eine nur aus 
Magiftratsmitgliedern beftehende Bau:-Deputation mit einer Abtheilung für Hochbau-, 
einer für Ziefbauverwaltung gebildet. Dieje Magiftrats:Deputation ift demnächſt noch 
im Jahre 1873 durch den, im Einverftändniß beider Kommunalbehörden erfolgten 
Eintritt von 16 Stadtverordneten, in die jet beftehende gemijchte Deputation für die 
Bauverwaltung verwandelt worden. Neben derjelben war das Fortbeftehen der früheren 
Bau-Deputation mit ihrer bejchränkten Kompetenz, wie das der Straßendurdlegungs: 
Deputation nicht erforderlih, und erfolgte daher die Aufhebung beider. 

Für die Verwaltung des ftädtiichen Bauweſens überhaupt wurde im Jahre 1868 
eine allgemeine Inftruftion erlaffen, welche wir jo, wie fie mit einigen ſpäter be 
ſchloſſenen Modifikationen jetzt beiteht, im Anhang zum Abdrud bringen. 

Die wejentlichjte Neuerung derjelben war, daß, während früher die Stadtbau: 
räthe lediglich” mit den für die einzelnen Bauten engagirten Siülfsarbeitern die Bauten 
ausführten und als jtändige Hülfskräfte nur die jogenannten „Baufchreiber“ hatten, 
nunmehr die zunächſt auf eine Probezeit von 3 Jahren, ſodann lebenslänglich 
als Gemeindebeamte anzuftellenden Bauinjpeftoren als bejondere Lokal-Bau— 
beamte der Stadt zu einem wejentlichen Glied in der Organifation der Bauvermwaltung 
gemacht wurden. 

Die Zahl der in der Tiefbauverwaltung angeitellten Bauinfpeftoren hat jeit 
dem Erlaß jener Inftruftion von vier auf jechs vermehrt werden müſſen. Außerdem 
wurde ein bejonderes technifches Bureau unter Leitung eines fiebenten Bauinfpeftors 
zur Bearbeitung aller generellen bautechnijchen Angelegenheiten wie der Entwürfe, be: 
treffend die Abänderung des Bebauungsplanes, errichtet und endlich noch ein bejon: 
derer Vermeffungspdireftor engagirt, welchem die Dberleitung der von den Kommunal: 
behörden bejchloffenen Neuvermefjung der Stadt übertragen wurde, 

Die Bauinfpeftionen für den Tiefbau und das technifche Bureau nahmen im 
Fahre 1876 außer den etatsmäßig angejtellten 7 Bauinipeftoren und 17 Baus und 
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Hülfsbaufchreibern nachftehende Kräfte in Anſpruch: 12 Bauführer, 20 Techniker und 
6 Bureau-Hülfsarbeiter; dazu traten noch für die Vermeffungs:Direktion ein Direktor, 
vier Techniker und eine Anzahl Hülfsarbeiter. 

Dieje Vermehrung der perfonellen Hülfskräfte der Tiefbauverwaltung einerjeits, 
andererjeits der Imftand, daß bis zum Ende des Jahres 1873 die Koften für Beauf- 
fihtigung der Pflafterungsarbeiten bei den Konten der einzelnen Pflafterungen gebucht 
worden find, während fie in den Jahren 1874—1876 auf den Titel für Vorarbeiten 
übernommen wurden, machen das erheblihe Anwachſen der in Kolonne All. ver 
zweiten Tabelle des Abichnittes AV. erſten Theiles*) enthaltenen Ziffern erflärlich. 

Indem wir, was die Verwaltungskoften betrifft, mit diefer Erläuterung auf 
jene Tabelle zurüdweifen, geben wir zum Scluffe diefes, hauptſächlich die Gejchäfte 
der Tiefbauverwaltung behandelnden Abjchnittes in der nmebenftehenden Zabelle eine 
Ueberficht, wie die Gefammtausgabe diejer Verwaltung (exkl. der Koften für jogenannte 
Vorarbeiten und der Gehälter an die etatsmäßig angeftellten Beamten) fih auf die 
einzelnen diefer Verwaltung zufallenden Aufgaben in jedem einzelnen Jahre unferer 
Berichtsperiode vertheilt hat. 

*) Die dort gegebenen Zablen umfaſſen die Vorarbeiten für Hod- und Tiefbauverwaltung. 
Cie konnten nicht für jeded der beiden Reffortd getrennt angegeben werden, weil fie in den Etats 
und Rechnungen der früberen Jabre nicht getrennt gebucht wurden. 


ll. 


ODeffentliche Parfs, Schmuck und Baumanlagen. 


Bis vor wenigen Dezennien war es nur der, durch fürftliche Munifizenz unter 
möglichfter Erhaltung des Waldcharakters in einen öffentlihen Park umgejtaltete, 
Thiergarten, welcher den Bewohnern Berlins nahe der Stadt Gelegenheit zur Er: 
bolung in der Natur bot. Diejes Parkterrain, jo groß und ſchön es ift, es 
umfaßt ca. 200 ha —, konnte bei der Ausdehnung, welche Berlin bereits im erften 
Drittel unferes Jahrhunderts erlangt hatte, den Bebürfniffen der Bevölkerung jchon 
deshalb nicht mehr genügen, weil es — im Weiten der Stadt vor dem Branden- 
burger Thor gelegen — den Bewohnern der nördlichen, öftlihen und ſüdlichen Stadt: 
theile viel zu fern Liegt. 

Zu der Säkularfeier der Thronbejteigung Friedrichs des Großen, weldhem vor: 
nehmlich die Verwandlung des Thiergartens in einen der Erholung und dem Ver: 
gnügen der Einwohner gewidmeten Park zu verdanken ift, hatten die ſtädtiſchen Be— 
hörden die Anlage eines ähnliden Parks, wenn aud von viel geringerem Umfange, 
im Dften der Stadt bejclofjen. 

Diefem Beſchluſſe verdankt der Frievrihshain feine Entftehung. 

Damit war im Jahre 1840 jeitens der Gemeindeverwaltung der erjte Schritt 
auf einer Bahn gethan, welche erit im Laufe unjerer Berichtsperiode energiih weiter 
verfolgt ward, nachdem die Ueberzeugung immer allgemeiner geworden war, daß jani: 
täre, wie ethiſche Rüdjichten der Stadtgemeinde die Verpflichtung auferlegten, der in 
den Miethshäufern der großen Stadt — in welcher die Privatgärten immer feltener*) 
und damit der Genuß frifcher Luft immer beichränkter wurde — zufammengedrängten 
Bevölkerung ausgedehnte Gelegenheit zur Erholung im Freien zu gewähren. 


*) Bergl. die Bevölferungsd-, Gewerbe: und Wobnungsaufnabme vom 1. Dezember 1875 in 
der Stadt Berlin, Heft 1 ©. 105 fla. 
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Nicht in der glücklichen Lage anderer großer Städte — 3. B. Wiens — dem 
Centrum der Stadt nahe gelegenes unbebautes ehemaliges Feitungsterrain zu großen 
Park: und Gartenanlagen zu verwenden, konnte die Berliner Gemeindeverwaltung 
das zur Erfüllung der erfannten Verpflichtung geeignete Terrain nur an der Peripherie 
der Stadt ſuchen. Um jo dringender war es, folde Anlagen nicht bloß an einem 
oder zwei Punkten zu befigen. 

Der Magiftrat faßte daher im Jahre 1864 die Anlegung zweier neuer 
größerer Parks ins Auge, von denen der eine im Süden, der andere im Norden ber 
Stadt liegen follte. Unterm 15. Dezember 1864 erflärte fi) die Stadtverordneten- 
Verjammlung im Prinzip mit der Anlegung des Südparks auf den bei Treptow be- 
legenen ftäbtifchen Ländereien einverjtanden; unterm 12. Oktober 1865 genehmigte fie 
den Ankauf eines vor dem Rojenthaler Thor, aljo im Norden der Stadt belegenen Areals 
von circa 86 Morgen — 22 ha, „um auf demfelben und den zwifchen der Hoch- und 
der Grenzitraße belegenen Kommunalländereien (der Umfang derjelben betrug 62 Morgen 
45 Quadratrutfen — 15, ha) einen öffentlihen Park anzulegen“. Finanzielle Rück— 
fihten verzögerten die Ausführung beider Projekte. Zu der Inangriffnahme der An: 
lagen vor dem Rojenthaler Thor gab wiederum eine Säfularfeier, die im Jahre 1869 
begangene des Geburtstages Alerander von Humboldt's den Anftoß; während die 
Arbeiten zur Serftellung des Parkes bei Treptow erit im Jahre 1876 begannen, 

Mit jenen Beſchlüſſen der jechsziger Jahre hatte die Gemeindeverwaltung den 
Standpunkt verlaffen, welchen fie — in Konfequenz der bereits mehrfach erwähnten 
geihichtlihen Entwidelung der öffentlichen Berhältniffe in der Reſidenz — früher ein: 
genommen und von dem aus fie die Sorge fir die Verfchönerung der Stadt und 
ihrer nächſten Umgebung wejentli den Staatsbehörden überlaffen hatte. Dieje ver, 
änderte Auffafjung ihrer Aufgaben fam auch in dem Kommunalbefhluß vom 3./18. Juni 
1870 zum Ausprud, welcher eine bejondere gemijchte Deputation für die Verwal: 
tung der ſtädtiſchen Park, Garten» und Baumanlagen einjegte, während dieſe Ber: 
waltung bis dahin von der, mit der Aominiftration des Ertrag gewährenden Kämmerei- 
vermögens betrauten Forſt- und Defonomie-Deputation beforgt worden war. 

Bon der Schaffung diefer neuen Verwaltungsftelle und der gleichzeitig erfolgten 
Anftellung Guftav Meyer’s als Bartendireftor*) datirt erft die planmäßige Ausbildung 


*) In dieſem Manne batte Berlin eine Autorität erften Ranges auf dem Gebiete der „ichönen 
Gartenkunft” gewonnen. Ihr hatte Meyer nicht allein ein hochgeſchätztes Lehrbuch gewidmet, er 
batte fie auch praftifch zu üben ſchon vor feinem Eintritt in den ſtädtiſchen Dienft die nächſte Ge- 
legenheit gehabt, indem er unter Kenne hervorragenden Antheil an der Ausführung der großartigen 
die Injel Potsdam betreffenden gartenkünftleriihen Projekten genommen hatte. — Wie er jeiner Zeit 
im befonderen Auftrage der Stadt die Pläne für die erfte Einrichtung des Friedrichshains entworfen 
batte, jo verbanfen wir ibm, nachdem er der Unſrige geworden war, die Projekte für den Humboldt- 
bain und für den Park bei Treptow. Nur die Vollendung des erjteren bat er noch erlebt, da er 
bereitd im Sabre 1877 durd den Tod einem Berufe entriffen wurde, dem er mit aller Hingebung 
und feltener Treue diente. 

5 


66 Deffentlihe Parks, Schmuck- und Baumanlagen. 


einer ftäbtifchen Park und Gartenpflege. Was Berlin an Schmudplägen, Promena- 
den, Baumſchulen und Pflanzungen zur Zeit befigt, fällt zum größeren Theile in die 
Zeit der neugefchaffenen Drganifation, welche bei den vorhandenen Anlagen die um: 
faſſendſten Verbefferungen durchführte und durch Neuanlagen das unabweislich gewordene 
Bedürfniß nach einer größeren Anzahl, für die Bewohner der verſchiedenen Stadtheile 
zugängiger, Erholungsftätten nah Möglichkeit zu befriedigen beftrebt war. 

Es waren nicht allein die janitären Gefichtspunfte, von welchen die Verwal: 
tung ausging, wenn fie bemüht war, die zu pflegenden und zu förbernden Anlagen 
jo zu geftalten, daß fie der Stadt eine lange entbehrte Zierde, der Bevölkerung eine 
Quelle echter Naturanihauung und ethiſchen Naturgenuffes gewähren follten. Wie 
erwünjcht e8 war, dem gut fituirten, aber im Gewühle des geſchäftlichen Lebens 
umgetriebenen Bürger die Möglichkeit erfriſchenden Naturgenuffes zu gewähren; gegen: 
über den unteren, in ſchwerer förperlicher Arbeit ums tägliche Brot fih abmühenden 
Bevölferungsklaffen handelte es fich bei dem Schaffen von Park und Gartenanlagen 
um nocd höhere Ziele. Denn unbejtreitbar ift es, daß jolde im mwohlgepflegten Zu: 
ftande erhaltene Anlagen eins der geeignetiten Mittel find, den Sinn über die Sorge 
um die materielle Erijtenz zu erheben und rohe Gefinnung, wo fie vorhanden, zu 
mildern. 

Aehnliche Motive führten dazu, bei den ſtädtiſchen Schulen, Hofpitälern, Kranken: 
und Waifenhäufern derartige Anlagen, wenn auch der einfachiten Art, einzurichten. 


In Beziehung auf die Schulen ging man noch einen Schritt weiter. Die 
ſtädtiſchen Gartenanlagen jollten zugleich dazu dienen, für den naturwifjenjchaftlichen 
Unterricht, fpeziell für den auf das Kindesgemüth jo wohlthätig wirkenden Unterricht 
in der Botanik lebendiges Pflanzenmaterial zu bieten, das anderweitig in der ent: 
ſprechenden Menge zu beichaffen Lehrern und Schülern nit mehr möglid war, jeit 
die fortjchreitende Bebauung Flur und Feld in immer weitere Entfernung zurüd- 
gedrängt hatte. 

Man richtete deshalb gleichzeitig mit dem im Norden der Stadt angelegten 
Park und in Verbindung mit diefem größere Flächen zur Kultur und Anzucht für 
den botanischen Unterricht injtruktiver Pflanzen ein, oronete dieſe Flächen, um zugleid) 
den Lehrern Gelegenheit und Material zum Studium zu bieten, ſyſtematiſch und gab, 
um auch dem großen Publikum Gelegenheit zu ſchaffen ſich jelbit, befonders über unfere 
einheimischen und in Gärten fultivirten Gehölze zu belehren, diefem ganzen Park 
zugleich einen wiſſenſchaftlichen Werth, indem die Gehölze nad) ihrem geographijchen 
Vorkommen, aljo nach Welttheilen rejp. großen Vegetationsgebieten und Zonen geordnet 
und mit der wifjenfchaftlihen Bezeichnung verfehen wurden, 


So jhuf man zugleich dem Heros der Naturforfcher, dem Begründer der 
Pflanzengeographie in dem nah ihm benannten „Humboldt-Hain“ ein würdiges 
Denkmal. 
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Um in Zukunft das für die erweiterten ftädtifchen Anlagen erforderliche Pflanzen: 
material in der nothwendigen Menge und Stärke und mit guter Bewurzelung möglichſt 
billig bejchaffen zu können, mußten die vorhandenen Baumſchulen wejentlicd erweitert, 
der ausgejogene Boden der alten Theile unausgejegt meliorirt und gründlich bearbeitet 
werden, was bisher bei den äußerſt geringen darauf verwendeten Mitteln nicht in 
gehöriger Weije hatte geſchehen können. 

Zu diefem Zwecke vermehrter Gehölzanzucht wurden zunächſt zwei Terrains, 
das eine an der Gerichtsftraße, das andere vor dem Schlefifchen Thore hinter dem 
Eichenwäldchen an der Ehauffee nah Treptow gelegen — bis dahin als Abladeftelle für 
Straßenkehricht benugt — der Park: und Gartenverwaltung zur Verfügung geftellt und 
nunmehr in baumjhulmäßige Kultur gelegt. 

Das wachſende Bedürfniß zwang jedoch die Park:Deputation, für die Folge 
an ausgedehntere derartige Anlagen zu denken, und fo entjchlofjen fih auf Antrag 
derjelben die jtäbtifchen Behörden im Jahre 1875, gleichzeitig mit der Ausführung 
des Parfes im Süden der Stadt einen Theil des ftädtifchen Terrains hinter Treptow 
zu theils forjtlichen, theils baumſchulmäßigen Kulturen herzugeben, jo daß nunmehr 
ausreichend für Anzucht von Pflanzmaterial, befonders im SHinblid auf die Bepflan- 
zung gewifjer Hauptjtraßenzüge geforgt werden kann, während andererjeits in einer 
Reihe von Jahren auf diefem Terrain ein waldartiger Laubholzbeitand aufgebracht 
jein wird, welcher, an der jhönen Oberſpree fich binziehend, dereinft an Stelle der jeit 
vielen Zahren zum großen Theil bradhliegenden, einen traurigen Anblid gewährenden 
Fläden ein reicher Erjag für die dajelbft ehemals beftandene Kölnische Haide jein 
wird, welche vor 40 Jahren der Art verfallen war.*) 

Bevor wir uns nad diefen Andeutungen über die Tendenzen, von welchen fich 
die ſtädtiſche Park und Gartenverwaltung leiten läßt, zu der fpezielleren Darftellung 
der im Laufe unferer Berichtsperiode auf dem Gebiete derjelben zur Ausführung 
gefommenen Arbeiten wenden, haben wir binfichts der älteften Eingangs gedadhten 
Erholungsftätte der Berliner zu erwähnen, daß die Kommunalbehörden der Würdi— 
gung des Werthes, welchen diefelbe für ihre Bürger hat, dadurch Ausdrud gaben, daß 
fie, obwohl der Thiergarten fisfaliiches Eigenthum ift, der Königlichen Verwaltung 
defjelben feit dem Jahre 1870 jährlihd 30 000 „# zur Dispofition geftellt haben; in 
der Weife jedoch, daß jährlich die Arbeiten, für welche jene Summe Verwendung finden 
foll, in gemeinfamer Berathung zwiſchen Vertretern der Thiergartenverwaltnng und 
der Kommunalbehörden feftgeftellt werden. 

Als dringend nothwendig hatte ſich zunächſt die Verbefferung der Gewäfler 
des Thiergartens herausgeftellt, welche zur Erreihung eines den Terrainverhältniffen 
angemefjenen Wafjerftandes in Verbindung mit dem Schifffahrtsfanal ftanden, aus 
diefem aber jo verunreinigtes Wafjer erhielten, daß in der mwärmeren Jahreszeit der 


*) Bergl. Heft I. &. 83. 
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üble Geruch defjelben geeignet war, den Berlinern den Beſuch des Thiergartens zu 
verleiden. Zur Hebung diejes ſchwer empfundenen Uebelſtandes wurde die Abjchlie 
ßung der XThiergartengewäffer gegen den Schifffahrtskanal und die Zuführung von 
aus Brunnen zu bebenden guten Waſſers als einziges, ficheren Erfolg verjprechendes 
Mittel erfannt. Nah einem Projekt des Baurath Hobreht wurden unter defjen 
Leitung große Brunnen auf dem Terrain des zum Ihiergarten gehörigen Hippodroms 
gebaut und das Waſſer derjelben in die Wafjerläufe des Thiergartens, zunächſt des 
öftlichen Theiles deſſelben mittelft Dampfpumpen gevrüdt. Von Jahr zu Jahr 
wurde die Anlage mehr und mehr vervolljtändigt und in Verbindung damit ein 
ausgedehntes Röhrenneg zur Bewäfjerung und Beiprengung der Raſen-, Pflanzungs: 
und MWegeanlagen, ſowie zur Speifung der inzwijchen eingerichteten Fontainen bergeitellt. 

Was die der Stadt eigenthümlich gehörigen Parkanlagen betrifft, jo hatte 


1. der Friedridshain 


im Sahre 1864 eine Erweiterung um 5, ha erfahren, er mußte aber 1868 10, ha 
zur Erbauung des ftädtifchen Kranfenhaujes abgeben.) Durch in den Jahren 1874 
bis 1876 neu erworbenes Terrain entjhädigt, umfaßt er gegenwärtig eine Fläche 
von 53 ha. 

Die älteren Anlagen diefes Parkes auf zum Theil hügeligem Terrain bedurften 
im Sahre 1871 einer gründlichen Durdarbeitung und Regulirung. Viele der noth- 
wendig zunächſt als gejchloffene Maffen gehaltenen Gehölzgruppen mußten jetzt, nach— 
dem die baumartigen Gehölze derjelben ſich kräftig entwidelt hatten, in hainartige 
Baumbeitände aufgelöft, andere enger begrenzt und zurüdgejchnitten, mit mehr 
Unterholz verjehen und im Allgemeinen dafür gejorgt werden, daß Luft und 
Licht freieren Eintritt in die Anlagen erhielten, Rafenflähen von angemefjener Aus- 
dehnung und wohlgeordnete landichaftliche Bilder beim Beſucher Interefje wachriefen 
und angenehme Unterhaltung böten. Hierbei waren Wegezüge zu reguliren, diejelben 
theils in ihrer Führung zu verändern, theils zu verbreitern und zu befeitigen, und 
dabei mußte überall darauf Rüdficht genommen werden, daß der Beſuch des Haines 
ein von Jahr zu Jahr wachjender war. 

Nah der in den Jahren 1874 bis 1876 bewirften Erweiterung bis an die 
Elbingerftraße, welche als Theil des hier herzuftellenden Boulevards jpäter noch in 
ihrer Mitte eine mit Bäumen eingefaßte Promenade erhalten fol, entſpricht diejer 
Park, welcher in jeinem neuen Theile einen 250 m langen und 100 m breiten Epiel- 
plag für die Jugend enthält, einigermaßen dem durch das Anwachſen ver Bewohner: 
zahl jenes Stadttheiles gejteigerten Bedürfniß nad einer ausgedehnteren Promenade. 

Der Haupteingang am Landsberger Thor, ein mit mehrfachen Baumreihen 
bejegter Halbfreis, zeigt nach der Stadt zu eine Nijche, deren unterer Theil durch eine 


*) Vergl. unten Abjdmitt IX. 
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mit wilden Wein beranfte Böſchung geichloffen ift, während der obere Theil unter 
den Kronen der erwähnten Bäume einen Duchblid nad der nächitliegenden Park: 
jcene geftattet. 

In diefer Niſche ift feit 1876 das von Profeffor Calandrelli geſchaffene 
Denkmal zum Andenken an die in den legten Kriegen Gebliebenen jenes Stabttheiles 
vom Dft-Klub Berlins erritet und mit Pflanzenihmud angemeffen umgeben worden. 

In dem neueren Theil des Hains find auf einzelnen Kulturftüden ſpeziell die 
in der Mark Brandenburg wild wachſenden Pflanzen vertreten, wie die Pflanzen ber 
ähnlichen Abtheilungen des Sumboldthains für den Unterricht in der Botanik beftimmt; 
allmählich ſollen diefe Pflanzen aber auch zugleih, den Gehölzgruppen und Wegen 
fih nähernd, als natürlich auftretende Verzierung des Ganzen angewandt werben. 
Es weift diefe neue Anlage aud nur unjere einheimifchen Gehölze auf, im Gegenfaße 
zu dem alten Theile des Friedrichshains, wo einheimifche und 'erotifche Gehölze ge 
mifcht verwendet find, auch im Gegenjage zum Humboldthain, wo nur in einem 
Theile, dem nordweftlichen, die Gehölze, welche in nördlicher gemäßigter Zone Europas 
vorkommen, zufammengehalten find, alle anderen Theile aber Vegetationsbilder fremder 
Gebiete zeigen. 


2. Der Humboldthain 


mit einer Fläche von rund 35 ha überragt weit an Grofartigfeit der Konzeption 
neben voller Berüdfihtigung des Bebürfniffes in Bezug auf ausgedehnte jchattige 
Promenaden den Frievrihshain, bei welchem wegen des faft durchweg hügeligen 
Terrains größere Rajenbahnen von vornherein ausgefchloffen waren. 


Die mit den Anlagen verbundenen, für den botanischen Unterriht in den 
Säulen bejtimmten, nah dem natürlichen Syitem geordneten Pflanzenabtheilungen 
haben rund 4 ha Größe. Im Anſchluß an diefe find die Gewächshäuſer und Käften 
zur Anzucht und Pflege von blühenden und Deforationspflanzen, bejonders für die 
Ausſchmückung der öffentlichen Plätze erbaut. 

Auch hier ift durch die Einrichtung eines großen Spielplages der Jugend Ge 
legenheit geboten, fi in freier Bewegung mit Spielen zu vergnügen und unter 
Zeitung der Lehrer turnerifche Uebungen vorzunehmen. 

Die Herftellung des Humboldthains, welcher eine weit verzweigte Bewäfjerungs- 
einrichtung hat, und im Jahre 1876 in allen Theilen fertiggeftellt war, koſtete rund 
340 000 .#. 

In dem bier befindlichen Dienftgebäude, welches durch feine architektoniſche 
Schönheit zugleich eine Zierde des Parkes ift, wohnt der Gartendireftor und der 
jeweilige technijche Gartenbeamte, zu deſſen Verwaltungsbezirt der Sumboldthain ge 
hört. Bureauräume, Samenjtube, Zahlzimmer, aud ein für eine Naturalienfammlung 
rejervirter Raum liegen noch außerdem in dieſem Gebäude. 
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3. Die Parkanlagen bei Treptow, 


Mit der Ausführung der Anlagen, welche nad) dem von den Kommunalbehör: 
den genehmigten Meyer’ihen Projeft und Koftenanfhlag im Ganzen einfhließlich der 
Ausgaben für Aufhöhung und Befeftigung der Zugangsmwege die Summe von 999 600 AM. 
beanspruchen werden, auf dem hierfür beftimmten Terrain von rund 84 ha wurde im Jahre 
1876 begonnen und waren als erfte Rate für diefes Jahr 150 000 .#. bewilligt. 
Es mußte zunächft der Theil vor der die Chauffee nad Treptow überjchreitenden 
Birtelbahn in Angriff genommen werden, mit dem zum Vorplatz des Ganzen umzu- 
geftaltenden Eichenhain am Schifffahrtsfanal und dem mit Gehölz und Rafen zu 
ſchmückenden Trennungsftreifen zwifchen dem reſervirten BVillensBauterrain und der 
Chauſſee nah Treptow. Auf diefem Abjchnitt wurde die Aufhöhung, Befeftigung und 
Bepflanzung der die Chaufjee begleitenden Promenaden bis zur Bahn fertiggeitellt, 
fo wie alle übrigen nad) dem Projekt auszuführenden Wege durch bedeutende Erd: 
anfuhr in gleiches Niveau mit der Chauffee gebracht. 

Die Promenaden werden zu beiden Seiten der Treptower Chauffee bis zum 
ftädtifchen Gafthaufe reſp. dem Ende des Parkes fortgefegt, jo daß die neu ange 
pflanzten Platanen für die bereits zum Theil im Abfterben begriffenen alten, an ſich 
jehr ſchönen Birken in nicht zu ferner Zeit vollen Erſatz bieten werden. 

Diefer vordere Theil wird, wenn das in demfelben zum Verkauf refervirte 
Kerrain mit Villen — welche ausjchließlih darauf errichtet werden dürfen — bejett 
fein wird, in ungezwungener Weife Stadt und Park verbinden. Hier wie auch in 
dem hinter der Gürtelbahn gelegenen eigentlichen Parktheil hat die niedrige Terrain: 
lage bedeutende Erdarbeiten unerläßlih gemacht, fie fichert aber den Anpflanzungen 
und den als Wiefen gehaltenen und genugten Grasflächen eine freudige Entwidelung. 

Die Fläche eines 3,, ha großen Sees giebt das Aufhöhungsmaterial zu der 
Zerraffe her, welche 4 Fuß ber dem allgemeinen Niveau als breite fhattige Pro: 
menade den gleichfalls 3,; ha großen, hippodromförmigen Spielplag umſchließen und 
gegen heftige Winde ſchützen fol. 

Diefer Park mit feiner Fortfegung in den Plänterwald, deſſen Serftellung 
ebenfalls begonnen ift und welcher etwa dieſelbe Größe als der Park befommt, wird, 
an der Dberjpree mit ihren anmuthigen Ufern gelegen, einft für die Bewohner der 
ſüdöſtlichen Hälfte Berlins den Thiergarten zu erjegen geeignet fein. 


4. Der Heine Thiergarten in Moabit, 


8,5 ha groß, ift im Jahre 1876 angelegt auf dem dem Fisfus gehörigen, vorläufig auf 
zwanzig Jahre bewilligten Grund und Boden. Auf einer der fterilften Flächen Ber: 
lins ift hier unter Benugung der vorhandenen Bäume eine durch frijches Grün der 
Belaubung und der Rafengründe ſehr wohlthuende Erholungsftätte gefchaffen worden, 
welche insbejondere der zahlreichen armen Bevölkerung Moabits zum Eegen gereicht. 
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Das Terrain, ein ſehr lang gezogenes Dreied ift in feinem breiteften ber 
Stadt zugewandten Theile, nad) Herftellung einer ſanft bewegten Fläche, mit natürlich 
ih binziehenden Wegen und landjchaftlic den vorhandenen Baumbeftänden angepaßter 
Gehölzgruppirung verjehen, einen anmuthigen Wiefengrund in der Mitte freilaffend 
und von den ſeitlich vorbeiführenden Straßen aus ſchöne Blide nah dem Innern 
geftattend, während die beiden anderen Theile eine einfache, ſich organifch der fich immer 
mehr verfchmälernden Geftalt der Fläche unterordnende regelmäßige Eintheilung zeigen. 
In dem die Mitte des Ganzen einnehmenden Theil befindet ſich ein flaches Baſſin 
mit Fontaineneinrihtung und Blumenſchmuck, im hinteren, die ganze Anlage ab- 
ſchließenden, Theil liegt ein ziemlich großer abgerundeter Platz, bereits das Fundament 
für ein in der Ausführung begriffenes Denkmal zur Erinnerung an die im Kriege 
Gebliebenen des Bezirkes bergend, in defjen Verlängerung bis zu der abjchließenden 
Sitzplatzniſche eine breite, durch zwei Baumlinien getheilte, Promenade unter alten, 
jhönen Eichen mit Verbindungen nad den Straßen und jchattigen Sitzplätzen ſich 
binzieht. Einige plaßartige Erweiterungen bieten den Kindern Raum zum Spielen 
und zahlreiche Bänke Gelegenheit zum Ausruhen für Jung und Alt. 

Die Serftellungstoften inkl. Bewäfjerungseinrichtung betrugen rund 83 000... 

Das Bild, welches die vorftehenden Andeutungen von den vier ftäbtifchen 
Parkanlagen zu geben verfuchten, wird durch die hinter Abjchnitt III. beigefügten Pläne 
vervollftändigt werben. 


Die Shmudpläße, 


ſoweit fie gegenwärtig unter ftädtifcher Verwaltung ftehen, nehmen auf 28 Stellen ver: 
theilt, eine Fläche von gegen 20 ha ein. 

Die größten der ſtädtiſchen Echmudpläße find der Mariannenplag und der 
Pla vor dem Frankfurter Thore, welche jeder über 2 ha Inhalt haben. Mehr als 
1 ha Fläche hat jeder der folgenden: die Anlage auf dem ehemaligen Zogengrundftüd 
in der Wallftraße,*) der Michaelfirchplag, Leipziger, Wilhelms: und Belleallianceplag 
und der Pla an der Müller: und Gerichtsftraßen-Ede, während die Größe der übrigen 
zwijchen 15 und 18 a beträgt. 

Aus Mitteln der Kommune wurden neu angelegt: 1872 der Schillerplag am 
Schaufpielhaufe, das Schiller-Denkmal umſchließend; die Promenade in der Grimm: 
ftraße, welche die Verbindung der äußeren Allee des Schifffahrtskanals mit der Hafenhaide 
herftellt; 1876 die Anlagen an der Zions-, Georgen: und Thomaskirche, der Schmud: 
plag an dem Schnittpunkt der Schönhaufer Allee und Weißenburgerftraße, eine den 
zum Seumarkt bejtimmten Raum auf dem Gartenplat umfchließende Schmud: und 
Promenadenanlage und der Pla an der Müller: und Gerichtsftraßen-Ede. 


*) Bergl. oben ©. 10. 
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Weſentlich verbeffert wurden unter Aufwendung nicht unbedeutender Geldmittel 
der Pla vor dem Frankfurter Thore, bis dahin eine verjumpfte, wilde, vorzugsweije 
mit Erlen bejegte Stelle; der alte Jafobskirchhof, *) der Koppen-, Küftriner, Stra— 
lauer Platz. 

Die Schmudpläge der Stadt zeichnen fih im Vergleich zu ähnlichen Anlagen 
in den Großftädten Englands, Frankreichs und Italiens nicht durch werthvolles 
Geſträuch und bejonders reihen Blumenshmud aus, aber es bildet doch in feiner 
Anordnung jeder ein in fich wohl abgefchloffenes Ganzes, Gehölz und Raſen ftehen 
in gut gegen einander abgewogenem Berhältniß, weshalb die Anlagen loder und in 
ihrer Eintheilung überfichtlih find. Nur einige derjelben, wie der Schiller: und Belle: 
allianceplag, bejigen Monumente; Fontainen fehlen noch ganz; dagegen zeigen alle 
diefe Anlagen wohlgepflegte Gehölzgruppen und guten Rafen, das Einzige, deijent- 
wegen fie bei ihrer einfachen Haltung mit Recht den Namen Schmudpläße führen. 

Seit dem Jahre 1870 wurden für Seritellung neuer derartiger Pläße, Herſtellung 
von Bewäflferungseinrihtungen und umfaflende Veränderungen und Meliorationen 
vorhandener Schmudanlagen, jowie für Bänke, Schugbarrieren ꝛc. rund 120 000 M. 
ausgegeben, 


Die Baumanpflanzungen auf Straßen und Pläßen. 


Es ijt eine allgemeine Klage, daß die Baumbeftände Berlins feit einer Reihe 
von Jahren ſchon mit dem Sinken des Grundmwafferftandes, welches man auf die 
SHerftellung der Schifffahrtsfanäle und die mannigfadhen drainirend wirkenden unter: 
irdischen Bauausführungen zurüdzuführen geneigt ift, in ihrem Gedeihen jehr geſchädigt 
werben. Hierzu fommt die drüdend warme trodene Sommerluft in den Straßen am 
Tage, das Fehlen des erfriichenden Thaues in der Nacht, ſchädliche Einwirkungen des 
Leuchtgajes und vor allem die immer vollftändiger werdende Abführung des Tage 
waſſers und das Abjchneiden der Luft durch dicht abjchließende Pflafterungs: und Be- 
feitigungsmethoden. Selbft ungepflafterte Flächen werden in einer Großſtadt wie 
Berlin jo feitgetreten, daß Luft und Feuchtigkeit jelbjt alten Bäumen, wie „Unter 
den Linden“, Fünftlic zugeführt werden müſſen, wenn deren Gedeihen gefichert 
werden joll. 

Obwohl unter jolhen Umftänden die Pflege der Straßenbäume eine ziemlich 
koſtſpielige it, hat die Gemeindeverwaltung fi) die Erfüllung der Aufgabe nicht ver: 
leiden laffen, die zur Erzeugung guter Luft nothwendige Baumvegetation auf Straßen 
und Plägen zu erhalten und zu vermehren, Es wurden im Norden der Stadt die 
Müllerftraße, die Eljaffer- und ein Theil der Lothringerftraße, eine Strede der 


) Vergl. oben €. 9. 
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Brunnen, Straljunder: und Greifswalderftraße, im Often die Friedenſtraße am 
Frievrihshain, die Landsberger Allee bis am Georgenkirchhof vorbei, die Große Frank 
furterftraße und andere neu bepflanzt, umfafjende Nekrutirungen der Baumbejtände 
am Scifffahrtsfanal, der Pionier, Vellealliance, Gneifenaus, Horn: und Bülowſtraße 
ausgeführt und alle übrigen der Stadt gehörigen Alleebeftände möglichit vervollitändigt. 
Die Koften, welche während der Jahre 1870 bis 1876 hierauf verwendet wurden, 
beliefen fih auf rund 50 000 ,#. 


Die Anpflanzungen auf den Shulgrundftüden und bei den Turnhallen, 


meiſt gleichzeitig mit den neu erbauten Schulen auf Rechnung des Baues hergeftellt, 
bilden durch die ganze Stadt auf 80 Stellen vertheilt, gewiſſermaßen Vegetations- 
infeln im Häuſermeere Berlins. 

Wenn diefe Anpflanzungen den jchon mehrfach) erwähnten Zwed der Luft: 
verbejjerung zu einem Eleinen Theil mitzufördern geeignet find, jo ift die Sauptveran- 
laffung zu ihrer Serftellung doch die von den Behörden erfannte Nothwendigfeit, der 
Schuljugend während der Erholungs: und Zurnzeit gefunde Luft und Schatten zu 
bieten. Ohne daß durch die meitläufig gehaltenen Baumftellungen der Raum zum 
Ergehen, Turnen und Spielen beſchränkt wird, bietet fich hier dem Lehrer Gelegenheit, 
den Kindern Intereſſe und Freude an der Natur einzuflößen, indem er fie die Bäume, 
deren befanntefte Arten dort gewöhnlich miteinander vereint angepflanzt find, kennen 
und unterjcheiden lehrt und auf dieje und jene Eigenthümlichfeit aufmerkſam macht. 

Die die Höfe begrenzenden Mauern und Zäune find durchweg mit wilden Wein 
und Epheu beranft oder auch theilweiſe durch ſchmale Anpflanzungen von Blüthen: 
fträuchern gededt, jo daß auch fie dazu beitragen, den wohlthuenden Eindrud der An: 
lagen zu fteigern. 


Die Gärten der ſtädtiſchen Krankenhäufer und Hojpitäler. 

Im Dften, anjhließend an den Frievrihshain, mit dem Zufahrtsweg von der 
Landsberger Allee aus durch den Park hindurch, liegt die größere der beiden Kranken: 
anftalten mit ihren Pavillons und Rerwaltungsgebäuden *) zwiſchen Gehölz und 
Rajenanlagen von 8 ha Inhalt. Mit Ausnahme der dichteren Grenzpflanzungen, welche 
auf der Seite nach dem Friedrichshain fih mit den Laubmafjen veffelben vereinigen, 
it hier, abgejehen von einigen fchattigen Wegezügen und Sitzplätzen, jelbftverftändlic 
auf freie Zuftcirkulation gehalten. Es find deshalb große Raſenflächen und vielfach 
unterbrochene Gehölzgruppirung angelegt. 

Die Herftellung des Zufahrtsweges durch das hügelige Terrain des Friedrichs: 
haines verurſachte erhebliche Koften; diejelben mit den Serftellungstoften der Anlagen 
im Inneren betrugen 50 000 M, die Ausführung fällt in die Jahre 1873 und 1874. 


*) Bergl. unten Abjchnitt IX. 
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Das Terrain des Baradenlazareths in Moabit,*) im Weiten der Stadt, gegen: 
über den Parkanlagen des Heinen Thiergartens, wurde in den Jahren 1873 bis 1875 
nach denjelben Grundfägen mit Raſen und Gehölzanlagen auf einer Fläche von rund 
3 ha, mit einem SKoftenaufmwande von gegen 10000 M, verjehen. 


Hier galt es zunächſt, den Flugſand zu ebenen und zu binden und durch An— 
pflanzung von hainartigen Baumbeftänden den in Sufeifenform fituirten Kranfen- 
baraden einigen Schutz zu verfchaffen. Die Anlagen fangen an fi gut zu entwideln 
und dienen den Rekonvaleszenten zu einem angenehmen Aufenthalt. 


Auch die Gärten der unter ſtädtiſcher Verwaltung ftehenden Hoſpitäler 
wurden weſentlich verbeffert, zum Theil au die Grundftüde erſt mit Gehölz und 
Rafenanlagen verjehen. Hierzu gehören die Gärten des Friedrich-Wilhelms-Hoſpitals 
und deſſen Filials in der Elifabethftraße, der Garten beim Siechenhaufe in der Bit- 
jhinerftraße, der Garten des GefindesHofpitals in der Koppenftraße, der Frauen-Irren- 
anftalt in der Wallftraße, der Hollmannſchen Wilhelminen-Amalien-Stiftung am 
Koppenplag. Ebenſo befigt feit 1876 die Verwaltung der ftädtifchen Waifenhäufer, 
außer den ausgedehnten Anlagen bei den ftädtifhen Waifenhäufern in Rummelsburg, 
einen von der Park: ꝛc. Verwaltung eingerichteten und unterhaltenen Garten auf 
ihrem Grundftüde in der Alten Zakobftraße, 


Der Vogelſchutz. 


Einen volltommenen Naturgenuß bieten die öffentlihen Part: und Garten: 
anlagen in und bei einer großen Stadt erft dann, wenn darin die anmuthigen und 
nüglichen befieverten Bewohner des Waldes recht ausgiebig nah Gattung, Art und 
Zahl vertreten find. Die Beobachtung des Treibens der Vogelwelt ift eine uner: 
ihöpflihe Quelle der Belehrung und der Freude für Alt und Jung. Anerfannt wie 
diefe Ariome find, hat man doc viele Jahre hindurch weder polizeilicher- noch ftädti- 
jcherjeits etwas Durchgreifendes für den Vogelſchutz gethan. Es bedurfte erft der 
fortgefegten Klagen über die zunehmende Verödung unferer Anlagen, der Sinweife von 
Sadjverftändigen über die hiermit verbundenen öfonomijchen Nachtheile, ver durch In— 
jeftenplagen verurſachten herben Erfahrungen, der Bemühungen des Deutſchen Thier- 
ſchutzvereins und einzelner humaner gleichzeitig auch fachkundiger Mitbürger, um einen 
Vogelſchutz ftädtifcherfeits zu organifiren. 

Derjelbe ift ſeit 1875 eingerichtet. Es find ſeitdem fortgefegt ſogenannte 
Brutremifen angepflanzt, Niſt- und Schlaffäften für die zu pflegenden Vogelarten in 
den ftäbtifhen Anlagen und im Königlichen Thiergarten angebradht, auch Futter: und 
Schutzplätze für die Winterzeit aufgeftellt worden, wobei die Atung für die Vögel aus 
freiwilligen Beiträgen bejchafft wird. Leider fehlt es in unferen Anlagen noch jehr 


*) Bergl. unten Abſchnitt IX. 


Deffentliche Parks, Schmud: und Baumanlagen. 75 


an Trinkſtellen für die befieverten Gäfte, auch hierfür fol in Zukunft nad Maßgabe 
der bereiten Mittel mehr und mehr gejorgt werden. 

Die Summen, welche an Unterhaltungskoften der jämmtlihen Anlagen, die der 
Deputation für die Verwaltung der ftädtiichen Park, Garten: und Baumanlagen 
unterftellt find, verausgabt wurden, betrugen 


im Sabre 1870 . . . „20000. 
e 3 IB 40 46700 ⸗ 
: 1872... . 65000 : 

: . 1873 . . . . 103000 : 
1874 . . . . 131800 : 

1875 . . . . 150100 : 

1876 . . . . 249200 : 


Die erheblihe Steigerung im Jahre 1876 erflärt fih daraus, daß die Stabt- 
gemeinde in Folge des Vertrages vom 11. Dezember 1875 feit dem 1. Januar 1876 
auch die vom Fiskus angelegten und bis zu jenem Zeitpunft von ihm unterhaltenen 
Schmudpläte mit Ausnahme des Luftgartens, Dpernhausplages und Königsplages 
übernommen bat. *) 

Die Rente von 556 431,32 M, welde der Fiskus in Folge jenes Vertrages 
an die Stadt zu zahlen hat, bildete nicht blos das Aequivalent für die Befreiung von 
feiner Verpflichtung zur Straßenunterhaltung, fondern auch für den Webergang der 
Unterhaltungspflicht der Promenaden und Schmuckplätze. Sie wird aber in ihrem 
ganzen Betrage bei dem Etat der Tiefbauverwaltung vereinnahmt. 





*) Berg. $. 5 des Heft I. ©. 141 abgedrudten Vertrages. 


III. 


Oeffentliche Denfmale. 


In noch höherem Maße als der Schmuck der Stadt und ihrer Umgebung 
durch die Gartenkunſt iſt die Verſchönerung derſelben durch Errichtung plaſtiſcher 
Kunſtwerke bis auf die neueſte Zeit dem Staate überlaffen geblieben. 

Das erfte Denkmal diefer Art, welches nicht fürftlicher Entſchließung, fondern 
einer aus der Berliner Bürgerſchaft hervorgegangenen Anregung feinen Urfprung ver: 
dankt, ift das im Jahre 1849 im Thiergarten aufgeftellte Standbild König Friedrich 
Wilhelm IL, zu deſſen Serjtellungsfoften aus der Stadtlaffe 6 000 . X beigefteuert 
wurden. 

War dies Denkmal, welches die Inſchrift trägt: 

„Ihrem König Frievrih Wilhelm III. die danfbaren Bewohner Berlins 
1849" 
ausſchließlich aus Spenden Berlins errichtet worden, jo verdanken die Standbilder 
Thaer’s, Beuth’s, Schinkel’s, welche, in den Jahren 1860, 1861 und 1869 er: 
richtet, den Platz vor der Bauakademie ſchmücken, ihre Entitehung den aus allen 
Bauen des Vaterlandes geipendeten Gaben der deutjchen Landwirthe, Gewerbetreiben- 
den, Künſtler. 

Eine Betheiligung der Stadt hatte nur in Betreff des für Beuth errichteten 
Denkmales mit einem im Jahre 1854 bemilligten Beitrage von 3 000 M ſtatt⸗ 
gefunden. *) 

Von weit entjchievenerer Bedeutung war die Betheiligung der Gemeindevermwal- 
tung an der Erridtung des Schiller: Denkmales. 


) Während biäher in Berlin nur großen Negenten und bervorragenden Heerführern Stand: 
bilder errichtet worden waren, erbob fi in der Gruppe der drei Statuen Thaer's, Beuth's und 
Schinkel's zuerft ein Denkmal der Berdienfte, weldye ſich bürgerliche, ſtaatsmänniſche, Fünftlerijche 
Thatkraft um den Staat und umjere Stabt erwerben hatten. Vergl. übrigens über ſämmtliche öffent: 
liche Dentmale Berlin und feine Bauten ©. 104 flg. 
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Unterm 1. November 1859 hatte in Veranlaffung der damals bevorftehenden 
Säfularfeier des Geburtstages Schiller’s die Stadtverordneten-Berfammlung auf den 
Vorſchlag des Magiftrats fih damit einverjtanden erklärt, „daß die Errichtung einer 
Schiller-Statue von den Kommunalbehörvden jelbft in die Hand genommen werde". 
Das aus angejehenen Bürgern der Stadt bejtehende Komite, von weldem die Auf- 
forderung zu Privatfammlungen für die Aufrihtung eines Schiller: Denkmales aus: 
gegangen war, hatte ſich hiermit einverjtanden erklärt. Unter feiner Zuziehung ord: 
nete der Magijtrat das Programın zu der Grundfteinlegung, welche am 10. November 
1859 — unter Betheiligung der höchſten Staatsbehörden, der Univerfität, der höheren 
Unterridhtsanftalten, der Gewerke — in feierliher Weife auf dem Plate vor dem 
Schauſpielhauſe ftattfand. 

Die Fragen: ob nit hier auch dem, Schiller im Leben jo nahe verbun- 
denen, Goethe ein Denkmal gejeßt werden jolle? ob neben beiden hier auch ein 
Standbild Leſſing's feine Stelle finden? oder ob diejer Plab für Schiller allein 
beftimmt bleiben jolle? hatten vor und nad) der Grundfteinlegung zu um jo lebhafteren 
Diskuffionen im Publiftum und in der Preffe führen müfjen, als Privatjammlungen 
auch für die Errihtung einer Goethe: und Leſſing-Statue — zum Theil bereits 
jeit längerer Zeit — eingeleitet waren und der Pla vor dem Schaufpielhaufe den 
geeigneten Raum für die Aufitelung zweier und dreier Standbilder darzubieten jchien. 

Die öffentliche Debatte über dieje Fragen war zu einem bejtimmten Abſchluß 
noch nicht gediehen, als der Magiftrat zum Erlaß eines Konkurrenz-Ausſchreibens für 
das Schiller: Denkmal — des einzigen von den drei projeftirten, deſſen Ausführung 
damals unbedingt gefichert erſchien — jchritt. Er hielt deshalb die Möglichkeit der 
Realifirung des Gedanfens: vor dem Schaufpielhaufe die Gruppe jener drei deutichen 
Dichter zu errichten, offen, indem er in die betreffende Bekanntmahung vom 10. No- 
vember 1861 unter anderen die Beftimmung aufnahm: es fei Seitens der Künftler, 
welche ſich an der Konkurrenz betheiligten, „Rüdficht darauf zu nehmen, daß zu beiden 
Seiten des Schiller: Denkmales jpäter die Statuen von Goethe und Leſſing ihre 
Stellen erhalten follten, jo jedoch, daß jedenfalls das Schil ler-Denkmal die Mitte 
des Plabes behaupte”. 

Als Sieger in der Konkurrenz wurde Reinhold Begas anerfannt und ihm 
zufolge des am 19. Januar 1864 gefchlofjenen Vertrages die Ausführung des Denk: 
males in Marmor für den Preis von 33 000 Thalern (99 000 A) übertragen. *) 


*) Die Koften inkl. der Ausgaben für Ummwährung und Aufftellung und eines dem Künftler 
von den Kommunalbebörden über die bedungene Summe binaus bewilligten Honorard haben jchlieh- 
lidy dieje Summe überjchritten. Es war aber ein Zuſchuß aus der Stadtkaſſe über Die von Haufe 
aus für den Zwed bewilligte Summe von 10000 Thalern nicht erforderlich, da dieſer Betrag mit 
dem von dem damaligen Prinzregenten, des jepigen Kaiferd Majeftät, bewilligten gleichen Betrag 
und dem Ende 1863 dem Magiftrate überwiejenen, aus dem Ertrage der Sammlungen aufgefom- 
menen Kapital von ca. 12680 Thalern ald ein bejonderer Schiller: Fonds beim Magiftratödepo- 


78 Deffentliche Dentmale. 


Er vollendete das Werk innerhalb der ihm geftellten Frift, jo daß die Enthüllung des 
Denkmals ſchon zum 10. November 1869 hatte in Ausfiht genommen werden können. 

Indeſſen hatten erit die Verhandlungen, welche über die dem Plabe zu gebende 
Einrihtung zu führen geweſen waren,*) demnächſt die Kriegesarbeit, zu welcher 
Herrſcher und Volk von den Werken des Friedens abgerufen worden waren, die Ent- 
hüllung des Denkmals bis zum 10. November 1871 verzögert. 

So fiel die Feier der Enthülung des Denkmals in die Zeit der über alles 
Hoffen und Erwarten eingetretenen reihen Erfüllung der politiihen und nationalen 
Wünſche, welche nicht zum geringjten Theil die Bewegung der Gemüther hervorgerufen 
hatten, die bei der Eälularfeier des Dichters die deutihe Nation ergriffen hatte. 

Auf diefen Gegenjag der Jahre 1871 und 1859, wie auf den Zufammenhang 
des idealen Geifteslebens mit den großen in der realen Welt joeben vollendeten Thaten 
deutete auch die Rede bin, mit welcher der damalige Dberbürgermeifter Seydel vor 
der am 10. November 1871 auf dem Schillerplag verfammelten Feftverfammlung die 
Enthüllung des Denkmals einleitete, 

Sie lautete: 

„Das Werk, das der Künftler mit liebevollem Verſtändniß, aus be 
geifterter Seele und mit freiem Fluge in die ſchöne Welt idealer Gejtalten 
geichaffen hat, 

Nicht der Mafje qualvoll abgerungen, 

Schlank und leicht wie aus dem Nichts entjprungen, 
wir übernehmen es hiermit im Namen der Stadt und jtellen es an diejer 
von dem Genius der Kunft geweihten Stätte nunmehr getroft mitten in 
das bewegte Leben diefer Stadt: auf daß es fortan ein Theil ihres Lebens 
fei, in jtets fi erneuernder Wechſelwirkung noch von den jpäteren Ge 
jchlechtern, die e& ummandeln, immer neues Leben empfange und Leben 
von fi) ausftröme in die empfänglichen Seelen; auf daß es fort und fort 
uns mahne, den tiefen Quell unjerer Kraft und Größe nicht verfiegen zu 
lafjen — den Idealen treu zu jein, den Geift nicht finfen, die Thätigfeit 
nicht erjchlaffen zu laffen —, nicht nachzulaſſen in dem Streben und 
Ringen nad den höchſten und edelften Zielen, in der treuen Pflege der 
geiftigen Güter, die den Gemeinbefig unferes Volkes bilden — nicht matt 
und zaghaft zu jein in dem emwigen Kampfe gegen das Unedle und 
Gemeine. 

Was in ſchwankender, zweifelhafter Zeit von uns beſchloſſen und 
begonnen worden, wir vollenden es heute vor Kaifer und Reich, unter den 


fiterium verwaltet worden war und dieſer mit den jucceffive erwachjenen Zinjen die Geſammtkoſten 
beden Eonnte. 

*) Er batte zum Heu- und Getreidemarft gedient und mußte — follte er eine würdige Um- 
gebung des Denkmals bilden — in einen Schmuckhplatz umgewandelt werden. 
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Augen des Kaifers, in deſſen ftarfe Hand die gefammelte Kraft des 
Deutfchen Volkes zu Schu und Trug gelegt ift, in Gegenwart der be 
rufenen Vertreter des geeinigten Deutjchen Volkes; und die jtarfen Männer 
der That, die Männer des freien weiten Weltblides, des kühnen Wagens 
und des entichloffenen Handelns, die in fiegreidhen, jchöpferiichen Thaten 
dem Wolfe jeine Träume ausgelegt, dem Baterlande feine feite, lebensvolle 
Geſtalt gegeben haben, fie bringen mit uns dem Dichter und Denker, der 
Madıt des in dem weiten Reiche des Wahren und Schönen frei walten: 
den Geiftes, der auch ihnen von weit her die Wege gebahnt hat, Aner: 
fennung, Dank und Huldigung dar. 

Das fei das Wahrzeichen diefer Stunde! Was auch fommen mag, 
in dieſem Zeichen werden wir fiegen und das Unfrige fiegreih behaupten. 

Das walte Gott!“ 

Ein Jahr war jeit der für die Schiller:Statue erfolgten Bewilligung von 
30 000 AH. exit verflofien, als die werkthätige Theilnahme der Kommunalbehörben 
für die Verherrlihung des Andenfens eines anderen berühmten deutſchen Mannes 
durch Errichtung feines Standbildes in der Hauptitadt Preußens in Anjprud ge 
nommen wurde. Das Denkmal gilt — jo heißt es in dem Schreiben, welches der 
Geihäftsausihuß des Berliner Zmweigvereins zur Errichtung eines Denkmales für den 
Minifter Freiheren vom Stein unterm 9. Dezember 1860 an den Magiftrat richtete 
— „dem Manne, der mit in Erjter Linie zu den Befreiern des Vaterlandes von der 
Fremdherrſchaft zählt, der dur jein Walten im Rathe des Königs den Geift des 
Volkes zur Waffenthat reifte, dem Manne, der für die den Städten abhanden gekom— 
mene Freiheit und Selbitjtändigfeit die Bahn gebrochen hat, dem Manne endlich, 
deſſen Denkmal in ihren Mauern errichtet zu jehen die Stadt Berlin fi, wir wiffen 
es, zu einer hohen Ehre rechnen wird“, 

Diejem Appell verfagten ſich die ftädtifchen Behörden nicht, obwohl damals in 
Ausfiht genommen war, nad Vollendung des Nathhausbaues, „an geeigneter Stelle 
innerhalb defjelben dem Könige Frievrih Wilhelm III. als Gründer der Städteordnung 
und feinem treuen Berather in diejer Angelegenheit in entjprechenden monumentalen 
Denkmalen das Dankbarkeitsgefühl der Berliner Bürgerſchaft“ auszufprechen.*) 

Es wurde für das Stein-Denkmal die gleihe Summe wie für das Schiller: 
Denkmal bewilligt. Weber die Stelle, welche demſelben gegeben werden follte, it lange 
verhandelt worden. Die Entiheidung fiel endlich für den Dönhofsplag gegenüber dem 
Abgeordnetenhaufe aus. Die Unterhaltung des von Schievelbein ausgeführten, am 
26. Oktober 1875 enthüllten Standbildes, jowie der deforativen gärtnerifchen Um: 
gebung deſſelben hat die Stadtgemeinde übernommen. Sie wird in gleicher Weije wie 





) Wie diejer Gedanke betreffd des Königs durch das Koftbare Geſchenk eined Bürgers zur 
Ausführung gelangte, darüber vergl. Heft 1 ©. 6. 
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die des Schiller: Denkmals und die des, von der philoſophiſchen Geſellſchaft zu Berlin 
nahe dem Univerfitätsgarten auf dem Bauhof, dem Philofophen Hegel in Form 
einer Kolofjal-Büfte errichteten Denkmales, das ebenfalls eine paſſende gärtnerifche Um— 
gebung erhalten hat, von der Park: und Garten-Deputation überwacht. 

In der jüngften “Zeit ift Berlin unter weſentlicher Mitwirkung jeiner Kom: 
munalbehörden noch um zwei bedeutjame Standbilder reicher geworden. 

Im Innern des Thiergartens, in der Nähe der Luifen:Infel und des Anfangs 
diejes Abjchnittes gedachten Denfmales Frievrih Wilhelm III. erhebt ji das von dem 
Bildhauer Ende ausgeführte, am 10. März 1880 enthüllte Standbild der Königin 
Luiſe. 

Am Rande des Thiergartens, zwiſchen der Lennéſtraße und dem Brandenburger 
Thor, hat das von dem Bildhauer Schaper bergeftellte, am 2. Juni 1880 ent: 
hüllte Denkmal Goethe's — nahdem der Gedanke, das Standbild defjelben neben 
den Sciller’s zu errichten, inzwijchen aufgegeben worden war — feinen Platz 
gefunden. Abbildungen dieſer beiden neueiten öffentlichen Denkmale fügen wir diefem 
Abjchnitte bei. 

Für das Standbild Goethe's war die gleiche Summe, wie für das Schiller: 
Monument — 30 000 HM. — aus der Stadtkaſſe bewilligt worden. 

Die Ausführung des Denkmales für die Königin Luiſe in verhältnißmäßig 
furzer Zeit war dadurch fihergeftellt worden, daß die Stadtgemeinde zu den durd) 
Privatfammlungen befchafften Mitteln 50 000 „A. beifteuerte. Cs geſchah dies in 
Folge der Beichlüffe, welche die Kommunalbehörden zur Feier des 81. Geburtstages 
Kaiſer Wilhelm’s gefaßt hatten. 

Wenn fie dabei den ftillen Wunſch hegten, daß es dem Sohne noch vergönnt 
jein möge, das vollendete Denkmal der unvergeßlichen Mutter zu jchauen, fo ift diejer 
Wunſch bei der feierlichen Enthülung des Standbildes, welcher Seine Majeftät der 
Kaifer mit freudiger Nührung beimohnte, auf das Schönfte erfüllt worden. 


IV, 


Die Straßenreinigung. 


Schon an mehreren Stellen diejes Berichts haben wir darauf binzumeifen 
gehabt, daß in Berlin bis in dieſes Jahrhundert, zum Theil bis auf die neuejte 
Zeit die Fürjorge für verjchievene, einem modernen Gemeinmwejen unentbehrliche 
Bevürfniffe von landesherrlihen Behörden und auf landesherrlihe Koften geübt 
wurde und daß diefes, mit der mittelalterlihen Unabhängigkeit des Stadtregimentes 
wie mit dem heutigen Grundfag fommunaler Eelbitverwaltung in Widerſpruch jtehende 
Verhältniß feinen geſchichtlichen Urſprung in der Zeit hatte, wo die erftarfende landes— 
herrliche Gewalt zu öffentlichen Einrichtungen — welde durchzuführen der ftädtifchen 
Obrigkeit die moraliihe Kraft wie die materiellen Mittel fehlten*) — die Initiative 
ergriff und ſich mächtig genug fühlte, jolhe „Neuerungen“ den widerftrebenden Bürgern 
aufzuzwingen. 

Die Gafjen in den durch den breißigjährigen Krieg verarmten Furfürftlichen 
Refidenzen Köln und Berlin waren um die Mitte des 17. Jahrhunderts zum Theil 
noch ungepflaftert, vielfach mit Schweinefoven verbaut, mit Düngerhaufen bededt, nächt— 
fiher Weile nur hin und wieder mit Feuerbeden erhellt. Wie die Bauordnungen, 
welche nicht die Räthe von Köln und Berlin, fondern der Große Kurfürft erließ; 
die Straßenpflafterung, welche er bewirkte; die Beleuchtung mit Straßenlaternen, welche 
er einführte, hierin Wandel ſchafften, jo find auch von ihm die erften Anoronungen 
für eine regelmäßige Reinigung der Straßen ausgegangen. 

Die „Brunnen: und Gafjenordnung beider Nefidenz- und Hauptjtädte Berlin und 
Köln an der Spree" vom 14. Auguft 1660**) — welche wir jchon im erjten Abjchnitt 


*) BVergl. über den Zujtand des Stadtregimentes in den Preußiſchen und Brandenburgiichen 
Landen zur Zeit ded Groken Kurfürjten und der erften Preußiſchen Könige die Aufſätze von 
G. Schmoller in der Zeitjchrift für Pr. Geſchichte Bd. 8, 10 und 11. 

*) 0. C. M. Tb. V. Abtb. 1 Kap. I. Ep. 313 flg. Nach dem einleitenden Bemerkungen, 
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als Rechtsquelle für die Verpflichtung der Eigenthümer zu Anlegung und Unterhaltung 
des Bürgerjteiges zu erwähnen hatten — legte jedem Hausbefiger die Verpflichtung 
auf, für die Neinhaltung der Straßen bis zur Hälfte des Fahrdammes zu forgen. 
Wie viel Widerftand diefe Anordnung und andere Vorſchriften jenes Geſetzes, durch 
weldes die Grundlage für eine Baupolizei gelegt wurde,*) fanden, geht daraus 
hervor, daß der Kurfürft für nothwendig fand, im Jahre 1679 die ftrenge Beob- 
achtung derſelben einzufchärfen**) und durch verjchiedene Verordnungen einzelne Bor: 
ichriften zu deflariren und zu ergänzen. Die von ihm für Berlin und Köln gegebenen 
Vorjhriften wurden von feinen Nachfolger auf den Friedrichs-Werder,““) demnächſt 
auch auf die Dorotheenftadt und Friedridhftadt}) ausgedehnt. 

Dieſe Beftimmungen find bis zum Jahre 1848 die Grundlage für die Ord— 
nung des Straßenreinigungswefens geblieben. Die dabei nothwendige Arbeit war von 
Anfang an zwijchen den Eigenthümern und einer öffentlichen Anftalt getheilt, indem 


mit welchen der Kurfürjt die Ordnung publizirt, war zwar der Entwurf berjelben von den Bürger 
meijtern und Rathmännern aufgejtellt; indeſſen it nach dem, was vorangegangen war (vergl. Fi— 
diein Bd. V. ©. 361), nicht daran zu zweifeln, daß dies auf von dem Kurfürjten gegebene An- 
regung erfolgt war, wie denn aud aus jener Cinleitung zu entnehmen ift, einerjeitd daß die Magifträte 
beider Städte ihre Anordnungen durchzuſetzen nicht Willens oder vermögend waren, andererjeitö daß fie 
ihren Entwurf nad den Erinnerungen des Kurfürjten abgeändert hatten, den Diefer dann mit Dem 
Bemerten Eonfirmirt, daß dieſe Brunnen umd Gafjenerdnung nunmehr ald ein „von Uns jelbft ge 
gebenes Geſetßz“ zu achten jei. 

°) Bergl. 3. B. Art. 5 8. 6. Alle Schweinefoven, Ställe und dergleichen, jo einigen foetorem 
oder Stand geben könnten, jollen von öffentlihen Gaffen weggeſchaffet: Ferner auch an den Orten, 
woſelbſt nidyt albereit igo bey Publication diefer Ordnung etwas berausgebauet ift, ferner nichts bin- 
gebauet werden, weil allgemeiner Stadt Wohlfahrt daran bänget, daß die Gaffen raum umd weit 
verbleiben, und nicht zugebauet werden: Und ob wol etliche Einwöhner für ibren Häufern wegen der 
Auffahrt über den Nönnen Brüden baben, ihnen auch diejelbe wol ferner gegönnet werden können: 
So müſſen doch die Einwöhner diejelbe bevdes ded Sommers, als Winters alſo auf ihre Untojten 
zurichten und halten laffen, damit das Waller richtig feinen Ablauff bat, und diejelbe allemal qut 
und fertig ſeyn, auch beydes Menjchen und Vieh nicht dDadurd zu jchaden fommen mögen. 

**) Bergl. Verordnung vom 15. September 1679, C. C. V. Ep. 335. Demnad Seine Chur: 
fürſtliche Durchlaucht zu Brandenburg ꝛc. Unfer gnädigſter Herr, mit jonderbabrem Miffallen ver- 
neben, Daß weder die Erimirten, nody auch die Bürger in Berlin der neulich gemachten und von 
Er. Ehurf. Durdylaucht gnädigſt confirmirten Gaffen-Ordnung nachleben, jendern ſich derjelben aller: 
dingd opponiren, dabero dann enijtanden, daß bin und wieder die Straßen voller Unflatb und 
Komotb, und dadurd bey diejen jetzo graſſirenden Arandbeiten die Yufft noch mehr verunreiniget, 
und mehrere Rrandbeiten und Contagiones verurjacdhet werden können. Alß befeblen höchſtgedachte 
Seine Churfürſtliche Durdlaucht allen Erimirten und Bürgern in Berlin biermit gnädigſt und zus 
gleidy ermjtlich, der vorberührten Gaſſen-Ordnung fich ferner nicht zu entziehen, jondern vielmehr 
derjelben geborfamjt nachzuleben mit der ausdrüdlichen Verwarnung und Bedrauung, daß wieder Die 
Säumigen obne Anjebung der Perſohn es ſeyn Bürger oder Grimirte, die militäriiche Execution voll- 
jtredet werden ſolle. 

*) Verordnung vom 21. März 1690, €. C. M. 1. e. Ep. 348. 

+) Verordnung vom 1. Dezember 1700 und vom 3. Mai 1707, C. C.M. 1. c. Ep. 347, 351. 
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jene das Fegen der Straßen, diefe — die angeftellten Gafjenmeifter mit ihren Karren, 
an deren Stelle jpäter das von der Polizeibehörde angenommene, aus der Nachtwacht-, 
Erleuhtungs: und Straßenreinigungskafje bezahlte Fuhrwerk trat — das Abfahren des 
Unrathes bejorgten. Soweit diefer vor Privathäufern lag, war der Gafjenmeifter 
von den Eigenthümern für feine Leiftung zu bezahlen; fpäter, als das Inſtitut der 
Gaſſenmeiſter einging, hatten die Eigenthümer jeloft für die Abfuhr zu forgen; der 
öffentlichen Anftalt blieb nur das Reinigen der Pläge, der Straßenkreuzungen und 
der Straßendämme vor den öffentlichen Gebäuden, das in neuerer Zeit als das „po: 
lizeiliche“ Straßenreinigungswejen bezeichnet wurde, 


Für die Unterhaltung diejer Anftalt waren bis zum Anfang dieſes Jahr: 
hunderts Anforderungen an die Stadtkaſſe nicht gemadt worden. Während der 
franzöfiihen Invafion aber hatte der Staat die bisherigen Natural: und Geld— 
leiftungen nur in ungenügender Weije eintreten laſſen. Der Magiftrat jah fich deshalb 
genöthigt, Vorichüffe zur Erhaltung der Straßenreinigungsanftalt zu gewähren. In 
dem Streit, welcher jpäter über die Rüdzahlung diefer Vorſchüſſe entitand, behauptete der 
Magiftrat, daß der Fisfus bei Einführung der neuen Accifeordnung die Koften der 
Straßenreinigung als Gegenleiitung übernommen habe und wies damit auch die Be 
hauptung zurüd, daß jeit der Städteorbnung es Sache der Kommune fei, für die Straßen: 
reinigung zu jorgen. Die Folge diefer Berhandlungen war, daß der Staat zwar 
nicht die unbedingte Verpflichtung zur Unterhaltung der Straßenreinigungs: und Er: 
leuchtungsanftalt anerkannte, aber doch für diefe Anftalten vom 1. Dftober 1819 an 
einen jährliden Zufhuß von 36 000 Thalern bemilligte. 


Eine allgemeine Zufriedenheit wurde durd) diefen Ausgang der Verhandlungen 
nicht erreicht. Die Eigenthümer Flagten über die große Laft, welche ihnen aus ber 
Straßenreinigung erwachſe; fie kamen ihren Verpflichtungen nur ungern und mangel: 
haft nad. Auch zwijchen dem Magiftrat und dem Polizei: Präfidium kam es zu Diffe: 
renzen, namentlich darüber, ob der Magijtrat als Eigenthümer öffentlicher Gebäude 
den Sauseigenthümern gleichftehe, oder die Straßenreinigungsanftalt ihm die Neini- 
gung vor diefen Gebäuden abnehmen müſſe. Aus den Kreifen der Bürgerfchaft gingen 
fortdauernd dem Magiftrat und der Etadtverorbneten:VBerfammlung Vorſchläge über 
eine veränderte Organifation der Straßenreinigung zu. Man plante die Vergebung 
derjelben in Entreprife gegen Weberlafjung des Düngers und Zahlung einer Pauſch— 
jumme, die Bildung von Vereinen der Hauseigenthümer eines Stabdttheils, um bie 
Reinigung deffelben auf gemeinfame Koften ausführen zu laffen, die Erweiterung der 
polizeilichen Straßenreinigungsanftalt zu einer allgemeinen ſtädtiſchen Anftalt, welche 
die Verpflichtungen der Eigenthümer erfüllen und aus einer eigenen Steuer oder aus 
Zufchlägen zur Miethsſteuer, weldhe nad) der Größe des Grundftüds oder der Reini- 
gungsfläche berechnet würden, erhalten werben jollte. 
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Der Magiftrat wollte dagegen in erfter Reihe, daß die Reinigung ohne alle 
Mitwirkung und ohne Zuſchuß der Kommune von dem Polizei-Präſidium bejorgt 
würde, Dieſe Differenz kam durch die Verhandlungen, weldhe in den dreißiger Jahren 
über die Ausgleihung der gegenfeitigen Forderungen des Staats und der Stabt 
geführt und durch die Kabinetsordre vom 31. Dezember 1838 finalifirt wurden, dahin 
zum Austrag, daß der Staat auch ferner nur einen Zufhuß und zwar von 33 000 Thalern 
jährlih zu den Koften des Nachtwacht-, Straßenerleuhtungs: und Reinigungswejens 
zu gewähren habe. 


Wie jehon bei der früheren Erwähnung dieſer Kabinetsordre im XII. Abjchnitt 
des erjten Theils erwähnt worden,*) haben fich die Verhältniffe, unter welchen dieſe 
Ordre erlaffen wurde, inzwiſchen jehr weſentlich geändert, indem insbejondere jeit 
1847, worauf in Abjchnitt VI. zurückzukommen fein wird, die Straßenbeleuchtung 
durch eigene ftädtiiche Anstalten bewirkt wird und neuerdings auch die gejammte 
Straßenreinigung von der ſtädtiſchen Verwaltung unmittelbar und auf alleinige Koften 
der Stadt ausgeführt wird. 


Zwiſchen dem, wejentlich nach dem Grundſatz: „Jeder fege vor jeiner Thür“ 
geordneten früheren und dem eben bezeichneten gegenwärtig beitehenden Zuftande des 
Straßenreinigungsmejens lag für den größeren Theil unſerer Berichtsperiode ein, durch 
die im Jahre 1851 erfolgte Umgeftaltung des Feuerlöſchweſens veranlaftes, eigen: 
thümliches Verhältniß, nad) welchem das Polizei: Präfivium fraft ftaatlihen Auftrages 
das „polizeilihe Straßenreinigungsmeien", kraft vertragsmäßiger Vollmaht des Ma— 
giftrates die gefammte übrige Straßenreinigung, welche nunmehr als „ſtädtiſches Straßen: 
reinigungsweſen“ bezeichnet ward, bewirkte. 

Zu diefem eigenthümlichen Verhältni war es auf folgende Art gefommen. 

Die immer heftiger werdenden Klagen der Eigenthümer über die Laſten, welche 
ihnen die Feithaltung jenes Grundſatzes der alten kurfürſtlichen Verordnungen auf: 
erlegte, hatten die Kommunalbehörden im Jahre 1847 zunächft zu dem Beſchluſſe 
beftimmt, verjuchsweife in zwei Stadtteilen die Straßenreinigung während ſechs 
Monaten durch eine ftädtifche Deputation beforgen zu laſſen. 

Nachdem diefer Verſuch, welcher vom 1. April 1848 an auf alle Stadttheile 
ausgedehnt worden, als gelungen zu betrachten war, ſchlug der Magiftrat vor, die 
Straßenreinigung mit Rüdjicht auf die Beſtimmungen der neuen Gemeindeordnung 
als Gemeindelaft zu übernehmen, Am 30. Januar 1851 jchloß fi der Gemeinde: 
rath diefem Vorſchlage an, indem er gleichzeitig ausſprach, daß die Straßenreinigung 
„für immer“ den Eigenthümern abgenommen jein ſolle. 


*) Bergl. Heft 1 ©. 104 und 106. 
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Der Ausführung der Straßenreinigung durch die ftädtiichen Behörden ftellten 
fich indefjen erheblihde Schwierigkeiten entgegen. inerjeits erſchien es nothwendig, 
daß zunächſt die Rechte und Pflichten der Verwaltung der Bürgerſchaft gegenüber feit: 
geftellt würden, andererfeits erachtete der Magiftrat für unerläßlich, daß ihm im Falle 
der Uebernahme der gefammten Straßenreinigung die polizeilichen Befugniffe, welche 
die jelbftftändige und unabhängige Ausführung derjelben fichern Fönnten, übertragen 
würden. Da die Staatsbehörden hierauf einzugehen nicht geneigt waren, auch eine 
Verbindung der Straßenreinigung mit dem Feuerlöſchweſen finanziell vortheilhaft erjchien, 
wurde jchließlich der Ausweg gewählt, daß das Königliche Polizei-Präſidium vertragsmäßig 
die Ausführung der Straßenreinigung für Rechnung der Stadtgemeinde, zunächſt auf fünf 
Fahre, übernahm. Die Uebergabe derfelben an den Brandodireftor Scabell, welcher 
zum Kommiffarius des Polizei-Präfidiums ernannt wurde, geichahb am 4. Juni 1851. 
Seitdem iſt das Straßenreinigungsweien Berlins in einer Hand vereinigt. Zwar 
ift während jenes Verhältniſſes, welches in Folge mehrfacher Prolongationen bis zum 
1. Oktober 1875 gedauert hat, ftets eine polizeiliche und eine ſtädtiſche Straßen: 
reinigung in den Berichten der jtädtifchen Verwaltung unterſchieden, auch gejonderte 
Rechnung geführt worden; eine ſcharfe Trennung der Obliegenheiten beider Verwal: 
tungen und der Mittel zur Ausführung derjelben wurde aber nicht aufrecht erhalten. 
Die Unterſcheidung hatte, da die Stadtkaffe die Koften jowohl der polizeilichen als 
der ftädtiihen Straßenreinigung tragen mußte, ſonach im Wefentlichen nur hijtorifche 
Bedeutung und diente zur Hervorhebung der verjchievenen Stellungen des Polizei: 
Präfidiums als Vertreter des Fiskus und der Stadtgemeinde. 

Erheblihe Veränderungen find von 1860 bis 1. Dftober 1875 nicht ein: 
getreten, da das Polizei: Präfidium ſich troß mehrfacher Kündigungen des Verhältniffes 
ichließlich immer zu einer Verlängerung defjelben hatte bereit finden laſſen. Bei den 
Berathungen, welche die wiederholten Kündigungen im Schooße der Kommunalbehörden 
veranlaften, famen die verſchiedenſten Projekte für die Art der Ausführung der 
Straßenreinigung zur Sprade. An Erwägungen, ob und wie es möglich fein möchte, 
dem Stabtjädel die Koften der Straßenreinigung ganz oder theilweije wieder abzu: 
nehmen, fehlte es nicht. Je höher bei der mwachjenden Ausdehnung des Stadtgebiets 
die Ausgaben für die Etrafenreinigung ftiegen, deſto näher lag die Erinnerung daran, 
daß diejelbe bis 1851 der Kommune als foldher nicht obgelegen hatte und einem Theile 
der Bürgerfchaft — den Hauseigenthümern — ohne jede Begenleiftung abgenommen 
worden war. Die Pläne, den letzteren die Verpflihtung zur Straßenreinigung wieder 
aufzuerlegen; fie in der Zeit vom 1. November bis 1. März bei Schneefall und Froft 
zur Reinigung zu verpflichten; oder wenigftens die Säuberung des Bürgerjteiges von 
der des Strafendammes zu trennen, lebtere auf ſtädtiſche Koften bewirken zu laſſen, 
erjtere dem Sauseigenthümer aufzuerlegen, wurden doch jchließlich in der Erwägung, 
daß die Straßenreinigung im Intereffe der gefammten Bürgerfchaft geſchehe, ver: 
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worfen. Das alte Projekt, die Straßenreinigung durch eine ftädtifche Behörde leiten 
zu laſſen, fcheiterte an der Weigerung des Polizei: Präfidiums, die fogenannte polizei: 
lihe Straßenreinigung der Stadt zu übergeben. Es meinte der letteren ſchon des— 
halb nicht emtrathen zu Fönnen, weil es andernfalls, wenn eine Reinigung im Wege 
des polizeilichen Zwanges einmal geboten wäre, bereiter Mittel entbehren und auf die 
Beamten und Gejpanne der ftädtiichen Straßenreinigung angewiejen jein würde. Es 
ftand dem Projekt ferner die Meinung entgegen, daß eine Trennung der Straßen: 
reinigung von dem Feuerlöſchweſen nicht thunlich und jedenfall® außerordentlich Eoft- 
jpielig fein würde, da die Sprigenmänner der Feuerwehr zugleih als Strafenfehrer 
fungirten, eine Webertragung des Feuerlöſchweſens auf die Stadt aber unerreich- 
bar ſchien. 

Unter diefen Umftänden betrachtete man es noch als den günftigiten Ausgang, 
daß auch nad) der im Sahre 1865 abermals erfolgten Kündigung das Polizei-Präfi- 
dium fchließlich wieder darauf einging, die Straßenreinigung für Rechnung der Stadt 
weiter auf unbejtimmte Zeit unter Leitung des Direftoriums der Feuerwehr ausführen 
zu laffen. 

Die ſtädtiſchen Intereffen vertrat jeit 1857 die ſtädtiſche Straßenreinigungs: 
Deputation. Ihre Aufgabe war weſentlich die, bei der Feititellung der Arbeitspläne 
mitzuwirken, in wichtigen die Straßenreinigung betreffenden Fragen, welche die Aus: 
führung derjelben nicht berührten, zu bejchliefen oder ſich gutachtlich zu äußern, den 
Etat vorzuberathen und die Rechnung vor Einreihung an die ſtädtiſchen Behörden 
zu prüfen. Sie hatte danach einen mehr berathenden als befchließenden Charafter. 
Immerhin hatte fie vielfach Gelegenheit, auf Verbeſſerungen hinzuwirken und erlangte 
eine Kenntniß dieſes umfangreichen Verwaltungszweiges, welche den jpäteren Ueber: 
gung dejjelben erheblich erleichterte. 

Eine Aenderung des beftehenden Verhältniffes wurde im Jahre 1874 durd) 
den diesmal von den jtädtifchen Behörden ausgehenden Antrag, der Stadt die Strafen: 
reinigung zurüdzugeben, angebahnt. Die Uebernahme wurde von der Webertragung 
der SFeuerwehr nicht mehr abhängig gemacht, nur erhob der Magijtrat den Anſpruch, 
daß aud die jogenannte polizeilihe Straßenreinigung, welche nur redinungsmäßig in 
gejonderter Verwaltung ftand, auf ihn in Verbindung mit der ftädtifchen Straßen: 
reinigung übergehe. Zwar lehnte das Polizei-Präfidium zunächſt die Uebertragung 
der polizeilichen Reinigung ab und gab — wie auch früher — als Grund an, daf 
ihon das Bedürfni nach einer zur Vornahme erefutiviicher Reinigungen ftets bereiten 
Anftalt die Erhaltung derjelben erforderlih mache. Der Minifter des Innern ermäch— 
tigte indeſſen das Polizei-Präfidium, auch über die Weberlaffung der polizeilichen 
Straßenreinigung, d. 5. der Reinigung der Straßenfreuzungen, öffentlichen Plätze, 
Brüden u. ſ. w. mit dem Magiftrat zu verhandeln. Die Verhandlungen, bei welchen 
der Magiltrat anerkannte, daß die dem Polizei-Präfidium zuftehenden polizeilichen Be: 
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fugnifje in Betreff der Beltimmung über Art und Umfang der Reinigung dadurd), 
daß die Stadt die Reinigung übernehme, nicht berührt würden, auch feine Bereitſchaft 
erflärte, den Nequifitionen des Polizei-Präſidiums auf erefutivifche Neinigung Folge 
zu geben, hatten einen günftigen Ausgang. Nach jchneller Vorbereitung übernahm 
die Stadtgemeinde zufolge Allerhödhfter Genehmigung vom 27. Februar 1875 am 
30. September 1875 die gefammte Straßenreinigung. 


Unter der polizeilihen Straßenreinigung wurde bis 1. Dftober 1875, wie 
bereits erwähnt ift, die Reinigung der öffentlihen Plätze, Promenaden, Brüden und 
der Straßenkreuzungen verftanden. Dem Königlichen Polizei-Präſidium ftanden zu 
diefem Zwed etatsmäßig uriprünglid 18, dann, da thatfählih das Bedürfniß ein 
größeres nicht gewejen war, 15 Geſpanne mit 36, beziehungsweife 30 Pferden zur 
Verfügung. Geſpanne und Geräthichaften waren in brei Depots vertheilt, denen drei 
Schirrmeiſter vorftanden. Mit den Mitteln der polizeilichen Straßenreinigung find 
indeffen nicht blos die Zwede derfelben, fondern auch foldhe der ftädtifchen Straßen: 
reinigung erfüllt worden, indem die Gejpanne der erfteren auch im Intereſſe der le: 
teren, wenn auch in verhältnißmäßigem geringem Maße, Dienfte leiftete. 


Bei dem mäßigen Umfange des Geſchäftskreiſes der polizeilihen Straßen: 
reinigung war eine umfaffende Organifation derjelben nicht erforderlich, aud find 
erhebliche Veränderungen innerhalb unferer Berichtsperiode nicht vorgefommen. 


Dagegen machte die große Ausdehnung der Geſchäfte, welche der ſtädtiſchen 
Straßenreinigung oblagen, eine eingehende Organifation nothwendig. Sie umfaßte 
zunächit die Reinigung aller Straßen (d. h. des Dammes, des Bürgerjteiges 
und der Ninnfteine) innerhalb des Weichbildes der Stadt, infoweit fie gepflaftert, 
nivellirt und mit Abzug verjehen find. Das Neinigungsgebiet wuchs rapid; 1863/64 
wurde Moabit in den Arbeitsplan aufgenommen. Dazu fam die exrefutivische Beſei— 
tigung von Verunreinigungen, für welche dem Kontravenienten eine Erſatzpflicht oblag. 
Cie mußte der ftädtifchen Straßenreinigung zugerechnet werden, weil, wenn wegen 
Unbekanntſchaft oder Zahlungsunfähigkeit des Kontravenienten Erſatz nicht zu erlangen 
ift, die Koften der Stadt zur Laft fallen. 


Die Stadt war zum Zwed der Straßenreinigung in Kehrbezirke eingetheilt, 
deren mehrere eine Aufjeherabtheilung bildeten. Die im Jahre 1861 vorhandenen 
12 Auffeherabtheilungen mit 55 Kehrbezirfen waren im Jahre 1864 bis auf 15 Ab: 
theilungen mit 68 Kehrbezirken vermehrt worden. Bis 1875 waren nod nad und 
nad) weitere 15 Kehrbezirfe hinzugefommen. Den Auffehern unterftanden urſprünglich 
360 Arbeiter (Sprigenmänner), feit 1864: 453, 1871: 470, zulegt 1874/75: 512. 
Einem Aufjeher war die Leitung der Hydrantenfolonne von urjprünglich 35 Arbeitern 
und 4 Kolonnenführern, ſeit 1853: 25 Arbeitern unter 1 Kolonnenführer übertragen; 
fie hatten die Aufgabe, die durch die ganze Stadt gelegten Hydranten zu öffnen und 
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für eine „regelmäßige und ausreichende Durdipülung der Rinnfteine mitteljt der 
Wafjerleitung” zu jorgen. 

Die Straßenreinigung geihah nad Maßgabe des Arbeitsplans, welcher aus: 
zugsmweife in den Händen der Auffeher war. In denfjelben waren nad) Abtheilungen 
und Kehrbezirten fämmtliche Straßen, Pläte, Kanäle und Bebürfnißanftalten, welche 
regelmäßig oder ausnahmsweife zu reinigen find, verzeichnet, Dabei auch angegeben, 
wie oft die Reinigung gejchehen und welche befonderen Arbeiten in einzelnen Fällen 
noch ausgeführt werden follen. Die Hauptverkehrsftraßen wurden täglich, die übrigen 
drei, zwei oder ein Mal wöchentlich gejäubert. 

Die Sprikenmänner wurden täglid im Sommer um 5, im Winter um 6 Uhr 
zum Reinigungsdient herangezogen; von Beendigung bis zum Wiederbeginn der Arbeit 
mußten fie Wachtdienft auf der Feuerwehr thun; jeder dritte Tag war Ruhetag. 
Die Schwierigkeit ihres Dienftes hatte zur Folge, daß es oft nicht möglich war, die 
etatsmäßigen Stellen bejegt zu halten; auch wechjelte je nah Witterung das Bedürfnif 
nad Arbeitern. Es wurden deshalb neben den Sprikenmännern ftändig Tagearbeiter 
I. Klaſſe, welche mit achttägiger Kündigungsfriit angenommen wurden, bejchäftigt. 
Die urſprüngliche Zahl von 60 (1860 bis 1864) ftieg 1865 auf 104, 1867 auf 138, 
1868 auf 166, 1870 in Folge der Einziehung vieler Sprigenmänner zur Armee auf 
359 und ſchwankte dann zwiſchen 300 und 380. Dazu traten die auf tägliche Kün— 
digung bei befonders ungünftiger Witterung, namentlich bei Schneewetter angenommenen 
Tagearbeiter Il. Klafje, deren Zahl naturgemäß in den einzelnen Jahren eine außer: 
ordentlich verfchiedene war. Einem bejonderen Beamten unteritand die Beitellung und 
Ueberwadhung, Berausgabung und Vereinnahmung der Geräthe der Straßenreini: 
gung. Der größte Verbraud fand — wie natürlid — in Befen ftatt. Die Ver: 
fuche, welche man mit Kehrmafchinen verſchiedener Konftruftion gemacht hatte, wurden 
nicht für erfolgreich gehalten, auch lag es nicht im Intereffe der Feuerwehr, die Zahl 
der Mannjchaften, welche zugleih als Spritenmänner fungirten, zu vermindern. 
Beim Webergang der Straßenreinigung auf die Stadt waren deshalb zwar vier 
Kehrmafchinen und eine Chauſſee-Abzugsmaſchine vorhanden, fie wurden aber nicht 
gebraucht. 

Zu den Geſchäften der Straßenreinigung gehörte auch die Sorge für die Ab: 
fuhr und die Verwendung des Straßenkehrichts. Die Abfuhr wurde zum größten 
Theil durch Privatfuhrwerke gegen ein nah den Wagen und Fahrten berechnetes 
Fuhrlohn, zum Eleineren Theil durch die Gejpanne der polizeilichen Straßenreinigung 
beforgt. Die Verſuche, gegen das Recht den Kehricht zu behalten, oder gegen ein 
billiges Paufhquantum die Abfuhr in Entreprife zu geben, jcheiterten jtets, einerjeits 
weil fi der geringe Werth des Kehrichts für die Landwirthichaft (in Folge zu großen 
Sandgehalts) immer mehr herausſtellte, andererfeits weil in Folge der Spekulation mit 
Villenanlagen das landwirthſchaftlich benugte Terrain in der näheren Umgebung Berlins 
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fi verminderte und weil mit der zunehmenden Ausdehnung des Reinigungsgebiets 
die Abladeftellen immer weiter hinaus verlegt werden mußten. Nur für einzelne, 
entfernt liegende Kehrbezirfe wurde die Abfuhr gegen eine Paufchvergütung vergeben. 
Die Feititellung der Fuhren erfolgte in der Weife, daß durch die Auffeher den Kutjchern 
bei der Abfahrt aus den Kehrbezirken für jede Fuhre Kehricht, die fie geladen hatten, 
eine Marke ausgehändigt wurde, welche fie auf dem Nbladeplat dem Platauffeher 
zeigen mußten. 


Die am Schluffe diefes Abjchnitts beigefügte Zufammenftellung giebt für die 
ſtädtiſche Straßenreinigung eine Ueberſicht über die Zahl der Fuhren, der verbrauchten 
Bejen, der erefutiviihen Reinigungen ſowie über die Ausgaben an Fuhrlohn, an Ar: 
beitslöhnen für Sprigenmänner und Hilfsarbeiter und über die Höhe der jährlichen 
Gejammt-Nettoausgaben bis zum Jahre 1875. 


Der Uebergang der Straßenreinigung auf die flädtifchen Behörden hat erheb- 
lihe Veränderungen auch in der Ausführung berjelben zur Folge gehabt. Unſer 
Bericht hat ſich indeffen auf die Zeit bis 1. Januar 1877 zu befchränfen, welche im 
Wejentlihen nur als Verfuchszeit angefehen werden kann. Seit dem 1. Oftober 1875 
wurde zunächſt die auch vorher nicht mehr bedeutungsvolle Unterfcheidung zwiſchen 
polizeiliher und ftädtiicher Straßenreinigung befeitigt, in Zufammenhang damit hörte 
auch die Unterfcheidung von Sprikenmännern und Zagearbeitern 1. und Il. Klafje 
auf. Die gefammte Straßenreinigung erfolgte unter Aufficht der ftädtifchen Deputa- 
tion für das Straßenreinigungswejen durch die Direktion der ſtädtiſchen Straßen: 
reinigung. Die Deputation, welche aus vier Magiftratsmitgliedern und acht Stadt: 
verorbneten beitand, ordnete den Gejchäftsgang, beftimmte über die Aufnahme neuer 
Straßen und Pläge in den Arbeitsplan zur regelmäßigen oder ausnahmsweiſen Rei: 
nigung, prüfte die feitens der Direktion abgejchlofjenen Verträge, wies die Rechnungen 
an und ftellte die Einnahmen und Ausgaben feſt. Dem Direktor wurde die fpezielle 
Leitung der Reinigung übertragen; ihm wurde das geſammte Auffichts: und Dienft- 
perfonal unterftellt, er beftimmte die tägliche Beihäftigung der ftändigen Arbeiter, die 
Zahl der in außerordentlichen Fällen einzuftellenden Hilfsarbeiter, die Verwendung der 
Pferde, Mafchinen und Geräthe, ſchloß die Lieferungsverträge ab und ftellte die Lohn: 
liften und Rechnungen feit. Ein Infpeftor, der zugleich Vertreter des Direktors war, 
und zwei, jeit 1876 vier Oberauffeher Eontrolirten die achtzehn Auffeher. Die Stadt, 
in welcher nicht weniger als rund 480 ha im Zahre 1876 gereinigt find, wurde in 
vier Dberaufjeher: und achtzehn Auffeherbezirke getheilt; zu jedem Auffeherbezirk gehörten 
mehrere Kehrbezirke, deren Anfangs 83, 1876 90 feftgeftellt waren, In den einzelnen 
Kehrbezirken leitete ein Vorarbeiter die Thätigkeit der Arbeiter, deren durchfchnittlich fieben 
bis acht auf jeden SKehrbezirt famen. Den Arbeitern lag auch die Deffnung der 
Hydranten und die Durdipülung der Rinnfteine ob; dadurd wurde die Auflöfung 
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der Hydrantenkolonne möglih. Die Anlage des Arbeitsplanes blieb im Wejentlichen 
unverändert, 

Im erjten Halbjahr 1876 waren 720, im zweiten 760 Arbeiter einjchließlic) 
der Vorarbeiter bei der Straßenreinigung dauernd beſchäftigt. In den Wintermonaten 
wurden dazu Hilfsarbeiter (an einzelnen Tagen bis 1500 Mann) herangezogen, welche 
bei Befeitigung des Schnees und beim Aufeifen der Ninnfteine im Ganzen 48 890 
Zagewerfe Teifteten. Ein Hauptdepot, achtzehn Depots (eins in jedem Aufjeherbezirk) 
und drei Schirrmeiftereien dienten zur Aufbewahrung der Gerätbihaften aller Art 
und der Vorräthe an Dienftbekleivungen. Zur Erfparung von Arbeitskräften hatte 
die Verwaltung erhöhte Aufmerkſamkeit auf die Verbefferung der Kehrmafchinen ge: 
richtet. Die Verſuche mit verbefferten Maihinen waren fo erfolgreih, daß zu den 
vier Kehrmaſchinen, welche von dem Direktorium der Feuerwehr übernommen waren, 
1876 ſchon 26 neue angefchafft wurden. Der Erfolg hing wejentlic damit zufammen, 
daß die Straßenreinigungs:Deputation Schon im Winter 1875 erit verjuchsweife, dann 
definitiv die nächtliche Straßenreinigung einführte, Die Nachtarbeit erleichtert die 
Reinigung, infofern die Arbeiter durch den Verkehr nicht geftört werden und bequemer 
beauffichtigt werden können; für das Publikum gewährt fie die Annehmlichkeit, daß 
die Straßen ſchon am frühen Morgen gefäubert find, da auch die Abfuhr vor Beginn 
des Verkehrs möglih iſt. Erſt durch die Vornahme der Neiniqung zu einer Zeit, 
in welder Wagen faſt gar nicht ftören, ift eine ausgedehnte Benugung der Sehr: 
maſchinen möglich geworden. Die nächtliche Neinigung ift die Haupturſache für die 
außerordentliche Verbefferung, welche — wie allgemein anerkannt wird — in der 
Straßenreinigung unferer Stadt feit der Uebernahme derjelben durch die Kommune 
eingetreten ift. Die Reinigung beginnt um 12 Uhr Nachts und endet um 8 Uhr 
Morgens, fie wird von etwa vier Fünftheilen der Arbeiter beforgt, während das letzte 
Fünftheil um 8 Uhr in den Tagesdienft tritt und bis Abends auf den Strafen bleibt, 
um möglichit für die Neinhaltung der Marktpläge, Bürgerfteige, Strafenübergänge, 
Rinnfteine und Bedürfniganftalten zu forgen. Zur Neinigung der Marktpläge und zu 
anderen außerordentlihen Dienftleiftungen werden die für den Nachtdienſt beſtimmten 
Mannſchaften mit herangezogen. 

Die Verwaltung der ftädtifhen Straßenreinigung hat ferner die Einführung eines 
veränderten Abfuhrjyftems für nöthig erachtet, um Täuſchungen zum Nachtheil der Stadt- 
fafje durch ungenügende Beladung der Fuhren und Liquidation für nicht geleiftete Fuhren 
unmöglih zu machen. Sie hat Fuhrunternehmern die Abfuhr des Kehrichts aus 
16 Aufjeherbezirfen innerhalb beftimmter Stunden der Naht und des Morgens gegen 
eine feitbeftimmte Entiehädigung übertragen, einen gleichen Vertrag mit einem Fuhr— 
werfsbefiger für Moabit gefchloffen und in einem Bezirk mehrere Zahre hindurd die 
Abfuhr jelbit behalten. Für den Winter ift wegen der Verfchiedenheit der Leiftungen, 
welche ſich nad der Witterung richten, die Feltfegung der Entfchädigung für 1875 
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der ſtädtiſchen Deputation und dem Direktor der Straßenreinigung nach beitimmten 
Brundfägen überlaffen gewefen. Die Vergütung betrug im Jahre 1876: 375 000./%, 
wozu für Schnee: und Eisfuhren 2, bis 3 „X für jede die Durchichnittsleiftung in 
den fchneefreien Monaten (8200 Fuhren monatlich) überfteigende Fuhre hinzutrat. 
Der Kehricht wurde bis 1. September 1876, wie früher, nad den ſtädtiſchen Ablade: 
ftelen geſchickt und von dort fuhrenmweife verfauft. Bei der Geringfügigfeit des Er: 
trages aus dem Verkaufe zog die Verwaltung es vor, vom 1. September 1876 ab den 
Kehricht den Unternehmern der Abfuhr gegen die Verpflichtung zu überlaffen, die 
Abladeftellen jelbjt zu beſchaffen. Die Stadt behielt nur eine Abladeftelle in Reſerve. 

Von dem großartigen Umfange der Gejchäfte, weldhe der Straßenreinigung 
obliegen, gewähren folgende Zahlen eine Vorftellung. Im Jahre 1876 gelangten 
rund 480 ha täglih dur durchſchnittlich 740 ftändige Arbeiter zur Neinigung; 
48 890 Tagewerke leifteten Silfsarbeiter. Dabei find im erſten Salbjahr 5, im 
zweiten 30 Kehrmaſchinen, 48 283 Neisbefen und 14150 engliiche (Piafjava-) 
Befen verwendet worden. Das Arbeitslohn der ftändigen Arbeiter und Kutjcher 
betrug 861 014,3 .#, der Silfsarbeiter 107 043,5 NH Die Beihaffung von 
Arbeitsgeräthen, Hydrantenftändern und Wafferleitungsutenfilien erforderte eine 
Ausgabe von 110 299,55 «KH Das Fubhrlohn für die Abfuhr des Kehrichts betrug 
710 902,14 .% Die reine Ausgabe für die Straßenreinigung hat fih 1876 auf 
2 012 768,14 .#. belaufen. 

Neben diefen Leiftungen der Kommune ift für die Hauseigenthümer, welche 
vor 1851 die ganze Laft der Straßenreinigung zu tragen hatten, nur die Verpflich: 
tung bejtehen geblieben, bei eintretendem Schneefall, beziehentlih bei Winterglätte, 
Schnee und Eis von dem Bürgerjteige zu entfernen, beziehungsweife mit einem ab: 
ftumpfenden Material beftreuen zu laffen. Wo dies verabfäumt wird, erfolgt die 
Neinigung und Bellreuung auf Nequifition der Nevierpolizei durch Mannjchaften der 
Straßenreinigung; die entjtehenden Koften müſſen durch die Eigenthümer, welche 
außerdem noch mit einer Polizeiftrafe belegt zu werden pflegen, der Stadt erflattet 
werden. Im gleicher Weiſe wird verfahren, wenn eine Verunreinigung von Strafen 
und Plägen ftattfindet und der Schuldige ermittelt wird. 
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Aubren: Beſen. Lohn Koſten Gefammt: 


Exekuti⸗ 
Jahr Fuhrlohn. der der * — 
u S Spritzen⸗ Hilfs⸗ er 
Kebricht. Ei * Reid: | Piafjava- | männer. | arbeiter. gungen. Ginnabmen. 
7; Hl Pr /i Pe /; 
9 
1861 107 758 168 612,50] 40408 — 222 467,9 — — 305 010 
1862 83 088 150 534,0] 45 500 — 214 24134 — — 321 186 
1863 86 103 191 436,410 | 38 157 825 1228 129,5 = — | 379536 
1864 138 851 256 053,10] 33494 3641 1287 176, — — 495 888 
1865 163 009 300 865,0] 50315 2485 1515 557,17 — — | 558183 
1866 92 521 225 667,5] 77815 3237 1272 088 144 337,50 — 1.643 988, 
1867 | 93 401 | 15849 1] 264 091,0] 72897 3500 1269 326,» | 99 520,38 156 637 509 
1868 139 283 302 133,10] 72445 3490 1271 799,10 | 110 119,75 157 | 702 736,56 
1869 | 99 752 9703 | 256 777,0] 68259 3 702 1271 368,15 | 100 785,38 155 676 416,42 





1870 | 584525 | 48206 | 220013, | 51830 3855 | 246 080,70 | 195 014,35 127 ı 735 706,10 


1871 1] 63 276 75767 1329049, 0] 38319 5000 5239 112,00 1300 385 128 : 927 774,0 
1872 I 72582 | 22044 1 312 119,35] 30082 9541 [313 785,53 | 166 029,73 164 h 945 156,4 
1873 | 79857 4451 360 038 30 972 13 798 1315 568,33 1219 975 254 | 1 084 950,3 
1874 | 87332 4599 1 455423,.0]| 18382 15029 1335 601 294 541,75 276 1303 264,00 
1875 1 51055 53415 ] 48443010] 27646 10262 1257 752,14 | 343 577 206 | 1269 681,«3 
1. bis | 
III. 
Quar⸗ | 
tal. ) 





*) Die Koften der Hülfsarbeiter und für erefutiviiche Reinigungen laſſen ſich, wo fie nicht angegeben find, 
nicht jpeziell ermitteln. 


V. 


Die Straßenbeſprengung. 


Die Anfänge einer allgemeinen Beſprengung der Bürgerſteige, Straßendämme 
und Kreuzungen unſerer Stadt fallen erſt in die lebten zwanzig Jahre. Im Jahre 
1826 hatte zwar das Königliche Polizei-Präſidium bei dem Minifterium des Innern 
beantragt, den Eigenthümern die Beiprengung des Bürgerfteiges und des Straßen: 
dammes vor ihren Grundſtücken zur Vermeidung des beläftigenden und der Gejundheit 
Ihädlichen Staubes zur Pflicht zu machen. Der Antrag wurde indefjen abgelehnt, 
nahdem Magijtrat und Stadtverorbnete geltend gemacht hatten, daß die Bürger bei 
Annahme defjelben mit einer neuen brüdenden Abgabe belaftet würden, für welche ein 
Rechtstitel nicht vorliege, und zugleich darauf hingewieſen hatten, daß bei einer forgfältigen 
Reinigung der Straßen und damit verbundenen Anfeuchtung der Staub zum großen 
Theil unfchädlih gemacht werben fünne. Eine Verpflichtung zur Beiprengung ift aud) 
jpäter den Hauseigenthümern nicht auferlegt worden und die hin und wieder ſchon 
jeit dem Jahre 1825 gemachten Verfuche, die Eigenthümer der Grundftüde einzelner 
Straßen und Pläge zur Vornahme der Befprengung auf gemeinfame Koften zu ver: 
einigen, hatten nur zeitweilig und in geringem Umfange Erfolg. In einem fleinen 
Theil der Stadt — Unter den Linden, auf dem DOpern:, Zeughaus: und Pariſer 
Platz jeit 1852, auf der Verbindungsftraße zwiſchen Roon- und Zelten-Allee und auf 
dem Königsplaß feit 1862 — wurde die Beiprengung von ber fisfaliichen (jog. po: 
lizeilichen) Straßenreinigung in der Zeit vom Mai bis September jeden Jahres be: 
wirft. 1857 leifteten die Eigenthümer der Unter den Linden belegenen Grundſtücke 
dazu einen freiwilligen Beitrag von 900 .X Zeitweilig übernahm die polizei- 
lihe Straßenreinigung aud andere kurze Streden, wie Molfenmarkt, Mühlendamm, 
Sertraudtenftraße, Breiteftraße. 

Sp wenig bedeutungsvoll an ſich diefe Beiprengung war, jo gaben ihre An: 
nehmlichkeiten doch die Veranlafjung zu einer umfaffenden freiwilligen Belprengung, 
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deren Ausführung inzwifchen dadurd erheblich erleichtert worden war, dab das 
erforderliche Waffer nicht mehr unter großem Zeitaufwand aus den öffentlichen Brunnen 
entnommen werden mußte, jondern feit 1857 von der Gefellihaft der Waſſerwerke 
gewährt werden konnte. 

Als eine Vereinigung der Bewohner der Leipzigerftraße und Königftraße, dann 
diejenige eines ganzen Polizeireviers den Beweis für das lebhafte Intereffe der Bürger: 
Schaft geliefert hatte, bildete 1857 der Nentier Safje ein Komité für die allgemeine 
Beiprengung der Straßen Berlins. Daffelbe jollte durch Beiträge der Hauseigen- 
thümer (berechnet nad) der Anzahl der Fenfter der Beletage und der Straßendamme 
breite) und der Ladenbefiger (nad) der Zahl der Eingänge und Schaufenfter berechnet) 
zur Bejorgung der Beiprengung in den Stand gejegt werden. Auf Veranlafjung des 
Königlihen Polizei-Präfiviums trat der Branddireftor Scabell mit Safje an die 
Spike des Komité's. Weſentlich die dadurch vermittelte Verbindung der Beiprengung 
mit der Straßenreinigung, welche der Branddirektor leitete, hat die Thätigfeit des 
Komite's zu einer erfolgreichen gemacht und demjelben eine fortdauernde Erweiterung 
der zu bejprengenden Fläche ermöglicht. Das Komite erhielt leihweiſe einzelne Geräthe 
der Straßenreinigung, ferner die Erlaubniß, Sprengwagen und Pferde in den Räumen 
der Feuerwehr unterzubringen; das Aufjichtsperfonal der Straßenreinigung konnte zur 
Leitung des Beiprengungsdienftes verwendet werden; Kollifionen des Komité's mit den 
polizeilichen, insbefondere mit den Organen der Straßenreinigung waren vermieden. 

Diefe Momente erklären es, daß troß der verſchiedenſten Berathungen und 
Vorſchläge über eine anderweitige Negelung der Beiprengung man bis 1873 alljährlich 
auf das Spreng-Komite zurüdfam. Die Berathungen waren in erfter Neihe dadurch 
veranlaßt worden, daß der Standpunkt des Polizei-Präfidiums gegenüber ver Straßen 
bejprengung ſich im Laufe der Zeit weſentlich verändert hatte. Während es früher 
die Verpflichtung der Hauseigenthümer zur Beiprengung, wenn nicht annahm, jo doch 
erklärt wünjchte, führte es ſpäter aus, daß die VBeiprengung im fanitätspolizeilichen 
Intereffe nothwendig und deshalb aus Kommunalmitteln zu bewirken fei. Diefe An— 
nahme, welche der Magiftrat beftritt, Fam bis Anfang 1872 nicht zur Anerkennung, 
wurde auch, trotzdem das Polizei-Präfidium öfter, wenn die Bildung des Komite’s 
ſich verzögerte, die erefutivifche Beiprengung androhte, anfcheinend nicht urgirt, weil 
die Anforderungen des Polizei-Präfidiums durch die Leiftungen des Komité's ſchließlich 
erfüllt wurden. Der Magiftrat andererfeits Fam zu dem Wunfche, eine anderweitige 
Drganifation herbeizuführen, durch die gefteigerten Xeiftungen, welche — unterftüßt 
dur die gedadhte Annahme des Polizei-Präfidiums — das Komité alljährlich von 
der Stadt verlangte. Die Unterftügung, welche die Kommune dem Komite gewährt 
hatte, beſtand urjprünglid nur in der direften und indirekten (durch die Bezirks— 
vorfteher bewirkten) Empfehlung des Beitritts und in der Gewährung eines Beitrages 
für die Beiprengung der vor den beiden Rathhäufern belegenen Fläche. Schon 1860 
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aber trat zu diefem Beitrag ein Zufhuß von 1500 .% zu den Koften des Komité's, 
welcher bis 1862 alljährlich geleiftet, auch für 1859 — in weldem Jahre das Ko— 
mite mit Verluft gearbeitet hatte — nachgewährt wurde. Im Jahre 1863 machte 
das Komité die Mebernahme der Beiprengung davon abhängig, daß die Stadt ftatt 
eines feſten Beitrags die Leiltung des Beitrags für die Kommunalgrundftüde und für 
alle diejenigen Theile zu bejprengender Straßen, öffentlicher Plätze, Kreuzungen, Brüden, 
an denen es an Adjazenten fehle, übernehme. Die Stadtverorbneten bewilligten den 
vorläufig berechneten Beitrag von 5 910,95 .#, die thatjächliche Ausgabe betrug aber 
in Folge des zahlreicheren Beitritts von Eigenthümern, welcher eine weitere Aus- 
dehnung des Eprenggebiets als veranjhlagt war und in Folge defjen der auf Koften 
der Stadt zu beiprengenden Theile herbeiführte, 7 811,s;.X% Für die nicht bebaute 
Fläche wurden 80 , 1872 jogar 1.%# pro 100 Quadratfuß angejegt. Welche 
außerordentliche Ausdehnung in dem Laufe der folgenden Jahre die Beiprengung 
nahm, ergiebt die beigefügte Tabelle der Ausgaben; im Jahre 1872, dem legten der 
Thätigfeit des Komite’s, belief fich der ftädtijche Beitrag auf 26 662,30 M. 

Die verfchiedenen Vorjchläge, welche während diefer Zeit gemacht wurden, um 
die Beiprengung auf das gejammte jtädtifche Gebiet auszudehnen, fie auf ſtädtiſche 
Koſten zu übernehmen und an Unternehmer gegen ein Pauſchquantum in Entreprife 
zu vergeben, oder jelbft auszuführen, bedürfen einer ausführlihen Darlegung deshalb 
nicht, weil fie jämmtlih in Berüdjichtigung der erheblihen Mehrkoften, welche der 
Kommune daraus erwachjen mußten, abgelehnt wurden. Als aber Anfang 1872 das 
Minifterium der Anficht des Polizei-Präſidiums beigetreten war, daß die Belprengung 
an fih als eine gejundheitspolizeilih nothwendige Maßregel der Kommune obliege, 
wurde der Wunſch, die Beiprengung allgemein bewirken zu lafjen, obwohl der Ma- 
giftrat die Verpflichtung nicht anerkannte, dringend. War die Beiprengung eine noth: 
wendige Mafregel, jo fonnte fie von dem Willen und Beitrage des einzelnen Haus: 
eigenthümers nicht abhängig gemacht werden; war fie es nicht, jo konnte doch auf die 
Dauer nicht angemefjen erjcheinen, daß zu Gunften eines Theiles der Bevölkerung bie 
geſammte Bürgerfchaft zu der Beiprengung der Kreuzungen und Straßentheile, welche 
an bejprengten Straßen lagen, beitrage. Die Kommunalbehörden bejchloffen deshalb 
Anfangs 1873, bei dem Polizei-Präfidium die Genehmigung dazu zu beantragen, daß 
die Beiprengung mit der damals unter der Leitung des Polizei-Präfidiums bezw. des 
Branddireftors ftehenden ftädtiichen Straßenreinigung verbunden werde, 

Nachdem die Stadtverordneten zur Beſprengung zunädit die Summe von 
90 000 „X. zur Verfügung geitellt hatten, denen weitere 30 000 zur Ermöglichung 
einer Ausdehnung hinzutraten, übernahm auf Anweifung des Polizei-Präſidiums der 
Branddirektor die Beiprengung für 1873. Mit diefen Mitteln konnte die Beſpren— 
gung zwar erweitert, aber doch immer noch nicht auf die ganze Stadt ausgedehnt 
werden. 
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Inzwifchen waren die Verhandlungen wegen Uebernahme der Wafjerwerke 
beendigt,*) auch Sicherheit dafür gewonnen, daß diejelben in ftädtifche Verwaltung 
ohne kommiſſariſche Beauffihtigung übergehen würden. Am 12. Februar 1874 be: 
ſchloß die Stadtverorbneten-Berfammlung die Beiprengung durch eigene Organe und 
ftellte zu diefem Zwecke 240 000 .#. zur Verfügung. 

Die ſtädtiſche Beiprengung bat aber nur in den Sahren 1874 und 1875 
unter bejonderer jelbftftändiger Verwaltung und Leitung — der des Verwaltungs- 
direftors des ſtädtiſchen Krankenhaufes im Friedrihshain, Herfordt — geftanden. 
Verſchiedene Momente — insbefondere das Bedürfnif, die Organe der Straßen- 
reinigung zur Kontrole der Beiprengung heranzuziehen, die Schwierigkeit, für bie 
verhältnigmäßig kurze Sprengzeit (fünf Monate) zuverläffige Arbeiter zu gewinnen, 
denen die Benutzung der Hydranten anvertraut werden könne, die Erjparnig an Ar— 
beitern, Räumen und XZransportmitteln — ließen eine Verbindung der Beiprengung 
mit der Straßenreinigung als wünjchenswerth erjcheinen. Beide Berwaltungszweige 
find vom legten Iahre unferer Berichtsperiode ab vereinigt. Seitdem werden bejons 
dere Mittel für die Beiprengung nicht bemilligt; diefelben Perfonen find bei der 
Straßenreinigung und Beiprengung thätig. Der wefentliche Unterjchied gegen die 
frühere Zeit liegt darin, daß die Beiprengung im Prinzip nicht mehr auf Theile der 
Stadt bejchränft ift, fondern bei trodenem Wetter auf allen Straßen und Plätzen, 
welche regelmäßig gereinigt werden und im Bereich der vorhandenen Hydranten liegen, 
und zwar nad Bedürfniß zwei bis drei Mal täglich bewirkt wird. 

MWährend der Ausführung der Beiprengung durch das Komite war die Stadt, 
foweit eine Betheiligung der verjchiedenen Straßen durd die Beitragszeichnungen 
ftattgefunden hatte, in zwölf Bezirke eingetheilt. Im jedem Bezirfe waren zwei bis 
drei, im Ganzen während der heißeſten Monate dreißig Sprengfarren in Benugung, 
wovon fünf aus den Beltänden der polizeilihen Straßenreinigung entliehen waren. 
Zeder Karren faßte etwa 30 Kubikfuß Waſſer. Einem Fuhrunternehmer war die Ge- 
ftellung der Kutjcher und Pferde, fowie gegen ein Pauſchquantum die Ausführung der 
ſämmtlichen Reparaturen übertragen. Das erforderlihe Wafjer wurde zum reife 
von 3.4 für 1000 Kubiffuß von den Waflerwerken entnommen; die Entnahme aus den 
Sydranten bewirkten 1 bis 2 Arbeiter der ftädtifchen Straßenreinigung in jedem 
Birk. Ein Auffeher der leßteren überwachte in jedem Bezirke das Beiprengungs- 
geihäft. In der Regel it die Beiprengung in der Zeit vom 1. Mai bis 30. Sep: 
tember jeden Jahres erfolgt. Sie geihah nur am Tage und zwar zwei bis drei Mal, 
in manchen Straßen ausnahmsweije fo oft, als ein Bedürfniß vorlag. 

Wiederholte Verſuche, jtatt mit Karren mit Schläuchen zu bejprengen und dem 
Waller Chemikalien (insbefondere Chlormagnefium) beizufegen, um die Feuchtigkeit 
länger zu erhalten und dadurd häufiges Sprengen zu erjparen, erwiejen fich erfolglos. 


*) Vergl. unten Abſchnitt VII. 
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Der an das Spreng-Komité von den Eigenthümern zu leiftende Beitrag betrug 
für jedes Fenfter der Beletage eines Haufes bei einer Breite des Fahrdammes von 
12 Fuß 75 4, bei 13 bis 23 Fuß 1,5 ..%, bei 24 bis 35 Fuß 1,50. und bei 
36 bis 46 Fuß 2.4; für einen Laden ohne Schaufenfter 3.4, mit Schaufenfter 
4,50 .H. Die Flähe an Straßentheilen, Plägen, Kreuzungen und Brüden, für welche 
die Stadt beitrug, belief fi auf über 2 Millionen Duadratfuß. 

Als die Gemeindeverwaltung 1874 die Beiprengung übernahm, befanden fich im 
Beſitz des Königlichen Direftoriums der Feuerwehr 34 Sprengwagen; die Zahl wurde 
jofort um 27, bald um weitere 5 und bis 1876 auf 84 vermehrt. Die Stadt 
wurde in drei Sauptabtheilungen mit fiebzehn Beiprengungsrevieren eingetheilt. 

Die Geftellung der Kutjcher, Sydrantenarbeiter, der Pferde, die Inftandhaltung 
der Wagen wurde — wie früher — an Privatunternehmer (drei) übertragen. 

Die Sprengzeit ift infofern etwas ausgebehnt worden, als die Beiprengung 
gewöhnlich ſchon im Laufe des Monats April beginnt und erft gegen Mitte Dftober 
aufhört. Im Iahre 1874 betrug der Umfang des bejprengten Zerrains ca. 150 000 qm 
(gegen ca. 100 000 qm des Jahres 1873). 

Nach der Vereinigung mit der Straßenreinigung im Jahre 1876 find ca..125 ha 
mit 332 809 cbm Waffer befprengt worden. Entjprechend der Verlegung der Haupt: 
arbeiten der Straßenreinigung in die Nacht erfolgt feitvem eine einmalige Beiprengung 
um 12 Uhr Nachts. 
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1860 b) * unbekannt. — 

1861 = unbefannt. — 

1862 2 unbekannt. 1500 — 

1863 . Kan 29 931,73 5 910,25 31 657,04 
1864 5 i = 35 890,0 11 578,15 50 128,17 
1865 a 2 34 294,90 15 522,05 53 316,15 
1866 2 = 32 065,55 16 877,00 52 135,45 
1867 x z 31 347,0 17 461,0 51 875,00 
1868 5 _ 34 097,08 18 196,75 55 811,7 
1869 > — 36 783,51 18 343,95 58 490,01 
1870 ; - ne 42 497,5 18 755,00 65 378, 
1871 : In 37 260, 16 806,40 57 170, 
1872 r“ = unbefannt. 26 662,0 er 

1873 * *) 4840, 29117 953, 125 927,00 
1874 — * feine, 2,236 743, 240 %0, 
1875 feine, feine. 240 054 10 240 054,10 
1876 feine. feine, +)213 427,76 — 





*) Die Beiträge find 1873 nur von Behörden und Korporationen gezahlt. 
**) Kojten der Beiprengung durd das Direktorium der ftädtiichen Straßenreinigung. 
**) Ausgaben der ftädtiihen Straßenbejprengung unter Yeitung von Herfordt. 
+) Dieje Ausgabe betrifft nur Koſten für Gejtellung der Kuticher und Gejpanne, Waſſer— 
beihaffung und Anfchaffung von Sprengwagen. Die Ausgabe war tbatjächlich viel böber, da die 
Zabl der Beamten der Strakenreinigung gegen 1875 entſprechend erböbt war. 


VI. 


Die Straßenbeleuchtung und die ſtädtiſchen 
Gaswerke. 


Bis zum Jahre 1847 war — wie im Abſchnitt ÄT. des erſten Theiles bereits 
erwähnt worden — die Beleuchtung der Straßen und Pläße Berlins innerhalb feiner 
damaligen Ringmauern auf Grund eines im Jahre 1825 von der Regierung geſchloſſenen 
Vertrages von einer Englifchen Privatgejellichaft, der Imperial-Eontinental:Gas:Ajfocia- 
tion, bewirft worden. Die Beleuchtung follte in den meiften Straßen, deren Erleuchtung 
bis dahin von dem Polizei-Präſidium beforgt worden war, mitteljt Gaslichtes erfolgen, 
nur „in den Fleinen Gäßchen und entfernten unbedeutenden Straßen“ durfte fie auch 
ferner durch Dellaternen von der Gefellichaft bewirkt werden. Der Preis, welcher der 
Geſellſchaft für die Uebernahme diefer Verpflichtungen gezahlt werden follte, war auf die 
ganze bis zum 1. Januar 1847 beitimmte Vertragsdauer auf 93 000 AH. beftimmt 
worden. Er war aus der unter der Verwaltung des Polizei-Präfidiums ftehenden 
„Nachtwacht-, Straßenerleuhtungs: und Straßenreinigungsfafe”*) zu zahlen, welche 
wejentlih durch die aus der Stadtfaffe gewährten Zuſchüſſe in den Stand geſetzt 
wurde, die ihr obliegenden Ausgaben zu leiften. Im Folge der weiteren fontraft- 
mäßigen Beftimmung, daß für die etwaige zukünftige Beleuchtung in neu zu eröffnenden 
Strafen eine verhältnigmäßige Erhöhung des Preifes eintreten ſollte, hatten fich die 
aus der Nachtwachtkaſſe an die Englifche Gefellichaft zu zahlenden Koften im Jahre 
1846 auf 146 577,97 A, erhöht. 

Als der Vertrag und mit ihm die einundzwanzigjährige Frift, für welche der 
Geſellſchaft das ausschließliche Recht zugeftanden war, 

Nöhren zur Fortleitung des Gaſes durch die Straßen und Pläge zur 
Berforgung von Privatperfonen oder öffentlihen Gebäuden einlegen zu 
dürfen, 
fich ihrem Ablaufe zumeigten, war die Stadtgemeinde gerüftet, die öffentliche Beleuch— 
) Veral. Heft 1 ©. 106. 
7* 
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tung mittelft Gaslichtes durch eigene Anftalten und Einrichtungen zu bewirken’) und 
nachdem ihr im Jahre 1844 durch Königliche Kabinetsordre für die Dauer von fünfzig 
Jahren vom 1. Januar 1847 ab das ausſchließliche Recht zugefihert war: 


aus ihren durch die Straßen geführten Leitungsröhren Privatperfonen und 
öffentliche Gebäude mit Gas zu verjorgen, 


bat fie vom 1. Januar 1847 an die Straßenbeleudtung durch eigene Erleuchtungs— 
anftalten bewirkt. 

Sie war mittelft der in den Jahren 1845 und 1846 errichteten beiden Gas— 
anftalten bereit? vom 1. Januar 1847 ab im Stande, diejenigen Straßen und 
Pläge mit Gasflammen zu erhellen, melde ſchon bis dahin mit Gas erleuchtet 
worden waren. 

Seitdem hat eine ftetig fortfchreitende Erweiterung des Nöhrenneges und Ver: 
mehrung der Gaslaternen ftattgefunden, fo daß allmählich die Beleuchtung durch 
Del, an defjen Stelle jeit dem September 1864 Petroleum getreten ift, in die an der 
Peripherie gelegenen Straßen zurüdgedrängt wurde. 

Wie die Zahl der aus den ſtädtiſchen Gasanftalten verjorgten öffentlichen 
Gaslaternen in jedem Jahre geftiegen ift, weifet die nachftehende Tabelle I. in Ko: 
lonne 1 und 2 nad). 

Diefe in der Zeit von 1861 bis 1869 fehr ftarfe Steigerung (von 4 247 auf 
7891 Laternen) hat in den folgenden drei Jahren nachgelaffen; dagegen ift vom 
Jahre 1872 ab, in Veranlaffung der größeren Bauthätigfeit an den neu entftehenden 
Straßen und der größeren Anfprüche, welche in Folge des fehr erheblich gefteigerten 
Verkehrs an die Beleuchtung der Straßen und Pläge in den inneren Stabttheilen 
geftellt wurden, wiederum eine jehr ftarfe Vermehrung eingetreten. Die Zahl der am 
30. Zuni 1876**) aus den jtädtifchen Anftalten verforgten öffentlihen Gaslaternen 
betrug in Folge der jtetigen, wenn auch ungleihmäßigen Vermehrung derjelben 
10 511, aljo 6 264, d. i. nahezu 150 pCt. mehr als am 30. Juni 1861. 

Daß, wie Kolonne 3 und 4 der Tabelle ergiebt, ein, wenn auch verhält: 
nigmäßig Keiner Theil der öffentlichen Gasflammen feit dem Jahre 1861 von der 
Englifhen Geſellſchaft verjorgt wird, hat feinen Grund in dem Vertragsverhältniß, 
welches zwijchen diefer Gejelihaft und der Gemeinde Schöneberg zu der Zeit beftand, 
als ein Theil des Schöneberger Gemeindebezirfes in das Berliner Weichbild auf- 
genommen wurde,***) und in den richterlichen Entjcheidungen, welche die Stadtgemeinde 


) Bergl. Verwaltungsbericht pro 1841—1850 ©. 204 flgde. 
*) Das Gejchäftsjahr der Erleuchtungsanjtalten läuft vom 1. Juli eines Jahres bid zum 
30. Juni des nächſten Jahres. 
*) Vergl. Heft 1 ©. 39. 
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Berlin verurtheilten, für diefen Theil ihres nunmehrigen Gebietes in jenes Vertrags: 
verhältniß einzutreten. 

Wenn ferner die Tabelle in Kolonne 7 und 8 troß der erheblichen Vermeh— 
rung der Gaslaternen auch bei den Del rejp. Petroleumlaternen eine nicht unerheb- 
lihe Steigerung nachweiſt, jo hängt dies in den erften Jahren unferer Berichtsperiode 
mit der Erweiterung des MWeichbildes, in den legten Zahren derfelben mit der in den 
äußeren Stadttheilen lebhaft angeregten Bauthätigkeit zufammen. 

Wie in Folge diefer Vermehrung der öffentlichen Laternen die Koften für die 
Straßenbeleuhtung gewachſen find, ergeben die Kolonnen 9—13 der Tabelle. Die 
gefammten Koften der öffentlihen Beleuchtung find im Laufe unferer Berichtsperiode 
von 427 333,76 auf 1114 487,7 M, alfo um 160,5 pGt. geftiegen! 

Seit dem 1. Juli 1874 war auf diefe Steigerung der Ausgaben auch die 
Verlängerung der Brennzeit für jede Straßenlaterne von Einfluß. Diefe Brennzeit, 
welche am 1. Juli 1861 3 600 Stunden pro Jahr betrug, ift nämlid vom 1. Zuli 
1874 ab auf 3 675 Stunden erhöht worden. *) 

Die Kolonne 13 angegebenen Summen find von der StadtHauptfaffe an die 
Kaffe der Erleuchtungsanftalten gezahlt. Die Verwaltung dieſer Anftalten wurde 
nämlich von Anfang an als die eines befonderen gewerblichen Unternehmens mit felbft- 
ftändiger Kaffen: und Buchführung behandelt, welche dementjprechend auch die öffent: 
lie Beleuchtung nicht umjonft zu liefern habe. Der Preis, welchen die Stadtkaffe 
an die Erleuchtungskaſſe zu zahlen hat, ift während der Berichtsperiode unverändert 
geblieben. Er beträgt 13/, 4 pro Kubikmeter. Da der Gasverbraud für dieſe 
Flammen auf O,ıs; cbm pro Stunde normirt ift, jo berechnen fich die Koften für 
jede Flamme bis 1. Juli 1874 bei 3 600 Brennftunden jährlih auf 93,0 „A und 
feit jener Zeit bei 3 675 Brennftunden jährlich auf 95, MH. 

Der gleiche Preis wird der Englifchen Gefellfchaft für die von ihr verforgten 
öffentlihen Straßenlaternen aus der Erleuchtungskaſſe gezahlt und von dieſer der 
Stadbt-Hauptlaffe in Rechnung geitellt, 

Die Preife, welche für die Petroleumlaternen nach den Selbjtloften der Er: 
leuchtungsanſtalten zu zahlen waren, wechjelten nad) den zum Theil recht erheblichen 
Konjunkturen im Petroleumhandel, daher zeigt Kolonne 12 nicht unerheblihe Schwan— 
kungen und jelbft hier und da troß einer Vermehrung der Laternenzahl einen Rück— 
gang in den Ausgaben. 


) In dem PVertrage von 1825, auf Grund deffen die Englijche Geſellſchaft früher die öffent: 
lihe Erleuchtung bewirkte, war die Brennzeit auf 1300 Stunden beſchränkt geweien. Die ftäbtijche 
Verwaltung batte fie Anfangs auf 2500 Stunden beftimmt. Die Nächte in welden der Mond 
nach dem Kalender jcheinen jollte, aber in Wirklichkeit nicht jchien, gaben damals den Berlinern zu 
manchen Klagen und Sticyelreden über die Verwaltung Anlap. 
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Tabelle I. 
—— 
ult. Juni 
—AA——— 
egen | men, welche aller öf: — der Oel⸗ 
Jahr. ec * | aus der Absang fentlichen | SP" | reip. spe: 
der ftäbti- Bi Engliſchen | I" Gas- * troleum: 
ichen Gas: Vorjahr. | Anftalt ver: as flammen. JVorjahr. en 
anftalt ver: jorgt werden.| Vorjahr. 
jorgt werden. 
BEE En Be a ER BE} 
1860/61 4247 259 71 71 4318 330 59 
1861/62 4 720 473 71 4791 473 4 
1862/63 5 028 308 71 ’ 5.099 308 6 
1863/64 844 816 69 — 2 5913 814 176 
1864/65 6 671 827 69 ; 6 740 827 210 
1865/66 7092 421 69 ; 7161 421 259 
1866/67 7434 342 69 ; 7503 342 267 
1867/68 7729 295 69 ’ 7798 295 308 
1868/69 7891 162 69 i 7960 162 333 
1869/70 7899 8 176 107 8075 115 347 
1870,71 7976 77 183 ° 7 8159 84 355 
1871/72 8123 147 184 1 8 307 148 381 
1872/73 8 580 466 195 11 8 784 477 443 
1873/74 9 020 431 213 18 9233 449 561 
1874/75 9717 697 263 50 | 9980 747 580 


1875/76 10511 794 285 22 10 796 816 677 
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Zugang 
gegen 
das 
Vorjahr. 


Koſten 


für die Be— 
leuchtung der 


durch die 
ſtädtiſchen 
Anſtalten 
verſorgten 
Gas⸗ 
flammen. 


395 283,13 
441 788,55 
524 693,41 
587 733,47 
678 262,36 
137 324, 
728 464,10 
TI1 448,15 
731 515,67 
736 693,90 
741 126,91 
754 133,97 
772 581,1 
816 136,9 
890 560,87 
964 410,0 


Koften 


für die Be: 
leuchtung der 


aus den 
Englijchen 
Anitalten 
verjorgten 
Gas: 
flammen. 


2 409,00 
5 538,00 
6 390,00 
6 255,00 
6 986,25 
7 245,00 
7 245,00 
7 245,0 
7 245,00 
12 153,68 
16 637 40 
17 163,75 
17 354, 
18 896,30 
22 087,85 
25 334,4 


Koſten 


für Auf— 


ſtellung 


neuer Gas— 
laternen. 


23 686,05 
40 748,0 
25 646,46 
67 133,95 
69 543,08 
38 280,74 
28 624,00 
26 747,91 
14 826,38 
20 098,59 

6414,54 
12 490,10 
47 019,98 
45 055,21 
66 447,19 
79 338,73 


Koften 


für Unter: 
haltung der 
Petroleum: 
laternen ein: |  , 
ſchließlich der | für die öffentliche 


Aufftellung Beleuchtung. 


neuer 
Laternen. 


Al Hl u dl 
Ba a ——— 


5 Y55,58 
3 136,0 
6535,05 

14 747,6 

24 687,48 

32 761,13 

24 857,48 

24 379,0 

26 750,56 

29 674,58 

29 836,78 

29 548,14 

36 565,51 

39 802,50 

36 546,01 

45 404,62 


13. 


427 333,16 
491 211,0 
563 264, 
675 869,35 
779 480,7 
815 611,15 
789 192,08 
769 820,53 
780 337 sı 
798 620,55 
794 015,3 
813 336,16 
873 522,5 
919 891,0: 


1 015 642,12 
1114 487,79 


Geſammtſumme 


aller Koſten 


) 


*) Die Verminderung der Ausgaben für die öffentliche Beleuchtung in den Jahren 1866/67 


und 1867/68 beruht darin, daß jeit dem 1. Januar 1867 die Koften für Bedienung und Unter: 
haltung der Gaslaternen auf die Erleuchtungsfaffe übernommen find. 
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Bei der Errihtung der Gasanftalten hatten die Gemeindebehörden nicht allein 
die Uebernahme der öffentlichen Beleuchtung im Auge gehabt, es follte zugleich der 
Bürgerfchaft die Möglichkeit und Sicherheit gewährt werden, zu jeder Zeit und mög: 
lihft in der ganzen Stadt ſich des Gaslichts in ausreihendem Maße und zu billigen 
Preiſen bedienen zu können, 

Bei der auf diefes Ziel gerichteten Thätigfeit begegnete die Verwaltung der 
ſtädtiſchen Gaswerke der Konkurrenz der Engliſchen Geſellſchaft. Denn diefe hatte fich 
in dem Bertrage vom 11. April 1825 für den Fall, daß derjelbe nad) feinem Ablauf 
nicht erneuert werden jollte, „ven Gebrauch ihres Eigenthums und daß fie diejenigen 
Perfonen, welche diejes wünſchen follten, noch weiter mit Gas verforgen möge," vor: 
behalten. 

Diefe Konkurrenz hatte — abgefehen von der bereits erwähnten, richterlich zu 
Gunſten der Englifchen Gejellihaft entjchiedenen Streitfrage über die Verforgung des 
vormals zu Schöneberg gehörig gewejenen Etabttheils mit Gas — noch verſchiedene 
andere Differenzen zur Folge. 

Die Englifche Gefellfchaft hatte nämlid in mehreren Straßen, in denen fie 
am 1. Januar 1847 noch feine Röhren liegen hatte, Gasröhren gelegt und wurde 
ihr diefes Necht feitens der Stadt beftritten. In mehreren PBrozefjen iſt feftgeitellt 
worden, daß: 


die Englifche Anftalt nicht berechtigt ift, in Straßen Gasröhren zu legen, 
in welchen fie am 1. Sanuar 1847 Gasröhren noch nicht gelegt hatte, daß 
fie ferner nicht berechtigt ift, in denjenigen Straßen, in welchen fie am 1. Ja— 
nuar 1847 bereits Gasröhren zu liegen hatte, neben den vorhandenen 
Röhren noch andere Röhren zu legen, daß fie aber berechtigt ift, in den 
letztgedachten Straßen an Stelle zu enger Röhren unter Serausnahme 
derjelben weitere Röhren zu legen. 


Durch diefe richterlihen Entſcheidungen ift der Englifchen Anftalt zwar in den: 
jenigen Stabtgebieten, welche fie bereits ult. Dezember 1846 mit Gas verjorgt hatte, 
die Ausdehnung ihres Betriebes in beliebiger Weife geftattet, von den übrigen Stadt: 
gebieten bleibt fie jedoch ausgeichloffen, jo daß in diefen die Zunahme des Gas: 
verbrauchs den ftäbtifchen Basanftalten ausſchließlich zufällt. 

Im Uebrigen hat die Konkurrenz die für die Berliner Einwohnerſchaft nügliche 
Folge gehabt, daß feine der beiden Anftalten den Preis der Gasflammen einfeitig er— 
höhen kann, ohne die Zahl ihrer Abnehmer zu vermindern und damit die Ertrags: 
fähigfeit ihres Unternehmens zu jchmälern. 

Der Preis, welcher ſowohl von der ftädtifchen als von der Engliſchen Ge: 
jellfehaft von den Privatfonjumenten erhoben wird, beträgt pro Kubikmeter Gas 16 
Pfennige, worauf die Englifche Gejelihaft ihren Abnehmern noch 5 pCt. Rabatt ge 
währt. Als diefe Gefelihaft noch im Beſitz ihres Erflufivrechtes war, hatte jie den 
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Preis für 1000 Kubikfuß Engliſch auf 3 Thaler 10 Sgr. feitgefeßt, was einem Preiſe 
von 35,32 Neichspfennigen pro Kubikmeter gleichfommt. 

Die Zunahme der Zahl der aus den ftädtifchen Gasanftalten verforgten Privat: 
und öffentlichen Flammen und das Verhältnig der Steigerung derjelben zu der Zu: 
nahme der Bevölkerung it aus Kolonne 1 —8 der nebenftehenden Tabelle II zu entnehmen. 

Es ergiebt ſich insbefondere aus einer Vergleihung von Kolonne 8 mit Kolonne 2, 
daß die Vermehrung der Privatflammen, wenn fie auch durch die politischen 
und fozialen Zuftände der einzelnen Jahre in ihrer Höhe mehr oder weniger beeinflußt 
war, doch alljährli das Verhältnig in der Zunahme der Bevölkerung bedeutend 
überftieg. Es rührt dies daher, daß die Anwendung des Gaſes eine immer größere 
Ausdehnung gefunden hat. Während dafjelbe früher faft nur zur Beleuchtung ber 
öffentlichen Straßen, von Fabriken, Werkjtätten und Gejchäftslofalen benugt wurde, 
bat dafjelbe jegt mehr und mehr Eingang in die Privatwohnungen gewonnen, wo es 
fowohl zur Beleuchtung als auch zur Heizung und zum Kochen angewendet wird. 
Auch der größere Lurus, welcher ſowohl in Gejchäftslofalen, als auch in den Privat, 
wohnungen fic eingebürgert hat, ift auf die Vermehrung des Gasverbrauds von Ein: 
fluß geweſen, indem mit demfelben auch die Anforderungen an eine bequeme und 
glänzende Beleuchtung fich fteigerten. 

Die dur) die Vermehrung der Zahl und die Verlängerung der Brennzeit der 
öffentlihen Laternen, wie durch den gefteigerten Begehr der Privaten nach Gaslicht 
bedingte Steigerung der Gasproduktion auf den ftädtifchen Anftalten, welche 1876 
im Ganzen 565 845 Flammen (424 pCt. mehr als am Schluffe des Betriebsjahres 
1860/61) zu verforgen hatten, hat in unferer Berichtsperiode 320 Ept. oder durch: 
Ichnittlich jährlich 10 pCt. betragen, denn es wurden 

im Betriebsjahre 1860/61 . . . . 13914000 cbm, 
: 1875/76  . 2... 58533 000 cbm 
produzirt, alfo 44 619 000 chm mehr. 

In ähnlicher Weije wie die Zahl der Flammen Hat ſich auch der höchfte Gas- 
verbrauch eines Tages, welcher hauptfächlich beftimmend für die an die Leiftungsfähig- 
feit der Anftalten zu ftellenden Anforderungen ift, innerhalb der Berichtsperiode jehr 
bedeutend gefteigert. Während im Sabre 1860 der höchſte Gasverbrauh an einem 
Zage 64 600 cbm betragen hat, wurben im Winter 1875/76 an einem Tage in 
maximo 298 600 cbm verbraudt; es ift daher im Laufe dieſer 15 Jahre eine 
Steigerung von 234 000 cbm oder um 362 pCt. eingetreten, 

Um diefen aljährlich fteigenden Anſprüchen an die Gasproduftion zu genügen, 
bedurften die Einrichtungen der drei im Anfang unferer Berichtsperiode vorhandenen, 
am Stralauer Platz, am Hellweg — jet Gitſchinerſtraße — und in der Müllerftraße 
belegenen Gasanflalten*) erheblicher Erweiterungen. 





*) Bergl. Verwaltungsbericht für 1851/60 ©. 43. 
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Durch Grundftüdsanfäufe ift das Terrain der Anftalt am Stralauer Platz 
von 1 ha 36, a auf 2 ha 69, a, das der Anftalt in der Gitſchinerſtraße von 4 ha 
6 a auf 6 ha 88,, a, das Terrain der feit dem Jahre 1867 mit den Gajometern 
am Koppenplag (Auguftitraße) und in der Georgenftraße *) verbundenen Anftalt in 
der Müllerftraße von 3 ha 9,, a auf 7 ha 97 a erweitert. 

Außerdem wurde für die Anftalt in der Gitſchinerſtraße zur Anlegung einer 
Gasbehälterfiliale im Jahre 1873 ein an der Fichteftraße und Haſenhaide belegenes 
Areal von 3 ha 11, a erworben. 

Endlih war in den Jahren 1871 und 1872 ein an der Verbindungsbahn, 
der Danziger: und Greifswalderftraße belegenes Terrain von 21 ha 88,,; a angefauft. 
Auf demfelben wurde im Jahre 1872 mit dem Bau der vierten, für die Verjorgung 
des norböjtlihen Theils der Stadt beftimmten Gasbereitungsanftalt begonnen und der 
Bau jo gefördert, daß die Anftalt bereits im Winter 1873 in Betrieb gejeßt wer: 
den konnte. 

Auf fänmtlihen 4 Anftalten waren Ende Zuni 1876 an Retorten 2 183 Stüd 
und Gasbehälterraum zur Aufbewahrung von 217 000 ebm Gas vorhanden, während 
nach dem Berichte pro 1851/60 die Zahl der ultimo 1860 vorhanden gewejenen Re- 
torten 616 betragen hat und Gasbehälterraum zur Aufbewahrung von 34 300 cbm 
Gas vorhanden war. 

In gleicher Weife wie die Anftalten jelbit hat auch das Nohrnek in ber 
Stadt fehr bedeutende Erweiterungen erfahren, und zwar nicht blos hinfichtlid der 
Länge der Rohrleitungen, jondern auch ganz bejonders hinfichtlich der Weite derjelben. 
Während im Jahre 1860 die ftärkiten von den Anftalten ausgehenden Nöhren nur 
eine Weite von 525 mm hatten, gehen ultimo Juni 1876 von ſämmtlichen Anftalten 
Röhren bis zu 915 mm Durchmeffer aus und find zum Theil bis auf weite Streden 
in das Abfaggebiet mit derfelben Stärke hineingeführt. Die Länge des gefammten 
Nohrnekes betrug ultimo 1860 271,89; km, während ultimo Juni 1876 dieſe 
Länge fih auf 513,479 km, alfo um 241,554 km erhöht hatte, 

Für diefe Erweiterungen der Anftalten und des Rohrnetzes find in den 
16 Zahren unferer Berichtsperiode 25 678 174,99 „A. oder durchſchnittlich jährlich 
1 604 885,39 aufgewendet worden. Das gefammte, auf die Anlage der Gas: 
anftalten einjchließlich der Erweiterung des Grund und Bodens und der SHerftellung 
des Röhrenfyftens aufgewendete Kapital betrug am Schluffe des Betriebsjahres 1860/61 
8 179 028,78 „4, dagegen am Schluffe des Betriebsjahres 1875/76 33 355 679,18 M, 
und weifet demnach in diefen 15 Jahren eine Steigerung von 308 pCt. auf. 

Zur Dedung diefer Ausgaben find zunächſt diejenigen Beträge disponibel ge 
wejen, weldhe als Abnubtungen von dem Werthe der Werke alljährlich abgefchrieben 
und von den erzielten Bruttogewinnen zurüdbehalten waren, foweit biefelben nicht zu 





) Vergl. Berwaltungdbericht für 1841/50 ©. 206. 
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Erneuerungen von Gebäuden und Apparaten erforderlich geweſen find. Dieſe zu Er: 
weiterungen disponibel geweſenen und zu ſolchen wirklich verwendeten Beträge beliefen 
fi auf 8 377 786,76 AM. 


Außer diefen Beträgen find bis zum 1. Januar 1868 die erzielten Gewinn: 
überjhüffe der Gasanftalt zur Beitreitung der Ausgaben für die Erweiterungen überlaffen 
worden, während von dieſem Zeitpunfte ab dieſe Ueberjchüffe zur Dedung anderweitiger 
Gemeindebedürfniffe beftimmt und demgemäß zur Stadt-Hauptkaſſe überwiefen worden 
find. In der Zeit vom 1. Juli 1860 bis ultimo Dezember 1867 haben dieje Ueber: 
ihüffe betragen 6 764 284,02 „X. und find diefelben volljtändig zur Dedung der Aus: 
gaben für Erweiterungen der Anlagen verwendet worden. Nach dem Berichte 
pro 1851/60 hatten die aus der Verwaltung der Basanjtalten erzielten Gewinnüber: 
ihüffe bis ultimo Juni 1860 betragen 2 544 715,98 „/, fo daß die gefammmten den 
Gasanftalten zur Dedung der Ausgabe für Erweiterungen der Anlage überlaffenen 
Ueberichüffe bis ultimo Dezember 1867 betragen haben 9 309 000 „4 Diefer Betrag 
wird in den Büchern der Gasanftalten als ein von der Stadt-Hauptkaſſe empfangenes 
Darlehn geführt und derjelben mit 5 pEt. jährlich verzinft. 

Der Ueberweifung der Ueberſchüſſe zu allgemeinen Zweden des ſtädtiſchen Haus: 
haltes hatte — worauf bereits Abjchnitt XL. des erften Theils hingewiefen worden ift*) — 
zur Folge, daß die Mittel für die nothwendigen Erweiterungen durch Anleihen beichafft 
werden mußten. ine folche wurde zuerjt im Sahre 1869 im Betrage von 6 Millionen 
und demmächlt im Jahre 1875 mit 15 Millionen Mark aufgenommen. Beide An: 
leihen werden mit 44, pCt. verzinft und mit 2 pCt. nebft zumachjender Zinfenerfpar: 
niß getilgt. 

Von der Anleihe des Jahres 1875 waren bis Ende Juni 1876 erft 
5 980 000 M ausgegeben. Es find daher vom 1. Januar 1868 bis ultimo Juni 
1876 überhaupt 11 980 000 .% durch neue Anleihen befchafft worden, woraus einer: 
ſeits der ſtädtiſchen Erleuchtungskaſſe ein Betriebskapital, deſſen fie bisher entbehrte, 
in Höhe von 2400 000 A. überwieſen ift und andererjeits die nothwendigen Mittel 
zur Dedung der Koften für die Erweiterung der Werke entnommen find. 


Die gefammten am Schluffe des Jahres 1875/76 die Gaswerfe belaftenden 
Schuldfapitalien betrugen: 


in Kaufgelderreften . . 2 2 2 202020. 0. 1574 377,50 A 
in Obligationsihulden. . . . 02... 13873291, ⸗ 
Schuld an die Stadt-Hauptkaſſe auf nod zu zahlenden 
Bewinnüberfhuß . -» » - u 421695, : 
— .. 13 869 363,15 M 





*) Heft 1 ©. 102 
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Die Differenz zwiſchen den Buchwerthen der Werke und dem Betrage diejer 
fremden Kapitalien ergiebt das in den Gasanjtalten ruhende Kapitalvermögen der 
Stadtgemeinde. Während dies Kapitalvermögen am Schluſſe des Betriebsjahres 
1860/61 3 727 048,43 „M betragen hatte, war es bis zum Schluſſe des Jahres 
1875/76 auf 19 251 001,44 geſtiegen, alfo in 15 Jahren um 417 pCt. 

Das Nähere über die finanzielle Gebahrung der Verwaltung der Gasanitalten 
in den einzelnen Jahren ergeben die Spalten 15—28 der Tabelle II. 

Eine Darftellung der Fortichritte in der Fabrikation des Gafes, des Kohlen: 
verbrauch, des Gewinnes aus den Nebenproduften u. ſ. w. würde uns bier zu weit 
führen und müfjen wir diejenigen unferer Leſer, welche ſich für diefe techniſche Seite 
der Gasfabrikation bejonders intereffiren, auf die jährlichen Spezialberichte der Ver— 
waltung der Erleuchtungsanftalten verweifen. 

Diefe Verwaltung wird unter der Aufficht einer gemifchten Deputation, des 
„Kuratoriums für das ftädtifche Erleuchtungsweſen“, von einem Verwaltungsdirektor 
felbftftändig und unter eigener Verantwortlichfeit geführt. Es find demfelben, der in 
Fällen der Behinderung dur den Subdireftor vertreten wird, die Verwaltungs: und 
Bureau, wie die technifchen Beamten untergeordnet. 

Als ſolche technische Beamte fungiren der technifhe Dberdirigent, welchem die 
obere Leitung des Betriebes wie der Bauten auf ſämmtlichen Anftalten und am Rohr: 
ſyſtem übertragen ift und für die fpezielle Leitung jeder der vier Anftalten je ein 
Spezialdirigent, welchem mehrere Affiftenten zur Seite ftehen. Einer derjelben, der 
Dirigent der Anftalt am Stralauer Plag, ift gleichzeitig mit der unmittelbaren tech: 
nischen Leitung der auf das Röhrenſyſtem und die öffentlihe und Privatbeleuchtung 
bezüglichen Arbeiten betraut. 





VII. 


Die Waſſerverſorgung und die ſtädtiſchen 
Waſſerwerke. 


Wenn es die Aufgabe der Verwaltung einer Großſtadt iſt: der Bevölkerung, 
was ihr durch ihre enge Zufammendrängung auf verhältnigmäßig Heinen Raum an 
den Bedingungen einer gefunden, den Anforderungen der Kultur entiprechenden Erijtenz 
verloren geht, durch öffentliche Einrichtungen möglichft zu erfegen, wenn zu ſolchen 
Einrihtungen die Städte des Alterthums — deren Aquäduftruinen wir noch heute 
bewundern — in erfter Linie die Zuführung guten Waffers rechneten, wenn auch die 
modernen Großſtädte — zum Theil ſchon vor Jahrhunderten — dies Ziel erftrebten, 
fo muß es auffallen, daß unfere Stadt — abgejehen von dem im 16. Jahrhundert 
gemachten, aber von dauerndem Erfolge nicht begleiteten Verſuche Kurfürft Joachims II. 
feine Refidenz mit einer Wafferkunft zu verſehen“) — erft in der zweiten Hälfte diejes 
Jahrhunderts ein die Zuführung fließenden Waſſers in die Straßen und Häuſer be: 
zwedendes Waſſerwerk erhalten hat. 

Es erflärt fich dies daraus, daß Berlin in Betreff der Erlangung von Waſſer, 
jo weit es ein unentbehrliches Bedürfniß für die phyfiiche Exiſtenz ift, ſich bis in die 
Mitte unferes Jahrhunderts durch feine Lage und die Beichaffenheit feines Bodens in 
einer im ®ergleih mit anderen Grofftädten ausnahmsweife günftigen Situation 
befand, indem es in feinem Grundwaſſer eine durch eine große Anzahl von Hof: und 
Straßenbrunnen erſchloſſene Quelle guten Trinkwaſſers befaß. Erſt innerhalb 
der leßten dreißig Jahre ift eine zunehmende Verjchlechterung deffelben eingetreten, 
deren Urjachen theils in dem Einfluß der durdjläffigen Rinnfteine, theils in den Aus: 
frömungen aus den Gasröhren, theils in der Art und Weife zu juchen find, wie in 
der Regel die Anlegung neuer Bauquartiere durch Aufbringung von Schutt, Moder 
und Unrath jeglicher Art vorbereitet worden ift, 


*) Bergl. Fidicin, Hijt. diplomatische Beiträge ꝛc. Bd. 5 ©. 395. 
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Es galt daher bei der Mehrzahl der Bewohner unferer Stadt bis in die funf— 
ziger Jahre hinein als ein Ariom, daß Berlin, weil es im Belik guten Trinkwaſſers 
fei, der foftbaren Einrichtungen, weldhe Städte wie Paris, London, Hamburg ꝛc. zur 
Serjtellung eines ſolchen nöthig hätten, nicht bedürfe. 

Niht von dem Gefühl des Mangels an gutem Trinkwaſſer, nicht von der 
Schätzung des Kulturwerthes eines den Saushaltungen, ohne Arbeit und Mühe in 
beliebiger Menge zugänglichen, ihre bisherigen Bedürfniſſe dedenden und neue Be 
dürfniffe hervorrufenden Wafjerquantums; noch weniger von der damals kaum nod) 
disfutirten Notbwendigfeit einer rationellen Abführung des Unrathes aus den Häuſern 
vermöge Waſſerſpülung gingen gegen Ende der dreißiger Jahre die erjten Anregungen 
des Gedanfens einer Fünftlichen Wafferleitung aus, fondern von dem Efel*) an dem 
Zuftande der Rinnfteine, d. i. der flachen offenen Gräben, welche zur Seite der Straßen: 
dämme binliefen und ſowohl das Negenwaffer der Straßen wie die Unreinigfeiten 
der Käufer aufnahmen, indem diefe durch fogenannte Zungenrinnfteine in die Straßen: 
gerinne ihr Waſſer und ihren Schmuß, foweit er nicht in den Gruben der Höfe 
zurücdblieb, ableiteten. 

Die bierdurh in den Straßen entjtehenden fchledhten Gerüche und geſund— 
heitögefährlihen Miasmen durch in die Ninnfteine zu leitendes fließendes Waſſer zu 
bejeitigen, jolches zu diefem Zweck aus der Epree zu entnehmen und mit Dampffraft 
durch die Straßengerinne zu drüden, das war der Vorſchlag, welchen zuerft der damalige 
Major Bayer in einer unter dem Titel „Wie find die Ninnfteine Berlins mit 
fließendem Waffer zu verjehen?* im Jahre 1838 veröffentlichten Schrift machte. Sie 
gab das Signal zu einer jehr lebhaften Diskuffion in den Berliner Zeitungen, die 
fich zunädft nur mit dem Bayer'ſchen Vorſchlag beichäftigte, Tpäter aber, als der 
Architekt Schrammke mit dem Projekt eines „Waſſerwerkes zur Verforgung der Stadt 
Berlin mit reinem und gefunden Quellwaffer und zur Bewäfjerung der Etrafen 
Berlins" in die Deffentlichfeit trat, fi) aud auf die Fragen erjtredt, ob es vortheilhafter 
fein würde: das Waffer mittelft Pumpen und Dampffraft aus der Spree oder aus ca. 
drei Meilen von Berlin belegenen Seen zu nehmen und mittelft eines Aquädufts nad) 
hoc) gelegenen Refervoirs vor der Stadt zu führen, aus melden das Waſſer ohne 
Maſchinenkraft in ein die Stadt durchziehendes Röhrenſyſtem fließen follte. 

Auch in engeren wiſſenſchaftlichen Kreifen war der Gegenitand inzwiſchen zur 
Erörterung gelangt. Der Geheime Dberbaurath Erelle hatte in der Königlichen Aka: 
demie der Wiffenfchaften am 24. Februar 1842 einen Vortrag über die Mittel und 


) In jehr draftiicher Weife war übrigens der Zuftand der Berliner Rinnjteine, die Damalige 
— bis im die vierziger Sabre dieſes Jahrhunderts im Weſentlichen unverändert gebliebene — Neini- 
gungsmethode derjelben, jo wie die Verunreinigung der Spree durd das Ausgießen der Nachteimer 
ſchon im Sabre 1786 in der von Gödide und Bußler berauögegebenen Berliniſchen Monatsichrift 
gegeikelt. (vergl. Bd. 4 ©. 201 flade. derjelben den „Kaverius Grojjinger in Wien an die Herren 
Herausgeber“ überjchriebenen Artikel.) 
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die nöthigen Bauwerke zur Reinigung der Städte mit befonderer Rückſicht auf Berlin 
gehalten. 

Wenn bei den Diskuffionen in der Prefje die Befferung von der Spülung der 
Ninnfteine mit fließendem Waffer erwartet wurde, fo ging diefe wiſſenſchaftliche Unter: 
fuhung tiefer auf die Sade ein. Erelle bewies, daß eine jolhe Spülung die ge: 
bofften Erfolge gar nicht oder doch nur ſehr unvolllommen haben werde, daß eine 
vollkommene Beſſerung der beklagten Zuftände vielmehr nur durch gänzliche Befeitigung 
der offenen Rinnfteine und durch Anlegung unterirdiiher Kanäle zu erreichen 
fein werde, „deren Enden jo tief unter den Wafferjpiegel der Spree zu jenfen wären 
als nöthig, um unentbehrliche Gefälle zu erlangen, und daß man dann das Waſſer, weil 
es dort nicht mehr von jelbit in die Spree fliehen kann, dort durch Majchinen hebe 
und jo in den Fluß jchaffe. Er jprad am Schluffe dieſes Vortrags die Abjicht aus, 
in einem zweiten Theile*) „die Verjorgung der Stadt mit Waffer*, „einen Gegenjtand 
von nicht minderer Wichtigkeit”, zu behandeln, da dieje Wafjerverforgung im Zu: 
fammenhang mit der von ihm abgehandelten Reinigung der Stabt „einen wichtigen 
Theil derjenigen Vervollkommungen bilde, die noch für Berlin und jo manche andere Stadt 
zum Wohljein ihrer Einwohner zu wünſchen ſeien.“ 

Mehr als dreißig Jahre mußten feit jenem Ausſpruch verflieken, bevor die 
Zufammengehörigkeit der Wafjerverforgung und der Kanalifation allgemein erkannt 
wurde; eine Erfenntniß, die dann einerjeits zu der Inangriffnahme der ſtädtiſchen 
Ranalifation, andererjeits zu dem Ankauf der von einer Privatgejellichaft errichteten 
Wafferwerfe führte, jo daß es nunmehr der Stadtverwaltung möglich geworben iſt, 
beide Einrichtungen, von denen indeß die Kanalifation für den größeren Theil der 
Stadt noch in der Ausführung begriffen ift, als öffentliche ſtädtiſche Einrich— 
tungen der Bürgerſchaft zur Verfügung zu ftellen. 

Die nähere Darftellung der Umftände, wie die die Kanalifation Berlins betref- 
fenden Beichlüffe der Kommunalbehörden fich vorbereiteten, muß dem nächſten Abjchnitt 
unjeres Berichtes vorbehalten bleiben. Hier haben wir zunächſt darzulegen, wie es zu 
der Anlegung von Wafjerwerfen durch eine Privatgefellihaft gekommen ift. 

Die erwähnte, in der Tagespreffe vielfach ventilirte Frage der Wafjerverforgung 
hatte bald nad) jeiner Thronbefteigung auch den König Frievrih Wilhelm IV. lebhaft 
intereffirt. Er jehte eine Kommiffion ein, welcher er den Befehl ertheilte, die Frage 
der MWafferverforgung der Hauptitadt nach allen Seiten hin zu ftubiren und nament— 
ih etwaige ähnliche Einrichtungen anderer großer Städte gründlich fennen zu lernen. 
Die Kommiffion, der unter Anderen auch Alerander v. Humboldt angehörte, wurde 
von dem Präfidenten des Staatsraths, v. Müffling, geleitet. Außerdem begab 
fh Major Bayer auf Befehl des Königs nad Paris und London, um nad ge: 
wonnener perfönlicher Anſchauung von den dortigen Waſſerwerken und der Art des 
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Betriebes, ausführlihen Bericht eritatten zu können. Nachdem dies unter dem 
12. April 1842 gejchehen war, ordnete der König die Veröffentlihung einer Denk 
ſchrift an, um, wie es in der Kabinetsorbre heißt, eine allgemeine Verftändigung und 
Aufklärung über das Projekt herbeizuführen und damit fich die ftädtiichen Behörden 
‚Aber ihre Betheiligung an der Bewäfferungsanlage zu erklären‘ vermöchten. Da die 
Stadtverwaltung von einer Betheiligung Abftand nehmen zu müfjen glaubte, weil die 
finanziellen Kräfte durch den Bau der Gasbeleuhtungsanftalt jehr ftark in Anjprud) 
genommen wären, jo ftellte die erwähnte Kommiffion in einem Immebdiatbericht vom 
15. Dftober 1846 die Bildung eines Altienvereins behufs der Einrichtung und 
Betreibung eines an der Oberſpree zu errichtenden Waſſerwerkes unter der Bedingung 
in Ausficht, daß derſelben ein ausſchließliches Privilegium: 

Flußwaſſer in Röhren durch die Straßen der Stadt zu leiten und Häufer 

mit diefem Waſſer zu verjehen, 
bewilligt würde. 

Die Dauer des Privilegiums follte nad) jenem Bericht mindeftens 100 Zahre 
betragen, fpäter erflärte man fich mit einer Dauer von 50 Jahren begnügen zu wollen. 

Während einerfeits über die Ausführung diejes Planes, andererjeits über das 
vorhin erwähnte Schrammke'ſche, die Gewinnung von Quellwaffer betreffende, Projekt 
von den Königlichen Behörden untereinander und mit den ſtädtiſchen Behörden ver: 
handelt wurde, war das Jahr 1848 mit feinen politiihen Bewegungen herangefommen. 
Von der Bildung eines Aftienunternehmens, welches nad der Abſicht des Komités 
weſentlich auf die Betheiligung der Berliner Hausbefiger gegründet werden follte, 
konnte in folchen Zeitläuften nicht mehr die Rede fein. Sie waren ebenfowenig dazu 
angethan, die ftäbtifchen Behörden zur Ergreifung einer Initiative zu ermuthigen. Ob— 
wohl dem Magiftrate nicht entging, daß die Vornahme zwedmäßiger öffentlicher Bauten 
gerade der Zeitverhältniffe wegen jehr wünſchenswerth erjcheine — mie dies aus einer 
in einem Schreiben über das Schrammke'ſche Projekt enthaltenen Bemerkung hervor: 
geht, daß bei Ausführung diefes Projekts viel mehr Handwerker befchäftigt werden 
fönnten, als bei der Herftellung einer mitteljt Dampfkraft zu bewirkenden Bewäſſerung aus 
der Spree —, erflärte er do in demfelben, unterm 28. Auguft 1848 an das Polizei: 
Präfivium gerichteten Schreiben, daß er fich bei der Ausführung jenes Schrammke— 
ſchen Projektes „nur injofern betheiligen könne, als uns dadurch feine Koften erwachien, 
zu deren Tragung es uns ganz an Mitteln fehlen würde.” 

So ſchien jede Ausficht, den lebhaften Wunſch des Königs erfüllt zu ſehen, 
verſchwunden zu fein, als der Freiherr v. Hindeldey gegen Ende des Jahres 1848 
an die Spike der Polizeiverwaltung von Berlin berufen wurde. Won den ftädtiichen 
Behörden entjcheidende Maßregeln zur Förderung der Sache nicht erwartend, nahm er 
den Gedanken, gegen Gewährung einer zeitlich begrenzten Exkluſivberechtigung Privat: 
fapital für diefelbe zu gewinnen, wieder auf, indem er ftatt des einheimifchen Kapitales, 
auf welches früher gerechnet war, englijches warb und diefem durch den am 14. De: 


Die Waſſerverſorgung und die ftädtiichen Waſſerwerke. 113 


zember 1852 mit zwei Engländern, Thomas For und Erampton „im Auftrage des 
Gouvernements“ abgejchloffenen Vertrag die Ausführung des Unternehmens, „Berlin 
mit fließendem Waſſer zu verforgen”, überließ. 

Dem Abjchluffe diefes Vertrages war eine in mehr als einer Beziehung be 
merfenswerthe Korrefpondenz zwijchen dem Polizei « Präfidenten und dem Magiftrat 
voraufgegangen. 

Sie beginnt mit einem jehr Fategoriich lautenden Schreiben des Erfteren vom 
11. Oftober 1852, in welchem unter Hinweis auf die befannten früheren vergeblichen 
Verhandlungen die Nothmwendigkeit, in der Wafferverforgungsfache zu einem rafchen 
Schluſſe zu gelangen, in den Vordergrund geftellt wird. Zu dieſem Zwede habe er, 
der Polizei: Präjident, ein Projekt ausarbeiten laffen, zu deffen Durchführung „‚nicht 
mehr als Eine Million Thaler erforderlich” fei und das „auch für die Unternehmer 
rentabel” werden bürfte. Es handle fi darum, ob die Stadtlommune Willens jei, 
ähnlich wie bei der Gaserleuchtung das erforderliche Kapital herzugeben. Sollte dies 
nicht der Fall jein, jo bleibe nichts anderes übrig, als die Beihaffung deffelben durch 
Privatfapital zu verſuchen, mas feineswegs unmöglich erfcheinen bürfte. Die 
ſchließlich geitellte Frage ging dahin, ob die ſtädtiſchen Behörden geneigt fein würden, 
die wichtige Anlage durch Aufnahme und Verwendung des erforderlichen Kapitales 
jofort ins Leben treten zu lafjen oder ob dieſelben es vorzögen, die baldige Neali: 
firung diejes dringenden Bebürfnifjes denjenigen Verſuchen anheimzugeben, welche der 
Polizei-:Präfident von feiner Seite in diefer Angelegenheit zu maden entjchlofjen jei. 
Der Magiſtrat antwortete unter wiederholter Anerkennung der Gemeinnützigkeit des 
geplanten Unternehmens, daß er, bevor er der Angelegenheit näher treten könne, be- 
ftimmtere Auskunft über die Art und Weije erhalten müfje, wie der Koſtenanſchlag 
angejegt, ferner ob die Anlage eines Sieljyjtems, um den Wiederabfluß des 
eingeleiteten Waſſers zu ermöglichen, vorgejehen jei. Hierauf entgegnete der 
Polizei-Präfident, daß durch die feit 1842 geführten Verhandlungen die Sache „todt— 
geichrieben worden fei”. Er müfje bei feinem ſchon dargelegten Standpunkte ver: 
bleiben und erneuere daher feine Frage, ob die Etadt die erforderlihe Summe her: 
zugeben gewillt jei. Er wieberhole, daß die vorliegenden Arbeiten allerdings nur 
Ueberjchläge jeien, gegen welche fi Einwendungen aller Art machen laffen würden 
und ein Ehriftwechjel ohne Ende ſich beginnen ließe. Aus diefen Gründen glaube er nur 
im Intereffe der Sache zu handeln, wenn er zu den vorhandenen fünf oder ſechs Pro: 
jeften das fiebente nicht eher binzufüge, als bis die Garantie gewährt fei, daß durch 
die Beichaffung der erforderlichen Geldmittel damit vorgegangen werden fünne Da 
hierauf von Seiten des Magiftrats eine weitere Nüdäußerung nicht jofort erfolgt war, 
fo verlangte der Polizei-Präfident unter dem 23. November 1852, „in der kürzeſten 
Frift, wenigftens innerhalb 8 Tagen“, darüber bindige Antwort, „ob die Stadt ge . 
neigt ift, eine Million Thaler in vier jährlichen Naten zur Ausführung eines ſolchen 
Waſſerwerks definitiv zu bemilligen.” Es war — wie der Magiftrat hierauf er: 
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widerte — nad) Lage der Kommunalverwaltung ganz unmöglich, in der geitellten 
kurzen Zeit einen verbindlichen Beſchluß zu erhalten, indefjen Serr v. Hindeldey ant- 
wortete umgehend (26. November), daß er fich „nicht mehr in der Lage befinde, die 
geitellte Frift von acht Tagen zu prolongiren und daher ergebenjt bitten müſſe, 
innerhalb derjelben die bejtimmte Erklärung der ftädtiichen Behörden zu erhalten.’ 
Ueber diefe gegenüber den ftädtifchen Behörden an den Tag gelegte „Rüdjichtslofigkeit” 
bejchwerte fi der Magiftrat beim Minifterium; ‘gleichzeitig veranlaßte er jedoch die 
Nieverfegung einer gemifchten Deputation, um über die Angelegenheit mit dem Polizei: 
Präſidium die Berathungen weiterzuführen. Als Seren v. Sindeldey von dieſen 
Schritten Kenntniß gegeben wurde, antwortete derjelbe am 6. December, indem er 
feinen bisher innegehaltenen Standpunkt zur Sache feithielt, daß er „glücklicherweiſe“ 
noch in der Lage jei, „Einem Magiitrate biefiger Refidenz zu der verlangten Erflä- 
rung einen Zeitraum von vier Tagen vorzufchlagen.” „Wohldenſelben — jo ſchloß dieje 
Antwort — erjuche ich daher, bis zum Ablauf diefer Zeit meinem früheren Schreiben 
gefälligit entfprechen zu wollen, indem ich außerdem die Verhandlungen als abgebrochen 
anfehen muß.’ 

Gegen diejes Verfahren reichte der Magiftrat eine weitere Bejchwerde an das 
Sandelsminifterium ein, machte aber gleichzeitig der Stadtverordneten-Berfammlung 
eine Vorlage, in welcher er feine Anficht dahin ausſprach, daß die Ausführung eines 
jolhen Unternehmens von Seiten der Kommunalbehörden jelbit in die Hand ge 
nommen und die Waffjerleitung in ähnlicher Weife wie die ftädtifcdhe 
Gasanftalt angelegt und verwaltet werden müjje. Er erjuchte die Gemeinde: 
Vertretung, darüber Beihluß zu faffen, ob die vom Polizei-Präfidenten verlangte Ein: 
richtung einer Wafferverforgungsanftalt auf Koften der Stadt bewirkt werden jolle, 
oder ob dieje, wie dies ſchon früher gefchehen, die Sache zurücdweifen wolle. Der 
damalige Gemeinderath, dem inzwijchen auch die von der gemifchten Deputation geführten 
Berhandlungen mit dem PolizeisPräfidenten vorgelegt waren, ſchlug einen Mittelweg 
ein. Er wollte, daß die Kommune dem Polizei-Präfidenten gegenüber die Bereit: 
willigkeit ausipräche, ſich erforderlichen Falles mit einer Million Thaler bei der Anlage 
zu betheiligen aber nur unter der Bedingung, daß die Königliche techniſche Bau-Depu— 
tation die Pläne und Koftenanjchläge entwerfe, und daß die nöthigen Gelder nur derjenigen 
Staatsbehörde zur Verfügung geftellt würden, welche auch wirklih die Ausführung 
der Bauten und fonftigen Anlagen übernommen habe. Von diefem Beihluß wurde 
das Sandelsminifterium, ſowie der Volizei-Präfident unterm 10. Dezember 1852 in 
Kenntniß geſetzt. 

Die hierauf feitens der Minifter des Innern und für Handel ꝛc. ertheilte 
Antwort war: dab des Königs Majeftät in Folge der günftigen Anerbietungen 
der Engländer Charles For und Thomas Ruſſel Erampton fi bewogen gefunden 
habe, den Abjchluß eines Vertrages mit den genannten Unternehmern über die An- 
lage und Benugung der für die Verforgung der Stadt Berlin mit fließendem Waſſer 
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erforderlihen Wafferleitung und jonftigen Wafjerwerfe anzuordnen und daß dieſer 
Vertrag, in welchem „die Interefjen der Stadt die gebührende Berückſichtigung ge 
funden hätten“, am 14. abgejchloffen und von ihnen — den Miniftern — „heute“ 
(am 20. Dezember 1852) genehmigt jei. 

Die „gebührende Berüdfihtigung der Intereffen der Stadt" bejtand, außer den 
den Unternehmern in Betreff der Straßenreinigung und des Feuerlöſchweſens auf: 
erlegten Verpflichtungen, darin, daß im $. 5 des Vertrages der Stadtgemeinde Berlin 
das Recht vorbehalten wurde, fih mit einem Kapitale von höchſtens 200 000 Thalern 
an dem Unternehmen zu betheiligen, „jevoh ohne Anſpruch auf Mitwirkung bei der 
Ausführung und Leitung defjelben*, 

Mit der Erklärung, daß dieſe Betheiligung abgelehnt werde, verband ber 
Magiitrat in einem unter den 23. Januar 1853 an den Sandelsminifter eritatteten 
Bericht eine entichiedene Verwahrung gegen den ihm in dem Reſkript vom 20. De: 
zember 1852 gemachten Vorwurf, jeinerjeits „Bedingungen aufgeftellt zu haben, welche 
die Nealifirung des Projektes ins Ungewiſſe geftellt hätten", inden er ausführte, daß 
er nur gefordert habe, was „den anderweit bereits ermittelten und mit Zufagen ver: 
fehenen fremdländifhen Unternehmern von ſelbſt zugeftanden worden ſei“. 

Dieje „fremdländijchen Unternehmer“ gingen, nachdem fie durch die Allerhöchite 
Kabinetsordre vom 9. März 1853 das Erpropriationsrecht erhalten hatten, raſch an’s 
Werk. Bereits am 28. Dftober 1853 fand auf dem von ihnen für die Anlegung 
des Pumpwerfes und der Filter erworbenen Grundftüde vor dem Stralauer Thor 
die förmliche Grundfteinlegung der „Berliner Waſſerwerke“ ftatt und im Frühjahr 
1856 wurde der Betrieb derjelben eröffnet. 

Aber die fanguiniihen Erwartungen, welche der Polizei: Präfident und die 
Unternehmer an die Rentabilität des Betriebes geknüpft hatten, gingen vor der Hand 
nicht in Erfüllung. Die Eine Million Thaler — melde Herr von Hindeldey auf 
Grund der von ihm den Kommunalbehörden vorgelegten „Ueberichläge" als ausreichend 
angenommen hatte — wurde von vorn herein um mehr als das Dreifache überfchritten. 
Das gelammte Aktienkapital der nunmehrigen „Berlin Waterworfs Company” — auf 
dieje waren die Rechte und Verbindlichkeiten der urfprünglichen Unternehmer übergegangen 
— betrug im Jahre 1858: 470 000 Livre oder den Livre zu 6°/, Thaler gerechnet: 
3 133 333 Thaler 20 Sar. und mußte jpäter auf 600 000 Livre = 4 000 000 Thaler 
erhöht werden. 

Hinſichts des Anfchluffes der Häuſer an die Nöhrenleitung hatte fich die 
vielfach ausgeſprochene Anficht beftätigt, daß die Vortheile eines ſolchen nur jehr all: 
mählich von der Berliner Bevölkerung erkannt werden würden. Inter folchen Um— 
ftänden dedte die Einnahme in den Jahren 1856 und 1857 noch lange nicht Die Be— 
trieböfoften. Die auf 10 Livre lautenden Aktien hatten kaum einen Kurs. 

Das dur den Vertrag vom 14. Dezember 1852 bewilligte Erflufivreht — 
mweldes den Unternehmern durch die Zuficherung: 
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es folle während der Dauer des Vertrages nur ihnen allein geitattet 

jein, die öffentlihen Straßen und Grundftüde zu den für die Aus- 

führung des Unternehmens erforderlichen Anlagen zu benugen, 
gewährt wurde — war auf die Zeit von 25 Jahren, vom 1. Januar 1856 ab, für 
welche Zeit die Herren For und Erampton es „übernehmen, die Straßen, Pläße 
und Gaffen der Stadt Berlin nad) näherer Beitimmung diejes Vertrages mit fließenden 
Waffer zu verſehen“ — beſchränkt. Wenn nad Ablauf diefer Zeit den Unternehmern 
feine Verlängerung der Kontraktszeit zu Theil wiürde, was angenommen werden jollte, 
wenn eine ſolche Prolongation nicht bis zum 1. Dftober 1380 bewilligt fei, jo waren 
fie nach $. 25 des Vertrages verpflichtet, die Wafjerleitung mit allem Zubehör dem Staate 
zu dem Taxwerth der vorhandenen Gebäude, Utenfilien, Maſchinen u. ſ. w. zu überlafjen. 
Sollte der Staat von diefem Nechte weder unmittelbar noh dur Mebertragung 
des Rechts an einen Dritten Gebrauch machen, jo follte den Unternehmern zwar 
die Dispofition über das Werk und die weitere Benugung deſſelben überlaſſen bleiben, 
das ihnen zugeltandene Recht auf alleinige Benugung der öffentliden Straßen und 
Grundſtücke zur Wafferleitung aber erlöfchen. 

Es war begreiflih, daß die in ihren Erwartungen auf eine jchnell eintretende 
Rentabilität des Unternehmens getäufchte Gejellichaft den lebhaften Wunſch hegte, eine 
Prolongation des Vertrages zugefichert zu erhalten, um durch längere Benugung jenes 
Erflufivrechtes die Verlufte zu deden und zur Gewährung fpäterer möglicher Divi- 
denden an ihre Aktionäre in Stand gejebt zu werden. Der Polizei » Präfivent von 
Berlin — jet Herr v. Zedlitz-Neukirch — der zugleich als Kommiffarius des 
Staates in Gemäßheit der Beftimmungen des Vertrages „das gefeglihe Aufſichtsrecht 
des Staates zum Schuß und zur Sicherung des Unternehmens, zu deſſen vertrags- 
mäßiger Ausführung und Verwaltung, zur Wahrung des öffentlichen Intereſſes und 
zur VBermittelung zwijchen den Unternehmern und den Staatsbehörben” zu führen 
hatte, befürmortete bereits unterm 10. Dezember 1857 bei dem betreffenden Staats: 
miniſter die Verlängerung des Privilegiums auf weitere 25 Jahre. Der Magiitrat, 
über dieſen Vorſchlag auf Veranlafjung der Minifter durch den Oberpräfidenten gehört, 
erklärte fich gegen denjelben. Durch ein unterm 27. April 1858 an den Magijtrat 
gerichtetes Schreiben des Polizei-Präfidenten, welches zugleich die Mittheilung enthielt, 
daß jenes Geſuch von der Staatsregierung nicht unbedingt abgewiejen, die Final: 
entjcheidung aber einer ſpäteren Zeit vorbehalten fei, wurde die Frage der Kontrafts- 
Verlängerung wieder aufgenommen; diejes Mal aber auf Grund von Erklärungen des 
Bevollmächtigten der Gejellichaft, welche als Begenleiftung eine Betheiligung der Stadt: 
gemeinde an dem jpäteren Gewinn des Unternehmens, um mit demfelben Aftien der 
Geſellſchaft anzufaufen, in Ausficht ftellte. Diefe Vortheile waren von der Gefelljchaft 
zunächſt dem Etaate angeboten, bei den deshalb gepflogenen Verhandlungen war aber, 
wie der Polizei : Präfident in jenem Schreiben vom 27. April 1858 mittheilte, von 
dem Sandelsminifter angedeutet worden, daß es nicht beabfichtigt werde, die Waſſer— 
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werfe feiner Zeit für den Staat zu erwerben, jondern daß vielmehr die von der 
Staatsregierung in dem Kontrakte gemachten desfallfigen Vorbehalte nur dazu benußt 
werden follen, um die Wafjerwerke in das Eigenthum der hiefigen Stadtkommune 
überzuführen. Er habe deshalb für erſprießlich erachtet, daß die Geſellſchaft wegen 
weiterer Befriftung der ihr nad) $. 25 des Vertrages obliegenden Verpflichtung und wegen 
des dafür zu gewährenden Aequivalents mit der hiefigen Kommune ins Benehmen trete. 

Der Magiftrat trat gern in diefe Verhandlungen ein. Er zweifelte nicht daran, 
daß eine nicht ferne Zukunft der Einwohnerfchaft die Benugung der Wafferleitung als 
ein immer dringenderes Bedürfniß werde erfcheinen laffen, deſſen Befriedigung auch 
dem Anſchluß an die Wafjerleitung abgeneigte Sauseigenthümer ihren Miethern auf 
die Dauer zu verfagen nicht im Stande fein würden. Er glaubte daher, daß eine 
Betheiligung der Stadt an dem Gewinn jehr bald ſich verwirklichen werde und daß es 
durch diefen Gewinn — welcher bis zu einem Fünftel des Ertrages fteigen follte, wenn 
der Reinertrag 6 pCt. des Aftienfapitals überfteige — in nicht allzulanger Zeit ge 
lingen werde, die Aktien und damit jchließlich die Werke zu erwerben, fo daß diejelben 
früher Eigenthum der Stadt werden würden, als nad Ablauf einer auf 50 Jahre 
zu bejtimmenden Kontraftszeit. Er konnte vor allen Dingen nicht außer Acht laſſen, 
daß die Kommune feinerlei Sicherheit dafür habe, daß nicht die Staatsregierung, wenn 
die Stadt die Propofition der Gejellichaft zurüdweife, derjelben dennoch die von ihr 
gewünjchte Verlängerung gewähren werde. Auf diefen Erwägungen beruhte die Vor: 
lage, welche der Magiftrat im Einverftändnig mit einer gemifchten Deputation, die 
zu der Vorberathung der Sache ernannt war, der Stadtverordneten = Berfammlung 
über ein mit der Gejellichaft zu treffendes Abkommen, deſſen Detail hier nicht weiter 
erwähnt zu werden braucht, machte. Die Verfammlung lehnte diejelbe ab, indem fie 
die Frage: 

Erflärt die Verfammlung fih nad dem Antrage des Magiftrats für 
die Verlängerung der Konzeifion der Wafferleitungsgejellichaft auf 50 Jahre, 
und zwar unter den von der gemifchten Deputation aufgeftellten Bedin— 
gungen binfichts der von der genannten Gejellfchaft im Falle der Kon: 
zeffionsverlängerung vom Neinertrage der Werke an die Kommune abzu- 
führenden Quoten? 

verneinte. Sie beharrte auch gegenüber erneuten Vorjchlägen des Magijtrats, welche 
die Verpflichtungen der Gefellichaft Hinfichts der Reinigung und Beſprengung der 
Straßen über das in dem PVertrage vom 14. Dezember 1852 beftimmte Maß hinaus 
fteigern und eine Garantie gegen unmäßige Erhöhung der Zarife gewähren follten, 
auf dem Beſchluſſe, in eine Verlängerung der Konzeffion nicht zu willigen. 

Nachdem jo die Abficht des Magiftrats: die Stadt durch Betheiligung an dem 
Gewinn und Erwerb von Aktien mittelft ihres Gewinnantheils zum Miteigenthümer 
und fchlieglih zum alleinigen Eigenthümer der Wafferwerfe zu machen, bei dem Wider: 
ſpruch der Stadtverordneten ebenjo unausgeführt bleiben mußte, wie ein früher, zur 
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Zeit als die Aktien der Gejellichaft faft werthlos waren, im Magijtrat erörterter Ge 
danke, folde an der Börſe durch Vertrauensmänner ankaufen zu lafjen, ſich bei den 
Formen der ftädtifchen Verfaſſung als unausführbar erwiefen hatte, jchien nichts übrig 
zu bleiben, als die Erreihung des Zwedes: die Wafjerwerfe in das ftädtifche Eigen: 
thum zu bringen, von dem Ablauf des Vertrages abhängig bleiben zu laffen, in der 
Hoffnung, daß diefer von der Staatsregierung nicht prolongirt werden würde. 

Glücklicherweiſe täufchte diefe Hoffnung nicht; wohl aber die von mehreren 
Seiten bei jenen Verhandlungen gehegte Erwartung, die Gejellihaft würde das Unter: 
nehmen nicht halten können. Vielmehr überwand die Energie derjelben alle finan: 
zielen Schwierigkeiten; die — wie vorauszufehen war — immer fteigende Anerfen: 
nung des Bedürfniffes der Wafferzuführung in die Privathaushaltungen kam ihr zu 
Hülfe und feit dem Jahre 1860 konnte fie jucceffive fteigende Dividenden an ihre 
Aktionäre vertheilen.*) 

Die Gejellihaft hatte begreiflicher Weife feine Neigung, diefen Gewinn durch 
Aufwendung neuer Kapitalien zu beeinträchtigen. Der Vertrag vom 14. Dezember 1852 
war zwar, wie aus feiner Einleitung hervorging, gejchloffen worden, weil „auf Aller: 
höchften Befehl Seiner Majeftät des Königs die Stadt Berlin in allen ihren 
Theilen mit fließendem Waffer verforgt werden follte“ und weil „Sir Charles For und 
Mr. Erampton zu London fi erboten hatten, die hierzu erforderliche Wafferleitung 
zu erbauen“, aud) war den Unternehmern „für die Dauer des Vertrages das Recht 
eingeräumt, mitteljt der zu erbauenden Wafjerwerfe den Einwohnern der Stadt Berlin 
und derjenigen Theile des weiteren Bezirkes, auf welche diefelben ihr Unternehmen 
ausdehnen wollen, gegen Entgelt fließendes Waſſer zuzuführen“; indeſſen die fpeziellen 
über die Verpflichtungen der Unternehmer getroffenen Vertragsbeftimmungen dedten 
fi) weder mit diefem Nechte der Gefellfchaft, noch mit dem im Eingang des Vertrages 
ausgejprochenen Zwed des Unternehmens. Denn nad $. 13 defjelben jollte „die 
Wafferleitung als im vollen Fontraktlihen Umfange ausgeführt angefehen werden, ſo— 
bald 192 000 Fuß Duodezmaß — 60 259, m Strafen und Plätze der Stadt mit 
Wafjerröhren verjehen find“. Im Jahre 1856 waren 114325, m, am 1. Juli 
1876 167660 m Straßen und Pläge mit Nöhren verfehen, aljo allerdings erheblich 
mehr, als der Geſellſchaft fontraftlich vorgefchrieben war, aber erheblich weniger, als 
zur Verforgung der ganzen Stadt Berlin mit fließendem Waffer erforderlih war, 
denn die Straßen und Pläge derjelben hatten inzwifchen eine Ausdehnung von 
272 380 m erlangt. 

Je allgemeiner die Wertbihägung der Vortheile wurde, welche mit der un: 
mittelbaren Zuführung von Waffer in die Privathaushaltungen verbunden find, je 





*) In dem Jahre 1860 betrug die Dividende 1 pGt., in dem Jahre 1861 1'/s pGt., in den 
folgenden jtieg fie allmählich bis zum Sabre 1868 auf 9 pGt., bielt fidh im Jahre 1868 und 1869 
auf 9 p&t. und ftieg im Jahre 1870 auf 10'/,, im Sabre 1871 auf 10%, im Jahre 1872 auf 
11'/4 und würde verausfichtlic im Jahre 1873 12/4 pGt. betragen haben. 
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mehr der Glaube an die dauernde Güte des Brunnenwafjers durch die Erfahrungen 
erjhüttert wurde; um jo lebhafter wurden die Klagen, welche aus den von der 
Wafjerleitung ausgeichlojfenen Stadttheilen an den Magiftrat und an das Polizei: 
Präfivium gelangten. Am lebhafteſten mußten begreiflicherweife die Uebelftände in 
den, hauptſächlich exit im Anfang der jehsziger Jahre mit Wohnhäufern bejegten, 
hochgelegenen Stadttheilen vor dem Schönhaufer Thor empfunden werden, wo Brunnen 
gar nicht oder doch nur mit jehr großem Koftenaufwand angelegt werden fonnten. Hier 
war der Mangel der Wafferleitung eine öffentliche Kalamität, weil auch das zum 
Feuerlöfchen unentbehrlihe Element fehlte. 


Aber auch da, wo die Gejellichaft Röhren gelegt hatte, erwiefen fich die Ver: 
pflihtungen, welche den Unternehmern im öffentlichen Intereffe auferlegt waren, als 
bei Weiten ungenügend. Die Spülung der Rinnfteine in dem Maße, wie fie von 
der Gejellihaft verlangt wurde und nad) der Auffaffung des Polizei-Präſidenten ver: 
tragsmäßig nur verlangt werden fonnte, erreichte den Zweck nicht, welchen man bei 
den erften öffentlichen Diskuffionen über die Wafjerverforgung Berlins vorzugsmweife 
im Auge gehabt hatte. Die Rinnfteine wie die unterirdiſchen Kanäle, welche diefelben 
in einzelnen Straßen erjegten, waren im Gegentheil in Folge der ausgedehnten Be: 
nugung der Wafjerleitung zur Anlage von Waſſerkloſets noch viel efelhafter und in 
ihren Miasmen gefundheitsgefährlicher geworden. Freilich hatte man bei Abjchluß des 
Vertrages den Zujammenhang der Bewäfferung der Stadt mit der Entwäfferung nicht 
ganz überjehen können und unter anderen nicht wirffamen oder nicht zur Anwendung 
gebrachten Bellimmungen die Vorfchrift aufgenommen, daß, „wenn der Reingewinn 
pro anno mehr als 10 pCt. des Anlagefapitals betrage, die Unternehmer verpflichtet 
jein jollten, die Hälfte des Mehrbetrages einem zur Serftellung und Unterhaltung 
eines Kloakenſyſtems bejtimmten Fonds zu überweifen". Da die Gefellichaft erit 
in der zweiten Hälfte ihrer Kontraktsdauer Dividenden über 10 pCt. erzielte, jo war 
diefer Fonds bis zum Jahre 1873 nur auf 22835 £ 16 8. 5 d. angewachjen, ein 
Betrag, der in dem grellften Mißverhältniß ftand zu dem Zwede, der mit bemjelben 
erreicht werben jollte. 


Hatte Herr v. Sindeldey wirklich bei Abſchluß jenes Vertrages an die Mög- 
fichfeit geglaubt, mit Hülfe defjelben der Stadt Berlin auch ein Kanalifationsjyiten 
zu verichaffen, jo hatte ihn fein Sanguinismus hier ebenfo getäufcht, wie in jeinen 
BVorausfegungen über die Wirkungen, welche das Unternehmen für die Verbefjerung 
des Zuftandes der Straßen und der vorhandenen Entwäfferungseinrihtungen haben 
werde. eine Nachfolger im Amte konnten ſich jeit der Mitte der 60er Jahre der 
Ueberzeugung nicht verfchließen, daß der in Folge des Vertrages vom 14. Dezember 
1852 eingetretene Zuftand, bei der Weigerung der Geſellſchaft ihr Röhrenſyſtem 
weiter auszudehnen, ein unhaltbarer fei. Der Polizei: Präfident v. Bernuth, welcher 
jenes Recht der Gejellihaft, die Straßen und Pläge Berlins ausfchließlic zur Legung 
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von Wafferröhren zu benußen, als ein Privilegium auffaßte, *) hatte — wie er dem 
Magiftrat am 1. Mai 1866 mittheilte — die Frage in Erwägung gezogen, ob es 
fich jener Weigerung der Gejellihaft gegenüber nicht empfehlen möchte, von dem $. 70 
der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht'“) Gebrauch zu machen und das Privilegium 
der Gejellihaft aufzuheben. Diefe Abſicht fand indeffen nicht die Billigung des 
Handelsminifters, vielmehr verjagte diefer die von dem Polizei:Präfidenten v. Bernuth 
nachgefuchte Genehmigung zur Einleitung von Verhandlungen mit der Gejellichaft 
„in Betreff der Aufhebung ihres Privilegiums“. v. Bernuth's Nachfolger, Herr 
v. Wurmb eröffnete neue Verhandlungen mit dem Magiftrat über verfchievene von 
ihm gemachte Vorſchläge, den jegigen Zuftand zu befeitigen, unter welchen auch zum 
dritten Male die Propofition auftrat: den Termin zur Abtretung der Werke auf 20 
bis 25 Jahre hinauszufhieben, wogegen die Geſellſchaft die Verpflichtung zu über: 
nehmen hätte, die Wafferwerfe in dem von dem Staatsfommifjfarius für nothwendig 
erachteten Umfange zu erweitern. 

Der Magiftrat konnte auf feine diefer Propofitionen eingehen, am wenigiten 
auf die Verlängerung des Kontraftes vom 14. Dezember 1852; denn er hatte fich 
bereits mit Zuftimmung der Stabtverordneten :Verfammlung gerüftet, jpäteitens vom 
1. Dftober 1881 ab — wo jener Kontrakt ablief — die Wafferverforgung von Berlin 
felbft zu bewirken. Der Civilingenieur Veit-Meyer war mit der Ausführung der 
Vorarbeiten beauftragt, welche nöthig waren, che man an bie Serftellung neuer 
ftädtifcher Wafferwerfe herangehen konnte. Die Unterfuchungen wurden in umfaffendfter 
Meife geführt und die Ergebnifje berjelben in dem Werke: „Vorarbeiten zu einer zu: 
Fünftigen Wafferverforgung der Stadt Berlin von 2. A. Veit: Meyer" niedergelegt. 

Am 11. Juli 1871 Eonnte der Magiftrat dies Werk dem Handelsminifter über: 
reihen und die ſchon früher geftellte Frage wiederholen, ob der Staat geneigt fein 
würde, das ihm auf Uebernahme der Werke zuftehende Necht der Stabt zu cediren, damit 
diefe auf Grund einer folden Ceffion mit der Gejellfchaft über eine Abtretung der 
Werke jchon vor dem 1. Juli 1881 in Unterhandlungen treten könne. Nach ver: 
ſchiedenen Zwifchenverhandlungen erlangte der Magiftrat den Erlaß einer vom 
11. Dezember 1872 datirten, an die Minifter für Handel und des Innern gerichteten 
Allerhöchften Kabinetsordre folgenden Inhalts: 


Auf Ihren Bericht vom 9. Dezember ermächtige Ich Sie hiermit, 
das nad) näherer Beſtimmung bes $. 25 des Vertrages vom 14. Dezember 





*) Nach der Anficht des Magiftratd war die betreffende Vertragäbejtimmung vielmehr ein un— 
zuläfliger Verzicht auf ein BolizeisHobeitörecht, von weldem — die Frage lediglih vom Rectsftand- 
punkt aus betrachtet — die Staatöregierung bätte zurüdtreten fünnen, ohne daß fie ein im Wege 
des Prozeſſes verfolgbared Recht der Gejellichaft verlegt hätte. 

**, „Privilegien, auch ſolche, die durch einen läftigen Vertrag erworben worden, kann der Staat, 
jedody nur aus übenwiegenden Gründen ded gemeinen Wohls, und nur gegen binlängliche Entſchä— 
digung des Privilegirten, wieder aufbeben.“ 
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1852 über die Verforgung der Stadt Berlin mit fließendem Waffer den 
Staate vorbehaltene Necht, die nah Maßgabe diefes Vertrages angelegte 
Wafferleitung mit allem Zubehör, mit Ablauf der Kontraftszeit gegen 
Zahlung des Tarwerthes zu übernehmen, der Stadtgemeinde Berlin für 
den Fall zu cediren, daß entweder ihr die Gejellichaft der Waſſerwerke 
ihon vor dieſem Zeitpunkte die ihr aus dem gedachten Vertrage zus 
ftehenden Rechte abtritt, oder daß die Stadtgemeinde die bindende Ver: 
pflihtung übernimmt, vom 1. Juli 1881 ab eine genügende Wafferver: 
jorgung für die Stadt Berlin einzurichten, und fich hierüber vor dem 
1. Oktober 1880 ausweilt. 

Bei den nunmehr mit der Berlin: Waterworks- Company geführten Verhand- 
lungen waren noch mancherlei Schwierigkeiten zu überwinden, bis es, nach Serab- 
minderung der urſprünglich von der Geſellſchaft mit 1275000 £ geftellten Forde— 
rung um 25000 £, zu dem am 31. Dezember 1873 erfolgten Abſchluß eines 
Vertrages Fam, durch welchen die Gefelfchaft ihr Wafferwerk mit ſämmtlichen Leis 
tungen und ſämmtlichem Zubehör an die Stadtgemeinde für den Preis von 
1250000 £ — 8375000 Thlr., worin zugleich die auf 4615000 Thlr. be 
rechnete Entichädigung der Gefellichaft für die ihr vom 1. Juli 1873 bis 1. Zuli 
1881 entgehende Dividende enthalten war, verkaufte. Die Uebergabe war auf den 
1. Zuli 1873 feftgefeßt. Der in Gemäßheit des Vertrages vom 14. Dezember 1852 
angefammelte bereits oben erwähnte fogenannte Kloakenfonds zum Betrage von 
22835 £ 16 s. 5 d. = 152999 Thlr. 29 Sgr. 2 Pf. wurde auf das Kaufgeld 
angerechnet. 

Behufs Beihaffung der Mittel zur Bezahlung des Kaufgeldes und der noth: 
wendigen Erweiterung ber Werke war eine Anleihe von 30 Millionen Mark bei dem 
Reihs:Invalidenfonds Fontrahirt worden. 

Am Tage des Vertragsabjchluffes, dem 31. Dezember 1873, erfolgte die Auf: 
laffung der fämmtlichen der Englifchen Gejellichaft gehörigen Grundftüde an die Stadt: 
gemeinde. Die Verwaltung der Werke war den fontraftlihen Beſtimmungen gemäß 
bereits vom 1. Juli 1873 ab für Rechnung der Stadt geführt worden und erfolgte 
hiernach die Auseinanderjfegung zwifchen der Stadtgemeinde und der Gejellfchaft, nad): 
dem dieſe Seitens der Staatsregierung aus ihren durch den Vertrag vom 14. Dezember 
1852 begründeten Verpflichtungen entlaffen war. Da die betreffende Erklärung der 
Staatsregierung am 19. Januar 1874 abgegeben wurde, ift die Verwaltung der 
Werke erft am 15. Februar 1874 von der Stadt übernommen worden, 

Sie wurde in ähnlicher Weife organifirt, wie die der ftäbtifchen Gaswerke, 
mit dem Unterſchiede jedoch, daß die Verwaltungsdireftion nicht von der technifchen 
Direktion getrennt, jondern beide in der Hand des „Direktors der ſtädtiſchen Waſſer— 
werfe” vereinigt wurden, dem als Gehülfe und Stellvertreter in Behinderungsfällen 
ein Subpireftor zur Seite ſteht. Die unmittelbare Aufficht über die Verwaltung 
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führt auch hier eine gemifchte Deputation unter dem Namen „Kuratorium der jtädti: 
ſchen Wafferwerfe*. 


Nachdem die Gemeindeverwaltung in den Beſitz der Wafjerwerfe gelangt war, 
fonnte fie fich der Verpflichtung nicht entziehen, fo ſchnell als möglich die Anlagen 
jo zu erweitern, daß den Bürgern in allen bebauten Straßen Wafjer abgegeben 
werden könne. 

Mit der Aufitellung eines Entwurfs für die erforderlichen Erweiterungsbauten, 
welhe nur den Bedarf der nächſten Zukunft deden, jedoch einer einheitlihen Aus— 
dehnung fähig fein follten, wurde der Direktor der ftädtifhen Wafferwerfe, Civil: 
ingenieur Gill, der mit dem 1. April 1874 aus dem Berhältniß, in welchem er zu 
der Engliſchen Gejellihaft als Leiter der Verwaltung ihrer bisherigen Werke geftanden 
hatte, in den Dienft der Stadt übergetreten war, beauftragt. 

Am 20. Mai defjelben Jahres legte derfelbe dem Magiftrat einen Bericht über 
die Leiltungsfähigkeit der von der Stadt übernommenen Werke mit Vorſchlägen zur 
Ergänzung und Erweiterung bderjelben und einen überjchläglichen Anſchlag der 
Koften diefer neuen Anlagen vor. 

Nah diefem Berichte waren die erworbenen Werke im Stande, ohne auf die 
unbedingt erforderliche Reſerve zurüdgreifen zu müſſen, eine Einwohnerzahl von 
447 868 Perſonen mit Waffer zu verforgen. 

Die Ergänzungsanlagen follten jo angelegt werden, daß die Geſammtwerke 
eine Million Einwohner mit einem auf Grund der Betriebsrefultate der vorhergehenden 
Jahre als erforderlich feitgeitellten Wafferquantum verforgen könnten. 

Der Bericht legte Far, daß die beftehenden Wafjerhebungsanlagen der hierzu 
nöthigen Vergrößerung nicht fähig wären und daß ihre Lage, unmittelbar oberhalb 
der DOberbaumbrüde, irgend welche Neubauten an jener Stelle wegen der Qualität 
des dort gefhöpften Spreewaflers als unrathjam erjcheinen Tiefen. 

Es wurde daher von der Vergrößerung der betreffenden Station am Stralauer 
Thor abgefehen und dagegen die Errihtung von Wafferhebungsanlagen weſtlich der 
Stadt vorgefchlagen, welche, obwohl an und für ſich unabhängig von den alten Werfen, 
doch gemeinſchaftlich mit denfelben im Stande wären, das erforderliche Waller in das 
dem Bedürfniß entjprechend zu vergrößernde allgemeine Syftem der Vertheilungsröhren 
der Stadt zu fördern. 

Die früher erwähnten „Worarbeiten” des Ingenieurs VBeit-Meyer enthielten 
unter anderem ein Projekt für die Gewinnung des Waſſers für die Verſorgung Berlins 
aus den gefättigten Diluvialablagerungen der Beden der Spree und Havel. Durch 
diefe Vorarbeiten war auch fetgeitellt worden, daß die Ergiebigkeit des Havelbedens 
größer fei, als bisher angenommen, und daß der Havelſtrom im trodenften Jahre 
oberhalb Spandau 9000 Erkunden:Liter Mafjer als Minimum abführte. 
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Auf Grund diefer Feſtſtellungen und im Anſchluß an die Meinung des Herrn 
Veit-Meyer, wonad, wenn aud die Gewißheit noch nicht nachgewielen fei, es doch 
höchſt wahrjcheinlidh wäre, daß aus dem Untergrunde genügendes und gutes Waſſer 
gewonnen werden könnte — jchlug der Ingenieur Gill die Ausführung eines Syitems 
von Brunnen von bejonderer Bauart am fer des Tegeler Sees vor. 


Es fiel bei der Wahl des Terrains ins Gewicht, daß das große und tiefe 
Wafferbeden des Tegeler See's von ausgedehnten fisfalifchen Forften umgeben ift, der 
Untergrund daher vor Verunreinigung durch Aderbau oder Anfiedelungen dauernd 
geihügt bleiben wird, und daß, im Falle die Brunnen an Ergiebigkeit nachließen, das 
Waſſer des See's, der befanntlih nur eine Ausbuchtung des durd wenig bevölferte 
und meiſt bewaldete Gegenden fließenden Ober-Havelſtromes ift, einen fiheren Erjat 
darbieten, in diefem Falle aber eine Fünftlihe Filtration des Seewaſſers — 
werden würde. 


Das zur Verſorgung von einer Million Menſchen noch zu beſchaffende Waſſer— 
quantum wurde auf 900 Sekunden-Liter ermittelt, dem Entwurfe jedoch der Sicherheit 
wegen und um die ganze zuläffige Inanfpruchnahme des Havelſtromes auszunugen, 
1000 Sekunden-Liter zu Grunde gelegt. 

Diejes Wafjerguantum jollte durch zwei von einander unabhängige Brunnen: 
und Wafjerhebungsiyfteme, und zwar durch jedes zur Hälfte, gewonnen und durch 
zwei Rohrftränge nad dem Plateau in Charlottenburg, nördlich der Chauffee, Weſtend 
gegenüber, gefördert und dort in Ausgleihungsrefervoire geliefert werden. Aus diejen 
Nefervoiren follte es durch Dampfkraft wieder gehoben und durch Nohrjtränge von 
91 Gentimeter Durchmeffer in das erweiterte Rohrſyſtem der Stadt gepumpt werden. 


Zur Verforgung desjenigen ZTheiles der Stadt, welcher auf dem Platcau 
vor dem ehemaligen Schönhaufer Thore liegt, follten die beitehenden Anlagen 
auf dem früheren Windmühlenberge, jegt Belforterftraße, zu einem befonderen, von 
den Anlagen der unteren Etadt unabhängigen Syftem umgeftaltet und erweitert werben. 


Die Tegeler und Charlottenburger Anlagen jollten jedoch vorläufig nur zur 
Hälfte ihres projektirten Umfanges erbaut werden. 

Die Koften der Gejammtanlagen wurden auf 19 934 208 Ms die des erjten 
Theils auf 12 605 208 M, excl. des Landerwerbs überfchläglic berechnet. 

Der Magiftrat legte dieſes Projekt, dem er in feinem ganzen Umfange bei: 
getreten war, am 24. Zuli 1874 der Stabtverordneten:Verfammlung zur Zuftimmung 
und Bewilligung der Gelomittel vor. 

Nahdem diefe am 13. Auguft deſſelben Jahres erfolgt war, wurde jogleich 
mit dem Ermwerbe des erforderlichen Terrains, der Aufftelung des definitiven Projektes 
und der Anjchaffung der Baumaterialien vorgegangen. Mit dem Bau jelbft konnte 
im Frühjahr 1875 begonnen werden, 
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Wenn auch die Ausführung mit großer Energie betrieben wurde, jo fonnte 
dennoch erſt am 2. Februar 1877 das Eyftem zur Berforgung der bisher fait gänzlich 
ohne Waſſer gebliebenen Hochftadt dem Betriebe übergeben und ſomit der Noth einer 
mehr als 60 000 Perfonen zählenden Bevölkerung abgeholfen werden. 

Die Imbetriebfegung der Tegeler und Charlottenburger Anlagen und des er: 
weiterten Rohrſyſtems der unteren Stadt erfolgte demnächſt am 24. September des: 
felben Jahres. 

Aus den jo erweiterten Werfen find, wie wir vorgreifend bemerken wollen, 
am Schluſſe des Jahres 1879: 14828 Grundftüde mit Waſſer verforgt worden, 
während die Zahl der an die Wafferleitung angefchloffenen Grundftüde am Ende des 
Jahres 1873 nur 8 114 betragen hatte. 

Außerdem haben die MWerfe das zu Feuerlöfchzweden, zur Neinigung und Be 
Iprengung der Straßen, zur Spülung der Bebürfnißanftalten, zur Bewäſſerung ver 
Schmuckplätze erforderliche Waſſer geliefert. 

Wie in Folge deſſen die Leitung der Werke gewachfen ift, wie ihr Verhältniß 
dem Publikum gegenüber georbnet ift, wie fich die finanziellen Ergebnifje des Betriebes 
geitellt haben, darüber detaillirte zahlenmäßige Angaben zu machen, müfjen wir einer 
fpäteren ähnlichen Berichterftattung überlaffen, welche einen längeren Zeitraum der 
ſtädtiſchen Verwaltung der öffentlichen Wafferleitung zufammenfaffend zu behandeln 
in der Lage fein wird. 

Hier beichränfen wir uns auf die Bemerkung, daß die gefanmten Koften der 
neuen Anlagen einfchließlich der Ausgaben für die Erwerbung der erforderlichen Grund— 
ftüde 13 379 239,998 A. betragen haben und daß diefelben gebedt find theils aus 
dem nah Zahlung des Kaufgeldes an die Engliſche Geſellſchaft und der Nebenkoften 
an Stempeln u. ſ. w. verbliebenen Reſte der beim Neichs:Invalidenfonds gemachten 
oben erwähnten Anleihe von 30 Millionen Mark, theils aus dem der Verwaltung der 
Waſſerwerke mit 12 Millionen Mark überwiefenen Theile der von der Stadt im Jahre 
1876 für die Erweiterungsbauten dieſer Werfe und für die Ausführung der Kana— 
lifation in den Radialſyſtemen I, II, IV und V fontrahirten Anleihe von 30 Mil: 
lionen Mark. 


VI. 


Die Entwäfjerung und die ftädtiichen 
Kanalijationswerfe. 


Die Entwäfjerung Berlins wurde bis tief in unfere Berichtsperiode beinahe 
ausſchließlich durch die jogenannten Ninnfteine bewirkt, von denen wir bereits im 
vorigen Abjchnitt zu ſprechen Veranlaffung hatten. Dieſe gepflafterten Rinnen zu 
beiden Seiten des Straßendammes, zwiſchen demjelben und den Bürgerfteigen belegen, 
führten das gejammte Hauswafler und das Regenwafjer von den Straßendächern 
und Höfen ab. 

Die Negenrohre, welche meift zu beiden Seiten der Hausfronten das Waſſer 
von den Dächern herunterleiteten, endigten mit einem Knie, welches ſich gegen 
den Bürgerjteig richtete, in durhichnittlicd etwa 1—2 Fuß Höhe über demjelben. Das 
Regenwaſſer floß aus dem Knie frei aus, überſchwemmte den Bürgerfteig und lief von 
demjelben in den Rinnftein ab; bei heftigen Regengüffen ftürzte es unregelmäßig und 
ſtoßweiſe, duch die Luft in den Negenröhren gehemmt, in weitem Bogen auf bie 
Bürgerfteige und befchränfte die Benutzung derfelben für die Paffanten. 

In bejjeren Stadtgegenden und am bejjeren Häuſern wurde das Regenrohr 
bis dit unter die Oberkante des Bürgerfteiges geführt, und floß dann das Negen: 
waſſer in eiferne Schligrinnen, deren flache Oberkante bündig mit dem Bürgerfteige 
lag, dem Rinnſtein zu. 

Diefe Schligrinnen führten ihren Namen von einem jchmalen Schlik, welcher 
fi in der Dedplatte derfelben der Länge nad) befand; es diente derjelbe dazu, um 
das während der falten Sahreszeit in der Schligrinne in Eis verwandelte Regenwaſſer 
aufzuthauen und zu bejeitigen. Wenn der Winter abging und doch die zumeift ein: 
gefrorenen Schligrinnen den Abzug des Dachwaſſers hinderten, gelang es nur, durch 
fünftlihe Erwärmung das Eis zu befeitigen; dies geihah in der verjchiedenartigften 
Weife, meift duch Zuführung heißen Wafferdampfes, welcher in portativen Keſſelchen 
erzeugt und mitteljt enger Röhren an das Eis herangeführt wurde, 
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Die Ableitungen des Hauswaſſers lagen ebenfalls in Terrainhöhe, innerhalb 
der Käufer entweder in der Mitte der Einfahrten oder in einem jeitlihen Bankett 
derjelben und in den Bürgerfteigen bündig mit der Oberfläche derjelben; fie wurden 
in der Negel duch hölzerne Drummen gebildet, welde, damit fie gereinigt werden 
fönnten, oben eine abhebbare Dedplatte hatten. 

Wenn, was in Berlin jedoch nicht oft der Fall ift, die Straßen ein regel: 
mäßiges Yängsgefälle hatten, war es möglich, die Ninnfteine in gleicher Tiefe, jo daß 
aljo die Rinnfteinjohle parallel mit der Straßenfrone lag, fortzuführen, meiſtens 
mußten jedoch diefe NRinnfteine, je länger fie waren, an Tiefe und damit auch an 
Breite zunehmen und arteten ſchließlich in vollftändig gepflafterte Gräben bis zu 1 m 
Ziefe und darüber aus. 

Es galt damals die Regel, daß das Längengefälle eines Rinnjteins mindeftens 
einen halben Zoll auf die Ruthe, d. h. 1: 288 betragen follte, 

Eohle und Wandungen der Rinnfteine wurden in der Regel aus fchlechten Heinen 
Nundfteinen bergeftellt; um bei tiefen Rinnfteinen namentlich nicht den Straßendamm 
zu fehr zu beengen, machte man die Seitenwandungen der Rinnfteine ſehr fteil, was 
zur Folge hatte, daß diefelben, duch Wafferfpülungen, fünftlihe Neinigungen und 
Nattenlöcher gelodert, einen baufälligen Eindrud madten. 

Die tiefen Ninnfteine mußten des Verkehrs wegen vor jeder Hauseinfahrt 
und an allen Straßenfreuzungen überbrüdt werden; in der Regel wurden die Brüden 
aus Holz mit beweglichen Dedbohlen, um den Ninnftein darunter reinigen zu können, 
bergeftellt. 

Daß ſolche Anlagen läftig, koſtſpielig und unſchön find, wird jet wohl all: 
feitig anerfannt. 

Wenn 08 ein technifcher Grundſatz ift, die Wandungen Fünftlicher Leitungen 
möglichft zu ebenen und zu glätten, um die Neibungsmiderftände zu reduziren, jo be: 
folgten die Ninnfteine diefen Grundſatz in feiner Weife; das dazu verwendete jchlechte 
Material mit den tiefen ausgewafchenen Erdfugen, wie die vielfahen Einbauten 
hemmten in hohem Grade den Abfluß des an fich fchon jchwerflüffigen Schmutzwaſſers 
und geitatteten Sinkftoffen aller Art ih in den Fugen feitzufegen und zu faulen, 

Solde Stoffe wurden den NRinnfteinen nicht blos von den Straßen, fondern 
auch — und im noch höherem Maße — von den angrenzenden Grundſtücken zugeführt. 

Die polizeilihen Verordnungen, welche die Anlegung von Schlanmfäften, welche 
das Haus: und Wirthſchaftswaſſer vor feinem Eintritt in den Ninnftein pajfiren 
jollte, vorjchrieben und die Einleitung üble Gerüche verbreitender Flüffigkeiten unter: 
jagten, blieben wirkungslos, mußten gegenüber der, der Nealität der Dinge innewoh— 
nenden Macht wirkungslos bleiben. Man kann von Geſetzen und Berordnungen nicht 
die Verhinderung von Zuftänden, melde fih nad dem natürlichen Verlauf ergeben, 
erwarten, wenn man nicht gleichzeitig die Mittel gewährt, welche ein anderes Ergebnif 
herbeizuführen geeignet find, 


Die Entwählerung und die ſtädtiſchen Kanaliſationswerke. 127 


Um die Stadt von den efelhaften und die Gejundheit ihrer Bewohner gefähr- 
denden Zuftänden der Rinnſteine duch Spülung derfelben mit fließendem Waffer zu 
befreien, war”) die Anlegung einer öffentlichen Wafferleitung erjehnt worden. Als man 
eine ſolche beſaß, erfülte fie die Hoffnungen nicht, welche man in diefer Beziehung 
auf fie gejegt hatte. Zwar war die Engliihe Geſellſchaft fontraftlich zur unentgelt: 
lihen Sergabe des zur Beiprengung der Straßen und Reinigung der Straßengerinne 
erforderlichen fließenden Waffers verpflichtet”) Aber abgejehen davon, daß die 
Waſſerleitung der Englifchen Gejelihaft von Anfang an nicht das ganze bebaute 
Stadtgebiet umfaßte, und daß diefes je länger je mehr über den Rayon ihres Rohr: 
netzes hinauswuchs, kam es wejentlich auf das zu jenen Zwecken berzugebende Wafjer: 
quantum an. Die Englifhe Gefellihaft fand, daß der Staatsfommifjfarius zu viel, 
der Magijtrat fand, daß er zu wenig fordere. Und' wenn man die Dinge unparteiifch 
erwog, mußte man anerkennen, daß nur mit einer Eolofjalen Wafjerverjchwendung, 
— und auch mit diefer faum — der Zmwed zu erreichen gewejen wäre, welchen man 
bei der erjten öffentlichen Diskuffion über die Wafjerverforgung im Auge gehabt hatte. 

Mit der Vermehrung der Einwohner, der Ausdehnung der Stadt, der Ver: 
längerung der Straßen nahm die Verunreinigung der Rinnfteine nicht allein quantis 
tativ zu; die Länge diefer offenen Leitungen und das dadurd herbeigeführte vermin: 
derte relative Gefälle machte auch die Reinigung immer jchwieriger. 

Die Herjtellung eines einigermaßen genügenden Gefälles erforderte vielfach ein 
immer tieferes Einjchneiden der Ninnfteine in den Straßenkörper. Da dieje aber mit 
der Tiefe auch an Breite zunehmen mußten, und jo die nugbare Fläche der Straße 
erheblich beeinträdhtigten, jchädigten fie in empfindlicher Weife den Verkehr. 

Um diefem Uebel entgegenzutreten, hatte man ſchon geraume Zeit vor dem 
Eintritt der vorliegenden Berichtsperiode angefangen, die Rinnfteine dort, wo fie über 
eine gewiſſe Tiefe in das Terrain einfchnitten, durch unterirdifche Leitungen zu erjegen. 
Diejelben wurden Anfangs jo angelegt, daß das in Kalkſtein gemauerte Gerinne mit 
jenfrechten Wangen verjehen, und oben mit Bohlen oder Granitplatten abgededt wurde. 

Wo ein tieferes Einſenken der Vorfluthleitung erforderlih oder zuläjlig war, 
wurden die Kanäle mit Granitplatten gefchlojien, hierüber bis zur Höhe des Straßen: 
planıms Erde aufgebradht und auf diefer das Pflafter verlegt. Im gewiſſen Ab- 
ftänden von einander ſetzte man ſenkrechte, bis in die Straßenoberfläche hineinreichende 
gemauerte Schächte auf diefe Gerinne; diefelben dienten eines Theiles zum Reinigen, 
anderen Theiles hatten fie den Zmwed, durch eine feitliche Deffnung das von den 
Straßendämmen abfließende Tagewafjer aufzunehmen und an die unterirdiiche Leitung 
abzugeben. 


*) Bergl. ©. 110. 
**) Bergl. ©. 119. 
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Abgejehen von dem Bortheil, der dem Verkehre durch die Serftellung jolcher 
unterirdifchen Kanäle erwuchs, waren biejelben in janitärer Beziehung um nichts 
bejier, als die tiefen Ninnfteine; ja ſobald fih in ihren Sohlen nur die geringiten 
Unregelmäßigfeiten herausgebilvet hatten, fanden fie hinter jenen, die doch in allen 
ihren Theilen zugänglich waren und dort mit dem Beſen gereinigt werden konnten, noch 
zurüd; fie bildeten dann gleihjam ausgedehnte unterirdifche Kloafen, die bei dem 
Mangel an regelmäßiger Spülung der Aufbewahrungsort der jchädlidhiten Stoffe 
wurden, durch die aus ihren Deffnungen bervorftrömenden Gaſe die Straßen ver: 
pefteten und zu den beredtigtiten Klagen und Bejchwerden wiederholteſte Veran— 
lafjung gaben. 

Manche in der eriten Zeit bei der Anlegung unterirdijcher Leitungen begangene 
Fehler wurden zwar fpäter vermieden, indem man die Herftellung vedhtediger Kanäle 
aufgab, das eiförmige Profil einführte und glafirte Thonröhren zur unterirdijchen 
Abführung der Tage und Gebrauchswäſſer verwendete. 

Aber die Sauptübelftände blieben doch bejtehen. Die älteren wie die neueren 
Leitungen waren ohne jedes Syſtem lediglich nach dem augenblidlih ſich geltend 
machenden Bedürfniffe angelegt; ohne regelmäßige Spülung, in vielen Fällen ohne 
ausreihendes Gefälle blieben fie ein nothmwendiges Uebel, das mehr bazu diente, die 
Gefahr, die der Gefundheit der Einwohner drohte, den Augen derjelben zu verjchleiern, 
als eine Abhülfe gegen Zuftände zu gewähren, deren Befeitigung fi von Tag zu 
Tag als immer dringender werdende Nothwendigkeit Herausftellte. Anfänglid nur 
bergeftellt, um thatjächlih mangelnde Vorfluth zu erjegen oder ein zu tiefes Ein: 
ſchneiden der offenen Ninnfteine zu vermeiden, hatte der fich mächtig hebende Straßen: 
verkehr ebenjo wie die immer größer werdende Anzahl ſolcher Häufer, welche mit dem 
Anſchluß an die MWafferleitung Slofetanlagen erhielten, ferner die SHerftellung von 
Pferdebahnen, welche unter Aufrechterhaltung der tiefen Rinnjteine in vielen Fällen 
nicht hätten zur Ausführung gelangen fönnen, die Vermehrung der unterirdifchen Leis 
tungen derart befördert, da am Schluß der hier beiprochenen Berwaltungsperiode bie 
Länge derjelben diejenige um mehr als das Dreifache übertraf, welche fie bei Beginn 
derjelben bejaßen. Es betrug die Ausdehnung der unterivdijchen 


ö Thonrohr: 
Kanäle. (eitungen. In Summa, 
m, m. m. 
im Sabre 1861 tot. . 2. 2 .2...29 750 2250 32 000 
Ende des Jahres 1876 rot . . . 43 750 58 700 102 450 


Inzwiſchen war ein anderer Webelftand, der fich zu den vorhin erwähnten der 
Ninnfteine und der unterirdifchen Einzelleitungen gefellte, innmer empfindlicher geworden, 
Die einen wie die anderen verpefteten in immer fteigendem Maße das Waffer der 
Spree und ihrer Nebenarme. 
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Ueberdies geftalteten fich auch die Zuftände innerhalb der Grundftüde immer 
Ichlimmer. Die Abfuhr der Fälalftoffe ꝛc. verurfachte dem Hauseigenthümer in Folge 
der Zunahme der Entfernung dungbedürftigen Bodens und des wachjenden Angebotes 
größere Koften und Unbequemlichkeiten. 

Es war jomit fein Zwang dazu nothwendig, dem durch die Wafferleitung er: 
möglichten Wafjerflofet eine zunehmende Verbreitung zu fihern; wurden doch dadurch 
die Abfuhrkoften und Unbequemlichkeiten wejentli verringert und die Laſt von dem 
Hausbefiger auf die Kommune abgewälzt, welche zuſehen fonnte, wie fie mit dem fo 
vermehrten, den Rinnfteinen zugeführten Schmugwafjer fertig wurde. 

Wenn nun als Folge davon wieder eine intenfivere Reinigung und Spülung 
der Rinnſteine eintrat, jo konnte diefe doch nur dahin führen, die öffentlichen Waſſer— 
läufe in verftärkftem Maße zu verpeften, denn mehr und mehr wurden diefe das lebte 
Rezeptafel für alle Unreinigfeiten der Stadt. 

So war die Lage der Dinge, als im Jahre 1860 der Minifter v. d. Heydt 
eine aus dem Geheimen Oberbaurath Wiebe, dem Baumeifter Hobrecht und dem 
Civilingenieur Veit-Meyer bejtehende Kommilfion zur Prüfung der fragliden An: 
gelegenheit und zur Befichtigung der in anderen großen Städten beftehenden Ent: 
wäfjerungsanlagen nah Hamburg, Franfreih und England endete. 

Das Refultat diefer Reife war der befannte 1861 im Drud erjchienene Bericht 
von E. Wiebe über die „Neinigung und Entwäfjerung der Stadt Berlin”, welchem 
ein genereller Entwurf eines Kanaljyftems zur Reinigung und Entwäfjerung der Stadt 
Berlin beigegeben war. 

Die Verhandlungen, welche über dieſes Projekt und die ihm entgegengeftellten 
Einwendungen innerhalb einer über die Reorganifation des Latrinenwejens Ende des 
Jahres 1861 eingejegten gemifchten Deputation der Kommunalbehörden gepflogen 
worden find, finden fih in dem vom Magijtrat unter dem Titel „Reinigung und 
Entwäfferung Berlins", herausgegebenen Werke, Heft I., wörtlich) wiedergegeben. Sie 
zeigen, daß über die einjchlagenden Fragen ein Kampf entbrannte, wie er wohl felten 
über einen technifchen Gegenftand jo lange und mit jolcher Heftigkeit unter Theil: 
nahme der Prefje und des Publitums geführt worden ift. 

Im Jahre 1869 war man doch nur fo weit gekommen, daß eine Entſcheidung 
auf Grund der vorgebradhten Meinungen und Urtheile um fo mehr unmöglich erjchien, 
als man die mitgetheilten Erfahrungen aus anderen Ländern und Städten für Berlin 
wegen feiner tiefen und horinzontalen Lage und wegen feines Klimas nicht maßgebend 
erachten wollte. 

Es blieb in der That nichts Anderes übrig, als, um zu einem Nejultate zu 
fommen, jelbjt nad) allen bezüglichen Eeiten hin Verſuche und Unterfuchungen vor: 
zunehmen. Demgemäß wurde aud von den Kommunalbehörven befchlofjen, und mit 
Ausführung der Verſuche und Unterfuchungen im Jahre 1869 der Baurath Hobrecht 
beauftragt. 
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Das vorgenannte Werf enthält in feinen Heften IL—XII. die Rejultate 
diefer Arbeiten. 

Da dafjelbe denjenigen, welche Interejje oder amtliche VBeranlaffung haben, von 
jenen Unterfuchungen jpezielle Kenntniß zu nehmen, die Ergebnifje berjelben in großer 
Vollftändigkeit vorführt, beſchränken wir uns bier darauf, den Meinungstampf, der 
fih — wie wir bereits angedeutet — durch die feit dem Jahre 1861 geführten Ver— 
handlungen hindurchzog und deſſen Entfcheidung jene Unterfuchungen vorbereiten jollten, 
mit einigen Morten näher zu dharakterifiren. 

Vom Beginn jener in gemijchter Deputation über die Reorganijation des La— 
trinenwejens reſp. die Kanalijation Berlins geführten Verhandlungen an galt als un: 
beftritten: 


1. Die Entwäfferung unferer Straßen durch offene Rinnfteine ift die unvoll: 
fommenfte, die e8 geben kann. Sie bejchränft und gefährdet den öffent: 
lichen Verkehr auf den Straßen, fie verdirbt, in Ermangelung einer aus: 
reihenden Spülung, welche auch jeit Seritellung der Wafferwerfe der Eng: 
liſchen Geſellſchaft nicht erreicht ift, die Luft in den Straßen. 

2. Das Abtrittsweien, bei weldem in durchläſſigen Latrinengruben die 
menſchlichen Auswurfftoffe fih maffenhaft aufhäufen, und aus dieſen, 
wenn fie zum Weberlaufen gefüllt, abgeführt werben, ift efelhaft und ge 
fundheitsgefährlich; die feit der Herftellung der Waſſerwerke fi) mehr und 
mehr verbreitende Einführung von Wafferflofets befeitigt zwar die Uebel: 
ftände der Latrinen, hat aber durch die Abführung in die innerhalb der 
Stadt befindlihen Wafjerläufe für die Annehmlichfeit und Salubrität 
unferer Eriftenz nicht minder bedenkliche Folgen. : 


Aber nur über diefe negativen Ariome herrſchte Einverftändniß. Ueber die 
zur Befeitigung der anerfannten Webelftände zu treffenden Mafregeln gingen die An— 
fihten um fo entjchiedener auseinander. Das Erſcheinen des Wiebe'ſchen Werkes 
hatte das Signal gegeben zu einem jcharfen Gegenübertreten der Anhänger einer Ka— 
nalifation, wie fie Wiebe empfohlen und als für Berlin möglich dargeltellt hatte, 
und der Bertheidiger eines jogenannten „geregelten Abfuhrſyſtems der menjhlichen 
Erfremente mit einem Sielfyftem zur Aufnahme der Haus: und Regenwäſſer“. Um 
den Kommunalbehörden — insbejondere der Stabtverorbneten:Verfammlung, welche 
den vom Magijtrat ſchon im Zahre 1866 geftellten Antrag: 


fich mit Ausführung des Wie be'ſchen Kanalfyftems im Prinzip einver- 
ftanden zu erklären, 


abgelehnt hatte, weil fie fih zur Zeit für eine definitive Beſchlußnahme nicht 
genügend informirt hielt — die Entſcheidung zu erleichtern, waren die Unter: 
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juhungen und Beobadhtungen angeftellt,*) über welche das ebenerwähnte Werk Auf: 
ſchluß giebt. 

Mährend die Beobadhtungen des Grundmwafjerftandes die gewünjchten geognofti: 
ſchen, chemifchen, ftatiftiihen Unterfuhungen (mit Zuziehung geeigneter Sachverſtän— 
diger), jowie die Verjuche mit verfchiedenen Desinfeftionsmitteln und mit dem in ber 
Nähe der Anhaltiihen Bahn angelegten Niefelfelde im Gange waren, bearbeitete der 
Baurath Hobrecht gleichzeitig das generelle und fünf fpezielle Entwäfjerungsprojefte 
auf der durch das Wiebe’jche Werk gegebenen prinzipiellen Grundlage, aber mit ber 
wejentlihen Abweichung: 


daß Berlin nit Ein Entwäfjerungsfgftem mit Entleerung der Effluvien 
in die Unterjpree hinter Moabit bilden würde, jondern verfchiedene Radial: 
iyiteme erhalten würde mit Entleerung an verſchiedenen Punkten der 
Peripherie und zwar mit Entleerung nicht in die öffentlichen Wafjerläufe, 
jondern auf landwirthichaftlid oder gärtnerifch benußten Boden. 


Im Sommer des Jahres 1872 glaubte die Deputation jene Unterfuchungen 
im Wejentlihen als abgejchloffen betrachten zu dürfen. 

Mit Rüdfiht hierauf und da ihr bereits das generelle und mehrere fpezielle 
Entmwäfjerungsprojefte vollftändig bearbeitet vorlagen, ward im Schooße derjelben fol: 
gender Antrag geftellt und angenommen: 


Die Deputation wolle dem Magiftrat anzeigen, daß die Erftattung 
des Generalberichtes über die Gejammtheit der ftatiftifchen, geologifchen 
und chemiſchen Unterfudhungen, ſowie über die Ergebnifje der Beriefelung 
wegen der langjamen Beihaffung des Materials feitens ber einzelnen 
Unterfucher noch für einige Zeit ausgejeßt bleiben müſſe, zugleich aber be 
antragen, in Erwägung der Dringlichkeit der Verhältniffe und der un: 
zweifelhaften Weberzeugung, daß unter allen Umftänden eine ausgiebige, 
nicht in die öffentlichen Wafferläufe einzuführende Kanaliſation ftattfinden 
müſſe, ſchon gegenwärtig über die Ausführung eines Nadialfyftens, 
eventuell des III., jchlüffig zu werden. 


Der Magiftrat theilte die Weberzeugung von der Dringlichkeit eines folchen 
Beichluffes. In einer Vorlage vom 16. November 1872 machte er der Stabtverord- 
neten-Berfammlung Mittheilung von feinem einftimmig dahin gefaßten Beſchluſſe: 

daß die Ausführung der Kanalifation für das Radialſyſtem II. nach dem 
vom Herrn Baurath Hobrecht vorgelegten Projelt und Anſchlag jofort 
in Angriff zu nehmen jei. 
*) Für diefelben waren außer den Summen, welche für Anftellung von Desinfeftiond- und 
Beriejelungdverfuchen, jewie für Ausarbeitung der Entwäſſerungsprojekte jelbft angewiejen wurden, 
pro 1871 und 1872 Bewilligungen zu den Beträgen von ca. 10 500 und ca. 16 000 Thalern erfolgt. 
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„Indem wir — jo heißt es in diefer Vorlage weiter — die Stabtverordneten- 
Verfammlung erſuchen, diefem Bejchluffe beizutreten, glauben wir uns nad Allem, 
was in der Sache gejchrieben, gedrudt, verhandelt und öffentlich vorgetragen worden 
iſt, einer erſchöpfenden Darlegung der Motive unjeres Entjchluffes enthalten zu dürfen. 

Wir befchränfen uns auf folgende Bemerkungen: 

Dem unbefangenen Gefühl mußte, ſeit die Frage überhaupt ventilirt wird, die 
Löfung als die wünjchenswerthefte erjcheinen, bei welcher die animalifhen Erfremente 
einer dicht aneinandergedrängten großſtädtiſchen Bevölkerung auf unfichtbare Weife und 
ohne unmittelbare Verwendung menſchlicher Thätigfeit jofort nad) ihrer Entftehung, 
bevor fie in Fäulniß übergehen und froftfrei dem Bereiche unjerer Sinneswahrneh: 
mungen entführt werden. 

Dies Gefühl durfte ſich freilich nicht anmaßen, allein die Entſcheidung zu 
treffen, es mußte der Neflerion des Verftandes Raum laffen, der die Zweifel anregt: 


ob denn ein folder Modus der unterirdiihen Abführung der Erfre 
mente für eine Stadt von jo koloſſalem Umfange ausführbar ei? 

ob unjer Sandboden, unſere Grundmwafferverhältniffe ſolche Bauten 
geftatten? 

ob jolche unterivdiiche Leitungen die Erzeuger gefährlicher Gaſe auch 
fiher und jchnell genug abführen werden? 

ob die Gefahren, denen wir entgehen wollen, auf anderem Wege 
nicht in noch jchlimmerer Form wiederfehren würden? 

ob, wenn wir die Kanalifation ausführen, unjere Nachkommen nicht 
jagen würden, wir hätten fie mit dem Opfer großer Kapitalien aus der 
Scylla in die Charibdis gejtürzt? 


Diefen Reflerionen über die Möglichkeit der Ausführung ift bei uns der breitefte 
Raum gelaffen worden. Die wifjenfchaftlihen und technifchen Autoritäten, deren wir 
habhaft werden Eonnten, haben fid in eingehenditer Weife mit den Problemen, die 
die Frage bietet, beichäftigt. 

Die Vertrauensmänner, die wir aus der Mitte der Stabtbehörden entjendeten, 
um mit jenen Autoritäten zu berathen, und fich mit den Details der Frage zu be 
Ihäftigen, find zu dem Verdikt gelangt: 


„Sa! Eine allgemeine Ranalijation mit Beriefelung ift für Berlin 
möglih und ohne Gefahr ausführbar. 


Es darf, ja es muß der Laie fich im technifchen und wiffenfchaftlichen Fragen 
endlich bei dem Ausspruch derjenigen Autoritäten beruhigen, die er nad) feiner beiten 
Kenntniß zu feinen Nathgebern auserwählte, denen Vertrauen zu ſchenken er alle 
Veranlaffung bat. 
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Wenn diefe nach mehrjährigem gewiſſenhaften Studium aller einjchlagenden 
Fragen Einrichtungen als möglich und ausführbar anerkennen, welche mit dem Regen: 
und Sauswaffer auch die animalifhen Auswurfitoffe unterirdisch abführen, wenn die 
Erfahrung nicht nur fremder Städte, fondern nun aud einer unſerm Baterlande 
angehörigen Etadt*) den Spruch der Vertrauensmänner beftätigt, dann — meinen 
wir — hat der Laie faum noch die Wahl, foldhe Einrichtungen feinerjeits ab- 
zulehnen. 

Denn, daß in adminiftrativer SHinficht die allgemeine Kanalifation allen 
anderen Projekten, welde ihr gegenübergeftellt werden, vorzuziehen ſei, kann einer 
unbefangenen Betrachtung nicht Tange zweifelhaft bleiben.“ 


In diefer Beziehung wurden die Gründe, welche gegen die Ausführung einer 
nur zur Abführung des Haus- und Regenwaſſers beftimmten Kanalifation fprechen, 
unter Hinweiſung auf die ausführlichere Darlegung, welche die oben erwähnte Vor: 
lage vom 15. Mai 1866 enthalten hatte, nochmals in folgender Art zufammengefaßt: 


„i. Ein fogenanntes „geregeltes“ Abfuhrfyften mit Desinfektion der Auswurf: 
ftoffe würde bei der Bürgerfchaft die ftriktefte Beobachtung der zu er: 
lafjenden Polizeiverordnungen, bei der Polizeibehörde eine kaum durchführ— 
bare und, wenn durchführbar, unfehlbar zu Klagen und Unzufriedenheit 
des Publikums Veranlaffung gebende Kontrole vorausjegen; während bei 
der allgemeinen Kanalifation die öffentliche Gewalt nur ein für allemal 
den etwa widerftrebenden Einzelwillen zu brechen hat, wenn fie den An: 
ſchluß an die Kanalifation im Wege des Zwanges durchführt. 

2. Die Einführung des Abfuhrjyftems für die Exkremente würde ein allge 
meines und unbedingtes Verbot der Wafjerflojets zur nothwendigen Bor: 
ausfegung haben. Nachdem dieſe feit der Einrichtung der Waſſerwerke 
beftehen und fi in immer raſcherer Progreffion verbreitet haben, halten 
wir ein jolches Verbot für geradezu unausführbar. Denn fein Gejetgeber 
fann ſich mit feftgewurzelten Sitten der feinem Gebot Unterworfenen un- 
geitraft in Widerfpruch ſetzen; er kann es am mwenigften, wo eine Sitte, wie 
hier die des Gebrauches der Wafferflofets, durch beitehende öffentliche Ein- 
rihtungen (die Zuleitung von Waller in die Wohnungen) hervorgerufen 
ift und auf dem anerfennenswerthen Beftreben beruht, auch mit dem feiner 
Natur nad) Unreinlichen in reinliher und den Sinnen möglichſt unan: 
ſtößiger Weiſe fertig zu werben. 

3. Ale gegen die allgemeine Kanalifation, wie fie früher in England üblich 


*) Die Vorlage nimmt bier auf den Bericht Bezug, welden eine nad Danzig entjendete 
Deputation über die dort inzwifchen zur Ausführung gefommene Kanalifatien erjtattet hatte, 
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war, und wie fie au noch Wiebe für Berlin projektirte, wegen der 
Verunreinigung der öffentlichen Wafferläufe innerhalb der Städte erhobenen 
Einwendungen find hinfällig, ſobald — wie nad dem Hobrecht'ſchen 
Projekt — die ſchließliche Entleerung der Abflugröhren auf Riejelfelder 
erfolgt, wie denn damit zugleich auch 

4. der Widerfpruch der land» und volfswirthichaftlichen Intereffen gegen all: 
gemeine Kanalifation feine Erledigung findet”. 

Diefer Vorlage folgte unterm 16. Januar 1873 die Mittheilung des von ber 
gemifchten Deputation vorgelegten, vom Stadtverorbneten Dr. Virchow erftatteten 
ausführlichen „Generalberichtes über die Vorarbeiten zur Reinigung Berlins von Aus: 
wurfjtoffen““. 

Die Debatten in der Stadtverorbneten:Berfammlung zogen ſich durch mehrere 
Sitzungen. Erſt am 6. März 1873 kam es zur Faſſung eines materiellen Beichluffes. 
Durch denjelben ſprach die Verfammlung aus, 


daß fie die allgemeine und ſyſtematiſche Kanalifation Berlins behufs der 
Entwäflerung und Reinigung der Stadt als nothwendig erachte und fich 
demgemäß mit der Ausführung der Kanalifation nad den Vorſchlägen 
der Deputation im Allgemeinen einverftanden erkläre, 


und fie genehmigte fodann (in namentlicher Abftimmung mit 83 gegen 19 Stimmen) 
unter gewiffen Borausjeßungen, welche demnächſt ihre Erledigung fanden, 


daß die Ausführung der Kanalifation für das Radialſyſtem III. nad) dem 
von Seren Baurath Hobrecht vorgelegten Projekt und Anſchlag fofort 
in Angriff zu nehmen jei. 


Was die Grundprinzipien des Hobrecht'ſchen Geſammtprojektes betrifft, jo 
haben wir die Abweichungen defjelben von den Wiebe'ſchen Vorſchlägen bereits an— 
gedeutet. Sie find von Herrn Baurath Hobrecht in dem durd die deutſche Viertel- 
jahrsfchrift Für öffentliche Gefundheitspflege Band 1. Jahrgang 1869 ©. 223 folg. 
unter dem Titel „die Kanalifation von Städten” veröffentlichten Auffag näher dar: 
geftellt. Hier wird es ausreichen, darauf hinzumeifen, daß, während früher faft aus— 
nahmslos das Kanalwaffer den die Städte durchſchneidenden Flüffen zugeführt wurde 
und demzufolge die Kanäle eine Richtung von der Peripherie der Städte nah der 
Mittellinie der Stadt (dem Fluffe) hatten, fortan da, wo die Unterbringung der 
Kanalwäſſer durch Beriefelung zur Anwendung kommen follte, alfo aud in Berlin, 
die Richtung der Kanäle eine umgekehrte, d. h. eine von dem Mittelpunfte der Stadt 
nad) der Peripherie hinführende, werden müſſe; daß ferner bei großen und ausgedehnten 
Städten, namentlich ſolchen, deren Niveau fih nur um ein Geringes über das Grund: 
wafjer erhebt, zur Vermeidung jehr Eoftipieliger, den Verkehr auf lange Zeit ftörender, 
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zum Theil gefährlicher Tiefbauten, es vortheilhaft jei, das Gejammtgebiet der Städte 
in vollftändig von einander gejchiedene, ſelbſtſtändige Entwäfferungsbezirfe zu theilen. 

Die Beitimmung über die Anzahl diefer Theile und über die Abgrenzung ber: 
felben gegen einander wird von der Lage der Niefelfelder und namentlich von der 
Terrainlage der Stadt, der Lage des Fluſſes ꝛc., endlih von finanziellen und abmi: 
niftrativen Erwägungen abhängig jein. Die Vortheile, welche die Zerlegung einer 
großen Stadt in einzelne Entwäfjerungsbezirfe oder, wie fie bier genannt werden, in 
einzelne Radialjyfteme, bietet, find fo augenfälliger Natur, daß gerade fie es waren, 
welche die ſtädtiſchen Behörden Berlins veranlaßten, dem Projekte des Baurath Hobrecht 
zuzuflimmen. 

Der oben erwähnte Generalbericht äußert ſich hierüber, wie folgt: 


„Nachdem indek fchon durch das Gutachten der Königlichen wifjen: 
ichaftlihen Deputation für das Mebdizinalmejen vom 16. Dftober 1867 
die Unzuläffigfeit der Einleitung des unreinen Wafjers in die Spree aus: 
geſprochen war, und die Schwierigfeit, von der Endjtation des Wiebe: 
ihen Syftems aus die fih bier aus der ganzen Stadt jammelnden 
Schmutzwäſſer in zweckmäßiger Weife zur Beriefelung zu bringen, zu Tage 
lag, jo nahm die Deputation mit großer Geneigtheit den Gedanken des 
Herrn Baurath Hobrecht entgegen, die Stadt in mehrere Entwäfferungs: 
gebiete zu zerlegen und jedes einzelne derjelben mit einem unabhängigen 
Kanaljyitem, deffen Mündung in der Peripherie des betreffenden Stadt: 
theils gelegen ift, zu verjehen. Ganz abgejehen davon, ob ein jolches 
Radialſyſtem zugleich zur Abfuhr der menſchlichen Exkremente dienen folle 
oder nicht, bot dajjelbe doch zahlreiche Vortheile. Unter diejen ſtand für 
viele Mitglieder der Deputation der Vorzug obenan, daß Störungen in 
einem Radialſyſtem vorkommen und ausgeglichen werden können, ohne daß 
die anderen dadurch betheiligt werden, ja indem die andern im Nothfall 
zur Aushülfe mit herangezogen werden können“, 


Der nebenbefindliche Plan zeigt, wie die Stadt Berlin in einzelne Radial— 
fpfteme zerlegt ift; die innere Stadt, ein Gebiet umfafjend, auf welchem etwa 
750 000 Menſchen wohnen, theilt fi in fünf Nadialfyfteme, von denen drei, 
die Syiteme I., II. und IIl., am linken Spreeufer, zwei, die Syfteme IV. und V., am 
rechten Spreeufer liegen; die Nußengebiete der Stadt, auf welchen etwa !/; Million 
Menſchen wohnt, find in fieben Syfteme: IT.A, IIL.B, C, D, E, F und V.G getheilt. 

Der Genehmigung der ftädtifchen Behörden entjprehend, welche fich zunächſt 
nur auf den Bau des Nadialfyftems II. bezog, wurde bereits am 14. Auguft 1873 
der erite Spatenftich zur Bauausführung gemadt. Ende des Jahres 1874 wurden 
die Güter Osdorf und Frieverifenhof, welche etwa 20 m höher als die Mündung bes 
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Stammkanals in Nadialfyftem II. und etwa 14 km von derfelben entfernt liegen, 
in Größe von 824 h 32 a 50 qm für 1365000 .%. zu Beriefelungszweden an: 
gekauft. 

Der Fortgang der Bauten im Radialſyſtem II. entſprach jo jehr den daran 
gefnüpften Erwartungen und zerjtreute die theils niemals aufgegebenen, theils immer 
wieder aufs Neue auftauchenden Bedenken gegen die Kanalifation in dem Mafe, daß 
auf Antrag des Magiftrats die Stadtverordneten-Verſammlung unter dem 13. Mai 
1875 die Bauausführung der Nadialfyfteme I. und II., unter dem 22. uni 1875 
die Bauausführung des Radialiyitems IV. und unter dem 7. Dftober 1875 die Bau: 
ausführung des Radialſyſtems V. genehmigte; besgleihen wurde auf Antrag des 
Magiftrats der Ankauf der Güter Falkenberg und Bürfnersfelde, jowie der Marzahner 
Sinterpläne in Größe von 736 h 35 a 15 qm für 975000 M zu Beriejelungs- 
zweden für die Nadialfyfteme IV. und V. von der Stadtverordneten:Berfammlung 
unter dem 3. Juni 1875 befchloffen. 

Ueber die Lage der Niefelfelder und der Drudrohrleitungen fügen wir einen 
befonderen Plan bei. 

Inzwiſchen hatte der Magiftrat mit dem Polizei: Präfidium und mit der 
Stadtverordneten-Verſammlung Berathungen eingeleitet, einerſeits darüber: 


wie die Verpflichtung zum Anſchluß der bebauten Grundftüde an die 
Kanalijation zu ordnen jei und welche Vorfchriften zum Schuß der Ka— 
näle gegen eine mißbräuchliche Benugung derjelben und in Betreff der 
Einrihtung der Hausentwäfferungsanlagen im Interefje einer ungeftörten 
Funktionirung berfelben und zur Vermeidung fanitärer Nachtheile zu 
erlaffen feien, 


andererſeits darüber: 


wie die Abgabe zu beftimmen fei, welche von den an die allgemeine Ka— 
nalifation angejchloffenen Grundftüden für den Genuß der Vortheile der: 
jelben zu erheben fein würde. 


Das Refultat diefer Berathungen war die, im Anhang mitgetheilte Polizei: 
verordnung vom 14. Juli 1874 und das, gleichfalls dort abgebrudte, am 4. Sep: 
tember 1874 von der Königlichen Regierung zu Potsdam beftätigte Ortsftatut ge 
wejen. Die im $. 7 des legteren beitimmte, feit dem 1. Januar 1876 zur Erhebung 
gefommene Kanalifationsabgabe hat bisher nad den in Betreff derſelben gefaßten 
Kommunalbeihlüffen Ein Prozent von dem Nußungsertrag der angejchloffenen Grund: 
ſtücke betragen. 

Die Auflegung einer ſolchen Abgabe war in Rüdficht auf die großen Vortheile, 
welde die Kanalifation den Grundbefigern verfchaffte, indem fie denfelben die Abfuhr: 
foften erjparte und ihren Häufern die Anlage und Benutzung von Wafjerklojets ohne 
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Desinfektionseinridhtungen ficherte, für gerechtfertigt erachtet worden. Indeſſen war 
nicht verfannt worden, daß die Kanalijation auch die Intereffen der Gemeinde als 
folhe in erheblichem Maße förderte. Es wurde daher zur Dedung der Ausgaben bes 
DOrdinariums im Etat der Kanalifationswerfe ein Zufhuß aus der Stadtkaffe bewilligt, 
welher im Jahre 1876 bei 650 203,37 “AH. Ausgabe im Drdinarium 25 920 A. 
betragen bat. Soweit diefer Zufhuß und die Kanalifationsabgaben nicht zur voll: 
ftändigen Dedung der Betriebsfoften und der Zinfen der Fontrahirten Anleihen 
(Tilgungsraten waren bis zum Schluß des Jahres 1876 noch nicht zu zahlen) aus: 
reiten, wurden dazu von dem im fiebenten Abſchnitt erwähnten, von der Englifchen 
Gejellichaft der Wafferwerfe angefammelten bei dem Erwerbe dieſer Werke in das 
Eigenthum der Stadtgemeinde übergegangenen fogenannten Kloafenfonds 326 064 „HM. 
verwendet. 

Die Ausgaben des Ertraordinariums, db. h. die Koften für die Beſchaffung ber 
zu den Pumpftationen erforderlichen Grundftüde, für den Bau diefer Pumpftationen 
und der Kanäle wie für die Aptirung der Riefelfelder wurden wie die Ausgaben für 
den Erwerb der Niefelgüter aus der im Abſchnitt XII. des erjten Theils bereits er- 
wähnten,-im Jahre 1874 landesherrlih genehmigten Anleihe, von welcher 6 Millionen 
Mark für die Kanalifation des Radialſyſtems III. beftimmt waren und aus einer zweiten 
im Zahre 1876 bejchloffenen, am 16. Zuli defjelben Sahres Tandesherrlich genehmigten 
Anleihe von 30 Millionen Mark gevedt. Bon diefem Betrage war die Verwendung 
von 12 Millionen Mark für die Waflerwerke,*) der Neft für die Kanalifation in 
Ausficht genommen. 

Ueber die mit Hülfe dieſer außerordentlihen Mittel bis zum Scluffe des 
Jahres 1876 ausgeführten Bauten geben wir jchließlich folgende Ueberſicht. 


Radialſyſtem I. 


Die anjhlagsmäßigen Baukoften defjelben betragen 3 731 058,5 „AH. Zur 
Aufftellung der Pumpftation wurde das der Stadt gehörige, am Kottbufer Ufer be 
legene Grundftüd, die Wiefe im weißen Luche genannt, in Größe von 5560 qm 
und für den Preis von 141 110,78 erworben.“) 

Mit der Bauausführung des Syftems wurde im Jahre 1875 begonnen, für 
Kanäle und Drudrohr die Materialien befhafft und ein Net von nivellitifchen Fir: 
punkten über das ganze Gebiet gelegt. 


S. oben ©. 124. 

**) Nach den über den Grundjtüds-Erwerbungsfonds beftehenden Vorſchriften (vergl. Heft 1 
©. 109) mußte der von der Grundeigentbums-Deputation feitgeftellte Werth diefes ſowie der jonftigen 
für die KRanalifation erworbenen ſtädtiſchen Grundftüde von der Kanalifationsverwaltung an jenen 
Fonds gezahlt werden. 
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Bei Echluß der Periode, auf welche fich diefer Bericht erftredt, waren die 
Tiefbauten auf dem Grumdftüd der Pumpftation in der Neichenbergeritraße, wie der 
Sandfang, der Stammkanal, der Zuleitungsfanal, der Nothauslaf und die Speije: 
brunnen fertig geitellt, auch die Hochbauten bis über Grundwafler hinausgeführt. 

Einjchließlih der Koften für Ermwerbung des Pumpftationsgrundftüds waren 
nad) den darüber gelegten Rechnungen bis ultimo 1876 an Baufoften für das 
l. Radialſyſtem 657 626 MH. verausgabt. 


Nadialjyjtem I. 


Die anfhlagsmäßigen Baukoften vefjelben find auf 5 280 080. X, diejenigen für 
die gemeinfchaftliche Drudrohrleitung der Radialſyſteme I. und Il. auf 2 189 861,50 « # 
veranichlagt. 

Zur Aufitellung der Pumpftation wurde das in der Gitfchinerftraße Nr. 8,11 
belegene Grundftüd in Größe von 5217 qm von dem Nentier Dorn für 441 360 .% 
erworben. 

Auch bei diefem Syftem wurden außer den allgemeinen Qorarbeiten, nament: 
lich der Serftellung eines Firpunftneges, die Pumpftationsbauten zunächſt in Angriff 
genommen, da, jo lange dieſe unfertig und die Mafchinen betriebsunfähig find, der 
Bau der Straßenfanäle zwedlos erſcheint, jedenfalls eine Benugung derjelben in irgend 
einer Weije nicht ftattfinden kann; andererjeits auch fchon für den Bau der Straßen: 
leitungen das Vorhandenſein der Pumpmafchinen von befonderem Werthe ift, injofern 
durch Diefelben ein großer Theil des die Bauausführung der Straßenleitungen 
bindernden Grundwaffers bejeitigt werden Fann. 

Am Schluß des Jahres 1876 waren die Tiefbauten auf dem Grundjtüd der 
Pumpftation, außerdem aber noch 64 Ifd. Meter des tunnelförmigen Stammkanals und 
200 Ifb. Meter eines Eleineren in der Gitjchinerftrafe belegenen Kanals, ausgeführt. 
Die 1 m weite eiferne Drudrohrleitung nad Dsdorf war zum größten Theil 
vollendet. 

Bis zum Schluß des Jahres 1876 wurden an Baufoften inkl. der Grund: 
erwerbungskoften für die Pumpftation 1290 894 verausgabt. 


Radialſyſtem II. 


Die anſchlagsmäßigen Baufoften deffelben betragen 6 200 000 .# Zur Auf: 
jtellung der Pumpftation wurde das der Stadt gehörige, in der Schönebergerftraße 20/21 
belegene Grundftüd in Größe von 4282 qm für 354 350 .K erworben. 

Am Ende des Jahres 1875 war das eiferne Drudrohr zwilchen der Pump: 
ftation und Dsdorf und die Pumpftation felbft fertig und betriebsfähig, jo daß bereits 
in den Monaten November und Dezember 1875 ein Sinüberpumpen der Effluvien 
nad den Rieſelfeldern ftattfinden konnte. 
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Am Schluß des Jahres 1876 betrug die Länge der gemauerten Kanäle 8266 m, 
der Thonrohrleitung 30401 m und waren 1025 ®rundftüde an die Kanalifation 
angejchloffen. 

An Baukoften, inkl. der Koften für die Pumpftation find bis zum Schluß des 
Jahres 1876 6196 300 „A. verausgabt. 

Auf den Riefelfeldern Dsdorf und Friederifenhof wurden die eigentlichen Ap— 
tirımgsarbeiten, worunter die Verlegung der eifernen Vertheilungsleitung nach den 
einzelnen Söhenpunften des Terrains und die Serftellung der Hauptentwäſſerungs— 
gräben zu verjtehen ift, ausgeführt, jo daß ein planmäßiges Beriefeln der Aderflächen 
ermöglicht war. Demzufolge wurden auch im Jahre 1876 16,; ha zu Beetanlagen 
und 41 ha zu Wiefenanlagen planirt und durch Einftauen reſp. Beriefeln mit Kanal- 
wafler in landwirthichaftlichen Betrieb genommen. 

Die finanziellen Refultate der Beriefelung find in den erjten Betriebsjahren jo 
jehr von Zufälligfeiten aller Art abhängig, daß es nicht möglich erjcheint, hier ſchon 
ein maßgebendes Erfahrungsergebniß mitzutheilen. 


Radialfvftem IV. 


Die anjchlagsmäßigen Baufoften betragen 9 600000 #. 

Zur Aufitellung der Pumpftation wurde das der Stadt gehörige, in ber 
Scharnhorſtſtraße 9/10 belegene Reftgrundftüd in Größe von 6408 qm für 88480 M 
erworben. 

Die in diefem Syftem ausgeführten Bauarbeiten find nahezu diefelben, welche 
vorftehend in den Berichten über die Radialfyfteme I. und II. angegeben worden; be 
fonders zu bemerken wäre etwa, daß der hier ausgeführte Stammfanal eine Länge 
von 180 Ifv. Meter hat und bis zur Chaufjeeftraße reicht. 

Die eiferne 1 m im Durchmeffer haltende Drudrohrleitung nah dem Riejel- 
gute Falkenberg ift zum größten Theile verlegt worden. 

Bis zum Schluß des Jahres 1876 betrugen die Baufoften inkl. der Koften für 
die Bumpftation 1992 776 M. 


Radialfyftem V. 


Die anfhlagsmäßigen Baukoſten defjelben betragen 8 625 000 M. 

Zur Aufftellung der Pumpftation wurde das der Stadt gehörige in der Holz: 
marftftraße 31/32 belegene Grundftüd in Größe von 3024 qm zum Preiſe von 
252 446,40 «AM. erworben. 

Nicht eigentliche Bauarbeiten, jondern nur Vorarbeiten für den Bau konnten 
bis Ablauf des Jahres 1876 in Angriff genommen und ausgeführt werden, jo die 
Zerrainvermefjung und Kartirung, die Nivellements und die Herftellung eines nivelli- 


tiſchen Firpunftneges. 
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An Baukoften inkl. für die Pumpftation find bis zum Schluß des Jahres 1876 
336773 „A. verausgabt worden. 

Stellt man die vorftehend für die einzelnen Radialfyfteme angegebenen Aus: 
gaben zufammen, fo ergiebt fi bis zum Schluſſe des Jahres 1876 eine Ausgabe 
für die Pumpftationen und die Kanäle von . . 2 2.2.2 ...10474359.# 

Rechnet man hinzu: 

1. die baar gezahlten Kaufpreije 
a) für Dsdorf und Friederitenhof (es wurden beim 
Ankauf 120 000 HK. Hypotheken übernommen) 
Wir 122808 
b) für SFalfenberg und Bürfners- 
felde (bier find 161 300 #. 
Hypotheken übernommen) mit . 1290589 - 


2543 487 - 
2. die Ausgaben für Aptirung der Niefelfelder Osdorf 
und Frieberitenhof . . . en 657065 = 
3. die Ausgaben ber Drudrohrleitung .... 1830 745⸗ 
jo erhält man die Summe von . . . 0000. 15325 656 M. 


welche bis zum Schlufje des Jahres 1876 auf bie Ausführung der Kanalifation 
unferer Stadt verwendet worden ift. 


IX. 


Die öffentliche Gejundheitspflege und die 
ſtädtiſchen Kranfenhäufer. 


Die Gefahren, welche in Folge der Zufammenhäufung einer großen Menjchen: 
menge auf verhältnißmäßig kleinem Raum die Gefundheit der Bevölkerung bedrohen, 
nah Möglichkeit abzuwehren, ift — wie wir ſchon in der Einleitung dieſes Berichtes 
andeuteten — eine der wejentlidhiten Aufgaben großftäbtiicher Verwaltungen. Der 
Erfüllung derjelben dienen jehr verfchiedene, den mannigfachiten Gebieten der Polizei- 
und Gemeindeverwaltung angehörende Maßregeln und Einrichtungen. Die über bie 
Bauart der Wohnhäufer beftehenden Vorfchriften, die Beichaffenheit der Straßen und 
Pläge, die in und vor der Stadt befindliche Vegetation, die Anlagen für die Ent- 
wäſſerung, die Art der Abführung der Abfallitoffe, die Einrihtung der Schulhäufer, 
die für das Vorhandenfein gefunden Trinkwaſſers und gefundheitsunfchädlicher Lebens: 
mittel getroffenen Vorkehrungen find von unbeftreitbarem Einfluß auf die Gefundheit 
der Bevölferung. Inſoweit kann dasjenige, was man als Fürforge für die Hygiene 
bezeichnet, Hier nicht Gegenftand einer befonderen Betrachtung fein; vielmehr wird, da 
diefe Fürſorge ſich fait auf allen Gebieten des öffentlichen Dienftes als nothwendig 
erweilt und ein mitbeftimmender Faktor bei der zunächft anderen Zweden (der Waffer: 
zuführung, der Entwäfferung, dem Schulunterriht u. ſ. mw.) dienenden Verwaltungs: 
thätigfeit ift, fich bei Darftellung diefer Zweige derfelben ergeben haben oder im Fort: 
gang unferer Berichterftattung ergeben müfjen, ob und welche Fortfchritte unfere öffent: 
lihen Einrihtungen, vom Standpunkte der Hygiene betrachtet, gemacht haben. Da: 
gegen wird an diefer Stelle von denjenigen Mafregeln zu handeln fein, deren un: 
mittelbarer Zwed die Vorbeugung der die Gejundheit und das Leben bevrohenden 
Sefahren ift, beziehungsmweife von denjenigen ftäbtifchen Einrichtungen, welche vor: 
nehmlich der Erreichung. diefes Zwedes ihre Entitehung verdanken. 

Mit einer. die Individuen zwingenden Gewalt können ſolche fanitären Maß— 
tegeln nicht von einer Gemeindeverwaltung getroffen werden. Sie können vielmehr 


Die Ausfüb: 
rung deö Ge: 
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nur ausgehen von der ſouveränen Macht der Reichs- und Landesgeſetzgebung und für 
die Angehörigen größerer Verbände (Gemeinden, Amtsbezirfe u. ſ. w.) von der ört- 
lichen Polizeibehörde, ſoweit diefer innerhalb gewiffer Grenzen ein Verordnungsrecht 
durch die Geſetzgebung übertragen ift. 


Sole Afte der legislativen Gewalt und des polizeilichen Verordnungsrechtes 
find im der Regel nicht ohne Einfluß auf die Gemeindeverwaltung, und jo ift denn 
aud im Laufe unferer Berichtsperiode der Kreis derfelben durch die im fanitären 
Interefje ergangenen Gejege über den Impfzwang und über die Abwehr und Unter: 
drüdung von Viehſeuchen erweitert worden. 


In Folge des Neihs:Impfgejeges vom 8. April 1874 und des zur Aus: 
führung defjelben ergangenen Preußiſchen Gejeges vom 12. April 1875 hatte der 
Stadtkreis Berlin „die Nemuneration der Impfärzte, die Koften der erforderlichen 
Büreauarbeiten, ſowie die Koften für den Drud der nöthigen Liften, Scheine und 
Zeugniffe zu tragen“. 

Es wurde demgemäß bei der im Jahre 1875 erfolgenden Bildung von 
34 Impfbezirten — deren einen die Königlihe Impfanftalt übernahm — die Re— 
munerirung von 33 Impfärzten nothwendig. Schon im Jahre 1875 mußte die Zahl 
der Impfbezirke — abgejehen von dem der Impfanftalt — auf 40 mit 40 Impf: 
ärzten vermehrt werben. Einem jeden diefer Aerzte wurde für jeden Impftag eine 
Nemuneration von 18 .#. gewährt. Der Königlihen Impfanftalt wurde für Schreib- 
hülfe eine Entichädigung von 9 HM. pro Tag gezahlt. 

Die durch diefe neuen Einridhtungen der Stadtkaſſe erwachſenen Ausgaben 
haben betragen: 


im Jahre 1875 bei 40 000 Impfpflichtigen: 
für Nemunerationen der Herite . . 2» 2... 11880,0 AM, 
dem Königlichen Impfinftitut . . . . 180,0 ⸗ 
für Nachimpfungen der in den Zahren. 1871, 
1872 und 1873 geborenen Kinder .„ . .„ 1583,10 : 


für Drudjaden . . . ie AO 
für Reinigung der <unpfloale .12360,00 ⸗ 


Summa 16 010 HM, 
im Jahre 1876 bei 45 719 Impffpflichtigen: 
für Nemunerationen (inkl. 180 für das König- 


lihe ISmpfinftitut) . =» 2 2 202000. 16 020,0 cH, 
für Drudjaden . 2... —* 569,50 = 
dem Polizei-Präfidium für Kanzleiarbeiten. F 190,15  ® 
für Reinigung . » 2 2 2 02 nenne 17340: 


Eumma 18513, «MH. 
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Dieſe Koften überfteigen erheblich die Ausgaben, welche die Stadtkaſſe vor 
Erlaß jener Gejege für Impfzwecke aufzumenden hatte. 

Ein unbedingter gefeglicher Impfzwang hatte vor dem 1. April 1875 — dem 
Tage, an welchem das Neichsgefeg vom 8. April 1874 in Wirkjamkeit trat — in 
Preußen nicht beftanden. Durch die mit der Allerhöchiten Kabinetsordre vom 8. Auguft 
1835 publizirten janitätspolizeilichen Vorfchriften war nur einem Jeden dringend 
empfohlen, „Sich jelbit, feine Kinder, Pflegebefohlene und andere Angehörige ohne zu: 
reichende, von Sadverftändigen anerkannte Sinderungsgründe der Schußpodenimpfung 
nit zu entziehen“, doch war die Polizeibehörde im Falle des Ausbruches der Poden 
ermächtigt, Zwangsimpfungen im größeren oder geringeren Umfange anzuordnen. *) 
Die Koften folder Zwangsimpfungen, die bei dem öfteren Ausbruch der Poden wieder: 
holt vorfamen, hatte die Stadtkaffe zu tragen. Außerdem hatte diejelbe, bis die 
neuen, Durch das Neichsgejeg geltenden Einrichtungen ins Leben traten, feit dem 
1. Oktober 1859 einen jährlihen Beitrag zu den fächlichen Koften der Königlichen 
Impfanjtalt gezahlt, welcher urfprünglicd 600 „J betrug, im Jahre 1870 auf 
900, im Jahre 1877 auf 1200 M erhöht worden war. 

Immerhin hatte der Betrag der für Impfzwede von der Stadt aufzumenden- 
den Koften die Summe von 4500 bis 4 800 .#. jährlich nicht überjtiegen, während 
er ih im Jahre 1876, wie aus der obigen Zufammenftellung erſichtlich, auf über 
18500 .#. belief. 


Der zweite vorhin erwähnte Aft der Gejeßgebung trifft zwar nicht unmittelbar 
auf Leben und Gejundheit der Menfchen bezügliche Mafregeln. Indem aber das Geſetz 
vom 23. Suni 1875, betreffend die Abwehr und Unterdrüdung von Viehſeuchen, 
wie das ihm vorangegangene Reichögejeß vom 7. April 1869, betreffend die Abwehr und 
Unterdrüdung der Ninderpeft, zunächſt und hauptſächlich den Zwed verfolgt, den Volks— 
wohlitand vor den aus der Einfchleppung und Verbreitung von Viehſeuchen ihn bedro- 
henden Verluften zu fügen, ift daffelbe doch auch von Bedeutung für die Gefundheit der 
Menſchen, weil es den Uebergang des Fleifches und der jonftigen Produkte ſeuchenkranker 
Thiere in den menschlichen Konfum verhindert und weil es unter anderen Viehjeuchen auch 
diejenigen behandelt, welche wie der Milzbrand, die Tolltrankheit, der Noß und Wurm**) 
auf Menjchen übertragbar find. Indem das Preußische Geſetz bei gewiffen von ihm be: 
troffenen Seuchen die fofortige Tödtung des erkrankten Viehes anordnet, erfennt es, 
wie das Reichsgeſetz dies in Betreff der wegen der Ninderpeft getödteten Thiere bereits 
gethan Hatte, — außer bei Hunden und Katen, welche aus Anlaß der Tollwuth ge: 
tödtet worden find — einen Entſchädigungsanſpruch des Beſitzers des getödteten 


*) Bergl. $. 55 diefer Vorſchriften, G⸗S. ©. 256. 
*) In Betreff diefer Krankheiten find die Beftimmungen des Geſetzes vom 23. Juni 1875 an 
die Stelle der betreffenden janitätspoligeilihen Vorjchriften vom 8. Auguft 1835 getreten. 


Die Aus: 
führung des 
Viehſeuchen— 

geſetzes. 
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Thieres an, fofern daffelbe nicht Eigentum der Militärverwaltung oder des Preußi: 
jhen Staates war und fofern das getödtete Vieh nit in öffentlihen Schladhtvieh: 
höfen oder in öffentlihen Schlachthäuſern aufgeftellt war. Die Entſchädigung hat 
indeffen bei Pferden, welche, weil fie von der Rotzkrankheit befallen waren, und bei 
Rindvieh, welches, weil es von der Lungenfeuche befallen war, getödtet werden, nicht, 
wie bei den der Rinderpeft wegen getödteten Thieren die Neichsfaffe, oder wie bei den 
anderer Seuchen wegen getödteten Thieren die Preußiiche Staatskafje zu leijten, ſondern 
die Kommunalverbände, denen im Sinne diefer Beltimmung unter anderen auch der 
Stadtkreis Berlin gleichgeftellt ijt.*) 

Die Entſchädigung fol übrigens bei den mit der Rotzkrankheit behafteten 
Pferden nicht weniger als ein Viertel und nicht mehr als die Hälfte, bei dem mit ber 
Zungenjeuche behafteten Rindvieh nicht weniger als die Hälfte und nicht mehr als 
4/, des gemeinen Werthes betragen. Zur Beitreitung der Entſchädigung foll inner: 
halb der Verbände, welche fie zu zahlen haben, nad) Maßgabe des innerhalb derjelben 
vorhandenen Pferde: und Nindviehftandes eine Abgabe dergeftalt erhoben werden, daß 
die Entſchädigung für getödtete rotzkranke Pferde den ſämmtlichen Pierdebejigern, Die 
Entihädigung für getödtetes lungenſeuchenkrankes Rindvieh den jämmtlichen Rindvieh— 
befigern auferlegt wird. Die näheren Vorfchriften hierüber waren durch das Geſetz 
ben Feitjeßungen von minifteriell zu genehmigenden Reglements vorbehalten, welche, 
was Berlin betrifft, von den ftäbtifchen Behörden zu beſchließen waren. 


Auf Grund diejer gejeglichen Beitimmungen ift das im Anhang abgedrudte, 
am 1. Zuni 1876 von dem Minifter des Innern und dem Minifter für die land: 
wirtbichaftlihen Angelegenheiten genehmigte „Reglement zur Ausführung der Vor: 
jchriften des $. 60 des Gejeges vom 25. Zuni 1875, betreffend die Abwehr und 
Unterdrüdung von Viehſeuchen in Berlin” feitgeftellt und unterm 23. Juni 1875 
vom Magiftrat mit dem Bemerken publizirt, daß die Entihädigungsverbindlichkeit der 
Stadt mit dem 2. Juni 1876 in Kraft getreten jei. 


Auf Grund diefer Beftimmungen waren für in der Zeit vom 2. Juni bis 
31. Dezember 1876 wegen Rotzkrankheit getödtete Pferde — es waren ihrer 40 — 
an Entjhädigungen galt . . . .- 68. 
und an Verwaltungskoſten und Zinſen zu er ee anna 
zufammen 8290,00 AM. 
Da die Aufnahme vom 1. November 1876 an pflichtigen Pferden 25 692 Stück 
ergab, fo hätte ein Beitrag von circa 32)/ 1 pro Pferd zur Dedung ausgereiht; 
die Umlage wurde jedoch auf 40 4% feitgefept, um einen Weberihuß zu erzielen, aus 
welchem event. die zu erwartenden Ausfälle und die unvorherzufehenden Koften der 
Einziehung und der erefutivifhen Beitreibung beftritten werden konnten. 


) $. 60 des Geſetzes. 


Die öffentliche Geſundheitspflege und die ftädtiichen Krankenhäuſer. 145 


Beim Rindvieh waren Tödtungsfälle nicht vorgefommen; die Aufnahme hatte 
1497 Stüd ergeben. 


So groß die Bedeutung der auf den Impfzwang und die Bekämpfung der 
Viehſeuchen bezüglichen Gejege für das allgemeine Wohl ift, auf die Gemeindever:- 
waltung haben fie, wie dig vorftehende Darftellung ergiebt, einen verhältnigmäßig 
unerheblichen Einfluß geübt. 

In bervorragendfter Meife dagegen ift die Thätigfeit derjelben durch diejenigen 
Kommunalbejhlüffe in Anfprud genommen worden, welde in dem legten Jahre 
unferer Berichtsperiode im Anjchluffe an ein anderes, dem Gegenftande nad dem 
Biehjeuchengefeg verwandtes Landesgejeg gefaßt worden find. 

Freilih waren ſchon lange vor Erlaf des Geſetzes, betreffend die Errichtung 
öffentlicher ausjchließlich zu benugender Schlahthäufer vom 18. März 1868 die Uebel: 
ftände, welche mit den, feit dem Untergang der älteren Innungs:Schladhthäufer,*’) im 
ausſchließlichen Gebrauch befindlichen Schlahträumen in Privathäufern verbunden find, 
wiederholt Gegenftand der Berathungen innerhalb der Kommunalbehörden gemejen, 
aber zu entjchiedenen Maßnahmen war es nicht gefommen und wäre es wahrjcheinlich 
auh im Laufe unferer Berichtsperiode noch nicht gekommen, wenn jenes Geſetz nicht 
den Gemeinden, in welchen eine Gemeindeanitalt zum Schlachten von Vieh (öffentliches 
Schlachthaus) errichtet ift, die Befugniß ertheilt hätte, durch Gemeindebefhluß anzuordnen, 
daß innerhalb des ganzen Gemeindebezirks oder eines Theiles defjelben das Schlachten ſämmt— 
licher oder einzelner Gattungen von Vieh ausſchließlich in dem öffentlichen Schlachthaus vor: 
genommen werben dürfe und daß alles in ein jolches Schlachthaus gelangende Schlacht: 
vieh zur Feitftellung feines Gefundheitszuftandes ſowohl vor als nad dem Schlachten 
einer Unterfuhung duch Sachverſtändige unterworfen werden müſſe. Die durch das 
halbe dem Erlaf jenes Gejeges vorhergegangene Jahrhundert geführten Verhandlungen 
haben gleihwohl die endlichen entjcheidvenden Beichlüffe vorbereiten helfen und ver: 
dienen aus diefem Grunde ſowohl, als auch weil fie einen recht deutlichen Beweis 
dafür liefern, wie viele günftige Bedingungen zufammentreffen müfjen damit der lang 
gehegte Gedanke eines großen wirtbichaftlihen Unternehmens durch eine öffentliche 
Verwaltung ſchließlich verwirklicht werde, auch jept noch einer kurzen Erwähnung. 

Schon im Jahre 1814 hatte die Stadtverorbneten= Verfammlung die Wieder: 
erbauung der in Verfall gerathenen Schlachthäufer angeregt, während der Magijtrat 
diejelben für entbehrlid eradhtete. Im Jahre 1822 ergriffen die Stadtverordneten 
nohmals die Initiative, um eine erneuete Berathung der Frage anzuregen, indem fie 
den Magiflrat erfuchten, „von den Behörden derjenigen Städte, wo große Schlacht: 
häufer vorhanden find, 3. B. Paris, alle auf die Erbauung, Einrichtung, Unterhaltung, 
Benugung und fonftige öfonomijche Verhältniffe derfelben Bezug habenden Nachrichten 

*) Bergl. ©. 25. 
10 
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einzuziehen und dieje mitzutheilen, um daraus zu entnehmen, ob und was davon für 
die hiefigen Nefidenzien etwa verwendbar fein dürfte." Unter Berüdfihtigung deſſen, 
was über ſolche anderswo beftehende Einrichtungen damals beim Magiftrat — in 
freilich nur beichränktem Maße — befannt war, wurde ein Projeft zur Errichtung 
dreier ſtädtiſcher Schlachthäufer aufgeftellt und das zur Ausführung defjelben erforder: 
liche Anlagefapital auf 800 000 Thlr. geſchätzt. Beiden Kommunalbehörden erjchien 
wegen dieſer bedeutenden Koften die Ausführung zur Zeit unthunlic. 

Der Gedanke ift dann wiederholt, namentlich in der erften Hälfte der vierziger 
Jahre, wieder aufgenommen worden. Damals wurde gegen die Errichtung öffentlicher 
Schlachthäuſer, insbejondere auch von dem Königlichen Polizei-Präfidium, das Bedenken 
erhoben, daß diejelben die Vortheile, die man ſich von ihnen verfpreche, nicht gewähren 
würden, weil man die Schlächter nicht zur Benugung derjelben zwingen könne. Auch 
ein im April des Jahres 1848 mit Rückſicht auf die damaligen Zeit: und Erwerbs: 
verhältniffe bei der Stadtverordneten-Verfammlung gemachter VBorichlag, Markthallen 
und Schlachthäuſer zu erbauen, fand nicht den Beifall der ſtädtiſchen Behörden. Auf 
eine in den fünfziger Jahren, wo der Polizei-Präfident v. Hindeldey fich mit diejer 
Frage lebhaft beſchäftigte, ergangene Anfrage eines Privatmannes, ob das Unternehmen 
der Errihtung von Schladhthäufern die Billigung der Kommunalbehörden finden und, 
jofern es von Privaten in Angriff genommen würde, auf eine Unterftüßung derfelben 
rechnen könne, erfolgte feitens des Magiftrats eine Antwort, in welcher ſich die Be— 
denfen, die man unter den damaligen Verhältniffen gegen ein ſolches Unternehmen 
hatte, deutlich genug ausfpradhen, indem fie dahin lautete, daß es dem Magiftrate zu 
großer Freude gereichen würde, „wenn es der Privatinduftrie gelingen jollte, den Plan 
wegen Errichtung von öffentlihen Schladtanitalten, trog der mandherlei durch die 
Lage der Gefeggebung und die Privatrehte der gegenwärtigen Bejiger 
von Schlachthäuſern entjtehenden Schwierigkeiten zu realifiren und dadurch 
ohne Vertheuerung der Fleiichpreife die Salubrität und Annehmlichkeit unferer Stadt 
zu fördern.” Erit ein im Jahre 1862 von dem damaligen Stadtverordneten 
Schaeffer geftellter Antrag, welcher Markthallen und Schladhthäufer für das 
dringendfte Bebürfniß einer großen Stadt erflärte, und weil Berlin derjelben noch 
entbehre, die Einrichtung derjelben für eine Pflicht der Kommunalbehörden eradhtete, 
veranlaßte zunächit bei dem Magiftrate eine eingehende Erörterung aller einjchlagenden 
Fragen mit Bezug auf die vom Polizei: Präfidium und auswärtigen Gemeinde: 
verwaltungen eingezogenen Nachrichten und demnächſt im Jahre 1865 die von den 
Kommunalbehörden bejchloffene Abjendung zweier Kommifjarien, welche von den in 
anderen europäiichen Großftädten bejtehenden Einrihtungen von Schladhthäufern und 
Markthallen Kenntniß nehmen follten. Eine Frucht diefer Neifen war der ©. 22 bereits 
angeführte, demnächſt im Drud erjchienene Bericht des Stadtraths Riſch. 

Daß diefe Vorarbeiten in Betreff der Marfthallen bisher zu einem prak— 
tiſchen Erfolge nicht geführt haben, iſt bereits aus unfern im erjten Abſchnitt 
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bierüber gemachten Mittheilungen erfichtlih. Aber auch in Betreff der Anlage von 
Shlahthäufern bedurfte es noch geraumer Zeit, bevor entſchiedene Schritte zur Be 
friedigung des lang empfundenen Bebürfnifjes geſchehen konnten. 


Eine unterm 7. Dezember 1867 vom Magiftrate der Stabtverordnneten= Ber, 
jammlung gemachte Vorlage, welche diejelbe erjuchte, fih damit einverftanden zu 
erflären, 


daß auf Koften der Stadt der Bau Eines Schlahthaufes und Eines 
damit in Verbindung zu bringenden Viehmarktes ausgeführt und 

daß zu diefem Zwecke eine bejondere Anleihe von 1500000 Thalern 
fontrahirt und ein 82 Morgen großes Terrain in der Nähe des Ham— 
burger Bahnhofes erworben werde, 


wurde unterm 25. Juni 1868 von der Gemeindevertretung abgelehnt. 


Der Magijtrat nahm gleihmwohl die Sache im Jahre 1876, im Anſchluß an 
jenes, jeit feiner Vorlage vom 7. Dezember 1867 publizirte Gefeg vom 18. März 1868, 
betreffend die Errichtung öffentlicher ausschließlich zu benugender Echlachthäufer, wieder 
auf, nachdem es ihm gelungen war, ein für die Anlage eines Vichhofes geeignetes 
Zerrain im Dften der Stadt zu ermitteln, defjen Ankauf zu verhältnißmäßig günftigen 
Bedingungen möglich ſchien. Seine Vorſchläge hatten diejes Mal Erfolg. Unterm 
30. März 1876 ftimmte die Verfammlung „im Prinzip mit dem Magiftrat darin 
überein, daß die Erridhtung fommunaler Schlahthäufer und einer fommunalen Vieh: 
bofsanlage, verbunden mit Schlachtzwang und obligatorifcher Fleiſchſchau ein öffent: 
lihes Bedürfniß jei." Die gleichzeitig von der Stadtverordneten-Verfammlung für 
den Ankauf des vorgejchlagenen Terrains geitellten Bedingungen wurden von dem 
Verkäufer acceptirt, jo daß die Stadtgemeinde bereits am 28. Oftober 1876 in den 
Befit des 4421 a 20 qm umfaffenden Terrains treten konnte. Wie die demnächft 
in Betreff der auf diefem Terrain zu errichtenden Bauten und der Beihaffung des 
Baufapitales gefaßten Kommunalbeichlüffe nah Ablauf unferer Berichtsperiode zur 
Ausführung gelangt find, muß einer jpäteren Darftellung vorbehalten bleiben, welche 
die bier über den Beginn diejes neuen bedeutjamen ftädtiichen Unternehmens gegebenen 
Andeutungen durch eine abjchließende Darftellung über die weitläuftigen und jchwierigen 
Verhandlungen zu vervollftändigen haben wird, melde bevor das jo lange von uns 
erjtrebte Ziel erreicht werden konnte, mit einer Privatgeiellichaft, die ſich im Befi des 
gegenwärtig Berlin verjorgenden Viehhofes befindet, wie mit den Staatsbehörden zu 
führen waren. Hier genüge es, noch darauf binzumweifen, daß die Bauten weit genug 
gefördert find, um zum Frühjahr 1881 die Eröffnung des ftädtifchen Viehhofes in 
Ausfiht nehmen zu fünnen. Es wird ſodann über die durch das Geſetz vom 18. März 
1868 zugelaffene, durch den Kommunalbeichluß vom 30. März 1876 im Prinzipe 
adoptirte Einführung des Schlachtzwanges zu bejchliegen fein. 

10* 
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Sind die Zwangsgebote und Verbote, welche der Geſetzgeber in dem Vieh: 
jeuchengejeg verkündet, welche die Gemeinden — falls fie von der Ermächtigung des 
Schlachtſteuergeſetzes Gebrauch machen — ausfprechen, darauf berechnet, die Verbreitung 
anſteckender Viehfranfpeiten zu verhüten und die Menſchen vor dem Genuß ungefunden 
Fleiſches zu ſchützen; jo bezweden andere in Preußen feit langer Zeit beftehende 
Geſetze den Ausbruch von Epidemien, welche von Zeit zu Zeit unter den Menſchen 
zu wüthen pflegen, zu verhüten und, ſoweit dies nicht gelingt, eine zwedmäßige, die 
noch nicht von der Krankheit Ergriffenen am wenigjten gefährdende, Behandlung der 
von der Epidemie bereits Befallenen herbeizuführen. 

Unter diefen Gefegen ift von unmittelbarem Einfluß auf die Thätigfeit der 
Gemeindeverwaltung und auf die Finanzen der Stadt das unter dem Schreden der 
eriten Cholera-Invafion entitandene, durch die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 8. Auguft 
1835 genehmigte — bereits beiläufig erwähnte — Negulativ „über die fanitätspoli- 
zeilihen Vorfchriften bei den am häufigſten vorfommenden anjtedenden Krankheiten". 

Nach demjelben follten für Städte von 5000 Einwohnern und darüber per- 
manente Sanitäts:-Kommijjionen errichtet werden. 

In der für Berlin gebildeten Sanitäts-Kommiſſion führt den Vorfchriften des 
Regulativs gemäß der Polizei-Präſident den Vorfig. Mitglieder derjelben find aus der 
Mitte der Kommumalbehörden ein Mitglied des Magiftrats, mehrere Stadtverordnete 
und eine Anzahl von dem Polizei-Präſidenten berufener Aerzte, 

Der Sanitäts-Kommiſſion liegt unter Anderem ob: die „für den Fall der Annähe— 
rung und des zu befürdhtenden Ausbruches einer anftedenden Krankheit etwa erforder: 
lihen Heil und Berpflegungsanftalten zu ermitteln und deren Einrichtung vor: 
zubereiten‘. 

Die Beihaffung der hierzu wie zu den jonftigen Koften der Verwaltung der 
Kommiffion erforderlichen Mittel liegt der Kommune ob. 

Diefer Berpflihtung hat die Stadtgemeinde Berlin — in Ermangelung eigener 
Kranfenanftalten — bei früheren Ausbrühen von Seuchen immer nur mit unmill 
fommenem Zeitverluft und großem Koftenaufwand durch miethsweiſe Beichaffung der 
erforderlichen Lofalitäten genügen fünnen. Im Sabre 1855 war zwar an der Halle: 
jchen Kommunikation ein eigenes Lazareth erbaut und für die Aufnahme von Cholera= 
kranken beftimmt worden. Nachdem aber unfere Stadt mehrere Jahre von der Cholera 
verſchont geblieben war, wurde diejes Lazareth im Jahre 1857 zur Aufnahme unbeil- 
barer weiblicher Kranken bejtimmt.') Der urjprünglicd gemachte Vorbehalt, daffelbe 
im Falle eines Wiederausbruches der Cholera von den fiechen Frauen zu evakuiren 
und feinem uriprünglichen Zweck zurüdzugeben, ift bei jpäteren Cholera-Ausbrüchen 
nicht realifirt worden, vielmehr juchte man fich in anderer Weife zu belfen. 


) Bergl. Berwaltungsberidt pro 1851,60 ©. 75. 
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Dazu ſtand freilich bei Beginn unſerer Berichtsperiode nur das im Befit der 
Kommune befindliche, für die Aufnahme von anjtedenden Krankheiten — hauptjächlich 
Toden: und Cholerafranfen — eingerichtete Haus Palliſadenſtraße Nr. 59 zur 
Verfügung. 

Es reichte nidht aus, als die Cholera im Jahre 1866 mit großer Seftigfeit 
wieder in unferer Stadt ausbrah und es mußten noch drei andere Häufer in anderen 
Stadtgegenden zur Aufnahme von Cholerafranfen eingerichtet werden. 

An diefen vier Häufern wurden in der Zeit vom 23. Quni bis 24. November 
1866 nicht weniger als 2 533 Cholerafranfe behandelt, während im Ganzen 8 196 
Perfonen als an Cholera erkrankt polizeilich gemeldet wurden. 

Mit dem Erlöjhen der Epidemie wurden ſämmtliche Lazarethe bis auf das 
in der Pallifadenftraße gelegene geichloffen ; das letztere blieb, wie früher, zur Auf: 
nahme einzelner Pockenkranken rejervirt. 

Do Faum fünf Jahre waren nad) dem Auftreten der Cholera verftrichen, 
als Berlin von Neuem und diesmal noch heftiger von einer epidemifchen Krankheit 
beimgefucht wurde. Wahrſcheinlich durch franzöfiiche Kriegsgefangene hierher ver: 
ihleppt verbreiteten fih die Poden mit folder Schnelligkeit, daß das zur Auf: 
nahme von Pockenkranken bereit gehaltene Lazareth in der Palliſadenſtraße ſehr 
bald überfüllt war und in der Zeit vom 26. März bis zum 1. Juli 1871 wiederum 
noch drei neue Lazarethe zu diefem Zwecke eingerichtet werden mußten. Zwei von diejen 
Bebäuden (das Haus Eifenbahnftraße 22 und das frühere Filial des Zellengefäng- 
niffes in Moabit) entſprachen nur nothdürftig den an ein Lazareth zu ftellenden An: 
forderungen, während das dritte, die zur Aufnahme von Verwundeten aus dem Feld— 
zuge 1870/71 errichteten hölzernen Baraden auf dem Tempelhofer Felde, ſich wie zu 
feiner bisherigen, jo auch zu feiner neuen Verwendung fehr zweckmäßig erwies. 

Im Ganzen fanden in diefen Lazarethen bis zum Frühjahr des Jahres 1872 
10 818 Pockenkranke Aufnahme, und zwar verteilte ſich diefe Zahl auf die einzelnen 
Seilanftalten folgendermaßen: 


l. Lazareth, Palliſadenſtraße 59 und 60*) mit 5 199 Kranken, 


II. ⸗ Eifenbahnftraße 22. . . „= 185 = 
IM. z Mocbit. -. ». » 2.2.0.2 1611 
IV. ⸗ Tempelhofer Feld . . . .» 2153 


Das große im Süden der Stadt gelegene fisfalifche Terrain, auf welchen fich 
das Baradenlazareth befand, wird im Friedenszeiten zu Felddienſtübungen der hier 
garnifonirenden Truppen benußt. Es wurde daher im Sommer des Jahres 1871, 
nahdem die übrigen vom Fisfus auf diefem Terrain erbauten Baraden evafuirt und 





) Das Grundftüd Nr. 60 war im Jahre 1864 von der Stadtgemeinde erworben und dienten 
die mit dem oben erwähnten Haufe Nr. 59 verbundenen Gebäude deffelben zum Yazaretb. 


Das Baraden- 
lazaretb in 
Moabit. 


150 öffentliche Geſundheitspflege und die ſtädtiſchen Krankenhäuſer. 


zum größten Theil abgebrochen waren, und nur nod die mit Pockenkranken belegten 
Gebäude dort ftanden, der Magiltrat jeitens der Garnifonverwaltung aufgefordert, 
bis jpäteftens zum 25. Dftober 1871 das Tempelhofer Feld von den Baraden zu 
räumen. Es gelang uns indeffen unter Hinweis auf die Gefahren, welche eine Ver: 
legung des Podenlazareths in das Innere der Stadt mit fi führen müßte, und auf 
die Unmöglichkeit, in fo kurzer Zeit ein neues Lazareth zu errichten, von höchfter 
Stelle eine Verlängerung der Räumungsfrift bis Ende März 1872 zu erlangen. 

Es galt nun, da bei dem hohen Krankenbeftande am Ende des Jahres 1871 
(am 13. Dezember betrug die Zahl der Podenkranken allein im Lazareth auf dem 
Tempelhofer Felde 345, in allen vier Lazarethen 669 Köpfe) ein baldiges Er- 
löſchen der Epidemie nicht zu erwarten war, jchleunigft ein neues Lazareth auf eigenem 
Grund und Boden zu errichten. 

Unter den verfchiedenen Terrains, welde für diefen Zwed ins Auge gefaßt 
wurden, entſchied fich gegen Ende Dezember 1871 die für den Lazarethbau ein- 
gejegte Kommiffion für das in der Thurmftraße 35/36 (Moabit) belegene, der Stadt 
gehörige Haideland, welches bisher als Aderland verpachtet worden war. 

Der zuerſt gemachte Vorfchlag, die Baraden auf dem Tempelhofer Felde ab: 
zubrechen und diejelben in Moabit wieder aufzuftellen, mußte fallen gelaffen werben, 
da, wie erwähnt, jene Baraden noch mit Kranken belegt waren, deren Dislozirung 
der Mangel an geeigneten Gebäuden unmöglich machte; es wurde deshalb bejchloffen, 
16 neue Baraden in ausgemauertem Fachwerk mit den dazu gehörigen Verwaltungs: 


und Wirthichaftsgebäuden zu errichten. Die Bauausführung, die in der kurzen Frift 


bis Ende März 1872 vollendet jein mußte, begann am 2. Januar 1872, Trotz 
diefer für Bauten möglihft ungünftigen Jahreszeit gelang es, in der Furzen Zeit 
von drei Monaten 16 Baraden, 1 Verwaltungsgebäude, 1 Koch- und 1 Waſchküche, 
das Majchinenhaus, 1 Portierhaus, 1 Leichenhaus und 2 Schuppen herzuftellen. 

Der mit Rückſicht auf die herrſchende Podenepidemie mit folder Haft betriebene 
Bau war faum vollendet, als wider alles Erwarten im Frühjahr 1872 die Krank: 
heit fo ſchnell erlojh, daß ſämmtliche Podenlazarethe fich fehr bald leerten und die 
Kranken aus den Baraden des Zempelhofer Feldes, deren nothwendige Räumung den 
Bau unjeres Baradenlazarethes veranlaft hatte, dem ftädtifchen Podenhaus in der 
Palliſadenſtraße zugewieſen werden fonnten. Aber es ſollte ſich bald zeigen, daß die 
Errichtung des „Baradenlazareths in Moabit” — wie jene neue ſtädtiſche Anftalt fortan 
genannt wurde — gerade rechtzeitig genug erfolgt war, um anderen nicht vorher: 
gejehenen plöglih an die Gemeindeverwaltung herangetretenen Bebürfniffen Befriedi- 
gung zu gewähren. 

Das jeit der Beendigung des franzöfiichen Krieges in jo erheblihem Maße er: 
folgende Anwachjen der Bevölkerung, das gleichzeitige ftarfe Steigen der Miethspreife*) 





) Bergl. Heft I. ©. 60. 
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führte zu der jogenannten „Wohnungsnoth”, welche die Gemeindeverwaltung zwang, 
Hunderten von obdachlofen Familien in den Räumen des Arbeitshaufes*) eine Zus 
flucht zu gewähren. 

Gleichzeitig nahmen insbeſondere — möglicherweiſe in Folge der für die 
ärmeren Bevölkerungsklaſſen jo ſehr verſchlechterten Wohnungsverhältniſſe — die Kinder: 
krankheiten in einem ganz ungewöhnlichen Maße zu. 

Schon am 7. Mai des Jahres 1872 erklärten die Charité, Bethanien, das 
Eliſabeth⸗ Hedwigs- und Lazaruskrankenhaus — auf deren Benutzung damals die 
Armenverwaltung noch ausſchließlich angewieſen war —, daß ihre Kinderſtationen 
überfüllt ſeien und verweigerten die weitere Aufnahme von erkrankten Kindern (das 
Heine Lazareth des Arbeitshauſes hatte längſt die Zahl der erkrankten Inſaſſen nicht 
mehr faſſen können) und jo ſah fi der Magiftrat genötigt, in dem Baraden: 
lazareth eine Kinderjtation einzurichten. Bis zum Dftober 1872 fanden in derjelben 
144 franfe Kinder Aufnahme. 

Aber auch unter den Erwachſenen wurde im Herbſt vefjelben Jahres die Mor: 
bidität eine ausnahmsweife große. 

In Folge des Ausbruches einer ſich namentlich unter der ärmeren Bevölfe: 
rung rajch verbreitenden Typhusepidemie waren in kurzer Zeit ſämmtliche Kranfen: 
häuſer Berlins vollftändig überfüllt, jo daß die Unterbringung von Armenfranfen im 
Baradenlazareti nothwendig wurde. Noch in den legten Monaten des Jahres 1872 
wurden in dafjelbe 607 Kranke eingeliefert. — Im Anfang des nächſten Jahres 
zeigten fich in den fogenannten „Pennen‘ — engen ſchmutzigen Räumen, in welchen die 
Beliger derjelben obdachloſen Individuen gegen geringes Entgelt nächtliche Unterkunft 
gewähren — Fälle von Rücdfallstyphus; die hiervon Befallenen, 86 an der Zahl, 
wurden in dem Baradenlazareth behandelt. Ihm folgte der Ausbruch einer led: 
typhusepidemie, welche bis zum Juli fortdauerte und 686 Kranfe dem Xazareth zu: 
führte. Das Jahr 1873 bindurh war das Lazareth ftändig mit Kranken belegt 
(unter diejen befanden fich in den Sommermonaten 62 Cholerafranfe) und es wurde erit 
im Sommer des folgenden Jahres geichloffen, nachdem im Ganzen 2288 Kranke in 
ihm behandelt worden waren. 

Allein nur während eines Jahres blieb das Lazareth unbenugt. War bei 
feiner Errihtung die Abficht nur dahin gegangen, der Stadt eine zur Erfüllung der 
ihr beim Ausbruch von anftedenden Krankheiten obliegenden Verpflichtung ftets bereite 
Anftalt zu fichern, fo war doch feine Nöthigung vorhanden, dieſelbe in befjeren 
Zeiten, wo die Stadt von Epidemien verjchont blich, Teer ftehen zu laſſen, nachdem 
die Erfahrungen der Jahre 1872 und 1873 gezeigt hatten, wie unbegründet die früher 
gehegten Bedenken gegen die gleichzeitige Belegung des Lazareths mit anftedenden 


*) Bergl. unten Abjchnitt XI. 


Das ftädtifche 
Krankenhaus 
im 
Friedrichshain. 
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und anderen Kranken waren, ſobald man nur die einzelnen Krankheiten barackenweiſe 
abſonderte. 

Ueberdies mußten die Gebäude verfallen und Maſchinen und Rohrleitungen 
zum Theil unbrauchbar werden, wenn ſie nicht regelmäßig fungirten. Dieſe Erwä— 
gungen beſtimmten die Kommunalbehörden zu dem im Auguſt des Jahres 1875 ge— 
faßten Beſchluß, das Lazareth dauernd mit Kranken, ſoweit ſie nicht einer chirur— 
giſchen Behandlung bedurften, zu belegen. Nachdem pro 1875 der Etat für eine 
Krankenzahl von durchſchnittlich täglich 130 Köpfen angenommen war, wurde er in 
den folgenden Jahren, da die Frequenz des Lazareths fich bedeutend fteigerte, für 
einen täglichen Beftand von 200 und zulegt von 250 Kranken ausgeworfen. 

Während die ftädtifche Seilanftalt, in welche jomit das Lazaretd in Moabit 
verwandelt war, ihren erjten Urſprung dem Zufall verdankte, daß im Jahre 1871 in 
Berlin eine Pocenepivemie herrſchte, war die andere Seilanftalt, in deren Beſitz fich 
gegenwärtig die Gemeindeverwaltung befindet, von Anfang an als ein „allgemeines 
Hädtifches Krankenhaus‘ gedacht worden. 

Das Verhältniß der Abhängigkeit, in welchem die Berliner Armenverwaltung 
zu der Königlichen Charite und den Privatkrankenhäuſern ftand, welche zufolge ver: 
tragsmäßiger Vereinbarungen arme Kranke aufnahmen,“) war feit lange als ein 
drüdendes empfunden worden. Dennoch hätte der Gedanke, ein eigenes ftädtifches 
Krankenhaus zu gründen, bei den vielfachen anderweiten mit großem Koftenaufwande 
verbundenen Unternehmungen, welche theils angefangen, theils in der Vorbereitung be— 
griffen waren, und bei der in der Mitte der jechsziger Jahre keineswegs glänzenden Lage 
des Stadthaushaltes **) ſchwerlich jo bald feine Verwirklihung gefunden, wenn nicht 
die Liberalität eines ehemaligen Berliner Bürgers den Anftoß dazu gegeben hätte. 
Durch einen Schenkungsvertrag vom 18. Januar 1864 überwies der Nentier Jean 
Zacques Fasquel der Stadt ein Kapital von 50000 XThalern zum Bau eines 
Krankenhaufes unter der Bedingung, daß bis zum Schluß des Jahres 1868 mit dem 
Bau begonnen fein müfje. Dies gab dem Magiftrat Veranlafjung, die Architekten 
Gropius und Schmieden mit den Vorarbeiten zum Bau eines allgemeinen Kranken— 
haufes für 600 Kranke beiverlei Geſchlechtes zu beauftragen. 


Das Refultat diefer Vorarbeiten: ein allgemeiner Entwurf nebft Koftenüber- 
ſchlag zu einem Kranfenhaufe mit 600 Betten wurde am 7. Juni 1867 der Stabt- 
verordneten-VBerfammlung vorgelegt. Die Lebtere beichloß unterm 28. Dezember 1867: 


1. daß für Rechnung der Stadt ein Krankenhaus zu 600 Betten erbaut 
werde; 


2. daß von der Aufnahme in diefes Krankenhaus ausgeſchloſſen bleiben 


*) Bergl. Verwaltungsberiht pro 1851/60 ©. 68 fig. 
**) Bergl. Heft. I. ©. 70. 
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a) die von der Polizei einer Heilanſtalt überwiejenen, an Syphilis 
leidenden Perjonen, 

b) Schwangere, 

e) Cholera: und Pockenkranke und 

d) Geiſteskranke; 

3. daß die vorliegende, von den Architekten Gropius und Schmieden im 
Verkehr mit dem Stadtbaurath Meyer entworfene, durch den beigefügten 
Beriht vom 5. Mai d. Is. erläuterte Skizze die Grunddispofitionen für 
die Anlage des Kranfenhaufes bilde; 


4. daß der Bau auf dem fhon früher dazu in Ausficht genommenen, der 
Kommune gehörigen Terrain im füböftlichen Theile’) des Frievrihshains 
aufgeführt werde. 


Zugleich ertheilte die Berfammlung die Zuftimmung, daß zu den in dem Schreiben 
des Magiftrats vom 5. Dezember defjelben Jahres bezeichneten Zweden eine gemijchte 
Teputation mit der Befugniß, Sachverſtändige zuzuziehen, niedergeſetzt werde. 

Es wurden demnächſt von der ernannten gemijchten Deputation Gutachten von 
verihiedenen mediziniihen Autoritäten (Dr. Esmardh in Kiel, Profeffor Baum in 
Göttingen, Profeffor Dr. v. Langenbed in Berlin, Dr. Wilms in Berlin, 
Dr. Quinde in Berlin) und VBerwaltungsbeamten (Dr. Ejfe und Direktor Her: 
fordt in Berlin) eingeholt und fodann unter Zuziehung der Architekten von ber 
Deputation ein gegen die Vorlage vom 7. Juni 1867 weſentlich verändertes Bau: 
projeft wieder vorgelegt, das im Oktober 1868 die Genehmigung der Kommunal: 
behörden fand. 


So war es möglich, noch im Jahre 1868 mit einem Theile der Fundamen— 
tirungen zu beginnen und damit der Bedingung, an deren Erfüllung das Gejchenf 
der 50 000 Thaler gefnüpft war, zu genügen. 


Die Abnahme des ganzen Baues konnte am 22. September 1874 erfolgen. 
Unterm 8. Dftober deſſelben Jahres wurden die erften Kranken in die neue Anjtalt 
aufgenommen. 

Da im Fahre 1875 — mie bereits erwähnt — dad Baradenlazareth in ein 
permanentes Krankenhaus umgewandelt wurde, jo beſaß gegen den Ausgang unjerer 
Berihtsperiode die Stadt zwei eigene Seilanftalten: 


das ftädtiiche Krankenhaus im Friedrichshain 
und 
das Baraden-Lazareth in Moabit. 


*) Bergl. Abjchnitt II. ©. 68. 
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An Kranken find aufgenommen worden in die Anftalt im Friedrichshain: 
vom 8. Dftober bis 31. Dezember 1874 589, 
im Sabre 1875. . © 2. 43192, 
im Jahre 13876. 6 ar 
in das Baradenlazareth: 
vom 26. Juli bis 31. Dezember 1875 . 315, 
im Sabre 1876 . 2» > 2 2.202 ..1684. 

Indem wir die Mittheilung über die Koften, welche durch die Behandlung 
und Verpflegung diefer Kranken im Ganzen und für den einzelnen Berpflegungstag 
erwachien find, dem Abjchnitt N. beziehungsweife XI. vorbehalten, haben wir an 
diefer Stelle noch über die baulihen Einridtungen und die Organifation der Ver: 
waltung beider Anftalten zu berichten. 


Was die erfteren betrifft, fo weichen diefelben, troß des der Anlage beider zu 

Grunde liegenden Prinzips: 
die Kranken nicht in großen Fafernenartigen Gebäuden zu vereinigen, 
fondern in einzelnen, von einander getrennten Baulichkeiten (Pavillons, 
Baraden) unterzubringen, 

ſehr erheblich von einander ab. 

Das Krankenhaus im Frievrihshain, deſſen vordere Anficht die nebenftehende 
Abbildung zeigt, it durchaus monumental bergeitellt. Alle zur Aufnahme von Kranken 
beitimmte Gebäube find maſſiv mit gewölbtenKellern und ſoweit fie zweigeſchoſſig find, 
mit gewölbten Erdgefchoß erbaut. Das Baradenlazaret dagegen enthält, abgejehen 
vom Verwaltungsgebäude, nur ganz einfache Fachwerksbauten ohne Keller mit leichtefter 
Dadkonftruftion. 

Wie bei der weit foftbareren Konftruktion und Ausjtattung des Krankenhaufes 
natürlich ift, überftieg das für dafjelbe aufgewendete Baufapital in erheblihem Maße 
die Baufoften des Baradenlazareths. Für den Bau des Erfteren und die Beihaffung 
des erforderlihen Inventars find aufgewendet worden 4594 229 „A, während der 
Bau und die erſte Einrichtung des Lehteren nur 1056 114 .% getoftet hat, welche 
Summe fih allerdings durch Errichtung von noch 8 Baraden im Jahre 1873, durch 
verjchiedene Zu: und Umbauten, namentlih auch durch die gründliche Umgeftaltung 
der Heizanlage und Entwäfjerung auf 1 472 353 .#. gelteigert hat. Diefe Eumme 
ift aus den laufenden Einnahmen der Stabtlaffe entnommen. Die Anlagekoften für 
das Krankenhaus dagegen find, ſoweit fie nicht dur das oben erwähnte Gejchent 
des Nentier Fasquel von 150 000 M, einem Gejchent und einem Vermächtniß des 
Rentier Saling von zufammen 75 000 M gedeckt wurden, aus der im Abjchnitt XIV. 
unter 2 des erften Theiles diejes Berichtes *) erwähnten Anleihe beitritten, 


*) Bergl. Heft I. ©. 113. 
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Die baulichen 
Einrichtungen 95 500 m umfafjenbes, 
des Kranken: 

baujes im 
Friedrichshain. folgende Skizze: 


Die öffentlihe Gejundheitspflege und die ſtädtiſchen Kranfenhäufer. 


Die Situation der einzelnen Baulichkeiten des ſtädtiſchen Krankenhauſes, deſſen, 


von einer 21/, m hohen Mauer umfchloffenes Zerrain 


18,:;5 m über dem Nullpunft des a a im liegt, veranſchaulicht die nad: 
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Verwaltungsgebãude. 

DOekonomiegebäude. 

I, II, 111, IX, X. 5. XII Pavillons für Frauen. 

IV, V, VI, VII, VII. 5. XI Pavillons für Männer: 
I—V1 6 Pavillons zu 64 Betten 
VII—X 4 Pavillons zu 32 Betten 
XI und XII 2 Pavillons zu 44 Betten 


zufammen 600 Betten. 


384 Betten, 
128 3 
8 + 


Badehaus. 


Eishaus. 
Leichenhaus. 

2 Thorgebäude. 
Luftentnahme. 


. Gärten der Beamten. 
2. DBleihplap. 
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1. Das mit der Hauptfacade nah Weſten und wie alle übrigen Gebäude im A. Gebäude 
Aeußeren in hellrothen Verblendſteinen mit gelblichen Farbjtreifen und Terrakotten- für die Ber, 
Arhiteftur unter Anwendung von farbigen Glafuren ausgeführte Verwaltungs: MAUng, 
gebäude (1 der Skizze), von welchem wir vorfeitig eine perjpeftivifche Anficht gegeben 
haben, enthält über einem hohen Souterrain, im mittleren Theil ein, in ben beiden 
Seitentheilen drei Geſchoſſe. 

Die Einrihtung des Erdgefchoffes des. Verwaltungsgebäudes ift aus dem nach: 
folgenden Grundriß erſichtlich: 


1. Einfahrt. . Provifor. 

2. Portier. 9. Berjamm: 
3. Aufnahme. lungszimmer 
4. Bureaus. der erste. 
5. Kloſets. . Beamten: 
6. Alure. wohnung. 
7. Apotbefer. . Alliftenzarst. 





Berwaltungsgebäude. (Erdgeſchoß.) 


Das Gebäude enthält außerdem: 


im Souterrain: Die Luftheizungsapparate, das Laboratorium der 
Apotheke, zwei Desinfeltionsapparate, Wohnungen für Büreaudiener, 
Portier, Heizer und Hausdiener und zwei Waſchküchen und Badeftuben 
für Beamte mit den Wirthihafts: und Kohlenkellern; in den oberen Ge 
ihoffen rechts die Wohnungen für die beiden ärztlichen Direktoren und 
links die des Verwaltungsdireftors, des Oekonomieinſpektors und zweier 
unverheiratheter Beamten. 


2. Das Delonomiegebäude (2 der Skizze) ift in feiner Erdgeſchoß— 
einrihtung aus nachfolgendem Grundriß erſichtlich: 


9. Roll: und Plätt- 


1. Epeije-Ausgabe. jtube. 

2. Kochtũche. 10. Schmutzige 

3. Spũlraum. Wãſche. 

4. Pußzraum. ſchtũ 
11. Waſchlüche. 

5. Vorrathsraum. —* 


12. Aufzug. 

13. Keſſel, Maſchine 
und Koblen. 

14. Brennofen. 


6. Bureaus. 
7. Gefindeftube. 
8. Flure. 





B. Gebäude 
für die 
Kranfen. 
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Die mit Dampfbetrieb verjehenen Küchen (2 und 11) reichen durch zwei Ge: 
jchoffe, während über den übrigen Räumen des Erdgeſchoſſes Wohnungen für das 
Küchenperfonal und Vorrathsräume angelegt find; über der füdlichen Hälfte des Haufes 
befindet fich ein heizbarer und über der nördlichen Hälfte ein Lufttrodenboden; im 
Souterrain find außer den Luftheizungsapparaten nur Vorrathsräume vorhanden. 
Die im rücdjeitig angebauten Kefjelhaufe befindliche Dampfmafchine von 10 Pferdefraft 
hebt aus zwei fommunizirenden Brunnen das gefammte, für die Anftalt erforderliche 
Waſſer auf 3 NRefervoire von in Summa 140 cbm Inhalt; — von diejen Rejervoiren, 
deren 2 auf dem PVerwaltungsgebäude und 1 auf dem Dekonomiegebäude ftehen, geht 
die Wafferleitung durch ſämmtliche Gebäude der Anftalt. Auf dem Defonomiegebäude 
ift ein Heiner Thurm mit der Anftaltsuhr. 


3. Das Eishaus (7 der Skizze), mit 143 cbm Raum zur Aufnahme von Eis, 
ift in dem mit feiner Sohle O,; m unter dem Terrain liegenden Theil aus Mauer: 
werk — und der ganze über der Erdoberfläche liegende Theil aus doppelten Stilmänden, 
0,;; m von einander entfernt, nad Innen und Außen mit gejpundeten Bohlen be: 
fleidet, hergeftelt; — der Zwijchenraum zwijchen den Bohlenwänden ift mit Häckſel, 
als einem jchlechten Wärmeleiter, ausgefüllt. 


4. Zwei Thorgebäude (9 der Skizze), zweigeſchoſſig, enthalten jedes, ſowohl 
im Erd: wie im zweiten Geſchoß je eine Wohnung für einen Unterbeamten. Zwiſchen 
diefen beiden Gebäuden liegt das Einfahrtsthor zum Dekonomiehofe. 


5. Vier eingefhofjige Pavillons (VII. bis X. der Skizze), deren Grund: 
riß und Querdurchſchnitt aus den nachfolgenden Skizzen erfichtlich find: 


Der große Krankenſaal mit 28 Betten 
bat pro Bett 57,5 ebm und die Fleinen 
Krankenftuben haben pro Bett 38 bis 54 cbm 
Raum. 


Im Souterrain befinden fi: 1 Badeſtube 
für aufjunehmende Kranke, 1 Raum für Mi- 
neralwafjer, Wohnungen für Wärter, Haus: 
diener und Seizer und die Seizungsapparate 
mit zugehörenden Seizfammern; — in der 
Dachetage 2 Zimmer zu je 1 Bett für Kranke, 
1 Klojet, 1 Zimmer für Wärter und die aus 
2 Stuben beitehende Wohnung des die Kranken 
des Pavillons behandelnden Affiftenzarztes. 





| EEE | — — Eee 9 a 
Querdurchſchnitt. 





Eingeihoffiger Kranken⸗Pabillon. 
1. Operationdzimmer. 2. Eingang. 3. Theefühe. 4. Wärter. 5. Tageraum.*) 6. Perron. 


6. Sechs zweigeſchoſſige Papillons (I. bis VI. der Skizze) find im 
Souterrain, Erd- und Dahgefhoß in den Einridhtungen im Allgemeinen den ein: 
ködigen Pavillons gleih und haben in dem zweiten Geſchoß diefelben Lokalitäten, 
wie im Erdgeſchoß. 

Der Krankenjaal im Erdgefhoß bat pro Bett 49 cbm, der im zweiten pro 
Bett 52 cbm und die Heinen Krankenftuben haben pro Bett 38 bis 54 cbm Raum. 

Bei den Pavillons ad 5 und 6 find die SHaupteingangsthüren an den 
Giebelfeiten. 

7. Zwei zweigefjhoffige Pavillons (Al. und XII. der Skizze) werden 
durch den, abweichend von den Pavillons ad 5 und 6, in der Mitte der Front be 
findlihen Eingang jowohl im Erd: wie im zweiten Geſchoß in je zwei, ihrer Einrichtung 
nach gleiche Kranfenabtheilungen getheilt, deren jede 1 Krankenſaal mit 8 Betten, 
1 Kranfenftube mit 2 Betten und 1 Kranfenftube mit 1 Bett, 1 Wärterftube, 1 Tage: 
raum, 1 XTheelühe, 1 Badeftube und 1 Klofet enthält. Im Souterrain befinden 
fih Wohnungen für Heizer und Hausdiener, ein Naum fir Mineralwaffer und die 
Heizfammern. 

An Räumen zur Unterbringung von Kranken ftanden aljo in jämmtlichen 
12 Bavillons zur Verfügung: 

16 Krankenſäle & 28 Betten = 448 = 


8 ⸗ a 8 ⸗ — 64 ⸗ ; 
36 Kranfenfuben a2 =: = N : für Erwachjene 


zufammen 600 Betten mit 34 Badeftuben. 


*) Der Tageraum mit vor demjelben liegenden Perron ift zum Aufenthalt für Refonvales- 
zenten beſtimmt. 
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Es wurden indeſſen ſchon bei der DOrganifation im Pavillon J. im oberen 
Geſchoß anjtatt der dafelbft berechneten 28 Betten für Erwachjene deren 48 für Kinder 
aufgejtellt, jo daß in der Anjtalt im Ganzen 620*) Kranke, Erwachſene und Kinder, 
untergebracht werden konnten. 


8. Das Badehaus (6 der Skizze) enthält außer dem Auskfleiveraum mit 
jehs in Zellen vorhandenen Lagerjtelen zum Nachſchwitzen ein ruffiihes und ein 
römijches Bad, ſowie eine Wärterftube und ein Klofet. 

9. Das Leihenhaus (8 der Skizze) ift eingefchoffig und enthält zwei 
Secirzimmer, eine Kapelle für die Beerdigungsfeierlichkeiten, ein Zimmer für den 
Beiftlihen und eine Wohnung für den Leichendiener, — im Souterrain Räume 
zur Aufbewahrung der Leichen und das Sargmagazin, — im Bodenraum ein Zimmer 
zur Aufftellung von Präparaten. Ganz in der Nähe des Leichenhaufes befindet ſich 
in der Umfafjungsmauer ein Thor zur Ein und Ausfahrt bei Begräbniffen. 


10. Ein Wohnhaus für Kranfenpflegerinnen, erft nah Eröffnung 
des Kranfenhaufes im Jahre 1876 hinter dem einen Thorgebäude nah Dften erbaut, 
ift zweigeſchoſſig und enthält im Erdgefchoß einen Schlafjaal mit 10 Betten, einen 
Scdulfaal, ein Speifezimmer, ein Badezimmer und einen Aufwaſchraum, — im 
zweiten Geſchoß zwei Schlafjäle von je 10 Betten, eine aus zwei Stuben beftehende 
Wohnung für die Aufjeherin (Oberin) und Wafferflofets. Dies Haus ift zur Unter: 
bringung derjenigen weiblihen Perfonen beftimmt, melde in der mit dem Kranken: 
haufe verbundenen Schule zur Ausbildung als Krankenpflegerinnen theoretifchen Unter: 
richt erhalten und gleichzeitig auch den Dienft am Kranfenbette mit verjehen. Der 
Unterricht wird bei freier Station unentgeltlich ertheilt.**) 


Die Heizung der Anjtalt erfolgt: in den Wohnungen des Eouterrains des 
Verwaltungsgebäudes, der beiden Thorgebäude, ſowie im Leichen: und im Pflegerinnen: 
hauſe durch Kachel- oder eiferne Defen; im Badehaufe dur Dampf; in dem Erd— 
geſchoß, dem erften und zweiten Stodwerk des Verwaltungsgebäudes, im Defonomie: 
gebäude und in den Pavillons XI. und XII. durch erwärmte Luft; — in ſämmtlichen 
anderen Pavillons durch eine fombinirte Warmmafjer-Luftheizung mit natürlicher Ven— 
tilation, durch welche pro Stunde und Bett 77 cbm frifche Luft eingeführt werden, 
jo daß in weniger als einer Stunde eine vollftändige Erneuerung der Luft ſtattfindet. 
Die Abführung der ſchlechten Luft erfolgt durch Deffnungen, welche in der Nähe des 
Fußbodens liegen. Außerdem ift in den oberen Geſchoſſen der jämmtlichen Pavillons 
eine Firftventilation angeordnet. — Durch die Badeheizung wird das Waſſer eines in 


) Im Jahre 1878 find in den im Erdgeſchoß liegenden ITageräumen der Pavillons I bi X 
noch je 6 Rejervebettjtellen aufgejtellt, jo daß noch 60 Kranke mehr, alſo zuſammen 680 Kranke 
untergebracht werden können. 

») Der erjte Kurſus bat im Sabre 1877 ftattgefunden und 4 Monate gewährt; an dem: 
jelben baben 12 Schülerinnen Theil genommen. 
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der Dachetage jeden Pavillons ftehenden Nejervoirs erwärmt und von hier aus den 
Badeftuben und Theefüchen zugeführt. 

Die Beleuhtung der Anftalt erfolgt durch Gas, die Wafjerverjorgung 
wie oben bereits angeführt, durch eine Dampfpumpe.*) 

Das gefammte aus dem Anftaltsgebiet kommende Schmuß- und Regenwaſſer 
wird in einen in der Hauptachſe liegenden Kanal gefammelt und durch den Fried: 
rihshain nah einem Kanal in der Landsbergerftraße abgeleitet, nachdem es zuvor 
durh Zuführung von chemifchen Mitteln vom VBerwaltungsgebäude aus desinfizirt 
worden ift. 

Die Verbindung zwiichen den einzelnen Pavillons, jo wie zwifchen dem Ber: 
waltungsgebäude und dem Dekonomiegebäude iſt durch unbededte, mit Sandfteinfliejen 
belegte Gänge hergeſtellt. Zwiſchen fämmtlihen Anftaltsgebäuden find zum Theil mit 
Bartenanlagen, Strauchwerk und Bäumen verjehene Rafenpläge. 


Das Terrain des Baradenlazareths fteht an Umfang dem des Krankenhaufes 
im Friedrichshain nicht unerheblih nah. Es umfaßt 75 900 qm und hat die Form 
eines langgeitredten Rechtecks, deſſen größte Höhe faft genau in der Richtung von 
Süden nach Norden Liegt. 


Die nebenftehende Skizze ftellt dafjelbe jo dar, wie der Bau— 
plan urſprünglich entworfen war, nämlid mit 30 Baraden, wäh- 
rend bis jegt nur 24 ausgeführt find. 


Die Sübdfeite, an der Thurmjtraße belegen, wird in ihrer 
ganzen Breite von einem Vorgarten begrenzt, an welchen ſich 
in der Mitte das Verwaltungsgebäude, an der Weſtſeite das Por: 
tierhaus und ein breites Einfahrtsthor anjchließen. 


Das Berwaltungsgebäude, zweigefhofiig im Rohbau 
ausgeführt, enthält Räumlichkeiten für das Lazarethbureau, ein Auf: 
nahme und ein Konferenzzimmer, jowie die Wohnungen des Ber: 
waltungsinfpeftors, der Aififtenzärzte, Sekretäre, der Wirth: 
ſchafterin und Wäjchereiverwalterin. 





Den öſtlichen Flügel der Südfront nimmt die Waſchküche, den weſtlichen die 
Kochküche ein, beide bis hinter die Hinterfront des Verwaltungsgebäudes zurückgerückt 
und von dem Vordergarten durch einen hohen Zaun und großen Vorplatz getrennt. 

Die Waſchküche, ein hoher quadratiſcher Bau mit Anbauten an der Süd— 
und Nordſeite, die zu Aufbewahrungsräumen eingerichtet find, enthält Waſchmaſchinen, 





*) Im Jahre 1879 ift das Rohrnetz der Anjtalts-Wafjerleitung an die ſtädtiſche Waſſerleitung 
angejchlofjen, um im Notbfalle auch leptere benugen zu können. 
11 


Die bauliche 
Einrichtung 
des Baraden: 
lazaretbs. 
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eine Spülmajhine und zwei Gentrifugen zum Auswringen der Wäſche; im Keller: 
geſchoß zwei große Drehrollen mit Dampfbetrieb. 

Die Kochküche, vollftändig analog der Waſchküche gebaut, enthält die Küche 
mit Dampflocheinrichtung in fupfernen Kefjeln von zufammen 3 245 1 Inhalt und 
eine große eijerne Koch: und Bratmaſchine; außerdem Spülküche, Vorrathsfammern, 
Keller, Verwaltungsräume und Wohnungen für den Sausvater und das Küchen: 
perjonal. 

Die Wafchküche ſowohl wie die Kochküche find mit Leitungen für faltes und 
warmes Waſſer verjehen. 

Seitlihd von beiden Küchen, dur einen 4, m breiten Zwijchenraum von 
ihnen getrennt, ftehen im Fachwerk erbaute Schuppen, die zur Unterbringung von 
Utenfilien ꝛc. dienen. 

Die Baraden find derartig gruppirt, daß fie ein nah Süden offenes Huf: 
eifen bilden, in deſſen Nordoftede ji zur Zeit noch eine Lüde befindet, in welcher die 
noch nicht ausgeführten ſechs Baraden Pak finden könnten; den Schluß der offenen 
(füdlichen) Eeite des Hufeifens bildet das Mafchinenhaus. Jede Barade beiteht aus 
einem Kranfenfaal und einem an diefen anjchließenden, der Mitte des Grundftüds 
fi zufehrenden Vorbau. Die Wände find in ausgemauertem Fachwerk aufgeführt 
und haben an der Innenwand eine Bretterverihaalung, welche vom Mauerwerk 
jelbft durch eine Luftichicht getrennt ift; das Dad, aus Holz hergeftellt und mit 
Dadhreitern verjehen, ift mit Asphaltpappe abgededt und bildet auf feiner Innen— 
jeite gleichzeitig die Dede des Krankenſaales. Der nit unterfellerte Fußboden ift 
hergeftellt aus einer Betonfchicht, welche auf dem jandigen Untergrund aufliegend, im 
Krankenjaal mit einer 2,; em ftarfen Gementlage verjehen, im Vorbau aber gedielt ift. 

Der Krankenjaal, welcher 28,24: m lang, 6,505 m breit ift und an der Wand 
eine Höhe von 3,15; m, in der Mitte von 4,0 m bat, zeigt auf jeder der beiden 
Längsfeiten 14 Fenfter; in feiner Rückwand befindet fich eine jehr breite Thür, durch 
welche hindurch bequem Krankenbetten in’s Freie geſchafft werden können; durch die 
vordere Wand führt eine Thür in den Korrivor des Vorbaues, zwei andere jeitlich 
in die Badeftube und den Klojetraum. Der Krankenfaal ift für 30 Betten berechnet 
und faßt 765,16 ebm, fo daß auf jeden Kranken 25,, ebm Luft entfallen. Die 
Ventilation ift eine jehr einfache und vielleicht gerade deswegen durchaus praftiiche. 
Von zwei zu zwei Fenſtern werden die Seitenwände jederjeits in einer Höhe von 
30 em über dem Fußboden der Barade von O,. m im Quadrat großen Deffnungen 
durchbrochen, welche dur einen Schieber zu verjchließen find und vor deren 
innerer Deffnung die gleich zu erwähnenden Rohre der Dampfheizung liegen. Bon 
legteren wird die Außenluft afpirirt und gleichzeitig beim Hinwegſtreichen über 
das heiße Rohr erwärmt. Im der Mitte der Dede des Saales befinden fi, dem 
First des Daches entiprechend 1,0 m weit von einander abjtehende Doppelflappen, 
welche in die Dachreiter münden und zur Entfernung der Innenluft beftimmt find. 
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Der Vorbau enthält die Badeſtube (mit Kalt- und Warmwaſſerzuleitung), 
zwei Waſſerkloſets, eine Wärterſtube, eine Theeküche und einen Raum zum Aufbewah— 
ren der ſchmutzigen Wäſche. 

Die Entfernung der einzelnen Baraden von einander beträgt 17,0 m. 

Die Heizung der Baraden ſowie der Koch: und Waſchküche gejchieht dur 
Dampf, welder in fünf großen Dampfkefjeln von zufammen 254 qm Seizflädhe im 
Maſchinenhauſe erzeugt und in einer 4217 m langen Robrleitung das ganze Grund: 
ftüd entlang den einzelnen Baraden zugeführt wird. Auch in ſtrengen Wintern ift 
es bei diefer Einrichtung bisher ftets gelungen, die Temperatur des Kranfenfaales auf 
15—160 R. zu halten, 

Am Mafhinenhaufe find außer den ſchon erwähnten fünf Dampfkeſſeln 
noch eine große Dampfmaſchine von 25 Pferdefraft für den Mafchinenbetrieb in der 
Waſchküche und für das Hinaufpumpen von Waffer in hochgeftellte Rejervoire, von 
denen aus die geſammten Baulichkeiten mit Waſſer verforgt werden, ſowie die nöthigen 
Pumpen aufgeitellt. 

Im unmittelbaren Anſchluß an das Mafchinenhaus, nördlich von demjelben, 
erhebt fih das im Fahre 1873 aus Anlaß der damals herrichenden Choleraepidemie 
erbaute Desinfeftionshaus. Dafjelbe enthält, außer Räumen für die Abnahme 
und Ausgabe der den Patienten gehörigen Kleidungsftüde, eine befondere Desinfek— 
tionsfammer, in welcher die Desinfektion der Krankenwäſche und wollenen Deden 
jowie von Kleidungsftüden vermittelft heißer Luft, welche bis 125° E. erwärmt 
wird, geſchieht. Durch bejondere eigenthümliche Vorrichtungen (doppelte Wände mit 
dazwiichen liegender Iſolirſchicht und eine jehr lange, vielgewundene Kupferſchlange, 
welche der Dampf durchftreicht) ift es möglich, in einem größeren Raum eine jo hohe 
Temperatur zu erzielen. 

Daß die Desinfektion jämmtlicher Gegenftände eine vollfommene ift, geht 
daraus hervor, daß während verfchiedener größerer Epivemien (Cholera, Fledtyphus 
und Rüdfalltyphus) ſeit Benugung diejer Einrichtung niemals ein Fall von Anftelung 
beim Wäjchereiperfonal 2c. beobachtet ift. 

Zwiſchen der Kochküche und der erften Barade auf der Weſtſeite fteht der Eis- 
feller, der Raum für 3 800 Etr. Eis bietet und in dem eine Kleinere Kammer für das 
Unterbringen von vorräthig gehaltenem Fleifh während der wärmeren Jahreszeit ab: 
gezweigt ift. 

An der Nordweftede des Grundftüdes befindet fih, dur einen Zaun von 
diefem abgegrenzt, das Leichenhaus mit der Morgue, dem DObduftionszimmer und 
einem Eaal für Trauerfeierlicfeiten und, vermittelft eines bevedten Ganges mit diefem 
verbunden, eine Wartehalle für die Leidtragenden. 

In nächſter Nähe des Leichenhauſes an der Weftjeite des Terrains wurde im 
Zahre 1874 ein maffiver Strohverbrennungsofen aufgeführt. 

11* 
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Die Entwäfjerung wird durch einen Kanal bewirkt, welcher vorläufig in die 
Spree mündet. 


Drganifation Wie in den baulichen Anlagen, jo beftehen auch in der Einrichtung der Ver— 

— waltung beider Anſtalten erhebliche Verſchiedenheiten. 

Krankenhäufer. Eine ſolche wird zunächſt ſchon dadurch bedingt, daß im Krankenhauſe im 
Friedrihshain auch Khirurgiihe Kranke, die von der Aufnahme in das Lazareth aus— 
geichloffen find, behandelt werden, Daraus folgt, daß, während die ärztliche Kranken— 
behandlung im Baradenlazareth nur von einem bdirigivenden Arzt geleitet wird, im 
Krankenhauſe zwei ärztliche Direktoren, der eine für die innere, der andere für die 
äußere (chirurgiſche) Station angeftellt find. 

Nicht jowohl aus jahlihen Gründen als aus der Art, wie fi das Baraden= 
lazareth zu einer permanenten Seilanftalt entwidelt hat, erklärt ſich der Unterjchied, 
daß, während die ärztlichen Direktoren des Krankenhauſes in demſelben Dienftwohnung 
haben, dem dirigirenden Arzt des Baradenlazareths eine ſolche nicht eingeräumt ift. 

Affiftenzärzte hat das Krankenhaus 10, das Baradenlazareth je nad der 
vorhandenen Krankenzahl 3—5, Krankenwärter und Kranfenwärterinnen hat jenes 42, 
diefes 25. Außerdem fungirt bei der chirurgiſchen Abtheilung des Krankenhauſes 
noch ein Operationsdiener. 

Die ökonomiſche und finanzielle Adminiftration führt bei beiden Anftalten ein 
Verwaltungsbeamter, bei dem Kranfenhaufe unter dem Namen VBerwaltungsdireftor, 
bei dem Baradenlazareth unter dem Namen Verwaltungsinjpektor. 

Unter diefen Verwaltungsbeamten fungiren für die ökonomiſche Verwaltung: 
die Hausväter, Mafchinenmeifter, das Küchenperfonal, die Portiers, Nachtwächter ꝛc. 

Die unmittelbare Aufficht über beide Verwaltungen führen Spezialfuratorien, 
welche für eine jede der Anftalten aus der Deputation für die öffentliche 
Gejundheitspflege gebildet werden. 


Die ftädtifche Zur Einfegung diefer, zufolge eines Kommunalbefchluffes vom Sanuar 1874 
Deputation für ins Leben getretenen, aus Magijlratsmitglievern, Stadtverordneten und Bürgerdepus 
Er tirten gebildeten Deputation hatte der mit der Gründung des Kranfenhaufes im Fried- 
pflege. richshain erweiterte Wirkungskreis der ftädtifchen Gemeindeverwaltung auf dem Gebiete 
der Gejundheitspflege die nächlte Veranlaffung gegeben. Ihre Thätigkeit ſoll fih aber 
nicht auf die Auffiht über die Krankenhäufer und die ihr fonft unterftellten An: 
ftalten befchränfen, fondern fie ſoll berechtigt fein, fih mit allen Gegenftänden zu 
bejchäftigen, welche die öffentliche Gejundheitspflege berühren. Insbeſondere iſt ihr 
auch — worüber hier noch zu berichten bleibt, während von den ihr gleichfalls unter: 
jtellten Siechenanftalten weiter unten bei der geichloffenen Armenpflege zu handeln 

jein wird — die Aufficht über die ftädtiichen Badeanftalten übergeben. 
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Der Werth der Bäder für Gefundheit und Neinlichkeit, den die alten Kultur: 
völfer jo hoch ſchätzten, daß die öffentlichen, in der Negel mit den Gymnaſien ver: 
bundenen Badeanftalten der Griechen, daß die Thermen der Römer einen wejentlichen 
Theil der allen Volksklaſſen dienenden öffentlichen Einrichtungen bildeten, den auch die 
Obrigkeiten der deutjchen Städte des Mittelalters‘) nicht verfannten, ift von den 
Gemeindeverwaltungen der Neuzeit, die von Berlin nicht ausgefchloffen, bis auf unfere 
Tage faft ganz unbeachtet geblieben. Wohl gewährte unfere Armen:Direftion den 
Armen-Kranken, wo fie als Heilmittel ärztlich verordnet waren, warme Bäder. Aber 
nichts war dafür geichehen, daß die Gejunden unter den arbeitenden Klaffen fie als 
Mittel zur Erhaltung ihrer Gejundheit anwenden fonnten. Für diefen Klafjen un: 
entgeltlic) oder gegen mäßiges Eintrittsgeld offen jtehende warme Bäder ift auch noch 
jegt in Feiner Weije geforgt. Aber wenigftens in Betreff Falter Bäder hat die Ge: 
meindeverwaltung in den legten Dezennien ihre Fürforge eintreten laſſen. 

Zwar ein Antrag des Echulvorftehers Marggraff aus dem Jahre 1826, 
deſſen Abficht, in Uebereinſtimmung mit einer gleichzeitig von der PVolizeibehörde aus: 
gegangenen Anregung, darauf gerichtet war: zur Vermeidung der vielen beim Baden 
ftattfindenden Unglücsfälle und zur Verbreitung der Schwimmkunſt in den vorhan: 
denen Anitalten Schwimmkundige als Auffeher und als Lehrer anzuftellen, war von 
der damaligen Stadtverordneten-Berfammlung nicht minder abgelehnt worden, als eine 
im Sabre 1829 von dem Magijtrat gemachte Vorlage: auf ftädtifhe Koften eine 
öffentliche Badeanftalt bei Stralau oder Treptow einzurichten. Aber im Jahre 1847 
wurde doch, auf Anregung des Magiftrats, dem Bedürfniſſe dadurch einigermaßen 
genügt, daß bei dem Bau des Schifffahrtsfanals eine öffentliche Badeanjtalt an feinem 
rechten Ufer zwifchen dem Schlefifchen und Kottbufer Thor eingerichtet wurde. Diefer 
trat im Jahre 1850 im Innern der Stadt die erjte auf ftädtifche Koften errichtete 
Badeanftalt an der Waifenbrüde hinzu. 

Im Jahre 1855 wurde eine zweite Anftalt in der Burgftraße, im Jahre 1857 
eine dritte hinter den Werderfchen Mühlen und im Jahre 1858 eine vierte und 
fünfte Anftalt im nördlichen Hafen des Berlin-Spandauer Schifffahrtsfanals an der 
Fennftraße eröffnet. Die eine der beiven leßteren wurde zeitweife auch von verjchie: 
denen Militär-Kommandos gegen Zahlung eines Pauſchquantums benußt. 

Nachdem auf diefe Weile für das Bedürfniß der männlichen Bevölkerung in 
ausreihendem Maße geforgt war, ging man im Jahre 1863 an die Errichtung einer 





*) Das alte Köln batte eine, das alte Berlin zwei gegen jehr mäßige Tare zugängliche öffent: 
lihe Anftalten für warme Bäder. Auch der Friedrichswerder, die Friedrichsſtadt, die Spandauer 
Vorjtadt erbielten ſolche Anftalten. Erſt im 17. Iabrbundert gerietben dieſe Badeftuben in Verfall, 
weil der allgemeine Gebrauch der Bäder, den die Sitte früher zu einer Sadye der Pflicht und des 
Gewiſſens gemacht hatte, mehr und mehr aufgehört batte. Bergl. Fidicin, Hift. diplomatiſche Bei- 
träge zur Geſchichte Berlind, Bd. V. ©. 349, 


Deffentliche 
Badeanftalten. 
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Babeanftalt für weibliche Perfonen. Diefer erften, welche ebenfalls an der Waiſen— 
brücde und zwar hinter dem Frievrihs:Waifenhaufe ihren Platz fand, folgte im Jahre 
1865 eine zweite an ber Scdillingsbrüde; von den beiden im Nordhafen für die 
männliche Bevölkerung eingerichteten Anftalten wurde im Jahre 1868 die eine zur 
Benugung für die weibliche Bevölkerung umgebaut und im Jahre 1874 endlich noch 
eine Babdeanftalt für Männer an der Schillingsbrüde eröffnet. 

Wie groß die Wohlthat ift, welche den ärmeren Klaffen unjerer Bevölkerung 
durch die Einrichtung diefer öffentlichen Bäder zu Theil geworden ijt, erhellt aus der 
nebenftehenden Zujammenftellung, nach welcher die Zahl der in den Jahren 1875 
und 1876 genommenen Bäder über eine halbe Million jährlich betragen hat. 

Den Stadtarmen ftehen gegen von den Armen: Kommiffionen auszjugebende 
Marken die Bäder zur unentgeltlihen Benugung offen; andere Perjonen haben ein 
Eintrittsgeld von 6, feit 1875 5 8 zu entrichten. 

In den meiften Jahren hat die Einnahme noch einen kleinen Ueberſchuß über 
die Verwaltungsfoften ergeben; ausgenommen in den Jahren, in welchen größere Re 
paraturen an den Anftalten erforderlich waren oder in denen politifche Ereigniffe — wie 
in den Jahren 1866 und 1870 — die Benugung und dadurch auch die Einnahme 
beeinträdhtigten. 
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Ueberſicht 
über die Benutzung der öffentlichen Bäder in den Jahren 1861—1876. 








reis | Bäder Einnahme, | Preis hr | 


























— — Einnahme. 
bäder. | a 6,5 | un. bader. a 6, | mm. 
Thlr. fa. pf. Thlr. ig. pf. 
1861. 1862. 
inner | 24054| 191 906! 215960| 3134. 5.—.| 16481| 95918] 112399 | 1 607. 26. 6. 
1863. 186.4. 
inner | 21014| 142 106| 163120 | 2315. 27.—.| 16474| 89944 — 149. 2.—. 
frauen 2370| 32445 34815) 540.22. 6.| 2364| 28975| 31339 | 482. 27. 6. 
Zumma | 23 384| 174551 | 197 935 | 2856. 19. 6.| 18838) 118919 | 137 757 | 1981.29. 6. 
1865. 1866. 
Winner | 26 952! 142128] 169 080 2368. 24.—.| 17095 | 82584| 99 2 1376.12. —. 
frauen 5605| 51111) 56716| 851.25. 6.| 4520| 32700) 3720| 545. -—.—. 
Zumma | 32557 | 193239 | 225 796 | 3 220. 21615) 115 284| 136 899 | 1 921. 12. — 
1867. 1868. 















































Nönner | 26070) 108 158 | 134 | 1802.19.—.| 45226! 195 262| 240 488 | 3 254. 11. —. 
frauen 6915 40983| 47898 | 688. 16781 | 86428! 103209 | 1440. 14. —. 
Zumma | 32985| 149 141 | 182126 | 2485. 20. 6.| 62007 | 281 690 | 343 697 | 4.694. 25. —. 
1869. 1870. 
Nänner | 46724] 119715] 166439| 1995. 7. 6.| 97462] a 214 869 | 1956. 23. 6. 
frauen 19139| 63622| 8276111060. 11.— | 39700| 60191) 99891) 1003. 5. 6. 
Zumma | 65 863| 183 337 | 249 200 | 3 055. 18. 6.| 137 162| 177 598 | 314 760 | 2959. 29. —. 
1871. 1872. 
Winner | 104 771 | 110700! 215471! 1845. —. —.| 111 588| 141 Fin .. 2358. 1.—. 
Frauen 42994 | 57748| 100742| 962.14. —.| 45283 | 73538| 118 821 | 1 225. 19. —. 
Summa | 147 765 | 168448 | 316 213 | 2 807. 14.—.| 156 871 | 215 020 | 371 891 | 3583. 20. —. 
1873. 1874. 
änner | 101 261 | 166 109 | 267 370 | 2768. 14. 6.| 153 024 | 176 822| 329 846 | 2947. —. —. 
Frauen 41571| 79257 | 120828 | 1320. 62544 | 80711 | 143255 | 1345. 5. 6. 
Summa | 142 832| 245 366 | 388 198 215568 | 257533 | 473101 | 4292. 5. 6 
1875. 1876. 
a5 | M a5 77, 
Männer | 188291 | 196049 | 384340 | 9802, | 183313| 175209| 358 522| 8760, 
Frauen 93985| 86775 | 180760| 4338; | 81240) 82302) 163542 | 4115,10 





Summa | 282 a 282 a: 565 ” 14141,» | 264553 | 257 511 | 522 a 12 875,55 


X. 
Die Organijation und die Koften der Armen— 
verwaltung. 


Mit der Darftellung, welche der vorige Abſchnitt von der Gründung eigener 
ftädtifcher Krankenhäufer gegeben, haben wir bereits das Gebiet der Armenpflege be: 
treten. Denn es find diefe Seilanftalten für die Aufnahme armer Kranken oder doch 
von ſolchen erkrankten Perfonen beftimmt, deren Zahlungsfähigkfeit bei ihrer Aufnahme 
zweifelhaft ift. Bejondere Einrichtungen, um wohlhabende Kranke gegen Zahlung 
eines höheren Verpflegungsjages aufzunehmen, find in denfelben nicht getroffen. 

Die Gründung diefer ftädtifchen Kranfenhäufer und die Ausdehnung und Ver: 
änderung anderer bereits früher beftandener ftädtifcher Armenanftalten hat zu nicht 
unerheblichen Modifikationen in der DOrganifation der geſchloſſenen Armenpflege 
geführt, während die der offenen Armenpflege im Wejentlihen unverändert geblieben 
ift und nur die in der Ausübung derjelben thätigen Kräfte eine erhebliche Verſtärkung 
haben erfahren müflen. Die große Zahl der für diefen Theil der Verwaltung in 
den Ehrenämtern der Vorfteher und Mitglieder der Armen:Kommiffionen befchäftigten 
Bürger hat e8 möglich gemacht, daß wir uns wie früher jo auch jegt von dem 
Syſtem der Englifhen work-houses — welches die offene Armenpflege zur Ausnahme 
machen wollte, ohne daß freilich diefe Abficht vollitändig durchzuführen war — fern 
halten konnten. 

Gleichwohl hat die wachjende Zahl der Bebürftigen, welchen nur durch eine 
Anftaltspflege geholfen werden Tann, wie das Beftreben der Gemeindeverwaltung, 
fi von Anftalten, die ihr nicht unterftellt find, unabhängig zu machen, im Laufe der 
legten drei Dezennien zu einer erheblichen Ausdehnung der ftädtifchen Anftaltsverwal- 
tungen geführt. 

Für die Aufnahme von Bettlern, Vagabunden, arbeitsfcheuen oder obdachlos 
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gewordenen Perfonen diente jchon feit der Mitte des 18. Jahrhunderts das 
Arbeitshaus. 


Außer demjelben gingen mit der Uebernahme des Armenweſens durch die Stadt 
in den Beſitz derjelben über das jogenannte „Neue Hoſpital“ in der Wallftraße 
Nr. 55 und das „große Friedrichs-Waiſenhaus“ in der Stralauerftraße Nr. 58. 


An die Stelle des neuen Hofpitales war im Jahre 1849 das Friedrich: 
Wilhelms:Hofpital in der Großen Frankfurter Straße Nr. 17 getreten,’) welches 
nunmehr die in weit zwedmäßigerer Weife eingerichtete Zufluchtsftätte für unbeſchol— 
tene, alte erwerbsunfähige Perfonen beiderlei Gejchlechtes wurde. 


Die Errihtung diefer neuen Anftalt hatte auch eine theilweife Verbeſſerung der 
Zuftände im Arbeitshaufe zur Folge, welche je länger je mehr dadurch unleivlich ge: 
worden waren, daß dieſe Anftalt außer den oben bezeichneten Kategorien — zu deren 
Aufnahme fie eigentlih nur beftimmt war — nit allein die befcholtenen geiftes: 
geiunden SHofpitaliten, fondern in Folge der feit der Allerhöchiten Kabinetsordre vom 
6. Zuni 1835**) wejentlich veränderten Stellung der Stadt zu der Königlichen 
Charite auch die für unheilbar erflärten Geiftesfranfen aufnehmen mußte. 


Um dieſe Vereinigung geiftesgefunder, altersſchwacher Perſonen mit unbeil- 
baren Seren zu bejeitigen, wurden die erfteren, nachdem in Folge der Eröffnung des 
Friedrih-Wilhelms-Hofpitales die Gebäude des neuen Hoſpitales zu anderweiter Ver: 
wendung disponibel geworden waren, hierher überfiedelt und bildeten jo eine befondere, 
jedoch mit dem Arbeitshaufe in adminiftrativer Verbindung bleibende Anftalt unter 
dem Namen „Filial:Sojpital des Arbeitshauſes“. 


Gleichzeitig — im Anfange der funfziger Jahre — war von der Gemeinde: 
verwaltung eine gründliche Verbefferung des Schidjales der unheilbaren Beiftesfranfen 
ins Auge gefaßt worden. Mit der Ausführung der betreffenden Kommunalbejchlüffe 
vom Jahre 1853*'*), ſoweit fie fih auf die Errichtung einer befonderen Irren— 
anftalt fo wie auf die Erbauung eines neuen Arbeitshaufes außerhalb der Stadt be: 
zogen, fonnte indejjen erjt im Laufe unferer Berichtsperiode begonnen werden. 


Inzwiſchen waren doch auch jchon während derſelben nicht unerhebliche Ver: 
befjerungen in den Einrichtungen für die im Arbeitshauſe vereinigt gewejenen Kate: 
gorien eingetreten. 


Die Gründung der Waifen-Erziehungsanftalt in Rummelsburg, über welche in 
dem Vermwaltungsbericht für die Iahre 1851 bis 1860 ausführlide Mittheilungen 
gemacht find, hatte einen großen Theil der Räumlichkeiten des Friedrichs-Waiſenhauſes 


*) Bergl. über die Erbauung dejjelben VBerwaltungsbericht pro 1841,50 ©. 284. 
**) Bergl. Berwaltungsbericht pro 1829/40 ©. 157. 
**) Vergl. Berwaltungsbericht pro 1851/60 ©. 83. 
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in der Stralauerjtraße disponibel gemadht. Sie wurden benugt, um hierher das 
Filial-Hoſpital des Arbeitshaufes zu verlegen. Das damit frei gewordene Gebäude in 
der Wallſtraße Nr. 55 — das ehemalige neue Hofpital — konnte nunmehr die weib- 
lichen ®eiftesfranfen aufnehmen, während die männlichen in einer bejonderen Ab- 
theilung des Arbeitshaufes verblieben. Beide örtlich getrennte, aber unter der gemein- 
ſchaftlichen Verwaltung des Arbeitshausdireftors verbliebene Abtheilungen wurden be 
zeichnet als „die ftädtijche Irren-Berpflegungsanftalt“. 


War damit ein nicht umerheblicher Fortjchritt für die Pflege der unbheilbaren 
Geiſteskranken beider Gefchlehter gemacht, fo war für die Pflege unheilbarer Körper: 
kranken in ftädtifchen Anftalten bis zum Jahre 1877 nur einfeitig gejorgt. 


Für Frauen war im Jahre 1857 in dem urfprünglic als Choleralazareth 
an der Halleſchen Kommunikation errichteten Saufe eine Siehenanftalt bergeftellt 
worden.*) Unbeſcholtene jiche Männer mußte die Armen » Direktion in Privat: 
anftalten unterbringen, bis eine abermalige Nenderung in den Einrichtungen der 
Waifenverwaltung die Gelegenheit bot, auch diefes Bedürfnig der Armenverwaltung 
durch eine eigene ſtädtiſche Anftalt zu befriedigen. 


Nah Herftellung der Waifen-Erziehungsanftalt in NRummelsburg war ein 
Theil der Räume des alten Waifenhaufes in der Stralauerftraße für das Waifen: 
depot,'*) fo wie für die Bureau's der Waifenverwaltung und für Dienftwohnungen 
von Beamten diefer Verwaltung refervirt worden, während die übrigen Räume des: 
jelben, wie oben jchon bemerkt, von dem Filial des Arbeitshaufes eingenommen wurden. 


Eine der Stadt zugefallene Erbſchaft — fiber welche weiter unten in dem 
jpeziell von der Waifenverwaltung handelnden Abſchnitt das Nähere mitzutheilen fein 
wird — hatte die Veranlaffung gegeben, für die Waifenverwaltung, ſoweit dieſelbe 
noch auf das Haus in der Stralauerftraße angewieſen geblieben war, ein eigenes 
Gebäude in der Alten Iakobftraße Nr. 33 zu erbauen. Nachdem daffelbe im Jahre 
1877 von der Waifenverwaltung in Belit genommen war, wurden die in dem Haufe 
Stralauerftraße Nr. 58 frei gewordenen Räume zu einer Männer:Siedhen: 
anftalt eingerichtet. Auch diefe Anftalt blieb vorläufig unter der Verwaltung bes 
Arbeitshausdireftors, welcher diefelbe, wie die des Arbeitshaufes, defjen Filial-Hojpitals 
und der Irren:Verpflegungsanftalt unter der Kontrole der Armen-Direktion, Abtheilung 
für die Arbeitshausvermwaltung, zu führen hatte, 

Dagegen war bie Verwaltung der Frauen = Siechenanftalt wie die der ftädti- 
ſchen Kranfenhäufer, über welche im Abjchnitt IX. berichtet ift, der Deputation für 
die Öffentliche Gefundheitspflege beziehungsweiſe den aus derjelben für die einzelnen 
Anftalten gebildeten Spezialkuratorien unterftellt. 


*) Bergl. Berwaltungsbericht pro 1851/60 ©. 75, 76. 
**) Bergl. Verwaltungöbericht pro 1851/60 €. 91. 
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Diefe Deputation fteht ohne eine Verbindung mit der Armen:Direftion un: 
mittelbar unter dem Magiftrat. Dafjelbe Reffortverhältnig befteht jeit den Inſtruktionen 
vom Sabre 1859, deren mwejentlicher Inhalt in dem Verwaltungsbericht pro 1851 bis 
1860*) mitgetheilt ift, für die Armen- Direktion, Abtheilung für die Arbeitshaus- 
verwaltung und die Armen:Direktion, Abtheilung für die Waijenverwaltung, jedoch 
mit dem Unterjchieve, daß „zur Aufrechthaltung gleicher Grundfäge im gefammten 
Armenwejen“ einerjeits dem Borfigenden des Plenums der Armen:Direktion eine gewiſſe 
Einwitfung auf die Beihlüffe der Abtheilungen vorbehalten ift, andererfeits die Theil: 
nahme einiger Mitglieder der Abtheilungen an dem Plenum vorgejchrieben: ift. 

Nur das Kuratorium des Frievrih-MWilhelms-Hofpitals befindet fich gegenwärtig 
noch in der unmittelbar dem Plenum der Armen-Direktion untergeordneten Stellung, 
welche früher die Kuratorien jämmtlicher Armenanftalten einnahmen. Alle anderen 
Anftalten waren im Laufe diefer und der vorhergegangenen zehnjährigen Berichts: 
periode vollftändig oder doch nahezu vollftändig von der Armen-Direktion unabhängig 
geworden. 

Denn es unterjtanden die Verwaltungen 

1. des ftädtifchen Krankenhauſes im Friedrichshain, 
2. des Baradenlazareths in Moabit, 
3. der Frauen-Giechenanftalt 


den aus der Deputation für die öffentliche Gejundheitspflege für jede diefer Anftalten 
gebildeten Spezial-Kuratorien ;**) 


4. des Arbeitshaufes, 
5. des FFilial-Hofpitales*’**) des Arbeitshaufes, 
6. des Männer-Siechenhaufes, 
7. der Irren-Berpflegungsanftalt 
der Armen-Direktion, Abtheilung für die Arbeitshausverwaltung ;}) 


8. der Waifen:Erziehungsanftalt in Rummelsburg und des Waifendepots 

der Armen-Direftion, Abtheilung für die Waijenverwaltung. 
Es unterliegt gegenwärtig der Erwägung, ob diefe Organifation der gejchloffenen 
Armenpflege ganz unverändert aufrecht erhalten werden kann, oder ob nicht, mit 


*) Bergl. dort ©. 113 und 87. 
+) Diefen tritt gegenwärtig noch binzu dad Kuratorium für die Srrenanftalt in Dallborf. 
+), Nicht allein die Fürforge für Geiſteskranke jcheidet wegen der Begründung der neuen Irren- 
anftalt aus dem Reflort der Armen-Direktion, Abtbeilung für das Arbeitshbaus, jondern auch das 
Männer-Eiehenhaus, welches dem Kuratorium für die Frauen-Siechenanſtalt mit überwiejen wird; 
das Filial-Hofjpital ded Arbeitähaufes geht ald ſolches ein, da die bejcholtenen Hofpitaliten in einem 
eigenen Gebäude des neuen Arbeitähaufes in Rummelsburg untergebradyt werden. 
+) Ihr unterfteht auch das Afyl für nächtlich Obdachloſe, über das im Abjchnitt XII. Näheres 
mitgetheilt werben wird. 
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Rücjiht auf ihren inneren Zufammenhang mit der offenen Armenpflege, insbejondere 
mit Rüdfiht auf die ganz analogen Berhältniffe, welche in Betreff der Wieder: 
einziehung der Koften von verpflichteten Privatperfonen und Armenverbänden ob: 
walten, Modifikationen in derjelben eintreten follen. 

Wie aber auch diefe Frage der formellen Organifation entſchieden werden mag, 
bei dem materiellen Zufammenhange aller Zweige der Armenverwaltung ift es jeden: 
falls Aufgabe diefes Berichtes, die finanziellen Ergebniffe der verſchiedenen, theils im 
Abſchnitt IX. bereits beiprochenen, theils in den nächften Abjchnitten (XI. bis XV.) 
im Einzelnen darzuftellenden Zweige der Armenverwaltung zufammenzuftellen und da— 
durch das allgemeine Bild zu ergänzen, welches die dem XV. Abjchnitt des erjten 
Theils beigegebene Tabelle B. in den Kolonnen V. und VI. von der materiellen Be- 
deutung des Armenwejens und der Krankenpflege für den Stadthaushalt gegeben hat. 


Wir verfuchen diefer Aufgabe durch die unten folgenden vier Tabellen zu 
genügen und bemerfen zu deren Erläuterung Folgendes: 


Die Tabelle I. zeigt: 


1. das jährlihe Anwachſen der Eivilbevölferung und der Bruttofoften des 
gefammten Armenweſens.“, Es ergiebt fih aus Kolonne 2 und 4, daß 
in fünf Jahren (1863, 1865, 1869, 1873, 1874) dieſe Koften in ge 
ringerem Verhältniß, in den anderen elf Fahren in höherem Verhältniß 
geftiegen find als die Bevölkerung. Unter den lepteren treten die Jahre 
1866 und 1871 durd eine befonders unverhältnißmäßige Steigerung der 
Koften hervor. Es hängt dieſes theils mit den in diefen Jahren geführten 
Kriegen, theils mit den in denfelben herrſchenden Epidemien (1866 Cholera, 
1871 Poden und Typhus) zufammen; 

2. die Steigerung der Koften der offenen und der gefchloffenen Armenpflege. **) 


*) Die bier in Kolonne 3 gegebene Summe diejer Koften ftinmt nicht vollſtändig mit den 
Beträgen, welche fi aus einer Zufammenrechnung der in Kolonne 5 und 6 der zu Abjchnitt XV. Des 
erjten Theils gelieferten Iabelle ergeben. Es erflärt ſich dies Daraus, daß die dortige Kolonne 5 in 
den betreffenden Jahren aud die Koften für den Bau der ftädtiichen Krankenhäuſer entbält, ſowie 
daraus, daß dort durchgehends die aus anderen Gtats für Anftalsverwaltungen gezablten perjonellen 
Koſten den Ausgaben der betreffenden Verwaltungen zugelegt find, während bier, in Nebereinjtimmung 
mit dem bei der Aufjtellung der ftatiftiichen Tabellen zum Verwaltungebericht für die Jahre 1851 
bis 1860 beobachteten Verfahren, nur die Etat? und Rechnungen der Armen» und Krankenhaus— 
verwaltung zu Grunde gelegt find. 

*) Streng genommen hätten in die Tabelle II. aud die Koften für in fremden Siechen— 
anjtalten wie für in Blinden» und Adiotenanftalten untergebradhte Perjonen aufgenommen werden 
müffen. Um die Summe diefer Beträge bätten ſich dann die Koften der in Kolonne 1 der Tabelle 11. 
und in Kolenne 7 der Tabelle I. aufgenommenen Koften der aeichloffenen Armenpflege erböbt. Da 
aber dieſe, übrigens verbältnißmäßig unbedeutenden Beträge in den ftatiftijchen Tabellen des Ver— 
waltungsberichtes pro 1851,60 der offenen Armenpflege zugerechnet find, jo würde ed eine Ver— 
gleihung der VBerwaltungsergebniffe unferer Berichtöperiode mit denen früherer Jahre erihwert haben, 
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Bei einer Vergleihung beider miteinander (ſiehe Kolonne 6 und 8) ergiebt 
fh, daß in allen Jahren, in welchen eine im Vergleich mit dem An: 
wacjen der Bevölkerung unverhältnigmäßige Steigerung der geſammten 
Ausgaben ftattgefunden hat, dieſe — mit Ausnahme der Jahre 1867 
und 1876 — in weit höherem Mafe bei der gejchloffenen, als bei der 
offenen Armenpflege eingetreten ift, — eine Erfcheinung, welche wiederum 
in ganz hervorragender Weife fich bei den beiden Jahren 1866 und 
1871 zeigt, indem das erftere für die geichloffene Armenpflege eine Stei- 
gerung von 33, pCt., das lettere von 26,7 pCt. gegen das Vorjahr 
aufweilt; 

3. das prozentuale Verhältniß, in welchem beide Arten der Armenpflege an 
den Gejammtausgaben betheiligt waren (Kolonne 9 und 10). Die im 
Eingang diejes Abfchnitts gemachte Bemerkung, daß in unferer Berichts: 
periode eine jehr erheblihe Ausdehnung der gejchloffenen Armenpflege 
ftattgefunden habe, findet hier ihre zahlenmäßige Beitätigung. Während 
im Jahre 1861 von den gefammten Ausgaben 58,, pCt. auf die offene, 
41,; pCt. auf die gejchlofjene Armenpflege fielen, hatte fih im Jahre 
1876 dies Verhältniß nahezu umgekehrt, indem die gejchlofjene Armen: 
pflege mit 57,, pCt., die offene mit 42,, pCt. an der gefammten Aus: 
gabe betheiligt waren. *) 

Die Tabelle II. macht erfichtlih, wie innerhalb der geſchloſſenen Armen: 
pflege die Ausgaben ſich auf die verjchiedenen Anftaltsfategorien: auf die Kranken: 
anftalten, die ſtädtiſche Siechenanſtalt,“') das Friedrih-Wilhelms-Hofpital, das Arbeits: 
baus mit der Irrenanftalt, die Waijen : Erziehungsanftalt mit dem Waijendepot 
vertheilen. Sie ergiebt, daß die Waifenanftalten und die Kranfenhäufer hier in erjter 
Linie jtehen, daß aber vom Jahre 1868 ab in immer fteigendem Maße die Ausgaben 
für die Kranfenhäufer abjolut und relativ die für die Waifenanftalten überfteigen. 


wenn von dem damald beobachteten Verfahren abgewichen worden wäre. Dagegen jchien es nicht 
gerechtfertigt, auch jept, wie Damals geicheben, die für nicht in Anftaltspflege, jondern bei Familien 
in Koft untergebrachten Waiſenkinder entjtandenen Ausgaben der geichlofienen Armenpflege zuzuſetzen, 
da es bier nicht darauf ankommt erfichtlich zu machen, was die Waijenverwaltung im Ganzen kojtet 
(dies wird ſich aus Abjchnitt XV. ergeben), jondern darauf, was die Anjtaltsverpflegung von 
Waiſenkindern koſtet. Aus diefem Grunde find jept die Koſten für die Waijenfoftpflege der offenen 
Armenpflege zugerechnet (Kolonne 5 Tabelle 1.) 

*) Noch auffallender zeigt fih die in diefer Beziehung eingetretene Umwandlung des Ber 
hältnifjes beider Arten der Armenpflege, wenn man auf die vor unjerer Berichtsperiode liegenden 
Jahre zurüdgebt. Die im VBerwaltungäbericht pro 1851,60 ©. 184, 185 gegebene Tabelle zeigt, 
obgleich, wie in der vorftehbenden Note bemerkt, damals die Koften der Waijenkojtpflege der 
geſchloſſenen Armenpflege zugerechnet wurden, daß in der ganzen Periode von 1831,60 auf Die 
geichloffene Armenpflege, mit Ausnabme der Iabre 1831/33 (wo fie zwiichen 36 und 42 pG&t. in 
Aniprud nahm), nicht mehr als zwiſchen 24,30 und 34,35 p&t. der gelammten Ausgaben des Armen: 
weiens fielen. 

**) Vergl. die Ann. 2 oben. 
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Die Tabelle II. behandelt die Ausgaben für die geſchloſſene Kranken— 
pflege fpeziell nad) den einzelnen von der Armenverwaltung benugten Krankenanftalten 
(Kolonne 2—4, 7—15); fie weiſt zugleih (Kolonne 6 und 17) das Verhältniß nach, 
in welchem die gejammten Koften der gejchloffenen Krankenpflege auf die fremden 
und auf die ftädtifhen Kranfenanftalten gefallen find. Wenn erft in den Sahren 
1875 und 1876 der Antheil der leßteren dem der eriteren nahezu gleichfommt, fo 
rührt dies daher, daß erſt in diejen beiden legten Jahren unferer Berichtsperiode 
das Krankenhaus im Friedrichshain und das Baradenlazareth in Moabit in volle 
Wirkſamkeit zu treten anfingen. Wenn auch von den früheren Jahren 1866, 1871 
und 1872 eine hohe Betheiligung ſtädtiſcher Anftalten (zwiſchen 32, pCt., 34,4 pEt., 
37,1 pCt.) an den Koften der gejchloffenen Krankenpflege aufweiſen, jo war dies, wie 
bereit8 angedeutet, eine Folge der in diefen Jahren herrſchenden Epidemien. 

Die Tabelle IV. endlich ift beftimmt, die Einnahmen erfichtlih zu machen, 
welche durch Wiedereinziehung von Koften theils von den Unterjtügten ſelbſt, theils 
von den alimentationspflichtigen Verwandten, theils von anderen Armenverbänden 
erzielt wurden und das Verhältniß klar zu ftellen, in welchem der Betrag diejer Ein: 
nahmen zu den Bruttofojten der offenen, ver geichloffenen und der Armenpflege über: 
haupt jtand. Dies Verhältniß ftellt fich bei der gefchlofjenen Armenpflege jehr viel 
günftiger als bei der offenen. Es hat dies feinen Grund darin, daß in den öffent- 
lihen Kranfenanftalten jehr häufig Perſonen auf eigene Meldung aufgenommen werden, 
deren Zahlungsfähigkeit oder anderweite Ortsangehörigkeit fich fpäter herausftellt. 

Eine ähnliche Zufammenftellung auch über die fonftigen, in den verfchiedenen 
Zahren jehr verjchiedenen direkten Einnahmequellen der in den Tabellen I. bis II. 
behandelten Zweige der Armenverwaltung zu liefern, erjchien um fo weniger zwed- 
mäßig, als die hier eingetretenen Veränderungen zu einem großen Theil auf veränderten 
Buchungen beruhen. So ift 3. B. die Wildpretfteuer bis zum Jahre 1869 (in diefem 
mit 78,466,8 ./.) bei der Haupt-Armenkafje, vom Sahre 1870 an aber bis zu ihrer im 
Jahre 1875 gleichzeitig mit der Schladhtiteuer erfolgten Aufhebung bei der Steuer: 
verwaltung in Einnahme gejtellt. Der Staatsbeitrag zu den Koften der Armen: 
verwaltung hat eine andere Verwendung erhalten, *) die Kolleftengelver und ver: 
Ichiedene andere Einnahmen find von der Haupt-Armenkaſſe auf die Stiftungsfaife 
übergegangen u. f. w. Eine PBergleihung der Einnahmen der in den Abjchnitten 
X. bis XV. behandelten Zweige der Armenverwaltung, jomweit diefe nicht aus der 
Wiedereinziehung von Koften erwachſen find, ift daher unthunlich und konnte eine 
Zufammenftellung derjelben um jo mehr unterbleiben, als die Tabelle B. des XV. Ab- 
Ihnittes erften Theils in Kolonne VI. und V. die Gejammteinnahmen der Armen- 
verwaltung und der Verwaltung der Krankenhäufer gegeben hat. 


*) Vergl Heft I. ©. 105. 
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Summa Bon den Koften Kolonne 1 fallen auf 
der Koften | 7 EUER Vom VE TREE DZ . : 
Sr De : die Waiſen⸗ 
für die die geſchloſſene das Friedrich⸗ das Arbeitshaus | Grsispungsanftalt in 


Jahr. | geichloffene | Krankenpflege (eigene | die Siechenanftalt nebit Filial und 




















Armen: |und fremde Anjtalten) a Su a Irrenanſtalt ren 
pflege. | nad) nad) nad) nad nad) 
aM aM Prozenten. Prozenten. Prozenten. M Prozenten. M Prozenten. 
1: | 5 | a | 5 | 8. 9. 10. | 1. 
| } | 
1861 758 132 238 240 | öl, 17 957 24 89 329 l1,s 153 684 | 20,3 258 922 341 
1862 810 096 241 101 30,0 18 340 20 92 640 11, 186 678 | 23,0 271 337 83,5 
1863 830 638 266 076 32,0 19 170 23 95 349 1l,; 187 929 | 22% 262 114 öl, 
1864 917 977 335 532 36, 19 332 2, 97 307 10, 195 872 | 21, 269 934 29,4 
1865 349 664 338 466 35,7 19 778 21 97 165 10, 210 428 22, 283 827 29,3 
1866 | 1268 858 533 701 | 42, 37413 2.3 103 274 8,1 229 337 18,1 365 133 28,3 
1867 | 1307659 448 144 | 34, 31185 24 113 849 8,7 260 412 19,3 454 069 34,7 
1868 | 1479890 517 634 35,0 28 939 20 154 029 10,4 300 319 20,2 478 969 32,4 
1869 | 1459 839 526 788 36,1 30033 | 21 125 969 8,5 278570 | 19,1 498 479 34,1 
1870 | 1606 382 638625 39,8 32708 | 2,0 123 447 1,7 300 566 18,7 511 036 3l,s 
1871 | 2034 563 924 680 45, 34 354 1, 127 505 6,3 395 487 19,5 552 537 27,1 
1872 | 2381 774 | 1118153 46,» 37655 ls 144 133 6,0 482 613 20,3 599 220 | 25,2 
1873 | 2442 099 | 1051 744 43,1 39 788 ls 172 684 Tyı 535 129 21,3 642 754 26,3 
1874 | 2443 141 960 609 39,3 56 055 23 192 644 7,9 565915 | 23a 667 918 27, 
1875 | 2800737 | 1314142 | 46, 50 647 | l,a 173 811 | 62 621357 | 22.2 640 780 22, 
1876 | 2870836 | 1376101 | 47, 57 708 | 20 178.662 | 6, 610 701 | 213 647 664 | 22, 
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XI. 


Die von dem Plenum der Armendireftion unmittelbar 
refjortirende geſetzliche Armenpflege. 


Wie bereits im vorigen Abjchnitt erwähnt, ift die Organifation der offenen 
Armenpflege im Wefentlichen unverändert geblieben. Die Ausdehnung der Stadt und 
die ftarfe Zunahme der Bevölkerung hat aber eine erhebliche Vermehrung der die 
Armenpflege unmittelbar ausübenden Organe und eine Verftärkung der Mitgliederzahl 
der diefe Ausübung leitenden und fontrollivenden Verwaltungs-Deputation — welder 
der Name „die Armen:Direftion” verblieben ift — veranlaßt. 

Die Zahl der Armen:Kommiffionen — deren Bezirke innerhalb der biftorischen 
Stadttheile jo gebildet find, daß fie nicht Theile eines Stadtbezirkes, fondern nur 
ganze Stadtbezirfe umfaſſen — ift von 72 auf 157 geitiegen. In der Armen: 
Direktion find gegenwärtig wie am Schluß der legten zehnjährigen Berichtsperiode, 
10 Magiftratsmitglieder thätig; dagegen iſt die Zahl der ihr angehörigen Stadt: 
verordneten von 7 auf 10, die der Bürgerdeputirten gleichfalls von 7 auf 10, die 
der Aſſeſſoren von 3 auf 4 erhöht, von denen jedoch Einer ſpeziell den Abtheilungen 
für die Arbeitshaus: und Waifenhausverwaltung überwieſen ift. 

Unter den Bürgerdeputirten befinden ſich wie früher ein Geiftlicher, zwei 
medizinalstechnifche Mitglieder und der jevesmalige Vorfigende der Armen:Kommifjions- 
Vorjteherverfammlung. 

Die vier Affefforen’) find feit dem Jahre 1870 als Dezernenten nur in den= 
jenigen Angelegenheiten befchäftigt, deren Bearbeitung eine juriſtiſch-techniſche Quali— 
fifation erfordert, fie haben aljo insbefondere zu bearbeiten: 

1. die Feſtſtellung der Drtsangehörigkeit, 
2. die Wiedereinziehung gemwährter Unterftügungen von den verpflichteten 
Privatperfonen und Kommunalverbänden in und außer dem Prozeßwege, 


*) Bergl. über die Gründe, weldye zur Anjtellung diejer Beamten führten, Berwaltungsbericht 
1851,60 ©. 51. 
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3. die Erftattung von Armenkoften an auswärtige Kommunen, 
4. die Nachlaßregulirungen. 


Wie groß der Umfang diefer Gejchäfte ift, erhellt Ichon aus dem Umftand, daf 
im Jahre 1876 allein beim Plenum der Armen-Direktion 648 Prozefje gegen privat: 
rechtlich Verpflichtete bei den ordentlichen Gerichten und 322 Prozeſſe gegen auswärtige 
Armenverbände bei den Verwaltungsgerichten, zuſammen 970 Prozefje geführt worden 
find und daß die beim Kofteneinziehungsbüreau in demfelben Iahre zur Einziehung und 
Vereinnahmung gelangten Beträge die Summe von 362 601,5; „A. erreicht haben. 

Die bei dem Eintritt der Armen-Afjefforen im Jahre 1853 dieſen übertragenen, 
die Kontrole der Armen-Kommifjionen berührenden Gejchäfte find bezirksweiſe unter die 
übrigen Mitglieder der Armen: Direktion vertheilt. Dieſe Bezirfsdezernenten haben 
durch die Revifion der fogenannten Monatsberichte der Armen-Kommiffionen, in welchen 
diefe Rechenschaft über die von ihnen im Laufe des verflojfenen Monats gewährten 
Unterftügungen ablegen, wie dur möglichit häufige Anweſenheit in den Konferenzen 
der Armen-Rommijfionen ſich eine lebendige Anihauung von dem Verfahren derjelben 
zu verſchaffen, irrthümlichen Auffaffungen derfelben entgegenzutreten und die gleich 
mäßige Anwendung der von der Armen: Direktion angenommenen VBerwaltungsgrund: 
jäge zu überwachen. 

Die Unterftügungen, welche in der polizeilichen Armenpflege, abgejehen von der 
ummittelbaren Krankenpflege, gewährt werden, find im Wefentlichen auch jegt: 


1. das Almojen, eine monatliche fortlaufende Unterftügung, die nur in 
Folge hohen Alters, bei dauernder Krankheit und Erwerbsunfähigkeit ge: 
währt wird, 

2. das Pflegegeld, eine Beihülfe, welche Müttern behufs Erziehung und 
Verpflegung ihrer Kinder bis zu deren vollenvetem 14. Lebensjahre zu 
Theil wird, 

3. die außerordentlihen Unterftügungen, welche bei eingetretener 
Hülfsbedürftigkeit, die vorausfichtlicd vorübergehender Natur ift und durch 
zeitweije Arbeitslofigfeit oder durch Krankheit bedingt wird, bis auf Höhe 
von 15 „A von den Armen: Kommijfionen bewilligt, die aber auh Al 
moſen- und Pflegegeldempfängern neben ihrer laufenden Unterftügung zu 
Theil werden können. 


Wie hoch die Zahl der Almofenempfänger und der Pflegefinder in den einzelnen 
. Jahren unjerer Berichtsperiode gewejen, in welchem Verhältniß diefelbe zu der Eivil- 
bevölferung geitanden hat, was in jedem Jahre an Almoſen und Pflegegeldern gezahlt 
it, was davon durchichnittlic auf einen Almojenempfänger und auf ein SPflegefind 
fällt, was an Ertraunterftügungen im Ganzen gezahlt ift, und wieviel davon die Al- 
moſen- und Pflegegeldempfänger einerjeits, andererjeits fortlaufend noch nicht unter: 
ftügte Perſonen empfangen haben; wie body fid dancd die Bruttofojten in dieſem 
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Zweige der Armenverwaltung geftellt haben; endlich, wie viel von den ſämmtlichen 
verausgabten Unterftügungen wieder hat eingezogen werden können, ergiebt die neben: 
jtehende Tabelle 1. 

Es hat, wie aus derjelben erfichtlich, 

1. die Zahl der Almofenempfänger und der Pflegefinder auch in diejer Be 
richtsperiode*) nicht nur nicht in einem unverhältnigmäßigen Maße zugenommen, es 
find fogar auf 100 Eivileinwohner in jedem Jahre weniger Almojenempfänger vor: 
handen gewejen, als in den Jahren 1831—1860.'*) In der Reihe diefer Jahre wies 
das leßtere — das Jahr 1860 — die niedrigfte Verhältnißzahl auf: 1, Almofen: 
empfänger auf 100 Einwohner. In unjerer Berichtsperiode hat dieje Verhältnißzahl 
zwilchen 1, im Jahre 1861 und O,, im Jahre 1874 geſchwankt. 

Und die relative Zahl der Pflegefinder, wenn fie auch in einzelnen Jahren 
etwas höher geweſen ift, als im Jahre 1860, hat doch feit 1870 fonftant abgenommen, 
jo daß jie in den letzten vier Jahren niedriger war, als in irgend einem Jahre 
feit 1833. 

Dagegen bat 

2. wiederum wie in der vorigen Berichtsperiode das Maß der den Almofen: 
empfängern und den Pflegefindern gewährten Unterftügung — was bei dem fort: 
gejegten Sinken des Gelowerthes nicht befremden kann — jehr erheblich zugenommen. 
Während im Zahre 1860 ein Almojenempfänger durhichnittlih 89,90 AM erhielt, 
ftieg der durchfchnittlihe Betrag der Alınofen von 91,31 „A im Jahre 1861, auf 
129,94 HM. im Jahre 1876 und der durchſchnittliche Satz des Pflegegeldes von 46, H. 
im Jahre 1861, auf 65,33 „A im Jahre 1876. Es ift aljo jeit dem Jahre 1861 
eine Steigerung von 41 pCt. jowohl bei den Durchſchnittsraten des Almofens wie des 
Pflegegeldes nachzumeifen. 

3. Wenn in den Ertraunterftüßungen — wie in dem leßten zehnjährigen Ber: 
waltungsbericht bereits bemerkt wurde — vorzugsweife der jpezielle Zuftand jedes 
einzelnen Zahres zum Ausdrud kommt, jo find die Jahre 1866, 1867, 1868, 1869, 
1870, 1871 und 1876, in denen die Summe der Ertraunterftügungen nicht nur abjolut, 
fondern aud relativ im Verhältniß zur Bevölkerungszahl die höchften waren, Die 
jenigen gewejen, in welchen die Subfiftenzfähigkeit der arbeitenden Klaffen am meiften 
erjchüttert war. 

Und wenn die Jahre 1872, 1873, 1874 gegen 1871 einen erheblichen Rück— 
gang in der Summe der bewilligten Ertraunterftügungen zeigen, fo fteht das im Ein: 
Hang mit dem Aufſchwung der gewerblichen Berhältniffe und der Steigerung des 
Lohnes aller Handarbeiter in diefer jogenannten Gründerperiode, während die Zahlen 
der Zahre 1875 und 1876 auch hier den eingetretenen Rückſchlag erkennen laſſen. 


*) Vergl. Verwaltungsbericht 1851/60 ©. 47. 
*) Bergl. Berwaltungsbericht 1851/60 ©. 172. 
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4. Die Steigerung der Ausgaben ift troß der Erhöhung des Mafes der einzelnen 
Unterftügungen — wie eine Vergleihung der Kolonne 16 mit Kolonne 3 ergiebt —, 
in Folge der Abnahme der Zahl der unterftügten Perſonen in ſechs Jahren (1863, 
1864, 1865, 1871, 1872, 1873) verhältnißmäßig geringer gemwejen, als das An: 
wachſen der Bevölkerung. In den anderen Iahren dagegen hat die Erhöhung des 
Maßes der Unterftügungen eine im Vergleich zu dem Anwachſen der Bevölferung un: 
verhältnigmäßige Steigerung der Ausgaben herbeigeführt, am ftärfjten in den, auch 
eine — wenngleich nicht erheblihe — prozentuale Vermehrung der Zahl der Unter: 
ftügten aufweijenden Jahren 1866 und 1867 (Krieg, Cholera und deren Nachwehen), 
in weldhen die Differenz der Verhältnißzahlen 8,4 reip. 7,5; beträgt. 

5. Was auf die Unterftügungen durch Wiedereinziehung von Koften in Rück 
einnahme gekommen, ift verhältnigmäßig fehr unbedeutend, da, wie die legte Spalte 
der vorgehefteten Tabelle angiebt, die wieder eingezogenen Summen in mehreren Sahren 
noh unter 1 p&t. der Bruttoausgaben zurüdgeblieben find, in feinem Jahre 2 pEt. 
derjelben erreicht haben. 

Eine befondere in unferer Armenverwaltung, wie in derjenigen mehrerer 
anderen deutjchen Städte, übliche Art der Unterftügung ift die Bekleidung armer 
Konfirmanden. Als ein Theil der polizeilichen Armenpflege kann fie nur dann 
betrachtet werden, wenn die erbetene Bekleidung nicht nur zum Zwecke der Konfir- 
mation, jondern auch aus einem an fich vorhandenen abjoluten Bedürfniß beanfprucht 
wird. Auf diefen Gefichtspunkt find die Armen-Kommiffionen neuerdings aufmerkſam 
gemacht und angewiejen worden, bei Prüfung derartiger Geſuche darauf zu achten, 
ob die erbetene Kleidung nicht etwa theilweife ſchon vorhanden if. Daß diefer Ge- 
ſichtspunkt nicht allgemein feftgehalten wurde, ift um fo begreiflicher, als einerfeits die 
Armen:Direktion nicht ausſchließlich auf die polizeiliche Armenpflege bejchräntt if, — 
worauf noch jpäter im Abfchnitt XVI. des Weiteren zurüdzufommen fein wird —, und 
als andererfeits nad) einer an fich jehr Löblichen Sitte auch mit der Noth des Lebens 
tingende Eltern ihre Kinder bei der feierlichen gottesvienftlichen Handlung der Kon: 
firmation in wohlanftändigem Anzug auftreten zu ſehen wünſchen. Hieraus erklärt 
es fih wohl, daß die Koften für diefe Art der Unterftügung, wie die nachfolgende 
Tabelle ergiebt, fi im Laufe unferer Berichtsperiode faft verdreifacht haben. 
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Tabelle II. 
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Die in den beiden oben abgedrudten Tabellen zujanmengeftellten Ausgaben 
find dur die Fürforge für foldhe Perfonen entftanden, welche, wenn nit aus: 
ſchließlich,) jo doch zum größten Theil entweder noch nicht oder nicht mehr arbeits: 
fähig find. Es kann ſich aber die polizeiliche Armenpflege nicht auf foldhe abjolut 
arbeitsunfähige Perfonen beſchränken. Sie muß auch bei an ſich arbeitsfähigen Per: 
jonen eintreten, welche, allein auf den Erwerb ihrer Arbeit angewiefen, die durch 
eigene oder ihrer Angehörigen Erkrankung eintretende Erjchütterung ihres Haus: 
haltes aus eigenen Kräften zu überftehen außer Stande find und fich gegen eine folche 
Kalamität nicht durch den Beitritt zu einer Krankenkaſſe verfihert haben. Solche 
Krankenkaſſen beftehen auf Grund ortsftatutarifcher Beitimmungen für Genofjen der 
Gewerke und Fabrifarbeiter in Berlin feit langer Zeit. Neuerdings hat das Reichs: 
geiep vom 7. April 1876 über die eingefchriebenen Hülfskaffen die Möglichkeit, diejen 
Weg der Selbfthülfe unter von dem Gejeg gegebenen Garantien zu bejchreiten, allen 
Volksklaſſen zugänglich gemacht. Die Wirkungen diefes Geſetzes auf die Armenver: 
waltung würden ſich aber erjt nach dem Ablauf unferer Berichtsperiode zeigen können. 
Ob fie erhebliche fein werden, fteht nach den bisher über die Gründung von ein- 
geihriebenen Hülfskaſſen gemachten Erfahrungen dahin. Vorläufig find nach dem 
Art. 2 des Neichsgejeges vom 8. April 1876, betreffend die Abänderung des Titel VII. 
der Gewerbeordnung die vorhandenen Gewerks- und Fabrifarbeiterfaffen mit den durch 
Ortsftatut beftimmten Rechten und Pflichten der Arbeitsnchmer und Arbeitsgeber be: 
ftehen geblieben. Im einer Stadt aber, in welcher ſich täglich) auch aufer dem eigent: 
liden Handwerk und dem Betriebe der Fabriken taufende von Händen in der Ver: 
rihtung der niederen für die Produktion und Konfumtion einer Million Menfchen 
nothwendigen Dienfte rühren, bleibt troß jener Kaffen der von der Armenverwaltung 
zu übenden Krankenpflege ein weites Feld. 

In der DOrganifation derfelben ift — infoweit es fih um die Krankenpflege 
im Haufe des Hülfsbedürftigen handelt — eine erhebliche Aenderung nicht eingetreten. 
Doch hat dem durch das Anwachjen der Bevölkerung und die Ausdehnung des Stadt: 
gebietes bedingten Bedürfniſſe entiprechend die Zahl der Medizinalbezirfe und der darin 
fungirenden Armenärzte vermehrt werden müſſen. Auch eine anderweite Eintheilung 
der bejtehenden Medizinalbezirfe hat ji als nothwendig erwieſen. Die in der Mitte 
der Stadt belegenen Bezirke, die dauernd nur eine geringe Krankenzahl aufzumeijen 
hatten, fonnten vergrößert, die an der Peripherie belegenen, in welchen die Zahl der 
Kranken ftetig wuchs, mußten verkleinert werden. Bei der Begrenzung der Medizinal: 


*) Die Summen in Kolonne 15 der obigen Tabelle I. geben einen obngefähren Anhalt zur 
Beurtbeilung deſſen, was, abgejehen von der direften Krankenpflege, für nur zeitweije erwerbeunfäbige 
Perſonen verausgabt worden ift. Ein erbeblicher Theil dieſer Summen, wie audy der in Kolonne 13, 
14 aufgeführten würde — wenn er in Zablen nadıgewiejen wäre —, da meijtentbeild Krankheit der 
Grund zur Gewährung von Ertraunterftügungen ift, den Koften der Armen-Kranfenpflege zuzu— 
rechnen jein. 
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bezirke ift ein durchſchnittlicher Krankenbeſtand von 700— 800 jährlich zur Norm ge: 
nommen worden, 

Die Zahl der Armenärzte betrug im Sahre 1861 38, am Schlufje des 
Jahres 1876 50; von den 11 Armenwundärzten, welche im Jahre 1861 in der 
Armenheilpflege beſchäftigt waren, befand fih 1876 nur noch einer in Funktion. Die 
Heinen chirurgiſchen Hülfsleiftungen bei Armenkranfen wurden von Seilgehülfen, deren 
Zahl im Jahre 1876 47 betrug, nach einer beſtimmten, vor einigen Jahren an: 
gemeffen erhöhten Tare ausgeführt. Für derartige SHülfsleiftung bei kranken Frauen 
find Hebammen, die nach derjelben Taxe zu liquidiren haben, engagirt. 

Die Behandlung bei jpeziellen Leiden haben mit dankbar anerkannten 


Tabelle ITI. 








Zahl der Verordnungen Arzneifojten 
Zahl Auf 

Im | der armen ee 

pi wohner pro 
Sabre. Haus⸗ Haus: | Überhaupt. | pro Kopf. | überhaupt. | pro Kopf. 
Franken. ie Verordnung. 

0 wi W7, „U A, 
1861 30 557 9,78 124 526 4,os 46 178,05 1,51 37 
1862 30 237 9,50 122 971 4,07 43 031,0 l,ıa 35 
1863 29 169 9,05 120 649 4, 48 716,.r ler 40 
1864 30 772 9,02 117 950 3,83 53 502,83 1, 45 
1865 30 427 4:6 115 428 | 3,19 49 133,23 1... 43 
1866 34 917 9,39 125 811 3,60 58 063 ,us 1,ss 46 
1867 35 445 d,18 145 860 4,12 65 565,50 l,ss 45 
1868 | 44793 6 | 173480 | 3% | 851545 | Im | 9 
1869 43 328 5,83 164 667 3,50 82 984,00 1,2 50 
1870 47 1% 6,23 154 207 | 3,27 78 216,15 1,6 | Sl 
1871 50 026 6,21 147 717 | 2,05 84 363,00 1,3 97 
1872 35 437 4,19 112 562 | 3,18 69 404,20 1,36 | 62 
1873 28 480 3,23 86 789 | 3,05 54 598,16 l,aa | 63 
1874 28 575 — 39803 | Zu 59 814,10 2,0 | 67 
1875 30 646 5,24 49 721 | 3,35 70 830,30 2,31 | 71 
1876 34822 3,57 109735 | 3; 75 039, us | 68 
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Entgegenkommen verſchiedene biefige Aerzte unentgeltlih übernommen. Während 
den Armenaugenfranfen im Jahre 1876 7 Aerzte ihre Fürſorge widmeten, fun: 
girten 2 Aerzte für gehörkranfe Arme. Außerdem hatten ſich 3 Aerzte zur un: 
entgeltlihen Ausübung der hirurgifchen Praris bei Armenkranken erboten. Den an 
hroniſchen Krankheiten der Genitalien leidenden armen Frauen ift von 5 Nerzten 
der erforderliche Beiftand zu Theil geworden. 

Die Zahl der von dem geſammten, vorftehend erwähnten, ärztlihen Perſonal 
behandelten Kranken, wie den Ausgang dieſer Behandlung, die durch diejelbe veran- 
late Zahl der ärztlichen Verordnungen und die Koften derfelben weijet die hier fol- 
gende Tabelle III. nad). 





Von den in ihren Wohnungen behandelten armen Kranken 














b. Ei e. 
wurden blieben mußten 
4 vom | ungeheilt | vom vom en. vom |den Kranken: vom 
c. Schluſſe 
wurden | Sun: NEN Hun— Sun: des Hun⸗ bauſern Hun⸗ 
| veip. | ftarben. Jahres reſp. den 
delt. | dert. | blieben | dert. dert. in dert. | Sofpitälern | dert. 
| aus der |_ Behand: überwiefen 
Kur. lung. werden. 
4345 | 79,87 
All | 79,51 1239 4,10 1216 
240 | 78,30 1324 4,54 1108 
40 | 79,88 1454 4,13 1 219 
375 | 780 1548 | 5 | 12336 
| 76,6 1978 5,67 1454 
7 | 76,rs 1817 | 5,13 1 1424 





492 | 77,0 2440 9,45 1664 








4149 78,82 2115 A,ss 1566 
RW | 80,83 2415 5,13 1 369 
300 | 78,10 2650 | 50 | 118 
7189 | 76,8 1695 | 4,:s 1 009 
180 | 76,68 1353 | 4,15 828 
208 | 77,16 1478 | Sr 957 
3310 | 76,06 1736 | 5,67 938 


Su | 754 2000 | 5,5 | 1212 


1387 4,54 1246 
| 
| 
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Wie bei den Almofen: und Pflegegeldempfängern, jo hat auch bei der Zahl 
der armen Hausfranfen eine relative, ja in den Jahren 1872—1875 fogar eine ab- 
folute Verminderung ftattgefunden. Es fteht aber diefer Verminderung der Haus: 
franfen, wie fich weiterhin ergeben wird, eine ſehr bedeutende Vermehrung der in den 
Kranfenanftalten auf Koften der Armenverwaltung behandelten Perfonen gegenüber. 

Uebrigens wiederholt fi auch bei den Hauskranken die Erſcheinung, daß die 
Koften pro Kopf geftiegen find. Denn während diefe im Jahre 1862 auf 1, „AH 
ſich beliefen, fielen im Jahre 1875 von den verausgabten Arzneifoften auf den ein— 
zelnen Kranken 2,5 ./4 Da auf den einzelnen Kranken in jevem Jahre jeit 1870 
weniger ärztliche Verordnungen kamen, fo erjcheint dies auf den erjten Blick jehr auf: 
fallend. Es erklärt ſich aber einestheils aus den neu erfundenen theuern Arzneiftoffen, 
deren Verwendung auch in der Armenpraris unentbehrlich ift — wir nennen nur Brom: 
falium, Karbol, Salycilfäure. NAndrerfeits ift die Wirkung, welche das Sinken des 
Geldwerthes allgemein üben muß, auch auf diefem Gebiete nicht ausgeblieben, indem, 
abgejehen von den Preisfteigerungen, welche für Chinin- und Jodpräparate eingetreten 
find, die Arzneitare feit 1871 eine „Zare der Arbeiten“ geftattete, nach welcher der 
Apothefer von jever Subftanz, die auf Grund eines Nezepts zur Anfertigung einer Arznei 
gebraucht wird, für die Arbeit 3 43 berechnen kann, was alfo, wenn beifpielsweife zu 
einer fertigen Arznei vier Eubjtanzen gehören, die Verordnung um 12 5 gegen früher 
vertheuert. Auch geftattete die neue (in diefem Punkt übrigens wieder, doch erft im 
Jahre 1878 abgeänderte) Arzneitare, daß der Apotheker zu einer Salzlöfung, welche 
mit 15 4% berechnet wird, noch 5 4, für Filtration hinzurechnen konnte, jo daß dann 
eine Salzlöfung beim Vorfommen in einer Arznei mit 20 4) berechnet werden Fonnte. 

Die Behandlung der armen Hauskranken durch die Armenärzte zeigt in Betreff 
der geheilt und ungeheilt Entlaffenen, wie in Betreff der Geitorbenen in den in die 
obige Tabelle III. aufgenommenen Prozentjägen in den einzelnen Jahren annähernd 
gleiche Refultate, 

Dagegen ift die Zahl derjenigen Kranken, welche aus der armenärztlihen Be— 
handlung den Krankenhäufern refp. den SHofpitälern überwiefen wurden, abjolut und 
relativ ſehr erheblich geftiegen. Während eine ſolche Ueberweifung im Jahre 1861 
nur bei 7,,, von hundert Hauskranken erfolgte, gingen von 1872 an über 11 und 
12 vom Hundert in eine Anftalts-Behandlung und Verpflegung über. Hieraus wie 
aus der großen Zahl der unmittelbar in die Kranfenhäufer gefendeten oder unmittel- 
bar von ihnen für Rechnung der Kommune aufgenommenen Kranken erklärt jih, in 
Verbindung mit der fih auch hier geltend machenden Vertheuerung aller Zebensbedürf- 
niffe und damit der Verpflegungskoften in den Anftalten, das aus der bei Abſchnitt X. 
gegebenen Tabelle erfichtliche Folofjale Anwachjen der Ausgaben für die geſchloſſene 
Krankenpflege. 

Mährend des größten Theiles unferer Berichtsperiode Fonnte eine folche, 
wie ſchon Abjchnitt IN. bemerkt ift, nur in Srankenanftalten erfolgen, welche der 
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ſtädtiſchen Verwaltung nicht unterftelt waren. Außer der Königlichen Charité, 
über deren rechtliche Beziehungen zur Stadtgemeinde wir auf die in dem Wer: 
waltungsberiht pro 1829—1840 ©. 157 gegebene Darftellung und auf die Be 
merkungen im Abjchnitt XII. des erften Theiles verweilen, beftand im Anfang unferer 
Berihtsperiode ein vertragsmäfig geordnetes Verhältniß der Armen:Direktion zu dem 
Diakonifjenhaus Bethanien, dem St. Hedwigs-Krankenhaus, dem Univerſitätsklinikum, 
dem Elijabeth-Rinderhofpital und der Gräfe’schen Augenklinif, An die Stelle der 
legteren, welche im Jahre 1870 aufgelöft wurde, traten die Augenklinif des Dr. Brecht 
und die des Dr. Caspar. Als neue von der Armen:Direktion zu benußende Anftalten 
famen im Laufe unferer Berichtsperiode hinzu: das Elifabeth: und das Lazarus: 
Krankenhaus. Erfteres ftellte 70 Betten (50 für Erwachfene, 20 für Kinder), leßteres 
30 Betten (10 für Männer, 10 für Frauen, 10 für Kinder von 1—14 Jahren) der 
Stadt zur Verfügung. Durch den Zutritt diefer beiden Anftalten wurde der Aus ll 
erjeßgt, welcher dadurd eintrat, daß Bethanien feit dem Jahre 1877 nicht mehr 100, 
iondern nur noch 50 Betten gewährte. 

Wie viele Kranke jeder diefer Anftalten in den einzelnen Jahren überwiejen 
wurden, zeigt die umſeitig folgende Tabelle IV.*) 


Aus derjelben erhellt insbefondere, daß ein erheblicher und ftetiger Nüdgang 
der in fremden Anftalten untergebrachten Kranken erſt feit der Zeit eingetreten ift, 
wo das ftädtifche Krankenhaus im Friedrichshain eröffnet war und das Baradenlazareth 
in Moabit als permanente Kranfenanitalt benugt wurde, alſo vom Jahre 1874 ab. 
Rechnet man die in diejen ſtädtiſchen Anftalten verpflegten Kranken (vergl. Abjchnitt IX.) 
binzu, jo ergiebt ji) die Geſammtzahl der in den Kranfenanftalten auf Koften der 
Kommune verpflegten Kranken 


für das Jahr 1874 auf . . . . 14779 
—137517114 
De BE 17 424 


Vergleicht man dieſe letztere Zahl mit der des Jahres 1861, ſo ergiebt ſich 
eine Steigerung um 126 pCt., während die Zunahme der Bevölkerung von 1861 
bis 1876 nicht ganz 100 pEt. beträgt. Die Koſten, welche die Behandlung in 
Krankenanftalten veranlaßt, bejtimmen ſich nicht allein nach der Zahl der Kranken, 
jondern zunächſt und jehr erheblich auch aus der Dauer der Behandlung des einzelnen 
Kranken. Die durhfchnittliche Verpflegungsdauer pro Kopf der in der Tabelle IV. an- 
gegebenen Kranken ergiebt fih aus Tabelle V. 


*) Eie enthält in Kolonne Charite auch die Geiſteskranken, weldye, injofern fie ortsangehörig 
und fo lange fie al& heilbar zu betrachten find, von der Charité umſonſt verpflegt werden müſſen, 
ſowie diejenigen körperlich Kranken, deren Verpflegung auf die der Stadtgemeinde zuftchenden 
100 000 freien Berpflegungstage verredynet worden ift. 


Tabelle IV, 
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Anzahl der Kranken 





Sabre. |; in dem im im im im in ber in ber * 
- | in der Uni⸗ in St.Hedwigs:] Elifabeth: | Elifabeth- | Lazarus: | v. Graefe— —* ni ſammilichen 
Charite. | verfitäts-| Bethanien. | Kranken: | Kranten | Kinder- Kranken— ſchen —— ne 
Klinikum. p haus. haus, Hoipital. haus. JAugenklinik.Augenklinik. 
1861 6711 123 546 191 — 27 — 123 — 7721 
1862 | 7451 113 551 178 — 9 — 109 — 8411 
1863 | 8303 123 379 155 — 8 — 155 — 9123 
1864 | 8013 112 407 162 — 9 — 145 — 8848 
1865 | 8208 113 396 182 — 12 — 127 — 9.038 
1866 | 8592 128 572 219 _ 13 — 114 — 6 638 
1867 | 9583 126 521 295 65 15 — 59 — 10 664 
1868 | 10584 | 200 834 285 337 33 — 73 — 12 346 
1869 | 10381 231 844 380 353 32 — 52 — 12 273 
1870 | 11698 | 237 360 304 459 32 — 29 — 13 119 
1871 | 12408 214 800 394 349 29 — — 19 14 213 
1872 | 13672 | 304 887 509 315 28 45 — 18 15 778 
1873 | 12642 309 772 508 305 16 358 _ 27 14 937 
1874 | 11786 | 303 778 426 347 14 465 — 39 14 158 
1875 | 11150 | 349 701 347 326 15 437 — 50 13 375 
1876 | 9448 | 407 137 441 11 12 393 — 55 11504 
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Aus der Zahl der Kranken und der durchſchnittlichen Verpflegungsdauer eines 
Kranken refultirt die Zahl der in jeder Kranfenanftalt und im Ganzen fonfumirten 
Verpflegungstage. Sie ergiebt fih aus der nebenftehenden Tabelle VI. und ift, wie 
diefelbe erfehen läßt, in den legten Iahren für die fremden Anftalten erheblich zurüd- 
gegangen. Rechnet man auch hier für die Jahre 1874, 1875, 1876 die in den 
ftädtifchen Kranfenanftalten fonjumirten Berpflegungstage hinzu, jo ergiebt ſich die 
Geſammtzahl der Verpflegungstage 


für 1874 uf. 2» > 2 2» 515009 
1805 = 222.202. 608 898 
2 1876 = 22202020. 676550 


Die Steigerung des legten Jahres gegen das erjte Jahr unferer Berichts- 
periode beträgt demnach nahezu 100 pEt., ift alſo nicht unerheblich geringer, als die 
Vermehrung der Kranken, woraus folgt, daß die Kranken durchſchnittlich Fürzere Zeit 
in den Kranfenhäufern geblieben find, was redhnungsmäßig dadurd betätigt wird, 
daß bei Vertheilung von 7 721 Kranken des Jahres 1861 auf 338 955 Verpflegungs: 
tage auf jeden Kranken 43, Tage, bei Vertheilung von 17424 Kranken des Jahres 
1876 auf 676550 Verpflegungstage auf jeven Kranfen nur 38,:5 Tage fallen. 

Der lebte entjcheidende Faktor endlich, welher die Höhe der Ausgaben in 
diefem Zweige der Gemeindeverwaltung bedingt, ift der Preis, welder in fremden 
Anftalten für den Verpflegungstag gezahlt wird, und die Selbftloften, welche in den 
eigenen Anftalten der Gemeinde auf den Verpflegungstag fallen. 

Jener Preis ift, wie bereits oben angedeutet, im Laufe diefer Berichtsperiode 
erheblich gegen den in der vorhergegangenen geitiegen. 

Während er in der Charite bis zum Jahre 1863 1. für Erwachſene und 
Kinder betragen hatte, waren zu zahlen 


vom 1. Juli 1863 ab: 1,5 «#. für Erwachſene und Kinder (bei körper: 
(ih Kranken). 
l,;0 für auswärtige Geijtesfranfe; 
vom 1. Juli 1869 ab: 1,50 „#. für Erwadjene und Kinder, 
2 M für hieſige Geifteskranfe, 
2,50 „MH. für auswärtige Geiſteskranke; 
vom 1. Dftober 1872 ab: 1,7; «#. für Erwachſene und Kinder, 
2,50 „HH. für biefige Geifteskranfe, 
3 ..H. für auswärtige Geifteskrante. 
vom 1. Suni 1873 ab: 2 M für Erwadjene und Kinder; 
3 A. für hiefige Geiſteskranke, 
4 M für auswärtige Geijteskranfe. 
vom 1. November 1873 ab trat für Franke Kinder eine Kurfoftenermäßigung 
auf 1,50 „AH. ein. 
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vom 1. April 1876 ab wurden die Kurkoften für förperlih Kranke auf 
1,75 A für Erwachſene und auf 1,5 für 
Kinder herabgefeßt, während die Koften für Geijtes- 
franfe unverändert geblieben find. 

Die Anjprüche der übrigen Kranfenhausverwaltungen binfichtlih der von der 
Kommune zu zahlenden Kurkoften hielten ſich mit denen der Königlihen Charite- 
Direktion in gleihem Berhältniß, jo daß auch bei ihnen im Jahre 1876 die Kurkoften: 
jäge für Erwachjene 1,75 „AH, für Kinder unter 12 Jahren 1,9; „A betrugen. 

Diefer Satz bleibt nicht unerheblich hinter demjenigen Betrage zurüd, welchen 
durchſchnittlich ein Kranker täglid in dem ſtädtiſchen Krankenhauſe koftete. Denn diefer 
belief jih im Jahre 1876 auf 3,21 Indeſſen darf bei diefer Vergleihung nicht 
unberüdfichtigt bleiben, daß auch in diefem Jahre eine vollftändige Belegung der mit 
600 Betten ausgeftatteten Anftalt noch nicht ftattgefunden hatte. Es wurden durch: 
jchnittlih täglih nur 434 Kranke verpflegt, während diefe Zahl — wie wir vor: 
greifend beinerfen — im Sahre 1877: 532, im Jahre 1878: 569, im Jahre 1879: 
596 betrug. Mit diejer fteigenden Zahl der Kranken verminderten ſich, bei den im 
MWejentlihen unverändert bleibenden Generalkoften die durchſchnittlichen Verpflegungs: 
fojten eines Kranken auf 2,5 —2,10— 2,49 A.) Freilich ift auch diefer Sag nod) er- 
beblih höher, wie der Preis von 1,7; „A, welder im Jahre 1876 für den Ber: 
pflegungstag eines förperlih Franken Erwachjenen an die Charité gezahlt wurde. 
Aber einestheils vertheilen ſich die Generalfoften in der Charite auf eine mehr als 
doppelt jo große Krankenzahl (fie betrug 1871 1330, 1872 ſogar 1551 durchſchnitt— 
li täglich), andererjeits ergiebt fi aus den amtlichen Berichten der Direktion jener 
Anftalt, welche erheblihe Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe bezieht, daß der ihr von der 
Armenverwaltung gezahlte Preis Feineswegs die wirklich verausgabten Koften dedt, 
denn dieje betrugen 1872: 2,5, 1873: 2,0, 1874: 2,5, 1875: 2,15 M. 

Auch darf bei einer Vergleihung der in den eigenen ſtädtiſchen Anftalten ent— 
ftandenen Koften mit den an die Charite gezahlten Preifen nicht überjehen werden, 
daß zu den auf Koften der Stadt in der Charite verpflegten Kranfen das größte 
Kontingent die an Syphilis leidenden Perfonen ftellten,’*) welche, auf allermäßigfte 
Koft angewiejen, die am billigften zu verpflegenden Kranken find. 

Außer Syphilitiihen, Geifteskranfen und Epileptijchen werden gegenwärtig 
nur Pocken-, Kräpe und Cholerafranfe der Charité überwiejen. 

) Ganz ähnlich liegen die VBerhältniffe bei dem Baradenlazaretb, we die tägliden Ber- 
pflegungsfoften 1876: 3,39, 1877: 3,94, 1878: 2,78, 1879: 2,71 „44 betrugen. 

*) Im Sabre 1874 wurden in der Gharits verpflegt: 2755 ſyphilitiſche Perjonen an 
75828 Verpflegungstagen zu einem Koftenbetrage von 151 282,50 „4; im Jahre 1875: 2855 
jopbilitiiche Perjonen an TI 119 Tagen zu einem Kojtenbetrage von 157 845,50 „A; im Jabre 
1876: 1465 jvpbilitiiche Perfonen an 41281 Tagen zu dem Kojtenbetrage von 74 483,15 AH — 
Die bedeutende Abnahme der fopbilitiich Kranken im Jahre 1876 findet darin ihre Erklärung, daß 
die Königliche Chariti-Direftion aus Konnivenz nur die bier ortöangebörigen Kranfen der Kom- 
mune in Rechnung jtellte, während fie die bier nicht ortsangehörigen Kranken auf Das eigene Konto 
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In die an anderen Krankheiten leidenden einer Anftaltspflege bedürftigen Per: 
fonen theilen fich, fofern es auf eine chirurgiiche Behandlung ankommt, die äußere 
Station des Kranfenhaufes im Friedrihshain, Bethanien und das Univerſitätsklinikum; 
fofern fie an inneren Krankheiten leiden, die innere Station des ſtädtiſchen Kranken: 
baujes, Bethanien und das Baradenlazareth. Das legtere hat außerdem beim Aus: 
bruch einer Typhusepidemie die von derjelben ergriffenen armen Kranken aufzunehmen.”) 
Abgeſehen von diefen und den der Charite vorbehaltenen Kranken ift für die Zus 
weifung der Kranfen die geographiihe Lage der Medizinalbezirke enticheidend, welchen 
entiprechend die Armen:Direftion die Rayons für die drei Anftalten beftimmt hat. 

Doh werden alle fatholifche Kranke, fofern fie nicht an den der Charite und 
dem Baradenlazareth vorbehaltenen Krankheiten leiden, auf ihren MWunfc dem 
St. Hedwigs-Krankenhauſe überwiefen, und find von der Vertheilung unter die beiden 
ſtädtiſchen Anftalten und Bethanien**) ausgefchloffen die Tämmtlichen Kranken des 
50. Medizinalbezirkes und die Frauen und Kinder des 8. und 9. Medizinalbezirfes. 
Für jene ift das Lazarussfrankenhaus, für diefe das Eliſabeth-Krankenhaus bejtimmt. 

Chroniih Franke Kinder aus verſchiedenen Stadttheilen wurden auch dem 
Elifabeth -Kinder-Hofpital überwiejen, indeſſen in jehr geringer Zahl, da diefe Anftalt 
der Kommune nur 10 Betten zur Dispofition geftellt hat und zwar für Kinder im 
Alter von 2—9 Jahren, welche nicht an einer anftedenden Krankheit oder an 
Epilepfie leiden. Es waren dort pro Tag und Kopf urjprünglid nur O,o, vom 
Sabre 1873 ab O,,, und jeit dem 1. Januar 1876 1 .# zu zahlen. 

Stellen wir, bevor wir die Krankenpflege — dieſen foftbarften Theil der Armen: 
Verwaltung — verlaffen, um einen Ueberblid über die gefammten Ausgaben derjelben 
zu geben, mit ven in Tabelle III. des Abjchnittes X. aufgenommenen gefammten Brutto: 
foften der gejchlofjenen Krankenpflege und den oben in Zabelle II. aufgenommenen 
Arzneifoften noch zufammen: 

1. die Koften für die gewährten Bäder und Brillen, 

2. die auf Liquidation nad der Taxe gezahlten Gebühren an Seilgehülfen 

und Hebammen, 

3. die Gehälter der Armen:Medizinalbeamten 
und geben wir bei jeder diefer Pofitionen, wo eine Wiedereinziehung von Koften ftatt: 
gefunden bat, den Betrag derjelben und deſſen prozentuales Verhältniß zu den Brutto: 
foften ſowie jchlieglich die gefammten Bruttofoften, die gefanumnten Rüdeinnahmen und 
die verbleibenden Nettofoften, jo erhalten wir Tabelle VII. 


übernahm und die durch deren Kur entitandenen Koften auf Grund des für die Charite erlaffenen 
Regulativs vom 7. September 1830 von den betreffenden Heimaths-Kommunen wieder einzog, wozu 
die Armendireftion nicht berechtigt war, da derartige Koſten nach einer Enticheidung ded Bundesamts 
für dad Heimathweſen ald nicht erſtattungsfähige polizeiliche Koften anzuſehen find. 

*) Bergl. Abjchnitt IX. 

*) Der Rayon ded Krankenhauſes im Friedrichshain umfaht 28, der des PBaradenlazaretbs, 
außer den Männern des achten und neunten, 14, der Betbaniens 5 Medizinalbezirte. 
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Die Nettokoften für die Behandlung armer Kranken waren danad von 1861 
bis 1876 von 249 466,75 auf 1222 666,07, aljo um 973 199,51 «NH. geftiegen, das 
ift nahezu um das PVierfahe (genau um 391 pEt.), während die Bevölkerung ſich 
doch nur verdoppelt hatte.”) 

Wie bei der Fürforge für arme, einer ärztlihen Kur bedürftige Kranke die 
Armenverwaltung fremder unter ſelbſtſtändiger Verwaltung ftehender Anftalten nicht 
entbehren konnte, jo blieb fie auch troß des im Jahre 1857 eröffneten ſtädtiſchen 
Siehenhaufes auf die Benugung von Privat:Siehenanftalten für unbeſcholtene uns 
heilbare Kranke angewiefen, denn ein ſtädtiſches Männer-Siehenhaus beftand über- 
haupt vor dem Jahre 1877 nicht (vergl. Abjchnitt IX.) Die im Sabre 1857 eröffnete 
Siehenanftalt an der Hallefhen Kommunikation war nur für Frauen beftimmt und 
reichte auch für diefe nicht aus. Hier Famen den Bedürfnifien der Armenverwaltung 
— außer dem ſchon im Jahre 1863 wieder aufgelöften Siehenhaus der Bartholomäus: 
gemeinde — das Siechenhaus Bethesda am Plögenfee und das Elifabeth-Siechenhaus 
in der Schönhaufer Allee Nr. 144 zu Hülfe. Beide nahmen nur Frauen auf, 
Bethesda zu einem Verpflegungsfage von O,70 «MH. pro Tag und Kopf, das Elijabeth- 
Siehenhaus früher zu einem Verpflegungsbeitrag von 15 M, jeit dem Jahre 1872 
von 21 A. monatlid. Für die Aufnahme von Männern konnte das von dem Oberit- 
lieutenant von Thümen gegründete Männer:Siehenhaus in der Schönhaufer Allee 
Nr. 59, an welches ein Verpflegungsfag von 15 monatlich pro Kopf gezahlt wird, 
auch während diejer Berichtsperiode in Anjpruch genommen werden. 

Inwieweit eine Benugung diefer Siehenhäufer zur Unterbringung armer Siedher 
ftattfand, ergiebt fi aus dem Tableau auf der folgenden Seite. 


Das Preußifche Geje vom 8. März 1871, betreffend die Ausführung des 
Bundesgefeges über den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870, beftimmt im $. 1: 


„Jedem hülfsbedürftigen Deutjchen ift von dem zu feiner Unter: 
ftüßung verpflichteten Armenverband Obdach, der unentbehrlihe Lebens- 
unterhalt, die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle feines 
Ablebens ein angemefjenes Begräbniß zu gewähren.* 


Die Gewährung des Obdaches an Hülfsbedürftige wird in den folgenden 
Abſchnitten, welche die geſchloſſene Armenpflege in öffentlichen nicht fpeziell zur Kranken— 
pflege beftimmten Anftalten im Detail beſprechen werden, zu behandeln fein. Ueber 
die Gewährung des unentbehrliden Lebensunterhaltes und der erforder: 
lihen Krankenpflege ift vorjtehend berichtet. Es bleibt am Schluffe dieſes Ab- 
fchnittes zu erwähnen übrig, wie der Berliner Armenverband der gejeglihen Berpflich- 


*) Bergl. Heft I. ©. 49. 
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tung in Betreff eines angemefjenen Begräbnijjes verftorbener Hülfsbedürftiger 
genügt bat. 

Zu einem ſolchen ift erforderlich eine Grabjtelle, ein Sarg, der Transport der 
Leiche nach dem Friedhof und die Einfenkung derfelben in das Grab. 

Für den Leichentransport waren der Kommune bis zum Jahre 1869 Feine 
Koften erwachſen, da der Pächter des Leichenfuhrweſens die Verpflichtung hatte, 
die Leichen unvermögender biefiger Einwohner auf Armuthszeugniſſe, die von ber 
Armen:Direktion oder deren Organen ausgeitellt waren, unentgeltlih zur Grab- 
ftätte fahren zu lafjen. Durch die Gewerbeordnung des Norddeutfchen Bundes 
vom 21. Juni 1869 erreichte das beftehende Bertragsverhältniß fein Ende und 
es mußte ſeitdem wegen des Xeichentransports mit Fuhrmwerfeunternehmern Fon: 
trahirt werden. Es wird denfelben für jeden Leichentransport ein Betrag von 3,50 HM. 
gezahlt, wofür fie zugleih das Einjegen der Leiche in den Wagen und die Beförderung 
derjelben zur Gruft zu bewirken haben. Was die Bewilligung der Särge betrifft, jo 
hatten die Kommunalbehörden im Jahre 1864 bejchloffen, ftatt der bis dahin gebräuch- 
lihen Särge mit fpigem Dedel dergleichen mit breitem Dedel anfertigen zu laffen und 
die Preife für die Särge angemeffen zu erhöhen. Am Schluſſe des Jahres 1876 
wurden für den Sarg eines im Alter von über 15 Jahren Verftorbenen 9,50 AH 
gezahlt, während der Preis der für Kinderleichen beftimmten Särge je nach der Alters- 
ftufe zwifchen 2, „MH und 6,5 „/# varürte. 

Abgejehen von den Leichen der in der Charite und dem Univerjitätsfliniftum 
verftorbenen Armen dienten zur Beftattung der Armenleichen die beiden ftädtifchen 
Begräbnißpläge in der Friedenftraße 84 und in der Gerichtöftraße 37/38. 

Ze nad) der Lage der Armen:Kommiffion, in welcher der Verftorbene gewohnt 
hatte, fand die Beerdigung der Leiche auf dem im Dften oder im Norden der Stadt 
belegenen Kirchhofe ftatt. 

In den jehs Wintermonaten erfolgt auf Grund einer Verordnung vom Jahre 
1718 die Ablieferung eines Theils der Armenleihen zu Unterrichtszweden an die 
Königliche Anatomie. Es gejchieht dies indeffen nur mit den Leichen ſolcher Perfonen, 
welche jedes Familienanhalts hierjelbit entbehren. 


Die von dem Plenum der Armendireftion unmittelbar reffortirende gei. Armenpflege. 197 


Es find Armenleihen zur —— gekommen: 








Auf dem Benräbnißptat 




















in der © Briebenfrfe 54 in der Gerioaf 37/38 

davon davon 

zu⸗ zur _ | von zu⸗ zur 

Kindern. ſammen. Anatomie Erwache Kindern. ſammen. Anatomie 
befördert. jenen. befördert. 

66 13 79 12 

62 9 71 25 

65 22 87 27 

67 14 8 27 

75 19 94 29 

264 112 376 | 33 

103 55 158 33 

99 sl 180 38 

109 al 182 » 

16 | 173 299 m» 

260 292 | 552 46 

198 226 424 60 

365 131 496 138 

159 198 357 63 

193 239 432 50 





379 440 | 819 70 
2590 | 2097 4 687 709 





Hierzu die Leihen vom ee in der 
Friedenftraße 4... . . +1 9724 4416 |14140 | 3392 


Zuſammen während der 16 Sabre l12314 | 6513 18827 | a1oı 


Die große Zahl der Beerdigungen in den Sahren 1866 und 1871 findet durch 
die in diefen Jahren herrjchenden Epidemien (Cholera, Typhus, Poden zc.) ihre Er: 
Märung. Seit der Eröffnung der ſtädtiſchen Krankenhäufer im Jahre 1875 mußte 
dauernd eine ftärfere Benugung der Friedhöfe eintreten, weil feitdem die Beerdigung 
der im Krankenhauſe im Frievrihshain verftorbenen Armen auf dem Kirchhof in der 
Friedenſtraße, und der in dem Baradenlazareth Verftorbenen auf dem Begräbnißplatz 
in der Gerichtsftraße erfolgt. 

Diefe Zunahme entfpricht einer Abnahme der in der Charite und dem Univer: 
ſitätsklinikum auf Koften der Armenverwaltung untergebradhten und von dort aus im 
Falle ihres dafelbft erfolgenden Ablebens zu beerdigenden Perſonen. Die Beitattung 
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derfelben erfolgt auf einem feitens der Stadtgemeinde der Königlichen Charite zur 
nießbräuchlihen Benutzung als Begräbnifplag zur Verfügung geftellten Terrain an 
der Müller: und Seeftraßen-Ede. Die Charite-Direktion, welche die Beitattung bewirkt, 
erhält für die ihr dadurch erwachjenden Koſten eine Entſchädigung für die einzelne 
Leiche, welche bis zum Jahre 1869 11,50. betrug, ſeitdem aber auf 15.4 erhöht 
worden: ift. 

In der bier folgenden Tabelle find dieſe Charit“-Begräbnißfoften mit den 
Koften für die Beerdigung auf den ftädtifchen Frievhöfen zufammengeftellt. 








R Für Für an Charite⸗ 
* Sarg: Leichen: Zobten- Begräbnife | Zufammen. 
g ) g 
Jahre. | Lieferung. transport. —— koſten. 
gebühren. 
„dl R/ El El 90 

1861 —1 346,30 — 7 10,25 2 753,50 4 810,05 
1862 1 287,0 — 616,» 2 843,50 4 147,35 
1863 1 237,10 — 574,35 3 017,00 4 828,5; 
1864 l 572,50 — 745,00 3 893,50 6 21 1 0 
1865 1 991,0 — 739,25 3 758,00 6 489,1; 
1866 3 967,0 — 2194, 4 489,00 10 651,55 
1867 2 188,55 — 856, 15 48! 5,30 7 940,40 
1868 2610,55 — 971,15 5 593,50 9 175,0 
1869 | 2539,10 — 919,50 5.009,00 8 557,0 
1870 3 053,15 1 299,00 1058, 7 709,00 13 119,40 
1871 8 339,10 5 449,50 1 350,50 8 208,0 23 347 10 
1872 4 153,30 2 845,00 1 466,25 8 622,0 17 087 15 
1873 5 649,65 2 457,00 1510,:5 7 605,0 17 222,10 
1874 3 311,50 1 606,30 2114,» 7 245,00 14 277,5 
1875 3 00,25 —1 624,00 3 308,50 5 528,00 13 960,75 
1876 3 845,5 2 096,50 4 196,00 3 233,00 13 370,75 


Die beftehende Geſetzgebung legt die Pflicht der Fürforge für einen hülfs— 
bebürftigen Deutſchen nicht ohne Weiteres der Gemeinde des Orts auf, wo derſelbe 
zur Zeit der eintretenden Hülfsbebürftigfeit feinen Aufenthalt hat. Sie enthält pofitive 
Vorſchriften darüber, in welchen Fällen die Aufenthaltsgemeinde Erftattung ihrer Auf: 
wendungen von einem anderen Armenverband fordern kann, welder nad) den in dem 
Reichögejeg vom 6. Juni 1870 enthaltenen Beftimmungen als der zur Unterftügung 
verpflichtete anzufehen ift. Solche feitens des Berliner Armenverbandes, welcher nicht 
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blos die Verpflichtungen eines Orts-, ſondern auch die eines Land-Armenverbandes 
bat, zu leitende Erftattungen bilden einen nicht unerheblichen Theil feiner Ausgaben. 
Der Betrag derjelben war in den einzelnen Jahren unferer Berichtsperiode jehr 
verſchieden; er jchwankte zwijchen dem Minimum von 7740 M (im Jahre 1864) 
und dem Marimum von 16 947 MH. (im Sahre 1869). Ein beftimmtes Gejet läßt 
fih in dem Wachſen und Fallen diefer von einer Menge zufälliger Umftände abhängigen 
Ausgaben nicht erkennen. Interefjant aber wäre eine Gegenüberftellung des Betrages 
der feitens des Berliner Armenverbandes geleifteten Erftattungen mit dem Betrage, 
welden er feinerjeits von fremden Armenverbänden erjtattet erhalten hat. Für die 
gegenwärtige Berichtsperiode ließ ſich indeffen das Material für eine ſolche Ber: 
gleihung nicht bejichaffen, da bei der Vereinnahmung der wiedereingezogenen Koften, 
deren Gejammtbetrag die Zabelle IV. des X. Abjchnittes enthält, die von anderen 
Armenverbänden geleifteten Erftattungen von den fonftigen wiedereingezogenen Koften 
nicht getrennt gebucht find. 


XII. 


Das Arbeitshaus, das Hoſpital deſſelben und die 
Irren Verpflegungsanſtalt. 


Der im Jahre 1850 begonnenen, im Laufe unſerer Berichtsperiode weiter 
durchgeführten lokalen Trennung der früher in dem Arbeitshauſe vereinigten Kategorien 
von Perſonen, welche theils in Folge richterlicher oder polizeilicher Verfügung der 
Freiheit beraubt find, theils der Armenverwaltung aus an ſich ſehr verſchiedenen 
Veranlaſſungen anheimfallen, iſt bereits im X. Abſchnitt gedacht. 

In Folge dieſer Trennung unterſtanden, wie dort ebenfalls ſchon bemerkt iſt, 
der Armen:Direktion, Abtheilung für das Arbeitshaus, die drei Verwaltungen: 

des Arbeitshaufes (in der Aleranderftraße und am Aleranderplag), 

des Hoſpitales defjelben (im alten Waifenhaufe in der Stralauerftraße), 

der Irren-Verpflegungsanftalt (im jogenannten neuen Sofpital in der 
Wallftrafe und im einem abgefonderten Theile der Gebäude des 
Arbeitshaufes). 

Die Verwaltung jeder diefer Anftalten wurde von dem Arbeitshaus-Direktor 
auf Grund ver betreffenden Unterabtheilungen des Sauptetats der Arbeitshaus- 
verwaltung geführt. 

Eine volftändige adminiftrative Trennung der drei Anftalten war nicht beliebt 
worden, da man die lofale Trennung, welche durch die disponibel gewordenen Räume 
des Hofpitales und des Waijenhaufes ermöglicht worden war, von Anfang an im 
Sinblid auf die wegen der Erbauung eines neuen Arbeitshaufes und einer befonderen 
Irrenanftalt aefaßten Kommunalbefjhlüfe*) nur für eine proviforifche zu halten be= 
rehtigt war und für die möglicherweife nur kurze Dauer dieſes Proviforiums nicht 
die Koften aufwenden wollte, welche eine vollftändige Trennung der Adminiftrationen 
in erheblihem Maße erfordert haben würde. 


) Bergl. ©. 169. 
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So blieb denn namentlich für die Verpflegung der in den drei Anftalten 
befindlichen Perfonen eine gemeinfame Oekonomie unter der verantwortlichen Leitung 
des Defonomie-Infpektors des Arbeitshaufes in der Mutteranftalt beftehen. In der: 
felben wurden die vom Verwaltungs-Direftor angelauften Konfumtibilien verarbeitet 
und von hier die warmen Speifen dreimal täglih in eigens dazu Fonftruirten Wagen 
den benachbarten Zmweiganftalten zugeführt. Daffelbe geſchah in Betreff des durch die 
Arbeitshausbäderei in drei Sorten zubereiteten Brodes.”) 


Die Zahl der in einem Jahre abjorbirten Verpflegungstage hat 


in minimo 116113 (im Jahre 1863), 
in maximo 139584 (im Jahre 1876) 


betragen. 


Im Arbeitshaufe ſchwankte die Zahl der durchſchnittlich täglich verpflegten 
Perionen zwiſchen 318 und 738, im SHofpital zwifchen 212 und 257, in der Jrren- 
Lerpflegungsanftalt — ausjhließlic des Wärterperfonales — zwiichen 221 und 494. 


Abgefehen von der den drei Anftalten gemeinfamen Direktion und ihrer gemein: 
ihaftlihen Defonomie hatte jede derfelben ihre befonderen Beamten und die ihrem 
ipeziellen Zweck entſprechenden Einrichtungen. 

Da dieſe Einrihtungen gegenwärtig, wo die neuen Anjtalten in Rummelsburg 
und Dallvorf eröffnet find, nur noch ein biftorifches Intereffe haben, bejchränfen wir 
uns auf die folgenden Bemerkungen, welche zeigen werden, in welchem Mafe die An: 
iprüde, denen insbejfondere das Arbeitshaus und die Irren:Berpflegungsanftalt gerecht 
werden jollten, gewachſen jind und mie dadurch fchlieflich die Erfegung der alten 
Einrihtungen dur vollftändig neue Anftalten eine unbedingte Nothwendigfeit wurde. 


1. Das Arbeitshaus 


tonnte feine eigentliche Beftimmung: arbeitsſcheue Perſonen zeitweije aufzunehmen 
und ihnen Obdach und Ernährung zu gewähren, fie dagegen zur Verrichtung ihren 
Kräften entiprechender Arbeiten anzuhalten, um fo beffer erfüllen, je mehr es von 
anderen Inſaſſen befreit wurde. Denn die Vereinigung der leßteren, insbejondere 
geiftesfranker Perfonen mit den eigentlichen Arbeitshäuslingen verlegte nicht nur die 


*) Das in der Arbeitsbausbäderei bergeftellte Brod wird auch an das Krankenhaus im Fried- 
nihebain, das Friedrich Wilhelms Hofpital und das Waiſenhaus geliefert. 1876 wurde in der 
Arbeitähausbäderei aud 270856 kg Mehl 363 540,05 kg Brod oder 50 kg Brod aus 37,25 kg Mehl 
baden. Bei dem Durchſchnittspreiſe des Roggens pro 50 kg von 1l,ss 44 Eojtete im Jahre 1876 

1 kg Weißbrod . . . 2. 2405 Ad, 
I kg Mittelbrod . . . .o. Wu * 
1 kg Edhwarzbrod. . . . . Id — 
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Nüdfichten der Sumanität, welche man diefen ſchuldig war, fie ftörte auch die Ver: 
waltung in der Sandhabung einer einheitlichen Disziplin und in der zwedmäßigen 
Dispofition über die vorhandenen Räume. Nach der Entfernung der Hofpitaliten und 
der weiblichen Geiftesfranfen und der Einrihtung des dem Arbeitshaufe überwiefenen 
ehemaligen Schuldgefangenenhaufes am Aleranderplag zu einem räumlic) abge 
ichloffenen Aufenthalt für die männlichen Geiftesfranfen konnte eine Sonderung der 
einzelnen Klaffen der Häuslinge durchgeführt, eine ftrenge Trennung der Geſchlechter 
bewirkt und für die Kranken im Lazareth beffer geforgt werden. Schon glaubte man 
fich für längere Zeit der Sorge um genügende Räumlichkeiten überhoben, als die mit 
der rapiden Zunahme der Bevölkerung Berlins jchritthaltende Bevölkerung des Ar: 
beitshaufes, befonders aber die feit 1867 beginnende und bis zum Sahre 1872 jtei- 
gende Wohnungsnothb und die dadurh in ganz ungewöhnlichen Maße veranlaßte 
Zunahme der obdachlofen Familien das Ergreifen auferordentliher Mafregeln 
erforderte. 

Im Iahre 1872 erreichte die Zahl der aufgenommenen obdachlojen Familien 
eine noch nie dagemwefene Höhe; es wurden im Laufe diefes Jahres 550 Familien 
mit 2094 Köpfen eingeliefert. Am 6. April 1872 war ein Tagesbeftand von 
149 Familien mit 580 Köpfen; rechnet man bierzu den im Laufe der Zeit ziemlich 
ftabil gebliebenen Beitand an Korrigenden von 431 Köpfen, fo ergiebt ſich eine Ge- 
fammtzahl von 1011 Köpfen! Das Arbeitshbaus war in Folge deffen fo überfüllt, 
daß jeder nur irgend wie brauchbare Raum zur Unterbringung der Inſaſſen benußt 
werden mußte und dadurch die Sandhabung einer ordnungsmäßigen Verwaltung im 
böchften Maße erichwert wurde. Zur Abhülfe diefes Nothitandes wurden im Zahre 
1872 die von der Königlichen Stabtvoigtei bis dahin als Filialgefängnig benußten 
Räumlichkeiten in Nummelsburg für einen jährlichen Miethszins von 16800 M auf 
die Dauer von fünf Iahren gemiethet und mit einem Koftenaufwand von 12880 M 
eingerichtet. Dadurh wurde Pla zum Unterfommen für einige Hundert Häuslinge 
geichaffen und die fernere Möglichkeit zur Aufnahme obdachlojer Familien im Arbeits- 
haufe gewährt. 

Diefe Filialanftalt zu Rummelsburg ift bis zum Jahre 1875 zur 
Unterbringung von Häuslingen benugt worden, Erft in Folge des Nachlaſſens der 
mafjenbaften Obdachloſigkeit fonnten in diefem Sabre die lebten Häuslinge in die 
Mutteranftalt zurüdgeführt und die alten Verhältniffe wieder hergeftellt werden. 

Mittlerweile hatte auch die Zahl der von der Polizeibehörde in das Arbeits- 
haus eingelieferten Sträflinge und Korrigenden, melde im Jahre 1871 die enorme 
Zahl von 2305 Perfonen erreicht hatte, erheblich abgenommen, zum Theil in Folge 
des bei den Staatsbehörden zur Anerkennung gebrachten Grundfages, daß das Arbeits: 
haus nicht die Gefängnifftrafe an Bettlern und Arbeitsfcheuen, fondern als Land: 
armenhaus nur die von der Landespolizeibehörde feftgefegte Korrektions-Strafhaft zu 
vollftveden habe. 
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Soweit dieſe eigentlichen Häuslinge arbeitsfähig waren, mußte auf ihre zwed: 
mäßige Beihäftigung Bedacht genommen werden. Sie erfolgte zunächſt für den 
Bevarf der Anftalt jelbft. So wurden namentlich für die Oekonomie fortwährend 
zahlreiche Arbeitskräfte herangezogen und ſolche auch für die bauliche Inftandjegung 
der Anftalt mit Erfolg verwendet. 

Ton den Jonftigen Arbeiten bewährten ſich am meiften: Solzfleinen, Golpleiften: 
tabrifation, Ialoufiefabrifation, Buchbinderarbeiten, die Beſchäftigung von Häuslingen 
außerhalb der Anftalt. 

Der Iahresverdienft einer arbeitsfähigen Perfon wechſelte zwifchen je 104 
bis 164 .M. 


Das Arbeitshaus hatte von jeher, indem es aufer den Korrigenden auch ob- 
dachlos gewordene Familien aufnahm, dazu gedient, die gejegliche Verpflichtung des 
Lerliner Armenverbandes auf Gewährung des nothmwendigen Eriftenzmittels eines 
Unterfommens zu erfüllen, dagegen waren einzelne Perſonen, welche ſich nächtlich ob: 
dahlos umhertrieben, auf eigene Meldung oder von den Gicherheitsbeamten aufge: 
rien in den Polizeigewahrfam aufgenommen worden. 

Wegen Mangel an geeigneten Räumen verlangte aber das Königliche Polizei 
Präfidium im Jahre 1873 von der Gemeindeverwaltung die Uebernahme dieſer Per: 
jonen. Sie konnte, da es fich im Grunde doch auch hier um einen Akt der gejeh: 
lien Armenpflege handelte, nicht verweigert werden. 

Es wurde daher im März 1873 ein bisher als Werkſtatt benußtes, ifolirt 
nah der Aleranderftraße zu belegenes Gebäude als Aſyl für nädhtlide Obdach— 
lofe mit einem Koftenaufwand von 2741,41 . X bergerichtet. In diefem Ajyl werden 
obdachlofe Perfonen von des Abends 8 Uhr bis 2 Uhr Nachts und zwar Männer 
und Frauen in getrennten, die ganze Nacht erhellten und von Auffehern reſp. Auf: 
icherinnen bewachten Räumen aufgenommen. 

Die im Afyl befindlichen Perjonen find der Hausordnung des Arbeitshaufes 
unterworfen; fie werden am nächiten Morgen nad der Aufnahme auf Grund des 
$. 361 Nr. 8*) des Strafgefehbuches verwarnt, und nachdem fie fünf Nächte hinter: 
einander das Afyl benugt, dem Arzte zur Feititellung der Arbeitsfähigkeit vorgeführt. 
Die für erwerbsfähig erflärten Perfonen werden dem KPolizeianwalt zur Beftrafung 
überwiefen, während bezüglich der nicht für erwerbsfähig erklärten Perfonen Nachficht 
geübt wird oder diejelben in dringenden Fällen einer Kranfenanftalt reſp. dem Arbeits: 
baufe überwiejen werden. 


) „Mit Haft wird bejtraft: 
wer nad Berluft feines bisherigen Unterfommens binnen der ibm von der zujtändigen 
Bebörde beftimmten Frift fich Fein anderweitiged Unterfommen verichafft bat und 
auch nicht nachweiſen kann, daß er foldhed der von ihm angewandten Bemühungen 
ungeachtet nicht vermodyt babe.“ 
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2. Das Arbeitshbaus:Hofpital 
hat den Zwed: arbeitsunfähigen Perſonen oder Krüppeln, die wegen mangelnden 
Familienanhalts felbft mit Geldunterftügungen außer einer Anftalt zu beftehen nicht 
im Stande find, fi) aber durch Verbrechen oder Sittenlofigkeit der Aufnahme in das 
Friedrih-Wilhelms-Hofpital unwerth gemacht haben, besgleichen Blöd- und Schwach— 
finnigen gutmüthiger Art, deren Aufnahme in die Irrenanftalt nicht geboten erjcheint, 
eine Zufluchtftätte zu gewähren. Die Zahl diefer Perfonen hat fi im Laufe unjerer 
Berichtsperiode nicht wejentlich verändert. Im Jahre 1861 betrug dieſelbe 228, er: 
reichte im Jahre 1873 ihren Höhepunkt mit 262 und ſank Ende des Jahres 1876 auf 
240 berab. 
3. Die Irren:Berpflegungsanftalt’) 

beftand, wie aus den diefen Abſchnitt einleitenden Bemerkungen erfichtlih ift, gegen 
Ende unferer Berichtsperiode aus zwei Stationen, der der Männer in einem abgeſon— 
derten Theil des Arbeitshaufes und der der Weiber im ehemaligen neuen Hofpital. 

So war es noch nicht in den erften Sahren diefer Periode, vielmehr hatte 
man, als zuerft die Möglichkeit gegeben war das Arbeitshaus von den feiner eigent= 
lihen Beltimmung fremden Kategorien zu befreien, mit den Räumen des fogenannten 
neuen Hoſpitals für ſämmtliche Geiftesfranfe auskommen zu fönnen erwartet. Die 
jelben waren zur Aufnahme von 150 Perjonen beiderlei Geſchlechts eingerichtet worden. 
Indeffen bald nad) Belegung bderjelben im Sahre 1862 wuchs die Zahl der Auf: 
genommenen bereits auf 186; dieſer Umftand und die Unzuträglichkeiten, welde aus 
der Gemeinſamkeit der Gejchlechter in den überfüllten Räumen entjtanden, veranlaften 
ſchon im Jahre 1863 die Einrichtung der befonderen Station für geiftesfranfe Männer 
in dem Arbeitshaufe, insbejondere in den Räumen des ehemaligen Echuldgefängniffes. 
Beide Stationen bildeten nunmehr die Irren-Berpflegungsanftalt, deren Verwaltung 
von dem Arbeitshaus:Direftor und einem ärztlichen Direktor geführt wurde. 

Die Zahl der diefer Anftalt in den einzelnen Jahren zur Laſt gefallenen 
Perſonen ergiebt fi aus der nebenftehenden Tabelle. Während der Beitand der in 
derjelben befindlichen @eiftesfranfen Ende des Jahres 1861: 228 betrug, war er 
Ende des Jahres 1876: 409. 

Und dennoch hat die Anftalt nicht alle der FFürforge der Kommune anheim— 
fallende Geiftesfranfen aufgenommen. Denn bereits im Jahre 1870 war fie fo über- 
füllt, (die tägliche Durchſchnittszahl war auf 511 Köpfe angewachfen), daß es nicht 
mehr möglich war, ſämmtliche der Anſtalt überwieſene Geiſteskranke in den Räumen 
derjelben unterzubringen. Die Verwaltung derjelben war ſeitdem genöthigt und zwar 
— mie die Tabelle zeigt — in immer fteigendem Maße Geifteskranfe an Privat- 


*) Unvermögende Geiftesfranfe, welche noch nicht für unbeilbar erflärt find, werden der 
GSharite überwiejen und find von derjelben, fofern fie in Berlin ortsangehörig find, unentgeltlich zu 
behandeln und zu verpflegen. Bergl. Berwaltungsbericht pro 1829/40 ©. 157. 
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anftalten abzugeben. Am Schluß des Jahres 1870 befanden fih 117, am Schluß 
des Jahres 1876: 358 Geiftesfranfe auf Koften der Stadt in ſolchen Privat-Irren: 
anftalten. Das Pflegegeld, welches für diefe Kranken zu zahlen war, überftieg die 
Koften, welche die in der Anftalt jelbft verpflegten Perfonen verurfachten, jehr erheblich. 

Unter diefen Umftänden und da die Unvolllommenheiten der Einrichtungen der 
eigenen Anftalt ſich mit der größeren Belegung derjelben immer fühlbarer machten, war 
es doppelt zu beflagen, daß der längit bejchloffene Bau einer neuen Irrenanftalt außer: 
halb des Weichbildes fih von Jahr zu Jahr verzögerte. Zwar war ſchon im Zahre 
1869 das Nittergut Dalldorf für den Preis von 105 000 M von der Stadtgemeinde 
angefauft. Als aber das Bauprojekt vorgelegt wurde, machten ſich in der Stabtverord- 
neten Verſammlung über die Tauglichkeit des Terrains verfchievene Bedenken geltend, 
die zu Verfuchen führten, ein möglicherweife geeigneteres Grundftüd in der Umgegend 
Berlins zu finden. Indeſſen hatten diefelben fein Rejultat und es gelang uns ſchließ— 
li, jene Bedenken zu überwinden, jo daß mit dem Bau der Anftalt auf dem Dall: 
dorfer Terrain im Jahre 1877 begonnen werden fonnte, 

Gegenwärtig ift diefe neue Anftalt jowohl, wie das neue Arbeitshaus in 
Rummelsburg — wie oben bemerft — bereits in Benugung genommen. Die Dar: 
fellung der baulihen und adminiftrativen Einrichtungen diefer neuen, erit in den 
Jahren 1879 und 1880 eröffneten Gemeindeanftalten muß einer fpäteren Bericht: 
eritattung vorbehalten bleiben. 


X. 


Das $Sriedrich-Wilhelms-Bojpital. 


Die Beftimmung diefer Anftalt ift, wie im Abjchnitt X. bereits erwähnt 
worden, armen alten arbeitsunfähigen unbefcholtenen Perſonen beiderlei Gejchlechts 
Obdah und Verpflegung zu gewähren. 

So reihlih den damaligen Verhältniffen gegenüber die Räumlichkeiten diejes 
im Jahre 1849 an die Stelle des jogenannten „Neuen Hoſpitals“ getretenen*’) Ber: 
jorgungshaufes waren, fie wurden dem wachjenden Bedürfniß gegenüber unzureichend. 

Es wurde deshalb im Jahre 1873 auf dem der Stadtgemeinde gehörigen 
Grundftüd in der Elifabethftraße Nr. 27a ein Filial mit einem Koftenaufwand von 
12395 .%. für baulide und 13 110 „X. für innere Einrichtung hergeftellt und 
am 1. Januar 1874 für weiblide SHofpitaliten in Benugung genommen. 

Von Anfang an hat fih, wie die betreffenden Abjchnitte der Verwaltungs: 
berichte für 1841—50 und 1851—60 ergeben, die Behandlung der Pfleglinge des 
Friedrich: Wilhelms-Hofpitals nicht lediglih innerhalb der durch die gejegliche Armen 
pflege bedingten Grenzen gehalten. 

Die Tendenz der Kommunalbehörden: in der Erfüllung der gefeplihen Pflichten 
der Stadtgemeinde hier nicht blos das Nothdürftige zu leiften, vielmehr diefer Leiftung 
den Charakter humaner Wohlthätigkeit zu geben, ift durch verfchiedene der Anftalt von 
Privatperfonen gewährte Zuwendungen unterftügt worden. 

Der Fanny und der AnnenStiftung ift in dem Verwaltungsberidhte für 
1841—50,'*) der v. Steinwehr’jchen Stiftung in dem Berichte für 1851—60*'*) 
gedacht. 

Im ähnlichen Sinne wie die Zwede der Steinwehr-Stiftung beftimmt find, 
verordnete das Teſtament des Nentier Auguft Ferdinand Wunderlich vom 1. März 


*) Bergl. oben ©. 169. 
*) Eiche dort ©. 284. 
++), Siehe dort ©. 133. 
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1862 die Verwendung von zwei’) Dritttheilen der Revenüen feines — ca. 180 000 .M. 
betragenden — nachgelafjenen Vermögens. 

Die Aufnahme in die Stiftung und damit die Zuwendung der bejonderen 
Benefizien derfelben (eine Geldunterftügung von 1,50 .% monatlich) erfolgt nad) der 
Yeftimmung des Stifters dur Beſchluß der Stadtverordneten. Am 1. Auguft 1863 
fund die erfte Aufnahme in der Zahl von 18 Pileglingen ftatt. 

Eine zweite im Laufe unferer VBerichtsperiode der Stadt zugefallene legtwillige 
Jumendung, die des Nechnungsraths a. D. Reiſſert, beftimmte den jährlichen Zins: 
ktrag des legirten 1500 „#. betragenden Kapitals zur Verwendung für Bedürfnifie, 
zu deren Befriedigung der Anftalt feine etatsmäßigen Fonds zu Gebote fiehen. Dem 
freien Ermejjen des Kuratoriums der Anftalt war die nähere Beltimmung über die 
ipgielle Verwendung überlaffen. Im Jahre 1870 war daſſelbe zum erjten Male in 
ver Lage, von diefer Befugniß Gebrauch zu machen. 

Ein drittes Vermächtniß, das des Nentiers Colberg, jehte ein Kapital zu 
dem Zwede aus, die Zinfen deffelben — 300 .#. — alljährlih an vier Hofpitaliten, 
von denen zwei Soldaten und zwei Kaufleute gewejen fein müſſen, zu vertheilen. 

Im Jahre 1871 kam diefes Legat zum erjten Mal zur Vertheilung. 

Endlich fielen dem Friedrih-Wilhelms-Hofpital in Folge eines am 17. April 
1851 zwijchen der verwittweten Geheimen Hofräthin Bethge, Iohanne Friederife 
Philippine, geborenen Matthias und deren Tochter, der unverehelichten Charlotte 
Nathide Bethge abgejchloffenen Erbvertrages 72 428,59 .H. zu behufs Stiftung 
von 16 Stellen fir arme unheilbare Frauenzimmer, welche in abgejondert eingerichteten 
Räumen unterzubringen find. 

Diefe Stiftung, welche nad dem Willen der Stifter den Namen „Mathilden: 
Stiftung“ führt, fam im Jahre 1862 in der Art zur Ausführung, daß für diefelbe 
wei Zimmer bejonders eingerichtet wurden. Im denjelben fanden zunächit je ſechs an 
unbeilbaren Krankheiten leivende Frauen Aufnahme. Die vier freigebliebenen Stellen, 
für die damals geeignete Perfonen nicht vorhanden waren, find fpäter gleichfalls 
Kiegt worden. 

In Beziehung auf die Seelforge, die ärztlihe Behandlung und die Art der 
Verpflegung der Sofpitaliten dürfen wir, da erhebliche Veränderungen nicht vor: 
xlommen find, auf die früheren Berichte verweijen. 

Der unter der Aufficht des „Kuratoriums des Friedrih-Wilhelms-Hofpitals“ **) 
an der Spige der Verwaltung der Hauptanftalt und des Filials ftehende Beamte 
führt gegenwärtig den Titel Verwaltungspdirektor. 


*) Das legte Drittel hatte der Erblaffer für die Siechenanftalt bejtimmt, vergl. unten ©. 210. 
**) Bergl. Abſchnitt X. 
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Unter ihm fungiren ein Hausinſpektor, welcher gleichzeitig Defonomieverwalter 
ift, ein Hausvater im Filial und zwei Bureaubeamte. 

Die frühere Kaffe des Hofpitals ift aufgehoben und mit der Stadt-Sauptkaffe 
vereinigt. 

Die nebenftehende Tabelle ergiebt für die einzelnen Jahre unferer Berichts: 
periode: 
die Zahl der durchſchnittlich täglich Verpflegten, 
die Zahl der aufgenommenen Perjonen, 
die Zahl der ausgeſchiedenen Perfonen, 
das Alter der aufgenommenen Perjonen, 
die im Hofpital vorgefommenen Sterbefälle, 

6. die durchſchnittlich täglichen Verpflegungstoften eines Sojpitaliten. 

Die Ausgaben, welche die Verwaltung der Anftalt im Ganzen veranlafte, find 
in Kolonne 6 der Tabelle II des X. Abjchnitts gegeben, fie betrugen 1861: 89329 M, 
1876: 178 662 4; fie haben fi aljo gerade wie die Eivilbevölferung der Etadt 
verdoppelt. Doc ift nicht die Verdoppelung der Hojpitaliten die Urfache diefer Er: 
fcheinung, denn die Zahl der durchſchnittlich täglich verpflegten Perionen betrug im 
Jahre der ftärkften Frequenz 1874: 628, war alfo nicht ganz um die Hälfte ftärfer als 
im Jahre 1861, wo fie 428 betrug. Auch bier liegt aljo — mie dies aud die letzte 
Spalte der nebenftehenden Tabelle ergiebt — der Grund der Mehrausgabe jehr wejent- 
lih in der Preisfteigerung der für die Anftalt nothwendig zu beichaffenden Lebens- 
mittel u. f. w., mit anderen Worten: in der Verminderung des Geldwerthes. 


— 


XIV. 


Die Siechenanftalt für $rauen. 


Dieſe Anftalt, welcher wir beiläufig bereits in den Abfchnitten IX., X. und 
Al. zu gedenken hatten, ftand bis zum Jahre 1874 unter der Auffiht des Plenums 
der Armen-Direftion. Seit der im Jahre 1874 erfolgten Bildung der Gefundheits: 
vflege-Deputation gehört fie zum Neffort diefer Berwaltungsabtbeilung und fteht — 
wie ©. 171 bereits bemerft — unter der befonderen Auffiht eines aus jener De 
putation gebildeten Spezial-Kuratoriums. 

Eine Vergrößerung der im Jahre 1857 in dem Gebäude Gitfchinerftraße 104/105 
errihteten Anftalt war ſchon im Fahre 1860 nothwendig geworden. 

Durch Auffegen eines neuen Stockwerkes wurde es ermöglicht, die Zahl 
der Betten um 21 zu vermehren, jo daß jebt ftatt der urfprünglic” vorhandenen 80 
101 Betten zur Verfügung fanden. Aber diefe mäßige Erweiterung entſprach nod) 
nicht entfernt dem Bedürfniß. 

Die unglüdlichen mittellofen Frauen, welche an ben jo häufigen Gebärmutter: 
und Bruſtdrüſen-Krebskrankheiten leiden, dürfen aus Nücdfichten der Humanität wie 
der Sanitätspolizei nicht in ihrer dürftigen Häuslichkeit belaffen werden. Weſentlich 
diefe Erwägung befimmte die Kommunalbehörden im Jahre 1872 eine weitere Ver: 
größerung der Anftalt durch Verlängerung des alten Anftaltsgebäudes zu genehmigen. 
Seit dem Jahre 1874, wo diefer Bau fertig geftellt wurde, ift die Anftalt für 168 
fiehe Frauen eingerichtet. 

Gleichzeitig war man in der Aufnahme infofern firenger geworden, als man 
blos altersſchwache Perfonen, welche in früheren Sahren bei Ueberfüllung des Friedrich- 
Wilhelms-Hoſpitals auch wohl in der Siechenanftalt untergebradht worden waren, von 
derjelben ausjchloß. 

Außer den ſchon erwähnten Krebsfranfen befinden ſich in der Anftalt haupt: 


jählih Frauen, welhe an unheilbaren Krankheiten des Gehirns und Rüdenmarkes, 
14 
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der Zunge, des Herzens, der Nieren, der Eierftöde und an Geſchwüren der Ober: 
ſchenkel leiden. 

Die Wohlthaten, welche die Anftalt gewähren kann, find — ähnlich wie beim 
Friedrih-Wilhelms-Hofpital — in Folge verjhiedener der Anjtalt von Privatperjonen 
gemachten Zumendungen ausgedehnt worden, 

Nachdem derjelben bereits im Jahre 1860 das Legat der Gebrüder Hermes 
zugefallen war, aus dejjen Revenüen zur Zeit alljährlih am Sterbetage der Mutter 
der Herren Teftatoren, 2. Juni, jeder Siechen der Anſtalt 3 .% zur Beftreitung Heiner 
Bedürfniffe verabreicht werden, erhielt die Anftalt: 


1. 


im Zahre 1863 aus der im vorigen Abjchnitt bereits erwähnten Wunder: 
lich-Stiftung einen Revenienantheil von 3552,75 pro Zahr. 

Nah der tejtamentariihen Beltimmung des Stifters werden aus 
diefem Revenüenantheil neun bier ortsangehörige, würdige und bedürftige 
Perjonen in gleiher Weije, wie die übrigen fiecchen Frauen, in der An- 
ftalt verpflegt. und ihnen außerdem zur Beftreitung Heiner Bedürfniſſe 
je 1,50 ./ monatlich baar gezahlt; der dann noch verbleibende Neft wird 
zur Beitreitung folder Ausgaben zum Bejten der Anftalt und der in 
derjelben befindlichen Siechen verwendet, zu denen etatsmäßige Fonds nicht 
zur Verfügung ſtehen; 
ein Kapital von 15 000 ..% aus dem Nachlaß des im Jahre 1871 bier: 
jelbft verftorbenen Geheimen Kommerzienraths Alerander Mendelsjohn; 
dafjelbe war vom Teſtator zur Begründung einer Anftalt für unbeilbare 
Kranke beftimmt. Es ift mit Genehmigung der Königlichen Regierung 
zu Potsdam im Jahre 1874 bei Gelegenheit des Ermweiterungsbaues der 
Anftalt mit verwendet worden und wird zur Ausführung der teſtamen— 
tarifchen Beltimmung des Stifters jeit dem 1. Januar 1875 zwei 
unheilbaren Kranken in einem befonderen Zimmer der Siechenanftalt 
freier Unterhalt und Pflege gewährt. Ueber die Aufnahme in dieſe 
Stiftung entjcheidet das Kuratorium der Siechenanftalt; 
ein Kapital von 7500 .%, welches die am 12. März 1875 verjtorbene 
verwittwete Frau Zöpfermeifter Hampel, Chriſtine Friederike geb. 
Möride, der ſtädtiſchen Frauen-Siechenanſtalt mit dem Wunſche ver- 
macht hat, daß dafjelbe als eine befondere Stiftung unter ihrem Namen 
angelegt und verwaltet werde und daß die Zinfen an altersſchwache 
und fieche Frauen mit je 1.% monatlih gezahlt werden zur beliebigen 
Verwendung für Heine Gewohnheitsbedürfniffe, welche ihnen in der Anftalt 
jonft nicht zu Theil werden. 


Die Verwaltung der Anftalt führt der „Infpektor der ſtädtiſchen Siechenanftalt 


für Frauen". 
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Der Gottesdienſt hat ſeit dem Beſtehen der Anſtalt in der Weiſe ſtattgefunden, 
daß durch den Anſtaltsgeiſtlichen wöchentlich einmal auf einem der Säle abwechſelnd 
eine Predigt gehalten wird, zu welcher ſich die Mehrzahl der noch außerhalb des 
Bettes fh bewegenden Kranken verfammelt. Außer dem oft gereichten heiligen Abend: 
mahl ift der geiftliche Zufpruch den Kranken auf Verlangen auch zu jeder anderen 
Zeit gewährt worden. 

Die ärztlihen Funktionen verfieht ein täglich, oft mehrere Male, die Anftalt 
bejuchender Arzt. 

Nah dem zur Zeit beftehenden Speiferegulativ erfolgt die Verpflegung in der 
Art, daß verabfolgt wird: Morgens Kaffee; Mittags Gemüfe in Bouillon gekocht mit 
125 g Rindfleiſch; Abends Gries:, Mehl, Hafer: oder Buchgrützſuppe, außerdem für 
den Tag A Perfon 30 g Tifhbutter und nach Wunſch entweder 500 g Weißbrod 
ner 250 g Semmel. Für Schwerfranfe tritt auf Verordnung des Arztes eine be 
fonders vorgefchriebene Diätform ein, welche für das Mittagefjen die Wahl läßt 
jwiihen Milchfuppe, Haferſchleimſuppe, Waſſerſuppe mit Semmel, fowie Reis und 
Gries in Bouillon mit Fleifh gekocht. Auf befondere ärztlihe Verordnung kann 
außer den im Speiferegulativ vorgejchriebenen Speifen noch verabreicht werden Milch, 
Bier, Wein, Eier, Pflaumen ꝛc. 

Es befanden fih in der Anftalt zur Verpflegung durchſchnittlich im Jahre: 

1861 66 fieche Frauen und fofteten täglich pro Kopf 0, «M. 


1862 68 re De 
BB er Dt 
1864 68 = 2 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ = O,0s z 
1865 65 2 : ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Pi 1,03 e 
16 Ba 5 1 
IB: u: ee Aa 
18 9 = 4 = ss = 3: : 10; 
1869 103 — re ee 
18010 = 2 ee ee bw: 
im. = = =. u 20a 
18210 = ee E55 Om: 
18313 = Eee ee Om 
1874 113 ⸗ ⸗ ⸗ 2 ⸗ ⸗ O,⸗ 
1875 140 — ⸗ x ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ls : 
1876 146 : ⸗ ⸗ ⸗ la 


14* 


XV. 


Die Waijenverwaltung. 


In dem Zeitraume vom Jahre 1861—1876 bat ſich die Zahl der ftädti- 
hen Waifenfinder faft verdoppelt; im Jahre 1861 betrug diejelbe 1655, im 
Jahre 1876: 3 097. Im Verhältniß zu der fich fteigernden Einwohnerzahl der 
Stadt ijt die Zahl der Waifenkinder aber feineswegs gleihmäßig gewachfen, wie 
nebenstehende Weberficht zeigt. 

Während die Zahl der Waifenkinder in den Jahren 1861—1863 faft fonftant 
blieb und in den Jahren 1864 und 1865 um ca. 100 Kinder abnahm, ijt diefelbe 
vom Jahre 1866—1872 in fortwährendem Steigen begriffen gewejen. 

Diefe Zunahme der der öffentlichen Fürforge anheimfallenden Kinder ift zu— 
nächſt hervorgerufen durch das jchnelle Anwachſen der Bevölkerung. Es haben aber 
auch außerordentliche Verhältniffe darauf eingewirft. Zunächſt im Jahre 1866, in 
welchem beinahe 1000 Kinder mehr als im Vorjahr aufgenommen werden mußten, 
die heftige Cholera-Epidemie; am Anfang der fiebziger Jahre die im Verlauf unferes 
Berichtes mehrfah erwähnte jogenannte „Wohnungsnoth” und die derjelben kurz 
vorhergegangene Poden:Epidemie.*) 

Vom Jahre 1873 bis 1876 hat die Durchſchnittszahl der verpflegten 
Waiſenkinder in den einzelnen Jahren um 8, 16, 130 und 46 wieder ab— 
genommen, fo daß die relative Zahl verfelben im Jahre 1876 fogar noch etwas 
niedriger war, als am Schluß unferer vorigen zehnjährigen Berichtsperiode. Denn 
es fielen auf 100 Eivileinwohner im Jahre 1860: O,35, im Jahre 1876: 0,3, Waijen- 
finder. 


) Bon den 436 rejv. 459 Kindern, welche im Jahre 1871 in dad Waijenhaus aufgenommen 
werden mußten, weil ibre Eltern krank oder verjtorben waren, famen mehr ald die Hälfte aus ſolchen 
Familien, in denen die Boden berrichten oder bereit Opfer gefordert hatten. Vergl. übrigens eben 
Abſchnitt IX. ©. 158. 
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Die Zahl der Waifen im eigentlichen Wortfinn zu der Gejammtzahl der in 
der Waifenpflege überhaupt befindlichen Kinder verhält fich etwa wie 1 zu 5 und hat 
wejentliche Aenderungen in den einzelnen Jahren nicht erfahren. 


Sämmtliche Kinder, welche der ftädtifchen Waifenpflege anheimfallen, werden 
in der Regel zunädit in das Waifendepot aufgenommen”) und bleiben in dem: 
jelben jo lange, bis fie der Waifen-Erziehungsanftalt zu Rummelsburg überwiejen 
oder in Koftpflege untergebracht werden fünnen. 

Bis zum Fahre 1866 Hatten fih die dem Waifendepot zur Aufnahme von 
50 Kindern zugewiefenen Räumlichkeiten in dem fogenannten Großen Friedrichs: 
Waifenhaufe, Stralauerftrafe 58, als ausreichend erwiefen. Die mit diefem Jahre 
eintretende erhebliche Vermehrung der der Fürſorge der Waifenverwaltung anheim— 
fallenden Kinder gab die erſte Veranlaffung, an eine Erweiterung derjelben zu 
denken. Es empfahl fi dies auch deshalb, weil je länger je mehr die Noth- 
wendigfeit erfannt wurde, die einzelnen Kinder vor ihrer Weberweifung an die Waijen- 
anftalt in Nummelsburg oder ihrer Unterbringung in Familien eine längere Zeit im 
Depot zu behalten, um nicht nur ihrer fanitären Pflege die erforderliche Sorgfalt zu— 
zuwenden, fondern auch um ihren Charakter, ihre Anlagen und Fähigkeiten fennen 
zu lernen und mit Rüdjiht darauf über ihre weitere Erziehung zu befchließen; — 
ein Bedürfniß, dem bei den bejchränkten Räumlichkeiten des Depots nur in jehr un: 
genügender Weije entjprochen werden konnte. 

Nachdem mehrere Pläne, anderweitige Räume für das Depot nubbar zu 
machen, ſich als unausführbar erwieſen hatten, bejchloffen die Kommunalbehörden im 
Zahre 1870 den Ankauf des Grundftüds Elifabethitraße 27a für die Zwede der 
Waifenverwaltung. Dafjelbe wurde jedoch feiner Beltimmung nicht übergeben, da in- 
zwifchen der am 30. Auguft 1871 verjtorbene Kaufmann Friedrih Auguft Frande 
in feinem Teftamente vom 27. Dezember 1867 das Grundftüd Alte Jakobſtraße 33 
und fein gefammtes Vermögen der Stadtgemeinde zur Errichtung eines Waijenhaufes 
für arme Waifenfinder des 28. Polizeireviers zugemwendet hatte. Die urjprüngliche 
Abficht, die vorhandenen Gebäude auszubauen, wurde aufgegeben und bejchloffen, 
einen ausgedehnten Neubau auszuführen, um nit nur für den teſtamentariſch be= 
ftimmten Zweck, fondern auch für das Waifendepot und die Bureaus ber 
MWaifenvermwaltung Räumlichkeiten zu gewinnen. 

Mehrfache Verhandlungen mit den vorgefegten Behörden wegen Feittellung 
des Statuts für die Frande’sche Stiftung verzögerten jedoch die Inangriffnahme des 
Baues und machten es der Stadtverordnneten:Verfammlung erft unterm 22. Juni 
1875 möglih, das von der ſtädtiſchen Bauverwaltung ausgearbeitete und mit 
409 907,30 „#. veranjchlagte Bauprojeft zu genehmigen. Das alte Gebäude wurde 


) Vergl. Verwaltungsbericht pro 1851—1860 ©. 91. 
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nun am 31. Auguft 1875 auf den Abbruch an den Meijtbietenden verkauft, mit dem 
Neubau jofort begonnen und diefer jo gefördert, daß das Gebäude am 2. Juni 1877 
der Waijenverwaltung zur Benugung übergeben werden konnte. 

Bis zum Schluffe unferer Berichtsperiode dienten daher noch die Räume in 
dem alten Waiſenhauſe als Depot. 

In demfelben wurden durchichnittlich täglich verpflegt im Jahre: 


1861. - 2 2 2.28 Rinder, 
ı E.! > : 
1868 . 2.5.0 4:18 ⸗ 
1808. 5. 5-4 0 A 
1866. 68 

ı U. > ı N 41410 ⸗ 
LEBT. 5 42163 : 
1888... 2 ur... 8 
1869. . 2... 81 

1 1 > jr ı | 47 
133111 448 
0% 
I8ß33 .02,%.4r 08 
STR. 2% % 2-0 
BIN: Aut, re 
1818:4 2.52.26... 88 


Dis zum Jahre 1869 find die fchulpflichtigen Kinder von einem Lehrer 
unterrichtet worden. Nah deſſen PBenfionirung bejuchten fie die in der Neuen 
Friedrichitraße belegene 21. reſp. 24. Gemeindejchule. Won befonderem Wortheil war 
diefe Einrichtung für diejenigen Kinder, welche längere Zeit im Depot blieben, nament: 
lich für foldhe, die für die Konfirmation in demjelben vorbereitet wurden. Dagegen 
entitanden aus diefer Maßnahme für die Hausverwaltung mancherlei Unzuträglichkeiten, 
welche jih im Jahre 1872, bei der großen Zahl der im Depot zu verpflegenden 
Kinder, jo fteigerten, daß die Wiedereinrihtung der Depotſchule und die Anftellung 
von zwei Lehrern für diefelbe erfolgen mußte. 

Im Jahre 1868 richtete der Verein für Familien: und Volfserziehung, unter 
Mitwirkung der Waifenverwaltung, in den Räumen des Depots ein Kinderpfle: 
gerinnen:Inftitut ein, um den fonfirmirten Waifenmädchen Gelegenheit zur theo— 
retiichen und praftifchen Erlernung der Pflege und Behandlung von Kindern in den 
erften Lebensjahren zu geben. Bei dem täglich Nachmittags von 2 bis 5 Uhr er: 
theilten Unterricht handelte es ſich weniger um eine Fortführung des Schulunterrichtes, 
als um einen Fachunterricht. Die Märchen erhielten Unterricht in weiblichen Sand: 
arbeiten, im Deutjch = Lefen, in der Naturfunde im Einne der findergärtnerifchen Be: 
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Ihäftigungen und in den Fröbel'ſchen Beſchäftigungsweiſen. Vormittags wurden die: 
jelben in der praftifchen Kinderpflege unterwieſen. 

Am 1. Oktober 1869 ward das Kinderpflegerinnen:Inftitut von dem Verein 
für Familien: und Volkserziehung gelöft und von der Waifenverwaltung felbftitändig 
organifirt. Der Unterrichtsplan erlitt injofern eine Aenderung, als der Gejang als 
obligatoriiher Unterrichtsgegenftand in denjelben aufgenommen und auf den Hand— 
arbeitsunterricht eine größere Zahl von Lehrftunden verwandt wurde. 

Der Kurjus war halbjährlih und nahmen an demfelben nur foldhe fonfirmirte 
Waifenmädchen Theil, welche demnächſt in Stellung als Kinderpflegerinnen treten wollten. 

Unterrichtet find in dem Kinderpflegerinnen:Inftitut: 


im Sommerjemefter 1870. . . 16 Mädchen, 


im Winterjemefter 1870/71 . . 16 
im Sommerjemefter 1871. . . 24 
im Winterfemefter 1871/72 . . 34 
im Sommerjemefter 1872. . . 44 
im Winterfemefter 1872/73 . . 40 
im Sommerjemefter 1873. . . 39 


Nachdem die Kommunalbehörden unterm 24. April/l. Mai 1873 beichloffen 
hatten, die in der hiefigen Koftpflege untergebrachten Waifenmäbchen erft nach vollen- 
betem 15. Lebensjahre aus der Waifenpflege zu entlaffen, wurde das Kinberpfle- 
gerinnenInftitut in ein Dienftmäddhen-Ausbildungsinftitut umgewandelt. 

In dafjelbe werden die in der hiefigen Koftpflege befindlichen im 15. Lebens- 
jahre ftehenden Waifenmädchen, fofern diefelben mindeftens die 2. Klaffe der Gemeinde: 
ſchule erreicht haben, aufgenommen um ihnen eine, die Volksfchule ergänzende, haupt: 
fählih auf Handarbeiten — wozu auch das Plätten feiner Wäfche gehört — gerichtete 
Bildung zu geben. Die Schülerinnen werden in zwei jubordinirten Klaffen unter: 
richtet, von denen die obere in zwei Göten getheilt ift. 

An dem Unterricht nahmen Theil: 


im Winterfemefter 1873/74 61 Schülerinnen, 
im Sommerjemefter 1874 106 ⸗ 

im Winterſemeſter 1874/75 111 : 

im Sommerjemefter 1875 117 

im Minterfemefter 1875/76 108 

im Sommerfemefter 1876 101 


Im Jahre 1866 erkrankten im Depot 15 Kinder an der Cholera, von 
denen 6 verftarben. 

Gleich beim Beginn der Epidemie wurde eine befondere Duarantaine für die: 
jenigen Kinder cingerichtet, welche von nachweisbar an der Cholera erkrankten oder 
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verftorbenen Eltern famen. Diejer Einrichtung, durch welche eine Sonderung von den 
übrigen in der Quarantaine befindlichen Kindern herbeigeführt wurde, war es zu 
danken, daß fich die Epivemie auf eine verhältnigmäßig nur geringe Zahl von Kindern 
eritredt hat und daß diefelbe, troß der Menge von Kindern, die damals täglich in 
das Depot eingeliefert wurden, nur ſolche erfaßte, die von infizierten Eltern kamen. 

Im Uebrigen war der Gejundheitszuftand der Kinder im Depot ein durchaus 
befriedigender. 


In der Koftpflege befanden fich durchſchnittlich täglih an Kindern: 








Geſammtzahl Außerhalb 


Im Jahre. der In Berlin. 
Kinder. Berlins. 


1861 730 478 
1862 726 478 
1863 685 489 
1864 629 478 
1865 399 454 
1866 701 600 
1867 1 034 770 
1868 1299 760 
1869 1 467 700 
1870 1610 666 
1871 1 735 753 
1872 1776 973 
1873 1537 1 205 
1874 1499 1 282 


1875 1 436 1247 
1876 1475 1166 





In den erften Jahren unferer Berichtsperiode betrug das Koftgeld, welches den 
Pflegeeltern gezahlt wurde, für ein Waifenfind monatlih 2 Thlr., nur für Kinder 
unter einem Sahre und ausnahmsmweife auch für ältere Kinder, fofern diefelben Fränflich 
oder ſchwächlich waren, wurde ein höheres Koftgeld bis zu 4 Thlr. monatlich bewilligt. 

Dies beruhte auf Feitfegungen, welche bereits im Jahre 1837 getroffen worden 
waren. Sie konnten gegenüber der allmählich eingetretenen Veränderung der allgemeinen 
wirthichaftlihen Verhältniffe nicht aufrecht erhalten werden. Auch die im Jahre 1865 
erfolgten, cine erhebliche Erhöhung des Koftgeldes herbeiführenden Abänderungen er: 


Die Kojtpflege. 
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wieſen fih im Anfange der fiebziger Jahre gegenüber der wiederum eingetretenen 
großen Steigerung der Preife der Lebensbedürfniffe und der Wohnungen als unzu: 
reihend. Es wurde deshalb von den Kommunalbehörden genehmigt, daß vom 1. Mai 
1873 ab gezahlt wurden: 
1. für Kinder im 1. Lebensjahre, hiefiger wie auswärtiger Pflege, monatlich 
6 Thlr.; 
2. für Kinder im 2. Lebensjahre, hiefiger wie ausmwärtiger Pflege, monatlich 
4 Thlr. 15 Sgr.; 
3. für Kinder vom Anfange des 3. bis zum vollendeten 6. Lebensjahre, 


monatlid): 
a) in biefiger Pflege » » 2 2 2 4Thlr. — Sgr., 
b) in auswärtiger Pflege. . » » 2... = 15 =; 
4. für Anaben vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 14. Lebensjahre 
monatlich: 
a) in hieſiger Pilege © >» 2 2 nn nenn. 4 he, 
b) in auswärtiger Pflege . . . FE > 


5. fir Mädchen der auswärtigen Roftpflege,. ef. "Sharlottenburg und 
Köpenid, vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 14. Lebensjahre monat: 
lid 2 Thlr. 15 Sgr. 

Für die Mädchen der in Berlin, Sharfottenburg und Köpenid untergebrachten 
über 6 Zahre alten Kinder blieb es bei dem im Jahre 1865 feſtgeſetzten Waiſenkoſt— 
gelde von monatlid 3 Thlr. 

Uebrigens beſchränken ſich die Leitungen an die Pflegeeltern nicht auf dieje 
baaren Geldzahlungen. Die ärztliche Auffiht über die an Säugemütter (Ammen) 
ausgegebenen Kinder, welche eine pafjende Eäuglingsausftattung erhalten, wird von 
der Waifenverwaltung honorirt. Das Schulgeld, welches für die in ausmwärtiger 
Pflege untergebrachten Kinder zu entrichten ift, zahlt ebenfalls die Waijenverwaltung 
und fie gewährt außerdem jedem in der biefigen und auswärtigen Koftpflege befind- 
lichen fchulpflichtigen Kinde, fofern dafjelbe ein halbes Jahr von den Pflegeeltern gut 
verpflegt worden ift, alljährlih einen vollftändigen Anzug, welcher jo befchaffen fein 
muß, daß das Kind nicht durch denfelben als Waifenfoftfind Fenntli wird. 


Es erhalten 
die Knaben: die Mädden: 
eine Mütze, ein Kleid, 
eine Wefte, einen Unterrod, 
eine Jade, ein Paar Schuhe, 
eine Hofe, ein Umfchlagetuch, 
ein Paar Schuhe, zwei Schürzen und drei Tafchentücher, 
zwei Hemden, zwei Hemden, 


zwei Paar Strümpfe. zwei Paar Strümpfe. 
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Auch hinſichts der Einfegnungsbefleidung ſowohl für die Kinder der hiefigen 
alö der auswärtigen "Koftpflege erfolgte eine wejentliche Verbefferung. Während Die: 
felbe bis dahin fir die Kinder der hiefigen Koftpflege, jedoch in unzureichender Meife, 
in natura und für die der auswärtigen Koftpflege durch einen Baarzuihuß von 
5 Ihle. gewährt wurde, erhielten jämmtlihe Waifenkoftkinder fortan folgende Ein: 
jegnungsbefleidung: 


die Knaben: die Mädchen: 
1. einen ſchwarzen Tuchrod, 1. ein ſchwarzes Kleid, 
2. eine Schwarze Tuchhoſe, 2. ein Paar Schuhe, 
3. eine ſchwarze Tuchweite, 3. drei Hemden, 
4. ein Paar Stiefel, 4. einen ſchwarzen Stepprod, 
5. drei Hemden, 5. zwei Paar Strümpfe, 
6. zwei Paar Strümpfe, 6. zwei Tafchentücher, 
7. eine Mütze, 7. ein Umſchlagetuch. 
8. eine ſchwarze Kravatte, 
9. ein Chemifette mit Kragen, 


- 
> 


. ein Zafchentuch. 


Ueberdies wird den in der Koftpflege konfirmirten Waifenmädchen bei ihrer 
Entlafung in den Dienft ein Koffer verabfolgt. 

Eine andere feit dem Jahre 1873 eingeführte Neuerung gereichte den in der 
Berliner Koftpflege untergebrachten Mädchen zu großem Segen. Die Erfahrung hatte 
gezeigt, daß die mit 14 Jahren aus der Berliner Koftpflege entlafjenen Mädchen noch 
fo wenig förperlich entwidelt waren, daß fie für die Verrichtung eines, wenn auch 
lichten Dienftes in der Negel für zu ſchwach galten. Dagegen erfchienen die 
Nädhen derjelben Altersklafje, welche fih in ausmwärtiger Koftpflege befanden, in 
der Regel Eörperlich kräftiger entwidelt und für den Eintritt in ein Dienftverhältniß 
geeigneter; eine Erjcheinung, die fich aus den Berhältniffen der Großftadt mit ihren 
beengten Wohnungen und ihrer fchlechteren Luft im Gegenjag zu den günftigeren Ver: 
bältniffen und Einwirkungen des Aufenthalts in Dörfern und Heinen Städten erklärt. 

Diefe Erfahrung führte zu dem Beſchluſſe, die Koftpflege der in Berlin unter: 
gebraten Mädchen um ein Jahr zu verlängern, fie im derſelben aljo bis zum 
15. Lebensjahre zu behalten. 

In Betreff der Erziehung der Waifenmädchen überhaupt war ein anderer, 
bereits früher gefaßter Kommunalbefchluß von erheblicher Bedeutung. 

Wie das alte Waifenhaus eine Anzahl Knaben und Mädchen in feinen Räumen 
erzogen hatte, jo war auch die neue Erziehungsanftalt in Rummelsburg bei ihrer 
Gründung im Jahre 1859 für die Aufnahme beider Gejchlechter eingerichtet worden.*) 








*) Bergl. Vermaltungsbericht für 1851,60 ©. 85. 
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Ueber die relativen Vorzüge der Waifenerzichung in geichloffenen Anftalten 
oder in Familien it vielfach geftritten worden. Zweifellos ift doch, daß bei Mädchen 
die Vorzüge der Yamilienerzicehung überwiegen. Diefe auch in unferer Kommunal 
verwaltung mehr und mehr Boden gemwinnende Meberzeugung führte zu einem am 
2. März 1871 gefahten Beichluffe, in Folge deſſen jeit dem 1. Dftober 1871 ſämmt— 
lie der Waifenpflege anheimfallende Mädchen in die Koftpflege gebradht werden. 


Die Beauffihtigung der hiefigen Waifenkoftfinder, welche bis dahin die Armen: 
Kommiffionen dur einzelne ihrer Mitglieder geführt hatten, wurde vom 1. Januar 
1867 bejonderen, als felbftftändige Organe der Waifenverwaltung Eonftituirten Waiſen— 
ämtern übertragen. Die Bezirke diefer Waifenämter waren diefelben, wie die der 
Armen-fommiffionen und ihre Bezeichnungen erfolgten nad) den Nummern, welche die 
leßteren führten. Jedes Waifenamt beftand aus einem Kollegium nicht unter fünf 
Perfonen — Waijenpfleger und Waifenpflegerinnen —, von denen die Waijenpfle: 
gerinnen die ſämmtlichen Waifenmädchen und die Knaben bis zur Einjchulung, die 
Waifenpfleger die ſchulpflichtigen Knaben beauffichtigten. Weber jedes einzelne Kind 
hatte das Waifenamt jährlich zweimal an die Waifenverwaltung zu berichten. Zwei: 
mal im Jahre fanden Generalfonferenzen mit den Waifenamts-Vorftehern, unter 
Leitung des Vorfigenden der Waifenverwaltung, ftatt, in welchen die gemachten Er: 
fahrungen ausgetaufcht, Uebelftände zur Sprache gebracht und Verbefferungen berathen 
wurden. Leber 600 Männer und Frauen, den gebilveteren Ständen der bürgerlichen 
Sefellichaft angehörend, waren in den, die ganze Stadt überziehenden Waifenämtern 
thätig. So iſt es möglich geworden, die Behandlung und den Entwidelungsgang 
jedes einzelnen Kindes genauer zu beobachten. Auch das gejellfchaftliche Niveau der 
Plegeeltern ift durch die Bemühungen der Waifenämter erhöht worden und die von 
ihnen geübte Aufficht bot die Garantie, daß Fein Kind fich auf längere Zeit in Ber: 
hältniffen befand, die ein Verkommen dejjelben befürchten Tiefen, 


Am 1. Januar 1876 wurden die Berliner Waifenämter außer Wirkfamfeit 
geſetzt und ihre Funktionen in unveränderter Weile den auf Grund der Vormund— 
Ihaftsordnung vom 5. Juli 1875 beitellten GemeindeWaifenräthen mit übertragen, 
in welche die größere Zahl der Mitglieder der Waifenämter eintrat. 


Die Gemeinde-Waifenräthe find als follegialifch geordnete, aus drei bis jechs 
Mitgliedern beitehende Lokal-Kommiſſionen fonftituirt. Der örtliche Umfang der Wirk: 
jamfeit einer jeven diefer Kommiffionen ift derjenige der Armen:Kommiffionen. 


Sie haben nicht nur die Verpflegung und Erziehung der in biefiger Koftpflege 
untergebrachten Kinder zu überwachen, fondern auch dem Vormundichaftsrichter als 
Hülfsorgane bei der Auswahl der Wormünder, wie bei der Aufficht über vr. und 
Erziehung der Minorennen zur Seite zu jtehen. 
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Jedem Gemeinde-Waifenrath treten in deſſen Kommiffionsbezirt wohnhafte 
Frauen zur Ceite, welche den Sitzungen des Kollegiums mit berathender Stimme 
beimohnen. 

Die Mitthätigfeit der Frauen tritt überall da ein, wo es fih um die Pflege 
und Erziehung im Kindesalter ftehender Minorennen, um die Ueberwachung des 
Lebensganges weibliher Mündel, überhaupt um alle diejenigen Zweige der Körper: 
pflege und Erziehung handelt, die innerhalb des jpeziellen Wirkungskreiſes weiblicher 
Thätigkeit liegen. 

Die außerhalb Berlins untergebradhten Waiſenkoſtkinder wurden von den 
Drtögeiltlichen und in deren Behinderung von Lehrern, Kantoren und Bürgermeijtern 
beauffichtigt. Diefelben erhielten für ihre Bemühungen eine Nemuneration von 50 43 
pro Kind und Monat. 


Unterm 28. April 1875 erhielten die auswärtigen Waifenväter eine neue 
Inftruftion, nach welcher fie gehalten find, alljährlich über jedes einzelne in ihrer 
Kolonie befindliche Kind am 1. Dftober ein Nevifionsprotofoll und, bei größerer Anzahl 
von Kindern, einen furzen Generalbericht über die Erfahrungen in ihrem Waijenamte 
ver Waifenverwaltung einzureichen. 


Die ärztliche Behandlung der in Berlin untergebrachten Waifenkoftkinder 
geihah durch die Vezirfs-Armenärzte, welche berechtigt find, die Kinder bei jchweren 
und langwierigen Krankheiten einem Kranfenhaufe zu überweifen. 


Die in Charlottenburg, Köpenid und Kyrik befindlichen Kinder ftehen bis zu 
isrem 6. Lebensjahre unter der Aufficht der dortigen Aerzte, welche über den Geſund— 
beitszuftand jedes einzelnen Kindes allmonatlich an die Waifenverwaltung berichten. 
Die übrigen dafelbft, fowie in anderen Ortichaften in Pflege gewefenen Waifenkinder 
werden von den betreffenden Aerzten nur in Erfranktungsfällen behandelt. 


Seit der Einführung der Waifenämter haben allgemeine Superrevifionen der 
Berliner Koftpflegen durch befondere von der Waijenverwaltung hierzu delegirte Beamte 
nicht mehr jtattgefunden. Nur, wo nach den Berichten der Waifenämter die Entſchei— 
dung über einen Wechiel der Pflege zweifelhaft erfcheint, werden folche Nevifionen noch 
vorgenommen. 

Die legte Superrevifion ſämmtlicher in Berlin untergebradhten Kinder fand 
im Jahre 1865 ftatt. Bei derfelben wurden von den vorhandenen 584 Pflegen 40 
mit Nr, 1, 403 mit Nr, 2, 119 mit Nr. 3, 22 mit Nr. 4 bezeichnet.*) 


*) Vergl. Berwaltungäberiht für 1851/60 ©. 93, wo bemerkt wird: „Nr. 4 bezeichnet eine 
Pflege, wie fie nicht geduldet werden darf, Nr. 3 eine folche, mit der man in vielen Fällen zufrieden 
Vin muß, Nr. 2 eine folche, wie fie verlangt wird, Nr. I eine Pflege, wie man fie nicht verlangen 
lann, aber allen Kindern wünjchen möchte.” 
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Außerhalb Berlins haben folgende Superrevifionen von Waijenkfojtfindern 
ftattgefunden, welche folgende Nefultate ergaben: 


Nr.1. Nr. 2. Nr.3. Nr. 4. 
1861 in 46 Ortſchaften 272 Kinder und zwar mit 15 195 56 6 Pflegen, 


1862 = 55 : 143 — es = : 10 17 16 — 

1563 = 48 ⸗ 290 8 219 45 13 — 
1864 : 62 ⸗ 147 4 123 18 2 = 
1865 = 2 s 113 8 73.2383 4 : 


(Köpenid und Charlottenburg.) 


1869 in 48 Ortichaften 206 Kinder und zwar mit 15 165 22 4 
1871 =: 20 2 241 ⸗ ⸗ ⸗ 3 188 43 7 
1872 = 22 ⸗ 2l6 = u 8 5 8 189 16 3 
1873 = 19 ⸗ 114 ⸗ = — 106 8 — >: 
1874 : 26 E 250 ⸗ ⸗⸗ ⸗ 6 213 28 3 =: 
1875 = 88 ⸗ 611 — = : 52 4850 66 13 = 
1876 : 123 ⸗ 739 ⸗ ⸗—2 : 92 583 51 13 =: 


Haben die größeren Aufwendungen, welche aus der Stadtkaſſe für die Koft- 
pflege gemacht wurden und die beffer organifirte Aufficht über diefelbe die Hoffnung 
verftärft, daß die Mehrzahl der Maifenkoftfinder durch die ihnen gewährte Familien- 
erziehung zu fittlich tüchtigen und brauchbaren Mitgliedern der bürgerlichen Geſellſchaft 
heranwachſen, fo haben mehrere der dem Waifenhaufe im Laufe der Zeit zugefallene 
Wohlthätigkeitsfonds auch noch Gelegenheit zu bejonderen Einrichtungen gegeben, die 
darauf abzielen, den Waifenfindern ein gutes Fortlommen zu erleichtern. 


Indem wir in Betreff der der Waifenverwaltung und einzelnen bejonderen 
Kuratorien für entlaffene Waifentinder zu Gebote ftehenden Mittel auf die „Nach: 
weifung der Stiftungen und Legate der Stadtgemeinde Berlin für fpezielle Unter: 
richts- und Armenzwede" verweifen, beſchränken wir uns bier auf eine kurze Dar: 
ftellung defjen, was theils aus den der Waifenverwaltung von den Kommunalbehörden 
zur Dispofition geftellten Mitteln, theild aus den hierzu nad) ihrer Zwedbeftimmung 
geeigneten Wohlthätigkeitsfonds für die Vorbereitung der Waijenmädchen für ihren 
jpäteren Beruf gejchehen ift. 


Der jeit dem Jahre 186) gemachte Verſuch, die mit dem vollendeten 14. Sahre 
fonfirmirten und entlafjenen Mädchen noch ein Jahr lang bei ihren Pflegeeltern oder 
anderen geeigneten Familien in einem, von den Waifenämtern beauffihtigten Dienft- 
verhältniß zu belaffen, in welchem fie nur Wohnung, Koft und Kleidung, aber feinen 
Lohn erhielten, erwies ſich nicht als zureichend, da bald bei der wachjenden Zahl der 
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Mädden ein Mangel an folchen dienftlichen Lehrjtellen eintrat und gute für den 
in Rede ftehenden Zwed geeignete Familien, welche Mädchen ohne Lohn mit der Ver: 
plihtung, fie zu leiden und zu verföftigen, in den Dienft nehmen wollten, immer 
ieltener wurden. Es erichien deshalb nothwendig, die Mädchen vor ihrer Konfirma— 
tion wirtbichaftlich auszubilden, damit fie nad) der Konfirmation den Pflichten eines 
Dienftmädcdhens genügen können. Dies hat jich ermöglichen laffen, nachdem die Kom: 
munalbehörden im Sabre 1873 den Beichluß gefaßt hatten, die Mädchen bis zu ihrem 
vollendeten 15. Lebensjahre, in der Waijenpflege zu belafjen. Seit dem 1. Oktober 
1873 beſuchen fämmtliche, in der hiefigen Koftpflege untergebradhten Waifenmädchen, 
jobald fie das 14. Lebensjahr vollendet und mindeftens die 2. Klafje der Gemeinde: 
ſchule erreicht haben, ein Jahr das bereits oben erwähnte Mädchen-Ausbildungs— 
Inftitut des Depots, in welchem fie für den Dienftbotenftand theoretiſch und praktiſch 
vorbereitet werden. 


Sobald ein Mädchen Eonfirmirt ift, wird es in Stellung gebracht und unter 
die Aufficht des Waifenraths geftellt, welcher über feinen Fleiß und feine Führung 
nad Verlauf von vier Wochen und demnächſt halbjährlih an die Waifenverwaltung 
zu berichten hat. 

Die Eonfirmirten Knaben jcheiden mit ihrer Lehrunterbringung aus der Für: 
jorge der Waifenverwaltung. 


Um den Eonfirmirten Waifenmädcden bei eintretender Dienjtlofigfeit vors 
übergehend Obdach und Schug zu gewähren, befteht für diejelben auf Koften der der 
Baifenverwaltung zur Verfügung — — ſeit dem Jahre 1870 
im Depot ein Aſyl. 


In demjelben haben fich befunden: 


im Sabre 1870. . » 2... 54 Mädchen, 
⸗ * 1811 27 ⸗ 
18222 388 
© I are 
1837... 33 
2 1875.. 39 
⸗ HABT en ee. 


Sonntags:Abendverfammlungen, welde den entlaffenen Waijenmädchen das 
iehlende Familienleben erjegen, fie zu einer fittlih wirffamen Gemeinfchaft vereinigen 
und vor Verführung ſchützen jollen, finden feit dem Jahre 1870 regelmäßig alle 
14 Tage, von 6—9 Uhr, im Depot des Waifenhaufes jtatt. Diejelben waren durch— 
ſchnittlich befucht: 


Die Waiſen— 
Erziehungs⸗ 
anſtalt. 
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im Jahre 1870 von 38 Mädchen, 


1871 = 36 : 
1872 = 39 ⸗ 
1873 = 42 
1874 = 42 
1875 = 48 
1876 = 58 


Zur Förderung des geiftigen Lebens der entlaffenen Mädchen befteht eine 
Bibliothek, welche benußt wurde: 


im Jahre 1870 von 33 Mädchen, 


: 1871 = 68 : 
: 1872 - 72 : 
1873 : 53 
1874 = 49 
1875 =: 56 


1876 =: 62 


Daß in Folge der mannigfadhen in Vorftehendem dargeftellten Reformen die 
Koften für die in Pflegefamilien untergebrachten Kinder ſehr erheblich fteigen mußten, 
iſt begreiflih. Es koſtete ein Kind in der Koftpflege durchſchnittlich jährlich 


im Zahre 1861 . . » 0. Ma AM, 
1876. . . . 160,0 : 
und die gefammten Ausgaben, welche der Stadtlafje aus der Kojipflege erwuchſen, 
fteigerten fich im Laufe unferer Berichtsperiode von 118 119,71 .# (im Jahre 1861) 
auf 424 170,68 „M (im Jahre 1876). Sie find aljo um 259,10 Prozent geftiegen, 
während die Zahl der Kojtfinder nur um 118,5; Prozent (von 1208 auf 2641) fich 
vermehrt hatte. 


Die im Iahre 1859 zu Rummelsburg neu begründete und zunächſt durch die 
Kinder aus dem alten Waijenhaufe in der Stadt und deſſen Filialen bevölkerte An: 
ftalt, deren Organijationsplan in dem Verwaltungsbericht für die Jahre 1851— 1860 *) 
mitgetheilt ift, hat während unjerer Berichtsperiode mancherlei Ummandlungen ihrer 
Zwede und Aufgaben, mancherlei Abänderungen in der Verwendung der geſchaffenen 
Einrihtungen erfahren. 


) ©. dajelbjt S. 194. 
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Nah ihrer urfprünglihen Einrichtung umfaßte fie im Weſentlichen: 


4 Abtheilungen (Säufer) zu je 50 Köpfen für Knaben im jchulpflichtigen 
Alter, 

2 Abtheilungen (Häufer) zu je 50 Köpfen für Mädchen im fchulpflichtigen 
Alter, 

1 Abtheilung zu 50 Köpfen für Mädchen im Alter von über 14 Jahren, 
welche zu den Wirthichaftsarbeiten in der Anftalt verwendet wurden 
(Wirthichaftsabtheilung), 

1 Station zur Pflege von Säuglingen, 

1 Station zu 20 Köpfen für Heine Kinder im Alter von 3—7 Jahren, 

4 Krankenſtationen zu je 20 Köpfen, worunter 1 Station für Chroniſch— 
franfe. ; 


Hierzu trat mit dem Jahre 1861 ein fünftes Haus zu 50 Köpfen für Knaben 
im jhulpflichtigen Alter, jo daß nun das Ganze zur Aufnahme von 500 Kindern, 
abgefehen von den Säuglingen, angelegt war. 

Ale diefe Häufer, Abtheilungen und Stationen haben für die Pflege reip. 
Erziehung der Waifenfinder dauernd Verwendung gefunden, aber die Gattung der ver: 
pflegten Kinder ift im Laufe der Jahre mehrfach eine andere geworden. 

Schon bald nad der Eröffnung der Anftalt wurde die in derfelben eingerichtete 
bejondere Eäuglingsftation wieder aufgegeben, weil die Refultate den gehegten Erwar— 
tungen nicht entſprachen. Man kam deshalb darauf zurüd, die Säuglinge foweit als 
möglih auch ferner an fäugende Mütter auszugeben und nur die mit anftedenden 
(igpbilitifchen) Krankheiten behafteten der Anftalt zu überweifen und in den vorhan: 
denen Kranfenftationen neben den andern Kindern verpflegen zu laffen. 

Eine tiefer eingreifende Veränderung führte der oben bei der Darftellung der Koſt— 
pflege bereits erwähnte Beihluß herbei, nach welchem die Anftalt nur noch für die Erzie 
bung von Knaben benußt werben follte. In Folge deffelben fchievden vom Dftober 1871 an 
die Mädchen aus der Anftalt aus. Wir haben der Auffafjung, welche zu diefem Be- 
ihlufje führte, bereits gedacht, und müſſen bier, um nicht einen faljchen Echein auf 
die Rummelsburger Anftalt fallen zu laffen, hinzufügen, daß er nicht dadurch ver: 
anlaßt war, daß die Erziehung der Mädchen in der Anftalt fich als verfehlt erwieſen 
hätte; dazu lag eine thatjächliche Veranlafjung nicht vor. Es war vielmehr nur — 
wie dies ebenfalls jhon angedeutet — der allgemeine Gefichtspunft maßgebend, daß 
wenn, wie in der Berliner Waijenverwaltung, Anftaltserziehung und Familienpflege 
neben einander ftehen, es nad) der Natur der beiden Gefchlechter geeigneter fei, die 
Knaben in die Anftalt, die Mädchen in die Familie zu geben, Die Vorzüge der An: 
faltserziehung als fchnellere Förderung in der Schulbildung, ftraffere Zucht, Gewöh— 
nung zur Negelmäßigkeit kommen mehr den Knaben, die Vorzüge der Familienpflege 
als Anregung des Gemüthes, Bekanntwerden mit dem Hausweſen, Gewöhnung an den 


15 


226 Die Waifenverwaltung. 


Familienton mehr den Mädchen in ihrem fpäteren Leben zu Gute; die Schattenfeiten 
der Maffenerziehung machen fi) mehr bei den Mädchen, die der Ausgabe in Koftpflege 
mehr bei den Knaben geltend. So war es, als wejentliche Verbefferungen in der 
Koftpflege eingetreten waren, nur rationell, die Mädchen ausſchließlich der Familie, 
die Anaben vorwiegend der Anftalt anzuvertrauen. 

Mit der Wegnahme der Mädchen aus der Anftalt mußte auch die Station 
der Kleinen Kinder fortfallen, welche nicht ſowohl aus äußeren finanziellen, als aus 
erziehlihen Gründen mit Nüdfiht auf die den Mädchen hier anzuweiſende Thätigkeit 
eingerichtet worden war. 

Es hatte fih aber ein anderes Bedürfniß herausgeftellt, nämlich das einer 
Station für ſchwächliche und gebrechliche Knaben. Die lahmen, verwachſenen, augen: 
oder geiſtesſchwachen Knaben bildeten für die Knabenhäufer ein ftörendes Element, weil 
fie zu den gefunden und Fräftigen Kindern nicht paßten. Sie mußten oft allein zu— 
rüdgelaffen werden, wenn das Auffihtsperfonal mit der übrigen Schaar ſich entfernte, 
was dann für fie drückend und jchmerzlih war. Es wurden deshalb ſolche Knaben 
aus diefer Gemeinjchaft genommen und die Räume der eingegangenen Kinderftation 
benugt, um die mit Eörperlichen oder geiftigen Defekten behafteten, aber ſonſt nicht 
franfen Knaben zu konzentriren und unter befondere weibliche Pflege zu ftellen, unter 
der Kinder dieſer Art fich behaglicher fühlen und befjer gedeihen. 

Da die Aufnahme kranker in der hiefigen Koftpflege befindliher Waiſenkinder 
in die Berliner Heilanftalten nicht felten auf Schwierigkeiten ftieß, jo wurde es noth- 
wendig, die Rummelsburger Kranfenftationen auch ferner für kranke Mädchen zu 
benugen, überhaupt die in Rummelsburg beftehenden Yazaretheinrichtungen und vor: 
handenen medizinifhen Kräfte in ausgiebigjter Weije für die Behandlung kranker 
MWaijenkinder zu verwerthen, fo daß auch die urfprünglich für die Säuglingspflege be 
ftimmten Räumlichkeiten ihre zweckmäßige Verwendung fanden. 

Die Durhführung diefer Reorganijation führte dahin, daß die Anftalt gegen: 
wärtig : 

7 Knabenhäufer zu je 50 Köpfen, 

1 Schwädlingsjtation ‚ j 
4 Kranfenftationen PENIRE 
umfaßt. 

Als eine weitere nothmwendige Folge ergab ſich eine Abänderung in Betreff des 
Erziehungsperjonals. 

Es waren angeftellt bis 1871: 

5 Lehrer und zugleich Erzieher, 

2 Lehrer und zugleich Erziehungsgebülfen, 

3 Erziehungsgehülfen ohne Lehrerqualififation, 
2 Mädchenlehrer, 
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3 Erzieherinnen, 
3 Erziehungsgehülfinnen; 
nad 1871: 


7 Lehrer und zugleich Erzieher, 
3 Lehrer und zugleih Erziehungsgehülfen, 
4 Erziehungsgehülfen ohne Lehrerqualififation. 


Im Zufammenhange mit der Reorganifation von 1871 ftand ferner eine in 
die Pädagogik der Anftalt tief eingreifende Umgejtaltung des Unterrichtswejens. Hin- 
fihtlih der Vertheilung der Zöglinge in die einzelnen Abtheilungen (Häufer) wird 
das Prinzip beobachtet, daß jedes Kind der Negel nad in dem Haufe, welchem es 
einmal überwieſen ift, verbleibt, jo lange es der Anftalt überhaupt angehört, damit 
es immer die Leitung und Behandlung ein und defjelben Erziehers genieße und ſich 
an deſſen Perfon eng anſchließe, damit die Bevölferung eines jeden Haufes aus Kin- 
dern von verjchiedenen Altersftufen (nämlich von 7—14 Jahren) beftehe und ſich ein 
familienartiges Verhältniß zwifhen den Kindern unter einander und zu dem Erzieher 
bilde. Nun war aber die Einrihtung getroffen, daß die Angehörigen jedes Haufes 
auch von denſelben Erziehern den Unterricht erhielten, jo daß jede Familie zugleich 
eine Schulflaffe bildete und alfo ein Syftem von lauter einklaffigen Schulen mit 
Schülern verſchiedenen Alters und verfchiedenen Standes der Kenntniſſe ſich ergab. 
Es lag dem die Abficht zu Grunde, den Erzieher in den Stand zu fegen, die ganze 
Perjönlichkeit feiner Zöglinge nad allen Richtungen hin zu erfaffen und auf die 
Charafterentwidelung mit völliger Sicherheit einzumirfen. Wenngleich bei diefer Ein: 
richtung auffallend ungünftige Nefultate hinfihtlihd der Schulbildung nicht hervor: 
traten, jo brach fih doch mehr und mehr die Erfenntniß Bahn, daß der Unterrichts: 
zwed zu jehr gegen den Erziehungszwed zurüdgeftellt worden war, daß eine zu ſtarke 
Trennung und Abjonderung der ein Ganzes bildenden Theile geichaffen war, daß 
mande für die Charafterentwidelung der Knaben wichtige Momente, welche eine nad) 
Stufen geordnete Klaſſenſchule bietet, dem Erziehungszwede verloren gingen. Daber 
wurde dieſes Syjtem verlafjen, eines der Häufer, welches zur Aufnahme von Kindern 
beftimmt, aber wegen mangelnden Bedürfnifjes noch nicht zur Belegung gelangt war, 
zu einem Schulhauſe mit 7 Klaffen eingerichtet und für jämmtliche Knaben ein nad) 
Stufen georbneter Kurjus nah Mafgabe des Normalskehrplans der Berliner Ge 
meindejchulen eingeführt. 

Die neue Ordnung trat mit Beginn des Sonmmerfemefters 1872 ins Leben. 
Sie entſprach der Tendenz der etwas jpäter — am 15. Dktober — ergangenen 
Rinifterialerlaffe. 

Unfoften wurden, abgefehen von der baulichen Ummandlung eines Wohnhaufes 
in ein Schulhaus, durch die Neuerung nicht herbeigeführt, da die Lehrkräfte und Une 
terrichtsmittel ausreichend vorhanden waren. 


15* 
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Schon vor diefer Reform des Schulunterrichts war den Leibesübungen der 
Knaben die dem gegenwärtigen Stande des Turnweſens und feiner pädagogifchen 
Stellung entjprechende Geftalt gegeben. Der Turnunterriht wurde anfangs allen 
Knaben nur von einem der Erzieher ertheilt. Dabei mußte der Turnbetrieb ein zu 
beſchränkter bleiben, da jener Erzieher zugleih durd feinen Antheil am Schulunter- 
richt als Lehrer und duch feine Gefhäfte als Vorfteher eines Knabenhauſes voll in 
Anjprud genommen war. Im Jahre 1863 wurden deshalb die Mittel beantragt 
und gewährt, um ſämmtliche Lehrer, Erzieher und Gehülfen in einem Kurjus unter 
dem ftädtifchen Oberturnwart zu Zurnlehrern auszubilden und zur Mitwirkung bei 
der Ertheilung des Zurnunterrichts zu befähigen. Das Zurnen bat dadurh an 
Bedeutung in hohem Maße gewonnen. Es konnten die wöchentlihen Stunden von 
2 auf 4 für jeden Knaben vermehrt werden und es wurde das Turnen zu einem 
Theil der gefammten erziehlichen Thätigkeit, zu einem Gegenftand des Strebens aller 
vorhandenen pädagogifchen Kräfte. Es wurde damit auch jedem Erzieher die Mög- 
lichkeit geboten, Erholungspaufen oder ſich etwa ergebende Lüden in der Beichäftigung 
der Knaben durch Turnübungen freierer Art, fogenanntes Kürturnen, auszufüllen, 
was von den Knaben gewöhnlich allen Spielen vorgezogen wird. 

Um diefe Verbefferung des Qurnbetriebes im vollften Maße verwerthen zu 
fönnen, wurde die Anftalt auch mit einer Turnhalle verjehen, welche, für 100 gleich: 
zeitig Turnende berechnet und ausgeftattet, im Jahre 1863 erbaut wnrde und ein um 
jo größeres Bebürfniß befriedigte, als es gerade in Zeiten, wo die Ungunft der Witte 
rung die Bewegung im Freien befchränft, von befonderer Wichtigkeit ift, die Knaben 
durch gymnaftifche Uebungen zu gehöriger Leibesbewegung, zur Anftrengung und Er— 
müdung ihrer körperlichen Kräfte zu veranlafjen. 

In das pädagogifche Gebiet ſchlägt auch die erfolgte definitive Regelung der 
geiftlihen Pflege an der Anftalt. Für diefe war urjprünglih in der Art geſorgucdaß 
einer der beiden Prediger der Waifenhausfirche der Stadt fonntäglih zur Abhal- 
tung des Gottesdienftes und mwöchentlih zweimal zur Ertheilung des Konfirmanden: 
unterricht oder fonft, wenn geiftliche Amtsgeſchäfte fich darboten, herbeigeholt wurde. 
Am Sahre 1863 dagegen erhielt die Anftalt ihren eigenen Geijtlichen,; es wurde eine 
neue Stelle freirt für einen Prediger, der, in der Anftalt wohnend, nicht blos die 
kirchlichen Funktionen verrichtet und die jeelforgerifche Thätigkeit übt, fondern auch 
beim Schulunterricht als Lehrer betheiligt if. Der Prediger ift dadurch den Kindern 
viel näher gerüdt, was bei einer Kindergemeinde um jo wichtiger ift, als ſich bier 
viel weniger durch Lehre und Predigt, als durch bejtändigen Verkehr und Umgang 
feelforgerijch einwirken läßt. Die Vermehrung der Predigeritellen war übrigens nur 
vorübergehend, da fi nad Berufung des einen für die Berliner Waiſenhauskirche 
vocirten Predigers zu einer anderen Stelle das Arrangement treffen ließ, daß der in 
Rummelsburg wohnende Prediger die Stelle des zweiten Predigers an der Waijen- 
bausfirche der Stadt mit verfieht. 
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Die Entwidelung der inneren Einrichtungen der Anftalt — mie wir fie im 
Vorftehenden dargeitellt haben — ift nicht ohne Einfluß auf die Geftaltung ihrer Ge— 
jammtaufgabe, ihrer Beftimmung und Stellung in der Berliner Waifenpflege geblieben. 
Während ihr früher beſchieden war, faſt ausjhlieflih nur ein Regulator der Koſt— 
pflege zu jein und von den Waifenkindern, Knaben und Mädchen, injonderheit alle 
diejenigen aufzunehmen, welche für die Familienpflege fih weniger eigneten, deren 
Pflege oder erziehliche Behandlung” wegen ihrer Förperlichen, geiftigen oder fittlichen 
Zuftände größere Schwierigkeiten bot, oder die vorausfichtlich nur kürzere Zeit in der 
öffentlichen Waifenpflege verblieben, hat fi ihre Aufgabe dahin abgeklärt, daß fie 
berufen fein fol, die Erziehung aller gänzlich verwailten Knaben, welche im jchul- 
pflihtigen Alter ftehen und in Berlin ortsangehörig find, in erfter Linie zu über: 
nehmen. Verwaiſen aljo derartige Knaben erit im jchulpflichtigen Alter, jo werben 
fie unmittelbar der Rummelsburger Anftalt überwiefen; find fie als Säuglinge oder 
Heine Kinder in Familienpflege gegeben, verlieren aber während des jchulpflichtigen 
Alters aus irgend einem Grunde ihre Pflegeftelle, jo gehen fie gleichfalls nah Rum: 
melsburg. Außerbem fallen der Rummelsburger Waifenanftalt, wie erwähnt, folche 
Kinder, Knaben und Mädchen, zu, welche der ärztlichen Behandlung bedürfen. Für 
diefe Zwecke ift der oben bezeichnete Umfang der Anftalt gerade ausreichend und werben 
dadurch die pädagogifhen und medizinifchen Einrichtungen und Kräfte derjelben auf 
das Befte verwerthet. 

Der Erfolg hängt natürlich für jedes einzelne Kind wejentli von der Dauer 
der Zeit ab, welche es im Waifenhaufe zuzubringen hat. Das durchjchnittliche Lebens— 
alter der Knaben bei der Aufnahme hat fich zulegt Eonjtant auf 11 Jahre geitellt; 
da fie num mit dem vollendeten 14. Jahre konfirmirt und entlaffen werden, fo genießen 
fie im Durchſchnitt drei Jahre lang die Anftaltserziehung. 

Im Allgemeinen fteht das gute körperliche, fittliche und intellektuelle Gedeihen 
der Zöglinge in der Anftalt außer Zweifel. Die geeignete Unterbringung der Ent: 
lafjenen ift noch nie auf Schwierigkeiten geftoßen, die Knaben werden vielmehr von 
Gewerbtreibenden aller Art ſowohl aus Berlin als auch aus anderen Orten als Lehr: 
linge jehr gefucht und übernehmen die Lehrprinzipale gern die Pflicht, für den ge 
jammten Unterhalt während der Lehrzeit zu forgen. Weitere Beihülfe ift nur in ganz 
vereinzelten Fällen und nur bei foldhen Individuen nöthig geworden, welche an ſchwe— 
reren förperlichen oder phyfifchen Gebrechen und Defekten leiden. Einzelne befonders 
ftrebfame Anaben erhielten auf Koften der dem Waijenhaufe zur Verfügung jtehenden 
Mohlthätigkeitsfonds eine weitere Ausbildung. So wurden zwei in der Anftalt jelbft 
für das Seminar vorbereitet, abjolvirten ihren Kurfus auf dem Seminar in Bunzlau 
und wurden bald nah Abfolvirung der erften Prüfung als Lehrer berufen, der eine 
von der deutfchen Gemeinde in Konftantinopel, der andere von der deutjchen Gemeinde 
in Genua; drei andere wurden Präparandenbildnern übergeben, um fie dann jemina= 
riſtiſch bilden zu laffen, dieſer Verfuch aber hatte nicht den beabfihtigten Erfolg; der 
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eine nahm bald eine SHauslehrerftelle an, bereitete fich dabei felbft zur Lehrerprüfung 
vor, beſtand diejelbe und iſt Gemeindelehrer in Berlin, die beiden Andern mwendeten 
fi fpäter dem Imduftriefahe zu und haben darin recht gute Stellungen erlangt. 
Ein fechfter wurde für Rechnung eines edlen Wohlthäters auf Empfehlung feines Er- 
ziehers zur Meiterförderung einer Gewerbeſchule und nachher der Gewerbeafademie 
zugeführt. Sonft find einzelne bei der Königlichen Marine oder in Unteroffizier-:Vor- 
ſchulen eingetreten. Doc) ift die Zahl diefer Fälle verihwindend Hein gegen die Summe 
der in den Jahren 1861 bis 1876 überhaupt Entlaffenen. “Die überwiegendite Mehr: 
zahl diefer 1355 Anaben hat vielmehr auf dem Wege des Lehrlingsverhältnifjes bei 
Gewerbtreibenden ihr Fortkommen gefunden. 

Dbgleih nad der beitehenden gejeglihen Ordnung mit der Entlaffung der 
Zöglinge das Recht und die Pflicht der Vormundjchaften wieder eintrat, jo ift doch 
faktisch die Aufgabe, für Unterbringung und Fortkommen der Entlaffenen zu jorgen, 
vorwiegend der Anjtaltsverwaltung zugefallen und leßtere hat nie aufgehört, ſich um 
das Wohl der Abgegangenen zu kümmern. Auch bat fich der ſehr heilfame Gebrauch, 
daß Zöglinge, Lehrherren und Vormünder bei vorfommenden Veranlafjungen mit der 
Anftaltsdireftion in Verbindung treten, glücklicher Weiſe mehr und mehr eingeführt. 


Auch die Äußere Verpflegung der Kinder ift unausgeſetzt Gegenftand der Ver: 
befferung gemwefen. Das Speiferegulativ ift zweimal der Revifion und Umarbeitung 
unterworfen worden, im Jahre 1867 und 1872, und dabei Bedacht genommen, ent: 
fprechend dem gegenwärtigen Standpunkt der diätetiſchen Anfichten 


a) die Zeit zwifchen den einzelnen Mahlzeiten dur Einſchiebung eines zweiten 
Frühftüds und eines Vespers, beftehend in einem Schnitt Brod, abzufürzen, 
da Paufen von 6 und 7 Stunden — von 6 Uhr früh bis 12 Uhr 
Mittags und von da bis 7 Uhr Abends — ohne Nahrungseinnahme für 
Kinder zu lang erjcheinen; 

b) die zu niedrigen Fettſätze bei Bereitung der Speifen und zum Genuß des 
Brodes, wenn ſolches als Abendmahlzeit gereicht wird, angemefjen zu er: 
höhen; 

ce) die eriprießliche Abwechſelung und Mannigfaltigkeit des zugeführten Nah— 
rungsftoffes herzuftellen durch Einführung von Gemüfen, welche früher 
den Waifenfindern nicht gereicht wurden. 


Es ift dadurch eine wejentliche Förderung der Ernährung erzielt worden, ohne 
der Verwöhnung, der Neigung zum Wohlgeſchmack Vorſchub zu leiften. 

Die von den Kindern in der Anjtalt getragene Kleidung ift unverändert bei: 
behalten, da fie fih als durhaus zwedmäßig bewährt. Dagegen entjprechen die den 
entlafjenen Knaben zur Ausftattung mitgegebenen Kleidungsftüde ganz den in ber 
Bevölkerung gleiher Schiht gebräuchlichen. Sie erhalten zur Einjegnung und als 
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Mitgift einen Anzug aus Ihwarzem Tuch, jtatt wie früher aus den im MWaifenhaufe 
gebräuchlichen Stoffen, ferner zwei Arbeitsbloufen von Nefjel und ein Chemijette. Für 
den Gebrauch in der Anftalt ſelbſt mußte nur ftärkeres Schuhwerk eingeführt werden 
wegen des häufigen Aufenthalts im Freien. 


Die Nejultate der mit der Anftalt verbundenen Acker- Garten: und Viehwirth— 
ihaft waren befriedigend. Diefe Zweige der Defonomie hatten von vorn herein nicht 
die Beitimmung, abminiftrative Vortheile zu erzielen, jondern den pädagogifchen und 
fanitären Zweden zu dienen. Doch waren auch die finanziellen Ergebnifje nit un: 
günſtig. An Aderland wurden ca. 7 ha beftellt und ergab der Durchſchnitt der 
sehn Jahre von 1867— 1876, für welche fpezielle Berechnungen aufgeftellt find, ob: 
gleich drei jehr ungünftige Jahre, nämlid 1868, 1870, 1875 darunter waren, doc 
noch einen Reinertrag von 25 Thlr. 22 Egr. pro Hektar, was mehr als das Doppelte 
von der Einnahme ausmacht, welche vor der Bewirtbihaftung von Zeiten der Anjtalt 
durch Verpachtung erzielt worden war. Zum befferen Betriebe wurde im Jahre 1868 
eine Scheune gebaut, um namentlich das Ausdrefchen des geernteten Getreides zu 
ermöglichen. 

Die Mil, welche in der Anftalt produzirt wurde, um ben Fleineren, oft jehr 
elenden, durch mangelhafte Pflege in ihren erjten Lebensjahren verfommenen Kindern 
diefes wichtige Nahrungsmittel, jo wie es von der Kuh kommt, unabgejahnt, unver: 
miſcht und unverfälicht gewähren zu können, Eoftete in den Fahren 1875 und 1876 
das Liter 20 S., in den Jahren 1871—1874 das Liter 1 Ser. 7°7/, Pf. und 
vorher 1 Ser. 10 Pf. das Duart durchſchnittlich. Milch von gleicher Qualität 
würde auf feinem anderen Wege fo billig zu beziehen gemejen fein. 

Die Unterhaltung der ausgedehnten Gartenanlage hat, abgejehen von dem an: 
geitellten Gartenarbeiter, jo gut wie gar feine Unfoften verurjacht, und doc) find die 
angepflanzten Bäume und Sträucher in einem Grade gediehen und herangewadjien, 
wie es bei der notoriſchen Eterilität des Grund und Bodens kaum zu erwarten war. 
Es ift das der Thätigkeit der Bewohner, der fleißigen Pflege durch die Waiſenknaben 
zu verdanken. 

Die Gebäude der Anjtalt find nur durch die bereits erwähnten Neubauten der 
Turnhalle und der Echeune vermehrt worden. Sie entiprechen, für 450 Kinder aus: 
reihend, den Bedürfniſſen, melden gegenwärtig die Anftalt zu dienen beftimmt ift. 

Die Zahl der in derjelben durchſchnittlich täglich verpflegten Kinder betrug im 
Jahre 1876: 431 und es foftete jedes Kind 381, „A, während im Jahre 1861 
durchſchnittlich 447 Kinder verpflegt wurden, wobei jedes Kind 338, „HM. foftete. 

Die Gejammtausgaben für die Erziehungsanftalt und das Depot find in 
Kol. 10 der zu Abjchnitt X. gegebenen Zabelle Il. aufgenommen. Vergleiht man 
die dort für die Iahre 1861 und 1876 aufgeführten Zahlen (258 922 und 
647 664 ./), jo ergiebt fich eine Steigerung um 150 Prozent. 
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Rechnet man zu jenen Zahlen die oben mitgetheilten Ausgaben der Koftpflege 
für jene beiden Jahre hinzu, jo ergiebt fi) als Ausgabe für die gefammte Waijen- 
verwaltung 

für 1861 die Summe von 377041, M, 
: 1876 = ⸗ = 1071 834,05 M, 
aljo eine Steigerung von 184 Prozent. 

Die Ausgaben haben fich alſo nahezu vervierfaht, während die Bevölferung 
fih nur verdoppelt hat. Da, wie oben gezeigt, eine gegenüber der Zunahme der Be- 
völferung unverhältnigmäßige Vermehrung der Waifenkinder nicht ftattgefunden hat, 
jo ift auch hier die Steigerung der Ausgaben, ſoweit fie über 100 Prozent hinaus: 
geht, einerjeits durch die eingetretene Verminderung des Geldwerthes, andererjeits durch 
die vielfach verbefjerten Einrichtungen in der Koſt- wie in der Anftaltspflege zu erklären. 


XV. 


Die durch die Armendireftion geübte Wohl: 
thätigfeitspflege. 


Die Armenverwaltung, foweit wir fie in Abfchnitt XI. betrachtet haben, hält 
ih grundfäglich innerhalb der Grenzen der gefeglihen Armenpflege. In Betreff 
des Arbeitshaufes und feines SHofpitals (Abſchnitt AI.) werden diefe Grenzen auch 
unbedingt in der Praris beobachtet, während bei der Sausarmenpflege die Ueberein— 
fimmung der Praris mit den grundfäglih zu beobachtenden Grenzen der gejeglichen 
Armenpflege doch ſehr erheblih von der Auffafjung und Behandlung der einzelnen 
Fälle Seitens der ArmenKommiffionen abhängt. Dagegen geht — wie wir geſehen 
haben — die Verwaltung bei den unbefcholtenen Siehen und SHofpitaliten (Ab: 
ſchnitt XIII. und XIV.) wie bei den Geiftesfranfen (Abſchnitt XII.) mit Bewußt— 
fein über jene Grenzen hinaus und nimmt jchon den Charakter humaner Armen: 
pflege an. Die Waifenverwaltung aber — über welche wir im leßtvorangegangenen 
Abſchnitt berichteten —, indem fie den ihrer Fürforge anheimfallenden hülfsbenürftigen 
Kindern nicht nur Obdach, Kleidung und Nahrung gewährt, fondern fie auch durch 
Erziehung, durh Stärkung ihrer moralifhen und phyfiichen Kraft zur Gründung 
einer jelbitftändigen Eriftenz vorzubereiten und vor Laſter und Elend zu ſchützen ſucht, 
übt damit eine im eminenten Sinne prophylaktiſche Armenpflege gegenüber denen, 
welhe für den Kampf ums Dafein erft erzogen werben. 

Kein Zweifel, daß eine ſolche auch gegenüber denen möglich ift, welche jchon 
mitten in jenem Kampfe ftehen. Kein Zweifel, daß die Zahl der der gejeglichen 
Armenpflege anheimfallenden Familien eine geringere jein würde, wenn die auf bie 
Gewinnung eines in der Regel nur für die täglichen Bebürfniffe ausreichenden Er: 
werbes angewiejenen Familienväter in den Zeiten reichlicheren Erwerbes ſich mehr, 
als es bisher geichieht, der ihnen durch die Spar:, Kranken-, Alterverforgungskaffen 
gewährten Mittel der Selbfthülje bevienten; wenn fie in Zeiten ber Verkehrs- und 
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Arbeitsſtockung in einer organifirten Wohlthätigkeit der glüdlicher fituirten Mitbürger 
eine Stütze fänden, mit deren Hülfe fie über die ſchwere Zeit hinwegkommen Fönnten, 
ohne die für den Ermwerbsfähigen ftets erniedrigende, das Selbftvertrauen und die 
Arbeitsluft ſchwächende Unterftügung bei der öffentlichen Armenpflege nachſuchen zu 
müſſen. 

Kein Zweifel aber auch, daß die Gemeindeverwaltung als ſolche weder die 
Kräfte, noch die Mittel befigt, um die arbeitenden Klaſſen zu jener Eelbithülfe zu be- 
ftimmen, um dieje fürforgende Wohlthätigfeit an ihnen auszuüben. Es handelt fich 
da um die Löjung eines Problems, was der Geſellſchaft geftellt ift, aber nicht 
geitellt werden kann der zu dem forporativen Verbande der Gemeinde vereinigten 
Geſammtheit der Steuerzahler, welche einen großen Theil derjenigen, denen ſolche 
propbylaktiiche Wohlthätigkeit helfen fol, mit umfaßt. 

Doch ift die Frage, ob und in welcher Weije die Gemeindeverwaltung die 
Drganijation einer freien, von der gejeglichen Armenpflege getrennten, das ganze 
Stadtgebiet umfaffenden Wohlthätigkeitspflege zu fördern vermöge, innerhalb unjerer 
Berichtsperiode von dem Magiitrat nicht nur aufgeworfen, fondern aud) eine Beant— 
wortung bderjelben in einer unterm 31. Sanuar 1864 an die Armendireftion er: 
lafjenen Berfügung verjucht worden. Es hat dieje Verfügung, welche wir mit dem 
über diefelbe von dem Dr. Straßmann der Armendireftion erftatteten Berichte der 
prinzipiellen Bedeutung beider Schriftftüde wegen im Anhang zum Abdrud bringen, 
micht nur den erften Anftoß zu der im Jahre 1869 erfolgten Bildung des „Vereins 
gegen Berarmung“ gegeben, fondern es verdankt diefer Verein — wie der Vorjtand 
dejjelben in einem unterm 31. Auguft 1871 erftatteten Bericht anerfannte — jener Ver: 
fügung und den an diejelbe fich anfchließenden Verhandlungen auch die dauernden Prin- 
zipien feiner Thätigfeit. „Der weientlichfte Theil diefer Thätigkeit beruht“ — jo jpricht 
jener Bericht fich weiter aus — „lediglich auf denjenigen Gedanken, welche in dem Schrei: 
ben des Magiftrats vom 31. Ianuar 1864 an die Armendirektion vorgelegt wurden. 
Die Organifation, welche in dem Verein gegen Verarmung bergeftellt ift, kennt fein 
anderes Ziel, als diejenigen Aufgaben freiwillig zu übernehmen und mit der Zeit 
vollftändig zu erfüllen, welche nad dem Schreiben des Magiftrats vom 31. Januar 
1864 zur nothwendigen Ergänzung der gefeglihen Armenpflege den Organen ber 
freien Wohlthätigkeit überwiefen werden ſollten. Aeußerlih allerdings ſieht der Verein 
ein wenig anders aus als die Organifation, welde der Magiftrat in Vorſchlag 
brachte. Der Magiftrat wollte die Stadt in große Reviere theilen, deren jedes joviel 
aufzubringen hätte, wie es braudt. Wir haben die Stadtbezirfe nad ihrer Neigung 
und gewohnten Beziehung (Bezirksvereine, Gemeinde-Wahlbezirke, hiſtoriſche Grenzen 
u. ſ. w.) zufammentreten lafjen und eine Gentralftelle hinzugefügt, welche die Ueber: 
fchüfje der wohlhabenden Stadtgegenden auf die ärmeren Gegenden nad Bedürfniß 
überträgt. Darin liegt der ganze Unterfchied. Denn was bie Freiheit der Bewegung 
anbelangt, jo find auch unfere kleinen Reviere in Bezug auf die eigentlihe Wohl— 
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thätigkeitsübung vollfommen fouverän, mit alleiniger Ausnahme der laufenden Unter: 
ftügungen, welche jie nicht aus ihren Mitteln zu gewähren, jondern bei dem Central: 
vorftand zu beantragen haben.“ 

Bei diefen erreichten praftifchen Erfolgen hat der Magijtrat ſich beruhigt und 
davon abgejehen, der Wohlthätigkeits-Armenpflege Seitens der ſtädtiſchen Behörden eine 
Reviereintheilung und eine bejtimmte Art der Organifation aufzuerlegen. Vorbehalten 
war damals noch die Frage, ob nicht einzelne zur Dispofition der Armendirektion 
ftehende Wohlthätigkeitsfonds jenem Verein zu überweifen fein möchten. Da diefelbe auch 
bis jet noch unentſchieden geblieben ift, jo fonnten auch in der gegenwärtigen Berichts: 
periode die Erträge der jämmtlichen fogenannten Legatenfonds von der Armendirektion 
zu Wohlthätigfeitsziweden verwendet werden. Der Kapitalbeftand diefer Fonds, welcher 
1860 fih auf 2 052 770,35 „X. belaufen hatte, betrug 1876 5 666 499,47 M. 

Außer den Erträgen diefer Kapitalbeftände ftanden der Armendirektion zur 
Ausübung ihrer Wohlthätigkeits-Armenpflege noch verichiedene jährliche Zuwendungen 
zur Verfügung und feit dem Jahre 1876 auch die jogenannten Kollektengelver, welche 
früher zur Dedung der Ausgaben der geſetzlichen Armenpflege mit verwendet wurden. 
Im Ganzen konnten zu Unterftügungen, welche nicht in Folge der gejeglichen Armen: 
pflege gewährt wurden, im Jahre 1876 147 213,51 „X. verwendet werden, während 
dazu im Sabre 1861 nur 53 329 A. zur Verfügung geitanden hatten. 

Neben der Hülfe, welche hierdurch einer nicht geringen Anzahl bebürftiger, 
wenn auch nicht im gejeglichen Sinne armer Perfonen gewährt werden Fonnte, genoß 
eine freilich jehr beſchränkte Anzahl unverheiratheter Damen die bedeutenden Benefizien 
des v. Scheveijhen Stiftungshaufes. Weber die Gründung defjelben it in dem Ber: 
waltungsberidht für die Jahre 1851/60*) ausführlich referirt worden. Wir befchränfen 
uns daher hier auf die Bemerkung, daß feit der Eröffnung des Stiftungshaufes am 
14. April 1852 den eriten zehn, von der Stifterin ernannten, Benefiziatinnen nad 
und nad) acht von der Armendireftion zum Genuß der Wohlthaten defjelben berufene 
Damen gefolgt find. 

Daß fi ſeit dem Imslebentreten der v. Scheve'ſchen Stiftung die Aufmerk: 
ſamkeit verjchievener anderer Wohlthäter auf diejenigen geſellſchaftlichen Kreiſe gerichtet 
bat, welche Frau v. Scheve bei ihren teftamentarifchen Anordnungen im Auge hatte, 
wollen wir wenigftens nicht unerwähnt laffen, wenngleich wir hier nicht näher darauf 
eingehen können, theils weil die Stiftungen nicht innerhalb unjerer Berichtsperiode 
ihre Wirkſamkeit begonnen haben, theils weil fie nicht unter der Verwaltung der 
Armendireftion ftehen, fondern von bejonderen Kuratorien unter Oberaufjiht des 
Magiftrats verwaltet werden. Wir müffen in Betreff diefer und anderer Geldunter: 
Nügungen gewährender Stiftungen, ſoweit fie nicht in einer unmittelbaren Beziehung 
ju einem Zweige der Gemeindeverwaltung jtehen, auf die von uns herausgegebene, 
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bereits im vorigen Abfchnitt erwähnte Nachweifung der Stiftungen und Legate der 
Stadtgemeinde Berlin für fpezielle Unterrichts: und Armenzwede verweifen. 


Dagegen haben wir hier noch einer eigenthümlichen bei unjerer Armenverwal- 
tung beftehenden Einrichtung, die man als einen Theil der humanitären jomwohl als 
der prophylaftifchen Armenpflege betrachten kann, zu gedenken, des Kartoffelbaues 
durh Arme. 

Es ift diefer bereits in den früheren Verwaltungsberichten gedachten Einrichtung 
auch in der gegenwärtigen Berichtsperiove Das bejondere Interefje der Armendivektion 
wie der Kommunalbehörden zugewendet geblieben. Mit Genehmigung derjelben wurden 
für Rechnung der Armendireftion in gut gedüngtem Zuftande in Pacht genommen 
im Jahre: 


1861 6544,705 a, getheilt in 1538 Parzellen, worunter 12 für die Aufjeher, 


1862 6612,78 : ⸗ 1554 ⸗ 11 =: >: e 
1863 6 638,390 : ⸗ 1560 ⸗ il = = : 
1864 6510,00 : z - 1530 ⸗ ⸗ il = =: , 
1865 6 765,980 : ⸗ 1590 ⸗ ⸗ ll s : 2 
1866 7276,00 : ⸗ 1710 ⸗ ⸗ 18 ss ⸗ e 
1867 7 314,918 : 5 : 1719 ⸗ ⸗ 12 = z ⸗ 
1868 7685,13 : ⸗ 1806 ⸗ ⸗ 12 ⸗⸗ 
1869 9574,500 : ⸗ -2250 ⸗ ⸗ 14 

1870 8859,604 — ⸗ : 2082 ⸗ : 15 

1871 7 234,067 : ⸗ 1700 ⸗ ⸗ 14 = =: e 
1872 8 106,410 5 ⸗ 1905 2 16 : > s 
1873 8106,10 : : : 1905 = P 16 =: : - 
1874 T 378,70 : : - 1734 ⸗ 13 =: = ⸗ 
1875 6817,04 : s : 1602 ⸗ ⸗ 14 = : - 
1876 7659,00 : ⸗ 1800 : ⸗ 14 = = z 


Jede zur Theilnahme bei dem Kartoffelbau zugelaffene Familie hat eine Par: 
zelle von rot. 4,5; a zugetheilt erhalten. 


Die Zulaffung erfolgt auf den Vorſchlag der Armen-Kommiſſionen, welche an— 
gewieſen find, nur die würdigften, und mit einer großen Zahl von Kindern gefegneten 
Armen zur Berüdjihtigung zu empfehlen. 

Für jede Abtheilung des Kartoffelbaues ift ein Auffeher angeitellt, welcher für 
Drdnung und möglichit gute Bearbeitung des Aderlandes zu jorgen hat und welchem 
je nach Lage des Aders mehrere Parzellen zur eigenen Bearbeitung als Muſter für 
die übrigen Bebauer überwieſen werden. 
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Der Ernteertrag und der Martini-Marktpreis der Kartoffeln war durchſchnitt— 
(ih im Jahre 


von der pro Scheffel 

Ausfaat das: M. 
1861 2... 10fade Les 
3808-5: 13 % 1,50 
IB8E +;- 64 1,8 
1864 . ... 91% : 1,35 
1808 0 95 2⸗ 1,08 
1866 . . :.69 : 1,38 
1867 ....8 : 1,60 
168 ... . 6: 1,57 
1869 . . .. 9 s 1,30 
1870 7: 1,19 
1871 7 1,7 
| E.r 6 rer 1,55 
BBTB u... #6 1,51 
1874 Tu 5 2,56 
1875 8 2,34 
1876 8 2,91 


Die Jahre 1861, 1862, 1864, 1865, 1866, 1869 und 1873 waren aljo 
in Bezug auf die erzielte Ernte die gejegnetften. Im Jahre 1868 war wegen ber 
anhaltenden Dürre eine vollftändige Mißernte eingetreten. 

Der Beitrag, melden die zur Theilnahme an dem Kartoffelbau zugelaffenen 
Familien zu den Koften, welche durch die Ackerpacht, die Beſchaffung der Saatkartoffeln, 
Vermeffung und Parzellirung, durch das Auffeher- und Wächterlohn entjtehen, zu ent- 
tihten haben, hat bis zum Jahre 1868 6,75 .#. betragen, vom Jahre 1869 ab ift 
er auf 9 M pro Parzelle erhöht worden, weil jener frühere Sat nicht mehr in dem 
rihtigen Verhältniß zu den höheren Koiten des Unternehmens ftand und die Felt: 
haltung deſſelben den Charakter der ganzen Mafregel alterirt haben würde, nad) 
weldher die Meberweifung einer Landparzelle zum Kartoffelbau nicht als die Gewährung 
eines Almofens, fondern als die Verfchaffung einer lohnenden Arbeits und Erwerbs: 
gelegenheit erjcheinen follte, 

Hatte für diefen Zwed auch von Haufe aus die Armenbdirekftion nicht blos die 
Vermittelung übernommen, fondern denfelben auch durch Geldaufwendungen gefördert, 
jo jchien e& doch geboten, die letzteren nicht dergeſtalt anmwachjen zu lafjen, daß 
ſchließlich die Stadtkaffe den größeren Theil der Ausgaben des Unternehmens, deſſen 
Bewinn allein den Pflanzern zufiel, getragen hätte. Durch jene vom Jahre 1869 an 
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eingetretene Erhöhung des Beitrages der leßteren, ift diefe Eventualität vermieden und 
dafjelbe Verhältniß, welches zwiſchen diefem Beitrag und dem Zufhuß in den erften 
acht Fahren unferer Berichtsperiode beftand, für die legten acht Jahre derjelben auf: 
recht erhalten worden. 


Der Zufhuß betrug nämlich: 


1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 


zuſammen 


6 494,9 M, oder pro Parzelle . 
8917, : : =: ⸗ 
5991, : : =: 

8 147,1 : ss 3 

17827, : ⸗ 

8011,a : ; = ⸗ 

12 265,8 : —— : 

11 218,” : a ⸗ 


68 874,55 )M, alſo durchſchnittlich 


bei einem Beitrag der Pflanzer von 6,75 .#. 
In den folgenden acht Jahren waren dagegen zuzuſchießen: 


1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 


13 057,31 M, oder pro Parzelle . 
13 225, : ⸗ ⸗ 5. 
10 423,73 : : = 

16 432,8 : 

14 807,07 : : 
1264lo =: = =: } 

14 111,7 : ⸗ 

11 938, = 


zufammen 106 637,92 .%#, alfo durdhfchnittlich 
bei einem Beitrag der Pflanzer von 9 .#, fo daß, da 5,35 : 6,75 fich verhält wie 
I : 16 und 7,12:9 fich ebenfalls verhält wie 1: 1,0, ber proportionirliche Antheil 
der Pflanzer der gleiche geblieben ift. 


4,20 MN. 
5, : 
4,0 : 
5,55 : 
4, : 
4,68 
Tıs : 
6, : 


. 


5,5 „A in den eriten 
acht Jahren, 


9,80 M 
6,5 : 
6, : 
8, = 
73 : 
Ta : 
8,0 : 
6,8 : 


T,ı2 M. 


XVII. 


Die aus Stiftungen gegründeten Hoſpitäler und die 
Gefindebelohnungs- und Unterſtützungsanſtalt. 


Wenn wir im vorigen Abjchnitte in Betreff der lediglich Beldunterftügungen 
gewährenden Stiftungen auf eine befondere amtliche Drudichrift verwieſen haben, 
jo dürfen wir doch die, auf älteren und neueren Stiftungen beruhenden, Wohl 
tbätigfeitsanftalten, über welche wir die Aufficht führen, von unjerer Bericht: 
erftattung nicht ausfchließen. Es fommen dabei — da die mannigfadhen anderen, in 
unferer Stadt beftehenden Wohlthätigkeitsanftalten in feinem Abhängigfeitsverhältniß 
jum Magiftrat ftehen — nur Anftalten in Betracht, welche beftimmt find, dem hohen 
Alter eine Zuflutsjtätte zu gewähren, Anftalten aljo, welche der deutſche Sprad): 
gebrauch mit dem Namen „Hoſpitäler“ bezeichnet. 

Es unterfcheiden fih dieje Hojpitäler von dem auf Koften der Stadtgemeinde 
gegründeten — im Abjchnitt XIII. diejes Berichtes behandelten — Frievrih-Wilhelms- 
Hofpital weſentlich dadurch, daß diejes, eine Anftalt der gefeglichen Armenpflege, 
nur Perſonen aufnimmt, welche diefer anheimgefallen find; während jene Wohlthätigfeits- 
anftalten — ſoweit ihr Naum und ihre Mittel es geftatten — allen Perfonen offen 
fehen, welche die für die Aufnahme vorgejchriebenen Bedingungen erfüllen. 

Indem wir in Betreff der Entitehung, Beltimmung und Verwaltung der 
älteren diefer Anftalten, nämlich 

1. des Sofpitals zum Seiligen Geilt und St. Georg, 

2. des St. Gertraudt-Hojpitals, 

3. des Zerujalems-Hofpitals, 

4. des St. Jakobs-Hoſpitals, 

5. der Hollmann’schen Wilhelminen-Amalien-Stiftung, 

6. des Nikolaus-Bürgerhofpitals, 
auf die früheren zehnjährigen Verwaltungsberichte verweifen, dürfen wir uns darauf 
beichränfen, die wejentlichiten Veränderungen, welche bei einzelnen dieſer Anftalten im 
Kaufe unjerer Berichtsperiode eingetreten find, zu erwähnen. 
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1. Das Heilige Geiſt-Hoſpital hatte zu Ende des vorigen und zu An— 
fang des jegigen Jahrhunderts einen damals weit vor den Mauern der Stadt gelegenen 
Aderbefig von 154 Morgen 158 QDuadratruthen (39,54, ha jegigen Maßes) in Erb- 
pacht ausgelichen. In Folge des Gejeges vom 1. Mär; 1850 waren die Befiker 
diefer Ländereien zu Eigenthümern derfelben geworden, es war aber dies Grundeigen- 
thum — wie durch richterliche Entjheidungen anerfannt wurde — mit der Beihrän: 
fung, auf demjelben Gebäude nicht zu errichten, belaftet geblieben. Für die Befreiung 
von dieſer Beichränfung wurde im Anfang der fiebziger Jahre — der Zeit der aus: 
greifendften Bauſpekulation — von den Befigern eine vergleichsmweije feitgeftellte Ab- 
findung von 775050 A. dem Hofpitale gezahlt. Die hierdurch und dur einige 
andere ebenfalls nicht unerheblihe Einnahmen eingetretene Vermehrung des Kapital- 
vermögens (es hat fih von Ende 1860 bis Ende 1876 von 64 229, MH. auf 
1095 942,95 erhöht) legt den Rn nahe, einen Neubau bes Hoſpitals an 
geeigneter Stelle zu errichten. 

Die in diefer Richtung von dem Vorftande des Hofpitals angeftellten Ermitte- 
lungen beftimmten denſelben, fi für die Einleitung von Unterhandlungen behufs Er- 
werbung eines an der Landsberger Allee, der Elbinger Straße und dem Verlorenen 
Wege belegenen, ca. 10 ha großen, der Kommunität des Berliniihen Gymnafiums 
zum grauen Klofter gehörigen Grundftüds zu entſcheiden. Diefe Unterhandlungen 
haben das Zuftandelommen des Geichäfts in ziemlich fichere Ausficht geftellt, aber zur 
Zeit zu einem definitiven Abſchluß noch nicht geführt. 

2. Aehnliche glüdliche Umftände haben dem St. Gertraudt-Hoſpital ſchon 
während unſerer Berichtsperiode die Möglichkeit gegeben, feine Wirkſamkeit durch Errich: 
tung eines neuen Anftaltsgebäudes in ausgedehnteftem Maße zu erweitern. Es erwarb 
nämlich zum Zwed der Anlegung der Beuthftraße*) der Kaufmann Hermann Geber 
im Zahre 1870 das in der Leipzigerftraße hinter der St. Gertraudt: (Spittel-) Kirche 
belegene alte SHofpitalgebäude mit dem dazu gehörigen Garten für den Preis von 
780 000 .#. unter der Bedingung, daß die im Sofpitalgebäude wohnenden Mitglieder 
dort bis zum Juli 1872 wohnen bleiben durften. 

Zur Erbauung eines neuen Hoſpitals wurde das an der Großbeeren- und 
Wartenburgftraßen-Ede belegene, ca. 8500 qm große Grundftüd für den Preis von 
rot. 274000 .# eritanden, hiervon aber ein Theil zur Geradelegung der nachbar— 
lichen Grenze für den Preis von rot. 21 000 A wieder veräußert, jo daß der Bau: 
plaß rot. 253 000 .#. koftet. Mit der Errihtung des Gebäudes wurde im Jahre 
1871 begonnen, und war der Bau im Jahre 1872 foweit hergeftellt, daß im Auguft 
der rechte Eeitenflügel von den bis dahin noch im alten SHofpital wohnenden 40 Hoſpi— 
taliten bezogen werden konnte. Die Vollendung des Baues erfolgte in der eriten 
Hälfte des Jahres 1873, jo daß noch im Laufe deffelben das Hojpital mit 100 Hoſpita— 
liten bejegt werden fonnte. 


*) Bergl. oben ©. 8. 
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Der Bau, von mweldem wir vorftehend eine Abbildung und den Grundrif 
gegeben haben, ift nad dem Entwurf und den Detailzeihnungen des Baumeifters 
Fritz Koch von diefem ausgeführt und geleitet und hat inkl. der Gartenanlage die 
Summe von 504 500 ,#. erfordert. 

3. Auch die Verwaltung der Hollmann’shen Wilhelminen-Amalien— 
Stiftung war in der Lage, die in der Linienftraße und am Koppenplatz belegene 
MWohnftätte ihrer Benefiziatinnen durch verfchiedene Neubauten zu verbeffern und durch 
Umgeftaltung des geräumigen Gartens nach dem Plane des Gartendireftors Meyer 
zu verſchönen. 

4. In nicht jo alücklicher Lage wie die drei eben erwähnten Stiftungen befand 
fih das Nifolaus-Bürgerhofpital. Es hat bei einer nur mäßigen Vermehrung 
jeines Stapitalvermögens einen Nüdgang feiner jährlihen Einnahmen dadurd erfahren, 
daß in Kolge der im Jahre 1867 bejchloffenen Aufhebung der Bürgerrechts- reſp. 
Hausſtandsgelder“) die freiwilligen Gejchenfe fortfielen, welche von den fich hier Nieder: 
lafjenden auf Grund bejonderer Anregung vielfach gewährt wurden und eine nicht 
unerheblihe Einnahmequelle gebildet hatten. Indeſſen haben die Kommunalbehörden 
zur Erhaltung der 20 Stellen, welche mit Nüdjicht auf diefe Einnahmen unter Vor: 
behalt der Wiedereinziebung gegründet worden waren, feit 1867 eine jährliche Bei- 
hülfe von 300 ,# für eine jede diefer Stellen unter der Bedingung bewilligt, daß 
diefer Zuſchuß ftets eine entiprechende Ermäßigung erfahren folle, ſobald das Anjtalts- 
vermögen die Dotirung einer Stelle zulaffen würde. Im Laufe der Zeit ift es denn 
auch möglich geweſen, die nicht feiten Stellen nad und nach auf 14 berabzufegen, jo 
daß der zuerit 6 000 .% betragende Beitrag der Kommune im Jahre 1876 nur auf 
Höhe von 4200 . 4 in Anspruch genommen worden ift. 

Beim Jeruſalems- und beim St. Jakobs-Hoſpital find Feine wejentlichen Ver- 
änderungen vorgefommen. 

Dieje alten Hofpitäler fordern fait ſämmtlich ein Eintrittsgeld, fie beſchränken 
Dagegen die Aufnahme nicht auf Perjonen aus jpeziell bezeichneten Familien oder 
Berufskreifen, geben auch nicht Perfonen aus gewiljen Familien oder Berufskreifen ein 
vorzugsmweifes Anrecht zur Aufnahme. 

In beiden Beziehungen weicht die Verfaffung zweier neuerer, erſt im Laufe 
diefer Berichtsperiode unter unfere Aufficht getretenen Alter-Berjorgungsanftalten — 
die der Weydinger-Schreiner'ſchen Stiftung und die aus dem Geſinde-Belohnungs— 
fonds gegründete — mejentlih von den Einrichtungen jener älteren Sofpitäler ab. 

Die erjtere dankt ihre Entitehung dem Wohlthätigkeitsfinn und der Pietät des 
anı 22. Oktober 1837 zu Hamburg verjtorbenen, früher bier anjäflig gewejenen Kauf— 
manns Sohann Heinrich Weydinger. Derjelbe hatte legtwillig zwei Stiftungen 
errichtet, von denen die eine nad) feinem Namen benannte „Weydinger’sche Stiftung“ 
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über 60 Jahre alte arbeitsunfähige Männer, die andere nah dem Namen feiner 
Mutter benannte „Schreiner’sche Stiftung” über 60 Jahre alte Frauen aufnehmen 
jollte, und zwar follten vorzugsweile Männer und Frauen aus beftimmten Familien 
(unähft aus feiner und feiner Mutter Familie), dann zunächſt für die mit feinem 
Namen bezeichnete Stiftung: Zeug: und Raſchmacher fowie Flanell- und Moltong- 
weber aus Berlin und deſſen Umgebung, für die nad) feiner Mutter genannte: 
grauen und Wittwen folcher Gewerbtreibenden, oder auch Frauen und Wittwen von 
Baummollen- und jonftigen Webern berufen fein. 

Jede in eine der beiden Etiftungen aufgenommene Perſon follte eine Stube 
zum alleinigen Gebrauche und eine monatliche Geldunterftügung von 12 bis 15 .# 
erhalten, 

Zum Fonds für jede diefer beiden Stiftungen hatte der Teftator die Summe 
von 150 000 A. mit der Beltimmung ausgefegt, daß jowohl ein Weydinger’fches 
als auch ein Schreiner’jches Stiftungshaus, ein jedes etwa zu 30 Stellen, in einer 
freundlichen Gegend der Stadt erbaut und jedes mit einem Garten verjehen werden 
jolle. Dabei war von dem Stifter in feinem Teftamente die Hoffnung ausgeſprochen, 
daß die hiefige Kommune mit Nüdjicht auf den wohlthätigen Zwed den dazu nöthigen 
Bauplatz unentgeltlich hergeben werde. 

Diefer Hoffnung ift entfprodhen worden, indem der Magijtrat mit Genehmi: 
gung der Stadtverordneten mitteljt Schenfungsvertrages vom 20. April 1846 der Wey— 
dinger’ihen- Stiftung ein 2 Morgen 118, Quadratruthen (67,34 a nad) heutigem 
Make) enthaltendes Grundftüd in der Großen Frankfurterftraße Nr. 23 übereignete. 
Die Natural:Uebergabe war bereits am 9. April 1839 an die Exekutoren des Wey— 
dinger’schen Teftaments erfolgt. Auf diefem Terrain wurde bis zum 1. November 
1841 der Bau eines zufammenhängenden, aber durch eine Brandmauer in zwei Theile 
geſchiedenen Gebäudes für die beiden Stiftungen vollendet; die alsbald darauf eröffnete 
Anftalt aber erit am 5. Februar 1862 der ftäbtifchen Verwaltung übergeben, weil 
nad der tejtamentarischen Beftimmung des Weydinger die Verwaltung der Stiftung 
bis zur vollftändigen Regulirung feines gefammten Nachlafjes, welche erſt damals 
beendet war, in den Händen feiner Teftamentserefutoren bleiben und erft dann an den 
Magiftrat übergehen ſollte. Cie wird jeitdem durch ein befonderes Kuratorium unter 
unjerer Auffiht und nad dem von uns erlaffenen Negulativ geführt. 

Da die Etiftungsgebäude, wie der Stifter gewünſcht, mit einem Koftenaufwand 
von nur 72000 „A. hatten hergeftellt werden fönnen, und von den Revenüen des 
Reſtes — alfo von 228 000 „KH — jährlid 10 Prozent zum Kapital gejchlagen 
werden jollten, jo hatte fi das Kapitalvermögen der Stiftungen bereits bei der 
Uebernahme derjelben in die ftädtifche Verwaltung auf 251 155 „A. vermehrt und be: 
trug am Schluſſe des Jahres 1876: 295,876, AM. ”) 

*), Der aus den Nacdhläffen der in den Anftalten von 1862 bis 1876 verjtorbenen Bene- 

16* 
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Die feit dem Eintritt der ftädtifhen Verwaltung neu aufgenommenen Männer 
gehören ſämmtlich dem Stande der Zeug: und Raſchmacher, Tuchmacher und Weber 
an; unter den aufgenommenen Frauen reſp. Wittwen befanden fich drei Perfonen aus 
den im Teftamente des Stifters vorzugsweiſe berufenen Familien, die übrigen gehörten 
ebenfalls jämmtlih dem Weber: ıc. Stande an. 

Wären zur Aufnahme geeignete Perjonen aus dieſen Ständen nicht vorhanden 
geweſen, da jene vorzugsweife berüdfichtigt werden follten, jo hätten noch andere 
über 60 Jahre alte Frauen und Männer aufgenommen werden können. Indeſſen wird 
es nad) den bisher gemachten Erfahrungen’) wahrſcheinlich auch ferner an geeigneten 
Bewerbern aus jenen Berufskfreifen nicht fehlen. Vorausſichtlich kann daher dieſe 
Stiftung auch in Zukunft nur einem beftimmten Stande angehörige Perfonen aufnehmen. 

Dagegen muß die andere oben erwähnte Anjtalt, das Gejindehojpital, 
wie ſchon der Name jagt, auf die Altersverforgung der einem bejtimmten Stande, 
dem der Dienftboten, angehörigen Perfonen fich bejchränfen. 

Die Verhandlungen, welche zur Gründung und zum Bau diefer Anftalt führten, 
find in dem Verwaltungsbericht für die Jahre 1851/60 ausführlich mitgetheilt.**) 

Im Anfange unferer Berichtsperiode war das in der Koppenftraße Nr. 43 
erbaute Hoſpital eröffnet worden. Im dafjelbe wurden aufgenommen: 

Männer. Frauen. 


im Sabre 1881: - 5.4.4 > 31 
⸗ a IRB: ur 2 2 
E : 1863 . l 4 
: 5. /LOBE Se — 10 
⸗ BEE 2 de 1 26 
z an | |: BEE Laer age — 16 
⸗ — 18686 —1 12 
⸗1688 te — 12 

BCE... u ne 1 3 
BRi. an 1 6 
BOFE 2... — — 3 
ISIN 1.06 28:02 2 l 8 
IBTR. Se — 1 
1874 5...) 5:.% — 11 
— 4 
IBIB 0 ne — 6 


fiziaten den Stiftungen, welche auf ihr geſetzliches Erbrecht nicht verzichtet haben, zugefallene Betrag 
belief ſich auf rot. 6 522 „4 . 

) Es baben namentlich geeignete Bewerberinnen vielfach wegen mangelnder Vakanzen Jahre 
lang auf ihre Aufnahme warten müfjen, auch wohl die legtere überbaupt nidyt mebr erlebt. 

°*) Wergl. daſelbſt ©. 193 fla. 
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Von diefen im Yaufe der 16 Jahre aufgenommenen SPBerjonen befanden fich 
Ende 1876: 91 Frauen und 4 Männer in der Anftalt. An fich können den räume 
lihen Berhältniffen nach 118 Perſonen Aufnahme finden. Daß nicht alle Stellen 
beiegt waren, hatte jeinen Grund nicht darin, daß es an Bewerbungen gefehlt hätte; 
es reichte vielmehr die für das Hospital beftimmte Einnahme des Gefinde-Belohnungs: 
fonds dazu nicht aus. 

Diefer Fonds dankt feine Entftehung den Abgaben, welche feit dem 1. März 
1327 von jedem die Herrſchaft wechjelnden Dienftboten mit 50 4) erhoben werden. *) 

Nah der uriprünglichen Beſtimmung follten drei Viertheile der Einnahme 
dejelben zu Prämien für langjährige Dienfte verwendet werden und ein BViertheil 
zum Berforgungsfonds für invalides Gefinde fließen. Seit dem Jahre 1857 war 
eine Aenderung diefer Beftimmungen dahin eingetreten, daß nur ein Drittheil der 
Einnahme zu Prämien, zwei Drittheile dagegen zu Unterftügungen zu verwenden 
waren. Bon diefen zwei Drittheilen follte wiederum nur ein Drittheil (25 der ganzen 
Einnahme) zu baaren Geldunterftügungen verwendet werden, während zwei Drittheile 
(*/g der ganzen Einnahme) für das von Anfang an in Ausficht genommene Sofpital 
beitimmt waren. 

Im Laufe unferer Berichtsperiode wurden dieſe Beltimmungen abermals ab: 
geändert. Der Zwed des Fonds wurde nun dahin bezeichnet: 


den Perjonen des Gefindeftandes in Berlin, welche in teplicher Pflicht: 
erfüllung durch hohes Alter in Folge auferordentlicher Dienftleiftung oder 
unverfchuldeter Unglüdsfälle dienftlich unfähig geworden find, für ihre 
Lebenszeit die Ausfiht auf eine ihren Verhältniffen angemefjene forgen: 
freie Eriftenz zu eröffnen, welche ihnen verfchafft werden foll durd eine 
laufende Unterftügung bis zu 4 Thlr. monatlich) oder durch Verpflegung 
in dem errichteten bejonderen Hoſpitale, und jollen der Beiträge zu 
Unterftügungen, */; der Beiträge fowie die Zinfen der Kapitalien und 
jonftigen Einnahmen zur Unterhaltung des Hoſpitals verwendet werden. 


Diefe Abänderungen des früheren Statuts, durch welche die Prämienverthei: 
lung — deren Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit den Kommunalbehörden jehr zweifel: 
baft geworden war — gänzlich befeitigt wurden, erhielten unterm 30. Mai 1864 
durch Betätigung des neu aufgeftellten Statuts die Königlihe Genehmigung und 
famen vom Jahre 1865 ab zur Ausführung. 

Die nach diefen wechjelnden Beltimmungen aus dem Fonds zu den verjchiedenen 
Zwecken geleifteten Ausgaben find aus der nachſtehenden Tabelle erſichtlich: 


*) Bergl. Verwaltungsbericht pro 1829/40 ©. 350. 
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In den Jahren 


1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1568 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
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‘Prämien. 





Unterftüßungen. 







9585,00 
8 100,00 
11 049,0 
9 577,0 
11 355,00 
12 234,00 
12 234,00 
13 272,00 
12 738,00 
12 768,00 
12 885,00 
11 864,90 
10 935,00 
9471, 
8 268,00 
7 926,00 


Unterhalt 


des Hoſpitals. 


EA 


9 975,4 
15 651,87 
17 758,99 
22 800,9 
27 362,35 
24 879,33 
24 560,16 
26 412,30 
27 219,2 
25 076,51 
28 070,, 
26 982,33 
27 569,10 
25 148,34 
25 316,87 
24 760,15 





Die Mittel für diefe Ausgaben gewährten die Zinfen des gejammelten Kapital- 
fonds und die jährlichen Einnahmen aus den Abgaben der ihre Serrichaft wechielnden 


Dienftboten. Dieje Abgaben betrugen: 

im u 1861 36 815,00 «/#. im — 1869 36 708 
1862 36420, : : 2 1870 358410 : 
1863 37380, — ⸗ s 1871 40 770,00 
1864 38595, — : : 1872 21 000,00 
1865 40 050,0 : ⸗ ⸗ 1873 18 551,4 
1866 37410,0 : ⸗ ⸗ 1874 19139,0 : 
1867 39 315,0 : : : 1875 27 450,0 : 
1868 36 795,0 1876 25 950,0 =: 


Der erhebliche Rüdgang in den Jahren 1872 —1876 erklärt fi aus folgenden 
Umftänden. 

Bis zum Jahre 1870 war die Einziehung der Beiträge, welche von den Dienft: 
boten beim Antritte oder Wechſel eines Dienftes zu entrichten find, von den Inhabern 
der Gefindefomtoire, welche bis zu jener Zeit bejtanden, bewirkt worden. Die Ein- 
ziehung dieſer Beiträge erfolgte unmittelbar nad) der Vermittelung des Dienftes. Die 
acht Komtoirinhaber und die Mägdeherberge, welche ebenfalls Dienfte vermittelt hatte, 
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erhielten zu den von ihnen auszuftellenden Scheinen — den jogenannten Komtoirjcheinen 
— Formulare geliefert, welche auf Koften des Gefinde-Belohnungsionds gedrudt und 
von ihnen ausgefertigt wurden. Für diefe ausgefertigten Scheine wurde der Beitrag 
zum Fonds entrichtet. Die Komtoirinhaber bezogen überdies noch für jede Ausfertigung 
eines ſolchen Echeines eine von dem Dienftboten zu zahlende Vergütigung von 2'/, Ear. 

Nah Erlaß der Deutichen Gewerbe-Ordnung famen die Komtoirinhaberftellen 
ganz in Wegfall. Es traten an deren Stelle Gefindevermiether, welche ihr Gewerbe 
bei der Polizei anzumelden hatten. An diefe wurden, fjoweit fie cs wünſchten und 
die Beiträge mit 50 45 dafür zahlten, Formulare der Scheine ausgehändigt. Da fie 
indeffen nicht blos die ausgelegten Beiträge für den Fonds wieder einzogen, jondern 
bei jeder Einziehung eine größere Provifion von den Dienftboten erhoben, jo wurde 
Seitens der Staatsbehörden die Einziehung der Beiträge durch die Gefindevermiether 
unterjagt und die Errichtung befonderer Zahl: reſp. Annahmeftellen für die Beiträge zum 
Befinde-Belohnungsfonds verlangt. Im September 1872 waren 15 folder Annahme: 
ftellen eingerichtet und dem Königlichen Polizei-Präfidium angezeigt. 

Unterm 3. November 1872 wurde die Wiedereinführung der polizeilichen 
Kontrole befohlen. Diefe Kontrole bejteht darin, daß die Polizeirevier:Vorftände die 
ſich polizeilih anmeldenden Dienftboten veranlaffen, durch Worlegung der Quittungen 
den Nachweis über den gezahlten Beitrag zum Gefinde-Belohnungsfonds zu führen. Wird 
diefer Nachweis nicht geführt, jo erfolgt Seitens der Polizeirevier-Vorftände die Nambaft: 
mahung der Säumigen an die Deputation zur Verwaltung des Gefinde-Belohnungsfonds. 

Indem wir uns nad) diefem Exkurs über den Gefinde-Belohnungsfonds, welcher 
durch den Zufammenhang diefes Fonds mit dem Geſindehoſpital geboten war, zu dem 
Hauptgegenitand diefes Abjchnittes, den Hofpitälern, zurüdwenden, erjcheint es der 
Kürze und Weberfichtlichkeit wegen räthlich, die Notizen, welche wir über diejelben noch 
zu geben haben, in die diefem Abjchnitt beigefügte tabellarifche Ueberficht zufanmen- 
zufaffen. Sie ergiebt, daß während unferer Berichtsperiode die nicht der gejeßlichen 
Armenpflege angehörigen Alter-Verforgungsanftalten ihre Wirkſamkeit in nicht unerheb- 
liher Weije erweitert haben. Doc fteht diefe Erweiterung nicht im Verhältniß zu 
der eingetretenen Vermehrung der Bevölkerung. Denn während die am Ende des 
Jahres 1861 in den Hofpitälern befindlichen 427 Perjonen von der damals 528 438 
Köpfe zählenden Eivilbevölferung O,., pro Mille ausmachten, kamen auf die Ende 
1876 vorhandene Eivilbevölferung von 974 721 Seelen 582 in jenen Anftalten unter: 
gebrachte Perſonen, aljo nur O,;, pro Mille, 

Die feitvem im Jahre 1879 in Veranlaffung der goldenen Hochzeit unjeres 
Kaiferpaares von den Gemeindebehörden bejchloffene Stiftung einer ftädtifchen, gegen: 
wärtig bereits im Bau befindlichen Alter-Verforgungsanitalt, welde den Charakter einer 
reinen Wohlthätigkeitsanftalt tragen fol, wird jenes ungünjtige Verhältniß vorausficht- 
(ih für eine längere Reihe von Jahren in mehr als hinreichender Weife auszugleichen 
geeignet fein. 
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Ueberjicht über die Frequenz 2c. der in diefem Abjchnitt beiprocdhenen Hoſpitäler. 











Ende 1861: Ende 1876: - ———— 
/aus $ i 
La Bezeichnung Wohnung und 
fende der Dee Sn o An Eintrittsgeld wird erhoben: 
; Männer. | Frauen. | Männer.) Frauen, [Monatlices Pflege: 
| | er 
1. | Soipitäler zum Heiligen von 
und St. Georg . . - 6 63 5 86 12 Nach dem Lebensalter der Aufzunehmenden: 
bei Männern von 120—960 4, 
bei Frauen von 180—1080 „# 
5 97 25, erhalten 18 | Bariirt zwiichen 900—1800 4, je nad) 
15, ’ 15 dem Vebensalter der Aufzunebmenden. 
62, ⸗ 12 
3. | Ierufalems:Hoipital . . . _ 16 —_ | 16 15 Ein Eintrittägeld + nicht unbedingt er- 


forderlich, ift jedoch in den meiften Fällen 
zur Erhebung gelangt, und zwar in Be— 
trägen von 600— 1500 „4 


23 — 23 9 Bei der alten Stiftung Nichts, 


2. | St. Gertraudt:Hojpital . . 2 33 
| 
| bei der neuen Stiftung 900 „«# 


4. | St. Iafobs:Hofpital . . . — 


5. | Sollmann’ihe Wilhelminen: 
Amalien:Stiftung . .» . — 100 114 12 Je nad) der Altersjtufe von 180—1 020 «44 


6. | Nikolaus-Bürger-Soipital . 7 ii — 90 — | im Sommer 181 Nichts. 
| im Winter 18,75 
7, Weydinger: und FORM: | 
Stiftung . - - 3|I 4 24 27 12 Nichts. 


3 
8. | BefindesSHoipitll . . . - 4 | 46 4 9 12 Nichte. 


des St. Sertraudt-Hojpitald wird noch einer Anzahl von Benifiziaten, die außer: 
ie Zahl derjelben betrug beim Heiligen Geift«Heipital 1861: 1, 1876: 40; beim 


1861: 10, im Jahre 1876: 27 bedürftigen weiblichen Perjenen, die bereits 
ftungsbaufe. 








Seitens der Hoipitäler zum Heiligen Geijt und St. 
balb des Hoſpitals wohnen, eine monatliche Unterjtügung Be & 
St. Gertraudt⸗Hoſpital 1861 : 29, 1876: 7. 

Die Hollmann’iche Wilhelminen-Amalien-S tiftung gewährt 
ald Ervektantinnen notirt waren, unter billigen Bedingungen Wohnu 


XVIII. 


Das ſtädtiſche Schulweſen. 


Bon der im Jahre 1826 begonnenen Reorganiſation des ſtädtiſchen Schulweſens 
waren die Grundlinien ſchon vor dem Jahre 1861 gezogen, fie ift zu rechter Zeit fo 
weit vollendet, daß die Epoche des mächtig anwachſenden Bevölferungsftandes Die 
Stadt gerüftet fand, um in niederen und höheren Schulen die Stätten der Gefittung 
und Bildung für die Kinder ihrer Bürgerſchaft ebenfo raſch zu erſchließen, wie die 
Häuferreihen ihr Außengebiet bevedten. 

Bon den ſtädtiſchen Schulanftalten ftehen die Elementarfchulen und die höheren 
Mädchenſchulen unter der Verwaltung der Schul:Deputation, während die Gymmnajien, 
Realihulen und Gewerbejchulen dem Plenum des Magiftrats vorbehalten find*); dafjelbe 
gilt von den Fortbildungsanftalten; dagegen gehören die elementaren Fortbildungs— 
ihulen wieder dem Refjort der Schul-Deputation an. Ihrer Aufficht find auch die 
Privatichulen unterftellt. 

Die Verfaffung, welche diefer Deputation durch die Verfügung des Königlichen 
Provinzial-Schulkollegiums vom 20. Juni 1829**), d. h. zu einer Zeit gegeben worden 
it, in der die Bevölkerung der Stadt noch nicht den vierten Theil der gegenwärtigen 
erreichte, hat fich troß der in ungeahnter Weife wachjenden Aufgaben jo bewährt, daß 
eine wejentlihe Aenderung nur erforderlich wurde, als im Jahre 1866 die unmittel: 
bare Fürjorge für den Elementarunterriht der katholiſchen Jugend von der Stadt: 
gemeinde übernommen wurde. Zufolge der Verordnung des Echulfollegiums vom 
28. Februar 1866 traten der Propit von St. Hedwig und ein Fatholifher Bürger: 
deputirter in das Kollegium ein. 

Die Zahl der Mitglieder hat einige Male gewechielt. Die Zunahme des 
Geihäftsumfangs hatte bewirkt, daß ſchon Ende 1860 aus dem Magiftrat acht, aus 





*) Nur die Friedrich-Werderſche Gewerbeichule fteht zunächſt unter einem bejonderen Kuratorium. 
**) Bergl. Bericht über die Verwaltung der Etadt Berlin in den Jahren 1829-40 ©. 297. 
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der Stadtverordneten-Verſammlung vierzehn Mitglieder in das Kollegium deputirt 
waren. Die Verfügung vom Jahre 1829 hatte nur drei Magijtratsmitgliever und 
fünf Stadtverordnete vorgejehen. Diefe Abweihung konnte die Nechtsbeftändigfeit der 
Teputation in Frage ftellen. Daher wurde auf den Antrag des Magiltrats durch 
Nefkript des Unterrichtsminifters vom 18. September 1866 die Zahl der Magiftrats- 
mitglieder auf fünf, die der Stadtverordneten auf acht feitgefegt. Als endlih im 
Jahre 1875 eine weitere Vermehrung der- Arbeitskräfte erforderlih war, genehmigte 
das Schulkollegium unter dem 12. Juni 1875, daß die Zahl der Magiftratsmitglieder 
auf jechs, die der Stadtverordneten auf zehn erhöht werde. 
In dem Kollegium figen nunmehr: 

6 Magiftratsmitgliever, 

10 Stadtveroronete, 

4 Superintendenten, 

der Propſt von St. Hedwig, 
11 Bürgerdeputirte, 
Dies voraufgefhidt, wenden wir uns zu der fpeziellen Darjtellung der Ent— 

widelung: 
des Elementarſchulweſens, 
der ftädtifchen höheren Lehranftalten, 
der Privatichulen, 
des Turnweſens. 


u 


1. Das Elementarfcdulwefen. 


Ein über das ganze Weichbild ausgebreitetes Ne von gleihmäßig organifirten 
Elementarjhulen, groß genug, um allen Kindern der Stadt den foftenfreien Zutritt 
zu gewähren, zwedmäßig und wirkſam genug, um das allgemeine Vertrauen zu ver: 
dienen; ein durch alle Bezirke verzweigtes Syftem von Schul-Kommiffionen, gebildet 
aus Bürgern im Ehrenamt, im Befig ausreichender Befugniß und Perfonalkenntniß, 
um die Erfüllung der Schulpflicht jedem Kinde zu ermöglichen, ihre völlige Verſäumniß 
bei feinem zu dulden; eine Gentralverwaltung, ausgeftattet mit ſolcher Vollmacht und 
jolher Technik, daß fie das wachſende Schulbedürfniß in dem Maße zu erfüllen ver: 
mag, wie es entfteht — das ift die, unter fteigender Theilnahme der Bürgerjchaft. in 
unferer Berichtsperiode gereifte Schöpfung des Gemeindeſchulweſens. 

Früher führten die von der Stadtgemeinde errichteten und unterhaltenen 
Elementarfhulen den Namen „Kommunal:Armenfchulen“. Er wurde jpäter durch die 
Bzeihnung „Kommunaljchule* erjegt. Aber auch als im Jahre 1863 die Erinnerung 
an den urjprünglichen Namen dur die Bezeichnung „Gemeindeſchule“ ausgelöjcht 
wurde, trug das ſtädtiſche Volksſchulweſen noch die Spuren feines Urfprungs, es zeigte 
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noch die Merkmale des Armenſchulweſens. 20 Kommunalſchulen und 35 Privat: 
Elementarfchulen, in denen Kinder auf Koften der Stadt unterrichtet wurden, jorgten 
im Anfang des Jahres 1861 für das Schulbevürfnif folder Kinder, für die von 
den Eltern ein volles Schulgeld nicht entrichtet werden konnte. Der Lehrplan genügte 
den Anforderungen an eine eigentliche Volksſchule. Die genannten Privatichulen waren 
gegen Zahlung von Schulgeld allgemein zugänglid, aber die Kommunalfchulen ftanden 
eigentlich nur den Armenkindern offen, die Einſchulung erfolgte ausſchließlich durch 
die Freiichulerpedition; und die Feſtſetzung der Schulgelobeiträge jowie die Bewilligung 
ver Freiihule war den Armen-Kommiffionen vorbehalten. Die Unterrichtsmittel wurden 
den Kindern von der Schule gewährt. 

Dem Wunſche, die Gemeindefhulen von aller Verbindung mit der Armen: 
verwaltung zu löjfen, lag von Anfang an die — nunmehr durch den Erfolg beftätigte — 
Anficht zu Grunde, daß die Vereinigung der Armen mit den günftiger Geftellten auch 
das befte Mittel ‚zur fittlihen Sebung der Verlafjenen fein und eine wohlthätige 
Annäherung der verjchiedenen Bolksklaffen unter einander bewirken würde. 


Seit dem Jahre 1864 wurden eingehende Berathungen in biefem Sinne 
gepflogen. Sie nahmen einen längeren Zeitraum in Anſpruch, weil man auch Schul— 
aufichtsfragen in den Plan hineinzog. Im Allgemeinen beabfichtigte man, die Schul: 
Kommiffionen, die bisher lediglich die Schulbefuchskontrole zu üben hatten, auch mit 
ver Einfhulung zu beauftragen, zugleich aber fie in Schulbezirksvorſtände zu ver: 
wandeln und für diejen Zwed durch die Bezirksvorfteher und Hauptlehrer, ſowie die 
zum Schulbezirk gehörigen Geiftlichen zu verftärfen, denen die eigentliche Schulaufficht 
verbleiben jollte; man wollte ferner dev Gewährung des freien Unterrichts den Charakter 
der Armenunterftügung nehmen, indem man fie denjenigen Einwohnern unterjchievslos 
zu Theil werden ließ, deren Einkommen weniger als 300 Thlr. betrug; endlich aber 
iolte der Zutritt zu den Gemeindefhulen allen Kindern freiftehen, für die das volle 
monatlihe Schulgeld von 20 oder 25 Sgr. bezahlt wurde. Die Beichaffung der 
Schul-Bücher und Hefte follte nur für wirklich arme Kinder von der Schule über: 
nommen werden. 

Die Theilung der Stadt in Schulbezirke 309 nad) diefem Plane die — wie 
ſich ſpäter zeigte, unvermeidlihe — Trennung der Schule von der Parodie nach jich. 
Das Konfiftorium erhob hiergegen Einſpruch, verlangte auch fonft für den Geiftlichen 
als Mitglied des Bezirksſchulvorſtandes eine jo dominirende Stellung — es follten 
ihm alle inneren Angelegenheiten ausſchließlich überlaffen, in den äußeren ein Veto 
jugeftanden werden —, daß fürs Erfte die Hoffnung aufgegeben werden mußte, diefe 
Vorſtände ins Leben zu rufen. 

Im Uebrigen konnte man den Plan retten, indem man den Schul-Kommiſſionen 
übertrug, was von den Befugnifjen der gedachten Echulbezirksvorftände übrig blieb, 
wenn die Geſchäfte der bisherigen Edjulvorftände ausgefondert wurden. 


Die Schul: 
Kommiſſionen. 
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Auch ſo ſtieß der Plan auf mannigfache Bedenken. Wenn die Gemeinde— 
ſchulen allen Kindern zugänglich gemacht wurden, die das Schulgeld bezahlen wollten, 
jo konnte der Zudrang eine über das Maß des Ausführbaren hinausgehende Ber: 
mebhrung bderjelben erfordern. Andererjeits ward auch der Gedanke, das Schulgeld 
dem Artikel 25 der Verfaſſung gemäß gänzlich) aufzuheben, lebhaft diskutirt. Die 
Nücdficht auf die gehobenen Privatichulen, deren Eriftenz durch den zu erwartenden 
Uebergang der Kinder in die unentgeltlihe Schule bedroht war, hielt am meiften von 
feiner Durhführung ab. Man wollte dies Glied des Schulwefens fo lange nicht 
gefährden, als es an ſtädtiſchen Mittelfchulen fehlte. 

Die Verhandlungen erhielten einen vorläufigen Abſchluß durch die „Inſtruktion 
für die Schul-Kommiſſionen hiefiger Nefidenz“, welche unter dem 17. Dezember 1868 
mit Zuftimmung der Stadtverordneten vom Magiltrat erlaffen wurde und vorher die 
Beltätigung der Auffichtsbehörden gefunden hatte. 

Hiernach wurde die Stadt in 40, je eine Anzahl ganzer Stadtbezirke enthaltende 
Schul-Kommiſſionsbezirke getheilt, die wieder in 10 Schul: Inipektionen zuſammen— 
gefaßt waren. 

Die Schul-Kommiſſionen find zufammengefegt aus den Vorftehern der betheiligten 
Stadtbezirke und deren GStellvertretern, den Sauptlehrern der Gemeindefchulen und 
Vorftehern der Privat-Elementarjchulen, die im Bezirk liegen, und einer Anzahl von 
den Stadtverordneten gewählter Bürger, unter denen ſich auch je ein weltliches Vor— 
ftandsmitglied der betreffenden Schulen befindet. 


Ihr Wirkungsfreis umfaßte: 


1. die Führung eines Verzeichniffes der im Bezirk wohnenden ſchulpflichtigen 
Kinder. Hierbei leiftet das Königliche Polizei-Präfivium Hilfe, indem es 
die Lilten der durch Umzug in den Bezirk eingetretenen Kinder viertel: 
jährli der Echul-Deputation zufendet. Die feit 1844 eingeführte Konz: 
trole durh Schulbefuchstarten wurde dagegen aufgehoben; 

2. die Einſchulung in die Schulen ihres Bezirks; 

3. die Kontrole des Schulbefuchs; 

4. die Feititellung der Schulgelobeiträge, bezw. die Bewilligung der Frei— 
ſchule; 

5. die Bewilligung von Lehrmitteln. 


Für jede Inſpektion wird aus der Mitte der Schul:Deputation ein Decernent 
beftimmt, der die Gejchäfte der Kommiffionen als Kommifjfarius der Deputation leitet, 
und auch als Kurator für die Schulhäufer fungirt. 

Endlich follten die Gemeindefchulen des Bezirks allen jchulpflichtigen Kindern 
deſſelben offen ftehen, deren Eltern fich zu einem monatlihen Schulgeld von 25 Sur. 
verpflichteten — mit der Beſchränkung freilih: „jo weit der vorhandene Raum es 
geſtattet“. 
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Die neue Organifation trat mit dem 1. April 1869 ins Leben. Sie ift feit 
diefer Zeit die Grundlage der Gemeindejchul-VBerwaltung; fie bat das Intereſſe an der 
Schule in allen Kreifen der Bürgerichaft erwedt und bewirkt, daß ein Berliner Kind, 
welches fih der Schulpflicht völlig entzieht, nur in äußerſt feltenen Fällen aufgefun: 
ven werden kann. 


Der letzte entſcheidende Schritt, der unferem Gemeindeſchulweſen das gegen: Die Aufhebung 
wärtige Gepräge aufdrüdte, erfolgte noch in demjelben Jahre. des Schule 

Die Aufhebung des Schulgeldes wurde von den Stadtverordnneten am 22. De- — 
zember 1869 beſchloſſen, und jchon vom 1. Januar 1870 ab war der Beſuch der 
Gemeindejchulen unentgeltlih, den Privat-Elementarichulen wurde für jedes, von der 
Stadt eingeichulte Kind ein monatliches Schulgeld von 20 Ser. gezahlt. 

Selten ift in der Stadtverwaltung ein heilfamer Beihluß von kaum über: 
iehbarer Tragweite mit gleicher Kühnheit gefaßt, mit gleich ausdauernder Opferbereit- 

Ihaft bis in feine legten Konjequenzen durchgeführt. 

Zwar das augenblidlihe Geldopfer ihien gering, Mit Hinzurechnung der 

Zinſen für die Grundſtücks- und Baufapitalien betrug der Aufwand für das Volke: 
ſchulweſen im Jahre 1868 rot. 489 770 Thlr., an Schulgeld aber waren mur rot. 
46. 090 Thlr. eingefommen; darunter waren rot. 5625 Thlr. durch Exekutoren eingezogen, 
und die Tantieme der Hauptlehrer und Sculvorfteher betrug rot. 4496 Thlr. Der 
gtoße Verwaltungsapparat zur Feltjegung und Einziehung der Schulgelobeiträge ver- 
minderte noch die wirkliche Einnahme. 

Bei ſolchen Zahlen überwog das ideale Intereffe, in den Einrichtungen der 
Lollsihule den Gegenſatz zwiſchen den armen und den befigenden Kindern nicht her: 
vortreten zu laſſen und den Bebürftigen aus der Zwangslage zu bringen, Wohlthaten 
zu fordern, um der öffentlich gebotenen Schulpflicht zu genügen. 

Die Folge des Beihluffes aber war zunächſt die Verpflichtung, allen Zutritt Die Frequenz 
begehrenden Kindern Raum zu ſchaffen. Daher die außerordentliche Vermehrung der geh 
Schulen und Klaffen, welche die unten gegebene Ueberficht aufweilt, daher die Noth- euer € * 
wendigkeit, das Verfahren bei der Errichtung neuer Schulen als einen ſtändigen und und der Bau 
wichtigen Theil der Verwaltung ſyſtematiſch auszubilden, und daher auch ſeit dem von Schul 
Jahre 1873 die Bewilligung eines Pauſchquantums zur Errichtung neuer Schulen Se 
und Klaffen in dem Stadthaushalts-Etat. 

Die Zunahme der Volksſchulkinder läßt ſich aus der unten folgenden Tabelle 
entnehmen. Die nächſten Jahre brachten mit den größten Schwankungen des Geld: 
werthes und des Arbeitslohnes auch die größten Gegenfäge auf diefem Gebiet. Die 
Jahre 1870 und 1871 gaben zufammen einen Zuwachs von rot. 12900 Kindern. 

Das war der Webergang. Denn die Kinder jhulpflichtigen Alters, welche bezahlte 
Schulen befuchten, nahmen um rot. 3500 ab. Das Milliardenjahr 1872 kehrte das 
Verhältniß um, die Zahl der leßtgenannten Kinder wuchs um 1400, die der Volks— 
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jchulfinder nur um 900; im folgenden Sabre waren beide Zunahmen faft gleich; 
1500 zahlende, 1700 Volksſchulkinder; von jegt an jtieg die Frequenz der Volks— 
fchule wieder ſchneller; 3 600, 5 100, 5 300 waren die Vermehrungen für die Jahre 
1874 bis 1876, ihnen ftehen die Zahlen 230, 209 und 981 für die zahlenden Kinder 
gegenüber. Auch in den folgenden Jahren ift die Kinderzahl in fteigendem Maße 
gewacjen. Die Bewegung der Bevölkerungsziffer fpiegelt fih nah 6 bis 7 Jahren 
in der Frequenz der Volfsjchule, wenn auch durch Nebenumftände etwas verwijcht, 
wieder ab. 

Eine weitere Folge hat fi in der Wechſelwirkung herausgeitellt, die zwijchen 
der Zufammenjegung der Schulbevölferung und der Beichaffenheit der Schulen ſtatt— 
findet. Das Niveau der Geſellſchaftsſchichten, welche ihre Kinder der Volksſchule zu- 
führen, ift im Steigen begriffen, es bat im Allgemeinen jet die Klaſſe der minder 
begüterten Handwerker und Beamten erreicht. Mit ihm fteigen die Anforderungen an 
die Echule und auch ihre Leiftungsfähigfeit, d. h auch ihre Anziehungskraft. Dieſem 
Prozeß ift es zu danken, daß die Gefahr des ungünftigen Einfluffes roherer Elemente 
zurüctritt; die überwiegende Mehrheit der Kinder entftammt geordneten Verhältniffen; 
aber diefer Prozeß bat auch das Zuflußgebiet der Gemeindeſchule in unerwarteter 
Weiſe ausgedehnt; er wird fich fortfegen, wenn den Knaben, die das Ziel der Ge 
meindejchule frühzeitig erreicht haben, zur Fortfegung ihrer Schulbildung in ſolchen 
höheren Schulen Gelegenheit geboten wird, die den fremdipradhlichen Unterricht erft 
nach dem ſechſten Schuljahre beginnen. 


Die hier folgende Tabelle I. über die in den Jahren 1861—1876 neu eröffneten 
Semeindejchulen und die Tabelle II. über die während dieſer Zeit neu erbauten Ge— 
meindejchulbäufer laſſen die thatjächliche Vermehrung der Schulen und die Anftren- 
gungen erfennen, die zur Serftellung geeigneter Schulhäufer gemacht find. 





* 
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Tabelle I. 
Ge: Lage der 
meinde: | Cchullofalitäten 
ſchule bei Eröffnung 
Wr. der Anftalt. 
21 | Klofterjtr. 49 13; 
22 | Yütowftr. 10 5. 
23 | Büjchingpla 14 11. 
24 | Klojterftr. 68 12. 
25 | Bernauerftr. 19, 
26 | Georgentirdhftr.17a |23. 
27 | Wilhelmspla 4 128. 
28 | MWafjerthorftr. 61 116. 
29 | Dresdenerftr. 13 8. 
30 I Frucdtitr. 46a 5. 
3l Jim jegigen Lokale 
33 | Büjchingsplat 14 122. 
35 | Bernauerftr. 107 1. 
32 [im jebigen Yofale | 9. 
34 | im jeßigen Lokale | 8, 
36 (fath.)| Gipsſtr. 3 l 
Mn: Alte Jakobſtr. 86 | 1. 
3 =: Kaijerjtr. 29 l. 
39 Gartenftr, 48 1 
40 = "| Wilhelmftr. 123 1 
4 > Stromftr. 44 : 
42 | Dresdenerftr. 13 8. 
43 | Seltowerfir. 19 1 
44 | Schönebergerftr. 26 | 28. 
45 | Soadhimitr. 15 1. 
46 | Ndalbertitr. 42 30. 
47 Jim jebigen Lokale | 1. 
48 | Kejfeljtr. 18 20. 
49 | Blumenftr. 28 28, 
50 JAdmiralſtr. 8 10. 
51 I Klofterftr. 49 !: 
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ſeit 


—II. 


. 1868 
. 1866 
. 1865 
. 1868 
. 1865 
. 1874 
. 1868 
. 1865 
. 1866 
. 1868 


. 1872 
». 1871 
. 1866 
. 1866 
. 1874 
. 1874 
. 1876 
. 1876 
. 1868 
. 1878 
. 1868 
. 1868 
. 1868 
. 1874 


. 1871 
. 1868 
. 1874 
. 1871 
. 1874 


1875 


in 
Miethslokalitäten. 


Melchiorſtr. 14 


— 26 


l 


im eigenen 
Schulhauſe. 


Neue Friedrichſtr 32 
Kurfürſtenſtr. 141 
Straußbergerftr. 9 
Neue Friedrichitr.32 
Ruppinerſtr. 53/54 
Beorgenitr. 23 
Wilhelmſtr. 117 
Wafferthorftr. 4 
Köpnickerſtr. 125 
Rüdersdorferſtr 4/5 
Alt:Moabit 23 
Friedenſtr. 19/20 
Bernauerjtr. 89,90 
Pankſtr. 26 
Yangeitr. 76 
Yinienftr. 162 


Koppenftr. 81 
Wiejenftr. 66 


Ihurmftr. 73a 
Naunynitr. 63 
Wartenburgitr. 12 
Wilbelmftr. 117 
Dranienburger: 
ſtraße 69 
Lauſitzerplatz 
Alexandrinenſtr. 43 
Scharnhorftitr.9/10 
Blumenftr. 63a 
Neichenbergerftraße 
44/45 
Werderſcher Markt7 


Beſteht zur Zeit aus einer evangeliſchen und einer latholiſchen Abtheilung. 


Hat 
jetzt 
Klaſſen 


16 


16 


15 


16 
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Er: Die Schulanftalt befindet ich 























öffnet Ger * vage * Hat 
meinde⸗ Schullokalitäten 
wurde — En jest 
* ſchule bei Eröffnung feit in im eigenen Rlaifen 
Nr. der Anjtalt. ı Miethslofalitäten. Schulhauſe. 
Sahre] _ | 
1870 52 Fruchtſtr. 46a 1. 10. 1875, Fruchtſtr. 38 16 
53 | Stegligerfir. 79 |17. 10. 1872| | Kurfürftenftr.160/1] 15 
54 | Köpniderftr. 159a |12. 10. 1874 | Schlefifcheftr. 2 18 
1871 55 im jebigen Yofale [24. 4. 1871 Chorinerſtr. 74 17 
56 [Neue Hochſtr. 17a |29. 10. 1874 Hochſtr. 4 16 
57 Wafferthorjtr. 34 |17. 10. 1874 | Brandenburgftraße 
78/79 17 
58 Neue Königitr. 88 |17. 10. 1873| Seinersdorferitr. 5] 18 
59 | Grüner Wcg 84/87 123. 10. 1873 Stralauer Pla 24] 13 
60 1 Gneifenauftr. 5 24. 10. 1874 Fürbringerftraße 
33/34 18 
61 Bernauerjtr. 10,78 115. 4. 1872 | Stralfunderftraße 
| 70/71 14 
62 Adalbertitr. 42 12. 10. 1874 Schmidſtr. 38 16 
63 Münzſtr. 5 19. 10. 1874 | Gipsſtr. 23a 14 
64 Blumenftr. 63a 1. 10. 1876 Krautjtr. 49 16 
1872 65 Scduljtr. 14 15 1. 10. 1876 Schulſtr. 99/100 16 
66 Jim jegigen Lokale |22. 4. 1872 Friedenſtr. 19/20 16 
67 Bernauerftr. 107/819. 10. 1874 Aderftr, 28a 15 
68 Naunynſtr. 50 10. 10. 1874 Reichenbergerſtraße 
44/45 16 
69 Sr. Frankfurter: 
jtraße 88 1. 4. 1876 K.Frankfurterfir.6| 17 
70 Klofterftr. 65 1. 4. 1872 Kloſterſtr. 65 14 
71 Rüdersdorferſtr. 50] 1. 10. 1875 Fruchtſtr. 38 16 
72 Waſſerthorſtr. 30 |17. 4. 1875 Brandenburgftraße 
78/79 16 
1873 73 Wiejenftr. 66 Wiefenftr. 66 16 
(Barade) 10. 8. 1876 
74 Ktaftanien:Allee und Bappel:Allee 30/31] 15 
Buchholzerftr. 1 | 2. 11. 1874 
75 Belleallianceſtr.021 1. 10. 1876 Barutherſtr. 19 17 
76 im jetzigen Lokale |16. 10. 1873 Muskauerſtr. 17 
77 Schulſtr. 7 18. 10. 1873 Schulſtr. 99/100 15 
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Gr: 
A Be: 
öffnet j 
— meinde⸗ 
ſchule 
* Nr. 
Jahre 


1875 83 


1876 89 


9 


93 





Lage der 

Schullokalitäten 
bei Eröffnung 
der Anitalt. 


Stettinerftr. 27 u. 
Prinzen-Allee 77 
im jegigen Lokale 
Wrangelitr. 67 
Kl. Andreasftr. 7 
Thurmitr. 82 
im jegigen Lokale 
Waſſerthorſtr. 34 
Amalienftr. 4/5 
im jegigen Lokale 
Ererzierftr. 8 
Rüdersporferftr. 50 
Feldſtr. 12 
im jeßigen Lokale 
im jeßigen Yofale 
Belleallianceftr.102 
Steinmetzſtr. 24 


im jeßigen Xofale 


Friedenſtr. 48 







Die Schulanftalt befindet ſich 


| in 
ı Miethölokalitäten. 


| 


jeit 






10. 1875 |Ererzierftr. 8 
10. 1875 Rüdersdorferſtr. 50 


„eo Sanasenr 
& 


1. 10. 1876 Friedenſtr. 48 


*) Die laufende Nr. 10 beftand bis dahin als 9./10. Gemeindeichule. 












im eigenen 
Schulbaufe. 





1. 10. 1877 Freienwalderſtr. 39 
2.11. 1874| ' Bappel-Allee 30/31 
1. 10. 1877 Wrangelftr. 133 
1. 10. 1878 Gubenerſtr. 60 
1. 10. 1876 Thurmſtr. 73a 
20. 10. 1874 Scharnhorftitr. 9/10 


10. 1876 Dieffenbadjitr. 60/1 
4. 1877 Keibelftr. 31/32 
10. 1875 Wrangeljtr. 90 


. 1878 Bergitr. 55/57 
10. 1876 Schwedterſtr. 232 
10. 1876 Thurmſtr. 73a 
10. 1876 |Belleallianceftr. 102 
4. 1880 Verl. Alvensleben: 
ftraße 
9.10. 1876 Dieffenbadhitraße 
60/61 


17 


Hat 
jet 
Klaſſen 


25 
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Tabelle II. 
Nummer vage — — rg une 
r iſt in Benubun e er. 
Jahr. — a 8 Brund. Jreſp. Koſten des 
Schule. Grundftüde. seit ſtücks. Grundſtücks. 
qm Pr /4 
1861 — — — — — 
1862 — — en — — 
1863 17 Ackerſtr. 67 14. Oktober 1863 | 3500,00 13 500,00 
1864 15 Kaftanien:Allee 82. 14. Dftober 1864 3 682,00 18 112,50 
18 Kraufftr. 43 . 26. Septbr. 1864] 2 081,3s 25 860,00 
20 Dranienftr. 26 . 10. Oftober 1864 1 038,0 10 239,0 
: * aus Kommunal— 
1865 23 Straußb er 11. 0 1865 | 3007,06 f 
) ußbergerftr Oktober 186 1,06 befiß überwiefen 
25 Ruppineritr. 53/54. 19. Oktober 1865 | 2402,00 31 945,50 
28 Waſſerthorſtr. 4. .1 16. Oktober 1865 1 716,12 55 225,00 
7 Stallichreiberftr. 54a .| 9. Oktober 1865 1 554,00 57 000,00 
1866 22 Kurfürftenfir. 141 . 5. April 1866] 3 360,00 25 200,00 
32 Pankſtr. 26 . 9. April 1866| 2744, fvon der Paulskirche 
für Schulzwede 
abgetreten 
29 Köpniderftr. 125 8. Dftober 1866 2 696,0 64 728,00 
34 Langeſtr. 76 . 8. Sanuar 1866 2 772,00 37 500,00 
1867 — — — — — 
1868 121 und 24 | Neue Friedrichſtr. 32 . | 12. Oktober 1868| 2176, 192 000,00 
27 und 44 | Wilbelmftr. 117 28. Septbr. 1868] 3002,35 135 000,00 
30 Riüdersporferftr. 4/5 1. Oktober 1868] 2158, 46 800,00 
42 Naunynftr. 63 . 8. Dftober 1868 | 2016,00 19 872,00 
43 Wartenburgitr. 12. 1. Oktober 1868 | 3 188,50 48 000,00 
1869 — — — — — 
1870 — — — — Fon 
1871 35 Bernauerjtr. 89/90 1. uni 1871 2355,44 13 869,00 
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— u—,————— — — 
Das Gebäude enthält: 

















Aufgewendete Shul 
ul⸗ 
vautoſten. Klaſſen⸗ Rektor⸗ diener, | Turn: Bemerkungen. 
i woh⸗ Aula. 
zimmer. woh⸗ halle. 
nungen. 
nungen. 
M 
jptbau % 905,0 16 1 _ 1 m 
Aufbau 17 886,01 
119 400,00 14 1 1 1 1 | Zurnpalle feit-1872 erbaut. 
| 109 
| 9] Fe 12 1 1 I 1 | Turnhalle feit 20./12. 1875 benupt. 
108 837,00 12 1 1 l — 
Lurnh. 22 340,06) 
Sptb. 120 401,8‘, 20 1 1 1 1 
Anbau 46 793,0 
112 337,1 13 1 —1 1 1 
118 774,30 13 1 1 1 — 
119 633,15 14 1 1 1 — 
121 450,35 13 1 1 1 1 
118 723,00 14 1 1 —1 —1 
129 416,24 
1 
Turnh. 15 0 ia i Ä l 
120 024, i3 1 1 1 _ 
i 13 
236 431 0 1, 2 1 2 1 
23 | 7 I 2 1 2 1 
153 315,97 16 1 1 1 1 
136 524,48 16 1 —_ . 1 1 
163 866,:1 15 1 1 1 1 
133 111,ss 16 1 | — | l 1 


17 
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————— — — — — — — — — — — — 








Der Neubau Größe Erwerbswerth 


Nummer Lage —— 
iſt in Benutzung des 
Jahr. der des Grund⸗ reſp. Koſten des 
genommen * Brundftüds 
Schule. Grundftüde. seit ſtücks. 
qm dl 
1871 61 Stralfunderftr. 70/71. | 15. April 1872 5 579,38 38 520,0 
46 Am Lauſitzer Platz  .]30. Oftober 1871 1 923,10 115 386,0 
49 Blumenjtr. 63a. . . 28. Oftober 1871 2 767,00 126 000,0 
59 Chorinerftr. 74. . .124. April 1871] 2719, 23 310,00 
1872 19 Ruheplatzſtr. . . | 1. April 1872] 5575,24 74 400,0 
33 und 66 | Friedenftr. 19/20 . . 22. April 1872 3 959,00 68 419,35 
53 Kurfürftenftr. 160/1 „| 17. Oktober 1872| 1333,00 23 520,00 
1873 58 Heinersdorferftr. 5. .| 17. Oftober 1873 | 4787, 51 292,50 
Baraden: | Grenz: und Wiejenftr.: aus Kommunal: 
ichule.*) Ede (66) . . » 113. Ianuar 1873 6 076,00 | befit überwieſen 
76 Mustauerfir.. . . .[16. Oktober 1873| 1094, 65 662,50 
1874 | 8 und 63 | @ipsftr. Ba. . . .|19. Oftober 1873| 3 236,00 158 490,0 


10 und 48 | Scharnhorftftr. 10 . 20. Oktober 1873| 4179, 103 520,0 


50 und 68 | Reichenbergerftr. 44/45 | 10. Oktober 1873 | 4522,00 62 985,0 
54 Schlefifchefte. 2. . „12. Oktober 1873 | 4 137,00 44 325,00 
56 Hohfte. 4. - . . „|22. Oftober 1873 | 6766,00 | aus Kommunal: 


bejiß übermiejen 
57 Brandenburgftr. 78/79 | 17. Oktober 1873 | 3528,00 105 000,0 


60 Fürbringerfir. 33/34 . | 24. Oftober 1873 | 3383, 17 187,50 
62 Schmidftr. 383 . . .|[12. Oktober 1873| 2 420,0 105 270,00 
67 Ackerſtr. Ba. - . .[19. Oftober 1873 1 208,0 | aus Kommunal: 


bejiß übermwiejen 
74 und 79 | Pappel-Allee 30/31 .| 2. Novbr. 1873| 5673,s0 48 000,0 


tt aus Kommunal: 
1875 ne F j j E , ‚Ss — 8 E * 
52 und TI | Fructitr. 38 1. Oftober 1875 | 4654,00 befip überwirien 


72 Brandenburajftr. 78/79 | 17. April 1875 (jiehe 57. Schule) 
85 Wrangelitr. 90. . .| 7. Dftober 1875 (fiehe 54. Schule) 


*) Diente urſprünglich der 73. Schule, jeit 1. Oftober 1876 ift fie der 39. Schule überwiejen. 
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Aufaewendete 


Baufoften. 


128 494,59 
208 723,00 
131 197,55 
134 235,08 
118 192,32 


274 883,17 
159 235,47 
283 024,16 

77 823,50 
260 000,00 
438 969,18 


446 605,61 


403 135,00 
370 786,33 
234 661,93 


467 2095,03 
286 078,54 
239 737 ‚oo 
256 149,35 


478 932,93 


346 878,25 


Klaffen- | Rektor: 
: woh⸗ Aula. 
zimmer. 
nungen. 
14 1 1 
15 7 1 
14 1 l 
17 l — 
12 1 — 
15 | 
1 
15 | ® 
15 1 — 
18 —1 —1 
10 — — 
16 l — 
16 _ 
r 1 
el 2 
16 
1 
el ? 
15 
l 
3) 2 
17 2 l 
16 1 —1 
17 1 — 
17 2 1 
16 1 | l 
15 —1 | l 
16 | 
ol | 
16 
* 2 1 
15 1 1 


Das Gebäude enthält: 


| 
| 
| 





Schul: | 
Diener: 

woh⸗ 
nungen. 


— — — — — 


— — — — 


— — — — 
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Bemerkungen. 


Der Grund und Boden enthält die 
Fläche für die alte 65. Schule. 


Auf dem Grundſtück iſt auch die 
73. Schule erbaut. 


In den Baukoſten ꝛc. find die für 
die 85. Schule mit enthalten. 


Die Baukoſten ze. enthalten die 
Koften für die 72. Schule mit. 


Außerdem: das Reftgrunditüd An- 
nenftr. 1b; baffelbe ift 1580 qm 
groß, die einen Ankaufswerth 
von 68 730 „44 repräfentiren. 
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Der Neubau 


Nummer Lage iR in Benutung 
der des 
genommen 
Schule. Grundſtücks. 
ſeit 
12 und 64 | Krautſtr. 49. . . „| 1. Dftober 1876 
65 und 77 | Schulſtr. 99/100 . .J 1. Oktober 1876 


69 Kleine Frankfurterftr. 6 | 1. April 1876 
13 Wiejenftr. 6 . . .| 7. Oktober 1876 


75 Barutherftr. 19. . .| 1. Oktober 1876 
82 und 901 Thurmitr. 73a . . . 1. Dftober 1876 


83 und 93 | Dieffenbadjftr. 60/61 .| 1. Oftober 1876 
89 Schwebterjtr. 232 . .| 9. Oktober 1876 


Größe 
des 
Grund⸗ 
ſtücks. 


m 


5 650,00 


5 833,30 


2 255,00 
(. Barade) 


Erwerbswerth 
rejp. Koften des 
Grundſtücks. 


Ri 


216 000,00 


aus Kommunal: 
befiß überwiejen 
108 000,00 
aus Kommunals 
bejit übermwiejen 


(fiehe 60. Schule) 


6 190,00 


5 580,00. 
6 454,00 


aus Kommunal: 
befiß überwieſen 
aus Kommunal: 
befiß überwiejen 
136 500,00 
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Das Gebäude enthält: 














Aufgewendete 
Schul: 
Baufoften. Klaffen- | Rektor: Diener: | Zurn- Bemerfungen. 
woh: | Aula. 
zimmer. woh⸗ | halle. 











338 928.0 3 Rektorwohnungen im Vorderhauſe 

16 (alte Hauß). 
7 \ 

367 664,51 16 | 2 l 2 1 

181 835,55 16 _ 1 —_ — | Rettor- und Schuldienerwohnung 

235 819,92 16 —1 l 1 1 im alten Vorderhauſe. 

151 418,54 16 = — = 

16 

387 080,00 16 2 1 2 | 
15 | 

926 ‘ 

392 680,97 16 J 2 l 2 1 

239 199,38 20 l l l — 








Schulhaus · 
bauten. 
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Zu dieſen 61 neuen Häuſern treten noch das Haus der (ehemals Königlichen) 
31. Schule zu Moabit, das früher von der Dorotheenſtädtiſchen Realſchule benutzte 
Schulhaus der 26. Schule, und das von der Luiſenſchule früher benutzte der 
45. Schule, ſo daß der ganze Zuwachs an Gemeindeſchulhäuſern für den 16jährigen 
Zeitraum 64 beträgt. 

Mit der fortgeſetzten Gründung immer neuer Schulen iſt nicht nur die Zahl 
der Schulhäufer gewachſen, wie dies aus ber vorftehenden Tabelle hervorgeht, jondern 
es find auc die Anforderungen an Größe, Bauart und Einrichtung in hohem Maße 
geftiegen, bis fich allmählich einigermaßen feite Grundſätze hierfür herausgebildet haben. 

Die älteren Gebäude enthalten durchweg nur wenige (etwa 10—12) ziemlich 
Heine und niedrige Klafjenzimmer von der einfachiten Einrihtung. Das Neußere des 
Gebäudes war ftets in nüchterſtem Putzbau gehalten; eine Aula oder dergleichen war 
ebenfowenig vorhanden, wie eine Turnhalle. Nur in einem einzigen Punkte zeigten 
wenigftens die neueren unter diefen Schulen eine gewiffe Opulenz, nämlid in der 
Anlage von zwei gefonderten, verhältnigmäßig breiten Treppen für Knaben und Mädchen. 
Bei den in den Jahren 1863—64 neuerbauten Schulen Nr. 17, 15, 18, 20 trat hierin 
infofern eine Bejjerung ein, als wenigftens die Klaffen etwas größer und höher gebaut 
wurden. Ein weiterer Syortichritt wurde gemacht durd Annahme des Warmmafjer: 
heizungsſyſtems mit einer (menn 
auch nur fehr mäßigen) Bentilation 
und duch Anlage einer Aula für 
jede Schule. Als ein charakterifti- 
ches Beiſpiel diefer Art von 
Schulen fann die in den Jahren 
1864 und 1865 erbaute 22. Ge 
meindeſchule in der Kurfürftenftraße 
angejehen werben. 

Das Gebäude enthält in drei 
Geſchoſſen 12 Klaffen und zwei 
Nejerveflaffen für Knaben und 
Mädchen, eine Aula, die Wohnung 
des Rektors und des Schuldieners 
(legtere im Souterrain) und ift in 











— 





vom, gelben Verblendſteinen in gothi— 
— ——— ſirenden Bauformen errichtet. 
22. Gemeindeſchule in der Kturfürſtenſtraße. Mit der beftändig wachſenden 


1. — und Eingang für Mädchen. — —5* Schülerzahl ging man allmählich 

des Rektors. 3. aͤdchenklaſſen. 4. Eingang für 

Smile. Ri — ———— F Zwei ferien dazu über, nicht nur * Zahl * 

7. Gemeinſchaftliche Aula. (Im Souterrain: Wohnung Klaſſen zu vermehren, ondern au 
i il ä Brenn- 

des ut, Bicigefäte und Räume für Brenn gefonderte Sqhuien für beibe Ge: 
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ichlechter zu erbauen. Um aber für zwei Schulen mit einer Aula und einer Turnhalle 
auszureihen, werden, wenn möglich auf einem Grundftüd, zwei Schulen und zwar 
mit Vorliebe in ein und demjelben Gebäude als jogenannte Doppelichule errichtet. 


Die Zahl der Klaffen in einer (unter einem Dirigenten ftehenden) Schule 
wurde auf 16 bis 17 (mindeitens aber 15) feitgefegt von etwa 54 qm Flächeninhalt 
und ca. 70 in den unteren, 65 in den mittleren und 60 Schülern in den oberen 
Klaſſen, jo daß auf den Sitzplatz reip. O,::, O,ss und O,, qm Klafjfenraum kommt. 
Hierbei ift jedoch zu bemerken, daß die Normalzahl der Sitzplätze fih häufig nicht 
beritellen läßt, weil die Zahl derjelben ſich meijt als ein einfaches Produkt aus der 
Zahl der Sigreihen und der darin erhaltenen Sige darftellt, jo daß 3. B. jehr häufig 
die Zahlen 72, 63, 56 vorkommen. Auch fönnen die Klaffen nicht immer die Normal: 
größe erhalten. Hiernach modifizirt fih dann der auf den Kopf entfallende Klajjen- 
raum, — In jedem Schulgebäude, wenn irgend thunlich auch in jedem einfachen, 
werden zwei Treppen von Granit bergeitellt. Jede einzelne oder je zwei auf einen 
Grundſtück belegene Schulen erhalten eine Aula mindeftens in der Größe von zwei 
Klaffen und in einem befonderen Gebäude eine Turnhalle von 19 x 10 = 190 qm 
Grundfläche im Lichten. Für jede Schule wird ferner ein Eleines Amtszimmer für den 
Rektor, ein Konferenzzimmer (zugleich VBerfammlungszimmer der Lehrer) gefordert; etwa 
ih ergebende Fleine Nebenräume werden zur Aufbewahrung der Lehrmittel, zur Unter: 
bringung der Volfsbibliothefen oder dergleichen verwendet. Die Wohnung des Rektors 
joll womöglich 2 zwei: und 3 einfenftrige Zimmer mit Küche, Eleiner Speifefammer und 
Mäpchengelaß, die des Schuldieners (meift im Souterrain) 2 Stuben mit Küche und 
Speifefammer erhalten. Für jede einzelne Schule wird ein Schuldiener, der zugleich 
die Heizung bejorgt, für zwei auf einem Grundſtück belegene Schulen ein gemein: 
Ihaftliher Schuldiener und ein Heizer angeftellt, für welchen ebenfalls eine kleine 
Wohnung gegeben wird. Bei Doppelichulhäufern wird wenn irgend möglich ein 
bejonderes Wohngebäude errichtet, weil die Anlage von Wohnungen in großen Schul 
bäujern manche Uebeljtände hat. 


Die Koftbarkeit des Grund und Bodens in Berlin hat allmälig dahin geführt, 
die Schulhäufer fait ausnahmslos, und bejonders die Doppelhäufer 4 Geſchoß hoc) 
ju erbauen. Bei der regelmäßigen Wiederkehr ganz gleicher Anforderungen konnte es 
nicht fehlen, daß fich allmählich für verſchieden geftaltete Baupläge gewiſſe Grundriß— 
formen herausgebilvet haben, welche mit geringen Veränderungen fi wiederholen. 
Dies ift in architeftonifcher Beziehung zu bedauern, aber es ift nicht zu vermeiden, 
wenn, wie es bei den außerordentlichen Anforderungen an den Stadtfädel nothwendig 
üt, die Nüdfihten der Sparſamkeit maßgebend jein follen. 


In den erften Sahren der hier bejprochenen Periode wurde großer Werth 
darauf gelegt, die Korridore in den Schulhäufern möglichit zu beſchränken, wie dies die 
22. Gemeindejchule zeigt. Eine Anwendung defjelben Syftems auf ein Doppelihulhaus 
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zeigt die 33. und 66. Gemeindeſchule, von welcher wir hierunter die Grundrijfe vom 
Erd: und vom vierten Geſchoß je, zur Hälfte geben 


1. Eingang für 
Knaben. 

2. Knabenklaſſen. 

3. Konferenz: 
zimmer. 

4. Mädchentlaffen. 

5. Gemeinichaft- 
liche Aula. 





Erdgeſchoß. — Biertes Geſchoß. 


33. und 66. Gemeindeſchule in der Friedenſtraße. 





Das Gebäude ift in den Sahren 1870/72 erbaut und enthält 30 Klaffen, 
eine Aula, Amts: und Konferenzzimmer ꝛc. und im Eouterrain die Wohnung des 
Schuldieners, während die Wohnungen der beiden Nektoren auf dem Hofe an einer 
Parallelftraße erbaut find. Das Gebäude ift wie alle neueren Schulhäufer in unver: 
putztem Badfteinbau mit einfachen Formfteinen und Zerracotten, einfach aber jolide 
gebaut und gehört zu den erften Schulen, welche mit Luftheizung verjehen find, welche 
feitvem in allen Schulbauten diefer Periode ausschließlich zur Anwendung gekommen ilt. 

Eine weitere Entwidelung des Grundrifjes durch Annahme eines durchgehenden 
Mittelforrivors, an deſſen Enden die Treppen belegen find, zeigt die 52./71. Gemeinde 
ſchule in der Fruchtitraße (fiehe hierunter), welche ebenfalls 30 Klaffen und eine Aula, 
außerdem aber nur noch zwei Amtszimmer enthält. Der Eingang für Mädchen, zu: 
glei der Haupteingang, befindet fi in der Mitte der Vorderfront, der für Knaben 
unter der linkfeitigen Treppe. Die Wohnungen der Nektoren und des Sculdieners, 
fowie ein fir beide Schulen gemeinſchaftliches Konferenzzimmer befinden fich in einem 
befonderen Gebäude an der Straße. 






1. Eingang und Treppe für 







ILL. Mädchen. L 
2. Eingang und Treppe für | Hin öT 
Re En a Knaben. 17 TUI: 


3. Mädcyenflaffen. 
4. Knabenklaſſen. 
5. Gemeinſchaftliche Aula. 





Erdgeſchoß. A — — VBiertes Geſchoß. 
52. und 71. Gemeindeſchule in der Fruchtſtraße. 





Ich Herr 


»-ı0ni- zig” non 




















i ! 10 15 [2 [1 0 * 
Erdgeſchoß. 


aa l. Wohnungen der Rektoren. b b 1. Durchfahrten. ec c I. Amtszimmer. 
dd 1. Conferenzzimmer. 


83. und 9. Gemeindeiäule in der Dieffenbadhflrake, 
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Während in den eben dargeftellten Schulhäufern Lehrermwohnungen nicht ent= 
halten find, find doch auch wiederholentlih Doppelichulhäufer ohne befondere Lehrer: 
wohngebäude errichtet worden. Im diefem Falle find die Wohnungen der Rektoren 
ftets in das Erdgeichoß, die der Schuldiener oder Heizer ebendahin oder in das hohe 
Souterrain gelegt worden. Nach diefer Anordnung ift die auf vorftehender Seite 
in Anficht und Grundriffen dargeftellte 83./93. Gemeindefhule in der Dieffenbadhitraße 
in den Jahren 1875 und 1876 erbaut worden. Der Grundriß diefer Schule ift, wenn 
auch mit verfchiedenen Abweichungen in den Maßen, in der Lage der Treppen und 
der Eingänge reſp. Einfahrten mehrfach wiederholt worden und bemerfen wir, daß 
fie, weil der Raum einer Klafje im Erdgefhoß zu zwei Konferenzzimmern verwendet 
werden mußte, im Ganzen 31 Klaſſen enthält. Die Wohnungen des gemeinfamen 
Schuldieners und des Heizers befinden fih im hoben Souterrain. Im Uebrigen 
werden die Zeihnungen der Erläuterung nicht bedürfen. Um auch von der Anlage 
der Höfe und der Stellung der Nebengebäude ein Beifpiel zu geben, theilen wir 
bier noch den Situationsplan diefer Doppelfchule mit. 


N Hierzu fei bemerkt, daß mit Rückſicht auf die gewöhn— 
— lich dichte Umbauung der Berliner Grundſtücke mit meiſt 
—— hohen Nachbargebäuden Werth darauf gelegt wird, geräu— 
mige Höfe zum Aufenthalt für Schüler und Schülerinnen 
zu gewinnen. Dabei gilt als Regel, daß pro Schüler 
L,„ qm freier Hofraum, alſo bei einer Doppelſchule, die 
mindeftens 2000 Schüler zu haben pflegt, etwa 3 000 qm 
vorhanden fein jollen. Der Knabenhof erhält, wenn irgend 
möglich, außerdem noch einen Raum zur Aufftellung von 
Turngeräthen im Freien. Aus diejen Forderungen ergiebt 
fih die nothwendige Größe eines Grundftüds für eine 
Doppelichule zu 4500—5 000 qm. Im Innern der 
Stadt und bei Eoftipieligem Grunderwerb muß allerdings 
häufig eine geringere Fläche genügen. Dagegen werden 
r. N in der Nähe der Peripherie auch gern größere Grundſtücke 
A. Mädchenhof. B. Ana verwendet, namentlich dann, wenn bdiefelben wie bei der 


benbof. a. Echulgebäude. — ae R 
b. Knabenabtritt. ec. Mäd: 83./93. Schule fi bereits im ftädtiichen Bejig befinden, 








henabtritt. d. Turnhale. In dieſem Falle hat das Grundftücd einen Gefammtflächen- 

TUI: DON = 0 ee ern ea 
Davon kommen auf das Schulgebäude felbft . . . 891 qm 

auf die Turnhalle nebft Geräthefammer . . » 2 2278 = 

auf die Abtrittsgebäude . . > 2 > 2 2 2 nn. 170 = 

auf den Vorgarten . - » > 2 2 2 02 2186 = 


zufammen . „. 1555qm 
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jo daß 4172 qm an SHofraum inkl. der Umfafjungs und Trennungsmauern 
übrig bleiben. 

Wie ſchon aus den mitgetheilten Grundriffen hervorgeht, wird den Klaſſen, 
wenn irgend möglich, eine längliche Gejtalt von etwa neun zu ſechs Metern ge 
wöhnlich mit drei Fenſtern gegeben; doch können auch Ziefklaffen oder ſolche von mehr 
quadratijcher Form nicht immer vermieden werden. — Was die Einrichtung der Tijche 
und Bänfe anlangt, jo hat die Schulverwaltung fich bis jegt nicht entjchließen können, 
ſolche mit beweglichen Theilen anzuwenden, und hat aud) die Serftellung der fogenannten 
O-Diſtanz zwifhen Tiih und Bank nad einem damit gemachten Verſuche an nur 
zweifigigen Bänfen nicht zwedmäßig gefunden. Dagegen bat fih nad langen Ver: 
juhen und Beobahtungen ein Eyjtem fefter Banktiiche als praftiich bewährt, gegen 
das auch ärztlicherjeits begründete Einwendungen nicht gemacht find. Da dafjelbe ſich 
zugleich durch feine Einfachheit empfiehlt, jo möge es hier mitgetheilt werden. 





Diefe Banktifche werden für Gemeindeſchulen in drei, für höhere Lehranftalten 
in vier verſchiedenen Größen, im Uebrigen ganz gleichartig bergeftellt, nur mit dem 
Unterjchiede, daß die Bänke in den höheren Lehranftalten faft durchweg nur zweiſitzig, 
in Gemeindefhulen gewöhnlich vierfigig hergejtellt werden. 

Die Abmeffungen ergeben fich aus nachjtehender Tabelle: 


ab ed e f g h Sitzlänge 


Syftem I. 68 34 6 28 64 59 25 34 53 cm 
li. 74 37 8 29 70 65 27 38 56 = 
: 1. 80 40 10 30 75 70 28 42 59 = 
: IV. 86 42 12 32 80 75 29 46 62 =: 


l. Borjchule der höheren Lehranftalt refp. Unterklaſſe der Gemeindefchule, 
Il. Serta und Quinta der höheren Lehranftalt reſp. Mittelklafje der Ge: 
meinbejchule, 
II. Quarta und Zertia der höheren Lehranftalt reip. Oberklaffe der Gemeinde: 


ſchule, 
IV. Sekunda und Prima der höheren Lehranſtalt. 


Privat: 
Elementar—⸗ 
ſchulen. 


Dauer der 
Schulpflicht 
und Schul—⸗ 
verſaumniß⸗ 
ſtrafen. 
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Bänke und Tiſche der oberſten Klaſſe in den höheren Mädchenſchulen erhalten 
Abmeffungen zwifchen II. und IV. Tiſche und Bänke, welche jonft nur in Delfarbe 
geitrihen werden, werden polirt und erhalten Site mit Rohrgeflecht. 


Die ftarke Vermehrung der Gemeindefhulen ſchränkte die früher ausgedehnte 
Benugung von Privat:Elementarjfchulen mehr und mehr ein. Die folgende Ta- 
belle III. ergiebt, daß während die Zahl der in ſolchen Schulen auf Koften der Kom: 
mune unterrichteten Kinder die Zahl der in die Gemeindejchulen aufgenommenen im 
Fahre 1861 noch um rund 300 überftieg, das Verhältniß im Jahre 1876 ſich in fo 
hohem Maße umgekehrt hatte, daß die Zahl jener — 2 231 — zu der Zahl diejer — 
67 902 — ſich verhält wie 1: 31. 

Tabelle IT. 
Die Zahl der Gemeindeſchulen, Elementarfchulen 2. in den Jahren 1861—1876. 


















Privat-Elementarſchulen, 
in denen Kinder für 










Gemeindeſchulen: Frequenz 






















Am Ende Rechnung der Kommune Frequenz 
j unterrichtet werden: i 
des — — — ultimo — ultimo 
Jahres Zahl Zahl des Jahres. Zahl Zahl des Jahres 
der der der der 
Anſtalten. Klaſſen. — Anſtalten. Klaſſen. — 
























13 637 13 936 


1862 15 050 38 235 12 210 
1863 16 968 33 215 11 209 
1864 19.095 31 218 11 004 
1865 20 344 26 185 10 831 
1866 24 562 24 179 9967 
1867 27 601 21 164 8.865 
1868 29 707 20 167 8.697 
1869 | 31 752 19 170 97236 
1870 53 615 37 663 20 179 11 979 
1871 62 | 764 43 209 18 165 10 306 
1872 71 | 853 45 250 16 147 9190 
1873 6 190 48.096 14 128 8.031 
1874 2 | 1068 56311 5 55 3.456 
1875 8 | 1132 62.019 4 46 2812 
1876 4 1265 67 902 3 40 2221 


In Bezug auf die innere Entwickelung des Gemeindeſchulweſens ſind zunächſt 
einige Aenderungen in der Inſtruktion der Schul-Kommiſſionen und dem Regulativ zur 
Konſtatirung des Schulbeſuches zu erwähnen. 
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Das Ende der Schulpflicht konnte nicht mehr ‚von der Konfirmation abhängig 
gemacht werden, nachdem die bürgerliche Gefeggebung ihr den obligatorifhen Charakter 
genommen hatte, auch die vorzeitigen Dispenjationen vom Schulbefuh mußten einer 
beftimmten Negel unterworfen werden. Beides geſchah mit Zuftimmung des Schul: 
follegiums durch die folgende Beitimmung, welche in den Anhang II. der unter dem 
30. November 1874 erlaffenen revidirten Inftruftion der Schul-Kommiffionen auf: 
genommen ift: 


„Jedes Kind ift bis zum Schluß desjenigen Semefters ſchulpflichtig, 
in welchem es das 14. Lebensjahr vollendet. 

Ein Kind, welches für die Mittelftufe einer Gemeindeſchule noch nicht 
reif ift, bleibt auch nad dem Schluß des 14. Lebensjahres, und zwar bis 
zu feiner Verſetzung in die Mittelftufe oder wenigjtens jo lange jchul: 
pflichtig, als von feinem Schulbefuh nah dem Urtheil des Lokal-Schul— 
injpeftors ein günftiger Erfolg erwartet werden kann. 

Vor Schluß des 14. Lebensjahres fann ein Kind vom Schulbefuch 
auf einen befonderen, an die Schul-Deputation gerichteten Antrag nur in 
dem Falle dispenfirt werden, wenn es die von dem Lokal-Schulinſpektor 
auf Grund eines von dem bezüglichen Sauptlehrer ausgeftellten Zeugnifjes 
zu bejcheinigende Reife für die erjte Klaſſe einer Gemeindeſchule erreicht 
bat, und wenn befondere Verhältniffe die Entlaffung aus der Schule un- 
bedingt erforderlich jcheinen laſſen.“ 


Das „Regulativ zur Konftatirung des Schulbefuchs“ wurde unter dem 6. April 
1875 in veränderter ®eftalt erlaffen; es bat die feftzufegenden Geldftrafen etwas 
erhöht, 1 .%. für einen verfäumten Schultag, 3 bis 15 A. für eine verjäumte 
Schulwoche. 

Die Schulverſäumniſſe haben in Folge dieſer Beſtimmung abgenommen. 

Der Beſuch des Konfirmandenunterrichts wird nicht mehr kontrolirt. Dagegen 
find die Hauptlehrer beauftragt, in der erften Schulwoche jedes Semefters dem Lokal— 
Schulinipeftor und dem Vorfigenden der Schul:Kommifjion eine Lifte derjenigen Schul- 
finder mitzutheilen, welche in dem abgelaufenen Semefter das 13. Lebensjahr vollendet 
haben, aber noch feinen Konfirmandenunterricht genießen. 


Die jeit 1864 ſchwebende Frage von den Schulvorftänden wurde ihrer Löfung Die Haupt: 
näher gebracht durch eine Inftruftion für die Hauptlehrer vom 22. Februar 1875. lehrer ale 
Die einzelnen Schulen hatten einen jolhen Umfang angenommen, daß ihre unmittel- —— 
bare Leitung nicht mehr von dem Lokal-Schulinſpektor bewirkt werden konnte; die Schulen und 
Hauptlehrer erhielten daher die Stellung verantwortlicher Leiter der Schulen; es war die Schul— 
dies um fo eher zuläffig, als ſchon früher beftimmt war, daf vom 1. April 1878 ab inſpektoren. 
nur ſolche Lehrer an die Spite der Gemeindeſchulen geftellt werden follten, die die 
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Nektoratsprüfung beitanden haben. Bon diefem Zeitpunkt ab trat denn auch der Titel 
„Rektor“ an die Stelle des Hauptlehrertitels. 

Aber es bedurfte noch einer Organijation, um der Schul-Deputation den päda= 
gogischen Theil der Schulverwaltung und die Bearbeitung der Perjonalverhältnifje 
möglich zu machen. Diejelbe ift gegen das Ende unjerer Berichtsperiove entworfen 
und am 1. Dftober 1877 in Kraft getreten. Sie muß in der Kürze noch bejprochen 
werden, weil mit ihr das Gemeindeſchulweſen als jolches den höchſten Grad fonfequenter 
Durchbildung erreiht hat, welchen die Gejeggebung zuläßt 

In der Zufammenjegung der Schulvorjtände war nur infofern eine Nenderung 
eingetreten, als das erjte Mitglied ſeit Erlaß des Echulaufjichtsgefeßes vom 11. März 
1872 aud als Königlicher Lokal-Schulinſpektor fungirte. An den meilten Schulen 
war ein Geiftlicher der betreffenden Parochie mit diefem Ehrenamt betraut, nur an 
einigen neu errichteten Schulen waren Schulmänner dafür gewählt. Es war nicht 
möglid, daß diefe Männer, die in anderen Aemtern eine volle, jelbititändige und oft 
hervorragende Thätigfeit hatten, einen jo lebhaften Verkehr mit der Schul-Deputation 
unterhielten, und für fo bejtimmt nad Gefichtspunften und Zeiten vorgejchriebene Re— 
vifionen und Ermittelungen in Anspruch genommen wurden, um der Gentralitelle die 
erforderliche Kenntnig von dem Zuftande der Schulen und den Leiſtungen der Lehrer 
zu gewähren; und ebenfo wenig durfte erwartet werden, daß eine jo große Zahl weder 
unter fi noch mit der Schul-Deputation im regelmäßigen Ideenaustauſch verbunde- 
ner Männer die örtlichen Anordnungen nad gleihen Prinzipien treffen würden. Der 
Theil ihrer Funktionen, den fie früher erfolgreich ausgeübt hatten, die eigentliche Leitung 
der einzelnen Schule, war auf den Hauptlehrer übergegangen; der mit der Vermeh— 
rung der Schulen anwachſende andere Theil aber, den früher der Stadtſchulrath 
erledigen konnte, entſprach der jonjtigen Lebensftellung der Lokal-Schulinſpektoren nicht. 
Es war daher erforderlich, eine Anzahl von theoretifch und praftiich erfahrenen Schul- 
männern zu berufen, die als ftäntifche Schulinfpektoren die Nevifion der Echulen, die 
örtliche Vertretung der Behörde und die Berathung der Lehrer übernehmen Eonnten. 

Die Firirung der amtlihen Stellung diefer Schulinfpeftoren bot Schwierigkeiten. 
Als Organe der Schul:Deputation find fie Gemeindebeamte. Das Recht zur Schul- 
aufficht können fie aber nad) dem Schulauffichtsgefeg nur durch ftaatlichen Auftrag 
erhalten; und diefer kann ihnen nad $. 2 dieſes Gejeges nur widerruflich ertheilt 
werden. Sonach ergab fi) die Auskunft, daß die Gemeinde die Schulinipeftoren 
wählt, die Gültigkeit ihrer Wahl aber davon abhängig macht, daß der Staat ihnen 
das Amt eines Kreis-Schulinſpektors widerruflich überträgt. 

Nah längeren Verhandlungen ftimmte die StadtverordnetenVerfammlung den 
folgenden Vorfchlägen des Magiftrats vom 9. und 23. November 1876 zu: 


1. Die Stadt wird in Schulbezirfe getheilt, welche eine angemefjene Zahl 
von Gemeinde: und Privatichulen umfafjen. 


Das jtädtiiche Schulweſen. 273 


Für jeden Schulbezirt wird ein Schulinfpeftor ernannt, demſelben 
werden übertragen: 

a) die Fürſorge für die Gemeindefhulen in der Art, daß er die Aus: 
führung der allgemeinen Beitimmungen über den Unterricht und 
die Disziplin, ſowie die Obliegenheiten des Lehrperſonals in ihnen 
vermittelt und überwacht; 

b) für die Privatſchulen diejenigen Revifionen, welche nach dem Urtheil 
der Schul-Deputation zur Ausübung der ihr zuitehenden Aufſicht 
erforderlich find. 

Für jegt werden ſechs Schulbezirfe gebildet. 

2. Die Schulinſpektoren werden nah Anhörung der Schul:Deputation als 
Gemeindebeamte angejtellt. Ihre Anftellung wird erit giltig, wenn die 
Königlichen Behörden ihnen den Auftrag zur ftaatlihen Aufficht über die 
Schulen ihres Bezirks gegeben haben. 

Sie find der Schul-Deputation unterjtellt und ihr unmittelbarer 
Vorgejegter ift der Stadtfchulrath für das Elementarſchulweſen oder deſſen 
Stellvertreter. Die jpezielle Inftruftion für die Schulinſpektoren wird der 
Stadtverordnneten-Berfammlung zur Neußerung vorgelegt. 

3. Die Schulinfpeftoren treten unter dem Vorfig des genannten Stadt: 
ſchulraths periodiih zu Konferenzen zufammen, in denen die Nevifions- 
befunde vorgetragen und die zur Verbefferung der Schulen erforderlichen 
Maßregeln berathen werden. 

Die Mitglieder der Echul:Deputation werden zu diefen Konferenzen 
eingeladen. 

4. Die Schulinfpeftoren halten die zur pädagogiſchen und wiſſenſchaftlichen 
Fortbildung der Lehrer und Lehrerinnen erforderlichen Konferenzen ab. 

5. Die Schulinfpeftoren müfjen pädagogifch gebildete Fahmänner fein und 
die wiſſenſchaftliche Qualififation eines Seminardirektors oder Oberlehrers 
haben. Sie können jederzeit in ein anderes Lehramt verjeßt werden, 

6. Das Gehalt eines Schulinjpeftors betränt 6 000 .# Die Penfions- 
verhältniffe regeln fich nach dem zur Zeit beftehenden Penfionsgejege. 

7. Dieſe Beihlüffe treten erit dann in Kraft, wenn die Superintendenten 
und der Propft von St. Hedwig von ihrem Amte als Kreis-Schul— 
injpeftoren entbunden find. 

Diefe Beftimmungen wurden im Weſentlichen von dem Herrn Minifter der 
geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten durch Erlaß vom 30. April 1877 
genehmigt. 


Ebenjo fand die vom Magiftrat vorgefchlagene Zufammenjegung der Schul Die Saul- 
vorftände die höhere Genehmigung. Für die Gemeindefchulen bilden der ftädtifche vorſtände. 
18 
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Schulinſpektor, ein von der Schul:Deputation gewähltes Mitglied derjelben und der 
Rektor den Schulvorftand, jo daß die örtliche Vertretung der Schul:Deputation in 
den pädagogijchen Fragen dem Schulinfpeftor, in den Angelegenheiten, welde die Ein: 
ihulung und die Schulbeſuchskontrole jowie das Schulhaus betreffen, dem Mitgliede 
der Schul:-Deputation zufält. In dem Vorftande der Privatichulen nimmt der 
Schulinſpektor diejenige Stelle ein, welde in der „Inſtruktion für die Vorftände der 
Parochial- und Privatichulen in Berlin* dem geiftlihen Vorſtandsmitgliede zu— 
gewiejen ift. 

In Bezug auf den Neligionsunterricht wurde durch denjelben Erlaß des Herrn 
Minifters feftgejegt, daß ſich die Aufficht, welche im Auftrage des Staats durch den 
Schulinſpektor zu üben ift, nach der Vorfhrift unter Nr. 10 des Eirkularerlafjes vom 
18. Februar 1876 (Centralblatt S. 120 ff.), die Leitung aber, welche den betreffen, 
den Neligionsgejellihaften und deren Delegirten zufteht, nad den Nrn. 7—9 defjelben 


*) Die bezüglihen Nummern lauten: 

7. Anlangend die Leitung des Neligionsdunterrichts, jo iſt von mir wiederholt darauf bin- 
gewiejen worden, daß diefelbe nach Art. 24 der Berfafjungsurfunde vom 31. Januar 
1850 den Neligionögejellichaften zufteben ſoll, daß jedoch einerſeits dieſer Artikel erjt 
der näberen Beſtimmung feines Inhalts durdy Das nach Art. 26 Dajelbjt zu erlaffende 
Unterrichtägejeß bedarf, daß indeß amdererfeits nichts im Wege ſteht, die darin ent- 
baltene allgemeine Norm injoweit zur Amwendung zu bringen, ald dies die bejtebenden 
Geſetze und Die jtaatlidyen Intereſſen geitatten. 

Danach bat Fein einzelner Geiftlicher ohne Weiteres ein Recht, dieſe Yeitung zu 
beanipruchen; es iſt jedoch in der Negel und fo lange die firhlichen Oberen ein anderes 
Organ dazu nicht beftimmen, der gejeplich bejtellte Ortöpfarrer als das zur Yeitung 
ded Neligionsunterrichts berufene Organ zu betrachten. Sowohl der Ortäpfarrer, ala 
auch der jonjt von dem Kirchlichen Oberen zur Yeitung des Religionsunterrichts beftimmte 
Geiftliche darf aber diefelbe nur ausüben, jo lange er durch fein Verbalten nicht die— 
jenigen Zwede gefährdet, weldhe der Staat mit der Erziehung der Jugend durch die 
Volksſchule verfolgt. 

8. Tritt ein jeldyer Fall ein, je bat die jtantlihe Aufſichtsbehörde dem Geiftlichen zu 
eröffnen, daß er zur Leitung des Neligionsunterrichtd nicht ferner zugelaffen werden 
könne. Der Beſchluß ijt gleichzeitig zur Kenntniß des Firdhlicdyen Oberen mit dem 
Anbeimgeben zu bringen, der ſtaatlichen Auffichtsbebörde einen anderen Delegirten zu 
bezeichnen. Findet die ſtaatliche Aufjichtsbebörde gegen denjelben Nichts zu erinnern, 
jo ijt derjelbe zur Yeitung des Neligionsunterrichtd zuzulaſſen. 

9. Der ald Organ der betreffenden Neligionsgejellichaft anerfannte Pfarrer oder jonjtige 
Geiſtliche ift berechtigt, dem fchulplanmäßigen Religionsunterricht in den dafür fejt- 
geſetzten Stunden beizuwohnen, durd Fragen und joweit erforderlich, ftellenweijes Ein- 
greifen in den Unterricht fi) davon zu überzeugen, ob dieſer von dem Lehrer voll- 
jtändig und ſachgemäß ertheilt wird und welche Fortichritte die Schüler Darin gemacht 
baben, ferner den Lehrer (jedoch nicht in Gegenwart der Kinder) ſachlich zu berichtigen, 
Wünjche oder Beſchwerden in Bezug auf den Religiendunterricyt der jtaatlichen Auf- 
fichtöbehörde vorzutragen und endlich bei der Entlafjungsprüfung, wo eine joldye jtatt- 
findet, nach vorberigem Examen die Genfur in der Religion mitfejtzuftellen. 

10. Durch die zu 9. bezeichneten Befugniffe wird Nidyts geändert in dem Rechte der Auf- 
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Das Verhältniß der Gemeindefchulen zu den Religionsgejellichaften ift in Folge 
einer längeren Entwidlung geordnet, zu deren Darftellung wir uns nunmehr wenden. 

Mit der Zunahme der katholifchen und der jüdischen Bevölkerung unferer Stadt 
trat die Nothwendigfeit heraus, Schuleinrichtungen zu treffen, welche zwar der Ver: 
ſchiedenheit der Religionsbefenntniffe gerecht werden, aber auch die Eintracht, welche 
zwiſchen den Kindern derjelben Stadt herrichen joll, zu wahren geeignet find. 

Praktiſch machte ſich dieſe Nothwendigfeit zuerft in Bezug auf die Katholiken 
geltend. 

Die Verfügung vom 20. Juni 1829 hatte die Fatholifhen Schulen von dem 
Auffichtskreife der Schul-Deputation ausgeſchloſſen. Sie wurden durch das Kirchen— 
Kollegium von St. Hedwig verwaltet. Gewiſſe Stiftungsfonds jtanden zur Verfügung, 
reichten aber nicht aus. Das Kirchen-Kollegium wandte fich daher ſchon im Jahre 1839 
um eine Unterftügung feiner Pfarrichulen an den Magiftrat. Derfelbe war anfangs 
dem Anfuchen wenig geneigt. Die ftädtijchen Armenſchulen waren für Kinder aller 
Konfeffionen beftimmt, und es ſchien ihm gerade ein Vorzug diefer Schulen, daß ſich 
in ihnen die Angehörigen verjchiedener Konfeffionen gegemfeitig achten und Lieben 
lernten. Ein Erlaß der Minifter Eihhorn und Graf v. Arnim vom 17, Juni 1845 
erflärte zwar: „Das Allgemeine Landrecht fegt in feinen generellen Beltimmungen über 
die Elementarjchulen unzweifelhaft voraus, daß die gemeinen Schulen eines Orts für 
alle ſchulpflichtigen Kinder ohne Unterfchied der Konfeffion bejtimmt fein ſollen, und 
mweift die Unterhaltung der Lehrer an denjelben, wo feine bejonderen Stiftungen 
vorhanden find, den Hausvätern jedes Drtes ohne Unterjchied, ob fie Kinder haben 
oder nit, und ohne Unterfchied des Glaubensbefenntniffes zu. Diefe Beſtimmung 
und die derjelben entjprechende Art ihrer Unterhaltung verlangt offenbar auch eine 
jolde Einrihtung der Schulen, daß den Mitgliedern aller Konfeffionen unbedenklich 
zugemuthet werden kann, ihre Kinder denfelben anzuvertrauen. Dies würde nur dann 
geichehen können, wenn entweder in den gemeinen Schulen auf eine beftimmte Konfeſſion 
feine Rüdjicht genommen wird, oder die Schule für die eine Konfeffion dafjelbe leiftet, 
was fie der anderen gewährt, mithin auch für den Neligionsunterricht der in der 
Minderzahl fich befindenden Konfeffionsverwandten Fürforge trifft, die Einübung der 


ſicht, welche der Staat durdy feine Organe in Gemäßbeit des Geſetzes vom 11. März 
1872 über den gejammten Unterricht einer jeden Edyule und damit audy über den 
katholischen Religionsunterricht in der Volksſchule zu üben bat. 

Diefe Organe baben fomit audy das Net, dem gedachten Unterricht beizu- 
wohnen. Eie haben darauf zu adyten, daß er zu den im Lehrplane angejegten Stunden 
und nach Mafgabe der allgemeinen, von der Schulaufſichtsbehörde erlaffenen Beſtim— 
mungen ertbeilt werde. Cine Einwirkung auf den fachlichen Inbalt der Religions: 
lehre jteht aber der ftaatlichen Schulaufjichtsbehörde nur injoweit zu, als die Neligions- 
lehre nichtö entbalten darf, was den bürgerlichen und jtaatsbürgerlichen Pflichten 
zuwiderläuft. (Art. 12 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 und $$. 13, 14, 
1. 11. A. %.-R.) 
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für den öffentlichen Gottesdienft erforderlichen Fertigkeiten, 3. B des Gefanges, die 
zeligiöfe Bildung durch Bibelſprüche, Lieder und Gebete u. ſ. w. berüdjichtigt, die 
Wahl der Lehrbücher danach bejtimmt, und in der ganzen Behandlung des Lehritoffs 
dasjenige vermeidet, was der einen oder anderen Konfejfion zum religiöfen Aergerniß 
gereihen könnte.“ Aber der Erlaß bezeichnete eine ſolche Schule als kaum ausführbar, 
weshalb denn auch nad der — damals nicht publizirten — Kabinetsordre vom 
4. Dftober 1821 Simultanjchulen in der Negel nicht errichtet werden follten. Dem: 
gemäß rieth er, dem Antrage des Kirchen-Kollegiums ftattzugeben. 

Inzwiſchen war zwar in der Fatholifchen Gemeinde ein Verein zur Beförderung 
ihres Schulwejens gegründet, aber die Mittel, welche derjelbe aufbrachte, konnten nur 
einen feinen Theil des Bedürfniſſes befriedigen. In feinem erſten Jahresbericht (1843) 
ihäßte er die Zahl der Kinder in der Gemeinde, die ohne Fatholiihe Schule auf: 
wuchjen, auf gegen Tauſend. Es beftanden damals vier Schulen mit zufammen 
12 Klafjen, nämlich die Schule bei der Hedwigskirche mit 4 Klafjen, eine Schule in 
der Gipsftraße mit 4 Klaſſen, eine in der Alten Jakobſtraße mit 3 Klaſſen und eine 
in der Waßmannſtraße mit 1 Klaſſe. Nach langen Verhandlungen, während deren 
die Neigung zu Konfeſſionsſchulen in vem Artikel 24 der Verfaſſung vom 31. Sanuar 1850 
einen jchwerwiegenden Ausdrud gefunden hatte, wurde im Jahre 1854 ein Abkommen 
dahin getroffen, daß die Fatholifhe Gemeinde für 910 Schulkinder aus eigenen 
Mitteln forgen, die Stadt aber für jedes der übrigen 6 Thaler Schulgeld geben jollte, 
wogegen leßtere wiederum die von diefen Kindern gezahlten Schulgelobeiträge erhielt. 
Die Einfhulung und Schulbefuhsfontrole wurde durch bejondere Vorjchriften geregelt, 
jo daß die katholiſchen Pfarrihulen in Bezug auf diefe Punkte in ein ähnliches 
Verhältniß zur Schul:Deputation traten, wie die Privatichulen, in denen Kinder auf 
Koften der Kommune unterrichtet wurden. Berechnet wurde damals auf rot. 1400 Kinder, 
von denen aljo etwa 500 auf den Antheil der Stadt famen. Dies Abfommen genügte 
nit. Die katholiſche Schulfaffe hatte mit einem Defizit zu fämpfen, und ftellte 
höhere Anforderungen. Zwar dedte die Stadt in einem neuen Abfommen Anfangs 1863 
das aus den Jahren 1854 bis 1861 ſtammende Defizit von rot. 7839 XThalern, 
und die Zahl der aus dem Kirchenfchulfonds einzuſchulenden Kinder wurde auf 507 
herabgejegt; aber das fteigende Bedürfniß (im Jahre 1864 waren 1867 katholiſche 
Kinder eingefhult) war hiermit nicht befriedigt. Als nun im folgenden Jahre ein 
neues Defizit angekündigt und außerdem ertraordinäre Mittel verlangt wurden, kam 
der Magiftrat zu der Erklärung, daß er gegen das Parochialſchulweſen der Hedwigs— 
fiche andere Verpflichtungen nicht anerfenne, als die vertragsmäßig übernommenen, 
wohl aber für das Schulbedürfniß der katholiſchen Jugend in gejegmäßiger Weiſe zu 
forgen bereit fei, ſoweit der Kirchenjchulfonds hierzu nicht ausreiche; die katholischen 
Schulen, welche aus ftädtijchen Mitteln unterhalten würden, müßten dann aber auch 
unter die Aufſicht der Schul-Deputation treten. Dies konnte nach der Lage der Geſetze 
nur durd eine Anordnung der Königlichen Behörden bewirkt werden; nah der Lage 
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der kirchlichen Verhältniſſe konnte es einen Erfolg nur haben, wenn die fatholijche 
Kirchengemeinde auch ihrerjeitS geneigt war, das Aufgehen des Pfarrſchulweſens in 
das Öffentliche Gemeindeſchulweſen zu fördern. 

Zur Ordnung diefer Verhältniffe wurden Verhandlungen zwiſchen Kommifjaren 
des Königlichen Provinzial: Schulfollegiums, des Magiftrats und des Kirchen-Kollegiums 
geführt, die mit einer Verordnung des Schul: Kollegiums vom 28. Februar 1866 
und einem Vertrage zwijchen der Stadtgemeinde und dem Kirchensktollegium vom 
8. Februar 1866 endeten; im jener wurden die Fragen erledigt, welche öffentlichen 
Rehts waren, im diefem erfolgte die Auseinanderjfegung zwiichen der Stadtgemeinde 
und dem Kirhen-Rollegium über die Verwendung der Stiftungsfonds zur Weiterführung 
ver Hedwigs:Schule, die Dedung des Defizits u. ſ. w. Dies Verhältniß zwiſchen den 
beiden, aus den Verhandlungen hervorgegangenen Feſtſetzungen war zwar durch die 
rechtlichen Befugniffe der betheiligten Inſtanzen von felbit Klar, wurde aber auch in 
ver Verhandlung vom 6. Dezember 1865 ausdrüdlih anerkannt. Während in einem 
früheren Vertragsentwurf aud Punkte öffentlichen Nechts, wie 3. B. die Stellung des 
Propftes in der Schul-Deputation, berührt worden waren, erflärte man ſich in jener 
Verhandlung „allfeitig damit einverftanden, daß aus dem projeftirten Uebereinfommen, 
wie jolches in der Konferenzverhandlung vom 28. Juni cr. formulirt ift, diejenigen 
Punkte, melde das öffentliche Recht betreffen, ausgelondert, und einer Seitens des 
Königlichen Provinzial-Schulfollegiums zu erlafjenden Verordnung vorbehalten und nur 
die privatrechtlichen Verhältniffe zum Gegenftande des Vertrages zwiſchen der Stadt: 
gemeinde und dem Kirchen-Kollegium zu St. Hedwig gemacht werden“. 


Der Vertrag hat folgenden Wortlaut: 


„Zwiſchen der Stadtgemeinde Berlin, vertreten duch den Magiftrat, 
und dem Kirchen = Kollegium zu St. Hedwig, ift folgender Vertrag 
geſchloſſen: 

$. 1. Bon dem 1. Januar 1866 an übernimmt die hieſige Stadt: 
gemeinde nah Maßgabe der beftehenden Geſetze und der Verfaſſungs— 
Urkunde die unmittelbare Fürjorge fir das Unterrichtsbedürfniß der 
fatholifchen Jugend der Stadt Berlin, jomweit dafjelbe in der Elementar: 
ſchule Befriedigung zu finden hat und nicht durch die für fatholifche 
Schulzwede beftimmten Stiftungen befriedigt wird. 

$. 2. Die Stadtgemeinde übernimmt daher mit dem gedachten 
Zeitpunkte die Verpflihtung, die nachftehend benannten, gegenwärtig unter 
der Leitung und Verwaltung des Kirchen: Kollegiums zu St. Hedwig 
beitehenden fatholifhen Schulen, nämlich: 

1. die Schule in der Gipsitraße 3, 

2. die Schule in der Alten Jakobſtraße 86, 

3 die Schule in der Kaiferftrafie 29, 
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4. die Schule in der Wilhelmſtraße 123, 
5. die Schule in der Gartenſtraße 48, 
6. die Schule in Moabit, 


als ſtädtiſche Gemeindeſchulen zu unterhalten. Die Stadtverwaltung ift 
au befugt, die Zahl der beftehenden katholiſchen Elementarjchulen nach 
Bebürfnif zu vermindern oder zu vermehren. 


$. 3. Das Kirhen-Kollegium zu St. Hedwig überläßt der Stabt- 
gemeinde das Eigenthum des zu den vorfiehend genannten Schulen 
gehörigen Inventariums, und die legtere tritt in die von dem Kirchen: 
Kollegium über die Lofalitäten, in welden ſich die gedachten Schulen 
befinden, abgejchloffenen Miethsverträge mit dem 1. Sanuar 1866 ein, 


$. 4. Das Kirchen-Kollegium zu St. Hedwig übernimmt die Ber: 
pflihtung, die Schule hinter der St. Hedwigskirche ohne Beitrag der 
Stadtgemeinde in dem Umfange von mindeftens vierhundert Schulfindern 
als Elementarfchule dauernd zu unterhalten. Das genannte Kirchen: 
Kollegium verpflichtet fi, im erjten Monat eines jeden Quartals ein 
Verzeihniß der die St. Hedwigs-:Schule befuchenden Schulkinder, welches den 
Zugang und Abgang nahweilt, und, außer den Namen der aufgenommenen 
Kinder, die Angabe der Namen, des Standes, der Wohnung und der 
Konfeffion der Eltern derjelben enthält, der ſtädtiſchen Schul-Deputation 
einzureichen. 


8.5. Die an den im $. 2. genannten Schulen gegenwärtig 
angeftellten Lehrer und Lehrerinnen werden mit ben denfelben zuftehenden 
Behältern von der ftädtifchen Schulverwaltung übernommen, die Lehrerinnen 
mit dem bei der Anftellung der ftädtifchen Lehrerinnen ftattfindenden 
Vorbehalt für den Fall ihrer Verheirathung. Hinſichtlich der Theilnahme 
diefer Lehrer und Lehrerinnen an den Vortheilen der ftädtifchen Wittwen— 
und reſp. Penſionskaſſe bleiben die weiteren Beitimmungen der Entſchließung 
der Kommunalbehörden vorbehalten. 


$. 6. Die biefige Stadtgemeinde verpflichtet ih, das bei ber 
katholiſchen Schulkaſſe nad der Jahresrehnung pro 1863 vorhandene 
Defizit von 5551 XThalern 29 Sgr. 3 Pfg., in Worten: „Fünf 
Zaufend fünfhundert ein und fünfzig Thalern, neun und zwanzig 
Eilbergrofchen drei Pfennigen“, das Defizit des Jahres 1864, welches nad) 
der Jahresrechnung, vorbehaltlich der Revifion verjelben, 3 526 Thaler, in 
Worten: „Drei Tauſend fünfhundert ſechs und zwanzig Thaler“ beträgt und 
das demnächſt durch die Jahresrehnung pro 1865 nachzumweifende Defizit 
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des laufenden Jahres, leßteres jedoch nur bis auf Höhe von 4 800 Thalern, 
in Worten „Bier Taufend achthundert Thalern“, zu decken.“ 


Berlin, den 8. Februar 1866. 


Magiftrat hiefiger Königl. Haupt: Das Kirchen:Kollegium zu 
und Rejidenzitadt. St. Hedwig. 


Die Verordnung lautet: 
Berordnung, 
betreffend das katholiſche Elementarſchulweſen in Berlin. 


Zufolge der auf den allgemeinen gefeglichen Beftimmungen beruhenden 
Verpflichtung der Stadtgemeinde zu Berlin, für den Elementar-Schul- 
unterricht der Fatholifchen Kinder der Stadt Fürforge zu treffen, jo weit 
das zu Fatholifchen Schulzweden bejtimmte Stiftungsvermögen dazu nicht 
ausreiht, und mit Bezug auf das dieferhalb zwiichen dem hieſigen 
Magiltrat und dem Kirchen-Kollegium zu St. Hedwig getroffene Ueber: 
einfommen vom 8. Februar d. 3. wird zur Ergänzung und unter 
theilweifer Abänderung der Verordnung vom 20. Juni 1829 (Amtsblatt 
v. 3. 1829 ©, 143) Folgendes verordnet: 


$. 1. Vom 1. Januar 1866 an werden bie gegenwärtig in ber 
Gipsftraße 3, in der Alten Jakobſtraße 86, in der Kaiferftraße 29, in 
der Wilhelmftraße 123, in der Gartenftraße 48 und in Moabit befindlichen 
fatholifchen Elementarjchulen, ſowie die etwa Ipäterhin zur Befriedigung 
des Schulbebürfniffes zu errichtenden Eatholifchen Elementarfhulen, als 
ftädtifche Gemeindefchulen, unter die Aufficht und Leitung des hiefigen 
Magiftrats und der ſtädtiſchen Schul: Deputation nah Maßgabe der 
Verordnung vom 20. Juni 1829 sub A. Nr I., I. und IU. geftellt. 

$. 2. Dagegen bleiben die Verhältnifje der St. Hedwigs- Pfarrfchule 
im Webrigen unverändert, doch wird diefelbe nach den Grundſätzen, wie 
folhe im $. 11 der Verordnung vom 1. September 1811 (Amtsblatt 
vom Jahre 1811 ©. 167) Ausdrud gefunden haben, unter die Aufficht 
der ſtädtiſchen Schul-Deputation als Ortsbehörde geftellt. 

8. 3. Der jevesmalige Propft zu St. Hedwig ift jtändiges ſtimm— 
berechtigtes Mitglied der ſtädtiſchen Schul:Deputation und hat gleich den 
evangelifchen Superintendenten das Recht, in allen denjenigen Fällen, wo 
verfaffungsmäßig an die vorgelegte Schulbehörde berichtet werden muß, 
feine etwaige abweichende Anficht in einem dem Bericht beizufügenden 
Votum vorzutragen, 
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$. 4. Unter den auferordentlichen Mitgliedern (1. Nr. 4 der 
Verordnung vom 20. Juni 1829) foll fich ftets ein Mitglied der hiefigen 
fatholifhen Gemeinde befinden. 

$. 5. Dem Kirchen-Kollegium zu St. Hedwig verbleibt die den 
betreffenden Stiftungsurfunden entfprechende Verwaltung und Verwendung 
der fir arme katholiſche Schulkinder des Pfarrbezirks beitimmten Stiftungs- 
fonds, namentlich der Gräflich Hatzfeld'ſchen, Mendelſohn'ſchen und 
Schauer’ihen Vermädtniffe Das Kirchen:Kollegium hat jedoch über die 
aus den Nevenüen folder Stiftungen bemilligten Unterftügungen der 
ftädtifchen Schul-Deputation Mittheilung zu machen. 

Berlin, den 28. Februar 1866. 


Königl. Provinzial: Schul-Rollegium. 


Die jehs Schulen, welche die Stadt übernahm, waren in ihren mangelhaften 
Lokalen nichts weniger als feit organifirte Anftalten; fie trugen vielmehr den Charakter 
von Nothbehelfen; fie hatten zufammen 27 Klaffen, und Feine war nad ſechs auf: 
jteigenden Klaffen jo entwidelt, wie es von einer normalen ®emeindefchule verlangt 
werden konnte. Someit die Frequenzverhältniffe dies zuließen, find fie allmählich 
erweitert; ihre Lokale wurden mit befjeren vertaufcht, jo daß fich nach zehn Jahren, 
Ende 1876, drei (36., 38., 39.) in ſtädtiſchen Schulhäufern und zwei (37. u. 40.) 
in ſolchen Miethslofalen befanden, die früher von Privat-Schulvorftehern für Schul- 
zwede eingerichtet waren; die Klaffenzahl hat ji in diefem Zeitraum faſt verdoppelt, 
wie folgende Weberficht zeigt: 


Jetzige Lokal Lokal Klaſſenzahl: 

Nummer bei der Ende 1876 Ende 1866 Ende 1876 
der Schule. Webernahme. j Knab. Mädch. gemiſcht Anab. Mädch. 
36 Gipsſtr. 3 Linienſtr. 162 3 3 —1 5 5 
37 N. Jakobſtr. 86 Melchiorſtr. 14 2 2 l 6 6 
38 Kaiſerſtr. 29 Koppenftr. 81 2 2 1 5 5 
39 Gartenftr. 44 Wiefenftr. 39 2 2 1 5 5 
40 MWilhelmftr. 123 Schönebergerftr.26 1 1 —1 3 3 
41 Stromſtr. 34 Thurmſtr. 82 — — 2 3 2 





Summa: 10 10 7 27 236 


Die Vermehrung der katholiſchen Volksſchulkinder it nah dem Schluß unferer 
Berichtsperiode viel ftärfer hervorgetreten.. In den Gemeindeichulen und der Hedwigs-— 
ihule waren Ende 1866 zujammen 2175 Kinder, Ende 1876 dagegen 3 798 und 
Ende 1879 4958; mährend Anfangs in zehn Jahren 1623 Kinder hinzugetreten 
waren, betrug zulegt in drei Jahren die Vermehrung 1 160. Dengemäß find nun 
auch fünf der oben genannten Schulen mit je jechs auffteigenden Klaffen für Anaben 
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und für Mädchen verfehen, und es find auch noch für einzelne Stufen Parallelflaffen 
errichtet; nur die 41. Schule ift nicht über fünf Klafjen hinausgefommen. 

Wir dürfen diefen Ueberblid mit der Bemerkung fließen, daß nunmehr fait 
alle katholiſchen Elementarſchulen vollwerthige Glieder des ſtädtiſchen Gemeindeſchul— 
wejend geworden find und auch ihren Leiftungen nah mit den übrigen Anftalten in 
gleicher Reihe jtehen. 

Schon dur das Abkommen vom Jahre 1854 war die Einſchulung in katholiſche 
Schulen den Organen der Stadtgemeinde übertragen. Ihnen war daher, ſoweit von 
den Eltern oder zur Erziehung Verpflichteten überhaupt die Hilfe der Kommune in 
Anſpruch genommen wurde, die jchließliche Entſcheidung darüber überlaffen, ob das 
Kind einer evangeliichen oder einer katholiſchen Schule zugemwiejen werden jollte. Cs 
bedurfte ausdrücklicher Vorſchriften, welche einerfeits das freie Beltimmungsrecht des 
Vaters wahrten, und andererjeits dafjelbe der Allerhöchiten Deklaration vom 21. No: 
vember 1803 gemäß in den Fällen erjegten, wo der Vater vor der Einjchulung ver: 
ttorben war. Co fahte man die Frage wenigitens in jenen Jahren auf, wo man 
alle Elementarfchulen der Stadt für fonfeffionell hielt, und die Beitimmung über den 
Religionsunterricht, welchen das Kind genießen jollte, für zufammenfallend mit der 
Wahl der Schule, der es zugemwiejen wurde. Den, in manden Fällen recht lebhaften, 
Streit auf dem Grenzgebiet der Konfeflionen, der Erziehung der Kinder aus gemijchten 
Ehen, hoffte man hiermit zu bejeitigen. So ward unter dem 12. Dftober 1861 eine 
„Vorichrift über das Verfahren bei der Einſchulung von Kindern in evangeliiche und 
fatholifche Schulen“ erlaffen. Die gejeglihen Vorſchriften, ſoweit ihre Auslegung 
unbeftritten ift, waren darin erfüllt. Der Vater entjcheidet, wenn er am Leben: ilt. 
Nah dem Tode des Vaters folgt das Kind der Konfeffion des Waters, es fei denn, 
daß derjelbe mindeftens ein Jahr lang vor feinem Tode das Kind in einer anderen 
Konfeffion hat unterrichten laffen. Man hielt aber aud eine andere Ausnahme für 
zuläffig, nämlich die, wo die Taufe des Kindes in einer anderen Kirche vollzogen war. 
Hiergegen erhob das Schulkollegium Einspruch. Diefe Ausnahme wurde daher be 
feitigt, und mit Zuftimmung des Schulfollegiums traten die nachitehenden Vorfchriften 
vom 14. Februar 1863 in Kraft, nach denen bis heute verfahren wird: 


Vorſchriften 


für das Verfahren bei der Einſchulung von Kindern in 
evangeliſche und katholiſche Schulen. 


Das in dem Kommunalblatte für das Jahr 1861 Nr. 43 von uns 
zur Richtſchnur für die Einfhulung von Kindern in evangelifche und 
katholiſche Schulen und demnächſt in den fpäteren Nummern des Blattes — 
Nr. 44 und 45 de 1861, Nr. 5 de 1862 — republizirte Publitandum 
vom 12. Dftober 1861 wird hierdurch aufgehoben und werden dagegen 
im Einverftändnifje mit dem Königl. Schulfollegium der Provinz Branden: 


282 


Das ſtädtiſche Schulweſen. 


burg die nachſtehend zuſammengeſtellten, bei der Einſchulung von Kindern 
in evangeliſche und katholiſche Schulen zu beachtenden geſetzlichen Vor— 
ſchriften ſämmtlichen, in der hieſigen Kommunal: und Schulverwaltung 
bei der Einſchulung von Kindern betheiligten Perſonen zur genaueſten 
Beachtung mitgetheilt. 
J. Im Allgemeinen. 
1. Als Hauptgrundſatz iſt feſtzuhalten, daß nach der Allerhöchſten 
Deklaration vom 21. November 1803 unter Abänderung der Vorfchriften 
des Allg. Landrechts Thl. I. Tit. 2 8. 76: 
eheliche Kinder jedesmal in der Religion des Vaters unterrichtet 
werden follen, 

und 
daß, jo lange die Eltern über den, ihren Kindern zu ertheilenden 
Religionsunterriht einig find, fein Dritter ein Necht hat, ihnen 
darin zu widerjprechen. 

2. Der ehelihe Vater ift nach dem Gejeg das Haupt der Familie 
und als folder iſt er allein gejeglich berufen und befähigt, bei allen 
Einfhulungen, ſowohl den Behörden, als auch den Vorſtehern der 
Schulen gegenüber die beftimmende Erklärung abzugeben, ob fein Kind 
einer evangelifchen oder Fatholifchen Schule zugeführt werden foll. 

3. Welcher Religion der Vater ift, darauf fommt es, wenn der 
Vater jelbft die Einfchulung ausdrüdlich bejtimmt, jo lange derjelbe lebt, 
unter feinen Umftänden an, 

ll. Speziellere Beftimmungen. 

4. Wird die Einfhulung eines Kindes in eine Schule der Kon: 
feſſion des Vaters beantragt, jo bedarf es einer fpeziellen Verhandlung 
nicht weiter. 

5. Eoll indeß das Kind einer Schule zugeführt werden, deren 
fonfejfioneller Charakter von der Konfefjion des Vaters abweicht; 
foll alfo das Kind in einer anderen Neligion als der des Vaters erzogen 
werden, jo ift bei dergleichen Einfchulungen von ſämmtlichen dabei be 
theiligten Perjonen fortan ftreng darauf zu halten, daß bie beftimmte 
ausdrüdliche Erklärung hierüber von dem ehelichen Bater des Kindes jelbft 
abgegeben und dies aktenmäßig feftgeftellt werbe. 

6. Bei allen Einſchulungen bleibt es wegen Feitftellung der richtigen 
Namen des Kindes dem Ermeffen ver Schul-Kommiffion überlafjen, ob ein 
Zauffchein beigebracht werden joll. 

7. Es ift erforderlich, daß der fich als ehelicher Vater ausgebende 
Antragiteller fi auch als ſolcher legitimirt. Dieje Feftftellung muß erfolgen, 
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ohne jede unnöthige Beläftigung des Antragitellers, etwa durch Rekognition 
befannter Perſonen oder auf andere, eine genügende Ueberzeugung be 
wirkende Art. 

8. Kein anderes Familienmitglied, ſelbſt nicht die Mutter, ift, jo 
lange das Familienhaupt lebt, zu Anträgen auf Einjchulung eines Kindes 
in eine Schule anderer Konfejfion als derjenigen, welcher der Vater an: 
gehört, legitimirt. 

9. Findet hinfichtlich der unter Nr. 7 erwähnten Legitimation oder 
Identität des Antragftellers Fein Bedenken ftatt, jo muß die Einſchulung 
jofort nah dem Willen des Vaters erfolgen. Kommen indeß Xegiti: 
mations- oder Identitätsbedenken vor, welche von dem betreffenden Kom: 
munalbeamten nicht fofort erledigt werden können, jo ift darüber unver: 
züglid unter Vorlegung der Verhandlungen an die Schul-Deputation zur 
weiteren geſetzlichen Veranlaſſung zu berichten. 

10. Iſt der Vater des einzufchulenden Kindes verjtorben, jo muß 
unter allen Umftänden die Einfhulung in die Schule derjenigen Konfeſſion 
erfolgen, zu welcher der Water gehörte. Im diejer ganz beftimmten gejeß: 
lichen Vorſchrift kann weder der Wormund noch die Mutter des Kindes 
etwas ändern. Es treten hier nur folgende zwei Ausnahmen ein: 

a) daß nad) dem Allgem. Landrecht Thl. I. Tit. 2 8. 81 auf eine 
in der legten Krankheit des Vaters erſt erfolgte Neligionsände: 
rung feine Rüdjicht genommen werden fann, 

b) daß, wenn der verftorbene Vater das Kind wenigftens das ganze 
legte Fahr vor feinem Tode in einem anderen Blaubensbefenntniß, 
als dem, weldhem er jelbit angehörte, hat erziehen laffen, es 
hierbei lediglich fein Bewenden behält; daß aljo in einem folchen 
Falle die Erziehung in dem vom Vater gewählten Glaubens: 
befenntniffe unter allen Umftänden bis nad zurücdgelegtem 
14. Lebensjahre des Kindes erfolgen, das Kind alſo auch Die 
vom Vater gewählte Konfeſſionsſchule befuchen muß. 

11. Nach dem Tode des Vaters kommt es hiernach bei allen neuen 

Einſchulungen ftets auf fichere Feititellung der Religion des Verjtorbenen an. 

12. Nach zurücgelegtem 14. Lebensjahre fteht es lediglich in der 
Wahl der Kinder, zu welcher Religionspartei fie ſich befennen wollen. 
(Allgem. Landrecht $. 84 Thl. II. Tit. 2.) 

13. Uneheliche Kinder werden bis zum beendigten 14. Lebens: 
jahre in der Religion der Mutter erzogen; doch muß, wenn der Vater 
ein Chrift, die Mutter aber irgend einer anderen Neligionspartei zu: 
gethan ift, ein folches uneheliches Kind bis nach zurücgelegtem 14. Lebens: 
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jahre in der chriftlichen Religion des Vaters erzogen werden.) $. 642 
und 643 a. a. D. 

14. Diejenigen Perjonen, welche ein von feinen Eltern verlafjenes 
Kind in ihre Pflege nehmen, erlangen über dafjelbe alle perfönlichen Rechte 
leiblicher Eltern, alfo auch die Befugniß, darüber zu beftimmen, in welcher 
Religion dafjelbe erzogen werden joll. $. 755 Thl. II. Tit. 2 des Allgem. 
Landrechts und $. 104 des Anhangs zum Allgem. Landrechte. 

Während man diefe, urſprünglich für Armenſchulen beitimmten Vorjchriften 
beftehen ließ, als im Jahre 1870 die Gemeindefchule mit der Aufhebung des Schul: 
geldes in ihrer ganzen Bedeutung heraustrat, ließen die Verhältniffe das Verlangen 
nach ſolchen Schuleinrichtungen wieder lebendiger werden, welche die Vereinigung von 
Kindern verjchiedener Konfeſſionen in derjelben Schule geftatteten. Die in der katho— 
lifchen Kirche durch das vatikaniſche Konzil hervorgerufene Bewegung, die in der evan: 
gelifhen herrichenden Gegenfäge drängten zu dem Wunjche, das Gebiet der Volksſchule 
ſoweit von dem Firchlichen Einfluß ‚zu trennen, daß die Jugend in ihr erzogen werden 
fönnte, ohne von dem Streit der Parteien berührt zu werden. 

Dazu Fam, daß die Erfüllung des Schulbebürfniffes für die fonfeffionellen 
Minderheiten, die Katholiken und die Juden, den kommunalen Haushalt übermäßig 
zu belajten drohte, wenn die Trennung der Schulkinder nad Konfeffionen feitgehalten 
wurde. So entftand der Plan, zunächſt einzelne „Volksſchulen für Kinder verjchie: 
dener Konfeffionen“ zu errichten, natürlich jo, daß für die Neligionsftunden eine 
Scheidung nah Konfefjionen ftattfand. 

Eine entfprechende Vorlage des Magiftrats vom März 1870, nad welcher für 
den Stabttheil Alt und Neu-Kölln eine ſolche Schule erbaut werden follte, hatte zwar 
deshalb keinen praftiihen Erfolg, weil der Anfauf des Grundftüds von den Stadt: 
verordnneten abgelehnt wurde, aber das ausgefprochene Prinzip fand die volle Zuftim: 
mung der Verfammlung, und die einmal angeregte frage wurde nur um jo lebhafter 
verfolgt, als auch in der oberften Stelle der Schulverwaltung der Grundſatz zur Gel: 
tung fam, daß der Artikel 24 der VBerfafjung vor dem Erlaf eines die gefammten 
Schulverhältniffe ordnenden Unterrichtsgefeges nicht aktuelles Recht bilde. Die allgemei: 
nen Beftimmungen vom 15. Dftober 1872, betreffend das Vollsihul, Präparanden- 
und Seminarweien gaben Veranlafjung zur Umarbeitung des Normallehrplans. Er 
wurde jo geitaltet, daß die Vereinigung von Kindern verjchiedener Konfeflionen Feine 
Schwierigkeit mehr bot; insbejondere wurde dafür geforgt, dab fih das Leſebuch 
„von kirchlichen und politifchen Tendenzen frei“ **) hielt, und die Mittheilungen aus 
der Kirhengefchichte wurden in die Neligionsftunden verwiefen. 


*) Die legte Beitimmung, $. 643 Th. IT. Tit. II. des Allg. ER., ift durch das Geſetz vom 
14. März 1871 aufgehoben. 
»*) Nr. 26 der Allgemeinen Beitimmungen. 
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Das weitere Vorgehen erforderte einige Vorſicht. Es kam darauf an, durch 
den Verfuh zu entjcheiden, ob Schulen ohne jpeziellen Konfeffionscharafter den An— 
ihauungen der Bevölkerung wirklich entſprachen. Als daher zum 1. Oftober 1874 
die Errichtung von vier neuen Schulen (79., 80., 81. und 10.) in der PBappelallee, 
Vrangelftraße, Kleinen Andreasftrafe und Scharnhorititraße erforderlich war, juchte 
der Magiftrat bei den Königlichen Behörden die Genehmigung dazu nad, dieje Schulen 
ald Gemeindejhhulen für Kinder aller Konfeifionen einzurichten, und demgemäß auch 
Lehrer verjchiedener Konfeffionen an diefelben zu berufen. Die definitive Genehmigung 
wurde zwar bis zu einem ftatijtifchen Nachweis des Bedürfniſſes verfchoben, aber es 
ward geitattet, bei der Eröffnung der genannten Schulen vorläufig feine Entſcheidung 
über ihren Konfeffionscharafter zu treffen. Demgemäß wurden denn auch zu Lofal- 
Schulinſpektoren für diejelben nicht die Geiftlihen der Parochie, jondern bewährte 
Schulmänner beftellt. 

Um fodann zu ermitteln, wie fi die Angehörigen der verjchiedenen Kon- 
feilionen über das Stadtgebiet vertheilen, wurden die Kinder gezählt, welche am 1. No- 
vember 1874 in den 82 Gemeindeihulen, 5 Privat-Elementarfhulen, der Hedwigs— 
ihule und den beiden jüdiſchen Gemeindeſchulen eingeihult waren. 

Von den 60 487 Kindern waren 


evongelihb - - » 2 58996, 

katholiſch.. 202023212, 

AH 4 ©: #8 ea TELIO, 

diſſidentiſh - : 2» 2. 109, 

fie vertheilten fich über die 12 Schulinfpeftionen der Stadt folgendermaßen: 
Inſpektion: Schulkinder: 
evangeliſch. katholiſch. jüdiſch. diſſidentiſch. 

1 2527 175 217 6 
2. 3875 222 24 11 
3. 3575 209 — 3 
4 6832 418 16 12 
5. 5879 329 22 22 
6. 5171 364 181 1 
7. 5171 226 177 12 
8. 4425 361 8 7 
9. 3431 180 84 7 

10. 4 879 253 380 16 

11. 4 867 204 6 — 

12. 5364 271 55 12 


Hieraus ergab ſich, daß die katholiſchen Schulkinder ziemlich gleichmäßig über 
das ganze Stadtgebiet zerſtreut waren, während die jüdiſchen ſich mehr in beſtimmten 
Stadtgegenden zuſammenhielten. Die Einſchulung der letzteren bot demnach weniger 
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Schwierigkeiten, als die der Katholiken, aber die beiden von der jüdiſchen Gemeinde 
unterhaltenen Schulen waren überfüllt, jo daß bereits 286 jüdiſche Kinder evangeliſche 
Schulen beſuchten. Zog man ferner in Erwägung, daß die Fluftuation der Bevölke— 
rung innerhalb der Stadt, wie fi) das auch jpäter herausftellte, leicht eine Verände— 
rung in der Vertheilung hervorbringen konnte, jo rechtfertigte fih der Wunſch, für 
die ftädtifchen Gemeindejchulen überhaupt die Möglichkeit zu haben, je nad Bedürfniß 
neben dem evangelijchen auch katholiſchen oder jüdischen Religionsunterricht von Lehrern 
dejielben Bekenntniſſes ertheilen zu laſſen und ſolche Lehrer als ordentliche Lehrer 
diefer Schulen zu berufen. Auszunehmen waren nur diejenigen Schulen, die ihrer 
Entjtehung nad als konfeſſionell betrachtet werden konnten; nämlich einerjeits die fol 
genden vier evangelifhen: die 11. und 20., auf deren Grundftüden Nüder’jche 
Stiftungsgelder eingetragen find, die 70., welche aus der Schule der Parochialfirche 
entitanden ift, und die früher Königlihe 31. Schule in Moabit, und andererjeits die 
obengenannten jechs katholiſchen Schulen. 

Ein entiprechender Antrag wurde unter dem 11. Auguft 1875 von dem Kö: 
niglihen Provinzial: Schulfollegium mit Ermächtigung des Unterrichtsminifters genehmigt. 

Damit hing zufammen, daß aud die Wahl der Lokal-Schulinſpektoren ſowohl 
auf Nichtgeiftliche als Geiſtliche gerichtet werden durfte, 

Die Lokal-Schulinſpektion ift im Jahre 1877 für alle Schulen den jechs 
ſtädtiſchen Schulinfpeftoren übertragen und damit dies Verhältniß definitiv geordnet. 
Im Uebrigen war aber durdy jene Genehmigung der Boden gewonnen, auf welchem ſich 
die konfeſſionellen Verhältniffe der Schulen ohne weitere Schwierigkeiten ordnen ließen. 
Sobald die betheiligten Eltern jelbjt dem Verlangen nad) Konfeſſionsſchulen entjagten, 
war es leicht, die Schulfinder der Stadttheile jo zu gruppiren, daß für den Neligions- 
unterricht jedes Belenntnifjes ordnungsmäßig Sorge getragen wurde. Für die jüdijchen 
Kinder gelingt dies in mwachlendem Maße. An der 8. Schule (Gipsftraße) iſt für 
Knaben, an der 84. Schule (Keibelftraße) für Mädchen jüdischer NReligionsunterricht 
eingerichtet, und an anderer Stelle ift er in Ausficht genommen. Die Schwierigkeiten, 
welche in dem Verhältniß zwifchen dem Staat und der katholiſchen Kirche noch ihrer 
Löfung barren, haben auch in unferer Stadt dahin gewirkt, daß die Vereinigung 
katholischer und evangeliicher Kinder in derſelben Schule nur langjam vorwärts fommt. 
Katholifcher Neligionsunterricht ift einige Zeit hindurch an der 10. Schule, kürzere 
Zeit noch an einigen anderen Stellen ertheilt. Dort wegen Mangel an Theilnahme 
aufgegeben, ift er für die Schulen vor dem Potsdamer Thor feit Kurzem mit etwas 
größerem Erfolg eingerichtet. 

Das Refultat der Entwidelung darf infofern als erfreulich bezeichnet werden, 
als in der centralen Leitung — der Schul-Deputation — Rarität bergeftellt ift, für 
die Schulen jelbft den Eltern die Wahl zwijchen Fonfejfioniellen und paritätijchen frei 
jteht, und in Folge der großen Ausdehnung des Schulneßes auch die etwa erforder: 
lie Vermehrung der konfeffionellen Klaffen ohne eine befondere Belaftung des Stadt: 
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baushalts erfolgen fann. Das Schulwejen der Stadtgemeinde hat fich fräftig genug 
erwiejen, um allen Kindern, für die es in Anjpruch genommen wird, Erziehung und 
Bildung zu gewähren, die Religion ihrer Eltern in ihnen zu erhalten und zu pflegen, 
und den berechtigten Anforderungen aller betheiligten Neligionsgefellihaften ohne Störung 
des Friedens zu genügen. 

Parallel mit der äußeren Entwidelung der Gemeindefchulen ging die Um: 
geitaltung des Lehrplanes. 

Der „Normal:Zehrplan für die unter der Aufficht der hieſigen ſtädtiſchen 
Schul:Deputation ftehenden Kommunal:, Parochial- und Privatſchulen“ vom Jahre 1855 
enthielt in den SS. 1—18 die Vorjchriften, nach denen im Anfang unferer Berichts: 
periode die Elementarjchulen zu arbeiten hatten. Er war zwar jchon vor dem Erlaf 
der „Regulative vom 1., 2. und 3. Oftober 1854" entworfen, mußte aber nad) 
denjelben durch einige Zufäge und Hinweiſungen auf die von ihnen vorgefchriebene 
Unterrichtsmethode geändert werden. „Durch denjelben hat“, jo charakterifirt ihn ein 
Reſkript des Minifters v. Raumer vom 28. März 1855, „die Anordnung des 
Regulativs vom 3. Dftober 1854, daß die für die einklaffige Elementarjchule 
vorgejchriebenen Grundzüge, joweit fie Charakter, Richtung und Weſen des Elementar: 
unterrichts angehen, überall unverändert auch auf die mehrklaffigen Schulen Anwendung 
finden, da fie für die dem Umfang nach zu erweiternden Leftionspläne auch diejen 
Schulen Grundlage und Anhalt zu bieten geeignet find, ihre Ausführung und die 
thatſächliche Beftätigung ihrer Nichtigkeit gefunden." Aber je mehr die Schulen dem 
Charakter der Gemeindeſchulen zueilten und je lebendiger die allgemeine Bewegung der 
Beifter dem Standpunkt fi) zumandte, von dem die „Allgemeinen Beitimmungen vom 
15. Oktober 1872" erlafjen find, defto mehr nahm auch der Lehrplan nad) feiner 
Tendenz und Gliederung das vorweg, was jpäter von der höchften Stelle als die 
Norm erklärt wurde. In dem „abgeänderten Normal:Lehrplan für die unter der 
Auffiht der hiefigen ftädtifhen Schul-Deputation ftehenden Elementarjchulen" vom 
Jahre 1864 durfte zwar der Hinweis auf die Negulative nicht fehlen, fir die 
Behandlung des Unterrichtsftoffes follten die in den „Grundzügen, betreffend Einrichtung 
und Unterricht der evangelifchen einklajfigen Elementarjchule" gegebenen Vorjchriften 
maßgebend bleiben, aber es wurden doch zu der bloßen „Heimaths- und Vaterlands— 
kunde“ Geographie und Geſchichte gefügt, und in den Knabenſchulen ftatt „des 
Zeichnens, verbunden mit Formenlehre* eingeführt einerfeits Formenlehre und Geometrie 
und andererjeits Zeichnen in befonderen Stunden. In der Oberftufe der Knabenklaffen 
wurde demgemäß der Neligionsunterriht von 6 auf 4 Stunden bejchränft. Auch für 
die deutſche Grammatik traten wieder befondere Lehritunden ein. Der bisher mit der 
Negeldetri abgeſchloſſene Nechenunterricht follte, wenn möglich, auch die bürgerlichen 
Rehnungsarten aufnehmen. 

Ein weiterer Fortjchritt wurde durch die Errichtung der jogenannten Selekten 
gemacht. 


Der Lehrplan 
und die Ziele 
der einzelnen 
Klafjen, ins: 
bejondere der 
eriten Klaſſe. 
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Nah dem Erlaß der „allgemeinen Beſtimmungen“ mußte ein neuer „Normal- 
Lehrplan für die Volksſchulen in Berlin® entworfen werden (vom 3. Juni 1873 
datirt). In ihm wurde das Syftem der 6 auffteigenden Klafjen allgemein vorgeſchrieben, 
und die Stundenvertheilung fo geordnet, wie fie bis auf wenig Abänderungen noch 


bejteht, nämlich: 


Knabenabtheilung. Mädchenabtheilung. 
Unterjtufe. Unterftufe. 
Religion . 4 Stunden, 4 Stunden, 
Deutich *) 12 > 12 
Rechnen 4 4 
Geſang 2 3 
Summa 22 Stunden. 22 Stunden. 
Knabenabtheilung. Mädchenabtheilung. 
Mittelſtufe. Mittelſtufe. 
Kt. II. Kl. J. Kl. II. Kl. J. 
Religion. 4 St., 4 St., Religion 4 St., 4 St., 
Deutſch. 10 : 10 : Deutih . 10 : 8 = 
Rechnen . 4 : 4 : Rechnen . 4 : 4 
Heimathskunde. 2 2 Heimathlunde . — =: 2 
Naturkunde . 2 2 Naturkunde — 2 
Zeichnen und Zeichnen s 2— 
Formenlehre. 2 : 4 Gejang . 2. 3 2 : 
Bejang . 2 : 2 Weibliche Hand: 
Zumen . . . 2: 2 arbeiten 8 =: 8 ⸗ 
Summa 28 St. 30 St. Summa 28 St. 32 St. 
Oberſtufe. Oberſtufe. 
Kt. II. Kl. J. Kl. II. Kl. 1. 
Religion . 4 St, 4 St., Neligion . 4 St., 4 St., 
Dutih. . . 8 =: 8 = Teutih . 6 =: 6 =: 
Rechnen. . . 4 : 4 : Rechnen . 4 : 4 > 
Beihihtee . . 2 2 ⸗ Geſchichte ——— 2 = 
Geographie. . 2 2 = Geographie . 2 ⸗ 2 
Naturfunde. . 2 8 : Naturkunde . 2 ⸗ 2 
Geometrie. . 2 8 : Zeichnen 2 2 
Zeichnen. . . 2 2 Gejang . 2— 2 
Gefang. . . 2 2 = Weibliche Hand- 
um. » . 35 2 arbeiten 8 : 8 .: 
Eumma 30 St. 32 ©t. Summa 32 St. 32 ©t. 


*) Yeien, Schreiben, Sprachlehre. 
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Die Ziele für die einzelnen Gegenſtände wurden nur im Allgemeinen angegeben; 
die Geſchichte beſchränkt ſich auf die vaterländiſche, im Rechnen treten die Dezimal— 
brüche hinzu, im Deutſchen Mittheilungen über die Dichter u. ſ. f. Die Bahn war 
frei gemacht. Welche Leiſtung die Verhältniſſe zuließen, mußte erſt durch die Erfahrung 
ermittelt werden. Zwei Mafregeln dienten mejentlih dazu, fie zu erhöhen. Erſtens 
war es nothwendig, daß die Schulkinder ftets nach ihren Vorkenntniſſen pafjend in 
Abtheilungen gruppirt wurden, und hierzu erforderlih, daß die Schulen für folche 
Klafien, die nad) dem natürlichen Verlauf der Dinge mehr Zöglinge haben müfjen, 
Parallelcoeten errichten Ffonnten. Nicht blos die Hemmungen, welche die häusliche 
Noth erzeugt, bewirken, daß die unteren Klaffen am ftärkften bejegt find; die Fluthwelle 
der Frequenz trat jeit dem Jahre 1870 unten ein, fie rückte erjt allmählich in die 
oberen Klafjen vor. Die Schulhäufer find mit dem Schulbedürfniß gewachſen, das 
Klaſſenſyſtem bleibt nad) der Zahl 6 geformt, aber aus den verfügbaren Räumen 
bildet jede einzelne Schule fo viel Parallelklafjen für die ftärker beſetzten Stufen, als 
das jeweilige Bedürfniß erfordert. Für die unteren Klaffen wird dadurch meijtens 
der Vortheil gewonnen, daß Wechjelcoeten enttehen. 


Zweitens mußte allmählich der Grundfaß verlaſſen werden, daß jeder Lehrer in 
feiner Klaſſe alle Stunden ertheile. Schon feit dem Jahre 1873 geben die Haupt: 
Iehrer nur 12 Stunden. Der Reft fiel den nur mit 22 Stunden beihäftigten Lehrern 
der Unterflafjen zu. Gerade die jüngeren Lehrer erhielten auf dieſe Weife den 
Ihwierigeren Unterriht in den oberen Klafjen. Je nothwendiger es wurde, für bie 
Lehrgegenftände, welche, wie die Geometrie, die Naturkunde, die Geſchichte und das 
Zeihnen, nur mit Erfolg behandelt werden können, wenn der Lehrer in dauernder 
Beihäftigung ſich ihrer jo bemächtigt, daß er ficheres Wiffen und Können mit einer 
Ipeziellen Lehrerfahrung verbindet, defto mehr mußte darauf hingewirkt werden, daß 
fi für diefe Fächer allmählich Lehrer ausbildeten, die den Unterricht in ihnen für 
mehrere Klafjen übernehmen fonnten. Feſtgehalten wurde dabei, daß jeder Lehrer in 
feiner eigenen Klafje jo viel und fo wichtige Lehrftunden behält, um auf die fittliche 
Haltung und intellektuelle Entwiclung der ihm vorzugsweise anvertrauten Kinder den 
erforderlichen Einfluß ausüben zu können. Die Klafenlehrer find hiermit zu ordent— 
lihen Lehrern der Schule geworden. 


Nachdem der neue Lehrplan einige Zeit in Wirkfamkfeit geweſen war, konnte 
das Klaffenziel für die wichtigeren Lehrgegenftände näher feftgeftellt und dadurch auch 
die Gleihförmigkeit in der Gliederung der ſämmtlichen Gemeindefchulen herbeigeführt 
werden. Wegen der großen Fluftuation der Bevölkerung war dies um jo noth— 
wendiger. Es geihah durch die „Ordnung für die Verfegungsprüfungen in den 
Gemeindefchulen” vom 29. September 1875. Wir theilen daraus die Anforderungen 
bei der Verjeßung aus den einzelnen Klaffen mit. Sie lafjen den gegenwärtigen 


Stand des Unterrichts am beftimmteften erkennen: 
19 
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6. Klafje 
Das Kind joll 
die in deutichen Buchſtaben gedrudten Stüde der Fibel lautrichtig 
(efen, und ſolche ohne viele Fehler auf der Tafel oder dem 
Papier abjchreiben; 
einige Feine Gedichte finngemäß herjagen; 
bis 100 zählen, und in diefem Zahlenfreije Einer zuzählen -und 
abziehen, im Zahlenkreife von 1—20 auch multipliziven und 
dividiren. 
Zu der Prüfung ſchreiben die Kinder eine Seite auf der Tafel oder 
dem Papier ab; im Rechnen wird nur mündlich geprüft. 
5. SLEITE 

Deutſch. Im lautrichtigen Leſen deutſcher und lateiniſcher Schrift, und 
im Buchſtabiren geleſener Wörter ſoll das Kind geübt ſein; 

Diktate aus ſolchen Wörtern ſchreiben können, in denen die geſprochenen 
Laute den geſchriebenen einfach entſprechen; 

mit der Umlautung a in ä, o in ö, u in ü muß es bekannt ſein; 

Subſtantiva, Adjektiva und Verba ſoll es erkennen, und die Zergliederung 
einfacher Sätze nach den Fragen: wer iſt? wer thut? wie iſt? u. ſ. w. 
vorzunehmen im Stande ſein; 

einige Gedichte ſoll es mit Verſtändniß aufſagen können; 

deutſche Schrift mit der Feder auf dem Papier in deutlichen Formen 
ſchreiben. 

Kopfrechnen. Das Einmaleins bis 10 ſoll das Kind ſicher wiſſen, im 
Zahlenkreiſe von 1—100 addiren und ſubtrahiren, zweiſtellige Zahlen 
mit Einern multipliziren und durch Einer dividiren. 

Schriftliches Rechnen. Die Zahlen von 1—10000 ſoll das Kind leſen 
und jchreiben, zu einander addiren, und von einander fubtrahiren 
fönnen, 

Die jchriftliche Prüfung befteht in einem Diktat und einer Rechenarbeit. 
4. Klaffe 

Deutſch. Das Kind fol die durchgenommenen Stüde des Lejebuchs geläufig, 
mit richtiger Hebung und Senfung der Stimme und Innehaltung der 
Pauſen lejen; 

in einem Diktat feine Bekanntſchaft mit der Schreibung der langen Vokale 
(einfacher Vokal, Verdoppelung, ie, h, unter Weglafjung des tb) und 
mit der Verdoppelung der Konfonanten (bejonders Ed und &) zeigen; 

Subftantiva und Adjektiva defliniren, das Perjonalpronomen erkennen, 
und von dem Indikativus Aftivi der Verba das Präjens, Imperfektum 
und Futurum bilden; 
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Subjekt, Prädikat und Objekt in einfachen Sätzen auffinden; 
die für die Klaſſe beſtimmten Gedichte mit angemeſſener Betonung aufſagen; 
die lateiniſchen Schriftzüge in deutlichen Formen ſchreiben. 

Kopfrechnen. Das Einmaleins mit 12 und 15 muß dem Kinde ge— 
läufig ſein; 

die einfachſten Aufgaben der Regeldetri muß es löſen können. 
Schriftliches Rechnen. Die 4 Spezies im unbegrenzten Zahlenkreiſe joll 
das Kind mit Sicherheit ausführen. 
Die jchriftlihe Prüfung befteht in einem Diktat und einer Rechenarbeit. 
3. Klaſſe. 

Deutſch. Die durchgenommenen Leſeſtücke fol das Kind mit richtiger Be: 

tonung lejen; 

in dem Diktat die Auslaute (d, t, b, p, g, E, ch) und ſ-Laute (ſ, 8, fi, 5) 
richtig jchreiben, th an der gehörigen Stelle verwenden, kurz ä und e, 
äu und eu, ei und ai unterjcheiden; 

die Komparation der Adjeftiva, die Bildung des Perfeftums, Plusquam- 
perjeftums, Imperativs und der AInfinitive muß ihm geläufig jein; 
das Noverbium muß es erfennen, und die Wräpofitionen mit dem 
richtigen Kafus verbinden; 

in der Zerglieverung der Süße muß es Attribut, Objeft und adverbiale 
Beltimmung auffinden; 

einige Gedichte angemefjen vortragen. 

Nehnen. Maß, Gewiht und Geld joll das Kind kennen, und die vier 
Rehnungsarten mit mehrfady benannten Zahlen ausführen ; 

auch die einfahen Aufgaben der Regeldetri durch Zurüdführen auf die 
Einheit mit Verſtändniß löfen. 

Geographie. Die Geftalt und Bewegung der Erde, fowie die Entftehung 
von Tag und Naht muß das Kind aufgefaßt, die Erdtheile mit ihren 
Halbinfeln und Infeln, fowie die Meere und Meerestheile muß es 
fennen gelernt haben. 

Die jchriftlihe Prüfung befteht in einem Diktat und einer Rechenarbeit. 
2. Klaſſe. 

Religion. a) Evangeliiche Kinder follen die Neihenfolge der biblifchen 
Bücher, die erften drei Hauptftüde des Katechismus und die im Lehr: 
plan für die 5—2. Klaſſe vorgefchriebenen Kirchenlieder ſicher wiflen; 

über die durchgenommenen bibliſchen Geſchichten verftändig berichten; 
und deren religiöfe Bedeutung mit paſſenden Bibelverjen bezeichnen können. 
b) Katholifche Kinder: Ueber die durcdhgenommenen biblifchen Befchichten 
joll das Kind verftändige Auskunft geben; und die für die 5.—2. Klaſſe 
vorgeichriebenen Kirchenlieder mit Verftändniß vortragen können. 
19* 
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Deutſch. Das Kind ſoll ein früher nicht geleſenes Stück ohne grobe Fehler 
vorleſen; 

im Diktat f, v, ph, pf, x, chs, ks, ds, gs, ſowie die Konſonantenver— 
doppelung bei kurzen Vokalen richtig anwenden, und die Silben auch 
in ſchwierigeren Fällen richtig trennen; 

die Wortarten unterſcheiden, ſowie dekliniren und konjugiren; 

die Nebenſätze nach den Saätztheilen, welchen fie entſprechen, unterſcheiden; 

eine kurze Erzählung ſchriftlich wiedergeben; 

einige Gedichte mit gutem Ausdruck vortragen. 

Rechnen. Das Rechnen mit Dezimalen und mit Brüchen muß dem Kinde 
geläufig ſein. 

Geometrie. (Für Knaben.) Der Schüler ſoll Winkel und Linien zu 
halbiren, Lothe zu fällen und zu errichten, und die Richtigkeit der an— 
gewandten Konitruftionen darzuthun vermögen. 

Geographie. Die Grenzen, Gebirge und Flüffe Deutſchlands, ſowie feine 
politiſche Eintheilung, die preußiſchen Provinzen und ihre Hauptitädte, 
jowie die wichtigsten Eifenbahnen muß das Kind fennen, über die Ver: 
bältnifje der Provinz Brandenburg nähere Auskunft zu geben vermögen. 

Geſchichte. Die wichtigften Ereigniffe aus dem Leben Carl’s des Großen, 
Heinrich's J. Otto's des Großen, Friedrich Barbarofja’s, des Großen 
Kurfürften und der Preußiſchen Könige muß das Kind erzählen können. 

Die jhriftlihe Prüfung beſteht im Aufjchreiben einer ee und in 
einer Nechenarbeit. 

Eine größere Verjchiedenheit zeigt fi in den von den erjten Klaſſen — 
Zielen; die Verhältniſſe der Schüler wechſeln mit den Stadtgegenden und der Lehr— 
erfolg mit der Perſönlichkeit der Leiter und Lehrer der Schulen. Im Allgemeinen 
aber kann von einem Schüler, welcher die erſte Klaſſe durchgemacht hat, angenommen 
werden, daß er fließend und mit richtiger Betonung leſen, orthographiſch richtig 
Iihreiben, die Wortarten unterfcheiden, die Wortformen bilden und einen Saß-zergliedern 
fann. Cine leichte Erzählung vermag er fchriftlih wiederzugeben, mit Eleinen 
Beichreibungen hat er einen Anfang gemacht und von einigen Dichtern, wie Gellert, 
Schiller, Goethe, E M. Arndt, Uhland, Chamiſſo, fennt er den Lebens: 
umriß und einige Gedichte. Im Rechnen joll er mit Dezimalbrüdhen und gemeinen 
Brüchen operiren und Aufgaben aus der Negeldetri und Geiellihaftsrehnung löſen 
können. In der Geometrie wird die Lehre von der Kongruenz der Dreiede und den 
Winkeln im Kreiſe mit den Beweiſen durchgenommen, die Vergleihung geradlinig 
begrenzter Flächen und ebenjo die Ausführung der einfachſten Konftruftionen eingeübt. 
Einige charakteriftiiche Pflanzen: und Thierformen ſowie die am häufigiten vorfommenden 
Mineralien haben die Schüler kennen gelernt und die elementaren Beobadhtungen und 
Beratungen, die fih um die gebräuchlichiten phyfifaliihen Apparate gruppiren, 
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angeſtellt. Sie kennen die Länder, Gebirge und Flüſſe Europas, ſowie Einiges von 
den fremden Welttheilen; das Wichtigſte aus der phyſikaliſchen und politiſchen Geographie 
Deutſchlands ſoll gründlicher betrieben und aus der vaterländiſchen Geſchichte ſollen die 
wichtigſten Daten und die Lebensbilder der hervorragendſten Perſonen aufgefaßt werden. 

Der Lehrplan der Volksſchule wird immer auf die mittlere Leiſtungsfähigkeit 
der Schüler berechnet ſein. Beſonders begabte Schüler werden ihn vor dem Ablauf 
des ſchulpflichtigen Alters durchlaufen. Für ſolche wurde bisher in doppelter Weiſe 
geſorgt. Man wies fie ſeit dem Jahre 1861 gehobenen Privatichulen gegen ein von 
der Stadt gezahltes Schulgeld zu; feit 1876 können auch Knaben, welche im 12. Lebens: 
jahr das Penſum der Gemeindefchule erreiht haben, als Freifchüler in ftädtifchen 
höheren Lehranftalten aufgenommen werden. Zweitens wünſchte man foldhen talent 
vollen Knaben aud dann die Möglichkeit einer ferneren, für den Gemerbejtand 
berechneten Ausbildung zu gewähren, wenn fie Nachmittags durch ihre Verhältnifje zu 
anderweitiger Arbeit genöthigt find. Es wurde daher in einigen Gemeindejchulen jeit 
dem Jahre 1866 eine fogenannte Selefta errichtet, d. h. eine Klafje mit 24ſtündigem 
Vormittagsunterricht, der auf Nealien und Zeichnen befondere Rüdfiht nimmt. In 
diefen Klaffen jollten die Schüler der Gemeindefchulen vereinigt werden, welche das 
allgemeine Penſum bis zum Schluß des 12. Lebensjahres abjolvirt haben, Nach und 
nah find 10 ſolcher Seleften eingerichtet worden. Ihr Zwed wird jetzt durch 
die Fortbildungsschulen beffer erfüllt. Ihr anfängliches Lehrziel ift von dem der erften 
Gemeindejchulklaffen überholt worden. Ungern geben die Schulen ihre hervorragenden 
Zöglinge an andere Schulen gleicher Art ab. Die Selekten gehen daher allmählich 
wieder ein. Mittelihulen, welche den fremdiprachlichen Unterricht erft nach dem 
5. oder 6. Schuljahre beginnen, fcheinen die richtige Ergänzung der Gemeindejchulen 
zu bilden. Der Plan zu denjelben wird noch bisfutirt. 


Die erhöhten Ansprüche, welche der Lehrplan allmählich an die Schulen machte, 
erforderten einige Male befondere Einrichtungen, um die Vorbildung der Lehrer zu 
ergänzen. So wurden in den Iahren 1863 bis 1865 Kurſe für Gemeindelehrer in 
der Zoologie, Botanik, Phyſik und Chemie gehalten, um die Einführung des natur: 
wiſſenſchaftlichen Unterrichts vorzubereiten; al® dann vom Jahre 1874 ab der 
Zeichenunterricht bejonderer Pflege bedurfte, bot die Einrichtung des ſtädtiſchen Schul: 
mufeums willtommene Hilfe. Für dafjelbe wird feit 1875 jährlich die Summe von 
4000 #. bewilligt. Eine Sammlung von Lehrmitteln und eine Bibliothek werden 
davon unterhalten, deren Benutzung den ftädtijchen Lehrern freifteht, fowohl in dem 
Lokale der Sammlung felbit, der Aula der 72. Gemeindefchule, als durch Entleihung 


Beranjtaltun- 
gen zur Er— 
gänzung der 
Vorbildung der 
Lehrer. 


von Büchern. Aber auch Kurſe für Lehrer und Lehrerinnen können aus den gewährten 


Mitteln beftritten werden. In den Sahren 1875 und 1876 wurden bei dem Deutfchen 
Gewerbemufeum Kurje für Zeichenlehrer und Zeichenlehrerinnen eingerichtet, und bei 
dem Viltoria-Lyceum Kurfe für Lehrerinnen über Nechnen, Geographie und Gejchichte. 


BVerbefferung 
der Pehrmittel 


Der Tum: 
unterricht. 
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Auch die Lehrmittel mußten verbefjert und vermehrt werden. Insbejondere 
it dies für das Zeichnen und die Naturwifjenichaften geſchehen. Mit phyſikaliſchen 
Apparaten wurden ſeit 1866 einzelne Echulen verjehen. Bis zum Jahre 1875 waren 
19 Schulen einigermaßen ausreichend verforgt. Von nun an aber wurde die Pofition 
für Lehrmittel im Etat erhöht, und es fonnten in Folge defjen für alle Schulen 
dauerhafte und wirkſame Apparate geliefert werden. Die Beihaffung war für einen 
billigen Preis dadurch möglid, daß die angenommenen Typen gleichzeitig in einer 
großen Anzahl von Eremplaren bejtellt wurden. 

Für den botanifchen Unterricht lieferte der Humboldthain jeit 1875 Pflanzen, 
zunächſt für eine Kleinere Zahl von Schulen; für erheblich mehr im folgenden Jahre; feit 
1877 verjorgt er ſämmtliche Schulen während des Sommers wöchentlich zweimal mit 
Pflanzen. (Bergl. Abjchnitt II. Seite 69.) 

Diefe Einrihtung ſowohl, wie der den Gemeindefchulen — in Folge ſtädtiſchen 
Beitrages — gewährte unentgeltliche Zutritt zu dem zoologifchen Garten und dem 
Aquarium dienen dazu, die Schranken zu befämpfen, die in der großen Stadt das 
Leben der Jugend von der Friſche und Herrlichkeit der Natur trennen, und zwiſchen 
die Mauern einengen, die faum zu dem Erwachſenen in verftändlicher Sprache reden. 

Wichtiger noch ift in diefer Beziehung das Turnen. 

An anderer Stelle wird berichtet werden, mit welchen Mitteln und mit wie 
erfreulihem Erfolg die ftädtiiche Verwaltung bemüht gewejen ift, das Turnen der 
Erwachjenen zu pflegen. Die lebendige Theilnahme für dafjelbe ift auch dem Schul: 
turnen zu Gute gefommen. Der geregelte Betrieb der Leibesübungen hat auf bie 
Haltung und die Gejundheit der Kinder den wohlthätigften Einfluß geübt; er ift ein 
Erziehungsmittel geworden, welches einerjeits der Jugend die Friſche erhält, anderer: 
feits aber auch in das Treiben der fir ihre Erholungszeit auf die Straßen angewie— 
jenen Kinderwelt mehr Gefittung gebracht hat. 

Der Anfang wurde in den Kommunaljchulen feit dem Sommer 1854 mit 
Ling'ſchen Freiübungen gemacht. Es follten die Paufen, Morgens eine halbe Stunde, 
Nahmittags eine Biertelftunde, mit ihnen ausgefüllt werden. Der Minifterialerlag 
vom 26. Mai 1860 erhob die gymmaftischen Uebungen zu einem obligatorijchen 
Unterrichtsgegenftand der Elementarſchule. Es wurden nun die Höfe der Schulen 
in geeigneter Weife hergerichtet, mit Bäumen bepflanzt und mit den nothmwen- 
digften Geräthen verjehen. Die Pläne zur Einrichtung der Zurnpläße, die Bor: 
bereitung der Lehrer in bejonderen Kurjen wurden einem ftäbtifhen Oberturnmwart 
übertragen, der als ſolcher feit dem Jahre 1864 feit angeftellt iſt. Das eigent- 
liche Turnen konnte im Sommer 1862 an 22 Schulen begonnen werden, je zwei 
Stunden wöchentlich wurden in den Knabenklaſſen der mittleren und oberen Stufe 
dafür beftimmt. Für den Winter fehlte es an pafjenden Räumlichkeiten. Nachdem 
indeffen das Waijenhaus in Nummelsburg eine zwedmäßige Turnhalle erhalten hatte, 
wurde nad) ihrem Mufter zuerft bei dem Bau der neuen Gemeindejchule in der Warten- 
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burgftraße ein „Turnſchuppen“ errichtet. Ihm folgten die Turnbhallen der 21., 30., 
42. und 44. Schule. Eo konnte denn im Dftober 1868 auch mit dem Winterturnen 
begonnen werden. Am Ende des Jahres 1876 verfügten die Gemeindejchulen über 
31 Turnhallen, in denen mwöchentlih während 850 Stunden von den Gemeindejchulen 
und während 32 Stunden von Privatichulen geturnt wurde, 

Die Ausbildungskfurfe für Turnlehrer wurden von dem Oberturnwart fortgejeßt, 
ein ausführlicher Lehrplan von demſelben in Webereinftimmung mit dem vom Unter: 
rihtsminifter im Jahre 1868 veranlaften „Neuen Leitfaden für den Turnunterricht 
in den Preußiſchen Volksſchulen“ aufgeftellt und nad eingehenden Berathungen im 
Jahre 1871 dem Interricht zu Grunde gelegt. 

Anfangs wurde derjelbe nur ſolchen Lehrern übertragen, welche ſich durch be: 
fondere Vorbildung für ihn befähigt hatten, und auch fpäter find die befonderen An- 
‚ forderungen, die er an das Geſchick und die Neigung der Lehrenden ftellt, bei deren 
Auswahl maßgebend geblieben. Es war dies nur möglih, indem man darauf ver: 
zichtete, die Ertheilung des Turnunterrichts von den Lehrern ohne bejondere Entjchä- 
digung zu verlangen. Die Turnftunden für Anaben find ftets neben den eigentlichen 
Pflihtjtunden ertheilt, und zwar wurde Anfangs monatlid 1 Thlr. für die Stunde 
gezahlt, dann, von 1863 ab, 1 Thlr. 10 Sgr.; jeit dem Winter 1873 beträgt das 
Sonorar 15 Sgr. für jede Stunde, 

Nachdem unter dem 21. Auguft 1875 von dem Unterrichtsminifter ein „Prü— 
fungsreglement für Zurnlehrerinnen“ erlaffen war, konnte das Turnen aud in Die 
Mädchenſchulen eingeführt werden. Die Hoffnung, daß dafjelbe die Körperhaltung ver 
Kinder befjern, ihren Geift erfriichen, ihre Spiele veredeln werde, ift nicht getäufcht 
worden. Im Winterfemefter 1876/77 wurde mit 42 Klaffen begonnen; zwei Sand: 
arbeitsftunden wurden durch Zurnftunden erjegt; in dem Maße, als die Zahl der ge: 
prüften Zurnlehrerinnen und die zur Verfügung ftehenden Zurnhallen zunahm, ver: 
breitete fi das Mäddenturnen; nur felten war ein Borurtheil bei den Eltern zu 
befämpfen. Es ift nunmehr fait vollftändig durchgeführt. 


Die Einrihtungen, Pläne und Regulative erhalten ihr Leben erft durch die 
Perfonen, die fie ausführen. Zweierlei hat dazu beigetragen, für die ftädtifchen Schulen 
ein Lehrperjonal zu gewinnen, das durch feine Arbeit und Einficht, feine Treue und 
fein Gejhid die Hoffnungen zu verwirklichen vermag, in denen die ganze Organifation 
begonnen und durchgeführt ift. 

Das eine ift die ausgedehnte Berufung von Lehrerinnen; das andere die fefte 
Ordnung der Gehaltsverhältniffe. 

Mit günftigem Erfolge wurde gleichzeitig mit dem Aufbau der Gemeindeſchulen 
auch die Hilfe weiblicher Lehrkräfte in fteigendem Maße herangezogen. 

Db die Anftellung wiffenihaftlicher Lehrerinnen an öffentlihen Schulen rath- 
ſam jei, war im Anfang unferer Berichtsperiode eine unter den Pädagogen ftreitige 


Die Verwen— 
dung von 
Lehrerinnen. 
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Frage. Die Aufmerkſamkeit der Schul-Deputation war ſchon ſeit längerer Zeit auf 
fie gelenkt. Denn feit dem Jahre 1856 etwa mehrte ſich, zum Theil unter dem Einfluß 
des Lehrermangels, die Zahl der Lehrerinnen, welche an denjenigen Privatjchulen für 
Mädchen beſchäftigt waren, welche Kinder auf Koften der Stadtgemeinde unterrichteten, 
fie ftieg bis zum Anfang des Jahres 1863 auf 62. Faſt durchweg war ein heil- 
famer Einfluß der Lehrerinnen auf die Haltung der Kinder zu erkennen. 

Das natürliche Gefhid für die Leitung der Kinder, der angeborene Eifer für 
die Erziehung, die Leichtigkeit und Unbefangenheit in der Aufnahme und Wiedergabe 
des Lehrftoffs, die Fähigkeit und Neigung zur Anregung des Gefühlslebens, endlich 
ein taftvoll weibliches Benehmen machten ſich in ſolchem Mafe geltend, daß die Be: 
denken, welche aus der phyfiichen Leiftungsfähigfeit oder aus der fozialen Stellung der 
Frau bergenommen waren, dagegen ganz zurüdtraten. Der aus dem jugendlichen 
Alter von 18 Jahren, in weldem reglementsmäßig die Prüfung abgelegt werden 
durfte, entipringende Einwand konnte dadurch bejeitigt werden, daß man die Wahl 
nur auf geübte Lehrerinnen lenkte. Daher ſchlug die Schul-Deputation aud die An: 
ftellung wifjenfchaftlicer Lehrerinnen an Gemeindejchulen vor, als die Dräger’iche 
und die Edenfelder’iche Privatichule in Gemeindefhulen (die 24. und die 23.) ver: 
wandelt werden follten; der Magiftrat ftimmte zu, und die Stadbtverordneten erklärten 
ihr Einverftändniß unter dem 23. April 1863. Als Bedingung wurde angenommen, 
daß die Lehrerin bei ihrer Anftellung unverheirathet jein, bei etwaiger VBerheirathung aber 
entlaffen werden follte. Das Gehalt wurde Anfangs auf 300 Thlr., die Pflicht: 
ftundenzahl auf 26 feſtgeſetzt. Es wurde angenommen, daß die Lehrerinnen vorzugs- 
weije in den unteren und mittleren Klafjen zur Verwendung gelangen würden. 

Die erften, vom Königlichen Schulfollegium beftätigten Anftellungen datiren 
vom 1. Dftober 1863 und betreffen Lehrerinnen der 24. Schule, 

Darüber, wie viel Mädchenklafjen durch Lehrer, wie viel dur Lehrerinnen 
verforgt werden follten, wurde Anfangs feine Beftimmung getroffen. Erft im Jahre 
1875 wurde feitgejegt, daß auf je 24 Mädchenklaffen 13 Lehrer und 11 Lehrerinnen 
kommen follten.*) Daher hat denn auch die Zahl der Lehrerinnenftellen ſehr ungleich: 
mäßig zugenommen. Angeftellt find: 


im Sabre 1863 . . . . . 10 Lehrerinnen, 
2 2’ IB > ee 6 5 
⸗ 1888 98 
88 83 
18673.... MO 
1888 419 
BOB. 4 —9—9— 
18370.... 22 


) Im Normaletat für 1879 81 iſt dies Verhältniß umgekehrt. 
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im er 1871. . . .....36 Lehrerinnen, 
⸗ | FLY 2 Mr | ⸗ 
18378 28 
1874....47 
⸗ — ——— 
⸗ -1876..... 53 
⸗ —AV— 
⸗ 1878...58 
aa 1879 . .. 49 


In dem Zeitraum vom 1. Oktober 1863 bis 1. * 1879, welcher 16 Ver— 
waltungsjahre umfaßt, wurden alſo 478 Lehrerinnen angeſtellt. Von dieſen ſchieden 
während derſelben Zeit 87 wieder aus. Nämlich 5, weil fie in beſſere ſtädtiſche 
Stellen befördert wurden, 53 wegen Berheirathung, 6 Krankheits halber, 8 aus ver: 
idiedenen Gründen; 6 wurden penfionirt und 9 ftarben. 

Von den penfionirten Lehrerinnen war die jüngfte 33, die ältefte 51 Jahre 
alt, das durchſchnittliche Alter betrug 44 Jahre; von den geftorbenen war die jüngfte 
27, die ältefte 39 Sahre alt, das Durchſchnittsalter war 33. 

Bindende Schlüffe laſſen fih aus den vorftehenden Zahlen um fo weniger 
ziehen, als Anfangs die Lehrerinnen in ſehr verjchiedenem Lebensalter zur Anftellung 
gelangten. Eine Altersgrenze von 35 Jahren*) wurde erft 1870 angenommen, 

Es wird fich nicht beftreiten laffen, daß eine gewiſſe Anzahl von Lehrerinnen 
früher penjionsbedürftig wird, als dies bei Lehrern durchichnittlich der Fall ift. Liegt 
hierin ein finanzieller Nachtheil, jo wird derfelbe reichlich ausgeglichen durch die große 
Anzahl der Dienftjahre, deren Penſionsanſpruch durch Verheirathung erliiht. So 
hatten die genannten 53 Lehrerinnen zufammen rot. 205 Dienjtjahre. 

Die Zahl der Todesfälle in dem Alter zwifchen 27 und 39 Jahren wird nicht 
größer fein, als bei einer gleichen Zahl weiblicher Perfonen in anderen Lebensitellun- 
gen. Sie kann nicht als Beweis dafür gelten, daß die Anftrengung des Berufes im 
Allgemeinen übermäßig fei. Gleichwohl hat die Bemerkung, daß jüngere Lehrerinnen 
durch eine zu große Stundenzahl bald an Frifche verlieren, dahin geführt, die Zahl 
der wöchentlichen Unterrihtsftunden für die Lehrerinnen durchſchnittlich auf 22 anzu- 
ſetzen; der Erfolg diefer Maßregel wird leider oft durch die Neigung zur Uebernahme 
von Privatjtunden in Frage geitellt. 

Die Verwendbarkeit der Lehrerinnen ift allmählich geftiegen. Manche haben 
Gefangunterricht übernehmen können, mehr noch mit gutem Erfolg Zeichenunterridt. 
Der Unterricht im Deutſchen, in der Geſchichte und Religion kann vielen Lehrerinnen 
auch auf der Oberftufe anvertraut werden, feltener ift die Befähigung für den Rechen— 
unterricht. 


*) Im Normaletat für 1879/81 auf 30 Jahre herabgefegt. . 
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Die Gehaltsverhältniſſe der Lehrenden fo zu ordnen, daß einerſeits der Koſten— 
aufwand der geforderten Gejammtleiftung entjpricht, andererfeits den im Dienft der 
Jugend und der Stadt Arbeitenden eine auskömmliche Stellung und eine berechtigte 
Ausficht auf Verbefferung gewährt wird, endlich aber dem Patron die Möglichkeit bleibt, 
Talent und Verdienſt durch befondere Beförderung anzuerkennen — dieſe fundamen: 
tale Aufgabe der Schulverwaltung wurde nicht wenig erfchwert in einer Epoche, die 
weder das abjolute Maß des Zugangs neu Freirter Stellen im Voraus erfennen ließ, 
no das Verhältniß, in welchem für das wachſende Stellenfyftem der Prozentfag des 
Zugangs allmählich abnehmen würde. Dazu Fam, daß die Berufung in den ftädtifchen 
Dienft Anfangs an ältere, fpäter an jüngere Lehrer gerichtet werden mußte; Anfangs 
fam es darauf an, das Lehrperjonal der eingehenden Privatichulen ficher zu ftellen, 
fpäter überwog der Bedarf der Gemeindeſchulen die Zahl der in Berlin zur Dis— 
pofition ftehenden Privatlehrer und richtete den Blid nach auswärts. Während noch 
im Jahre 1870 die Altersgrenze der neu zu mwählenden Lehrer auf 35 Jahre normirt 
wurde, Eonnte fie ſchon 1875 auf 28 Jahre herabgefegt werden. Drittens aber ver- 
langte die Zeit des finfenden Geldwerthes Gehaltsabmefjungen, die den Lehrer in dem 
richtigen Gejellfchaftsniveau zu halten vermochten. 

Im Beginn unferer Berihtsperiode wurde diefe Aufgabe noch weniger ſcharf ins 
Auge gefaßt. ES beftanden ein Normaletat und ein Perjonaletat. Jener begrenzte 
den Spielraum, innerhalb defjen periodiſche Zulagen bewilligt werden konnten, dieſer 
fam wirklich zur Ausführung. Erfparniffe an jenem wurden am Schluß des Jahres 
als Gratififationen oder Unterftügungen vertheilt. Erſt für die Normaletatsperiode 
1864/66 wurde der Grundjag angenommen, daß der Normaletat auch thatjächlich 
erfüllt werben follte. 

Für die SHauptlehrer waren ausgemworfen 


4 Stellen mit . . . 900 Thlr. 
7 ⸗ A 850 ⸗ 
9 : = .....800 

8 ⸗ Be ee 


Für die Klafjenlehrer wurde das Prinzip der Alterszulagen angenommen. Es 
follte ein Lehrer im Dienftalter von 


0— 3 Jahren ein Gehalt von . . .» . 400 Thlr. 
3— 6 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ... Se — 
6— 9 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ | | 
9—14 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ te 600 
14—19 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ re wen RO 
19—24 : ⸗ ⸗ ⸗ | — 


über 24 = ⸗ ⸗ ⸗ a | | Bu 
erhalten. Der Iehte Betrag wurde im Jahre 1867 auf 800 Thlr. erhöht. 
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Bis zum Ende des Jahres 1871 blieb man bei diefen Beftimmungen. Sie 
waren den herrichenden Verhältniffen angepaßt, als eine dauernde Löfung der Auf: 
gabe Fonnten fie nicht angejehen werden. Für die in fpäterem Lebensalter ein: 
getretenen Lehrer brachten fie zu langjame Gehaltszunahmen. Die große Mehrzahl 
hatte nur ein geringes Dienftalter und die niedrigen Gehaltsfäte waren überwiegend; 
die Etats von 1864 und 1870 weiſen auf 


1864: 1870: 
Dienftalter von: 
über 24 —— Er ee TE 23 
19—24 ee 18 
14—19 ⸗ ar ER 11 
9—14 s ee 68 
6— 9 ⸗ 1 75 
3— 6 ⸗ ea. 104 
0— 3 92 201. 


Andererjeits machte das GEN * — des in der Zukunft 
erforderlichen Aufwandes unmöglich, ſo lange die Erfahrung keinen Anhalt geliefert 
hatte zu einigermaßen wahrſcheinlichen Annahmen darüber, welcher Bruchtheil der in 
den jtädtijchen Dienft eintretenden Lehrer die einzelnen Dienftaltersflaffen erreichen 
und wie fi daher die ganze Zahl der angeftellten Lehrer auf die einzelnen Gehalts: 
ftufen dann vertheilen werde, wenn fich der regelmäßige Verlauf in Zu: und Abgang 
bergejtellt haben würde. 

Sicherer war es, den Koftenaufwand im Voraus zu beftimmen und feine Ver: 
theilung nach Gehaltsftufen allmählich jo zu reguliren, daß der rejultivende Stellenetat 
für die regelmäßig ascendirenden Lehrer die Zulagen nahezu mit berjelben Gleich: 
förmigfeit gewährt, wie das Prinzip der Alterszulagen. So iſt feit 1872 verfahren. 
Die Epoche der Goldfluth und der Gründungen nöthigte zur Aufftellung eines neuen 
Normaletats, noch ehe der alte abgelaufen war, ja fogar zur Zurüddatirung feiner 
Gültigkeit auf den 1. Dftober 1871. Im ihm wurde „das Prinzip des Durchjchnitts: 
gehalts" angenommen; d. h. es wurden bewilligt: für die Befoldung der Sauptlehrer 
jo oft mal 900 Thlr., als Stellen vorhanden waren, und analog für die Lehrer 
600 Thlr., für die Lehrerinnen 375 Thlr. Dieje Beträge wurden fpäter erhöht. In 
Folge des Gefeßes über den MWohnungsgeldzufhuß der unmittelbaren Staatsbeamten 
wurden vom 1. Zuli 1873 ab alle Stellen von 500 Thlr. und darüber um 20 Prozent, 
alle Stellen unter 500 Thlr. um 30 Prozent verbeffert. Mit dem 1. Januar 1874 
wurde ferner das Durchfchnittsgehalt der Hauptlehrer um 100 Thlr. vermehrt, und 
mit dem Anfang des Sahres 1877 fiel auch der früher gemachte Abzug von 10 Prozent 
für die Dienftwohnung fort. Hiernach beträgt das Durchſchnittsgehalt der Nektoren 
jetzt 3 540 .%, wozu eine Dienftwohnung oder eine Miethsentfehädigung von 600 HM. 
tritt, das Durcchfchnittsgehalt der Lehrer 2235 „X, das der Lehrerinnen 1 462,; AM. 
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Diefe Beträge liefern der Verwaltung durch Multiplifation mit der Zahl der 
vorhandenen Stellen im Anfang jedes Etatsjahres das disponible Behaltsquan: 
tum. Dazu treten während des Jahres die neuen Stellen, aber vorläufig mit dem 
Minimalgehalt. 

Weitere Normen bieten die Zahlen, welche die Abftufung der wirklich gezahlten 
Behälter bejtimmen. Für die Nektoren find drei Stufen angenommen: 

3900, 3540 und 3180 MW, 
für die Lehrer feit 1874 fieben:- 

3240, 2880, 2520, 2340, 2160, 1800, 1560 MH, 
für die Lehrerinnen bis zum Sabre 1879 vier: 

1 755, 1560, 1365, 1170 M, 
zu ihnen trat am 1. April 1879 eine neue mit 1950 HK 

Mit diefen Daten vollzieht fih von Sahr zu Jahr der weitere Ausbau des 
Stellenfuftems. Der immer noch erhebliche jährliche Stellenzuwachs bietet die Möglich: 
feit, die Gleichförmigfeit der Ascenfion durch geeignete Vermehrung der Stellenzahlen 
in den relativ zu langfam erreichten Stufen zu fördern, und fo gewiffermaßen durch 
ein empirifches Interpolationsverfahren die rationelle Vertheilung berzuftellen, zu der 
man auf theoretifchem Wege gelangen würde, wenn man die Erfahrungen über die 
mittlere Dauer der Dienftzeit zu antizipiren vermöchte. 

Da mit wenig Ausnahmen fänmtliche Lehrer auf der unterften Stufe ein- 
treten, jo führt die Kreirung neuer Stellen ftets eine Beſchleunigung der Ascenfion 
herbei. Sie war in den Jahren 1870—75 bejonders Iebhaft und hat die erfreuliche 
Folge gehabt, daß auch die im fpäteren Lebensalter berufenen Lehrer rechtzeitig in 
einen ihren Familienverhältniffen entiprechenden Gehaltsſatz rüden konnten. 

Um die Entwiclung des Stellenſyſtems zu überbliden, ift es zwedmäßig, bis 
auf das Jahr 1880 vorzugreifen; die in ben nachftehenden Tabellen vorkommende 
Kolumne „Anwärter“ wird unten erklärt werben. 


1. Rektoren. 








Anzahl der n ek in 
den einzelnen Stufen: 2 
Datum. —— — Ueber: 


I. Il. Il. 










Zu⸗ Klaſſen Zu⸗ 


haupt. | nahme, "| nahme, 





Am 1. Sanuar 1873 





1; ⸗ 1874 92 

1. : "1875 118 
1. z 1876 87 

:s 1 ⸗ 1877 110 
⸗21. ⸗ 1878 93 
Ultimo Mär; 1879 99 
: : 1880 139 
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Die legte Kolumne zeigt das Anwachſen der einzelnen Schulen; während 1873 
durchfchnittlich auf eine Schule 11—12 Klaffen kamen, find jetzt mehr als 15 auf 
jede zu rechnen. 























% BELTEE 
Anzahl der Stellen in den einzelnen Stufen: j 
Ge | Zu: 
— An⸗ — nahme 
N Ir Y. | WE | WER 2 > i 
I II III — zahl 
l. Januar 1873 221 621 | 01 2501 3I 60 — 624 — 
—1 1874 25 | 75 100 125 166 | 16 | 66 — 693 69 
L. & 1875 | | 15| 125 16 | 16 | 9 — 766 73 
—A 1876 33 | 97 | 116 | 125 | 168 | 140 | 103 | 28 810 44 
l s 1877 43 | 101 | 123 | 126 | 169 | 158 | 113 | 28 861 Sl 
L # 1878 53 | 107 | 130 | 126 | 169 | 171 | 127 | 33 916 55 
Ult. März 1879 57 | 111 | 135 | 147 | 174 | 181 | 135 | 28 968 :52 
: : 1880 67 | 116 | 135 | 166 | 175 | 191 | 151 28 1 029 61 
3 Beh rerinnen 
Anzahl der Stellen in den einzelnen Gehaltsſtufen: Ge— 
— Zu: 
Datum. | Auwär⸗ ommt⸗ | Take 
. IT. IT. IV. J. 
terinnen. 
| 
l. Januar 1873 13 68 66 14 — 161 — 
l 1874 — 30 60 60 31 — 181 20 
l 1875 — 50 60 60 50 — 220 39 
J. 1876 = 56 63 63 56 19 257 37 
!: 2 1877 — 73 71 12 13 21 310 53 
1. z 1878 — 82 75 75 82 29 343 33 
Ult. Mär; 1879 12 84 17 83 102 28 386 43 
- z 1880 26 86 86 115 120 25 461 15 
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Die befriedigende Ordnung der Gehaltsverhältniffe, welche wir dargelegt haben, 
findet ihre an ſich umerläßliche, aber alüdlicherweife nur jelten zur Anwendung 
gefommene Ergänzung in der Beftimmung, daß die Ascenjionsreihe durch Ueberſpringen 
folcher Lehrer und Lehrerinnen geändert werden kann, deren Leiftungen und Haltung 
nicht genügen. 

Eine weitere, den eigenthümlihen Verhältniffen der Gemeindeſchulen ent: 
fprechende Beftimmung regelt feit dem Oktober 1875 die leftionsplanmäßige Inanfprud; 
nahme der Lehrenden, und giebt zugleich die Möglichkeit, befähigte Lehrer vorwiegend 
zu verwenden, fowie für die Berufung neuer Lehrkräfte ein gefichertes Verfahren 
einzufchlagen. 

Seit dem Jahre 1861 werden alle Lehrer zu 32 wöcentlihen Stunden durch ihre 
Vokation verpflichtet, die Lehrerinnen wurden von Anfang an zu 26 Stunden berufen. 
Diefe Pflihtftunden find nur felten erfüllt worden. Die Schulen bedürfen fo vieler 
Lehrkräfte, als fie Klaſſen haben, aber fie brauchen nicht jo viel Lehrftunden, als die 
Lehrkräfte vofationsmäßig geben müßten. WMädchenklaffen haben, wenn vom Hand— 
arbeitsunterricht abgejehen wird, weniger Stunden, als Knabenklaſſen; untere Klaſſen, 
weniger als obere, und die Zujammenfegung der einzelnen Schulen aus Klafjen diefer 
Kategorien ift fehr verjchieden; die Inanjpruchnahme der Lehrenden war um fo 
ungleihförmiger, als auch in den Mädchenſchulen das Verhältniß der männlichen und 
weiblichen Lehrkräfte ſchwankte. 

Um aus diejer, jehr unerquidliche Zuftände herbeiführenden, Negellofigkeit zu 
fommen, mußte man für die Beltundung ſolche Zahlen wählen, die das Bedürfnif 
nicht ganz erſchöpften, alfo jedenfalls erfüllt werden konnten; den Reſt konnte man 
dann gegen bejonderes Honorar (1,2 “A. für die Stunde des Lehrers, 1. für 
die der Lehrerin) als jogenannte Weberftunden vertheilen. Die früher als Mehr: 
belaftung empfundene Ungleichförmigfeit verwandelte fi in eine fündbare Zulage für 
leiftungsfähige Lehrer. Der Stadtkafje durfte aber eine größere Ausgabe nicht erwachjen. 
Zwei Wege boten fi naturgemäß dar, die Mittel für Honorirung der Ueberſtunden 
zu gewinnen. Erjtens nahm man eine gewiſſe Heine Anzahl von Stellen, für welche 
das Durhfchnittsgehalt zur Verfügung ftand, von der Vertheilung auf die Gehalts- 
ftufen aus; man bejegte jie mit Anwärtern, denen für die Stunde 1,.#, oder 
Anmwärterinnen, denen für die Stunde 1 .% gezahlt wurde. Die Differenz zwiſchen 
dem Stundenhonorar und dem Durchſchnittsgehalt blieb dann zur Sonorirung der 
Veberjtunden disponibel. 

Zweitens übertrug man an folden Mädchenſchulen, die vergleihsweife wenig 
wifjenichaftlihe Stunden hatten, einen Theil der Sandarbeitsftunden auf die wiſſen— 
ſchaftlichen Lehrerinnen, und konnte dann die erjparte Nemuneration für den Sand: 
arbeitsunterricht zum Fonds für die Ueberftunden fließen laſſen. 

So war es möglich, als Pflihtftunden, die unbedingt erfüllt werden müfjen, 
— unter Vorbehalt des Zurüdgehens auf die vofationsmäßige Zahl — feftzuftellen: 
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für die Lehrer der erften Gehaltsftufe 22, für die der zweiten und britten 24, für alle 
übrigen 26 und für die Lehrerinnen 22 Stunden. 

Diefe Zahlen bedingten eine. verhältnigmäßig geringe Anzahl von Weberftunden, 
und find 1879 nur infofern geändert, als den Lehrern der erjten Stufe 24, denen 
der dritten 26 Stunden zugetheilt wurden. 

Die Annahme der Anwärter und Anmwärterinnen ift ein erwünjchtes Mittel, 
um die für den ſtädtiſchen Dienft auserfehenen Kräfte einer vorläufigen, freilich meift 
jehr furzen Bewährungszeit zu unterwerfen. 


Te wirkſamer die Elementarihule fi geſtaltet, deſto Iebhafter wird das 
Bedürfniß nach Fortbildung empfunden. Sie zu fördern, ift die Stadtgemeinde ſchon 
jeit mehr als 30 Jahren bemüht gemwejen; eine lebhafte, noch nicht abgeſchloſſene 
Entwidlung hat auf diefem Gebiet in den legten Jahren ftattgefunden. Wir können 
von ihr nur die mwejentlihen Punkte berühren, die in die Berichtsperiode fallen; über 
die Hoffnungen, welche fi an die neuen, in der Vorbereitung begriffenen Einrichtungen 
fnüpfen, muß die Zukunft entfcheiden. 

Die älteſten Fortbildungsſchulen unjerer Stadt waren die ſonntäglichen Frei- 
ihulen, welche ein Verein „zum Beſten armer, in den Elementarkenntniffen verfäumter 
Handwerkslehrlinge“ feit dem Jahre 1799 unterhielt. 

Der Verein befam unter dem 9. Juli 1834 Korporationsrechte. Seine 
Schulen beſchränkten fich auf den Unterricht im Leſen, Schreiben und Rechnen, derjelbe 
wurde an den Nachmittagen der Sonntage in drei Stunden ertheilt. 

Der Plan zur Errichtung eigentliher Fortbildungsanftalten wurde im Schoße 
der ftädtijchen Behörden feit dem Jahre 1845 disfutirt, eine beftimmte Geftalt gewann 
er im Sabre 1848, zum Theil unter dem Einfluß des Vereins für das Wohl der 
arbeitenden Klaffen. Im Jahre 1849 wurden drei folder Anftalten in den damaligen 
drei Stabtichulen (der Luifenftädtiihen, Dorotheenftädtifchen und Königsftädtifchen) 
eröffnet. Der Unterricht fand an den Sonntagen von 8 bis 1 Uhr ftatt, und erftredte 
fih auf Leſen, Schreiben, Rechnen, Zeichnen, Deutſch (Auffa und Literatur), 
Franzöfifh, Engliſch, Phyſik, Chemie, Naturgefhichte, Moral-, Staats: und Nechts- 
kunde; jpäter trat auch noch Buchführung hinzu. Die Vorträge waren in fünf bis 
ſechs Hauptkurſe zufammengejtellt, in Bezug auf welche den Theilnehmern die Wahl 
freigeftellt war. Nur in Bezug auf diejenigen Theilnehmer, welche noch jehr geringe 
Schulfenntniffe hatten, wurde feitgefeßt, daß fie in den beiden erften Kurfen den 
Unterrit in allen zugehörigen Gegenftänden annehmen jollten. Für Lehrlinge war 
der Unterricht frei, die übrigen Theilnehmer zahlten monatlih 5 Sur. 

Schon gegen das Ende des Jahres 1850 wurden diejenigen Lehrlinge, welche 
nicht die erforderlihe Schulbildung nachweiſen Ffonnten, ausgejchloffen, und den oben 
genannten Sonntagsſchulen überwieſen. 


Die 
Fortbildungs⸗ 
anſtalten. 
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Schärfer wurde dieſes Verhältniß durch eine Verfügung des Magiſtrats vom 
19. November 1857 beſtimmt. Dieſelbe ſchrieb auf Grund des $. 148 der allgemeinen 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 vor: „Bei der Aufnahme eines Lehrlings 
bat der Innungsvoritand zu prüfen, ob derjelbe im Lejen und im Verſtändniß eines 
leiten deutſchen Leſeſtücks ganz ficher ift, ob er orthographiſch richtig und mit einiger 
Gewandtheit jchreiben, und ob er mindeftens die vier Spezies mit ganzen Zahlen 
rechnen fann. Sind diefe Erfordernifje erfüllt, jo fol der Lehrling zum Beſuch der 
Fortbildungsanftalten berechtigt fein und aufgefordert werben; im @egenfalle ift er 
verpflichtet, die Sonntagsfreifchule regelmäßig zu befuchen. Der Meifter ift für den 
regelmäßigen Schulbeſuch verantwortlid. Die Verpflichtung dauert jo lange, bis der 
Lehrling durch ein Zeugniß des Vorftehers der Sonntagsjchulen feine Befähigung zum 
Beſuch der Fortbildungsanftalten nachweiſt. Lehrlinge, welche ein ſolches Zeugniß 
nicht befigen, dürfen zur Gefellenprüfung nicht zugelaffen werden.“ 

Soldier Sonntagsjhulen gab es im April 1858 acht mit 361 Schülern. Der 
Verein erhielt nun einen ſtädtiſchen Zufhuß von jährlich 200 Thlen., um 10 Schulen, 
eine jede mit 50 Zöglingen, zu errichten. Bis zum Januar 1863 ftieg die Zahl der 
Klafjen auf zwanzig, der Zöglinge auf 1143, der ftäbtiihe Zufhuß auf 500 Thlr. 

Die Gewerbeordnung für den Norddeutichen Bund vom 21. Juni 1869 jeßte 
die genannte Magiftratsverfügung außer Kraft. Schon früher, im Jahre 1864, hatte 
das Königliche Provinzia-Schulfollegium den Magiftrat zu der Erwägung aufgefordert, 
ob nicht, um für die Begründung der Fortbildungsichulen feftere Prinzipien zu ge: 
winnen, eine Sonderung der Lernenden eintreten könne. In der That litt die 
humane Inftitution unter der außerordentlichen Verſchiedenheit der Vorbildung, des 
Lebensalters und der Lebensverhältniffe der an ihr Theilnehmenden. Hierzu trat die 
Kürze der auf den Sonntag Vormittag beichränften Unterrichtszeit. Die politischen 
Ereignifje und andere wichtige Aufgaben auf dem Gebiete des ftädtifhen Schulweſens 
verzögerten indeſſen die als nothwendig erkannte Reorganifation bis zum Jahre 1873. 

Zu Dftern 1873 wurden die bisherigen Fortbildungsanftalten aufgelöft, ein 
„Regulativ für die ftädtiichen Fortbildungsanftalten® vom 6. Auguft 1873 309 bie 
Grundlinien für die Neubildung. Daffelbe unterſchied eigentliche Fortbildungsanftalten 
und „Vorbereitungsichulen". Die erftgenannten follten beftimmt fein für junge Leute, 
die mindeftens das Lehrziel einer Gemeindeſchule erreicht haben. Sie follten nur im 
Winter an zwei Abenden und am Sonntag Vormittag unterrichten, in jedem Jahre 
nad Lehrern und Schülern neu gebildet werden und nur folde Kurje halten, die in 
der begrenzten Zeit abgejchlofjen werden konnten. Die Sonderung der Lernenden 
wird dur das Lehrobjeft der zur freien Wahl geftellten Kurje bewirkt: für Kaufleute 
Franzöſiſch, Engliich, kaufmänniſches Rechnen oder Buchführung; für die ein mechaniſches 
Gewerbe Betreibenden — Schloffer, Maſchinenbauer, Mechaniker u. ſ. w. — Frei: 
handzeichnen und Mathematik, oder geometriiches Zeichnen und Mechanik; für die ein 
chemijches Gewerbe Betreibenden Chemie und Rechnen, oder Uebungen im deutjchen 
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Stil, Es waren aber auch Kurfe für andere Objekte freigeftellt, die für Perſonen 
aller Berufsllaffen von Intereffe fein konnten, wie deutjche Literatur und Phyſik. 

Für den adhtftündigen Unterricht zahlen die Theilnehmer 6 A, für einen 
einzelnen Kurfus 3 M 

Die Anftalten lehnen fih an höhere Lehranftalten an, fie werben von 
Direktoren derfelben geleitet und benugen ihre Räume und Lehrmittel. 

Indem nur folder Unterricht ertheilt wurde, welcher von einer ausreichenden 
Zahl von Schülern begehrt war, ftellte fich heraus, daß für deutſche Grammatik, 
Rehnen, Buchführung, Franzöfiih und insbejondere Zeichnen ein nachhaltiges Be 
dürfniß in den betheiligten Kreifen gefühlt wird, daß ein folches für Engliſch in 
minderem Grade rege ift, noch weniger für Mathematik, Mechanik, Phyſik, Chemie und 
deutihe Literatur. Dieſe auffällige Erſcheinung läßt darüber feinen Zweifel, daß Die 
zur Hebung beftimmter Gewerbe erforderliche Verbreitung der eraften Wiffenjchaften 
nit ohne Zuthun der Prinzipale und Lehrherren eintreten wird. 

Die Unterbredung des Unterrichts während des Sommers hat ſich namentlich 
für das Zeichnen als ungünftig erwiefen. Die im Negulativ ($. 12) vorgejehene 
Möglichkeit, auch im Sommer zu unterrichten, ift daher für das Zeichnen benutzt 
worden, zuerft von der Anftalt im Frievrihs-Gymnafium feit 1876, demnächſt auch 
von der in der Sophien-Realſchule jeit 1877 und von den Anftalten in den beiden 
Gewerbefchulen jeit 1878. Dagegen bat ein VBerfuh, die Kurſe des Winters um 
10 Sommerwochen zu verlängern, der im Jahre 1875 gemacht wurde, fein befriebi- 
gendes Reſultat gehabt. 

Im Winter 1873/74, jowie in den darauf folgenden, wurden Fortbilbungs- 
anftalten errichtet im Friebrihs-Gymnafium, in der Königsftädtifchen Realichule, der 
Friedrichs: Werderihen Gewerbeſchule, der Luifenftädtifchen Gewerbeſchule und in ber 
Sophien-Realfchule. 


Die „Vorbereitungsfhulen" jollten nad dem genannten Regulativ diejenigen, 
welche das Unterrichtöziel in der Volksſchule noch nicht erreicht haben, nachträglich 
dahin führen, demgemäß im Lejen, Schreiben und Rechnen unterrichten und zwar am 
Sonntag Vormittag 2 Stunden, und an zwei Wochenabenden je 1'/, Stunde. Sie 
lehnen fih an Gemeindefhulen an. Der Unterricht ift unentgeltlih und dauert aud) 
im Sommer fort. Ihr Name wurde in der Erwartung gewählt, daß ihre Zöglinge 
jpäter die eigentliche Fortbildung in den „SFortbildungsanftalten“ juchen würden. 
Indefjen jollte do von Anfang an für diejenigen, welche das Penfum erreicht haben, 
Unterriht im Zeichnen, in der Geographie, in der Geſchichte und andern ſich als 
wünjchenswerth herausftellenden Lehrgegenftänden ertheilt werden. Diefe Schulen haben 
dem Zwed der Nachhilfe zwar gedient und erfüllen ihn auch jeht noch, aber die An: 
nahme, daß ihre Zöglinge jpäter zu „Fortbildungsanftalten“ übergehen würden, hat 
ih nur in ſehr beſchränktem Maße beftätigt. Vielmehr wurden fie zur eigentlichen 
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Fortbildung auch von folhen ehemaligen Gemeindefhülern aufgefucht, die das Lehrziel 
der Volksſchule volllommen erreicht hatten, und nahmen jo allmählich den Charakter 
einer natürlichen Fortfegung der Gemeindeichule an. 

Der Verein zur Errichtung jonntäglicher Freifchulen wurde im Jahre 1873 
erfucht, ſolche „Worbereitungsichulen“ zu errichten und zu unterhalten, dagegen die 
bisherigen Sonntagsſchulen aufzulöfen. Die Lokale, Licht, Heizung lieferte die 
Stadt. Die Koften für Honorare, Lehrmittel u. ſ. f. ſollten beftritten werden aus 
den Zinjen des dem Verein gehörigen Kapitals (jährlih etwa 2880 KH), aus ben 
— allmählich aufhörenden — Beiträgen von Privaten und Handmwerferinnungen, und 
einem ftädtifchen Zujchuß, welcher bemefjen war auf ein Pauſchquantum von jährlich 
1500 M, und eine Vergütigung von 210 ‚A. für jeden Kurſus (wie Leſen, Schreiben, 
Rechnen), um welchen die Zahl 30 überjchritten wurde. Der Verein ging auf dies 
Anerbieten mit dankenswerther Bereitwilligkeit ein, that aber noch einen Schritt weiter, 
indem er das Entjtehen jogenannter Fachſchulen begünftigte. Es find dies Schulen, 
in denen die Jugend eines beftimmten Handwerks vereinigt werben fol, um theils in 
der eigentlichen Schulbildung, theils in einigen für ihren Beruf erforderlichen Kennt: 
niffen und Fertigkeiten, namentlih dem Zeichnen gefördert zu werben. Innungen 
und Vereine jorgen für die legtgenannte Art des Unterrichts mit ihren — freilich 
meift beihränften — Mitteln, kontroliren aber, was mejentlih ift, aud den Schul 
befuh. In diefer Weife befteht ſeit 1862 eine Tiſchlerſchule und wurden im Oktober 
1874 auf Betrieb des Bundes der Baus, Maurer: und Zimmermeifter drei Schulen 
für deſſen Lehrlinge in den Lokalen der 2., 44. und 45. Gemeindeſchule eröffnet. 
Auch Seitens der Innung der vereinigten Stuhlarbeiter ift eine entiprechende Ergänzung 
der in der 6. Gemeindeſchule bejtehenden Fortbildungsjchule herbeigeführt. 

Während im Jahre 1873 nur 45 Kurſe in den Vorbereitungsjchulen vor: 
gejehen waren, beitanden im dritten Quartal des Jahres 1876 bereits 71. Der 
ftädtifche Beitrag war zwar mit der Vermehrung der Schulen jo gewachſen, daß er 
die übrigen Dedungsmittel bei weitem überwog, reichte aber doch nicht hin, um dem 
Verein die Möglichkeit zur Beſtreitung der erforderlichen Ausgaben zu bieten. 

Es war der Sadlage entſprechend, daß die Stabt die Schulen, welche fie 
unterhielt, auch in eigene Verwaltung nahm, dem Verein aber, der jeine Mittel und 
feine Kraft dem gemeinnüßigen Zwed gewidmet hatte, und ferner zu widmen be: 
abfichtigte, Naum bot, feine Thätigkeit für die Geſammtheit der Schulen fortzufegen, 
ohne in der Dispofition über feine eigenen Mittel befhränft zu werden. Gleichzeitig 
wurde für die Schulen der Name angenommen, der ihren thatjächlichen Leiftungen ent- 
fpricht und das Reſſort beftimmt, in weldes fie, nad ihrem Lokal und Perjonal, 
fowie nach ihrer ganzen Stellung im Unterrichtsweſen gehören. So wurden nad) 
Kommunalbeihluß vom 21. Dezember 1876 die „elementaren Fortbildungsſchulen“ 
nad) folgenden Grundſätzen geregelt: 
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. Sämmtliche elementare Fortbildungsihulen treten unter die Oberaufficht 
der Schul-Deputation und erhalten wie bisher Lokal, Heizung und Er: 
leudtung aus ſtädtiſchen Mitteln. 


. Der Berein der Sonntagsfreifchulen übernimmt zur felbftitändigen Unter: 
haltung foviel für befondere Handwerke bejtimmte Schulen, als feine 
Mittel geftatten. Alle übrigen werden von der Stadtgemeinde unterhalten 
und verwaltet, jo daß die Vorjteher die Sonorare und fonftigen Koften 
nad den in der Vorlage (vom 1. November 1876) angeführten Sägen 
liquidiren und die Kuratoren der Gemeindefhulhäufer ihre — ſo 
beſorgen, wie die der Gemeindeſchulen. 


. Die unmittelbare pädagogiſche Leitung der elementaren Fortbildungsſchulen 
für Zünglinge führt ein Mitglied des Vereins, welches mit widerruflicher 
Genehmigung des Magiftrats als Dirigent fungirt und der Schul-Depu— 
tation verantwortlich ift. Der Dirigent entwirft den Unterrichtsplan, 
nimmt die Vorfteher und Lehrer mit Genchmigung der Schul-Deputation 
an und weilt fie in ihr Amt ein; er wohnt dem Unterricht möglichft oft 
perjönlich bei, erjtattet "den Jahresbericht, hält die Fachkonferenzen mit den 
Lehrern ab und führt die Verhandlungen mit den Behörden, den Innungs— 
vorftänden und den Kuratorien. 

Der Magiftrat iſt ermächtigt, für diefe Funktionen eine Remuneration 
bis zu 1800 M jährlich zu zahlen. 
. Für jede Fortbildungsſchule wird aus geachteten Männern der Nachbar: 
Ihaft ein Vorftand von ber Echul-Deputation gewählt. Zu demjelben 
gehört ftets der Hauskurator und der Leiter der Schule. Die Anzahl 
der übrigen Mitglieder beträgt minbeftens drei. Dem Vorjtande liegt die 
Eorge für den fleißigen Beſuch der Schulen und die Anpafjung ihres 
Lehrplans an die Bedürfniſſe der Lernenden ob. 
. Eine Vermehrung der Klaffen hat einzutreten, jobald die Schülerzahl 
einer Klaffe die Zahl 40 überfteigt, und außerdem find neue Klafjen 
zu etabliren, injomweit es die vorhandenen Mittel geftatten. 


Dieje Beitimmungen follten zunädhft für das Jahr 1877 gelten, find aber 
duch Beihluß vom 5. September 1878 prolongitt. 

Der Berein erklärte ſich mit ihnen einverftanden und nahm in eigene Ver: 
waltung die drei Bauhandwerkerihulen und die Tiſchlerſchule. Die pädagogifche 
Zeitung wurde dem Profeffor Dr. Dielig übertragen, welcher als Mitglied des Vereins 
eine analoge Funktion ſchon feit mehr als 12 Jahren ausgeübt hatte. 

Im Etat wurden 18 000 A. für das Zahr 1877 bewilligt. Es wurde hier: 
durch möglich, nicht nur die Kurje in einzelnen Schulen zu vermehren, fondern auch 
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drei neue Schulen zu errichten. Die Zahl der Schulen ſtieg dadurch auf elf; ſie ſind 
verbunden mit den Gemeindeſchulen 4, 55, 21, 48, 6, 90, 61, 51, 18, 50, 73. 

Die 10. Schule, Reichenbergerſtraße 44/45, wurde bald von jo viel Perſonen 
aufgefucht, daß es ſchwer war, die erforderlichen Kurſe ſchnell genug einzurichten. 

Der Unterriht ift in diefen Schulen unentgeltlih und umfaßt Deutſch — 
Lejen, Grammatik, orthographijche und ftiliftiiche Uebungen —, Schreiben, Rechnen, 
Buchführung, je nad Bedürfniß auch Geometrie und Phyſik, Geographie und Ge 
ihichte; insbejondere aber wird das Zeichnen gepflegt. 

Der neuen Aufgabe, auch für Mädchen Veranftaltungen zur Fortbildung zu 
treffen, find die Gemeindebehörden in der Weife näher getreten, daß fie Vereine, welche 
dergleihen Schulen mit Erfolg unternehmen, theils durch Gewährung von Lokalen, 
theils durch Geld unterftüßten. 

Eine erheblihe Anzahl der in unferer Stadt aufwachſenden Mädchen fucht 
nad Ablauf des jchulpflichtigen Alters ihren Erwerb in Arbeiten, welche fie theils im 
Haufe, theils in verfchievenen Betriebsitätten, aber doch fo ausführen, daß fie außer: 
halb der Arbeitsftunden weder bejtimmten Ordnungen unterworfen find, noch anderer 
geiftiger Anregung theilhaftig werden, als ihre häuslichen Verhältniffe bieten. Ihr 
Beruf weift fie darauf hin, gewiſſe Zweige der Schulbildung, wie die Fertigkeit im 
Ichriftlihen Ausdrud, das Rechnen, Zeichnen und die eigentlihe Frauenarbeit, zu 
pflegen, vielen ift die Buchführung von unmittelbar praftiihem Intereffe, den meiften 
aber macht die frühe Selbftjtändigfeit ihrer Stellung eine regelmäßig wiederkehrende 
Beihäftigung mit ſolchen Gedanken wünſchenswerth, die eine ernfte Lebensanſchauung 
zu bilden und die Charakterfeftigkeit zu fördern geeignet find. Solche Zwede können 
ohne öffentliche Veranftaltungen ſchwer erreicht werden. Abend» und Sonntagsihulen 
werden daher für Mädchen in derfelben Weiſe Bedürfniß, wie fie es für Jünglinge 
ſchon längſt find. 

In dieſer Erkenntniß hatte im Jahre 1876 die Geſellſchaft für Verbreitung 
von Volksbildung unter Mitwirkung des Centralvereins für das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen und des Vereins gegen Verarmung die Mittel aufgebracht, um einen Verſuch 
mit einer entſprechenden Schule zu machen. Ein Kuratorium übernahm die weitere 
Ausführung der Organiſation. Seitens der Stadt wurden die Räume der 34. Ge— 
meindeſchule, Langeſtr. 76, hergeliehen. Der Unterricht ſollte in ſechs wöchentlichen 
Stunden, am Sonntag Vormittag von 9—12 Uhr und an zwei Wochenabenden von 
T’/a bis 9 Uhr ertheilt werden, und Sandarbeiten, Deutjch, Rechnen, Zeichnen und 
Buchführung umfaſſen. Die Schule wurde im Januar 1876 eröffnet; Anfangs war 
der Unterricht unentgeltlih, fpäter wurde monatlih 1 .% Schulgeld erhoben; Be— 
dürftigen wird dafjelbe erlajjen. 

Die Frequenz war von Anfang an erheblich. 

Da die Mittel der genannten Vereine zur dauernden Unterhaltung diefer Schule 
nicht ausreichten, wird jeit 1877 eine ftädtifche Beihilfe von 1500 „X gewährt. 
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Wir ſchließen den Bericht über das Elementarichulmejen mit der Erwähnung Der Unterricht 
derjenigen Einrichtungen, welche — auf dem Grenzgebiete der Schul und Armen: der anormalen 
verwaltung liegend — den „anormalen“ Kindern, d. 5. den taubjtummen und blinden, — 
den idiotiſchen und verwahrlojeten zu dem Maß der Bildung verhelfen ſollen, welches 
nad) den natürlichen Anlagen, bez. troß voraufgegangener Verſchuldung noch erreichbar ift. 

Die taubftummen Kinder wurden bis zum Anfang des Jahres 1875 bei der 
Königlichen Taubftummenanftalt als Stadtſchüler angemeldet; die Stadtgemeinde zahlte 
das Schulgeld — 96 „AH jährlid — und ein nad ben Erwerbsverhältniffen der 
Eltern abgemefjener Beitrag wurde von denſelben eingezogen. 

Am Schluffe des Jahres 1874 waren auf diefe Weile 58 Kinder eingejhult; 
da die Anftalt aber nicht alle Angemelbeten aufzunehmen vermochte, warteten 38 andere 
Kinder feit längerer oder fürzerer Zeit vergeblich auf Unterricht. 

Die Errihtung einer ftädtifchen Taubftummenfchule war erforderlih; Anfangs 
beabfichtigte man, diefelbe unter die Gemeindeichulen einzureihen, jo daß ihre Lehrer 
mit den übrigen ascendirten. Einige, von der 57. Schule früher benugte Miethss 
Hafen, Wafferthorftr. 34, dienten als Lokal, Wegen Mangels an Lehrkräften mußte 
man fich zunächft mit zwei Klaffen begnügen; am 4. Januar 1875 wurde jo mit 
35 Kindern begonnen; der Prediger Schönberner ftellte dabei feine reiche Erfahrung 
im Zaubftummenunterriht zur Dispofition;; eine dritte Klaffe wurde am 1. Oktober 
dejjelben Jahres eröffnet; ein Zahr fpäter fam eine vierte hinzu; gleichzeitig wurde 
die Schule in das der Stadtgemeinde gehörige Haus Blumenftr. 63 A. verlegt, welches 
den Eingang zur 49. Gemeindejhule bildet. Sie fand hier geeignete Klaffenräume, 
und fonnte auch den großen Schulhof und die Turnhalle mitbenugen, Aber Lehrkräfte 
ließen fi bei den angenommenen Gehaltsverhältniffen nicht in genügender Weiſe 
gewinnen. Die Schule wurde daher im Jahre 1877 aus der Neihe der Gemeinde: 
ihulen herausgenommen und mit einem eigenen Etat verjehen, der für den Xeiter 
4140 #. Gehalt nebft Dienftwohnung auswarf, und für 5 Lehrer Gehälter, die um 
je 300 M fteigend, von 2 640 MH. bis 3840 „W. gingen, fowie für eine Lehrerin 
1740 .#. Am Schluſſe des Jahres 1877 hatte die Schule in 7 Klaffen 96 Zög— 
linge. Fernere Erweiterungen find in den folgenden Jahren nothwendig geworben. 
Der Unterricht ift unentgeltlich für die Kinder, welche in Berlin Unterftügungswohnfig 
haben. Fremde werden gegen 150 .#. Sculgelo nur nad befonderem Kommunal- 
befhluß für jeden Fall aufgenommen. 

Den Vorftand bilden der Prediger Schönberner als ſachverſtändiges Ehren: 
mitglied, der Schulinfpeftor des vierten Schulfreifes, ein Mitglied der Schul-Depu: 
tation als Hauskurator und der Rektor. 

Obgleich die Zöglinge in den verjdhiedenften Stadtgegenden wohnen, ift ber 
Schulbefuh doch fehr regelmäßig; die taubftummen Kinder fühlen naturgemäß die 
Förderung ihres ganzen Dafeins, welche die Schule ihnen gewährt, befonders lebhaft; 
die Schule erichließt ihnen, indem fie ihnen die Eprade giebt, die Welt des Geiftes. 
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Der gegenwärtige Lehrplan iſt auf 8 aufſteigende Klaſſen und eine Parallel— 
Elafje berechnet und nimmt für die entlaffenen Zöglinge eine Fortbildungsichule in 
Ausfiht. Die Geberdenfprade ift ausgefchloffen. 

Die Schule reiht zur Unterbringung aller taubftummen Kinder nicht aus. 
Die der Königlichen Anftalt zunächſt wohnenden werden nad) wie vor bei diejer auf 
ftädtifche Koften eingefhult. Auf diefe Weiſe ift es erreicht worden, daß die Schul: 
pfliht von den taubftummen Kindern der Stadt mit derjelben Regelmäßigkeit erfüllt 
wird, wie von ben vollfinnigen. 

In analoger Weife für die blinden Kinder zu forgen, ift erit nad) dem Ab: 
lauf der Berichtsperiode durch Gründung einer ftädtiichen Blindenſchule gelungen. 
Bis zur Verlegung der Königlichen Blindenanftalt nach dem neuen Gebäude derjelben 
in Steglig, welde am 1. April 1877 erfolgte, nahm diefe Anftalt einzelne blinde 
Kinder auf den Antrag der Armen-Direktion in Freiltellen auf. Andere nahmen als 
Schulgänger am Unterriht Theil. Die Anftaltspfleglinge mußten mit den erforder: 
lien Kleidungsftüden, Betten u. ſ. w. ausgeftattet werden, 


Die Zahl der Zöglinge und der Betrag der durch fie entftandenen Koften 
ergiebt ſich aus der folgenden Ueberſicht. 


In der Königlichen Blindenanftalt waren Rommunalzöglinge: 



























Koftenbeträge < Koftenbeträge 
Zahl 

* za (Schulgelder, Be: | zu Schulgelder, Be: 
Jahre. finden. Heidung). Blinden. leidung). 
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1861 435,15 
1862 145,05 12 1012,55 
1863 394,5 12 318,55 
1864 250,90 11 412,50 
1865 200,20 12 701,70 
1866 271,00 22 1 791,35 
1867 1 171,0 18 1313,15 
1868 356,50 17 1 355,75 





Die Erritung einer Idiotenanftalt im Anſchluß an die Dalldorfer Seren: 
anftalt ift vor Kurzem bejhloffen. In den Jahren 1861 bis 1868 bediente fich die 
Armenverwaltung zur Unterbringung folcher Kinder 

1. der Anftalt des Lehrers Böſch in der Schönhaufer Allee 135, 
2. der Anftalt des Dr. Seyer zu Neuſtadt-Eberswalde. 
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An beide Anftalten wurde ein jährlicher Verpflegungsfaß von 360 pro 
Kind gezahlt. 

Am 1. September 1868 wurde die Benugung der Böſch'ſchen Idiotenanſtalt 
aufgegeben, die bis dahin in derjelben verpflegten Kinder wurden der Dr. Heyer’jchen 
Anftalt zugeführt. 

Im Jahre 1870 wurde mit dem Wilhelmsftifte zu Potsdam ein Abkommen 
wegen Aufnahme idiotifcher Kinder zu einem jährlichen Verpflegungsfage von 315 .#, 
der im März 1873 auf 390 .#. erhöht wurde, abgejchloffen. 

Am 1. April 1873 erfolgte die Auflöfung der Dr. Heyer'ſchen Idiotenanſtalt 
und es wurden von den dort vorhandenen Zöglingen 11 nad Prüfung ihrer Bil 
dungsfähigfeit dem Wilhelmsftift überwiefen, die übrigen 3 jedoch ihren Eltern zurüd: 
gegeben. 

Das Wilhelmsftift nimmt nur bildungsfähige Zöglinge auf. Für foldhe blöd— 
finnige Kinder, die der Pflege bedürfen, geiftige Entwidlung aber nicht hoffen laſſen, 
jowie für epileptifche Kinder wird feit dem 1. Januar 1876 die von dem Lehrer 
Schulg zu Gardelegen gegründete Anftalt benutzt. Der Verpflegungsfag beträgt 
1,2 M. pro Tag und Kopf. 

Beide Anftalten werden periodiih von Deputirten der Armen-Direktion befucht; 
in beiden herrſcht freundliche und opferbereite Sorge für die Zöglinge. 


Es find verpflegt worden reſp. Koften dafür gezahlt: 

































ahl Zahl 
* Koſtenbetrag. Sm = Koftenbetrag. 
—— DTdioten. Jahre, Idioten. 








1861 19 5 725,50 1869 14 6 428,00 
1862 28 T 447,00 1870 19 6 539,00 
1863 26 9 363,00 1871 18 6 796,00 
1864 25 8 111,00 1872 20 6 988,00 
1865 20 7 185,00 ' 1873 15 6 702,00 
1866 20 6 489,00 | 1874 19 7 462,00 
1867 18 7 128,30 ' 185 16 7 665,87 
1868 19 7 668,30 | 1876 29 9 808,75 


Für einzelne ſchwachſinnige Kinder forgt die Schul-Deputation durch Privat- 
unterricht. 

Sittlich verwahrlofete Kinder, zu deren Beſſerung den Eltern die Mittel fehlen, 
fönnen von der Armen-Direktion in geeignete Anftalten gebracht werden. Der Anftalt 
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des Vereins zur Erziehung ſittlich verwahrloſeter Kinder (Knaben und Mädchen), welche 
ſich bis zum April 1865 am Tempelhofer Ufer 1/2 befand, dann aber nach dem 
neu erbauten Haufe am Urban verlegt worden ift, wurden die meilten Kinder dieſer 
Art übergeben. 

Vom Zahre 1861 ab wurde dem Verein ein Verpflegungsbeitrag von 144 M. 
jährlich für jeden Kommunalzögling bewilligt, jevoh mit der Maßgabe, daß immer, 
und felbft dann nur für 36 Zöglinge diejes Verpflegungsgeld gezahlt wurde, wenn 
mehr als 36 Zöglinge in einem Jahre überwiefen waren, 

Bom 1. Januar 1867 ab wird für jeden der Anftalt überwiefenen Zögling 
ein Verpflegungsbeitrag von 180 .#. jährlich gezahlt. 

Bei Entlafjung der Zöglinge aus der Anftalt nad) ftattgehabter Konfirmation 
wird ein Ausftattungsbeitrag von 30 AH. geleiftet. 

Eine andere zur Unterbringung verwahrlofeter Knaben benugte Anftalt ift die 
Erziehungsanftalt zum Grünen Haufe in der Neuen Hochſtr. 38/40. 

Bis zum 1. Januar 1862 fanden feine direkten Zahlungen an diefe Anftalt 
ftatt, e8 wurden vielmehr die betreffenden Kinder von dem Vorfteher der 561Il. Armen- 
Kommiffion in feiner Pflegelifte als Pflegefinder geführt und der Koftenbetrag als 
Pflegegeld an den Vorftand der Anftalt gezahlt. Die Beträge variirten daher für die 
einzelnen Kinder zwiihen 3,75 .H, und 12.% monatlid. Mit dem angegebenen Zeit: 
punft wurde dieſes Verfahren aufgehoben, die Armenkaffe zur Zahlung der Ber: 
pflegungskoften angewiefen, und Letztere gleihmäßig auf 12 .X pro Monat und Kopf 
feftgefeßt. Vom 1. Januar 1873 ab ift diefes Verpflegungsgeld auf monatlih 15 .# 
für jeden Zögling erhöht worden. 

Bei der Konfirmation der Zöglinge wird ein Beitrag von je 15 M zur Be: 
ſchaffung der erforderlichen Kleidung geleiftet. 

Der Anftalt zur Erziehung verlafjener Kinder weiblichen Geſchlechts (in 
Goßner’s Haus) Potsbamerftr. 119a. werden ſeit ihrer im Jahre 1859 erfolgten 
Eröffnung eine Anzahl verwahrlojeter Mädchen gegen einen monatlichen Berpflegungs: 
beitrag von 12 M pro Kopf zugemwiefen. Am Scluffe des Jahres 1876 befanden 
fih nur 4 Kommunalzöglinge in diefer Anftalt. 

Die Zahl der in diefen 3 Anftalten verpflegten Zöglinge und der Betrag ber 
für ihre Pflege aufgewendeten Koften ergiebt ſich aus der folgenden Zufammenftellung: 


Das ſtädtiſche Schulmejen. 313 


erır li Dermwmahbrlofetie Kinder: 





























x In der Anitalt 

























am Urban: Im Grünen Haufe: | In Goßner's Haufe: Summa 
— — — — Summa her 
| 
Ahr. Zahl Verpfle: Zahl Verpfle: Zahl Verpfle: der Verpfle: 
der gungskoſten der gungskoften.| der gungstoften.| Kinder. gungskoſten. 








Kinder. 











Kinder. Kinder. | 


ll fl 





1861 38 5 574,00 — —11 856,50 49 6430,50 
1862 36 4 248,00 1 238,10 12 | 1488, 62 6 974,10 
1863 39 4 158,00 1 233,0 il | 1033, 71 6 425,10 
1864 36 5 514,00 2 683,10 7 876, 65 073,0 
1865 37 5 364,55 19 2 063,35 8 1 083,00 64 YAll,ss 
1866 44 5 493,18 28 4 269,0 7 | 139%, 79 11 155,08 
1867 54 8 656,53 30 4 024,50 3 1 460,0 93 14 141,03 
1868 47 8 501,42 25 4 026,0 8 1 266,10 80 13 793,52 
1869 53 8 465,00 18 3878, 8 1 208,00 79 13 551,50 
1870 39 7 663,0 16 2418, 5 | 864,00 60 10 946,0 
1871 53 6 982,53 20 | 2053, 6 901,50 179 9937, 
1872 47 8 928 19 33 3 890, 8 1 344,50 88 14 163,33 
1873 37 6 767,50 30 6 243,50 3 975,00 75 13 986 ,.u 
1874 26 4 529,00 40 5412, 4 | 656,00 70 10 597,30 
1875 31 4 823,51 16 3 651,50 4 | 599,50 öl 9074,51 
1876 27 4 440,33 17 2 129,00 4 450, 48 7019,33 


2. Die Nädtifchen höheren Lehranfalten. 
A. Die höheren Mädchenſchulen. 


Während eines Bierteljahrhunderts war die ftädtijche höhere Mädchenſchule in 
der Dranienburgeritraße*) (die jegige Luifenfchule), welche im Jahre 1838 den beiden 
ftaatlihen Anftalten, der Elifabeth- und der Auguftafhule, an die Seite geftellt worden 
war, bie einzige ihrer Art geblieben. Faft unmittelbar, nachdem fie am 1. Dftober 1863 
ihr fünfundzwanzigjähriges Beitehen gefeiert hatte, wurde es auf dem Gebiete des 
höheren Mädchenſchulweſens lebendig und es begann eine Thätigfeit, die mit der ver: 
bältnigmäßig ſchnell fi folgenden Gründung von drei Schulen noch keineswegs ihren 
Abſchluß gefunden hat. 


*) Bergl. über die Gründung bderjelben Berwaltungdbericht für 1829/40 ©. 309. 


Die Biltoria- 
Schule. 
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Es waren zunächſt die lokalen Bedürfniſſe der Luiſenſtadt, von denen die 
Bewegung ihren Ausgang nahm. Die vier höheren Privat-Mädchenſchulen, welche 
diefer mächtig aufblühende Stabttheil”) damals enthielt, genügten weder nad ihrem 
äußeren Umfang, nod nad ihrer inneren Beichaffenheit den Anforderungen der 
gebildeteren Klaffen der Bevölkerung, fo daß viele Familien fi durch Vereinigung zu 
Hleineren oder größeren Privatunterrichtszirfeln für ihre Töchter zu helfen fuchten. 
ALS diefer Mangel gegen Ende des Jahres 1863 innerhalb der Kommunalverwaltung 
zur Sprache fam, wurde zuerft der Gedanke angeregt, eine der vorhandenen Privat: 
fhulen, die Wangemann'ſche in der Köpniderftraße, zum Kern einer neuen Gründung 
zu machen, und ſomit einen ähnlichen Weg einzufchlagen, wie bei der Luiſenſchule, in 
welche bei ihrer Entftehung in der That zwei Privatichulen aufgegangen find. Man 
gab aber diefe Kombination bald auf und entjchied fih für eine volllommen felbft: 
ftändige Schöpfung, für die man das in der Prinzenftraße der Turnhalle gegenüber: 
liegende Ehrenhardt:Kunze’iche Grundftüd in Ausfiht nahm. Schon unter dem 
1. Februar 1864 ging der Stabtverordneten-Verfammlung der Antrag des Magijtrats 
zu, Behufs der Gründung einer zweiten höheren Mädchenſchule den Anlauf des 
genannten Grundftüdes zu genehmigen. 

Auf eine detaillirte Darftellung der an diefen Antrag fi knüpfenden Ber: 
handlungen kann an dieſer Stelle um jo mehr verzichtet werben, als in dem „Erften 
Jahresbericht über die Viktoriaſchule — Berlin 1868”, und wiederholt in dem 
„Sechſten Sahresberiht — Berlin 1873" von dem Direftor Dr. Saarbrüder ein 
erjchöpfender und aftenmäßiger Bericht darüber erftattet worden ift. Indeſſen find in 
dem mehr als dreijährigen Zeitraume, der von der erften Vorlage des Magiftrats an 
die Stabtverordneten:Verfammlung bis zur Eröffnung der Schule — Dftern 1867 — 
verfloß, Fragen von fo prinzipieller Bedeutung öffentlich erörtert und Entſcheidungen 
von jo nachhaltiger, fi über die Grenzen Berlins hinaus erftredender Bedeutung 
getroffen worden, daß doch einige Hauptgefihtspunfte an diefer Stelle hervorgehoben 
werden müffen. Die Stabtverorbneten:Berfammlung verlangte vor der Beſchluß— 
fafjung über den Magiftratsantrag ein Gutadhten der Echul:Deputation über drei 
Fragen: a) ob es überhaupt gerechtfertigt und nothwendig ift, aus den Mitteln der 
Stadtgemeinde neue höhere Töchterſchulen zu errichten; b) infofern die Frage ad a. 
bejaht wird, in welcher Weife dergleihen Schulen hinfihtlih des Lehr— 
plans einzurihten find; ce) welde Einrichtung der fpeziellen Schule, deren 
Gründung jegt gewünſcht wird, gegeben werden fol, Der von der Schul-Deputation 
in Beantwortung diefer Fragen erftattete Bericht**) hat die erfte jener Fragen für 
Berlin zu befinitiver Erledigung gebracht. Er geht von der hohen Bedeutung ber 
Bildung und Erziehung der weiblichen Jugend aus und leitet daraus die Pflicht der 





*) Bergl. oben ©. 5. 
*) Abgebrudt im Kommunalblatt von 1864 ©. 82 ff., jowie in den beiden oben angeführten 
Sahreöberichten der Biktoriajchule, 
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Kommune ab, diejes wichtige Gebiet des Unterrichtsweſens nicht ausschließlich der 
Privatthätigkeit zu überlaſſen, fondern eine Anzahl öffentlicher Lehranftalten ins Leben 
zu rufen, nicht um die Privatichulen zu verdrängen, wohl aber um Normen für eine 
rihtige, dem weiblichen Organismus und Beruf durchaus entipredhende Behandlung 
der Erziehung und des Unterrichts aufzuftellen. Dieſe Ausführungen find von feiner 
Eeite angefochten worden und ſeitdem für das Verfahren der Kommune in dieſem 
Theile der Verwaltung maßgebend geblieben. — In dem, was der Bericht über den 
Lehrplan und die ganze innere Organifation der Schule jagt, find folgende Tendenzen 
bejonders ftarf betont: erftens dem Haſchen nad eitler Echeinbildung, der Vielwifferei 
und Zerfplitterung gegenüber möglichite Bereinfahung und Konzentration des Lehr: 
plans, der jo zu geftalten ift, daß der Unterrichtsftoff der Pflege der Seelenfräfte, 
des Verjtandes, des Herzens, des Willens dienjtbar gemacht wird; zweitens als Gegen: 
gewicht gegen die von dem Streben nad höherer Bildung unzertrennliche geiftige 
Anftrengung die Ausbildung und Uebung der Sinne und des Körpers durch Singen 
und Zeichnen nicht allein, fondern namentlid auch durch Handarbeit, durd) Bewegung 
in freier Luft und durch gymnaftifche Uebungen, welche legteren den Lehrplänen unjerer 
höheren Mädchenſchulen damals noch jo gut wie ganz fehlten; endlich ftatt der Be 
vorzugung des Fremden und Ausländifchen, die auch heute noch vielfah als das 
eigentliche Merkmal höherer Bildung zu gelten pflegt, die Erregung eines lebendigen 
Nationalgefühls durch eingehende Beihäftigung mit der Sprade, Xiteratur und 
Geſchichte unjeres Volkes und durch anfchauliche Schilderung der „Serrlichkeit des mit 
Dentmalen vergangener Größe reich geſchmückten Baterlandes“, 

Welche Konjequenzen das Servorheben diefer Gefihtspunfte für die Geftaltung 
des gefammten Unterrichts haben mußte, zeigt auf das deutlichfte der der Beantwortung 
der dritten Frage gewidmete Theil des Berichts, dem ein tabellarifcher Lehrplan ein- 
gefügt und eine Stundentabelle beigegeben ift. Beiden Zabellen liegt die Gliederung 
der ganzen Schule in drei Stufen, eine Unter:, Mittel: und Oberftufe zu Grunde, 
während die Frage, wie viele Klafjen, theils fubordinirte, theild parallele, eine jede 
diefer Stufen zu umfaſſen babe, offen gelaffen und von der Geftaltung der Frequenz 
abhängig gemacht wird, Ein Vergleich diefer Tabellen mit der Stundenvertheilung, 
wie fie um diejelbe Zeit, aljo im Winter 1863/64 an der Luiſenſchule beſtand, läßt 
die Richtung, in der fi die Gedanken der Schul:Deputation bewegten, in charakteri— 
ſtiſcher Weife hervortreten. Die Zahl mwöchentliher Stunden ift auf beiden Seiten 
annähernd biefelbe, aber in diefer Zahl find in den neuen Plänen auf allen Stufen 
drei Turnftunden inbegriffen, welche die Pläne der Luifenfchule noch nicht fennen, und 
dieje drei Turnftunden find auf der Unterftufe jo vertheilt, daß fich täglich eine halbe 
Stunde diefer Webungen mitten in den VBormittagsunterricht legt. In der erften 
Klaffe der Luiſenſchule zeigt der Stundenplan den wiſſenſchaftlichen Unterricht auf 
11 verjchiedene Objekte vertheilt, von denen nur allein dem SFranzöfiichen mehr als 
zwei wöchentliche Stunden zugetheilt find. In den neuen Plänen ift auf der Ober: 
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ftufe die Zahl der Unterrichtsobjefte auf acht rebuzirt, unter denen drei mit drei, 
reſp. vier möchentlihen Stunden auftreten. Dort drei fremde Spraden, neben 
Franzöſiſch und Englifh auch Italienisch, hier nur die beiden erfteren,; dort auf der 
Mittelftufe für den franzöfifchen Unterricht durchweg vier, auf der Oberftufe fünf und 
ſechs wöchentliche Stunden, hier auf den entfprechenden Stufen nicht mehr als drei, 
refp. vier Stunden. Dort neben zwei Stunden Mineralogie zwei Stunden Phyſik, 
— bier überhaupt nur zwei Stunden Naturkunde. 

So viel zur Charakteriftif der neuen Tendenzen, die bei dieſer Gelegenheit fich 
durchzufegen verfuchten. Es fehlte freilich viel, daß fie in ihrem vollen Umfange und 
ohne Modifikation fih nun auch wirklich hätten realifiren lafien. Zwar die Stadt: 
verorbneten:Verfammlung willigte in der Situng vom 17. März 1864 in die Er: 
rihtung einer zweiten ſtädtiſchen höheren Töchterſchule auf Grund des in dem Berichte 
der Schul-Teputation enfwidelten Lehrplanes ſowie in den Ankauf der für den Bau 
in Ausfiht genommenen Grundftüde in der Prinzenftraße. Dagegen ftieß der neue Lehr: 
und Stundenplan bei dem Königlihen Provinzial-Schulfollegium auf jo entjchievenen 
Widerfprud, daß mit Ermächtigung des Minifters der geiftlichen u. |. w. Angelegenheiten 
durch Verfügung vom 28. November 1865 der Errichtung einer höheren Töchterfchule 
nad) dem vorgelegten Plane gradezu die Genehmigung verfagt wurde. Bon den gegen 
diefen Plan geltend gemachten Bedenken hatte das meifte Gewicht die Behauptung, 
daß die Ziele, die dem ſprachlichen Unterricht in der neuen Schule geftedt werden 
follten, in der für denfelben angefegten, gegen die bisherige Praris erheblich ver: 
ringerten Stundenzahl nicht erreicht werden könnten. Auf der Oberftufe waren für 
Deutfh vier, Franzöfifh vier, Engliſch drei Stunden angefegt, im Ganzen aljo 
elf Stunden ſprachlichen Unterrichts, die allerdings weder für bie Vertiefung in bie 
Schätze des Deutſchen Volksthums, noch für die Erreihung der Herrſchaft über Die 
beiden fremden Spraden ausreichend erſchienen. In diefem Punkte ließ ſich denn 
au der Magiflrat zu einer recht tief einfchneidenden Konzeffion herbei. In der Ant: 
wort des Magiftrats an das Schulfollegium, welches auch die Beſchränkung des 
Unterrihhtes auf die Vormittagsftunden nicht hatte billigen wollen, wird nad) wie vor 
das größte Gewicht darauf gelegt, daß wenigitens der obligatorifche Unterriht durchaus 
auf den Vormittag beichränft bleibt, und um unter diefer Praris, welche nothwendig 
eine Beichränkung der wöchentlichen Stundenzahl zur Folge haben mußte, die Gründ— 
lichkeit namentlich des Spradunterrichts nicht leiden zu laffen, ſchlägt der Magiftrat 
vor, dem Turn: und HSandarbeitsunterricht, dem erfteren durchaus, dem letzteren auf 
der Mittel: und Oberftufe, einen fakultativen Charakter zu geben und diefen fakultativen 
Unterriht für die Mittel: und Oberftufe auf den Nachmittag zu verlegen, das Eng: 
liche aber aus dem Lehrplan der neuen Schule ganz zu ftreichen, wodurch denn aller: 
dings für das Deutiche und das Franzöfifche auf der Oberftufe je ſechs wöchentliche 
Stunden ermöglicht werben. 

Der in diefem Sinne fehr wejentlih und nicht durchaus zu feinem Vortheil 
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gegen den urſprünglichen Entwurf modifizirte Organiſationsplan erlangte die Zu— 
ſtimmung des Schulkollegiums. 

Nun aber ſtieß die weitere Förderung der Sache auf Schwierigkeiten bei den 
Stadtverordneten. Sie waren mit dem veränderten Organiſationsplan nicht durchweg 
einverſtanden. Namentlich billigten ſie das Wegfallen des Engliſchen nicht und wünſchten 
für dieſes durch Ermäßigung der Anforderungen im Franzöſiſchen auf der Oberſtufe 
wieder Raum zu ſchaffen. Da der Magiftrat jeinerfeits auf feinem Standpunfte be 
harrte, jo Fam es zu einem wiederholten Schriftenwechjel zwilchen beiden Kommunal 
behörden und endlich zu einem Kompromiß, wonach neben dem fakultativen Turn— 
unterricht ein fafultativer Nachmittagsunterriht im Englifhen ohne Erhöhung des 
Schulgeldes für die Theilnehmerinnen eingerichtet werben jollte. 

Da während diefer Verhandlungen der im Juni 1865 begonnene Bau des 
Schulhauſes rüftig vorgefhritten war, jo konnte nunmehr zur Aufitellung des Etats 
geihritten werben. Auf neun auffteigende Klaffen, — je drei für jede der drei 
Stufen — berechnet, erhielt er am 21. November 1866 die Genehmigung der Stadt: 
verorbneten-Berfammlung. Am 31. Januar 1867 bejchloß der Magiftrat, der neuen 
Schule den Namen: Viktoriaſchule zu geben und gleichzeitig die ältere höhere 
Mädchenjchule in der Dranienburgerftraße Luifenjchule zu nennen, ein Bejchluß, der 
durch Königliche Kabinetsordre vom 13. April 1867 genehmigt wurde. Am 29. April 
1867 bat die Eröffnung der Viktoriaſchule zunächſt mit 259 Schülerinnen in fieben 
Klaſſen, IX—II, ftattgefunden, weldher am 7. Mai die feierliche Einweihung folgte. 
Das Lehrerkollegium bejtand von vorn herein aus dem Rektor Dr. Friedr. Theod. 
Haarbrüder, einem akademiſch gebildeten Dberlehrer, drei ordentlichen Lehrern mit 
jeminariftifher Bildung und drei Lehrerinnen, von denen die erfte, wie es in dem 
Erläuterungsberiht zum Etat ausdrücklich heißt, „rücjichtlich der Pflichtftundenzahl 
dem Rektor gleichgeftellt ift, da ihr Hauptberuf ift, den Rektor bei der Leitung der 
Schule zu unterftügen". Die bei der älteren ftädtifchen Töchterfchule beftehende Unter: 
ſcheidung der ordentlichen Lehrer in Lehrer für die Mittel- und folche für die Elementar- 
Hafen war mit gutem Bedacht von vorn herein ausgejchloffen, wie fie auch in der 
That, durch feine Verjchiedenheit des Bildungsganges begründet, dort zu Schwierig: 
keiten geführt hat, die bis auf den heutigen Tag noch nicht ganz überwunden find. 
Der volle für 9 Klafjen berechnete Etat enthält außer dem Rektor drei Oberlehrer, 
vier ordentliche Lehrer und drei Lehrerinnen. Dieje Lehrkräfte jollten ausreichen, um 
den gejammten Unterricht, obligatorifhen wie fakultativen, wiſſenſchaftlichen wie tech— 
niſchen zu deden mit einziger Ausnahme des bejonders zu remunerirenden Gejang: 
unterrihts. Es war mit Recht ein befonderer Werth auf dieſe Gefchloffenheit des 
Lehrerfollegiums gelegt, nicht nur wegen leichterer gegenfeitiger Vertretung in etwaigen 
Erkranfungsfällen, fondern namentlid, weil es nur fo möglich ſchien, dem erziehlichen 
Moment, dem wejentlichften Stüd jedes Unterrichts, den gebührenden Nachdrud 
zu geben. 
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Die Möglichkeit, daß die Schule über dieſen als normal angenommenen Um— 
fang hinaus durch Parallelklaſſen wachſen könne, war allerdings von vorn herein 
ins Auge gefaßt, und es umfaßte daher der urſprümgliche Bau außer dem großen 
Hörfaal und den unentbehrlichen Nebenräumen 12 Klaffenzimmer. Aber die Erfahrung 
lehrte bald, daß man das Bedürfniß doch bei weitem unterfchäßt hatte. Schon Michaelis 
1867 mußte außer der Eröffnung der zweiten Klafje die Bildung von drei Parallel: 
coeten eintreten. Ditern 1868 wurde die erite Klaſſe eröffnet und ein weiterer Parallel- 
coetus gebildet, womit aljo die urjprünglih in Ausficht genommene Zahl von 
12 Klafjen ſchon überfchritten war. Michaelis 1878 folgten wiederum drei neue Klafjen, 
für deren zwei, da das Schulhaus auh nad) Benugung des Konferenzzimmers und 
bes Bibliothefzimmers abfolut feinen Raum mehr bot, vorläufig die beiden Fechtfäle 
der gegenüberliegenden Zurnhalle in Gebrauh genommen wurden. Zu dieſen 
16 Klafien famen Dftern 1869 wiederum zwei neue, und damit war die Zahl von 
18 Klaffen, alfo die volle Verdoppelung der urjprünglichen Normalzahl erreiht. Auch 
für dieje beiden legten Klaffen mußten einjtweilen Nebenräume in dem Gebäude der 
Zurnhalle in Anſpruch genommen werden. Da indejjen ein ſolches Provijorium uns 
erträglihe Mißſtände mit fich führte, war jhon im Anfange des Jahres 1869 von 
den ftäbtiichen Behörden ein Ermweiterungsbau des Schulhaufes beſchloſſen worden, der 
am 30. März 1869 begonnen und im Auguft 1870 beendet wurde. Durch diejen 
Anbau, für den das Grundftüd noch ausreichenden Raum bot, wurden ſechs Klafjen: 
zimmer, ein chemijchphyfifaliicher Hörjaal und ein die Größe von zwei Klaffenzimmern 
umfaſſender Zeichenfaal gewonnen. Zu beflagen bleibt es, daß diefem Erweiterungsbau 
zwei in dem urſprünglichen Bauplan enthaltene Projekte geopfert worden find, eine 
Zurnhalle und eine Kolonnade zum Umhergehen bei ungünjtigem Wetter. Somit 
hatte die Schule nun auch in ihren Räumlichkeiten den Umfang erreicht, der ein 
weiteres Anwachſen nicht mehr zuließ, und der jomit auch dem zumeilen ungejtümen 
Andringen der betheiligten Bevölferungsfreife gegenüber, deren Bebürfniffen die 
18 klaſſige Schule bei Weitem nicht genügt, hat feitgehalten werden müfen. Die Ge: 
jammtfrequenz erreichte Oſtern 1872 mit 969 Schülerinnen ihren Höhepunkt, einer 
Zahl, die nur durch eine Ueberfülung mehrerer Klafjen, die auf ein Marimum von 
50 Schülerinnen berechnet find, möglid wurde, und auf deren Herabminderung auf 
die Normalzahl von 900 daher ſeitdem Bedacht genommen worden ift. 

Selbjtverftändlih mußte auch das Lehrerfollegium eine entiprechende Ermeite: 
rung erfahren, die freilich nicht ganz in den Verhältniffen der urſprünglichen Feſt— 
ftellung erfolgt it. Die Zahl der DOberlehrer ift nur um einen vermehrt worden, 
während die Zahl der ordentlichen Lehrer, unter denen fich zur Zeit zwei akademiſch 
gebildete befinden, mehr als verdoppelt, die der Lehrerinnen mehr als verdreifacht ift. 
Zu dem außerhalb des XLehrerfollegiums jtehenden Gejanglehrer ijt für die oberen 
Klaffen in gleicher Stellung ein Fünftleriich gebildeter Zeihenlehrer hinzugekommen. 
In den unteren Klaffen finden einige Silfslehrerinnen dauernde Beichäftigung. 
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Zum Schluffe noch einige Bemerkungen, die fih aus der Vergleihung deſſen, 
was die Biktoriafchule geworden ift, und der urfprünglichen Intentionen, die bei ihrer 
Gründung obwalteten, von jelbit ergeben. — Daf durch die Verdoppelung der Schule 
und ihr Anwachſen bis zu 900 und mehr Schülerinnen die Löfung der ihr geftellten 
pädagogischen Aufgaben erheblich erfchwert und beeinträchtigt worben ift, leuchtet ein, 
wenn auch die dadurch ermöglichte Durchführung des Syſtems der Wechfelcoeten für 
mande von dem großen Umfang des ganzen Organismus unzertrennliche Uebelftände 
einen gewifjen Erfaß bietet. 

Der bei der Gründung der Schule fo ftarf betonte Gedanke einer Vereinfachung 
des Lehrplans iſt nur in fehr beihränftem Umfange realifirt worden. Namentlich hat 
fi die zu diefem Zwecke verjuchte Zurückdrängung des Englifhen als unausführbar 
erwiefen. — Aus der nur fakultativen Geltung, die man ihm urfprünglid — und 
auch das erft nad) längerem Sträuben — eingeräumt hat, hat fich diefes Unterrichts: 
objelt thatfächlich jehr bald zu einem nothwendigen und weſentlichen Gliede in dem 
Unterrichtsiyftem der oberen Klaffen durchgearbeitet, und es haben von vorn herein 
Dispenfationen vom englifhen Unterricht nur in faum nennenswerther Zahl ftatt: 
gefunden. Auch Turnen und Handarbeit haben ihren fafultativen Charakter mehr 
und mehr verloren. Wenn es troßbem gelungen ift, die Nachmittage vom Schul: 
unterricht ganz frei zu halten, jo ift das namentlid dadurch ermöglicht worden, daß 
den einzelnen Lektionen nicht die volle Dauer einer Stunde gegeben ift und daß jomit 
in der Vormittagszeit 6 Lektionen Pla gefunden haben. Die Räumlichkeiten der 
Säule, ihre Ausftattung, ihre durch Waflerheizung bewirkte Erwärmung, haben fi 
in jeder Beziehung bewährt und können als muftergiltig betrachtet werden. Den 
Mangel einer eigenen Turnhalle, durch den die Schülerinnen gezwungen find, die 
gegenüberliegende große Turnhalle — und zwar in wenig pafjenden Stunden zu 
benugen, — brauchen wir hoffentlid nicht als einen definitiven anzufehen. 


Die Viktoriaſchule, wie fie, feit dem Jahre 1870 inmitten des am meiften 
bevölferten Stadttheild von Berlin mit ihren 9 Unterridtsftufen in 18 Klaſſen 
gegliedert, in einem ſchönen, vortrefflih eingerichteten Schulhaufe, mit forgfältig ge 
wählten Lehrkräften und allen erforderlihen Unterrichtsmitteln reich ausgeftattet, 
dajtand, war eine zu imponirende Schöpfung, als daß fie nicht die allgemeine Auf: 
merfjamfeit hätte auf fi lenken und namentlich für das höhere Mädchenſchulweſen 
unjerer Stadt geradezu Epoche machend werben jollen. Es war in ihr der für 
alle weiteren Unternehmungen auf diefem Gebiete auf lange Zeit hinaus maßgebende 
Typus geſchaffen. Zunächſt war es die ältere Schwefteranftalt, die unter der Ein- 
wirkung dieſes Vorbildes wenigftens in den äußeren Bedingungen ihrer Erijtenz eine 
völlige Erneuerung erfuhr, wie fie ja auch ihren neuen Namen im Jahre 1867 im 
Zufammenhange mit der Gründung und Benennung der Viktoriafchule erhalten hatte. 


Die Luifen- 
Schule. 
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Die Schule, in dem für dieſen Zweck erſt gemietheten, dann gekauften Hauſe 
Oranienburgerſtr. 69 im Jahre 1838 mit 6 Klaſſen eröffnet, war allmählich zu einem 
Sgliederigen und 14klaſſigen Organismus herangewachſen in der Weije, daß bie 
Klaffe I. in zwei einander übergeordnete, die Klaffen I. bis VII. in je zwei coordi— 
‚nirte Coetus getheilt waren. Die urfprünglich für die Zwede der Schule eingerichteten 
Räume hatten jhon 1843 und in größerem Umfange 1854 eine Erweiterung erfahren. 
Sie erſchienen aber, troß diefer baulichen Veränderungen, den Anſprüchen ber neuen 
Zeit in feiner Weife mehr entipredend, und, indem fie für eine in 14 Klaſſen ver: 
theilte Zahl von mehr als 500 Schülerinnen, — fo viel hatte die Anftalt zu der 
Zeit, als die Viktoriaſchule eröffnet wurde, — nur nothdürftig ausreichten, konnten 
fie weiteren Bebürfniffen, wie fie fih aus dem fteten Anwachſen der Echule mit Noth- 
wendigfeit ergaben, noch viel weniger genügen. So war man genöthigt, die Be 
ihaffung befjerer Lofalitäten für die Luijenichule in Erwägung zu ziehen. Die Ber: 
bandlungen darüber begannen mit dem Anfang des Jahres 1868 in fait unmittel: 
barem Anſchluß an die eben erfolgte Eröffnung der Viktoriaſchule. 

In einer zur Borberathung des erforderlihen Kommunalbeſchluſſes nieder: 
gefegten gemifchten Deputation beftand darüber, daß die Mängel der Luiſenſchule nicht 
durch einen Umbau, fondern nur durch Verlegung befeitigt werden könnten, feine 
Meinungsverfchiedenheit. Dagegen kamen unter beftändigem Hinblick auf die foeben 
bei der Viktoriafhule gemachten Erfahrungen die allgemeinen Drganifationsfragen noch 
einmal zur Erörterung. 

Die Schulverwaltung ſchlug vor, das in der Viktoriaſchule thatſächlich zur 
Geltung gelommene 18flaffige Syftem von vorn herein auch der Erneuerung ber 
Luifenichule zu Grunde zu legen, und jegte diefen Plan dem Widerfprud derjenigen 
gegenüber durch, welche, nicht ohne für ihre Auffaffung gemwichtige pädagogiſche Argu: 
mente ins Feld zm führen, für Fleinere 9klaſſige Schulen plaidirten. Der Auffafjung 
der Mehrheit der Deputation ſchloſſen fi die Kommunalbehörden an, und jo fing 
man denn alsbald an, ein für die Erridhtung einer 18klaſſigen Schule geeignetes 
Terrain in nicht allzumweiter Entfernung von der vorhandenen Schule zu fuchen. Der 
Ankauf der Grundftüde, auf denen die jegige Luifenjchule fteht, in der Ziegelftraße 
und Artillerieftraße, wurde im März 1870 beſchloſſen. Im Jahre 1872 begann der 
Bau, und am 1. April 1874 konnte das neue Schulhaus, das in allem Wejentlichen 
ſich an das Vorbild der Viktoriaſchule anjchließt, und dem es überdies an einer eigenen 
Turnhalle nicht fehlt, mit den projektirten 18 Klaffen eröffnet werden. Die Erweite 
rung des urfprünglihen Organismus wurde wefentlih durch die Verftärfung des 
Unterbaues herbeigeführt. Denn von den 7 Hauptklaſſen, in welche die Schule 
urfprünglich gegliedert war, repräfentirten 3 die Ober: und 3 die Mittelftufe, während 
die Unterftufe nur aus der Klafje VII. beftand. Nachdem zu diefer Zahl bereits 
im Oktober 1868 eine VII. und dann vom April 1874 an eine IX. Klaſſe bin: 
zugetreten und eine jede Unterflafje in 2 Coeten getheilt war, entiprad die Schule 
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in ihrem Grundplane in der That durchaus dem Typus ber Viktoriaſchule, — eine 
Uebereinftimmung, die indeffen mancherlei Eigenthümlichkeiten in der Geftaltung des 
Lehrplans und in dem innern Leben der Anftalt nicht ausjchließt. 


Auch an einer anderen Stelle gaben bie bei der Viktoriaſchule gemachten Er: 
fahrungen, unter denen namentlich auch die über Erwarten günftigen finanziellen Ergeb- 
nifje ins Gewicht fielen, den Anftoß zu einer Bewegung, die, wenn aud erft nad) 
mehrjährigen Zaudern, zu der Errichtung einer dritten höheren Mädchenſchule führte. 
Das Spandauer Revier mit feiner dichten Bevölkerung war bis zum Beginn ber hier 
zur Darftellung fommenden Verwaltungsperiode ganz ohne höhere Lehranftalten geblieben. 
Als zur Bejeitigung dieſes Mangels die Gemeindebehörden die Gründung des Sophien- 
Gymnafiums in der Meinmeifterftraße 15, und der höheren Bürgerſchule in der 
Steinftraße, worüber weiterhin das Nähere zu berichten fein wird, befchlofjen hatten, 
war in der Nachbarſchaft diefer beiden aneinander grenzenden Schulen das Grundftüc 
Weinmeifterftraße 17 in der Abficht erworben worden, daſſelbe zum Bau einer den 
genannten höheren Lehranftalten zur Verfügung zu ftellenden Turnhalle zu verwenden. 
Da wurde zuerft in einer Verfammlung der Bezirksvorfteher des IV. Diftrikts ber 
Gedanke angeregt, diefes Grundftüd vielmehr zur Errichtung einer höheren Mädchen: 
Ihule zu benugen. Die Schul-Deputation befürmortete auf das lebhafteite den Antrag 
der Bezirksvorfteher bei dem Magiftrat, und ergänzte ihn dahin, eventuell durch An- 
fauf das Terrain fo weit zu vergrößern, daß für die Mädchenſchule und die Turn— 
balle zugleih Raum gewonnen würde. In der That erſchien der Erwerb des zwiſchen 
den beiden Kommunalgrundftüden Weinmeifterftraße 15 und 17 mitten inne liegenden 
Grundjtüdes Nr. 16 aud an und für fih im kommunalen Intereffe beinahe geboten. 
Da aber aud damit den beiden zu fombinirenden Bebürfniffen noch nicht vollftändig 
genügt worden wäre, jo jchlug die Grundftüdserwerbungs-Kommiffion dem Magiftrat 
vor, außerdem noch das kleine, ebenfalls an den ftädtifchen Befig grenzende Grundſtück 
Gormannftraße 4 anzufaufen, wodurd dann allerdings ein für drei höhere Lehranftalten 
und eine gemeinjchaftlihe Turnhalle ausreihender Kompler gejchaffen wurde. Der 
Magiftrat eignete ſich diefe Vorſchläge an und ließ den entfpredhenden Antrag am 
2. April 1870 an die Stadtverordneten:Berfammlung gelangen. 

Inzwiſchen hatte ſich die populäre Agitation der Frage bemächtigt, und ber 
Stadtverorbneten-Berfammlung lagen, als fie in die Berathung des Magiftratsantrages 
eintrat, Petitionen aus den betheiligten Streifen der Bevölkerung in entgegengejegtem 
Sinne vor. In den Bezirksvereinen wurde für und wider debattirt. Die weitüber: 
wiegende Mehrzahl der Petenten unterftügte auf das lebhaftefte den Magiftratsantrag. 
Indefjen hielt es gleihmwohl die Stadtverorbneten-Verfammlung für rathjam, eine 
definitive Entſcheidung hinauszufchieben, und jo wurde am 13. April 1870 zwar der 
vom Magijtrat beantragte Grundſtückskauf genehmigt, die Beſchlußnahme über bie 
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Verwendung dieſer Grundſtücke aber ausdrücklich vorbehalten, — ein Vorbehalt, der 
namentlich im Zuſammenhange mit der vorangegangenen Diskuſſion in weiteren Kreiſen 
wie eine Ablehnung aufgefaßt wurde und daher den Freunden der Sache zu neuen 
wohlmotivirten Kundgebungen ihrer Wünſche Veranlaſſung bot. Indeſſen erfuhr da— 
durch die Angelegenheit keine Beſchleunigung. Erſt die Etatsberathungen am Schluſſe 
des Jahres 1873 brachten die Entſcheidung zu Gunſten des Planes. Umfang und 
Gliederung der neuen Schule wurden nun nicht weiter in Frage geſtellt; vielmehr 
wurde der für die beiden älteren höheren Mädchenſchulen feſtgeſtellte Typus nunmehr 
auch für die neue Gründung ohne weiteres aboptirt, und nachdem die auf diefer 
Grundlage entworfenen Baufkizzen am 23. April und demnächſt der ausgearbeitete Ent- 
wurf und der Koftenanfhlag am 23. Zuli 1874 die Genehmigung der Stabtverord: 
neten-Berfammlung erhalten hatten, wurde rüftig zur Ausführung des Baues gefchritten, 
der in bdemfelben Jahre feinen Anfang nahm, in welchem der Umbau der Luifen: 
ſchule feiner Beftimmung übergeben worden war. Am 6. Auguft 1874 wurde mit 
den Erdarbeiten begonnen und der Bau fo gefördert, daß die dritte ſtädtiſche höhere 
Mädchenſchule, die Sophienſchule, am 24. April 1876 eröffnet werden fonnte, 

Die in Betreff des Zudranges des Publitums bei der Viktoriaſchule gemachten 
Erfahrungen haben fich bier in noch verftärktem Mafe wiederholt. Es war die Ab: 
ficht der Behörde geweſen, die Schule zunächſt mit den 6 unteren Klaffen zu eröffnen 
und dann zu Michaelis defjelben Sahres die 6 entſprechenden Parallelklafjen und eine 
Klaffe II. hinzutreten zu lafjen. Aber die Anmeldungen waren ſchon im Januar jo 
zahlreih, daß die ſtädtiſchen Behörden nit allein die Errichtung jämmtlicher für 
Michaelis in Ausfiht genommenen Klaffen ſchon für Dftern genehmigten, ſondern 
überdies noch eine Klaffe II. hinzufügten, jo daß die Schule fofort mit 14 Klaffen 
und mit 473 Schülerinnen eröffnet worden ift. Die für die Vervollftändigung des 
Organismus noch fehlenden 4 Klaffen find ſchnell nachgefolgt, zunächft Michaelis 1876 
eine Klafje I. Dann trat mit dem Beginn des dritten Semefters Oftern 1877 bie 
Verdoppelung der Klaffen II. und J. und mit dem Beginn des vierten Semeſters 
Michaelis 1877 die Verdoppelung der Klaffe II. ein. Die Schule hatte aljo nur 
anderthalb Jahre gebraudht, um ſich zu dem vollen, ihr beftimmten Umfange aus: 
zuwachſen. 


Kaum war die Errichtung der Schule in der Weinmeiſterſtraße geſichert, ſo 
meldete ein anderer Stadttheil feine Anſprüche an. In der Sitzung der Stadt— 
verordneten vom 19. Februar 1874 wurde ein Antrag eingebracht, welcher die Errich— 
tung einer ftäbtifchen höheren Töchterfhule in dem Stadttheile vor dem Potsdamer 
Thore für eine dringende Nothwendigkeit erklärte. Dem hieran gelnüpften Antrag, 
die Stabtverorbneten-Berfammlung wolle beſchließen, den Magiftrat aufzufordern, die 
nöthigen Vorarbeiten derart zu veranlafen, daß mit dem Bau einer ſolchen Schule 
im Sabre 1875 begonnen werden könne, wurde nicht unmittelbar entſprochen, derjelbe 
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vielmehr dem Magiftrat mit dem Erſuchen überjandt, der Verfammlung eine Vorlage 
über das Bedürfniß ftädtifher höherer Töchterſchulen überhaupt zu 
madhen. Der Magiftrat beauftragte in Folge deffen den Stadtſchulrath Dr. Hof: 
mann, fi über die Frage in ihrem ganzen Umfange jehriftlich zu äußern. So ift 
die durch den Drud veröffentlichte Denkſchrift: Ueber die Erridtung öffentlider 
höherer Mädchenſchulen in Berlin, d. d. 25. Dezember 1874, entftanden, welche 
für das, was auf dieſem Gebiete ſeitdem ausgeführt oder geplant worden ift, im 
Wefentlihen bie Grundlage gebildet hat. 

Die Denkihrift führt aus, daß in allen Haupttheilen der Stabt höhere Mädchen: 
ſchulen zu errichten find, jedoch nur fo weit, daß dem Privatfchulmefen, ohne daß es 
gänzlich zu Grunde gerichtet wird, eine wirkſame Konkurrenz gemacht wird. Nament: 
ih fol das Bedürfniß des betreffenden Stadttheils in der Negel durch öffentliche 
Schulen nicht mehr als zur Hälfte gededt werden. Sie gelangt dann unter Feft- 
haltung des durch die Viktoriaſchule zur Geltung gekommenen Achtzehnklafjen-Syftems 
auf Grund ftatiftifher Erhebungen über die in den einzelnen Stabtgegenden vorhan- 
denen öffentlichen und Privatihulen und die Zahl ihrer Schülerinnen zu dem Ergebnif, 
daß zunächſt außer der Sophienfchule möglichſt bald und gleichzeitig vier ſtädtiſche höhere 
Mädchenſchulen zu errichten feien, und zwar die erjte in der Gegend des Werberfchen 
Marktes, die zweite vor dem Potsdamer Thore, die dritte im Dften, etwa in ber 
Gegend, wo die Kaiferftraße und die Große Frankfurterftraße zufammentreffen; die 
vierte in der Nähe des Pappelplages. In den neun öffentlichen höheren Mädchenſchulen, 
die Berlin dann befigen würde, würben ca. 6 000 Mädchen Unterricht erhalten können, 
und die Denkjchrift nimmt an, daß dies etwa der dritte Theil aller Mädchen wäre, 
welche einen höheren Unterricht fuchen und nicht in Familienfchulen unterrichtet werben, 
und erklärt ein ſolches Verhältniß für das richtige, 

Schul-Deputation und Magiftrat traten in allem Wefentlichen den Ausführun- 
gen der Denkfchrift bei, Iegterer mit der Maßgabe, daß zunächft zwei höhere Töchter— 
ſchulen, im Centrum der Stadt und vor dem Potsdamer Thor, errichtet werden jollten. 
Der Antrag des Magiftrats, der demnächſt unter dem 25. September 1875 an bie 
Etabtverorbneten-Berfammlung gelangte, war denn aud in feinem erften Theile auf 
die Genehmigung der vier in der Denkſchrift geforderten Schulen gerichtet, gab aber 
den Gedanken der Gleichzeitigkeit des Baues, der ſchon früher in der Boranftellung 
zweier Schulen vor den übrigen verlaffen war, vollends auf, indem er vorſchlug, den 
Bau der Schulen fucceffive gefchehen zu laffen und den Anfang mit der Schule in 
der Potsdamer Vorſtadt zu machen. 

Am Schluffe unferer Berichtsperiode war die Errichtung dieſer Schule gefichert, 
indem durch ben Etat für das Jahr 1876 die Summe von 400 000 M für den 
Bau in der Potsdamer Vorſtadt bewilligt wurde. Es konnte mit demfelben indefjen 
im Jahre 1876 noch nicht begonnen werden, weil es erſt im Jahre 1877 gelang, ein 
geeignetes Grundſtück in der Stegligerfiraße zu erwerben. Im Auguft d. 3. begann 

21* 
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der Bau und nahm mit Einſchluß des Direktorialgebäudes und der Turnhalle bis zur 
vollſtändigen Ausſtattung aller Räume zwei Jahre in Anſpruch, ſo daß die Eröffnung 
der Schule am 13. Oktober 1879 erfolgen konnte, welcher zwei Wochen ſpäter, am 
27. Dftober, die feierlihe Einweihung gefolgt ift. 

Die Schule, nad) dem Vorbild der älteren Schmweiteranftalten ebenfalls eine 
Iftufige, follte zunächft aus neun diefen Stufen entjprechenden Klaffen beitehen, aber 
der Zudrang der zur Aufnahme angemeldeten Schülerinnen war jchon mehrere Mo- 
nate vor der Eröffnung jo jtarf geworben, , daß die Kommunalbehörden von vorn 
herein die Verdoppelung der neunten Klaffe genehmigten. So iſt die Schule zunädhit 
mit einem Beſtande von zehn Klaffen ins Leben getreten, denen Dftern 1880 durd) 
Verdoppelung der Klafjen II. bis VIII. fechs weitere hinzugetreten find. Die Ber: 
doppelung der Klaffen II. und I. fteht zu Michaelis 1880 bevor, womit dann aljo 
die Schule nad) nur einjährigem Bejtehen ihre volle Ausbildung erlangt haben wird. 
In ihrer Organifation ſchließt fie fih im Wefentlihen an die älteren Schulen derjelben 
Kategorie an. Nur darin weicht fie ab, daß in dem Lehrförper das weibliche Element 
eine etwas jtärfere Vertretung gefunden hat. Man bat fi) dabei von der Abficht 
leiten laſſen, folchen Lehrerinnen, welche eine über das Durchſchnittsmaß hinausgehende 
wiſſenſchaftliche Ausbildung darthun Fönnen, aus erziehlichen Gründen an dem Unter: 
richt auch in den oberen Klafjen einen ins Gewicht fallenden Antheil zu gewähren. 


So viel zur Darftellung deſſen, was auf dem Gebiet des höheren Mädchen: 
ſchulweſens von der Stadtgemeinde ſeit dem Jahre 1861 geleijtet worden ift. Kurz 
zufammengefaßt ergiebt ſich als das Reſultat diejer Periode: 

die Erwerbung von vier Schulgrundftüden; die Erbauung von vier vor- 

trefflich eingerichteten Schulhäufern, von denen zwei mit eigenen Turn— 

hallen ausgejtattet find; die Gründung von drei 18 Hlaffigen höheren 

Mädchenſchulen, und die Erweiterung der ältejten zu gleichem Umfange; — 
eine Leiftung, auf welche die Stadt mit Befriedigung bliden fann und die doch der 
Zufunft auch auf diefem Gebiete noch viel zu jchaffen übrig gelaffen hat. 

In welcher Richtung die Aufgaben der nächſten Jahre liegen, dafür hat es in 
der vorjtehenden Darftellung an Sindeutungen nicht gefehlt. 


B. Die höheren Schulen für die männlide Jugend. 

Auch diefer Theil des höheren Schulwejens hat in dem jehszehnjährigen Zeit: 
raume, den die vorliegende Publikation umfaßt, einen mächtigen Aufſchwung genom- 
men, welcher weit über das Verhältniß hinausgeht, das der Vergrößerung der 
Stadt und dem Anwachſen der Bevölkerungsziffer entiprehen würde. Denn während 
fich die Bevölkerung in diefen 16 Jahren ungefähr verdoppelt hat, ift in den Leiftungen 
der Kommune auf diefem Gebiete eine unverhältnißmäßig größere und ſchnellere 
Vermehrung eingetreten. 
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Wie bedeutend diefelbe ift, wird fich aus den folgenden Ausführungen über die 
Zahl der Anftalten, der Klaffen, der Lehrer, der Schüler, über die vermehrten Auf: 
wendungen aus ftädtifchen Mitteln zur Genüge ergeben, und doch wird dabei fo 
manches mehr innerliche, geiftige Moment außer Rechnung bleiben, das ſich in Zahlen 
nicht ausdrüden läßt, und das doch für die Geſammtwürdigung deſſen, was geleiftet 
wird, ſchwer ins Gewicht fällt. 

Am Beginn unferes Zeitabfchnittes — vier Gymnaſien und vier Real: 
ihulen, von melden jedoch die eine, die Friedrichs-Realſchule, mit dem Friedrichs— 
Gymnafium noch räumlich, ſowie durch einen gemeinfchaftlichen Unterbau und durch 
die Perjon des Direftors verbunden war, außerdem eine Gewerbefchule und eine höhere 
Bürgerſchule. Zu diefen zehn Lehranftalten find acht ganz neue Gründungen hinzu: 
getreten, und zwar jehs Gymnafien, eine Realſchule und eine Gewerbejhule. Die 
älteren Anftalten find der Mehrzahl nah — nämlich zwei Gymnafien und drei Neal: 
ihulen — aus ihren unzulänglichen Zofalitäten verlegt und in ihren neuen Räumlich— 
feiten vielfach erweitert worden, wobei die Verbindung der Friedrichs-Realſchule mit dem 
Gymnafium aufgehört hat und erftere zu einer jelbftftändigen Anftalt ausgewachſen iſt. 
Es find mithin unter den 18 ftädtifchen höheren Lehranftalten, die gegenwärtig beftehen, 
nur drei, die nit in unferer Berwaltungsperiode gegründet oder erneuert wären, und 
auch diefe drei — Berlinifches Gymnafium, Luifenftädtifche Nealfchule, Friedrichs: 
Gymnafium — haben — die beiden erften durch erhebliche bauliche Erweiterungen, das 
leßtere durch die Befreiung von den Realklaſſen — in diefer Zeit wefentliche Ver: 
befferungen erfahren. 

Die Möglichkeit, das höhere Schulweſen in fo bedeutendem Maße zu erwei— 
tern, war der Verwaltung zunächſt durch die Beſchlüſſe gegeben, welche die Stadt 
verorbneten:Verfammlung in der für die Befriedigung des Unterrichtsbedürfniffes 
unferer Jugend epochemachenden Situng vom 30. Juli 1863 gefaßt hatte. 

Der erfte Anftoß zu den Berathungen, auf Grund deren diefe Beſchlüſſe erfolgten, 
war wiederum von der Luifenftabt ausgegangen, welche außer der Nealfchule in der 
Sebaftianftraße Feine höhere Lehranftalten befaf. Das befonders hier, aber auch 
fonft in der Stadt hervorgetretene Bedürfniß nad Vermehrung der höheren Schulen 
batte die Stabtverordneten-VBerfammlung veranlaßt, den bei ihr eingebrachten Antrag: 
fie wolle den Magiftrat erfuhen, das Bedürfniß zur Gründung neuer höherer 
Lehranftalten, eventuell die Ausdehnung bereits beftehender in ſchleu— 
nige. Erwägung zu nehmen, dem Magiftrat mit dem Erfuchen zu —— die 
Frage in einer gemiſchten Deputation vorberathen zu laſſen. 

Inzwiſchen traten auch von anderer Seite, theils aus dem Schoße der Bürger— 
Ihaft felbft, theils Seitens des Königlichen Provinzial-Schulfollegiums, dringende 
Mahnungen an die ftädtifchen Behörden heran, jo daß die gemifchte Deputation in 
der Lage war, unter dem Eindrud eines allgemein empfundenen Nothftandes zu 
berathen. Für ihre Verhandlungen kamen neben der Bedürfnißfrage auch prinzipielle 
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Grörterungen tiefgreifender Art zur Sprade über das Verhältnig von Gymnafium, 
Realſchule, Gemwerbefhule, über die Kombination von Real und Gymnafialflaffen, 
über Mittelfchulen und das ihnen zu ftedende Ziel u. f. w. — Die Vorfchläge, über 
die man fich ſchließlich einigte, betrafen: 1. die Verlegung des Friedrichs-Werderſchen 
und des Kölnifhen Gymnafiums, des letzteren nad) dem zwiſchen der Dresdeneritraße 
und der Spree gelegenen Stabttheile; 2. die Errichtung von zwei neuen Gymnafien 
und von drei neuen Realſchulen; 3. die Erweiterung der Dorotheenftädtifchen und der 
Quifenftädtiichen Realſchule; — Vorſchläge, bei denen die Luifenftadt durch die Ver: 
legung des Kölniihen Gymnafiums, durch die Erweiterung der vorhandenen Real: 
ihule und namentlich durch ein neues Gymnafium und eine neue Realſchule berüd- 
fichtigt war. Der Magiftrat legte diefe Vorjchläge, ohne zu ihnen in ihrer Geſammt— 
heit eine bejtimmte Stellung zu nehmen, unterm 26. Mai 1863 der Stabtverorbneten- 
Verfammlung vor, und beantragte zunächſt die Zuftimmung zur Verlegung des 
Kölniſchen Gymnafiums, zur Erweiterung der Dorotheenftädtifchen und Luifenftädtifchen 
Realſchule und zur Errichtung eines Gymnafiums in der Luifenftadt und einer Neal: 
ſchule im Spandauer Viertel. In der Stabtverorbneten-Verfammlung wurde die 
Behandlung diefer Anträge mit einer andern verwandten, ſchon früher angeregten, 
aber nun faft gleichzeitig pruchreif gewordenen Angelegenheit verbunden. 

Schon am 3. Oktober 1861 hatte die Stabtverordneten-Verfammlung, indem 
fie die Einrichtung zweier neuen Klaffen in der Gewerbeſchule genehmigte, zugleich 
mit Rüdfiht auf die in jo hohem Maße zunehmende Neigung zur Benugung diefer 
Schule dem Magiftrat anheimgeftellt, in gemiſchter Deputation unter Zuziehung der 
Mitglieder des Kuratoriums der Gewerbeſchule die Frage in Erwägung zu ziehen, ob 
es nicht angemefjen fein möchte, eine zweite derartige Anftalt zu errichten. Exit am 
16. Mai und am 8, Juni 1863 verhandelte diefe Deputation über die ihr aufgege 
bene Frage und fam zu dem Reſultat, den Kommunalbehörden die Errichtung zweier 
neuen Gewerbejhulen, nad dem Lehrplan der beftehenden eingerichtet, aber nur bis 
Dber:Zertia gehend, zu empfehlen, von denen die eine im Spandauer Viertel, die an: 
dere in der Luifenftadt (in der Gegend des Dranienplages) liegen follte. 

Der Magiftrat erklärte fih mit diefem Plane an fih einverftanden, ſchlug 
aber in Anbetracht der übrigen in Ausficht genommenen Schulgründungen der Stabt- 
verorbneten-Verfammlung vor, zunächft mit der Errichtung einer neuen Gewerbejchule, 
und zwar in der Gegend des Dranienplages, vorzugehen. 

Die Stabtverordneten-Berfammlung überwies beide Vorlagen, die vom 26. Mai 
und vom 25. Juni 1863 datirten, zur Vorberathung noch einmal einer aus ihrer 
Mitte gebildeten Kommiffion, und diefe gelangte zu folgenden Anträgen: 

1. Eine neue Gewerbefhule in der Quifenftadt — in der Gegend des 
Dranienplages — definitiv auf die Klaffen bis inkl. Ober-Tertia be: 
ſchränkt, jedoch mit Vor- oder Elementarflaffen verjehen, zu errichten und 
diefelbe jo zu organifiren, daß fie als Filial der alten Gewerbeſchule 
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und dem Kuratorium der legteren unterftellt — in die alte Gewerbefchule 
einmündet. 

2. Die Verlegung des Kölniſchen Gymnafiums nad) dem Stadttheile zwijchen 
ber Dresvenerftraße und der Spree zu genehmigen und zugleih ven 
Wunſch auszufpreden, daß bei diefer Gelegenheit das Kölnische Gym— 
nafium binfichtlich feiner Tendenz in ein den übrigen Gymnafien ganz 
gleiches umgewandelt werde. 

3. Den Antrag wegen Errichtung eines neuen Gymnafiums in der Luifen- 
ftabt für jegt abzulehnen. 

4. Dagegen die Errichtung eines neuen Gymnafiums im Spandauer Viertel 

in der Gegend des Nofenthaler Thores zu befchließen. 

Auf die Errichtung einer neuen Realſchule im Spandauer Viertel ein- 

zugeben, jedoch mit der Maßgabe, daß diefelbe definitiv nur die Klaffen 

bis Unter-Sekunda erhält, fich übrigens in ihrem Lehrplan an die vor: 
handenen Realſchulen anſchließt, alfo in dieſe einmündet. 
6. Zu der gewünſchten Verbeſſerung und Erweiterung der Lokalitäten der 
Dorotheenſtädtiſchen und der Luiſenſtädtiſchen Realſchule im Allgemeinen 
das Einverſtändniß auszuſprechen, die definitive Beſchlußnahme aber 
bis nach Eingang der Anſchläge vorzubehalten. 

Nicht nur die weitgreifenden poſitiven Anträge des Ausſchuſſes, welche ein 
ganzes Syſtem von Organiſationen und Reorganiſationen darſtellten, wurden von der 
Stadtverordneten:Verfammlung angenommen, jondern aud, unter Ablehnung des 
Ausfhußantrages unter 3, die Errichtung eines Gymnaſiums in der Luifenftabt 
genehmigt. 

Das waren die Bejhlüffe vom 30. Zuli 1863, die wir als epochemachend 
für das ſtädtiſche Schulweſen bezeichnet haben. Sie ftellten, da der Magiftrat ihnen 
freudig zuftimmte, der Verwaltung für die nächften Jahre die großartige Aufgabe, 
für die Erridtung von zwei Gymnafien, einer Gewerbejchule, einer Realſchule, ſowie 
für die Verlegung und Umgeftaltung eines Gymnafiums, endlich für die Erweiterung 
zweier Realſchulen zu forgen. 

Wie diefe Aufgabe gelöft wurde, verfuchen wir nunmehr im Einzelnen bar- 
zuſtellen. 


an 


a. Das Luifenftädtifhe Gymnafium. 


Für das in der Luifenftadt zu errichtende Gymnafium fand ſich fehr bald ein 
geeignetes Grundftüd in der Brandenburgftraße 37. Im Anſchluß an den den An- 
fauf genehmigenden Beſchluß gab die Verfammlung dem Magijtrate zur Erwägung 
anheim, ob es nicht angemefjen fein möchte, mit der Organifation diejes neuen Gym— 
nafiums in der Weiſe vorzugehen, daß, ohne die Vollendung des zu unternehmenden 
Baues abzuwarten, in event. zu miethenden Xofalitäten ein Etamm von Schülern 
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gebildet würde. Der Magiftrat erklärte fih mit diefem Vorgehen einverftanden.*) 
Es ftellte fih heraus, daß es einer Miethung für diefen Zwed nicht bevürfe, da fich 
in dem vorderen Wohnhaufe des für das Gymnafium angefauften Grundftüdes jehr 
wohl Klaffenzimmer einrichten ließen. Die für fünf folder Interimsklaffen erforder: 
lihen Mittel wurden am 9. Auguft 1864 bewilligt, obgleih man zunädhft an dem 
nahe bevorftehenden Michaelistermin nur mit der Eröffnung von vier Klaffen vorzu— 
gehen gedachte, und zwar follten, da man eine Vorſchule mit diefem Gymnafium 
überhaupt nicht zu verbinden Willens war, zunächſt die Klaffen von Serta bis Tertia 
eingerichtet werden. Diejes Proviforium erhielt am 9. September auch die minifterielle 
Genehmigung unter der Bedingung, daß in den nächſten anderthalb Jahren ein be- 
fonderes Gymnafialgebäude hergeftellt werde. Nur die Frage der Leitung der neuen 
Anstalt machte noch einige Schwierigkeit, da der Minifter den Vorfchlag, fie interimiftifch 
dem erjten der zu berufenden Lehrer zu übertragen, verwarf und die Nothwendigkeit 
betonte, „daß die neue Schule ſogleich unter die Leitung eines Mannes von gereifter 
pädagogifcher und didaktiſcher Erfahrung geftellt werde, der das aus jungen Kräften 
gebildete Lehrerfolegium zufammenzuhalten und zu den richtigen Zielen zu führen im 
Stande ift, und von dem erwartet werden kann, er werde in allen für den Unterricht, 
die Disziplin und für die gefammte Ordnung und Sitte der Schule zu treffenden 
Einrihtungen einen Grund legen, auf welchem der innere Ausbau mit Sicherheit 
weitergeführt werben fann. Es iſt für die ganze Zukunft der Schule von der größten 
Wichtigkeit, daß zu dieſer Aufgabe der rechte Mann gewählt werde*. 

Ze mehr hier mit vollem Recht die Wichtigkeit der zu treffenden Wahl hervor: 
gehoben war, um fo weniger jchien es möglich, den „rechten Mann“ in den wenigen 
Wochen zu bejhaffen, die bis zu dem beabfichtigten Eröffungstermin zur Verfügung 
ftanden. So kam der Magiltrat auf das glüdliche Ausfunftsmittel, von der Be: 
ftellung eines bejonderen Dirigenten zunächſt überhaupt abzufehen und die Leitung der 
Schule während des Proviforiums dem furz vorher in fein Amt getretenen Stadtſchulrath 
Dr. Hofmann zu übertragen. Diefes Arrangement wurde am 6. Dftober höheren 
Drts genehmigt und jo konnten thatfählih ſchon am 10. Dftober die vier in Ausficht 
genommenen Klaffen des Luifenftädtifhen Gymnafiums — als folches wurde die neue 
Anftalt durch MinifterialErlaß vom 21. November anerfannt — eröffnet werden. 

Die Anfangsfrequenz blieb allerdings Hinter den Erwartungen zurüd. Nur 
die Serta füllte fi von vorn herein mit 40 Schülern; die Klaffen Quinta, Quarta 
und Unter-Zertia enthielten zunächſt nur 22, 14 und 10 Schüler, fo daß die Ge 
ſammtzahl nur 86 betrug. Doc traten ſchon DOftern 1865 zwei neue Klaffen, eine 


*) Diefed Verfahren, welches auch noch bei den beiden anderen demnächſt zu beiprechenden 
neuen Anftalten angewendet wurde: ſchon vor Heritellung der Schulgebäude den Unterricht in ge» 
fauften oder gemietheten Häuſern beginnen zu laffen, war bei dem damaligen Nothſtande volllommen 
berechtigt, es bat aber auch feine bedenklichen Seiten, und man ift daher jpäter auf daffelbe nicht 
wieder zurüdgelommen, 
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Ober⸗Tertia und eine zweite Serta, hinzu. Michaelis 1865 wurde auch eine zweite Quinta 
errichtet. Dftern 1866 erhielt die Anftalt eine Unter-Sekunda und eine zweite Quarta, 
und kam ſomit aljo auf einen Beſtand von neun Klafjen. Diefer Zeitpunkt bezeichnet 
zugleih das Ende des anderthalbjährigen Proviforiums duch den Eintritt des an die 
Spige der Anftalt berufenen Direktors Kock und durch den Beginn der Benußung 
des inzwifchen im Bau vollendeten Schulhaufes. 

Indeffen erwies ſich daffelbe in feinem Umfange jehr bald als unzulänglich, 
jo daß fich Hier in ähnlicher Weiſe wie bei der Viktoriaſchule das Bedürfniß einer 
Erweiterung geltend machte. 

Es war die Anftalt bei Aufftellung des Bauprogramms auf zwölf Klaſſen be 
rechnet, denen für Fälle des vorübergehenden Bedürfniffes eine dreizehnte als Referve: 
Kaffe hinzugefügt war. Diefe Zahl wurde für die normale angefehen, indem man 
annahm, daß die drei oberen Klaffen, Tertia, Sefunda und Prima, die einen zwei 
jährigen Kurſus haben, in je zwei fuborbinirte Stufen, die drei unteren Klaffen aber, 
deren Kurfusdauer eine einjährige ift, in je zwei parallele Coetus zu theilen jeien. 
Die Erfahrung hat aber den Kalkul, der diefer Annahme zu Grunde lag, nicht be 
fätigt. Es ftellte fich heraus, daß eine viel größere Zahl von Schülern, ald man 
vermuthet hatte, die beiden Tertien und die Unter-Sekunda durchzumachen und fo bie 
Berechtigung für den einjährigen Militärdienft zu erlangen begehrte, jo daß ſich die 
Theilung auch diefer drei Klaffen in Parallelcoetus für alle Berliner höheren Lehr: 
anftalten als eine Nothwendigkeit und damit die Zahl von funfzehn Klaffen als die 
normale ergeben hat. 

Als nun das Luifenftädtiihe Gymnafium, bei weldhem Dftern 1867 die Ober: 
Sefunda, Dftern 1868 die Prima eröffnet und Oftern 1870 die erfte Maturitäts- 
prüfung abgehalten worden war, mit der Dftern 1871 erfolgten Theilung der Prima 
diefe Normalzahl erreicht hatte, konnte ein Ermeiterungsbau nicht länger abgemwiefen 
werden, denn das Auskunftsmittel, einen für andere Zmwede beftimmten Raum des 
Schulhaufes und ein Zimmer der Direftorwohnung für Unterrichtszwede zu benußen, 
mit dem man fi einftweilen geholfen hatte, fonnte nur für eine kurze Uebergangszeit 
erträglich erjcheinen. Indem der Direktor in einem Berichte an den Magiftrat vom 
11. Mai 1871 dieſe Verhältniffe darlegte, ftellte er zugleich den Antrag, feiner Schule 
die bisher entbehrte Vorſchule zu gewähren, den er mit der allzu ungleichartigen 
und großentheils unzwedmäßigen Vorbildung der aus 22 Privatihulen empfangenen 
Schüler begründete. Ein Erweiterungsbau, der diefen verfchiedenen Bedürfniſſen 
dienen follte, mußte alſo außer einigen wünſchenswerthen Nebenräumen mindeftens 
fünf neue Klafjenzimmer enthalten. 

Die Kommunalbehörden erkannten die Berechtigung und Zwedmäßigfeit der 
geitellten Anträge an und, nachdem das Bauprojeft ausgearbeitet und von den be: 
teiligten Inftanzen genehmigt war, ift der Anbau jelbft in den Jahren 1872 und 
1873 ausgeführt, und von Michaelis 1873 ab für die Zwecke der Schule in Gebraud) 
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genommen worden. Mit biefem Zeitpunfte, mit dem zugleich die beantragte brei- 
Haifige Vorſchule ins Leben trat, jehließt die Gründungsgefchichte des Luifenftäbtifchen 
Gymnafiums, 


b. Die Luifenftäbtifde Gewerbeſchule. 


Noch früher als für das Luifenftädtifhe Gymnafium gelang es für die neue 
Gewerbeihule, deren Gründung gleichzeitig bejchloffen war, in dem am 30. März 
1864 gekauften Grundftüd Dresdenerftraße 113 einen paffenden Bauplag zu gewinnen, 
doch konnte der Bau nit vor dem 1. April 1865 in Angriff genommen werben, 
weil während der Verhandlungen über die Ausführung defjelben das urjprünglid auf: 
geftellte Bauprogramm in Folge veränderter Intentionen wefentlid modifizirt und 
erweitert wurde. Da aber die Eröffnung der Schule als ein dringendes Bedürfniß 
empfunden wurde, jo war man inzwifchen auch bier zu dem Entjchluffe gelommen, 
ein Proviforium in gemietheten Zofalitäten herzuftellen. An demfelben 9. Auguft 1864, 
von welchem das Interim für das Luifenftädtifche Gymnafium datirt, beſchloß die Stadt: 
verorbneten:Berfammlung, den Magiftrat aufzufordern, „Schon jegt mit der Einrichtung 
der unteren Klaſſen der neuen Gewerbeſchule in gemietheten Zofalitäten vorzugehen, jo daß 
diefelben zum 1. April 1865 eröffnet werden können". Der Magiftrat war hiermit einver- 
ftanden und erflärte der Verfammlung, daß er beabfihtige, in dem Haufe Luiſen-Ufer 7 
(Später 2a.) Räumlichkeiten zum 1. April 1865 auf zwei Jahre zu miethen und in 
denfelben fieben Klaffen, nämlich drei Vorfchulllaffen und die Klaffen Serta, Quinta, 
Unter: und Ober:Quarta einzurichten. Die Stadtverorbneten genehmigten dies und 
bewilligten die zur Ausführung diefer Maßregel erforderlihen Mittel. Sie fnüpften 
aber diefe Bewilligung an die ausdrücklich ausgefprochene Vorausfegung, „daß die 
Verwaltung der neuen Gewerbejhule an das Kuratorium der erjten Gewerbeſchule 
übergeht, welches ſonach die Firma: Kuratorium der Gewerbefhulen, erhalten wird“. 
Diefe Vorausfegung erſchien um fo natürlicher, als die neue Schule urfprünglih nur 
als ein Filial der alten gedacht war, wie denn auch thatjächli bis dahin alle vor: 
bereitenden Schritte von dem beftehenden Kuratorium der alten Gewerbeſchule aus: 
gegangen waren. Gleichwohl Konnte fie, wie ber weitere Verlauf der Sade bald 
zeigte, nicht realifirt werden. Zwar fticß die Einrichtung des Proviforiums, wie es 
von den Kommunalbehörden geplant war, auf feine Schwierigkeiten, und die Schule 
ift Oftern 1865 unter dem Namen der „Luifenftäbtifchen Gewerbeſchule““) mit Ge 
nehmigung des Minifters der geiftlihen u. f. mw. Angelegenheiten in den gemietheten 
Näumen am Quifen:Ufer eröffnet worden, und hat fih dort in den zwei Jahren, 
die bis zur Vollendung des Schulhaufes in der Dresdenerftraße vergingen, bis zur 


*) Die ältere bereits feit dem Sabre 1824 beftehende Gewerbeichule in der Niederwallftraße 
(vergl. über die Gründung und die Organifaticn derjelben den Verwaltungsbericht für die Sabre 
1829/40 ©. 288 flg.) führt feitdem den Namen „Friedrihd-Werderihe Gewerbeſchule“. 
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Ober⸗Tertia entwidelt, indem zu den ſechs Klaffen des erften Semefters im zweiten 
die Ober-Quarta, im dritten die Unter:Tertia, im vierten die Ober-Tertia hinzutrat. 
Aber es zeigte fi auch hier, daß es nicht immer die Anfänge der Dinge find, welche 
die größten Schwierigkeiten bieten. Die Firirung des Definitivums für die neue 
Schöpfung kam erſt nach Erledigung ernfter Differenzen und zulegt doch in einer von 
den urfprünglichen Intentionen ſtark abweichenden Form zu Stande. Die in dem 
Stadtverordnetenbeſchluſſe vom 30. Juli 1863 ausgeſprochene Abficht, der neuen 
Schule die oberen Klaffen vorzuenthalten und fie von der Ober-Tertia ab in die ältere 
Schule „einmünden” zu laffen, wurde ſchon während der Verhandlungen über das 
Bauprojekt aufgegeben, welches ausdrüdlih auf eine felbftftändige, auch die oberen 
Klaſſen umfaffende Schule berechnet wurde. In einem Bericht des Magiftrats vom 
12. Zuni 1865 an das Schulfollegium, welches eine Gewerbeſchule ohne Sekunda und 
Prima für ungeeignet erflärt hatte, wird denn auch die Einrihtung der oberen Klaffen 
lediglich als eine Frage der Zeit bezeichnet. Noch deutlicher, als in diefen Thatſachen 
und Erklärungen machte ſich der veränderte Standpunkt in der Art geltend, wie die 
Leitung der Schule organifirt wurde. Indem man bejchloß, von vorn herein einen 
Direktor an ihre Spige zu ftelen, und indem man zu diefer Stellung auf den Vor: 
ihlag des Kuratoriums der älteren Gewerbeſchule in der Perjon des Direktor Kern 
von auswärts einen Mann berief, der jchon feit Jahren Direktor einer Realſchule 
erfter Ordnung war, brachte man auf das Schärfite die Gleichberechtigung der neuen 
Schule neben ihrer älteren Schwefter zum Ausdruck. Die Frage war daher eigentlich 
ihon entſchieden, als im Frühjahr 1867 der Moment fam, wo mit der Errichtung 
einer Unter-Sekunda die der Schule urjprünglich geftedten Grenzen definitiv über: 
ſchritten werben follten. Die den Gegenitand betreffende Vorlage des Magiftrats an 
die Stadtverordneten-Verfammlung vom 7. Mär) 1867 ſetzt die Lage der Dinge und 
die Unzweckmäßigkeit der Verbindung beider Anftalten in der überzeugendften Weije 
auseinander, und indem die Stabtverorbneten:Berfammlung am 21. März 1867 die 
Mittel zur Errichtung der Unter-Sekunda bewilligte, forderte fie den Magiftrat zugleich auf, 
die fernere Erweiterung der Gewerbeſchule vorzubereiten, und brach damit in der formellften 
Weiſe mit ihren urfprünglichen Intentionen, fo daß die Schule als ein in feiner Eelbit: 
ftändigfeit anerkannter Organismus DOftern 1867 das neue Schulhaus beziehen konnte. 
Aber indem man den urfprüngliden Gedanken der Unterordnung der einen Schule unter 
die andere fallen ließ, war man feineswegs gemeint, ihre Zufammengehörigfeit über: 
haupt aufzugeben. Beide Echulen follten nad einem durchaus einheitlihen Plane 
organifirt fein und ganz gleichartige Ziele verfolgen, und dieſe Gleichartigkeit follte 
durch die Unterftelung beider unter ein gemeinfchaftliches Kuratorium fichergeftellt werden. 
Diefen Intentionen der Gemeindebehörden ift ein nicht erwarteter, und mie 
fih bald zeigte, unüberwindlicher Widerftand der Staatsbehörden entgegengetreten. 
Wenn das für die ältere ſtädtiſche Gewerbeſchule feit ihrer Gründung beftehende 
Kuratorium ſich zu einer Behörde ausgeftalten follte, von der nicht nur die Verwal: 
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tung der beiden nunmehr vorhandenen Schulen zu reſſortiren hätte, ſondern der man 
auch die Verwaltung aller in Zukunft etwa noch zu gründenden Gewerbeſchulen zu 
übertragen gedachte, jo bedurfte das Statut, nad welchem das Kuratorium die Ver: 
waltung führte, einer Umarbeitung. Innerhalb der Kommunalbehörden einigte man 
fi unfchwer über die Faffung des neuen Statutes. Es wich von dem alten nur fo 
weit ab, als es der erweiterte Geſchäftskreis mit ſich brachte. Sonſt waren die alten 
Beitimmungen in allem Wefentlichen, und namentlich in dem, was die Kompetenz des 
Kuratoriums in Bezug auf die Interna der Schule, den Einfluß auf den Lehrplan 
und deſſen Durdführung u. ſ. w. betraf, lediglich herübergenommen. Aber gerade 
gegen diefe Ausdehnung der alten Kompetenzen auf eine neue Schule richtete fich der 
Widerftand der Staatsbehörden. Sie betrachteten die dem Kuratorium der älteren 
Gewerbeſchule eingeräumten Befugniffe als eine Ausnahme, der unter feiner Bedingung 
eine weitere Ausdehnung gegeben werden follte. ALS eine Ausnahme ließ man auch 
ftädtifcherjeits das Kuratorium gelten, wie ja auch thatfächlich niemals für ein Gym: 
nafium oder eine Nealjchule eine ähnliche Inftitution gefordert worden war, aber 
man fand diefe Ausnahme in der eigenthümlichen Natur der Gewerbeſchulen begründet 
als folcher Anftalten, die, an die Bebürfniffe des bürgerlichen Lebens ſich enger an: 
fchließend, aus dem hergebrachten Rahmen heraustreten, „deren Lehrplan nicht nad) 
einer vorgefchriebenen Norm, fondern, wie e8 die Vertreter der Bürgerſchaft für zweck— 
mäßig hielten, feftgeftellt ift, mit deren Beſuch deshalb nicht die Privilegien verbunden 
find, deren die ähnlichen Lehranftalten, die Realſchulen, fi erfreuen”. Da dieſe 
Merkmale bei der neuen Anftalt genau ebenfo wie bei der alten zutrafen, fo glaubte 
man auch für fie mittelft des Kuratoriums „eine über das Patronatsreht hinaus: 
gehende Einwirkung auf die innere Einrichtung der Anſtalt“ und namentlich die Mög: 
lichkeit beanspruchen zu dürfen, „ihren Lehrplan nach den fi ändernden Forderungen 
der Zeit umzugeftalten". 

Das Schulfollegium war weit entfernt, diefe Argumentation gelten zu laſſen. 
Es lehnte die Uebertragung der Leitung und Beauffichtigung der neuen Schule und 
der noch Fünftig zu errichtenden Gewerbeſchulen, alfo einer ganzen Kategorie von 
Schulen, an ein gemeinfchaftliches Kuratorium auf das Beftimmtefte ab. Gegen die 
Einfegung eines befonderen Kuratoriums für die Luifenftädtifche Gewerbeſchule Hatte 
es nichts einzuwenden, bemerkte aber im Voraus, daß es eine Ausdehnung der Be 
fugniffe diefes Kuratoriums auf die Interna der Schule, wie fie für die erfte Ge 
werbefhule ausnahmsweife nachgegeben fei, nicht geftatten werbe. 

Der Magiftrat beruhigte fich bei diefer Entſcheidung nicht, fondern wandte ſich 
mit einer ausführlich motivirten Befchwerde an den Minifter der geiftlihen u. ſ. w. 
Angelegenheiten. Unter dem 8. März 1866 erfolgte auch von diefer Seite ein 
ablehnender Beſcheid, ſo daß der Magiftrat fi genöthigt ſah, unter Vorlegung 
fämmtliher Aktenſtücke der Stadtverordneten-Berfammlung unter dem 30. März 
1866 zu erflären, daß der Gedanke eines gemeinjhaftlichen Kuratoriums aufgegeben 
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werben müſſe und daß er daher die Luifenftädtifche Gewerbefhule unter feine unmittel- 
bare Verwaltung nehmen werde. Zwar blieb der Weg eines befonderen Kuratoriums 
mit befchränfteren Befugniffen noch offen, und in der That verharrte die Stadt— 
verorbnneten-VBerfammlung längere Zeit hindurch auf dem Verlangen, die Verwaltung 
der neuen Gewerbeſchule durch ein ſolches Kuratorium geführt zu jehen. Der Ma: 
giftrat aber glaubte demfelben nicht entjprechen zu können, weil durch ein folches 
Kuratorium der Gejchäftsgang ohne jeden Gewinn an Nechten und freier Bewegung 
erſchwert und verzögert werde, während der von Jahr zu Jahr wachjende Umfang 
der ftäbtifchen Schulverwaltung vielmehr eine Vereinfachung defjelben fordere, weil eine 
Rivalität mehrerer, die Sonderinterefjen der einzelnen Schulen verfolgenden Kuratorien 
bevenflich ſei, endlich weil die Errihtung eines zweiten Kuratoriums mit beſchränkteren 
Befugniffen. auch für die weitergehenden Berechtigungen des beftehenden gefährlich werden 
könne. — Schließlich hat dann auch die Stadtverordneten:Verfammlung die Berech- 
tigung diefes Standpunftes anerlannt, und es ift bei der Unterordnung der Quifen: 
ſtädtiſchen Gewerbeſchule unter die unmittelbare Verwaltung des Magiftrats geblieben. 

Inzwiſchen hatte die neue Anftalt in ihrem äußerft zweckmäßig eingerichteten 
Schulhaufe ihren inneren Ausbau jo weit vollendet, daß, abgejehen von den durch 
das Bedürfniß geforderten Parallelklaffen Dftern 1869 die Prima hatte eröffnet 
werden können. In der Hauptſache ift das Prinzip durchgeführt, die Organifation 
beider Gewerbeſchulen in UWebereinftimmung zu halten, ein Prinzip, welches auch zu 
der Konjequenz geführt hat, daß beide Anftalten in der Ausdehnung ihrer Kurſus— 
dauer und in der damit zufammenhängenden Ermeiterung ihrer Berechtigungen mit ein- 
ander Schritt gehalten haben. Die Kurjusdauer war bei der älteren Gewerbeſchule 
urjprünglich eine fiebenjährige, indem Sexta und Quinta einen halbjährigen, Duarta 
und Tertia einen jährigen, Sekunda und Prima einen zweijährigen Kurfus hatten, 
und dieſes Schema follte au auf die neue Schule übertragen werden. Auf den An: 
trag der beiden betheiligten Direktoren wurde zunächft für beide Anftalten der Kurjus 
der beiden unterjten Klaffen in einen jährigen verwandelt, und dadurch ein achtes 
Jahr hinzugefügt. Seit Dftern 1874 ift der Kurjus der Tertia für beide Anftalten 
ein zweijähriger, und damit die gejammte Kurjusdauer eine neunjährige geworden. 

Nachdem hiermit beide Gewerbejchulen in ihrer Kurfusdauer den Gymnafien 
und den Realjchulen eriter Ordnung gleichgeitellt waren, erfolgte ihre Aufnahme unter 
die Zahl der nad $. 90 2a. des erften Theils der Deutſchen Wehrordnung vom 
28. September 1875 zur Austellung gültiger Zeugniffe über die wijjenjchaftlihe Be 
fähigung für den einjährig-freiwilligen Militärdienft berechtigten höheren Lehranftalten. 
(Verfügung des Schulfollegiums vom 24. April 1876.) 

Die ihnen demnächſt für die Geltung ihrer Abiturientenprüfungen zugeftandenen 
Berechtigungen liegen außerhalb der Grenzen der bier zur Darftellung kommenden 
Verwaltungsperiode. — Wenn ſonach die ganze innere und äußere Entwidelung beider 
Anftalten feit ihrem Nebeneinanderbeftehen eine übereinftimmende gemejen ift, jo hat 
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man doch diefe Webereinftimmung nicht bis zur Uniformität ausgedehnt, vielmehr hat 
es der Magiftrat gern zugelaffen, daß in der neuen Schule fi in manden eigen: 
thümlichen Einrihtungen die pädagogifhen Grundfäge ihres Leiters ausprägten, wie 
denn auch der Lehrplan beider Anftalten fein durchaus übereinftimmender ift. In der 
neuen Schule überwiegen die Realien nicht in dem Maße, wie in ber älteren, viel: 
mehr ift bei einer geringeren Geſammtzahl der wöchentlichen Lehrftunden den ethifchen, 
eine ideale Richtung des Geiftes fördernden Fächern ein breiterer Raum gewährt. 


ec. Das Sophien-®ymnafium. 


Nicht minder dringlihd als in der Luiſenſtadt war das Bedürfniß höherer 
Lehranftalten im Spandauer Revier hervorgetreten. Es war, wie wir gejehen haben, 
am 30. Juli 1863 für diefen Stabttheil die Gründung eines Gymnafiums und einer 
Realſchule beſchloſſen worden. 

Im Jahre 1864 wurde ein für beide Anſtalten ausreichender zuſammenhän— 
gender Komplex von Grundſtücken in der Weinmeiſterſtraße und der Steinſtraße er— 
worben und noch in demſelben Jahre die Aufſtellung des Bauprojektes für beide 
Schulen in Angriff genommen. Indeſſen haben in den weiteren Stadien die beiden 
Gründungen mit einander nicht Schritt gehalten und das Gymnaſium iſt der Real— 
ſchule in ſeiner Entwickelung um mehrere Jahre vorausgeeilt. Am 8. Dezember 1864 
erſuchte die Stadtverordneten-Verſammlung, den bei den beiden Gründungen in der 
Luiſenſtadt eingeſchlagenen Weg weiter verfolgend, den Magiſtrat, zu erwägen, ob 
eine vorläufige Klaſſeneinrichtung für dieſe neuen Anſtalten in zu miethenden Lokalen 
zu treffen fein möchte. Für das Gymnafium fonnte der Magiftrat diefer Anregung 
um fo eher nachkommen, als er ſchon zuvor aus eigener Initiative im berfelben 
Richtung einleitende Schritte gethan hatte. So wurden denn in dem Sinterhaufe 
des Grundftüds Große Samburgerftraße 2 auf drei Jahre Lokalitäten gemiethet, 
um jhon zu DOftern 1865 das neue Gymnafium zunädhft mit den drei unterjten 
Klaffen, vorläufig ohne Vorſchule, zu eröffnen. 

Die Stadtverordneten genehmigten gleichzeitig mit der Zuftimmung zu biefer 
provijorifchen Unterbringung der unteren Klaſſen der neuen Anftalt den vom Magiftrat 
vorgelegten Etatsentwurf, welcher für den Dirigenten ein Gehalt ausjegte, das hoch 
genug gegriffen war, um einen älteren und in jeder Beziehung bewährten Lehrer zu 
gewinnen. Diejer Beſchluß ift die Bafis, auf der dann wirkflih das „Sophien= 
Gymnafium* (das Spandauer Revier wurde auch mit dem Namen „Sophienftabt“ *) 
bezeichnet) in feinen Anfängen ſchon Oftern 1865 ins Leben getreten ift. Die Leitung 
wurde dem Profeffor Dr. Paul vom Königlichen Wilhelms:Gymnafium übertragen, 
der, nahdem er drei Jahre lang — von Dftern 1865 bis Oftern 1868 — als 
interimiftifcher Dirigent fungirt hatte, von da ab der erfte definitive Direktor der 


*) Bergl Heft I. ©. 45. 
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neuen Anjtalt geworben if: Das Wahsthum derjelben war Anfangs ein fchnelles. 
Als fie, die Oftern 1865 mit 95 Schülern in drei Klaffen eröffnet worden war, nad 
zweieinhalb Jahren, Michaelis 1867, in ihr eigenes inzwifchen vollenbetes Haus über: 
jiedelte, war fie ſchon auf zehn Klafjen mit 367 Schülern angewachfen, deren oberſte 
Unter-Sefunda war. Die Schule enthielt aljo damals von den neun Jahreskurjen 
ihon ſechs, und davon die vier unteren, bis Unter-Zertia, in Doppelklaffen. Michaelis 
1868 wurde eine breiflaffige Vorſchule hinzugefügt und zugleich die Ober-Sefunda 
errichtet. Ein Jahr jpäter ift die Prima eröffnet und Michaelis 1871 die erite 
Maturitätsprüfung gehalten worden. Auch die Verdoppelung der Ober-Tertia und 
Unter-Sefunda ließ nicht lange auf fi warten. Die Theilung der Prima in eine 
Unter: und Ober-Prima iſt durch die Frequenzverhältniffe diefer Klaffe erſt Dftern 
1877 bedingt und damit die für unfere höheren Lehranftalten angenommene Normal: 
zahl von funfzehn Klaffen auch für das Sophien-Gymnafium erreicht worden. 


d. Die Sophien-Realſchule. 


Die Errihtung einer Neallehranftalt im Spandauer Revier war, wie wir ge- 
jehen haben, gleichzeitig mit der eines Gymnafiums bejchloffen worden. Auch die 
Vorbereitungen zur Ausführung diefes Beichluffes waren für beide Anftalten gemein: 
ihaftlihe. Auf den zu diefem Zwecke erworbenen Grundftüden wurde der Bau beider 
Schulhäufer zugleich ausgeführt und in demjelben Termin, am 8. Oftober 1867, konnte 
die Uebergabe der beiden vollendeten Neubauten ftattfinden. Aber während das Gym— 
nafium in diefem Zeitpunft ſchon bis zu zehn Klaffen und bis zur Unter-Sefunda 
angewachſen war, hat das für die andere Schule beftimmte Haus ein halbes Jahr 
unbenugt geftanden und es dauerte bis DOftern 1868, ehe auch nur die erften Anfänge 
berjelben ins Leben traten. Der Grund lag darin, daß, während es bei dem Gym: 
nafium nur galt, von einem fertigen Schema eine neue Anwendung zu machen, man 
bei der Reallehranftalt nicht ohne Schwierigkeit zur Verftändigung über die befondere 
Form gelangte, die ihr zu geben war. Der urſprüngliche Kommunalbeſchluß wollte 
eine Schule bis zur Unter-Sefunda einjchließlih, alfo mit jechsjähriger Kurjusdauer, 
die von da ab in die oberen Klaffen der beſtehenden Realjchulen einmünden jollte. 
Eine ſolche Schule erſchien aber nur lebensfähig, wenn ihr namentlich in Bezug auf 
den Militärdienft die Berechtigungen einer Realſchule 1. Ordnung verliehen wurden, 
d. h., wenn durch den Befuch ihrer Unter-Sekunda die wiſſenſchaftliche Dualififation 
für den einjährigen Dienft erworben werden konnte, und wenn ihren nach Abfolvirung 
diefer Klaffe mit dem Zeugniß der Reife für Ober-Sekunda entlaffenen Schülern ohne 
Weiteres das Recht zur Aufnahme in die Ober-Sefunda einer Realjhule 1. Ordnung 
zuftand. Der Magiftrat richtete daher einen Antrag auf Zuficherung dieſer Nechte 
für die im Bau begriffene Schule unter dem 27. November 1866 an das Provinzial: 
Schulfollegium und motivirte den Abſchluß mit Unter-Sekunda hauptſächlich mit der 
im Berhältniß zu ihrer Benugung übermäßigen Koftfpieligkeit der oberen Klaſſen. Die 
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Erfahrungen, die damals für die Frequenz dieſer Klaſſen in den Realſchulen vorlagen 
— die Verhältniſſe haben ſich ſeitdem weſentlich gebeſſert —, mußten allerdings ein 
weiteres Vorgehen in dieſer Richtung wenig verlockend erſcheinen laſſen. Es wurde 
in dem Bericht an das Schulkollegium angeführt, daß am Schluſſe des Jahres 1865 
in den vier ſtädtiſchen Realſchulen 1. Ordnung von 1895 Schülern ſich in Prima 
und Ober-Sekunda, aljo in acht Klaffen, 106 Schüler befanden, und indem biefe Zahl 
gegen die Koften gehalten wurde, welche die Ausftattung diefer Klaffen mit Lehrkräften 
verurfachte, ergab fi, daß, abgejehen von allen fonftigen jehr erheblichen Ausgaben, 
ſchon allein nah diefem Kalkul die Etadt auf den Kopf jedes dieſer Schüler 
1341/, Thlr. jährlich zuzuſchießen hatte. 

Das Schulkollegium zeigte fi aber diefen Erwägungen unzugänglih und be 
jchied in feiner Verfügung vom 19. Januar 1867 den Magiftrat dahin, daß der 
Schule, wenn fie, wie beabfichtigt war, mit Unter-Sekunda abſchloß, weder die Bes 
rechtigung einer Realfchule 1. Ordnung noch überhaupt die amtliche Bezeihnung als 
Realſchule gewährt werden fünne. Es verwies auf die Realjhul-Drdnung von 1859, 
mit der die Anträge des Magiftrats unvereinbar jeien, und gab anheim, der neuen 
Lehranftalt den Charakter einer höheren Bürgerſchule zu geben, die freilich auch 
nur bei der Ausdehnung des Kurjus der Sekunda auf zwei Jahre, alſo bei einer 
Verlängerung der beabfihtigten Gefammtlurfusdauer von fechs auf fieben Jahre, be 
jondere Berechtigungen für die abgehenden Schüler würde beanfpruden dürfen und 
die dann nad) einer Zeit der Bewährung binfichtlih des einjährigen Militärdienftes 
diefelbe Berechtigung würde erwerben können, welche den Realſchulen 1. Ordnung für 
die entſprechende Klafjenftufe gewährt ei. 

Hiernach bedurften die urfprünglichen Abfichten der Kommunalbehörden einer 
mejentlihen Modifikation. Ehe man fich indeffen entjhloß, den vom Schulkollegium 
am Schluſſe feiner Verfügung angedeuteten Weg einzufchlagen, tauchte ein ganz 
neuer Gedanke auf. Der Magiftrat ſchlug nämlich der Stadtverordneten-Berfammlung 
unter dem 31. Ianuar 1867 vor, aus der neuen Schule eine dritte Gewerbe: 
ſchule nad Art der Friedrichs-Werderſchen und der eben in der Entwidelung begriffe: 
nen Luifenftädtifchen zu machen, indem er ausſprach, daß die ausgezeichneten Erfolge 
der Friedrichs: Werderfchen Gewerbeſchule die ſtädtiſchen Behörden beftimmen müßten, 
feinen Stabttheil ohne eine ſolche Schule zu laffen, am wenigjten die Altjtadt Berlin, 
in welcher die Gemwerbthätigkeit ſich konzentrire. 

So viel Anfprechendes dieler Gedanke auch hatte, und obgleich er aus bürger: 
lichen Kreifen mehrfach Unterftügung fand, jo vermochte ſich doch die Stadtverordneten- 
Verfammlung — wohl unter dem Eindrude der unbefrievigenden Wendung, die die 
Angelegenheit des Gewerbeſchul-Kuratoriums genommen hatte — mit ihm nicht zu 
befreunden. Sie lehnte am 14. Februar 1867 den Antrag des Magiftrats ab und 
erklärte fich vielmehr für die Errichtung einer höheren Bürgerſchule bis einjchließlich 
der Ober Sefunda, freilich unter der Bedingung, daß diefer Schule, ohne erft deren 
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Bewährung abzuwarten, von vorn herein die Berechtigung hinſichtlich des einjährigen 
Nilitärdienftes zuerfannt werde. Diefe Klaufel verzögerte den Abſchluß der Angelegen- 
beit nicht unerheblih. Sie machte weitere Verhandlungen der Hommunalbehörden 
untereinander, ſowie des Magiftrats mit dem Schulfollegium und mit dem Minifterium 
nothwendig und ließ fich ſchließlich doch nicht aufrecht erhalten. Der Minifter erklärte 
fi unter dem 23, DOftober 1867 außer Stande, einer noch nicht einmal eröffneten 
Schule im Voraus die verlangte Berechtigung zuzugeftehen, die vielmehr erft nad 
vorgängiger Nevifion der betreffenden Anftalt durch gemeinſchaftlichen Bericht der 
Minifter des Unterrichts, des Innern und des Krieges bei des Königs Majeftät beantragt 
werden fünne. Da er aber am Schluffe feiner Verfügung ausſprach, er halte jelbit die 
Errichtung von höheren Bürgerichulen viel mehr als die Vermehrung der Realſchulen erjter 
Drodnung für ein Bedürfniß der Stadt, und werde daher der neuen Anftalt, jo bald 
fie bis zur erften Klaſſe entwidelt fein werde, hinſichtlich der Berechtigungen feinerfeits 
gern jede zuläffige Berüdfihtigung zu Theil werden laffen, jo beruhigte man ſich 
Hädtifcherfeits bei diefen wohlwollenden Verficherungen, denen es übrigens nachher an 
der thatjächlichen Bewährung nicht gefehlt hat, und bejchloß, zum 1. April 1868 
mit der Eröffnung der Schule vorzugehen. So ift die höhere Bürgerfdhule in 
der Steinjtraße zu Stande gefommen. Zu ihrem Nektor wurde der Profeffor 
Dr. Bertram berufen. Seine Einführung hat zugleich mit der Eröffnungsfeier am 
28. April 1868 ftattgefunden. Die Echule umfaßte bei ihrer Eröffnung in fieben 
Klaſſen, drei Vorjchulklaffen und den Klaſſen von Serta bis Tertia, 228 Schüler. 
Schon nad einem halben Zahre (Michaelis 1868) wurden eine zweite Serta und 
Quinta errichtet. Wieder nad einem halben Jahre trat Dftern 1869 eine zweite 
Luarta, die Theilung der Tertia in zwei fubordinirte Stufen, Unter: und Ober: 
Zertia, und die Sekunda hinzu. Es folgte Michaelis 1869 eine zweite Unter:Tertia, 
und Michaelis 1870 eine zweite Ober-Tertia. Inzwiſchen hatten Dftern 1870 die 
jenigen Sekundaner, welde der Klaſſe feit ihrer Errichtung, alfo feit einem Jahre 
angehörten, vor dem Königlichen Kommifjfarius die Prüfung beftanden, welche ihre 
wiſſenſchaſtliche Qualifikation für den einjährig-freiwilligen Militärdienft dofumentirte 
und für die Eule nach zweijährigem Beſtehen die Anerkennung als einer folchen zur 
Folge hatte, welche den einjährigen Eefundanern jene Qualifikation durch das Urtheil 
der Lehrer bezeugen kann. Bis Oſtern 1871 erreichten ſechs Eefundaner nach zwei: 
Jährigem Aufenthalt in diefer Klaſſe die Neife für Prima, und damit gelangte die 
Edule an das Ziel, welches ihr nach dem urfprünglichen Organifationsplan als einer 
höheren Bürgerfchüle, d. h. einer Nealfchule ohne Prima — geftedt war. Allein die 
Natur der Dinge drängte über diejes Ziel hinaus und führte zu einem Entſchluß, 
gegen den man fi Anfangs jo entichieden gefträubt hatte. Mit Recht machte der 
Rektor Dr. Bertram in feiner Eingabe vom 6. Dezember 1870 alle die Mo- 
mente geltend, welche gegen dieſe Form der höheren Bürgerfchule ſprechen, die als ein 
Nothbehelf in engen und bejchränkten Verhältniffen ertragen werden mag, die aber 
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überall da ihre Berechtigung verliert, wo das Material für eine volle Realſchule 
gegeben ift, von der fi die Bürgerſchule ja durch Feinerlei Eigenthümlichfeit der 
inneren Organifation, fondern zu ihrem großen Schaden lediglich durch ihre Unfertig- 
feit, durch das Fehlen der oberjten Stufe, unterſcheidet. Auf ſolche Argumentation 
geltügt beantragte der Rektor Dr. Bertram, der Schule von Oftern 1871 ab die 
fehlende Prima zu gewähren, die übrigens ſchon durch die von Haufe aus gewählte 
Benennung der Klaffen gemwifjfermaßen poftulirt war. Und die Kommunalbehörden 
haben fih dem Gewicht diefer Gründe um jo weniger entzogen, als fie von dem 
glänzenden Aufſchwung unterftügt wurden, den die Schule in fo kurzer Zeit genom— 
men hatte. 

Auf Grund einer Vorlage des Magiftrats vom 9. Dezember 1870 willigte 
die Stadtverordnieten-Berfammlung am 15. Dezember darein, daß zu DOftern k. I. 
eine Prima errichtet und damit die höhere Bürgerichule in der Steinftraße zu einer 
Realſchule eriter Ordnung erweitert werde. Auch die alsbald nachgeſuchte ftaatliche 
Erlaubnif blieb nicht aus, obgleich der Minifter in einer Verfügung vom 30. Januar 
1871, indem er feine Genehmigung ertheilte, ſich gleihwohl aus allgemeinen Gründen 
gegen die Vermehrung der Realſchulen erjter Ordnung in Berlin ausjprad. So iſt 
von Dftern 1871 ab die höhere Bürgerjchule in der Steinftraße zur Sophien— 
Realichule geworden, — eine Ummandlung, die zugleich die des bisherigen Rektors in 
einen Direktor zur Folge hatte. Michaelis 1871 wurde die Bildung eines Parallel- 
coetus der Sefunda nöthig. Michaelis 1872 wurde eine dritte Sekunda errichtet, indem 
die älteren Sekundaner, die bisher nur in gewiſſen Stunden bejonderen Unterricht 
empfangen hatten, durchweg von den übrigen getrennt und zu einer befonderen Ober— 
Sekunda vereinigt wurden. Mit der erften Maturitätsprüfung Oftern 1873 hat die 
Schule ihren vollen Abſchluß erreicht. 


e. Die Erneuerung des Kölniſchen Gymnafiums, 


Die umfafjende Thätigfeit, welche feit dem Jahre 1863 auf die Gründung 
neuer höherer Lehranftalten gerichtet wurde, hat die Gemeindebehörden nicht gehindert, 
auch der Werbefferung und Erweiterung der alten von den Vorfahren überfommenen 
Stiftungen ihre eifrige Fürforge zu widmen, Für die ältefte aller höheren Lehr: 
anftalten Berlins, das Kölniſche Gymnafium, bat diefe Sorge zu einer vollftändigen 
äußeren und inneren Erneuerung geführt, deren die Anftalt freilih auch dringender 
als die anderen bedurfte. Der Stabtverorbnetenbefhluß vom 30. Juli 1863 beftimmte 
für das Kölniſche Gymnaſium zweierlei: 1. die Verlegung aus den engen, durchaus 
unzulängliden, fogar eines Schulhofes entbehrenden Räumlichkeiten des Kölnifchen 
Rathhaufes an einen ftilleren und freieren Pla auf dem anderen Spreeufer; 2. die 
Umwandlung des Real:Gymnafiums in eine den übrigen Gymnafien ganz gleichartig 
organifirte Anftalt. 

Der Zuftand, der damit befeitigt werden jollte, datirte aus dem Jahre 
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1824. Am 5. Dftober diefes Jahres war die feit 1767 in ihren oberen Klaſſen mit 
dem Berlinifchen Gymnafium zum Grauen Klofter vereinigte Anftalt von diefer wieder 
getrennt und — zunächſt mit drei Klaſſen — im Kölnifchen Rathhauje als Neal: 
Gymnafium eröffnet worden. Der Gedanke, der der damaligen Neorganijation zu 
Grunde lag, war der, mit der Vorbereitung für die Univerfitätsftudien die für die 
höheren Aufgaben des bürgerlichen, namentlich) des gewerblichen Lebens zu verbinden. 
Es waren die Zeiten der erſten freieren Negung von Handel und Imduftrie nad) den 
Freiheitöfriegen, und das frifche Leben, welches fich auf diefen Gebieten zu entfalten 
anfing, ließ die umfichtigen Männer, die an der Spite unferes Gemeinwejens jtanden, 
ſehr bald die Lüde gewahr werden, die nach diefer Seite hin in dem Syſtem unferer 
höheren Bildungsanftalten vorhanden war. Die einzige Lehranftalt in unferer Stadt, 
die damals einigermaßen ſolchen Zweden diente, war die Königliche Realjchule, von 
den ſtädtiſchen Realichulen beitand noch feine. So ift dafjelbe Jahr 1824, weldes 
die ältere ftädtifche Gewerbejchule ins Leben treten ſah, auch das Geburtsjahr des 
Kölnifhen Real-Gymnaſiums geworden, und es war in erfter Linie der damalige 
Dberbürgermeifter von Baerenjprung, der fih um beide Echöpfungen in gleichem 
Maße verdient gemacht hat, wie denn für das Kölnische Gymmafium eine eigene zur 
befonderen Pflege des chemiſchen Unterrichts beftimmte Stiftung von ihm herrührt. 
Ein wie enger Zufammenhang zwiſchen den beiden Schöpfungen des Jahres 1824 be 
ftand, zeigte fi) auch darin, daß dem erften Direktor der Gewerbefchule, von Kloeden, 
Anfangs auch die Leitung des Neal-Gymnafiums übertragen wurde, bis es am 15. Oktober 
1827 in E. 5. Auguft einen eigenen Direktor erhielt. 

In ihrer Entftehung von gleichen Ideen getragen, mußten nun aber beide 
Anftalten gleichwohl auf jehr verjchievene Bahnen geführt werden, Die eine diente 
ganz und ausjchließlich der Vorbereitung auf das praktifche Leben, in der anderen war 
diefe Tendenz mit einer anderen ganz heterogenen in Verbindung geſetzt. Man ver: 
juchte dieje Vereinigung dadurch zu ermöglichen, daß das Lateiniſche und Griechiiche 
in’ der Stundenzahl wejentlid beſchränkt und leßteres überdies als ein fakultativer 
Lehrgegenftand angejehen murde, während neben dem Franzöſiſchen auch das 
Englifche in den Lehrplan eingeführt und der Mathematik und den Naturwiffenichaften 
ein erheblich größerer Naum, als an anderen Gymmnafien, gewährt wurde, Diefe Dr: 
ganifation, die fih Anfangs des wohlwollenden Entgegenfommens der Auffichtsbehörden 
und einer entichiedenen Gunft des Publikums erfreute, mußte fi doch auf die Dauer 
wegen der Weberladung des Lehrplanes und der den Schülern zugemutheten Zeriplitte: 
rung ihrer Geiftesfräfte als unhaltbar erweifen und hatte fich überlebt, fobald für die 
Bedürfniffe der realiftifchen Bildung durch mehrere aufblühende Realſchulen geforgt 
war, von denen die ältejte, die Königftädtifche, ihren erften Dirigenten Herter und 
auch die zweite, die Dorotheenftäbtifche, einen ihrer Leiter, Krech, aus dem Lehrer: 
follegium des Kölniſchen Neal-Gymnafiums empfing. Während die in den Lehrplan 
aufgenommenen vealiftiichen Elemente ihren eigentlichen Zwed mehr und mehr ver: 
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fehlten — von Fahre 1849 ab iſt von den vom Griechiſchen befreiten Schülern, die 
ungefähr ein Drittel der Gefammtzahl betrugen, feiner mehr zum Abiturienteneramen 
gelangt —, hatten fie die ſchlimme Wirkung, die Leiftungen der Schüler in der eigent- 
lichen Sphäre des Gymnafialunterrichts herabzudrüden. In der ungenügenden Frequenz 
auf den oberften Stufen machte fi) die veränderte Situation auch äußerlid immer 
deutlicher bemerkbar, und fo war denn die von den Stadtverordneten gemwünfchte 
Wiederherftellung des rein gymnaſialen Charakters der alten ehrwürdigen Schule in 
der That eine dringende, wohlbegründete Forderung der Zeit. 

Daß die Beihaffung eines geräumigeren und bejjer gelegenen Lokals nicht 
minder nothwendig war, bedarf feiner weiteren Ausführung. Seit dem Jahre 1848, 
welches mit feinem tumultuarifhen Straßenleben, das in den Umgebungen des Köl— 
nischen Rathhauſes einen feiner Brennpunfte hatte, die mit den beftehenden Lofal- 
verhältniffen der Schule verbundenen Uebelſtände beſonders fühlbar machte, hatten 
die Anträge auf Verlegung der Anftalt nicht geruht, und es war eine alte Schuld, 
welche die Kommunalbehörden gegen ihre ältefte höhere Lehranftalt abtrugen, als fie 
ih 1863 anſchickten, ihr eine ihrem Gedeihen förderlichere Stätte zu bereiten. 

Der Magiftrat ging alsbald an die Ausführung des Befchluffes der Stadt: 
verorbneten-VBerfammlung, den er in feinen beiden Theilen bereitwillig acceptirte, und 
es lag nicht an feinem Eifer, wenn bis zur völligen Durchführung fünf Jahre ver: 
gingen, Im Dezember 1863 jchlug er der Stadtverordneten:Verfammlung vor, für 
den Umbau einen Theil des der Kommune gehörigen ehemaligen Logengartenterrains 
von der Injelftraße ab zwifchen der Wallftraße und dem Graben zu verwenden, und 
die Verfammlung erklärte ſich mit diefem Vorjchlage einverjtanden. Da aber die beab: 
fichtigte Verbreiterung der Wallftraße*) zugleih die Erwerbung einiger im Privatbefig 
befindlihen Nahbargrundftüde nöthig machte, und fich die Verhandlungen darüber in 
die Länge zogen, jo konnte der Bau erft im Spätherbit des Jahres 1866 beginnen. 
Trotz des ſehr jchmwierigen Baugrundes wurde der Rohbau im Jahre 1867 beendet, 
jo daß mit Anfang 1868 der innere Ausbau beginnen und das Schulhaus im Dftober 
1868 feiner Beltimmung übergeben werden fonnte. 

Und mit diefem Zeitpunfte wurde nun auch mit Zuftimmung des Provinzial: 
Sculfollegiums die innere Reorganifation durchgeführt, deren Bedeutung und Noth: 
wendigfeit oben charakterifirt worden ift. Das Kölniſche Gymnafium hat feit feiner 
Ueberfiedelung in das neue Haus die Zwitternatur ganz abgeftreift, an der es bis 
dahin gefrankt hatte, und hat feinen Lehrplan mit der für alle Gymnafien geltenden 
Norm in volle Webereinftimmung gebradt. Nur ſechszehn fakultative wöchentliche 
Unterrichtsitunden für die oberen Klaffen, von denen je vier dem Franzöfiihen, dem 
Englifchen, der Phyfif und der Chemie bejtimmt find, find als eine Neminiscenz bes 
früheren Zuftandes beibehalten worden. Das ift geſchehen mit Nüdficht auf die nicht 


) Vergl. Abſchnitt I. ©. 9, 10. 
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unerheblichen Stiftungen und Schenkungen, welche der Anſtalt während ihrer 44jäh— 
rigen realiftiichen Periode zugewendet worden waren, und von denen theils angenom: 
men werben mußte, theils ſogar urkundlich feitftand, daß die Intention der Geber 
und Stifter eben die geweſen war, dieſe realiftiihe Tendenz zu fördern. Dieſe Ein: 
rihtung alterirt aber den rein gymnafialen Charakter der Anftalt in feiner Weiſe 
und erſcheint um jo weniger auffallend, als nicht nur das Berlinifche Gymnaſium mit 
feiner bejonderen Stiftung für die Pflege der neueren Spraden eine Analogie bietet, 
fondern auch eine Anzahl anderer ftädtifcher Gymnafien wenigitens das Englijche mit 
Genehmigung der ftädtifchen und Königlichen Behörden als fakultativen Unterrichts: 
gegenftand neuerdings in ihren Lehrplan aufgenommen haben. 

Die oben gejchilderte äußere und innere Erneuerung bat das Kölnifche Gymna— 
fium ſchnell auch zu dem vollen Umfange der ganz ausgebildeten ſtädtiſchen Gymnaſien 
geführt, der ihm bis dahin noch fehlte. Das neue Schulhaus war auf die als nor: 
mal angenommene Zahl von funfzehn Klaffen berechnet. Im alten Saufe hatten 
zulegt elf beitanden, zu denen gleich Michaelis. 1868 zwei neue hinzutraten. Die 
beiven noch fehlenden Klaffen, eine zweite Ober-Tertia und eine zweite Unter-Sekunda, 
folgten in fürzefter Frift, Oftern 1870. Eine Vorſchule hatte die Anjtalt früher nicht 
befeffen, und auch bei dem Umbau war auf eine ſolche nicht Bedacht genommen. 
Aber auch hier machte ſich das Bebürfniß fchnell und dringend geltend. Es zu befrie- 
digen, bot der Tod des Direktors Auguft Gelegenheit.’) Die Direftorwohnung wurde 
nunmehr zu Klafjenzimmern eingerichtet und demnächſt für den neuen Direktor, dem 
in der urfprünglichen Wohnung nur ein Amtszimmer vorbehalten wurde, in einem 
Nebenbau eine andere Wohnung hergerichtet. Auf diefe Weife wurde es möglich, im 
Zahre 1870 auch diefem Gymnafium 3 Vorfchulflaffen zu geben. Das neue Direk— 
torialgebäude fonnte am 1. April 1876 bezogen werben. 





Während die ftädtifchen Behörden in Ausführung der Beſchlüſſe von 1863 
mit der Errihtung von vier neuen höheren Lehranftalten und der Erneuerung der 
älteften befchäftigt waren, find auch in Betreff der übrigen beftehenden Schulen, auch 
abgejehen von der natürlichen Vermehrung der Schülerzahl und der damit zufammen: 
hängenden Einrihtung neuer Klafjen und der Begründung neuer Lehrerftellen, mehr 
oder minder erhebliche Veränderungen und Erweiterungen durchgeführt oder doch vor: 
bereitet worden. Wir geben darüber im Folgenden Rechenschaft. 


f. Das Berliniihe Gymnafium zum Grauen Klofter. 


Dieſe altehrwürdige, von den Vorfahren her mit Stiftungen reich ausgeftattete, 
feft auf fich felbft gegründete Anftalt, die im Juli 1874 die Feier ihres 300 jährigen 


*) Er jtarb im März 1870 nicht lange nach der von ihm eifrigft betriebenen Verlegung ber - 
Anftalt und nachdem er am 2. November 1868 das jeltene Jubiläum feiner 50 jährigen Yehrthätigkeit 
gefeiert hatte, 
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Beitehens unter allgemeiniter Theilnahme beging, hat die Thätigfeit der Kommune 
verhältnigmäßig am Wenigften in Anfpruch genommen. Um Räume für die natur: 
wiſſenſchaftlichen Sammlungen und den naturwiſſenſchaftlichen Unterricht zu gewinnen, 
wurde mit einem Koftenaufwande von über 54 000 .#. auf dem jogenannten Säulen: 
(KRapitel:) Saalgebäude ein Geſchoß aufgejegt (vollendet 1864). Die Befriedigung 
anderer Bedürfniſſe ift der Zukunft — boffentlih nicht einer allzu fernen — vor: 
behalten geblieben, unter denen die Beihaffung einer Turnhalle — die Schüler be: 
nugen jet, da die in einem Korridor der Schule eingerichtete Turngelegenheit ſich als 
gar zu unzulänglic erwiefen hat, die Halle in der entlegenen Elifabethitrage — und 
die Serftellung würdiger Lofalitäten für die jehr merthvolle Bibliothef in eriter 
Linie ftehen. 

Die Abficht, auch diefem Gymnafium eine Vorſchule anzufchließen, nachdem 
alle übrigen damit ausgeftattet find, hat, abgejeben von fachlichen in der bejonderen 
Natur und den Traditionen der Anftalt liegenden Bedenken, ſchon aus räumlichen 
Gründen aufgegeben werben müffen. 


g. Die Friedrihs:Werderfhe Gemwerbeidule. 


Wie der urſprünglich fiebenjährige Kurfus der Schule erft auf acht und 
dann auf neun Jahre ausgedehnt worden ift, ilt bei der Luifenftädtiichen Ge— 
werbejhule zur Sprache gefommen, auch, welcher Zuwachs an Berechtigungen mit 
diefer Verlängerung der Kurjusdauer verbunden war. Unſere beiden Gewerbejchulen, 
welche gemäß der Realjchulordnung von 1859 in die Kategorie der Realſchulen 
2. Ordnung gehören, haben fi durch ihre fortichreitende Organifation und durch 
ihre Zeiftungen allmählich die faſt vollitändige Gleichitellung mit den Realſchulen 
1. Drdnung errungen. Das legte Zugeftändniß auf diefem Wege ift die Minifterial- 
verfügung vom 30. Juni 1876, welche den Abiturienten unferer beiden Gewerbeichulen 
das Recht zuerfennt, ihr Reifezeugniß durch eine Nachprüfung im Lateinifchen, für die 
bei der betreffenden Schule jelbjt eine Kommiffion gebildet wird, zur vollen Geltung 
des Neifezeugniffes einer Nealfchule 1. Ordnung zu ergänzen. Die Staatsregierung 
hat ſich hiermit zu einer Konzeſſion verjtanden, die fie früher eben dahin zielenden 
Anträgen gegenüber verfagt hatte. Durch die neuerdings angeordnete Umgeſtaltung 
der Provinzial-Gewerbeichulen in Gewerbeſchulen mit neunjähriger Kurfusdauer ver: 
lieren übrigens unfere ftädtifchen Gewerbeichulen die erzeptionelle Stellung innerhalb 
des Echulmejens unferes Staates, welche bisher ihre Entwidelung vielfach gehemmt 
und erjchwert hatte. 

Die Räumlichkeiten der Friedrichs-Werderſchen Gewerbeſchule erfuhren im Jahre 
1864 eine Erweiterung, indem das Vorderhaus mit einem Koftenaufwand von über 
40 000 .#. um ein Geſchoß erhöht und dadurd ein bejonderer Zeichenjaal gewonnen 
wurde. SFreilih entiprechen fie auch jo den Anforderungen der Gegenwart nur un— 
vollfommen. Die Turner müſſen die Turnhalle des Kölniſchen Gymnafiums benugen, 
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und die jchon im Jahre 1865 bejchloffene Vorfchule hat wegen Raummangels bisher 
nicht ins Leben gerufen werden können. 


h. Die Luifenftädtifche Realſchule. 


Den räumlichen Bedürfniſſen der Schule iſt durch einen anſehnlichen Er— 
weiterungsbau in der Hauptſache Abhilfe geſchafft worden, der 1865 begonnen und 
1867 vollendet wurde und mehr als 100 000 .#. gefoftet hat. 

Die Schule verdankt ihm außer einer Vermehrung der Klaffenzimmer und 
Räumen für die wiffenschaftlihen Sammlungen namentlich auch einen größeren Zeichen: 
jaal und eine Aula. Was noch vermißt wird, iſt ein angemefjener Raum für die 
Bibliothef und ein Lehrerzimmer. 


i. SFriedrihs-Werderfhes Gymnaſium und Dorotheenftädtifche 
Realſchule. 


Das Friedrichs-Werderſche Gymnaſium war in ſeinen alten Räumlichkeiten um 
nichts beſſer ſituirt als das Kölniſche in den ſeinigen. Das hat die Stadtverordneten— 
Verſammlung ſchon am 12. März 1863 anerkannt, indem ſie den Magiſtrat um eine 
Vorberathung in gemiſchter Deputation wegen ſchleuniger Verlegung der Anſtalt er— 
ſuchte. Dieſe Vorberathungen fanden ſtatt, zogen ſich aber wider Erwarten in die 
Länge; die erſten Vorſchläge wurden abgelehnt, ſo daß man im Jahre 1864 auf die 
Erwägung zurückkam, ob es nicht durch einen Umbau auf dem alten Grundſtücke er— 
möglicht werden könne, das Gymnaſium in zweckmäßiger Weiſe daſelbſt zu belaſſen. 
Dieſe Erwägung, die die Erledigung der Angelegenheit weſentlich verzögerte, blieb 
reſultatlos. Die Verlegung ſtellte ſich von Neuem als unvermeidlich heraus, und der 
erſte entſcheidende Schritt geſchah 1866 durch den Ankauf des Bamberger'ſchen Grund— 
ſtückes Dorotheenitraße 13, ein Schritt, dur den das weitere Schidjal des Gym: 
nafiums mit dem der Dorotheenftädtiichen Realſchule eng verknüpft wurde. 

Denn auch diefe Schule, die am 11. April 1861 ihr 25jähriges Beltehen ge: 
feiert hatte und bei diefer Gelegenheit als Nealfchule 1. Ordnung anerkannt worden 
war, fuchte eine neue Heimſtätte. Dies hatte jchon 1865 zum Ankauf des Sala'ſchen 
Grundftücdes, Dorotheenftraße 14, geführt. Der Befig der beiden unmittelbar anein: 
ander grenzenden großen Grunbdftüde, die einen bis zur Georgenftraße reichenden 
geräumigen Bauplag boten, follte nun benugt werden, um nad einem Fombinirten 
Bauplan für beide Anjtalten zugleih zu forgen. Am 31. Auguft 1871 wurde das 
Bauprojekt für beide Anftalten genehmigt. Es jchloß mit der Summe von 1296 000.% 
ab, und man darf jagen, daß feiner unferer zahlreichen neueren Schulbauten, obſchon 
fie alle das Erforderliche zweckmäßig und reihlih gewähren, mit gleicher Opulenz 
und auch in der äußeren Erjcheinung mit jo viel Zierlichfeit und Geſchmack aus: 
geführt worden ift, wie diejer Doppelbau, in welchem der Aufſchwung der glüdlichen 
Jahre, die unmittelbar auf den franzöfiihen Krieg folgten, eine dauernde Ausprägung 
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gefunden hat. Auch bot die regelmäßige und glückliche Konfiguration des Bauplatzes 
Gelegenheit, in diefen Bauten gleihfam einen Typus binzuftellen deffen, was uns für 
die ganze Anlage unferer großen Schulhäufer und die Dispofition und Vertheilung 
der Räume zwedmäßig ſcheint. Michaelis 1874 hat die Realſchule, Michaelis 1875 
das Gymnaſium von den neuen Räumen Belig ergriffen. Das legtere hatte ſich in 
feinen alten Verhältniſſen mehr und mehr beengt gefühlt und fi mit Benutzung 
benachbarter Zofalitäten in der nothdürftigiten Weife beholfen. Die Ueberfiedelung 
brachte auch bier die Einrichtung einer Vorjchule mit fi, in deren Beſitz fich die 
Realſchule ſchon Tängft befand. Auch war der Ortswechſel für das Friedrich: Werderfche 
Gymnafium mit einem Wechjel in der Leitung der Schule verbunden, indem ber 
langjährige Direktor der Anitalt, der ehrwürdige Bonnell, fein Amt niederlegte 
und fih in den Ruheſtand zurüdzog. Der Magijtrat hat an feine Stelle den Pro- 
feffor Dr. Bühfenfhüg vom Sophien-Gymnaſium berufen. 

So wird es biefer Anftalt, der dritten in der Reihe unferer älteren Schulen, 
vergönnt fein, in verjüngter Geftalt das nahe bevorjtehende Jubiläum ihres 200: 
jährigen Beſtehens zu feiern. 


k. Friedrids:-Gymnafium und Friedrichs-Realſchule. 


In dem Verwaltungsbericht für die Jahre 1841—1850 ift bargeftellt worden, 
wie die höhere Lehranftalt in der Friedrichitraße (eröffnet Oſtern 1850) aus dem Ge— 
danken heraus gejchaffen wurde, daß es möglich jei, durch ein fombinirtes Syſtem in 
einem Schulorganismus das höhere Schulbevürfniß in feinen verjchiedenen Richtungen 
gleichzeitig zu befriedigen. So erhoben fich über dem gemeinfchaftlichen Unterbau einer 
Vor: und Mittelfchule von Dber:Quarta ab einerjeits die Realſchul-, andererfeits die 
Bymnafialklaffen. Dieſe Gefammtjchule hatte nun einen jo gewaltigen Umfang ge: 
wonnen, daß fie bei dem Tode ihres Drganifators und demnächſtigen Direktors Krech 
(+ 12. Mai 1869) ein Syftem von 24 Klaffen darftellte und mehr als 1000 Schüler 
zählte. Für eine ſolche Menge reichten die beiden auf dem Grundftüde aufgeführten 
Schulyäufer denn doch nicht aus, und man hatte ſich ſchon 1867 durch Miethung 
einer Wohnung im Nebenhaufe helfen müſſen. Es war daher matürlih, daß man 
nad) dem Tode des bisherigen Leiters den Plan faßte, aus der einen nad dem 
Syſtem der Bifurfation gebildeten Schule zwei getrennte Schulen, ein Gymnafium 
und eine Nealfchule zu machen, oder mit anderen Worten: die Realklaffen aus ihrer 
bisherigen Verbindung mit dem Gymnaſium zu löfen und an anderer Stelle zu einer 
ſelbſtſtändigen Schule zu organifiren. So wurde denn 1869 ein Neubau für die 
Friedrichs-Realſchule beſchloſſen. Im Jahre 1870 wurde zu dieſem Zwecke das 
Schäfer'ſche Grundftüd in der Albrechtſtraße angefauft und fogleih in das darauf 
ftehende Wohnhaus die Worfchule verlegt. Noch in demjelben Jahre wurde der 
Neuban genehmigt und bald in Angriff genommen. Oſtern 1874 ift das neue Schul: 
haus bezogen und damit die 1869 bejchloffene Trennung der Schulen perfekt geworden. 
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An die Spite des Gymnafiums, welches mit feinen 18 Klafjen die beiden alten Schul: 
häuſer vollfommen ausfült, hatte der Magiftrat von Dftern 1870 ab den Profeffor 
Dr. Kempf vom Grauen Klofter als Direftor berufen, und die Realſchule übertrug 
er gleichzeitig dem Profeffor Dr. Runge, der glei nach dem Ableben des Direktors 
Krech proviſoriſch die Direktion der Fombinirten Anftalt geführt hatte. 


l. Die Königftädtifhe Realſchule. 


Auch die Ältefte unferer ſtädtiſchen Realſchulen — fie wird im Sahre 1882 
ihr 5Ojähriges Beitehen feiern — iſt in unferer Periode nicht vergeffen worden. 
Dem auch hier wachjenden Naumbedürfniß hatte man zuerjt durch SPBalliatinmittel 
Abhilfe geichafft, bis im Jahre 1871 der Ankauf des Schildknecht'ſchen Grundſtückes 
in der. Elifabethitraße 57/58 die Möglichkeit einer radikalen Silfe bot. Am 
21. März 1872 erklärte fich die Stadtverordnneten:Berfammlung einverftanden damit, 
daß die Königſtädtiſche Realſchule auf diejes Grundſtück verlegt werde und zwar fo, 
daß außerdem auch eine Gemeindefchule und ein Gymnaſium dafelbft errichtet werden 
jollten. Der Bau jelbit ift in den Jahren 1875 und 1876 ausgeführt worden, fo 
daß zu Ditern 1877 die Verlegung auch diefer Schule in ein ganz neues reich aus: 
geftattetes Schulhaus erfolgen konnte. 


m. Die Andreas:Realjhule. 


Im Jahre 1833 war die Stralauer Stabtjhule am Stralauer Plab ge: 
gründet und als eine mittlere Bürgerichule mit Knaben: und Mädchenklaffen organifirt 
worden. Vom 1. Dftober 1860 ab wurden die Mäpdchenklaffen von der Schule ge: 
trennt, und der Knabenjchule die Geſtalt gegeben, welche in ber Realichulordnung 
von 1859 für höhere Bürgerichulen und Realſchulen vorgefchrieben ift. Zunächft mit 
fieben Klaſſen eröffnet hat fie ſich auf diefer Bafis in der Weiſe weiter entwicelt, daß 
fie durch Minijterialvejfript vom 15. März 1865 als wirkliche höhere Bürgerjchule 
im Sinne der Realſchulordnung von 1859 anerfannt werden konnte. Da fie damit 
den Charakter einer höheren Lehranftalt gewonnen hatte, jo ging fie zu Ende des: 
jelben Jahres von der Schul-Deputation, von der fie bisher refjortirt hatte, in die 
unmittelbare Verwaltung des Magiftrats über und es wurde von da ab die Tendenz 
verfolgt, fie weiter zu einer vollen Realſchule 1. Dronung zu entwideln. Im Jahre 
1869 erhielt fie den Namen Andreasfchule. Im Fahre 1870 wurde für einen Neu: 
bau das Grundſtück Langeftraße 31 angelauft. Im Sahre 1871 wurde das Bau: 
projeft genehmigt und der Bau jelbjt im Sahre 1873 vollendet, jo daß das neue 
Schulhaus zu Michaelis deffelben Jahres bezogen werden konnte, Nachdem der Rektor 
Hartung wegen ſchwerer Erkrankung fein Amt hatte niederlegen müſſen und am 
10. März 1876 der Profefjor Dr. Bolze von der Sophien-Realichule durch den 
Magiftrat zur Leitung der Schule berufen worden war, erfolgte zu Oſtern deſſelben 
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Jahres die Errichtung der Prima und damit die Anerkennung der Schule als einer 
Realſchule 1. Ordnung. 


Die vorſtehende Darſtellung ergiebt, wie erſtens in Ausführung der Beſchlüſſe 
vom 30. Juli 1863 vier höhere Lehranftalten gegründet worden find und wie ber 
ältejten beitehenden eine völlige innere und äußere Erneuerung zu Theil wurde, wie 
zweitens für die übrigen beftehenden Anftalten in jo ausgiebiger Weije geforgt worden 
it, daß vier in ihrer Situation mehr oder weniger wejentlich verbefjert, vier andere 
verlegt und äußerlich ganz neu hergeftellt worden find, während eine neunte, die bisher 
eine Schule niederer Gattung gewejen war, gleichfalls in völliger Erneuerung in die 
Reihe der höheren Lehranftalten erhoben wurde. Mit diefer vielfeitigen Thätigfeit 
war aber die Produktivität der Gemeindeverwaltung auf dem Gebiete des höheren 
Schulweſens noch feineswegs erichöpft. 

Im Jahre 1871, während man fich anſchickte, die beichloffenen Neubauten für 
vier ältere Schulen in Angriff zu nehmen und den Gedanken eines fünften ventilirte, 
ſchien es den täglich wachſenden Anforderungen und Bebürfniffen der Bevölferung 
gegenüber Zeit, fih einmal wieder über die weiter zu verfolgenden Ziele eine zu— 
jammenhängende Rechenſchaft zu geben und fi über den zunächſt einzufchlagenden 
Weg zu verftändigen. Es trat daher eine gemifchte Deputation zufammen, um auf 
Grund einer vom Stabtjhulrath Dr. Hofmann ausgearbeiteten gedrudt vorliegenden 
Denkſchrift: Ueber die Errihtung neuer höherer Lehranftalten in Berlin, 
einen bejtimmten Operationsplan zu entwerfen und den ftäbtiichen Behörden zu 
empfehlen. Die Verhandlungen der Deputation führten in voller Webereinftimmung 
mit den Ausführungen der Denkjchrift zu dem Ergebniß, daß in den nächſten Jahren 
aus ftäbtifchen Mitteln drei höhere Lehranftalten zu errichten feien; die erfte follte am 
1. Oktober 1873 in der Gegend des Stettiner Bahnhofes, die zweite auf dem Kom: 
munalgrundftüd in der Halleſchenſtraße am 1. Dftober 1874, die dritte auf dem 
Kommunalgrundftüd neben dem Pfarrhaufe der St. Thomaskirche am Mariannenufer 
am 1. Dftober 1875 eröffnet werden. Das Bedürfniß jelbft war in ber Deputation 
faum ernſtlich beftritten worden. Eingehender hatte man die Frage disfutirt, wie 
weit auch ferner die Kommune für diefes Bedürfniß aufzukommen babe und ob nicht 
vielmehr die Mitwirkung des Staates für deffen Befriedigung in Anſpruch zu nehmen 
jei. Auch die Anficht, daß man die Sorge für höhere Schulen zwar nicht ganz von 
fih abzulehnen, aber gegen die Befriedigung des Bedürfniffes an Gemeindejchulen 
zurüdzuftellen habe, fand ihre Vertretung. Die weit überwiegende Mehrheit entjchied 
fich aber im Sinne eines augenblidlichen Vorgehens in der oben bezeichneten Richtung. 
Und diefer Auffaffung jchloffen fih auch die Kommunalbehörden jelbit rüdhaltlos an. 
Der Magiftratsvorlage vom 26. Mai 1871 entipredhend genehmigte die Stadtverord- 
neten-Berfammlung am 1. Zuni die Vorſchläge der Deputation, indem fie zugleich einen 
ihon in der Deputation geitellten und jegt erneuerten Antrag ablehnte, der dahin 
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ging, ausprüdlih auszufprechen, daß die neu zu gründenden Anftalten feinen Eon: 
feifionellen Charakter erhalten follten. Auch bedurfte es im der That einer folchen 
ausdrücklichen Beihlußfaffung nicht, da faktiſch in der Verwaltung unferer höheren 
Lehranftalten feinerlei konfeſſionelle Nüdjichten zur Geltung fommen. Die Anftellung 
der Lehrer erfolgt ohne Unterfchied der Konfeffion, jo daß nicht wenige der Kollegien 
neben evangelifchen auch katholiſche und jüdiſche Mitglieder zählen, und was die Schüler 
betrifft, jo hat es fi die Kommune angelegen jein laffen, für die religiöfen Bedürf— 
niffe auch der katholiſchen und jüdischen Minoritäten zu forgen. 

Die Erridtung der drei neuen höheren Zehranftalten, zu denen durch den 
Beihluß der Stadtverorbneten-Verfammlung vom 21. März 1872, nad welchem 
auf dem kurz zuvor erworbenen Grundftüd in der Elifabethitraße neben der 
dahin zu verlegenden Königitädtifchen Realſchule noch ein Gymnafium gegründet 
werden jollte, eine vierte hinzutrat, verzögerte fih nun freilich etwas über die in 
Ausfiht genommene Zeit hinaus. Zwar ftanden für drei derjelben die geeigneten 
Grundftüde von vorn herein zur Verfügung, und aud für die in der Nähe 
des Stettiner Bahnhofes zu errichtende Lehranftalt fand ſich bald ein pafjender 
Platz, ein Kompler von Grundftüden zwifchen der Gartenftraße und der Berg: 
ftraße, über deſſen Ankauf fi die ftädtifchen Behörden fchnell verftändigten. Aber 
die Bauausführungen jelbjt ftießen auf finanzielle Schwierigkeiten, die nicht jo leicht 
zu überwinden waren. Die früher bejchlofjenen und im Obigen befprochenen Er- 
neuerungsbauten belafteten den Etat dergeftalt, daß das Jahr 1872 jchon für dieje 
älteren Schulen eine Aufwendung von nahezu 600 000 .# zu tragen hatte, und daß 
für die folgenden Jahre zu der Fortführung diefer jelben Unternehmungen noch weit 
größere Summen, für das Jahr 1873 allein mehr als eine Million Mark erforderlich 
waren. Es mußte ſich alfo die Frage aufbrängen, woher zu dem Allen nun noch 
die Mittel für die neuen Gründungen genommen werden fjollten, und namentlich, ob 
fie aus den laufenden Einnahmen jich würden bejtreiten lafjen oder ob man den Weg 
der Anleihe zu bejchreiten Habe. Da die Anfichten über dieſe Frage, bei der Die 
fundamentalen Prinzipien aller Wirthichaftspolitif in Betracht zu ziehen waren, An: 
fangs weit auseinander gingen, jo war es zwedmäßig, die Entſcheidung durch die 
Berathungen einer gemifchten Deputation vorzubereiten, welche zu dem Zwecke zu: 
fammentrat, um über die zufünftige Praris bei Errihtung höherer Lehranftalten und 
die Beihaffung der dafür erforderlihen Mittel Vorſchläge zu machen. Die Depu- 
tation, in welcher fih die Anhänger und die Gegner der Anleihe ſcharf gegenüber: 
ftanden, bejchränfte fich jchließlih darauf, in ihrer Mehrheit den ſtädtiſchen Behörden 
zu empfehlen, die jährliche Verwendung von 750 000 ,#. zum Neubau höherer Unter: 
richtsanftalten aus den laufenden Einnahmen als eine einem dringenden Bedürfniſſe 
entiprechende und demjelben durchfchnittlih genügende orventliche Ausgabe regelmäßig 
auf den Stadthaushaltsetat zu bringen. Es war dabei vorausgefeßt, daß, wenn man 
den Bedürfniffen der Zukunft regelmäßig genügen, d. h. demjelben Prozentjag der 


348 Das ftädtiihe Schulweſen. 


heranwachjenden Jugend, der diefen Vortheil zur Zeit genieße, den Beſuch höherer 
Lehranftalten möglich machen wolle, das fortichreitende Wachsthum der Stadt alljährlich 
die Gründung einer neuen höheren Lehranftalt erfordern würde. Wie den erheblich 
größeren Anforderungen des Augenblids zu genügen fei, darüber enthielt fich die 
Deputation eines Vorjchlages. Indem der Magiftrat fich jeinerjeits den Beſchluß der 
Deputation aneignete, ergänzte er ihn in jeiner Vorlage an die Stabtverordneten- 
Verfammlung dahin, daß er damit einverjtanden fei, für das nächite Jahr den Mehr: 
bedarf iiber die 750 000 #. hinaus aus einer Anleihe zu entnehmen. Diefem legteren 
Antrage ftimmte die Verfammlung am 19. Juni 1873 zu, lehnte aber gleichzeitig den 
prinzipiellen Vorſchlag der Deputation ab, der die Zukunft fihern follte. Die Folge 
davon mar eine neue Vorlage des Magijtrats vom 4. November 1873, welche 
die prinzipielle Frage, wie für die fernere Zukunft zu forgen fei, bei Seite jtellend, 
vorſchlug, den Bedürfniffen der nächiten fünf Fahre theils durch die laufenden Ein- 
nahmen bis zur Höhe von jährlih 750 000 .#, theils durd eine Anleihe in Höhe 
von 3 000 000 M gerecht zu werden. Damit war eine Bafis geboten, auf mwelder 
man zu einer Verftändigung gelangt it. Die Anleihe, die noch anderen Zweden ber 
ftädtifchen Verwaltung zu dienen hatte, und die von der Stadtverorbneten-Verfamm- 
lung am 4. Juni 1874 genehmigt wurde, beläuft fih auf 24 000 000 M,“) eine 
Summe, von der 3 000 000 .%. für die Erbauung höherer Schulen beftimmt find. 
Schon im Jahre 1874 konnte, nachdem jene Einigung erfolgt war, an die Aus 
führung der beichloffenen Neubauten gegangen werben. 

Von dem Bau der höheren Mädchenſchule in der MWeinmeifterftraße (Sophien— 
ſchule), der der Zeit und den dazu verwendeten Mitteln nach in diefe Periode gehört, 
ift an anderer Stelle gefprochen worden. Bon den drei im Jahre 1871 bejchloffenen 
höheren Lehranftalten wurden zuerft die Bauten in der Gartenftraße und in der 
Hallefchenftraße in Angriff genommen, jo daß beide, das Humboldt-Gymnaſium 
und das Asfanifhe Gymnafium gleichzeitig im Dftober 1875 eröffnet werden 
konnten. Die Eröffnung der dritten am Mariannenufer, des Leibniz: Gymnafiums, 
folgte ein Jahr fpäter, Oktober 1876. Wieder ein Jahr fpäter, Dftober 1877, ift 
in der Elifabethftrafe das Königftädtifhe Gymnaſium eröffnet worden. Wenn 
ſonach auch die Anfänge der drei erftgenannten Gymnafien noch der bier zur Dar: 
ftellung kommenden Verwaltungsperiode angehören, jo liegt doch der Ausbau und die 
Vollendung aller vier Anjtalten außerhalb der uns geftedten Grenzen, und es bleibt 
daher die Geſchichte ihrer Entwidelung beſſer einer fpäteren Berichterftattung vorbehalten. 


Die Frage der Je großartiger fih in den legten Dezennien in unjerer Stadt das Gemeinde: 
Mitteljhulen. ſchulweſen auf der einen Seite, das höhere Schulwejen auf der anderen entwidelt hat, 
dejto beitimmter mußte die Thatjache in das allgemeine Bewußtjein treten, daß zwijchen 
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den beiden vorhandenen Kategorien von Schulen ein Mittelglied fehle. Eine vermöge 
der Vervollkommnung unferes Unterrihtswejens von Jahr zu Jahr wachſende Zahl 
von Schülern erreiht das der Gemeindeſchule geitedte Lehrziel ein bis zwei Jahre 
vor den Ende des ſchulpflichtigen Alters, dem Schluß des vierzehnten Lebensjahres. 
Andererfeits ift auf den höheren Lehranftalten der Prozentjaß derjenigen ein bedenklich 
großer, welche die Schule in den mittleren Klajjen vor Abfolvirung ihres Gejammt: 
furius verlaſſen. Dem erftgenannten Uebelitande hat die ſtädtiſche Schulverwaltung 
dadurch bis auf einen gewiſſen Grad abgeholfen, daß fie denjenigen Schülern der Ge 
meindejchulen, welche vor vollendetem zwölften Lebensjahre das Penfum der erjten 
Klaffe abjolviren, den Zugang zu den höheren Lehranftalten und ihren unentgeltlichen 
Beſuch im jeder Weife erleichterten, — eine Veranftaltung, von der in den letzten 
Jahren in ausgiebiger Weife Gebrauch gemacht ift. Aber daß diefe Schüler auf der 
höheren Lehranftalt gerade das finden, was ihnen zur Weiterführung ihrer Ausbil: 
dung und zur Vorbereitung auf ihren fünftigen Zebensberuf am nüglichiten wäre, wird 
nicht behauptet werden können. Und noch viel weniger iſt auf der anderen Seite für 
diejenigen Schüler der höheren Lehranftalten geſorgt, bei denen, als fie der betreffen: 
den Schule zugeführt wurden, von vorn herein die Abficht obwaltete, ihnen zwar eine 
über das Ziel der Gemeindejchule hinausliegende Bildung zu Theil werden zu laffen, 
fie aber nicht bis an das Ende des Gejammtlurfus der höheren Schule zu führen. 
Denn wenn auch der Lehrplan der höheren Lehranftalten, namentlich der Nealjchulen, 
niht ohne Rückſicht auf diefe Kategorie von Schülern konſtruirt ift, jo iſt doch 
diefe Berückſichtigung ein Nothbehelf, der die Thatſache nicht hinwegſchafft, daß alle 
diefe Schüler ohne einen eigentlichen Abſchluß ihrer Schulbildung in das Leben über: 
treten. Der Gedanke, nad beiden Ridhtungen durch eine befondere Gattung von 
Schulen gründliche Abhilfe zu jhaffen, denen eine zwijchen dem achtjährigen Kurfus 
der Gemeindefhule und dem zmölfjährigen (die Vorſchule eingerechnet) der höheren 
Lehranstalt die Mitte haltende Kurfusdauer zu geben wäre, ift innerhalb der kommu— 
nalen Kreife vielfach ventilirt worden und nicht wieder von der Tagesordnung ver: 
ihwunden, ſeitdem mit der Denkjchrift des Stadtjchulraths Dr. Hofmann, „Ueber 
die Einrihtung öffentlicher Mittelfhulen zu Berlin, 1869*, die Diskuffion 
darüber eröffnet war, Wenn diefer Gedanke gleihmohl noch nicht zur That geworden 
it, fo liegt der Grund in den Echwierigfeiten, die fich der Ausführung von verjchie: 
denen Seiten her entgegengeitellt haben. Zwar über das den Schulen zu ftedende 
Lehrziel konnte Fein Zweifel fein. E3 galt von vorn herein als felbitverftändlich, daß 
diejes Ziel gegeben ſei durch das von Neichswegen für die wifjenfchaftliche Qualifika— 
tion zum einjährig-freiwilligen Militärdienft vorgejchriebene Maß der Bildung, und 
man bat an andere Schulen niemals gedacht, als an ſolche, denen das Recht bei: 
wohnen müſſe, ihren Schülern nad Abjolvirung des Geſammtkurſus giltige Zeugniffe 
über diefe Qualififation auszuftellen, Aber um fo mannichfaltigere Bedenken erhoben 
fich bei den eigentlichen Organifationsfragen. Ob diefe Mittelfchulen, oder, wie man 
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ſie nach der von Seiten des Staates eingeführten Terminologie fortan richtiger zu 
nennen hat, dieſe höheren Bürgerſchulen ſelbſtſtändig zu organiſiren oder an die 
Gemeindejhulen anzulehnen find, ob fie die Schüler mit dem Beginn des fchulpflich: 
tigen Alters oder in einem fpäteren Stadium — und in welchem? aufnehmen jollen, 
auf welchen Stufen der Unterricht in den durch das Reichsgeſetz vorgeichriebenen beiden 
fremden Sprachen zu beginnen hat, wie die Lehrerfollegien namentlih in Bezug auf 
das Miſchungsverhältniß jeminariftifh und akademiſch nebilveter Elemente zuſammen— 
zujegen find, wie die Höhe des Schulgeldes zu normiren ift, ein Punkt, der, von dem 
finanziellen Gefihtspunfte ganz abgejehen, in ſozial-politiſcher Beziehung eine beinahe 
Ausschlag gebende Bedeutung hat: — das alles find Fragen, über die es innerhalb 
der ftädtifchen Kreife noch zu feiner Verftändigung gefommen ift und bei deren defini— 
tiver Regelung auch die Staatsbehörden, da es fih um beftimmte Berechtigungen 
handelt, eine enticheidende Stimme haben werden. 

Daß alle diefe Schwierigkeiten fi überwinden lafjen, zeigt das Beilpiel anderer 
Städte, in denen berechtigte höhere Bürgerfchulen der bezeichneten Art zu allgemeiner 
Zufriedenheit funktioniren. Auch für Berlin wird und muß das zu erreichen fein, 
und wenn wir nicht irren, jo liegt gerade hier das Problem, mit deſſen Löfung ſich 
die ftädtiihe Schulverwaltung in der nächſten Zukunft vor allem andern zu befafjen 
haben wird. 


Während die Gemeindeverwaltung in der umfafjenden Weife, von der wir ein 
Bild zu geben verfucht haben, den Wünſchen und Bedürfniffen der Bevölkerung nach 
Vermehrung und Erweiterung der höheren Lehranftalten entgegen fam, bat fie auch 
der Verbeſſerung der äußeren Stellung der Lehrer ihre ernfte Fürforge zugewendet. 
Abgeſehen von Mafregeln allgemeinerer Natur, die auch den Lehrern zu Gute famen, 
wie die Abjhaffung der Penfionsbeiträge, tritt in der Normirung der Gehaltsjäge 
jowie der Nemunerationen für Einzelleiftungen eine ununterbrochene Steigerung ber: 
vor, welche allerdings durch den finfenden Geldwerth geboten, zum Theil auch durd) 
das Vorangehen des Staates veranlaßt war, aber gleihwohl in der Schnelligkeit und 
Liberalität, mit der die Maßregeln beſchloſſen und durchgeführt wurden, ein vollgiltiges 
Zeugniß für den Werth ablegt, den die Stadt der Blüthe und dem Gedeihen ihrer 
höheren Lehranftalten beimißt. Der unten folgenden Zufammenftelung, welche des 
Näheren ergiebt, was auf diefem Gebiete gefchehen ift, und bie insbefondere, um die 
prägnanteften Zahlen hervorzuheben, zeigt, wie das Marimalgehalt der Lehrer von 
4200 M auf 6000, aljo um 1800 M, das Minimalgehalt von 1500 .#K. auf 
2640 A, alfo um 1140 M gewachfen it, ſchicken wir die Bemerfung voraus, 
daß die normale Organifation einer höheren Lehranftalt nach den feit 1864 zur 
Geltung gekommenen Grundjägen folgende ift: 

Dber-Prima, 
Unter-Prima, 
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Dber-Sefunda, 
Unter-Sekunda a und b, 
Dber:Tertia a und b, 
Unter:Zertia a und b, 
Quarta a und b, 
Quinta a und b, 
Serta a und b, 
alio funfzehn Klaſſen, dazu drei Vorfchulflaffen. Für die Doppelklaffen von Unter: 
Sefunda abwärts bejteht ein doppeltes Syſtem, das der Parallelcoeten und das der 
Wechſelcoeten. Der Unterjchied befteht darin, daß bei jenem Syſtem die Kurfe gleich 
zeitig beginnen und jchließen, bei diefem die eine Neihe von Klaſſen ihren Jahres: 
furfus zu Dftern, die andere zu Michaelis beginnt. Das lettere Syftem, welches die 
Stätigfeit der Jahreskurſe mit der Beweglichkeit halbjähriger Aufnahmen und Ber: 
ſetzungen verbindet, gewinnt mehr und mehr Boden und ift an den neueren Anftalten 
größtentheils durchgeführt. 
Das angegebene Normaljchema war bis 1876 durchgeführt an fünf Gymnafien 
(am Berlinifhen, Kölnijchen, Friedrich: Werderichen, Friedrichs- und Luifenftädtijchen) 
und an der Königftäbtiichen Realſchule. Die Friedrich-Werderſche Gewerbeſchule 
hatte einen Ueberſchuß von drei Klafjen, die ſeitdem befeitigt find. Seit 1876 haben 
das volle Maß erreiht noch zwei Gymnafien (Sophien: und Askanifches) und zwei 
Realichulen (Luifenftädtiihe und Friedrichs). Die drei übrigen Realſchulen und die 
Gewerbeſchule haben eine ungetheilte Prima und daher nur vierzehn Klaffen, die 
drei übrigen Gymnafien find in ihrer Entwidelung überhaupt noch nicht abgefjchloffen. 
Der Vorſchule entbehren zwei Anftalten, das Berlinifhe Gymnaſium und die 
Friedrich-Werderiche Gewerbefhule; an den drei älteren Realſchulen (Königftädtiiche, 
Luiſenſtädtiſche, Dorotheenſtädtiſche) ift fie vierklaſſig. Alle anderen Anftalten folgen 
der Norm der breiflaffigen Vorſchule. 
Die voll ausgebildete Lehranftalt nebſt Vorjchule nimmt außer dem Direktor 
zwanzig wifjenfchaftliche Lehrer, drei Vorſchullehrer und mindeitens zwei technifche Lehrer 
(Geſang und Zeichnen), und daneben einige Hilfskräfte in Anſpruch. 


Gehbaltsverhältnijfje 
des Lehrperfonals der ftädtifchen höheren Lehranftalten von 1861— 1876. 


J. Direktoren. 


Die Direktoren der Gymnafien hatten 1861 ein Gehalt von 5700 und 
eine zu 1050 .%. berechnete Dienftwohnung. Das Gehalt wurde vom 1. Januar 
1872 ab auf 6000 #. erhöht. Der Direktor des Berliniihen Gymnafiums hatte 
6000 reſp. 6300 M. 

Die Direktoren der Realſchulen und der Gewerbejchule bezogen 1861 ein Gehalt 
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von 4800 .#. und eine zu 900 .% berechnete Dienftwohnung, das Gehalt wurde 
1864 auf 5 700 und 1872 auf 6000 .#. erhöht. 

Vom 1. Juli 1873 ab wurde an Stelle des bei den Staatsanftalten ein: 
geführten Wohnungsgeldzufhuffes das Gehalt der ſämmtlichen Tireftoren um 900 M, 
aljo auf 6900 .#. erhöht und die Dienftwohnung zu 900 A berechnet (bein Ber: 
liniſchen Gymnafium 7200 reſp. 1050 „#), im Webrigen aber feitgefeßt, daß das 
Gehalt bei neuen Berufungen nur 6600 „A. betragen und die Dienftwohnung zu 
660 „A. berechnet werden jollte, 


I. Oberlehrer und ordentliche Lehrer. 


1861 waren vorhanden: 

a) bei den Gymmafien: 7 Dberlehrerftellen mit 2400, 2550, 2700, 
2850, 3000, 3600 und 4200 .# und 6 ordentliche Lehrerjtellen mit 
1500, 1650, 1800, 1950, 2100 und 2250 4; 

b) bei den Realſchulen: 5 DOberlehreritellen mit 2400, 2700, 3000, 
3300, 3600 #. und 8 ordentliche Lehrerftellen mit den Behältern der 
Gymnafiallehrer, die Stelle zu 1800 und 1950 M doppelt; 

e) beider Gewerbeſchule: wie ad b, jedoch eine Oberlehrerftelle a 2850 .#. 
mehr. 

1864 wurden die Lehrerftellen folgendermaßen normirt: 

a) bei den Gymnaſien die Oberlehrerftellen auf 2400, 2850, 3300, 
3600, 3900, 4200, 4500 M, die ordentlichen Lehrerftellen auf 1800, 
1950, 2100, 2250, 2400 M (doppelt); 

b) bei den Realfhulen wurden diefelben Gehälter gewährt, jedoch fehlten 
bei den Oberlehrern die Stellen zu 2400 und 2850 M, dagegen waren 
bei den ordentlichen Lehrern die zu 2100 und 2250 .% doppelt; 

e) bei der Gewerbejhule waren die Stellen wie ad b, jedoch eine Ober: 
(ehrerftelle a 2850 .#. mehr vorhanden. 

1867 wurden allen fertigen Anjtalten gleihmäßig 7 Oberlehrerftellen zugetheilt: 

a) bei den Gymnafien und der Gewerbeihule mit 3150, 3300, 
3450, 3600, 3900, 4200 und 4500 M; 

b) bei den Realſchulen 2700, 3000, 3300, 3600, 3900, 4200, 
4500 MN. 

Die Gehälter der ordentlichen Lehrerftellen ftiegen 
ad a von 1800 bis 3000 .#, 
ad b von 1800 bis 2700 M. 
mit gleihmäßigen Abftufungen von 150 M und der Verdoppelung der Stellen in den 
unteren Stufen, ſoweit es erforderlid war. 
1872. Bom 1. Januar ab wurden Zulagen von 150 rejp. 300 „AH. gewährt, 
es erfolgte jedoch bereits vom 1. April 1872 ab nad) Mafgabe des von Sr. Majeftät 
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dem Kaijer unterm 20. April 1872 genehmigten Normaletats für die Gymnafien und 
Realfhulen 1. Ordnung eine anderweite Requlirung der Gehälter. Es wurden durch— 
weg jo viel Mal 3600 .%. bewilligt, als Lehrerftelen vorhanden waren, und 11 Ge 
haltsitufen von 2100 bis 5100.% mit Abftufungen von je 300 A. gebildet mit den 
erforderlichen Verdoppelungen in einzelnen Stufen (die 7 erften Stellen, 2 & 5100, 
244800, 2 à 4500 und 1 & 4200 M, waren, wie bisher, Oberlehreritellen). 

1873. Vom 1. Juli ab wurden in Folge des bei den Staatsanftalten ein- 
geführten Wohnungsgeldzufchuffes die Gehälter anderweit erhöht und zwar bei den Ober: 
[ehrern um 900 M, alfo von 5100 bis 6000 „X, bei den ordentlichen Lehrern um 
540 M, aljo von 2640 bis 4740 .# 

1875 wurden bie beiden erjten Lehrerjtellen (4740 und 4440 .,#) in Ober: 
lehrerſtellen verwandelt, erhielten als Zulage die Differenz zwifchen dem Wohnungsgeld: 
zujhuffe der Ober: und ordentlichen Lehrer (900 reip. 540.4) — 360.4 Es find 
von da ab bei den Anftalten zu 15 Klaſſen jomit vorhanden 9 Oberlehreritellen von 
4800 bis 6000 ..% und zwar: 


26000 M, 
245700 = 
245400 = 
2a 5100 
1 & 4800 
9 Stellen, 
und 11 ordentliche Lehrerftellen von 2 640 bis 4 140 .% und zwar: 


2A 4140.M, 
1 a 3840 

23540 = 
243240 - 
2 à 2940 - 
24a 2640 = 
11 Stellen, 


Das Durhfchnittsgehalt hat fi in Folge der vom 1. Juli 1873 rejp. 
l. Januar 1875 ab gewährten Zulagen zum Betrage von (durchſchnittlich) 700 .K. 
(genau 702 A) von 3 600 auf 4 300 4. erhöht. 


IT. Vorſchullehrer. 


Die Vorjhullehrer bezogen 1861: 1200 bis 1950 .4 Gehalt, 1864: 1500 
bis 2250 .#4, 1867: 1500 bis 2550 „0 mit Abftufungen von 150.% Zulagen 
wurden im diefer Zeit nah dem Dienftalter gegeben. 

1872 wurden vom 1. Zanuar ab Stellengehälter eingeführt von 1500 bis 
2700 M mit 2100 # Durchſchnittsgehalt, vom 1. April ab erfolgte eine Erhöhung 
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auf 1650 bis 2850 M mit 2250 .% Durdjchnittsgehalt, vom 1. Zuli 1873 ab 
auf 2190 bis 3390 .%. mit 2 790 .#. Durdichnittsgehalt. 


IV. Techniſche Lehrer. 


Die techniſchen Stunden, zu denen früher auch die Schreibſtunden zählten, 

wurden bis Ende September 1867 ſtundenweiſe bezahlt zu den verſchiedenſten Sätzen: 
für Gefang 1,5, 1,75, 2 und 3.% (in einem Falle 3 .M. 12,50 43), 
für Zeichnen 1,,, 2 und 3.% (in einem Falle 1.M. 66,56 A), 
für Schreiben gleihmäßig 1,5 «M. 

Vom 1. Dktober 1867 ab wurden orbentlihe Geſang- und Zeichenlehrerftellen 

mit feſtem Gehalt gegründet und erhielten 
die Gefanglehrer für 8 Pflichtitunden 1500 #, 
die Zeichenlehrer an den Gymnafien bei 10 Pflichtitunden 1350 M, 
an den Realjchulen bei 15 Pflichtitunden 2100 ..% 

Bei der Friedrihs:Werderfchen Gewerbeſchule, bei der der Zeichenunterricht eine 
größere Ausdehnung hat, wurden zwei Zeichenlebreritellen eingerichtet, 

die 1. à 20 Pflichtitunden mit 2880 .%, 
die 2. a 6 Pflichtſtunden mit 840 MW 

1872. Vom 1. Januar ab erhielten die Geſang- und Zeichenlehrer 150 .% 
Zulage, famen aljo auf 1650 rejp. 1500 und 2250 .%; die bei der Gewerbeſchule 
erhielten 120 reip. 60..#. Zulage = 3000 und 900 M. 

Vom 1. April ab wurde den ſämmtlichen Geſang- und Zeichenlehrern jede 
Pflihtftunde zu 165 M jährlich berechnet, und den Gefanglehrern außerdem für die 
Mühmwaltung bei den Schulfeiten jährlih 480 .% gewährt. 

Die Gehälter ftiegen dadurch 

bei den Gefanglehrern um 150 auf 1800 #, 

bei den Zeichenlehrern um 150 reip. 225 auf 1650 reſp. 2475 .% 
Bei der Friedrichs-Werderſchen Gewerbeſchule erhielt 

der 1. Zeichenlehrer bei 20 Pflichtftunden 300 .# Zulage = 3300 .W#, 

der 2. Zeichenlehrer bei 6 Pflichtitunden 90 .%. Zulage = 990 AM. 

1875 wurde das Honorar für jede Pflichtjtunde der Geſang- und Zeichenlehrer 
auf jährlich 180 .% erhöht und betrug hiernach die Zulage 

bei den Gefanglehrern bei 8 Pflihtftunden 120 .%, das Gehalt aljo 
1440 + 480 — 1920 M, 

bei den Zeichenlehrern bei 10 Pflichtitunden 150.4 = 1800 .W, 
bei 15 Pflichtitunden 225.4 = 2700 .% 

Bei der Gewerbeichule 300 reip. 90.4. —= 3600 refp. 1080 .# Diele 
beiden Zeichenlehrerftellen find feit 1. Oftober 1877 mit 14 reſp. 12 Pflichtitunden 
und dementjprechend mit 2520 reip. 2160 ..% Gehalt feitgejegt. 
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V. Ertraftunden. 


Diefe Stunden wurden bis Ende September 1867 zu den verjchiebenften 
Sätzen bezahlt, technifche zu 2 reſp. 3.4, wiffenichaftlice zu 1,,, 2 und 3 AM. 

1867 wurde für alle technifchen Stunden der Sag von 2 .%, für alle wiſſen— 
Ihaftlichen der von 1,5 A. feitgefekt. 

Vom 1. Dftober 1872 ab wurde der Satz für die technifchen Stunden auf 
2,5, der für die wiffenfchaftlihen auf 2 A. erhöht, für die in der Vorſchule auf 
1,5... firitt. 

Bon 1875 ab wurden für die technifchen Exrtraftunden 3 X gewährt. 


VI. Bifariatftunden. 


Diefe Stunden wurden bis Ende September 1872 mit 1,,.#. und für bie 
Torfchule mit 1.4 bezahlt, von da ab ift der Sak auf 2 rejp. 1,5 .#. erhöht. 

Das Dispofitionsquantum für diefe Stunden war vor 1867 willkürlich feſt— 
gejegt, von da ab wurden für jede Lehrerftelle 30, für jede Vorfchullehrerftelle 18, 
vom 1. Oktober 1872 ab für jede Lehrerftelle 39, für jede Vorfchullehrerftelle 30... 
berechnet. Bis Ende 1873 bejtand bei jeder Anftalt ein bejonderer Vikariatſtunden— 
jonds, von 1874 ab find diefe einzelnen Beträge zu einem gefammten Fonds vereinigt 
worden. 


Den wachſenden Ausgaben gegenüber, welche die Etats der höheren Lehr: Schulgeld. 
anftalten auch im Ordinarium aufwiejen, mußte die Frage ſich aufdrängen, ob nicht 
eine Erhöhung des Schulgelves, welches feit 1856 neben 3 HM Xurngeld mit 
78 M bei der Gewerbefhule und den höheren Mädchenjchulen, mit 72 A. bei 
den anderen Anjtalten erhoben wurde, gerechtfertigt fein würde, Ein darauf ſchon im 
Jahre 1868 bei der Stadtverordneten-Berfammlung eingebrachter Antrag, welcher zu 
eingehenden Berathungen innerhalb der ftädtiihen Behörden Anlaß gab, wurde zwar 
Ihließlich abgelehnt, aber, nachdem die fo erheblichen Gehaltsverbefferungen der Jahre 
1872 und 1873 erfolgt waren, ließ ſich eine mäßige Erhöhung des Schulgeldes nicht 
mehr abweifen. Es wurde daher vom 1. Dftober 1873 ab das Schulgeld für ſämmt— 
liche ſtädtiſche höhere Unterrichtsanftalten, mit Befeitigung der früher beftandenen 
Unterfchiede und des Turngeldes, auf 96 „A. normirt. Bei dem allgemein eingetre: 
tenen Sinfen des Geldwerthes konnte in diefer Steigerung eine Gefährdung der 
möglichjt großen Zugänglichkeit der höheren Bildungsanftalten nicht gefunden werden. 

Auch ift troß der durch diefe Mafregel erzielten Mehreinnahmen ein ſehr er: Zuſchüſſe für 
bebliches Anwachſen der für die einzelnen Anftalten erforderlichen Zuſchüſſe nicht abe Pie einzelnen 
gewendet worden. In Betreff der höheren Lehranftalten für die männliche Jugend falten. 
giebt die nachfolgende Ueberſicht die betreffende Summe für die Jahre 1861, 1870, 1874. 
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Im Bezeichnung Ein- |. Zuſchuß Schüler: „2% 
ER der nahme. — a t zahl pro | Bemerkungen. 
— Lehranſtalt. upt. hl. I Kopf. 
nu Al hl MM 


IS61 | Berlinifhes Gymmafium | 44309] 58139] 13830 577 24 | Die nebenftebende 


Friedrichs = Werderiches Angaben veriteber 
Oymnokum .. 1 37641 | 52719] 15078] 496 30 | ſich überall erkl. de 
Kölniſches Gymnafium .1 313351 495261 18191 393 46 | Koſten für De 
Friedrichs-Gymnaſium u. Turnunterricht. 
Nealihule . . . .| 69061 | 85388] 163271 1075 | 15 
Friedrichs = Werderjche 
Gewerbejhule . . 45656 | 55049] 9393| 566 | 17 


Königftädtiiche Realſchule 48203] 58397] 10194 729 14 
Dorotheenftädt. Realichule | 34030] 52 715| 18685 515 36 
—A Nealihule | 48511 50171 7320 668 11 
Stralauer Stadtſchule .| 10487] 20589 | 10102 197 51 


1870 | Berlinifches Gymnaſium 435161 816401 38 124 535 71 
Friedrichs-Werderſches 
Gymnaſium . . .1 43319] 75508] 32189 5375 57 
Kölniſches Symnaftum .1 40439 | 79456 | 39017 552 71 
— Symnafium | 35412] 77268] 41856 483 87 | 1./10. 1864 eröffnet. 
Sophien⸗ Shaun 1 398001 71552] 31752 556 57 | 1./4. 1865 eröffnet. 


Friedrichs-Gymnaſium u. 

Nealihule . . .1 745371] 130598 | 56 061 983 57 
Friedrichs- Werderſche 

Gewerbeſchule 434491 98 4911 55042 531 104 


Yuijenftädt. Gewerbeſchule 44458 | 68006 | 23548 572 41 | 1./4. 1865 eröffnet. 
Königſtädtiſche Nealjd Aule | 51149 | 857081 34649 Tal 47 
Dorotheenjtädt.Realicyule | 37697 | 82914 | 45 217 553 82 
Luiſenſtädtiſche Realichule | 49351 | 78694 | 29343 727 40 
Stralauer Stadtſchule .1 229011 5327901 29889 346 86 


1874 | Berlinifhes Gymnafium | 53326 | 118823 | 65 497 527 | 124 
Friedrichs = Merderjches 
Gymnaſium . . .1 56695] 112240 | 55545 582 95 
Kölniſches Gymnafium .1 70548 | 120 981 | 50433 730 69 
Yuilenitädt. Gymnaſium | 64675 | 117 766 | 53 001 723 13 


Sophien-Gymnaſium. „| 53437 | 112162 | 58725 572 1103 

Friedrihs:Gymnafium .| 63348 | 121 724 | 58 376 739 79 | Seit 1873 von ja 

Friedrichs-Werderſche Realſchule getren ıt 
Bewerbeichule . 49 846 | 139330 | 89493 539 | 166 


Luiſenſtädt. Gewerbeſ zule 58 998 | 100 792] 41794 657 64 
Königſtädtiſche Dal! —5 6986411286141 58 750 818 12 
Yuijenftädtifche Realichule | 72077 | 116874 | 44 797 832 54 
Dorotheenitädt. Realtchule 48571 | 117472] 68901 589 | 117 
Stralauer Stadtſchule, 
vom 1. April 1876 ab 
Andreas-Realſchule. .| 46107] 84714 | 38607 552 70 
Sophien:Kealihule . . | 68265] 106457 | 38 192 792 48 | 1./4. 1868 eröffne . 
Friedrichs-Realſchule. „| 61481] 117661 | 56 180 670 84 
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Wir bemerken erläuternd zu derfelben: 

In der Zufammenftellung pro 1870 ift die am 1. April 1868 als höhere 
Bürgerjchule eröffnete und am 1. April 1871 in eine Nealfchule erfter Ordnung um: 
gewandelte Anftalt (jetige Sophien-Realſchule) nit mit aufgeführt, da von einer 
Schule erjt nad ihrer vollftändigen Entwidelung für die ftatiftifche Vergleihung maß: 
gebende Zahlen aufgeftellt werden können. 

In den Geldfummen, wie in den Schülerzahlen, find die Vorſchulen mit ein: 
begriffen. Da dieje überall, für ſich genommen, erhebliche Weberjchüffe geben, leuchtet 
ein, daß ihr Vorhandenfein den pro Kopf berechneten Zuſchuß in doppelter Weife 
vermindert, indem der Geſammtzuſchuß verkleinert, die Schülerzahl aber vergrößert 
wird. Dies ift nit außer Acht zu laffen, wenn die Koftfpieligkeit der einzelnen 
Anftalten mit einander verglichen wird. 

Während die Realſchulen und die Luifenftädtifche Gewerbeſchule von ihrer 
eriten Einrihtung an Vorjchulflaffen führen, find jolche bei den Gymnafien erft nach— 
träglic) eingerichtet worden, und zwar beim Friedrichs: Werderfchen Gymnaſium 1. DE 
tober 1875, Kölnischen Gymnafium 1. Oktober 1870, Luifenftädtifchen Gymnafium 
1. Oktober 1873, Sophien-Bymnafium 1. Dftober 1868. Das Berlinifche Gym: 
naſium und die Friedrich Werderiche Gewerbejchule entbehren der Vorfchulen. 

Aus dem oben erläuterten Grunde ift bei diefen beiden Anftalten der bedeutend 
höhere Zuſchuß erflärlich, der im Webrigen bei der Friedrichs: MWerderichen Gewerbeſchule 
durch die inzwifchen erfolgte Einziehung von vier Klaffen und die dadurch erheblich 
verminderten Ausgaben auf einen, den des Berlinifchen Gymnafiums nicht über: 
jteigenden Betrag reduzirt worden ift. Der den Durdhichnittszufhuß der Realjchulen 
erheblich überjteigende Betrag bei der Dorotheenftädtiihen Realſchule erklärt fih durch 
die verhältnigmäßig geringe Frequenz diejer Anjtalt. 

Eine Vergleihung der Zahlen in der obigen Zufammenftellung läßt die durch 
Erhöhung des Schulgeldes (vom 1. Oktober 1873 ab) fich ergebenden Mehreinnahmen 
erkennen. Dennoch ftieg der durchſchnittliche Zuſchuß, welcher 1861 bei den Gym— 
nafien 32 .%, bei den NRealichulen 19 .% pro Kopf, 1870 68 M reip. 55 M be 
tragen hatte, bis 1874 auf 88 .%. reip. TI M. 

Die im Jahre 1867 angebahnte und 1872 vollftändig durchgeführte Gleich 
ftellung der Realſchullehrer mit den Gymnafiallehrern bezüglich der Befoldung bedingt 
die außerordentliche Steigerung des Zufchuffes bei den Realjchulen gegen 1861. 


Auch bei ven höheren Mädchenſchulen ift, vornehmlich in Folge der ein- 
getretenen Gehaltsverbefjerungen, an Stelle des Weberjchuffes, welche früher die Ein- 
nahmen aus dem Schulgeld gewährten, ein nicht unerheblicher Zuſchuß getreten. 

Während die Luifenfchule 1861 bei einer Frequenz von 470 Schülerinnen noch 
einen Ueberſchuß von über 2.% und 1862 einen ſolchen von 30 4 pro Kopf ge 


Baufojten für 
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währte, beträgt der Zufhuß pro 1876 bei einer Frequenz von 828 Schülerinnen 
36 pro Kopf. 

Die Viktoriaſchule warf in den erften Jahren bei einer Frequenz von durdh- 
ichnittlih 920 Schülerinnen einen Ueberſchuß bis zu 16.% pro Kopf ab, erfordert 
aber jegt bei ziemlich gleicher Frequenz einen Zujhuß von 22 „AK. pro Kopf. 

Uebrigens hat der durchſchnittliche Zufhuß für die ſämmtlichen höheren Lehr: 
anftalten feit 1874 eine weitere Steigerung nicht erfahren, vielmehr hat bei jtetig 
wachjender Frequenz ein Rüdgang defjelben, allerdings in nur ſehr beſcheidenem Um: 
fange begonnen. 

Wenn fonah das DOrdinarium der Verwaltung der höheren Lehranftalten in 


die höheren der nächſten Zukunft vorausfichtlich eine weitere Steigerung der Zuſchüſſe an die ein- 


Lehranſtalten. 


zelnen Anſtalten nicht erfordern wird, ſo darf mit noch größerer Sicherheit voraus— 
geſetzt werden, daß, nachdem in unſerer Berichtsperiode ſtädtiſcherſeits in ſo ausgedehntem 
Maße für Errichtung und Erweiterung der Gymnaſien, Real- und Gewerbeſchulen 
geſorgt iſt und nachdem auch der Staat ſich endlich wiederum zur Gründung eines 
neuen Gymnaſiums entſchloſſen hat, während die Stadt die Gründung einer neuen 
Nealihule*) übernommen hat, auch das Ertraordinarium des Stabthaushaltes für 
höhere, der männlihen Jugend gewidmete Lehranjtalten nicht in einem 
erheblichen Maße in Anſpruch genommen werden wird. 

In welden Umfange die Mittel defjelben für das höhere Echulwejen in An 
ſpruch genommen worden find, das legt zahlenmäßig die Hier folgende Zufammen- 
ftellung der Grunderwerbs- und der Baukoften der in den Jahren 1861 bis 1876 
erneuerten und gegründeten höheren Zehranftalten dar: 


*) Diefe — die Fall-Realjchule — wird bereitö zum Oftober 1880 eröffnet werben. 
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Nachweiſung 
über die in den Jahren 1861—1876 zu Neubauten tejp. Erweiterungsbauten höherer 
Lehranftalten und für den Grunderwerb verausgabten Koften.*) 


Koftenbetrag 














Bezeihnung — — 
der für den | fur den in Bemerkungen. 
Grund und | 
Lehranſtalt. Hoden. Neubau ꝛc. Summe. 





a Für Anaben: 
Verliniſches Gymnajium . — 54 000 54 000 








Errichtung einer neuen Etage 
auf dem Säulenſaal ꝛc. 
Friedrichs-Werderſche Ge: 


werbeihule. . . . . _ 42 000 42.000 | Errichtung eines neuen Ge: 


ſchoſſes. 
cuiſenſtädtiſchesGymnaſium | 150 000 310000 | 40000Intl. Erweiterungsbau. 
Luiſenſtädt. Gewerbeſchule 87 000 335 000 422 000 
Luiſenſtädtiſche Realſchule. I1000 109000 120 000 
Sophien-Gymnaſium und 
Realichule >. 
Friedrich Werderſches Gym: 
naſium und Dorotheen— 
ſtädtiſche Nealfchule . 
Kölnishes Gymnafium . 
Friedrichs⸗Realſchule 
Andreas-Realjchule . 
Humboldt-Symnafium . 





Ermweiterungsbau. 














741 000 | 1077000 | Intl. Bormannftr. 4. 









1 898 000 | 2693 000 
496 000 496 000 
496 000 757 000 

543 000 639 000 

567 000 840 000 






Auf ſtädtiſchem Terrain erbaut. 








Das — des mit ange: 
fauften Grundftüds Garten: 
ftraße 30 iſt ftehen geblieben 
und anderweit vermiethet. 


Auf ſtädtiſchem Terrain erbaut. 





584 000 584 000 
533 000 533 000 


2.009 000 | 6 708.000 | 8717 000 
b, Für Mädden: 


Astanisches Gymnaſium 
Keibniz-Gymnafium : 


Summa a 


















Tiktoriafchule . 108 000 | 380.000 | 488.000 
Luiſenſchule 387 000 520 000 907.000 
Sophienſchule. 279000 | 447000 | 726.000 









| 774000 | 1347000 | 2121 000 


Summa b 
Ueberhaupt | 2783 000 | 8055 000 | 10.838 000 





er *) Koften für die Anlage der erft nach dem Jahre 1876 eröffneten höheren Lehranftalten find hier nicht auf- 
Jenemmen, 


Bauliche Ein: 
richtung der 
böberen 
Lehranſtalten. 
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Die baulichen Einrichtungen der in der vorſtehenden Zuſammenſtellung auf— 
geführten neuen Schulhäuſer waren zunächſt bedingt durch das oben entwickelte 
Programm. Daſſelbe ergiebt ſowohl für die Gymnaſien und Realſchulen, wie 
für höhere Mädchenſchulen die Nothwendigkeit, achtzehn eigentliche Klaſſenzimmer 
zu beſchaffen. Dieſelben werden im Allgemeinen von gleicher Größe, etwa 54 bis 
56 qm groß angelegt, da auch die oberſten Klaſſen inſoweit gefüllt ſind, daß es nicht 
lohnt, dafür Räume von geringeren Abmeſſungen anzulegen. Die Anordnung der 
Subſellien iſt ſchon bei den Gemeindeſchulen angegeben. Zu dieſen achtzehn Klaſſen— 
zimmern treten noch folgende Räume hinzu: eine beſondere Klaſſe für den phyſikaliſchen 
Unterricht nebſt einem Zimmer für Apparate, ſowie ein Raum für die naturhiſtoriſche 
Sammlung in der Größe von je einer Klaſſe, ferner ein Zeichenſaal, eine Geſangs— 
Hafje, ein Naum für die Bibliothek, jedes in der Größe von etwa zwei Klaffen, und 
eine Aula für etwa 500 Schüler, 250 qm groß. Außerdem wird ein Konferenz: 
zimmer (zugleich VBerfammlungszimmer für die Lehrer) in der Größe einer Klaffe, 
ein Amtszimmer für den Direktor, wenn irgend möglich mit einem Heinen Vorzinmer, 
und in den höheren Mädchenfchulen noch ein Fleines Verfammlungszimmer für die 
Lehrerinnen angelegt. In den Realſchulen wird außerdem nod eine befondere Klaſſe 
für den Unterricht in der Chemie und ein chemiſches Laboratorium, welches mindejtens 
die Größe einer Klafje erhalten muß, gefordert. 

Bei den Mädchenſchulen werden die Wafferflofets in den Schulgebäuden felbit, 
bei den Knabenſchulen die Retiraden (mo die Kanalifation bereits durchgeführt ift, 
ebenfalls mit Wafferfpülung) im Allgemeinen auf dem Hofe erbaut. Jede höhere 
Lehranftalt, auch die Mädchenſchulen, erhält, fofern nicht etwa eine ſolche in unmittel: 
barer Nähe vorhanden ift, eine eigene Turnhalle, 400 bis 450 qm groß, mit einem 
befonderen Raum für Garderobe, für Geräthe und einem Kleinen Zimmer für den 
Turnwart. Für die Dienftwohnungen der Direktoren werden in neuerer Zeit ftets 
befondere Gebäude errichtet, in welchen zugleich noch Wohnungen für den Schul- 
und ben Turndiener (diefe häufig im Souterrain) und für den Turnwart unter: 
gebracht werben, 

Die Bauart der höheren Schulen unterfcheidet fi von der der Gemeindejchulen 
nur duch einen etwas größeren Neihthum in der arditeftonifchen Ausftattung, der 
jevodh den an anderen Orten üblichen namentlich in Bezug auf bildneriſchen Schmud 
nicht erreicht. Die große Schwierigkeit, geeignete Grundftüde zu gewinnen, zum Theil 
auch der Wunſch, eine Turnhalle für mehrere Schulen verwenden zu können, bat häufig 
zur Vereinigung mehrerer Schulen auf einem und demſelben Grundftüd geführt. Ein 


. befonders charakteriftisches Beispiel hierfür giebt die Anlage dreier höherer Lehranftalten, 


des Sophien-Gymnafiums und der Nealjchule, jowie der Sophienfchule für Mädchen 
auf dem Terrain zwifchen der Weinmeifter-, der Stein: und ber Gormannftraße, welche 
aus dem nachſtehenden Situationsplan erfichtlich ift, 
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Hierzu ſei bemerkt, daß das Grundſtück urſprünglich nicht ſeine gegenwärtige 


Namentlich war eine Parzelle an der Weinmeiſterſtraße links vom 


Größe Hatte, 
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Direftoratsgebäude, wo jegt die Mädchenfchule liegt, anfangs nicht zu erlangen, 
wodurd die Grundriß-Dispofition weſentlich erfchwert wurde, Erft in den Jahren 
1873 bis 1875 wurde zunächſt die Turnhalle und darauf die Mädchenfchule errichtet, 
während die beiden anderen Schulen und das Wohnhaus, in welchem Wohnungen 
für die drei Direktoren angelegt find, in den Jahren 1865 bis 1867 erbaut find. 
Die leßtgenannten Gebäude find drei, die Mädchenſchule vier Geſchoß hoch 
erbaut. Erftere erfüllen aber jowohl in Bezug auf Zahl wie auf Größe der Klaffen 
nicht ganz die Forderungen des oben mitgetheilten Programıns. Die Aula liegt 
beim Gymnafium am Ende des Flügels, den Raum von drei Klaffen mit dem Korridor 
umfafjend, bei der Realſchule im linksjeitigen Nijalit, mit Fenftern nad) der Straße 
und dem Hofe, und bei der Mädchenſchule nimmt fie den ganzen Seitenflügel ein. 
Mit etwas größerem Lurus als gewöhnlich find mit Rückſicht auf die bevor: 
zugte Lage in unmittelbarer Nähe der Linden die beiden Neubauten des Friedrichs: 
Werderfchen Gymnafiums und der Dorotheenftädtifchen Nealfchule auf dem Grund: 
ftüce zwiichen der Dorotheen: und der Georgenftraße ausgeführt, von denen wir 
hiermit Situationsplan, Grundriß und perjpektiviiche Anficht geben. 
Die Anlage der Gebäude ift eine ftreng ſymmetriſche und die Grundriffe ſtimmen 
genau überein, wobei die Näumlichkeiten des Gymnaſiums etwas reichlich bemeffen find. 
Die Anlagekoften diefer beiden Schulen haben fih ganz ungewöhnlih hoch 
geftellt wegen der Koftbarkeit der obenein nur beſchränkten Bauftelle, wegen der außer: 
ordentlich tiefen und fchwierigen Fundirung, und endlich deshalb, weil die Ausführung 
des Baues in die theuerjten Baujahre, von 1871 bis 1875, gefallen ift. 
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Grundriß vom zweiten Geſchoß. 
1. Klaflen. 2. Bibliothek. 3. Nebenraum. 4. Aula. 5, Korrider. 


Friedrihß: Werderihes Gymnafium. 
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3. Die Privatfchulen. 


Die unter der Aufficht der ſtädtiſchen Schul-Deputation, welche in diefer Be 
ziehung ein Glied der ftaatlihen Aufſichtsinſtanzen bildet, ftehenden Privatjchulen 
gehören nicht in das Gebiet der Gemeindeverwaltung. Eine Darftellung ihrer Ver: 
hältnifje bleibt daher hier ausgejchloffen. Doch wird es von Intereije fein, an diejer 
Stelle ein Bild davon zu geben, wie der gewaltige Auffhwung des ſtädtiſchen Schul- 
wejens auf den Beitand der Privatichulen zurückgewirkt hat. Wir fügen daher eine Tabelle 
bei, in welcher die Zahlen der verjchiedenen Kategorien von Privatſchulen aus den Jahren 
1861 und 1876 einander gegenübergeftellt find. Es ergiebt fih daraus, daß — wie 
bereit3 oben bei der Darftellung des Elementarſchulweſens erwähnt iſt — die Privat: 
Elementarfchulen fo gut wie ganz verfhwunden find, daß aber die Zahl der höheren 
und mittleren Knabenfchulen fih um fünf, die der Mädchenfchulen um zwölf vermehrt 
hat. Das iſt eine Vermehrung, die zu der gleichzeitig erfolgten Ausdehnung des 
öffentlihen Schulweſens freilihd nit im richtigen Verhältniß fteht, die aber doc 
immerhin zeigt, daß auch in unferem gegenwärtigen Schulwejen noch mindeftens der: 
jelbe Raum wie früher für die Bethätigung des privaten Unternehmungsgeiftes bleibt, 
und daß wir diefe Bethätigung, die von Alters her einen bedeutenden und vielfach 
förbernden Antheil an dem Berliner Schulfeben gehabt hat, weder entbehren können 
noch wollen. 





Schulen 




























Höhere Mitte | Elementar: Kür Rinder beiberlei 
ür Kinder beiderlei 
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4. Das Turnwefen. 


In den früheren VBerwaltungsberichten ift Dargeftellt worden, wie im Jahre 1846 
Zurnübungen bei den ftädtiichen höheren Lehranftalten eingeführt worden find, indem 
man an die Traditionen der jchönen Zeiten der Freiheitsfriege, die jo lange ängjtlich 
zurüdgedrängt gewefen waren, friſch wieder anfnüpfte, und wie dann vom 1. April 
1856 ab dem ftädtifchen Turnweſen eine verbefjerte Einrichtung gegeben wurde. 

Als daher durch die Minifterial-:Verfügung vom 10. September 1860 für den 
Zurnunterricht der höheren Lehranftalten neue Normen aufgeitellt und neue Anregungen 
gegeben wurden, fielen diefe Anregungen bei uns auf einen wohlvorbereiteten Boden. 
Die Stadt hatte ſich ſchon vorher die geeigneten Yehrkräfte beichafft, den Turnunter: 
riht den Anforderungen der Schule entjprechend geitaltet, und ließ ihn nad) feit- 
geitellter Methode planmäßig in allen ihren Echulen ertheilen. 

Der damals hervortretende Umfchwung in der Stellung der Staatsregierung 
zur Turnſache blieb trogdem auf die kommunalen Verhältniffe nicht ohne Einwirkung. 
Der Andrang der Schüler zu dem Unterricht vermehrte fi 1860 und 1861 bis zur 
Verdoppelung der Zurnerzahl, und die betreffenden Verwaltungsgejchäfte erhielten 
dadurdh einen Umfang, der ihre Erledigung, ſchon im Intereſſe der Beichleunigung, 
beim Plenum des Magiftrats fernerhin unthunlich erjcheinen ließ. 

Die Kommunalbehörden errichteten deshalb unter der Bezeihnung „Kuratorium 
für das ſtädtiſche Turnweſen“ im März 1862 eine aus Magiftratsmitglievern, Stadt: 
verordneten und Bürgerdeputirten beftehende. technifche reip. Verwaltungs:Deputation 
für die Bearbeitung der Zurnfahen. Die Thätigfeit diefer neuen Verwaltungs: 
Deputation richtete fih, da der Turnunterricht ſelbſt in Betreff der Gemeindejchulen 
der ſtädtiſchen Schul:Deputation, im Betreff der höheren Lehranftalten den Direktoren 
derjelben reſp. den ftaatlichen Auffichtsbehörden unterftand, hauptſächlich auf die Be- 
Ihaffung geeigneter Unterrichtsräume. 

Schon im April 1862 beantragte das Kuratorium die Erbauung einer bejon- 
deren ftädtiichen Turnhalle, und zu diefem Zwecke die Ueberweiſung eines Theiles des 
Behufs der Durchlegung der Prinzenftraße nach der Dresvenerftraße von der Kom— 
mune angefauften Grumdftücdes reſp. — ſpeziell für den Turnplatz — die Erwerbung 
einer Parzelle, welche damals die Vezeihnung Dresdenerftrafe 99 führte. Der Ma: 
giftrat acceptirte diefes Projeft und die Stadtverordneten-Berfammlung ftimmte unterm 
15. Mai 1862 ebenfalls zu. 

Nah) dem Programm des Kuratoriums follte diefe erfte Halle den. in der Um: 
gegend derjelben belegenen höheren Lehranftalten zur Benugung überwiefen, gleichzeitig 
aber, namentlich für die Abendftunden den größeren Turnvereinen gegen geringe Mieths— 
entihädigung überlaffen werden. Die große räumliche Ausdehnung der Halle (100 
Fuß lang und 55 Fuß breit) und des mit ihr verbundenen Turnplatzes war durch) 
diefe Zwecke vorgezeichnet. 
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Im Dezember 1862 legte die ftäbtifche Bauverwaltung das nad) dem vor- 
ftehenden Programm ausgearbeitete, mit 264 000 AK. abichließende Bauprojekt vor, 
und unterm 5. März 1863 wurde dafjelbe von der Stadtverordneten-Berfammlung 
genehmigt. Am 2. Mai dejjelben Jahres erfolgte die Grundfteinlegung und am 
18. DOftober 1864 die feierlihe Eröffnung der neuen Zurnhalle, welche zunächſt 
fünf höheren Lehranftalten nach vorher feftgeftelltem Stundenplane zur Benugung für 
das inzwijchen von der Königlichen Staatsregierung obligatorifh eingeführte Schul- 
turnen überwiefen wurde. Den QTurnvereinen war die abendliche Benutzung einzelner 
Räume ſchon früher, jo weit die vorjchreitende Entwidelung des Baues dies möglich 
machte, geitattet worden. — Der ftäbtiiche Oberturnwart und ein Hauswart erhielten 
unter den für ftäbtifche Beamte vorgejchriebenen Bedingungen Dienftwohnungen in dem 
Gebäude reſp. in den Seitenflügeln der Halle. 

Der Unterricht wurde unter der oberen Leitung des ſtädtiſchen Oberturn: 
warts einem Xurnlehrerfollegium übertragen, das aus den beiten Elementen der 
damals disponiblen Lehrkräfte zufammengejegt war, deſſen Mitglieder aber in Vor: 
ausficht der eintretenden Drganifationsveränderungen nicht definitiv angejtellt wurden. 
Die Verbindung mit der Schule wurde durch die Beitellung von Zurninfpizienten aus 
der Zahl der ordentlichen Lehrer der konkurrirenden ‚höheren Lehranftalten hergeftellt, 
welche jelbitverftändlich die Handhabung der Kontrole und Disziplin Seitens der Direk— 
toren nicht bejchränfte. 

Diefe Beltimmungen waren nothwendig, aber fie führten unvermeidlih zu 
Konflikten und Kompetenzitreitigfeiten. Im dem Turnkuratorium mußten mannichfache, 
oft unter ſcharfer Betonung der Gegenſätze hervortretende Differenzen zwiſchen den 
turneriſchen Fachmännern und den Schulmännern ausgefämpft werden. Man befand 
fich in einem Webergangsftadium, deſſen Unbequemlichkeiten vermehrt wurden durch die 
Nothwendigkeit, in der Turnhalle die Schüler von fünf, zeitweife von jechs höheren 
Lehranftalten turnen zu Lafjen,*) durch den Mangel an Lehrkräften, welche turnerifch 
und pädagogijch zugleich ausgebildet waren,“) und durch die ſchwankende Kompetenz 
des Turnkuratoriums. Der im Jahre 1866 gemachte Verjuch der Kommunalbehörden, 
diefen leßteren UWebelftand dadurch zu bejeitigen, daß das Kuratorium für den Turn: 
unterricht bei den höheren Lehranftalten diejelbe Stellung erhielte, welche die ſtädtiſche 
Schul: Deputation in Betreff des Turnunterrichts bei den Gemeindefhulen einnahm, 
Icheiterte an dem Widerfpruch der Staatsbehörden, welche den Turnunterricht für einen 
integrirenden Beltandtheil des Echulunterrichts der höheren Lehranftalten erklärten und 
den räumlichen Anfchluß der Turnräume an diefe Anftalten forderten. 

Durch einen ſolchen Anſchluß, der übrigens zunächit nur für zwei höhere Lehr: 


*) E3 tumten im Jahre 1866 dad Kölnische und Luiſenſtädtiſche Gymnaſium, die Luiſen— 
ſtädtiſche Realjchule, beide Gewerbejchulen und die Stralauer höhere Bürgerjchule in der Turnballe. 
**) Auch bis heute iſt das Ziel: den Qurmunterricht wenigftens zum Theil durd ordentliche 
Lehrer der betreffenden Anftalten ertbeilen zu lafjen, nur bei der Minderheit der höheren Echulen erreicht. 
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anftalten durchgeführt wurde, während die Schüler von drei Anftalten (Luifenftädtifches 
Gymnafium, Luijenftäbtifche Realſchule und Luifenftädtifche Gewerbefchule) in der 
Halle in der Prinzenftraße verblieben, verlor die legtere ihren centralen Charakter, den 
fie übrigens nach der nunmehr eintretenden rapiden Zunahme der Bevölkerung, der 
damit verbundenen Ausdehnung der Stadt und der Vermehrung der ftädtijchen höheren 
Xehranftalten ohnehin nicht mehr lange hätte aufreht erhalten können. Gleichwohl 
it diefe Halle die eigentliche Pflanzitätte des ſtädtiſchen Schulturnens geweſen, denn 
auf der Grundlage der hier gewonnenen Erfahrungen ift das Schulturnen in feiner 
jegigen Geftalt aufgerichtet und was hier unter Mühen und Kämpfen geläutert worden, 
haben die jpäter errichteten Hallen mühelos übernommen. 

In das Jahr 1866 fällt auch der Beginn des Mädchenturnens. Vom 1. Dftober 
1866 ab begann, zunächſt unter Leitung der Ehegattin des ftädtifchen Oberturnwarts, 
der Frau Dr. Angerftein, in der Halle in der Prinzenftraße der jchulmäßige Turn: 
unterricht für die Schülerinnen höherer Mädchenſchulen und gleichzeitig ein befonderer 
Zurnfurjus für das weibliche Gejchlecht überhaupt. Aus dem Tegteren gingen jehr 
bald qualifizirte Turnlehrerinnen hervor, welche die anderweite Qualifikation zum Unter: 
riht an höheren Mädchenſchulen oder an Gemeindejchulen für Mädchen bereits bejaßen. 

In der Viktoriaſchule wurde gleich bei ihrer Eröffnung der Turnunterricht 
eingeführt und ihr zu diefem Zwede gleichfalls die Turnhalle in der Prinzenftraße zur 
Verfügung geftellt. Die anderen höheren Mädchenjchulen folgten diefem Beijpiel. 
Zwei, die Luiſenſchule und die Charlottenſchule, haben eigene Turnhallen erhalten, 
während die anderen beiden, außer der Viktoriaſchule die Sophienjchule, auf die Mit: 
benugung fremder Hallen angewieſen find. 


Nachdem die Staatsbehörden die oben angegebene Stellung in Betreff des 
Unterrichts bei den höheren Lehranftalten eingenommen und die Kommunalbehörden 
ſich Angefichts des nicht zu leugnenden Bedürfnifjes im Prinzip mit der Zuweifung 
befonderer Turnräume an jede höhere Lehranftalt einverftanden erklärt hatten, wurde 
von den legteren zur Wahrung ihrer Dispofitionsbefugniffe in Betreff der Benutzung 
der vorhandenen und noch zu erbauenden Hallen bejchloffen, die leßteren als bejondere, 
nicht zum Schulgrumdftüd gehörige Gebäude zu Eonftituiren, die Verwaltung derjelben 
von der der Schulgrundftüde zu trennen, und fie den Direktoren nur für die Zeit 
des nach dem Stundenplan ftattfindenden Turnunterrichts zu überweisen, die Verfügung 
über die übrige Zeit und die jonftige Benugung aber uneingefchränft den ſtädtiſchen 
Behörden vorzubehalten. — Diefer Vorbehalt war jchon im Intereffe der Turnvereine 
nothwendig. Die Turnhallen ſollten ihrer urfprünglichen Beftimmung entſprechend nicht 
bloße Schulgebäude fein, fondern auch das Turnweſen überhaupt, das Qurnen der 
der Schule bereits entwachjenen Bevölkerung fördern. An diefer Auffaffung der Be 
ziehungen der Zurnhallen zu den Schulen ift bisher unabänderlich feitgehalten und 
die Trennung der Verwaltung ftreng durchgeführt worden, Die Verwaltung der 
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Zurnhallen' führen Beamte, welche den Amtscharakter „Turnwart“ haben und welche, 
indem durchweg zu diefen Stellungen nur turnerifch ausgebildete Kräfte berufen werden, 
die Thätigfeit von Verwaltungsbeamten und die von Qurnlehrern in fich vereinigen. 
Diefe Organifation fichert der Kommune die Dispofition im Intereffe der Benugung 
durch die Gemeindeſchulen und den Turnvereinen die abendliche Mitbenutzung der Hallen, 
welche letere dann auch von jeher bei jeder Halle von der Zeit ihrer Eröffnung ab 
im ausgedehntejten Maße ftattgefunden hat. 

Nach diefer Auseinanderfegung zwischen den Staats: und Kommunalbehörden, 
welche fi) durdh die Jahre 1867 und 1868 hindurchzog, konnte auch die Kompetenz 
des Zurnfuratoriums definitiv feftgeftellt werden. Es geichah dies durch die vom 
Magiftrat mit Zuftimmung der Stadtverorbneten=Verfammlung erlaffene Inſtruktion 
vom 18. Mai 1869, weldhe in ihren Grundzügen noch jetzt fortbefteht und deren 
wejentliche Beftimmungen fi) aus der oben dargeftellten Sachlage ergeben. Die Diref- 
toren der höheren Lehranftalten regeln und beauffichtigen den Unterricht der Schüler 
nad) Maßgabe des vor Beginn jedes Semefters feftzuftellenden Stundenplans, haben 
aber außer den Zurnftunden keinerlei Dispofition über die Halle und find von der 
Verwaltung derjelben ausgeichloffen. Das Kuratorium führt die Verwaltung mit den 
Befugniffen jeder anderen ſtädtiſchen Verwaltungs:Deputation, eines feiner Mitglieder 
fungirt bei jeder einzelnen Halle als Kurator und ift als folcher der unmittelbare Vor: 
gejeßte des Verwalters (Turnwarts). Zur Verwaltung gehört auch die auf Anjrag 
der Direktoren erfolgende Annahme und Sonorirung der Turnlehrer, welche als ſolche 
nicht definitiv angeftellt, fondern mit 2 .X pro Stunde honorirt werden. — Im 
Vebrigen fungirt das Qurnkuratorium auf Grund feiner Zufammenfegung als tech: 
nifcher Beirat) der Kommunalbehörben, auch in Betreff der Gemeindeſchulen. Der 
Zurnunterricht felbft gehört auch in den Gemeindeſchulen zu den integrirenden Theilen 
des Schulunterrichts und unterfteht daher mit dem legteren der Aufficht der ſtädtiſchen 
Schul-Deputation, 

Zum Geichäftskreife des Turnkuratoriums gehört ferner die Verwaltung der 
ſtädtiſchen Spielpläge, welche unter entjprechender Aufjiht von den Schülern der Ge- 
meindefchulen und der höheren Lehranftalten zu ſyſtematiſch geordneten, gemeinfchaft: 
lihen Spielen benußt werden. Die Stadt befitt jegt vier jolcher, an der Peripherie 
belegener Epielpläge. 


Am 1. Dftober 1869 wurde die auf dem Grundftüde Infelftraße 2/5 neu 
erbaute zweite ſtädtiſche Turnhalle eröffnet und dem Kölnischen Gymnafium und der 
Friedrichs-Werderſchen Gewerbefchule zur Benugung überwiefen. Diefe Ueberweifung 
erfolgte überall nah Maßgabe der oben präzifirten Stellung der Staats: und der 
Kommunalbehörden, der Schule und der Verwaltung. — Die Benugung durch Die 
beiden obengenannten Lehranſtalten und Abends durch Vereine ift bis heute unverän— 
dert geblieben. Die Turnwartsgeſchäfte verfieht ein ordentlicher Lehrer des Kölniſchen 
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Gymnaſiums als Nebenamt, und es hat daher hier von der Anftellung eines eigenen 
Zurnwarts Abjtand genommen werden Fönnen. 

Am.1. Oktober 1873 wurde die dritte ftäbtifche Turnhalle auf dem Grund: 
ftüde Weinmeifterftraße 15 eröffnet und dem Sophien-®ymnafium, der Sophien-Real- 
ihule umd der Königftädtiichen Realichule überwiejen, welchen Schulen fpäter eine 
höhere Mädchenfchule, die Sophienſchule, Hinzugetreten ift, während die Königftädtifche 
Realſchule jeit ihrer Verlegung in die Halle Elifabethitraße 57/58 übergefiedelt ift. 
Diefe Halle führt, nachdem fie den Zugang durch das ſtädtiſche Grundftüd Gor— 
mannftraße 4 erhalten, jeit dem Jahre 1876 die Bezeichnung: Gormannftraße 4. — 
Hier hatte fih im Intereffe der Verwaltung die Nothwendigfeit der fofortigen An: 
ftelung eines Turnwarts herausgeftellt und feitdem ift die Anftellung des Qurnwarts, 
aleichzeitig mit der Eröffnung der Halle, zur Verwaltungspraris geworden. 

Am 1. Dftober 1875 wurde auch für die Halle Prinzenftraße 70 ein bejonderer 
Zurnwart angeftellt. Der im Grundftüde wohnende Oberturnwart hatte die Verwal: 
tung der Halle bis dahin geführt, die Vermehrung feiner eigentlihen Amtsthätigkeit, 
der Inſpektion des Turnunterrichts bei ſämmtlichen Gemeindeſchulen, aber nunmehr 
die Fortführung diefer Verwaltung als nicht länger ausführbar erkennen laſſen. Zu 
diefen drei Turnhallen find in den Jahren 1873 bis 1877 noch fieben weitere hinzu: 
getreten, im der Langeftraße 31 für die Andreas-Realſchule, in der Albrechtſtraße 21 
für das Friedrichs-Gymnaſium und die Friedrichs-Realſchule, in der Dorotheenjtraße 13/14 
für das Friedrichs:Werderihe Gymnaſium und die Dorotheenftädtifche Realſchule, in 
der Kleinbeerenftraße 2 für das Askaniſche Gymnaſium, in der Gartenftraße 29 für 
das Humboldt-Symnafiun, in der Wrangelitraße 142/145 für das Leibniz. Gymnafium, 
endlich in der Elifabethitraße 57/58 für das Königftädtifche Gymnafiun und Die 
Königſtädtiſche Nealfchule, zu denen neuerdings auch das Berliniſche Gymnafium hinzu: 
gekommen ift, jo daß die Zahl der von dem Qurnfuratorium verwalteten Hallen fich 
gegenwärtig auf zehn beläuft. 

In dieſen zehn Hallen turnen die Schüler von achtzehn höheren Lehranftalten 
für Knaben und die Schülerinnen von zwei höheren Mädchenſchulen. Außerdem find 
diefe Hallen aber auch der Benugung durch die Gemeindeſchulen möglichit zugänglich 
gemacht worden. 

Sämmtlihe Turnvereine Berlins benugen gegen billige Entſchädigung, die zwar 
Miethe genannt wird, thatſächlich aber nur das Aequivalent für die Abnugung der 
Geräthe und die Heizungskoſten darftellt, ſowie gegen Exftattung der Erleuhtungs: 
koften alle vorgenannten Hallen dergeftalt, daß fein Abend in der Woche und fein 
Sonntag Nachmittag unbeſetzt ift. Die Lehrlingsabtheilungen benugen nad den be 
treffenden Beſchlüſſen der Kommunalbehörden feit 1874 an den Sonntagen, feit 1878 
aber auch an den Wochentagen die Hallen völlig unentgeltlich). 

Wir ftehen am Schluffe der Darftellung derjenigen Verwaltung, welche — 
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was wir im Abſchnitt XV. des erſten Theiles als charakteriſtiſch für die Signatur der 
ganzen Berichtsperiode bezeichneten’) — in den Zufchüfjen, die fie erforderte in immer 
fteigendem Maße alle anderen Verwaltungen, felbft die des Armenweſens überflügelte. 

Der Betrag des für die gefammte Schulverwaltung erforderlich geweſenen Zu: 
ſchuſſes ift in der jenem Abſchnitte beigefügten Tabelle B. für das Jahr 1861 auf 
759 508 .% angegeben. Sierin ijt aber, weil er auf demfelben Kapitel des Stadt: 
haushalts gebucht wird, ein Zuihuß von 4500 .% für die Volfsbibliothefen enthalten. 
Nah Abzug diefer Summe verbleibt als Zufhuß für das Ordinarium und Extra: 
ordinarium der geſammten Schulverwaltung der Betrag von 755 008.% Für das 
Jahr 1876 ift in der erwähnten Tabelle der Zufhuß auf 7 374055 .% angegeben 
Auch in diefer Summe ift der Zuſchuß für Unterhaltung der Volksbibliotheken ent: 
halten. Wird derjelbe — er betrug im Jahre 1876 16 200.% — aud bier ab: 
gejeßt, jo ergiebt fih für das Jahr 1876 der für die Echulverwaltung erforderlich 
geweſene Zuihuß auf 7357 855.4 Er bat fich aljo beinahe verzehnfacht. 

Diefe Erfheinung — Jo überrafchend fie auf den erften Blid ift — fann 
Den nicht mehr befremden, der die auf jedem Gebiete unjerer Schulverwaltung ein: 
getretenen Erweiterungen und Verbefferungen, welche wir in diefem Abjchnitt dargeftellt 
haben, erwägt. Um wenigitens von der äußeren Ausdehnung, welche das ftädtifche 
Schulmwefen innerhalb unferer Berichtsperiode gegenüber den ftaatlihen und Privat: 
Unterrihtsanftalten erfahren hat, noch ein Bild in Zahlen zu geben, fügen wir eine 
vergleichende Zufammenftellung bei. Nach derfelben find von der Gejammtzahl der 
Berliner Schüler und Schülerinnen in den vom Staate unterhaltenen Anftalten im 
Jahre 1876 nur 4, gegen 8,5 Prozent im Jahre 1861, in ſämmtlichen anderen 
nicht ftädtifchen Anftalten im Jahre 1876 nur 22,6 gegen 35, Prozent im Jahre 
1861; dagegen in den ftädtifchen Schulen im Jahre 1876 72,5 gegen 55,0 Prozent 
im Jahre 1861 unterrichtet worden. 

Bon der gefammten Zahl der in den ſtädtiſchen Anftalten im Jahre 1861 
unterrichteten 34 128 Kindern fielen — wie wir hinzufügen — auf die höheren 
Schulen im Jahre 1861 5 688, alfo 16,4 Prozent, auf die Gemeindeſchulen: 28 440, 
alfo 83,3; Prozent; im Jahre 1876 von 83 675 Kindern auf die erjteren 13 479, 
alfo 16,1, Prozent, auf die legteren 70 196, alſo 83,55 Prozent. Von dem für das 
geſammte Schulwefen erforderlichen Zufhuß fielen im Jahre 1861 128 654 .M. oder 
17,0, Prozent auf die höheren Lehranftalten, 626 354 N. oder 82,6 Prozent auf die 
Gemeindeſchulen und Fortbildungsanftalten. Im Jahre 1876 nahmen die höheren 
Lehranftalten 2275570 .,# oder 30,45 Prozent, das Gemeindefhulweien einschließlich 
der Fortbildungsanftalten 5 082 285 „X oder 69,07 Prozent in Anſpruch. 
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Orts-Statut I, betreffend die Errichtung von Wohngebäuden an Straßen oder 
Straßentheilen. 


Auf Grund des $. 11 der Städteorbnung vom 30. Mai 1853 und des $. 12 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 (Gefegfammlung S. 561) wird für den hiefigen Gemeindebezirk 
Folgendes bejtimmt: 

8.1. 

Wohngebäude dürfen an Strafen oder Straßentheilen, nah welchen fie einen Aus: 
gang haben, nur errichtet werden, wenn diefe Straßen oder Straßentheile den baupolizeilichen 
Vorfhriften gemäß befeftigt, entwäfjert und mindeftens mittelft einer regulirten Straße zu: 
aänalich find. 

. 8. 2. 

Ausnahmen in Einzelfällen mit Rüdfiht auf Umfang, Beitimmung, örtliche Lage u. f. mw. 
der beabfichtigten Bauten, können vorbehaltlih der Zuftimmung der Baupolizeibehörde von 
der ſtädtiſchen Bauverwaltung bewilligt werben. 

Berlin, den 8. Oltober 1875. 

Magiftrat hiefiger Königl. Haupt: und Refidenzftadt. 
ges. Hobrecht. 

Vorftehendes Orts:Statut wird auf Grund der 88. 12 und 18 des Gefehes vom 
2. Juli d. J., betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in 
Städten und ländlihen Ortfhaften (Geſetzſammlung S. 561) hierdurch beftätigt. 

Berlin, den 19. November 1875. 

Der Minifter des Innern. 
ge. Graf Eulenburg. 


Orts-Statnt IL, betreffend die Verpflichtung der Adjacenten bei Nen- 
pflaſterungen. 


Auf Grund des $. 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und bes $. 15 bes 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 (Gefekfammlung ©. 561) wird für den hiefigen Gemeindebezirk 
Folgendes beftimmt: 
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A. Anlage neuer Straßen durch die Stadtgemeinde. 
1. VBerpflidtung der Adjacenten zur Erftattung der Anlagefoiten. 


8. 1. 

Bei der Seitens der Stadtgemeinde erfolgenden Anlage einer neuen oder bei der Ver: 
längerung einer fchon beitehenden Straße, welche zur Bebauung beſtimmt ift, find die Befiter 
der angrenzenden Grundſtücke, ſobald auf denfelben Gebäude an diefen Straßen errichtet 
werden, verpflichtet, der Stadtgemeinde diejenigen Koſten zu erftatten, welche ihr für die 
Freilegung, erſte Einrichtung, Pflafterung und Entwäſſerung der Straße erwachſen. 

8. 2. 

Zu den Koften der Freilegung gehören auch die Koften der Erwerbung des Grund 
und Bodens der Straße einfhließlih des Bürgerfteiges. 

It das Straßenland zum Theil unentgeltlih von angrenzenden Grundjtüden abgetreten 
worden, jo wird behufs Feititellung des auf die einzelnen adjacirenden Grundftüde entfallen: 
den Antheils an den Grunderwerbsfoften das unentgeltlih abgetretene Terrain mit dem 
vom Magiſtrat, unter Berückſichtigung des Wreifes des entgeltlich erworbenen Terraing, feit- 
geitellten Werthe bei der Ermittelung der Geſammtkoſten in Rechnung geitellt, demnächit 
aber denjenigen Adjacenten auf ihren Beitrag zu den Gefammtfoften in Abzug gebracht, von 
deren Srundftüden das Straßenland unentgeltlih abgetreten ift. 

8. 3. 

Zu den Koften der erften Einrihtung und Pflafterung gehören insbefondere auch die: 
jenigen der Herſtellung des Anfchluffes an Nebenftraßen, fowie der Ueberfahrts: und Ueber: 
trittsbrüden. 

Als Koften des zur eriten Pflafterung verwendeten Materials inkl. Arbeitslohn wird 
ein alljährlih dur Kommunalbeichluß pro Quadratmeter feitzuftellender Preis in Rechnung 
geftellt. Derfelbe foll für Haupt- und Nebenftrafen verfchieden fein und den Preis der 
nah Kommunalbefhluß für derartige Straßen zuläffigen geringiten Qualität Pflafter nicht 
überjteigen. 

Ob eine Straße als Haupt: oder Nebenftraße zu erachten, wird durch den Magijtrat 
feſtgeſtellt. 

Die Koſten der Herſtellung von Promenaden, Baum und anderen Pflanzungen ſind 
nicht zu erſtatten. 


2. Feſtſtellung und Vertheilung der Anlagekoſten auf die zur Erſtattung 
Berpflidteten. 
8. 4. 

Für Vertheilung der Geſammtkoſten gilt derjenige zufammenhängende Straßentheil als 

Einheit, deſſen Negulirung zu derfelben Zeit erfolat ift. 
" 8.5. 

Bei Straßen von mehr ald 26 m Breite ift von den Koften der Gefammtanlage ein, 
nad) dem Verhältni von 26 m zu der Gefammtbreite der Straßen berechneter Beitrag von 
den Adjacenten zu erjtatten, der Ueberreſt fällt der Stadtgemeinde zur Laſt. 

8. 6. 

Der nad) SS. 1—5 zur Einziehung gelangende Betrag wird durd den Magiftrat vor- 
behaltlich des Beſchwerdeweges endgültig feitgeitellt und auf die angrenzenden Grundjtüde 
nad Verhältniß der Yänge ihrer die Straße berührenden Grenze vertheilt. 
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8. 7. 
Die Zahlung der nah SS. 1-6 zu leiftenden Beiträge hat gegen Ertheilung der Bau: 
erlaubniß zur Errichtung von Gebäuden an neuen Straßen refp. Straßentheilen zu erfolgen. 
Steht zur Zeit der Ertheilung derjelben der Beitrag des betreffenden Adjacenten nod) 
nicht fejt, fo ift von demfelben, fofern es der Magiftrat für erforderlih und angemeſſen er: 
achtet, eine von Letzterem der Höhe nach zu bejtimmende Kaution in baarem Gelde oder in 
depofitalmäßigen Papieren zu beitellen, aus welder die Tilgung des demnächſt ermittelten 
Beitrags in eriter Linie erfolgt. Für den etwaigen Ueberreft bleibt das Grundſtück verhaftet. 
8. 8. 
Der Magiftrat ift befugt, mit Nüdficht auf die Bermögenslage der Zahlungspflichtigen 
für die Entridtung der Beiträge Natenzahlung oder Zahlunasfrift bis zu höchſtens 2 Jahren 
von der Fälligleit ab zu bemilligen. 


B. Anlage und Unterhaltung neuer, im Bebauungsplan feftgeftellter Straßen durch 
Unternehmer oder Adjacenten. 


1. Anlage der Straße. 


8.9. 

Wenn Unternehmer oder Adjacenten eine im Bebauungsplan feitgeftellte Strafe oder 
einen Theil einer ſolchen anlegen wollen, fo ift die Genehmigung dazu bei dem Magiftrat 
nachzuſuchen, abgefehen von der außerdem erforderlihen Genehmigung der Baupolizei. 

Zu dem Behufe ift ein Situationsplan und ein Nivellementsplan derjelben, aus 
welchen insbefondere auch der Anfchluß der herzuftellenden Entwäfjerungsanlagen an die 
beitehenden öffentlihen Anlagen erfichtlich ift, und zwar in je fünf Exemplaren einzureichen. 

Den Unternehmern ꝛc. ftehen für die Ausarbeitung der betreffenden Pläne die bei dem 
Magiſtrat befindlichen einfchlagenden Materialien zur Benutzung auf ihre Koften durch ihre 
Sachverſtändigen offen, foweit das Verwaltungsinterefie es gejtattet. 

Der Eituationsplan muß die in die Straße fallenden und an diefelbe angrenzenden 
Grundftüde bis auf 30 m Entfernung von den Straßenflugtlinien deren Grundbuchbezeid): 
nung und Beliger erfichtli machen. 

Die Genehmigung fann nur verfagt werden, wenn Gründe des öffentlichen Intereſſes 
der Serjtellung der Straße entgegenftehen. 

Die betreffenden Gründe find in dem Verfagungsbefcheide anzugeben. 


8. 10. 

Erklären fich die Unternehmer reſp. Adjacenten zur Ausführung der Straßenanlage 
gemäß der ertheilten Genehmigung bereit, oder nehmen fie die Ausführung thatfählid in 
Angriff, fo find fie verpflichtet, die Strafenanlage innerhalb der in der Genehmigung ge: 
ftellten Friſt zu vollenden, widrigenfalls die erforderlichen Arbeiten von der Stadtgemeinde 
für Rechnung der Unternehmer reſp. Adjacenten ausgeführt werden fünnen. Das zur 
Strafenanlage erforderliche Terrain ift vor Beginn der Arbeiten zur Seritellung derjelben 
an die Stadtgemeinde zu übereignen und auf deren Verlangen pfandfrei zu jtellen. 

Ob die Herſtellung bedinaungsmäßig erfolgt ift, entfcheidet der Magiftrat, bei welchem 
die Abnahme, abgejehen von der baupolizeilihen Abnahme, beantragt werden muß. 


2. Unterhaltung. 


$. 11. 
Die Unterhaltung der gemäß $. 9 ff. angelegten Straßen geht, ſobald diefelben be 
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dingungsmäßig hergeftellt find, auf die Stadtgemeinde über, dagegen haben die Unternehmer 
vefp. Adjacenten — lettere ſoweit fie nach diefem Statute zu den Koſten der neuen Straßen: 
anlage beitragspflichtig find —, entweder 

a) die Koften diefer Unterhaltung oder 

b) einen alljährlich dur; Kommunalbeſchluß feitzufegenden Beitrag zu denfelben 
bis zum Ablaufe des auf das Jahr des Beginnes der Unterhaltung folgenden vierten 
Kalenderjahres zu tragen. 

In dem Falle a wird der Betrag der Hoften dur den Magiftrat definitiv feitgeitellt. 

Die Koften der Unterhaltung oder der Beiträge zu dieſen werden erforderlichen Falls 
im Wege der adminiftrativen Exekution eingezogen. 

$. 12. 

Es foll aeftattet fein, die im $. 11 auferlegte Unterhaltungspfliht durch Zahlung 
eines Kapitals abzulöfen, weldes nah dem Flächeninhalte der zu unterhaltenden Straßen: 
ftrede und nad) dem pro Quadratmeter alljährlid) dur Kommunalbeſchluß  feitzuftellenden 
Einheitsſatze zu berechnen ift. 


C. Anlage neuer, im Bebauungsplane noch nicht fejtgeftellter Straßen durch 
Unternehmer. 


$. 13. 

Den Anträgen auf Genehmigung von Strafenanlagen in Abänderung oder Craänzung 
des Bebauungsplans find Situations: und Nivellementspläne in der vom Magiſtrat für 
nothwendig erachteten Anzahl und Beicaffenheit beizufügen. 

Auch ift auf Erfordern der Nachweis zu führen, in welder Weife die Ausführung 
der Anlagen gefichert ift. 


D. Anbau an vorhandenen unbebauten Straßen. 


8. 14. 

Von den Grundftüden, welche an eimer zur Zeit des Erlaſſes diefes Statuts fchon 
vorhandenen, bisher unbebauten Strafe oder einem foldien Straßentheile liegen, ift, fobald 
diefe Grundſtücke an der Strafe bebaut werden, das zur Freilegung der Straße in der durd) 
den Bebauungsplan oder fonit in vorgefchriebener Weiſe feitgeftellten Breite erforderliche 
Terrain bis zur Mittellinie der Strafe unentgeltlich abzutreten, freizulegen, in das vorgefchrie- 
bene Niveau zu bringen und zu pflaftern. Bei Strafen von mehr ald 26 m Breite erftredt 
ſich diefe Verpflichtung auf 13 m der Straßenbreite. 


E. Allgemeine Vorſchriften. 


$. 15. 

Der Stadtgemeinde fteht das Necht zu, in den Fällen der 8. 9 und 13 dieſes 
Statuts die Ausführung der Straßenanlanen im öffentlichen Interefje felbit für Rechnung 
der Unternehmer zu übernehmen. In diefem Falle finden, foweit nicht befondere Verein: 
barungen getroffen find, die Vorfchriften der SS. 1 bis 8 diefes Statuts Anwendung. 

$. 16. 

Als Anlage einer neuen Straße im Sinne diefes Statuts gilt auch die Umwandlung 
eines unrequlirten Weges oder einer Landſtraße in eine ſtädtiſche Straße. 

Berlin, den 7. März 1877. 


Magiftrat hiefiger Königl. Haupt: und Nefidenzitadt, 
gez. Hobrecht. 
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Vorftehendes Orts-Statut wird auf Grund ber 88. 15 und 18 des Gefehes vom 
2. Juli 1875, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plägen in 
Städten und ländlichen Ortfchaften (Geſetzſammlung S. 561) hierdurch bejtätigt. 
Berlin, den 19. März; 1877. 
(L. S.) 
Der Minifter des Innern, 
gez. Graf Eulenburg. 


ll. 


Auszug aus der Denkfchrift über die allgemeinen Bedingungen und Vortheile 
eines guten Straßenpflafters. 


Bei der Herftellung des Steinpflafters und des Pflafters überhaupt werden im Ganzen 
zwei von einander wejentlich verfchievene Methoden befolat. 

Bei der einen, welche in Berlin bis vor Kurzem allein in Anwendung ftand, werden 
die Steine von dem Steinfeßer nicht in derjenigen Höhe verfegt, welche fie im fertigen 
Pflaſter haben follen; fie erhalten vielmehr eine etwas überhöhte Stellung und es ijt dann 
die Aufgabe des Nammers, durch wiederholte Stöße mit der Ramme die Steine in den als 
Unterbettung aufgebradhten Sand oder Kies einzutreiben, fo daß fie einen möglichſt feiten 
Stand erhalten und zugleich die Oberflächen der einzelnen Steine eine möglichit gleichmäßige, 
dem erforderlihen Profil entiprehende Fläche bilden. 

Diefes Einrammen ift um fo leichter zu bewirfen, je Eleiner die Fußfläche der Steine 
an fich ift, je ſpitzer, Feilförmiger die Steine nad der Fußfläche zu gejtaltet find und je 
nachgiebiger und feinlörniger das zur Unterbettung des Pflafters verwendete Material ift. 
It der Untergrund feit, und wird die Unterbettung in fo geringer Stärke aufgebracht, daß 
einzelne Steine beim Rammen durch die Unterbettung hindurch den Untergrund berühren 
lönnten, fo muß der Untergrund vorher durd Aufhaden oder Aufgraben aufgelodert werden, 
weil die Steine fid in den feiten Untergrund nicht einrammen laffen. 

Steine, deren Fußflähen den Kopfflähen nahe zu gleich find, fowie Steine mit großer 
Fußfläche überhaupt fönnen, namentlich wenn eine fehr grobförnige und widerjtandsfähige 
Unterbettung verwendet wird, nur fehr fchwer in diefe eingerammt und deshalb auch durd) 
Rammen nicht in die beftimmte Höhenlage gebradht werden. 

Die Mängel diefer älteren Pflafterungsmethode treten am ftärkften in den verfehrs: 
reiheren Straßen hervor und haben fich namentlich in Berlin in erheblihem Maße geltend 
gemacht. Die Feitigfeit diefes Pflafters ift zunädhit von der Arbeit des Nammers abhängig, 
da diefe aber faſt gar nicht und nur infoweit zu fontroliven ift, ob das gefertigte Pflafter 
eine gleihmäßige, dem erforderlichen Profil entiprechende Oberflähe erhalten hat, fo ift es 
natürlich, daß bei der Serftellung des Pflaſters Hauptfählic die gleihmäßige Gejtaltung der 
Oberfläche defjelben ins Auge gefaßt und die Erlangung einer abfoluten Feſtigkeit und Wider: 
ftandsfähigfeit des Pflafters vernachläffigt wird. -— Aber wenn man aud die unfontrolirbare 
Arbeit des Rammers durch Maſchinen wollte verrichten laſſen und dadurd bei der Serftellung 
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ein möglichjt wideritandsfähiges Wilafter erzielen fönnte, fo fann doh ein fo beraeitelltes 
Pflaſter den fortwährenden Einwirkungen des Verkehrs und der Witterung auf die Dauer 
nicht widerftehen. 

Es zeigt fih dies im erften Falle bei mandhen Straßen fchon furze Zeit nach ihrer 
Gröffnung durch Senkungen größerer oder fleinerer Klähen an den Stellen, wo der Nammer 
Steine, welde verhältnißmäßig leicht in die Unterbettung eindrangen, zu Gunſten der regel: 
mäßigen Oberflähengeitaltung nicht bis zum feiten Stand eingetrieben hat. Sierdurch wird 
das mit Staub, Pierdedünger ꝛc. vermiſchte Waffer verhindert, von dem Straßendamme ab: 
zufließen; es dringt durch die Fugen in die Unterbettung ein, durchweicht diefe und macht 
fie noch nachgiebiger, als fie vorher gewefen; daſſelbe tritt ein, wenn auch vielleicht in ein: 
zelnen Fällen etwas fpäter, bei einem mit Majchinen bis zu voller eitiafeit abgerammten 
oder abgewalzten Straßenpflafter; auch bei diefem dringt das mit Pferdemift ꝛc. gemifchte 
Waffer durch die Fugen in die Unterbettung ein. 

Es erfordert aber gerade diefe Pilafterungsmethode eine Unterbettung, welde für die 
rafche Zeritörung des Pflaſters möglichſt günftig ift. Ber anhaltend naffem Wetter wird 
nämlich das zur Ausfüllung der Fugen und zur Unterbettung verwendete Material, welches 
meiltens große Mengen fein vertheilter Erdarten enthält, aufgeweiht und bei ſtarkem Ber: 
fche wird der Sand oder Kies der Fugen und der Unterbettung allmählih aus den Fugen 
herausgedrüdt; an die Stelle diefes Materials tritt bei trodenem Wetter nah und nad 
Pferdemiſt und fein zerriebenes Steinmehl, fo dak häufig bei Aufnahme des Pflaſters von 
der urfprünglicd eingebrachten Kiesunterbettung faum noch fein vertheilte Spuren zu finden 
find. In Folge diefer Verdrängung des Kiefes aus den Fugen und dem Untergrunde geht 
fowohl die Reibung in den Fugen, wie auch der Widerftand, den die Unterbettung dem wei: 
teren Eindringen der Steine entgegenfegen fonnte, verloren; die meift ungleich großen Steine 
find nicht mehr im Stande, dem Drud der Wagenräder, welche die Steine in den Unter: 
arund preffen und den Angriffen der Stollen der Hufeiſen der Zugthiere, durch welche ein 
Kippen der Steine um eine ihrer unteren Kanten herbeigeführt wird, genügend zu wider: 
ftehen. Die kleineren und weniger hohen Steine werden zuerſt in den Untergrund eingedrüdt 
und die nod) hervorragenden Steine fünnen am beiten von den Pferden mit den Stollen der 
Sufeifen gefaßt und zum Kippen gebradht werden. 

Diefe Uebelftände treten um fo eher und um fo intenfiver ein, je ungleihmäßiger die 
Steine in ihren Dimenfionen, namentlich in ihrer Höhe, je aeringer die Höhe derjelben, je 
größer und unregelmäßiger die Fugen, je feilförmiger die Steine nach der Fußfläche hin 
geftaltet find und je nachgiebiger das zur Unterbettung und zu den Fugen verwendete Ma: 
terial iſt. 

Die Oberfläche des Pilafters wird durch diefe Mißſtände, wenn fie nicht bereits in 
Folge eines ungleihmäßigen Nammens ihr regelmäßiges Profil eingebüßt hat, in ihrer zu: 
jammenhängend gleichmäßigen Fläche geitört, fie wird holperig, das Waſſer bleibt auf der: 
jelben ftehen, vermehrt das Aufweichen der Fugen und des Untergrundes und die oben ae: 
ſchilderten Uebelſtände treten in erhöhtem Maße auf, bis diefelben durch eine gründliche 
Neparatur oder durd) eine Umpflafterung der Straße befeitigt werden, aber nur, um im nicht 
zu langer Zeit daſſelbe Schaufpiel fich wiederzuholen zu jehen. 

Bei der Wiederheritellung des Pflaſters nach dem unvermeidlihen Aufgraben deſſelben 
behufs Reparatur oder Unterfuhung der unter demfelben liegenden Gas-, Wafjer: ꝛc. Lei— 
tungsröhren, ſowie bei der Neparatur des Pflafters ſelbſt iſt es bei dem fo heraeitellten 
Pflaſter und bei der Verfchiedenartigfeit der Form und Größe der Pflafterjteine ſelbſt bei 
der gewiſſenhafteſten Ausführung und der ftrengiten Kontrole nahezu abjolut unmöglid, 
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oerade joviel Bettungämaterial unter die Pflafterfteine zu britgen, wie für die Seritellung 
einer gleihmäßigen Oberfläche der nicht reparirten und der reparirten Theile des Pflafters 
nad dem Abrammen des letteren und dem unvermeidlichen Sehen des Bettungsmaterials 
erforderlich ift. Da es gar fein Mittel giebt, das Quantum des hierzu erforderlichen Bet: 
tungsmateriald genau zu beftimmen, dies vielmehr lediglih von dem Gutdünfen des betref: 
fenden Arbeiters abhängt, fo wird fait ohne Ausnahme in allen Fällen entweder zu viel oder 
zu wenig Bettungsmaterial aufgebradt. In Folge deſſen wird die Oberfläche des reparirten 
und des nach unvermeidlihen Aufgrabungen wiederhergeitellten Theiles des Pilafters nad) 
dem Abrammen des legteren und dem Sehen des Bettungsmaterials entweder höher oder 
tiefer liegen, als der nicht reparirte Theil defjelben und dadurch wieder neue und immer 
größere Reparaturen veranlaffen, bis fchließlid wieder eine vollftändige Umpflafterung er: 
forderlich wird, 

Die fo bergeitellten Straßen fpotten hiernach aller in Betreff ihrer Erhaltung zu 
machenden Anstrengungen und Reparaturen, und die Befeitigung der eingefunfenen Stellen 
und der Erfah des unbrauchbar gewordenen Steinmaterials durch neues wird, fo lange eben 
die Methode der Seritellung nicht geändert wird, nur die Natur eines Flickwerkes an ſich 
tragen, und nie eine radikale Abhülfe gewähren; denn ſowohl die Form und Zuſammen— 
jegung der verwendeten Materialien, wie auch jede einzelne Manipulation bei der Serftellung 
dieſes Pflaſters find wohl geeignet, die Zeritörung der gleihmäßig ebenen Oberfläche des: 
felben zu begünftigen und zu befördern, aber außer Stande, für die dauernde Erhaltung der 
Gleichmäßigkeit diefer Oberflähe irgend eine Garantie zu bieten. 

Derartig hergeitellte Straßen haben aufßerordentlih große Unzuträglichfeiten im Ge— 
folge: bei naſſer Witterung bilden ſich kaum zu bewältigende Schmusmafjen, im Sommer 
bei bewegter Luft undurchdringliche Staubwolfen, und in Konfequenz hiervon entjtcehen nicht 
nur vermehrte Koften der Reinigung und Beiprengung, fondern auch gejundheitsichädliche 
Wirkungen auf die Einwohner. Daß folde Straßen bei einigermaßen lebhaften Verkehr 
einen überwältigenden Lärm erzeugen, und daher für die Nerven der Anwohner in hohem 
Grade beläftigend wirken, bedarf wohl nur der Erwähnung. Die Serftellung und Erhaltung 
folder in oben ausgeführter Weife hergeftellten Straßen ift bei nur einigermaßen lebhaften 
Verkehr auch in finanzieller Beziehung ein nicht zu rechtfertigender Mißgriff; abgefehen davon, 
daß ihre Neinigung und Beiprengung, wie bereits bemerkt, gegenüber bejjer angelegten 
Straßen nicht unbeträchtlihe Mehrkoſten erforderlich macht, jo nußt ſich auch das Stein: 
material unverhältnigmäßig ſchnell ab und erfordert nad wenigen Jahren völligen Erſatz. 

Wenn hierdburd und durd die fortwährenden Neparaturen und Umpflajterungen die 
Mittel der Stadtgemeinde über Gebühr und Nothwendigleit in Anfprud genommen werden, 
jo werden auf der anderen Seite aud die Privaten und zwar nicht allein die Befiger von 
Wagen und Pferden, fondern alle diejenigen, welche in irgend einer Weife Wagen und 
Verde zum Transport von Perfonen oder Sachen benutzen müfjen, in beträchtliher Weife 
ju Ausgaben genöthigt, welche fehr gut vermieden oder doc) bedeutend vermindert werden 
fönnten. 

Schlechtes Pflafter äußert aber auch noch in anderer Beziehung einen fehr nachtheiligen 
Einfluß auf die Verhältniffe einer Stadt, welche, wie Berlin, der Gentralpunft eines bedeu— 
tenden Handels und einer ausgedehnten induftriellen IThätigfeit it. Ein großer Theil der 
hierjelbft gefertigten Waaren und der hierzu erforderlihen Rohprodufte muß auf große 
Streden durd die ſtädtiſchen Straßen bewegt werden, che diefelben an das ihnen bejtimmte 
Ziel gelangen. Die Rückſicht auf diefe Intereffen des Handels und der Induftrie Berlins 
erfordert, daß der lofale Transport fo leicht und fo billig gemacht werde, wie irgend möglich, 
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und das ift nur bei einer Pflaftermethode zu erzielen, welche der bisher hier gebräuchlichen 

in jeder Beziehung entgegenfteht. 

Bei der mangelhaften Beichaffenheit des vorhandenen Pflaſters machen die Fracht— 
wagenführer gern einen großen Umweg, um die fchledhtgepflafterten Straßen zu vermeiden ; 
liegt dies außer dem Bereich der Möglichkeit, fo müſſen fie die Beladung der Wagen ver: 
mindern, oder die Pferde übermäßig anjtrengen. 

Bei allen diefen Mängeln, welde felbft dem oberflählichiten Beſchauer fofort in die 
Augen fpringen, find die Koſten, welche jährlid aufgewendet werden müſſen, um das 
Pflafter nur in dem höchit mangelhaften Zuftande zu erhalten, in welchem es ſich zur Zeit 
befindet, ganz bedeutende und diefe Koſten können durch Serftellung eines beſſeren Pflaiters 
in erheblicher MWeife vermindert werden. 

Die Hauptanforderungen, die an ein gutes Straßenpflafter geftellt werden müſſen, 
find folgende: 

1. die Oberflähe des Pflaſters muß eine möglichit vollfommene Fläche fein, 
welche dem Rollen der Näder mönlichft geringen Widerſtand entgegenjest und 
doch den Pferden hinreihende Sicherheit gegen das Ausgleiten bietet; 

2. das Material und die Konitruftion des Pflafterd muß jo gewählt werden, 
daß die ad 1 an die Oberfläche defielben gemachten Anfprühe allen auf die 
Zerſtörung des Pflafters oder der gleichmäßigen Oberfläche defjelben gerichteten 
Angriffen zum Troß jo lange wie irgend möglid erfüllt werden; 

3. die Koften für die Anlage und Unterhaltung des Pflafters zufammen ge: 

nommen müſſen möglichit gering fein. 

Es muß hiernad) das Pflafter vor Allem fo hergeftellt werden, daß dafjelbe im Stande 
ift, den fortwährend auf die Zerftörung der aleihmäßigen Oberfläche gerichteten Angriffen, 
alfo dem Drud ſchwer belafteter Wagenräder und dem Einfegen und Ziehen der Pferde mit 
dem Stollen der Sufeifen, dauernd Widerftand zu leiften. Diefe Widerftandstraft fönnen 
die Steine beim Steinpflafter nur in der Feftigfeit der Unterbettung und in der im ben 
Fugen ftattfindenden Reibung finden, d. 5. die Unterbettung muß fowohl beim Steinpflafter 
wie aud beim Asphalt: und Solzpflafter fo feſt fein und trotz aller Einflüffe der Witterung 
und des Verkehrs auch auf die Dauer fo fejt bleiben, daß durch den Drud ſchwerbelaſteter 
Wagenräder weder ein einzelner Stein in die Unterbettung eingedrüdt, noch diefe durd- 
broden werden fann; und die Fugen müflen mit einem Material ausgefüllt werden, welches 
das Eindringen von Waſſer, Staub und Pferdemift nicht geſtattet, durch den Einfluß des 
Waffers überhaupt nicht nachaiebiger und nicht aus den Augen herausgedrüdt wird. 

Es kann aber, wie oben bereit3 nachgewieſen ift, fein Pflafter diefen Anforderungen 
genügen, bei weldem, wie bei dem feither hier meift üblichen, die Steine zunächſt etwas 
höher, als es das vorgefchriebene Profil erfordert, nefegt und dann durch Rammen in bie 
nachgiebige Unterbettung mehr oder weniger feit eingetrieben werden. Vielmehr ift es durd; 
aus erforderlich, dak die Unterbettung abfolut feit und die Steine gleich in derjenigen Höhe 
verjegt und befejtigt werden, welche dem vorgefchriebenen Profile entſpricht. 

Die Unterbettung wird hiernad) beim Steinpflajter am zwedmäßigiten durd eine bis 
zur erforderlichen Feſtigkeit zuſammengewalzte Schotterlage von hinreihender Stärke oder, wie 
es bei Asphalt allgemein und meift auch bei Solzpflafter üblich ift, durd eine ausreichend 
itarle Betonlage hergeitellt. 

Bei der Serftellung einer ſolchen Unterbettung wird die Oberfläche derfelben nad) dem 
erforderlichen Profil eben abgeglichen; da es aber beim Steinpflafter nicht wohl durdführbar 
ift, jümmtlihe Steine genau nad) einer Höhe zu bearbeiten, die Oberfläche des Pflaſters 
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aber wieder eine ebene Fläche bilden muß, fo ift es beim Steinpflafter nothwendig, zur Aus: 
aleihung der Höhendifferenz der einzelnen Steine zwifchen die Unterbettung und die Steine 
eine aus Kies, Mörtel oder Asphalt bejtehende dünne Zwifchenlage aufzubringen. 

Bei dem Steinpflafter und bei diefem ähnlichen (Holz) Pflafter ift befonderes Gewicht 
darauf zu legen, daß den Pilafterfteinen eine möglichft reguläre Form gegeben wird. Damit 
die Fugen, die immer den ſchwächſten Theil des Pflaſters bilden, und in denen die gegen 
den Beitand des Pflafters wirkenden Kräfte anfegen, nicht zu groß werden, fondern thunlichit 
regelmäßig und enge gehalten werden fünnen, und damit jeder einzelne Stein durd den 
nebenanliegenden gegen ein Klippen gefichert iſt, müfjen die Seitenflähen der Steine 
möglichft eben bearbeitet fein, und die Steine in ihrer ganzen Höhe dicht und feſt an ein- 
ander anfhliefen. Die Fußfläche der Steine darf deshalb nicht zu Fein und muß ebenfo 
groß fein wie die Kopffläche, denn nur dann können die nad) unten weit Elaffenden Fugen 
der koniſchen Steine und das Klippen der Steine vermieden werden. 

Je größer die Kopf: und Fußfläche des Steines an ſich ift, um fo weniger wird ber 
auf ihn ausgeübte Drud der Wagenräder im Stande fein, ihn zu zerdrüden oder ihn in die 
Unterbettung einzudrüden, und um fo weniger wird durch die Stollen der Pferdehufe ein 
Kippen des Steines eintreten fönnen, um fo fejter wird bei gleichzeitig größerer Höhe der 
einzelne Stein fi in feiner Yage zu erhalten vermögen, um jo mehr wird alfo die Erhal— 
tung der regelmäßigen Oberfläche des Pflafterd und damit der Beſtand des Pflafters felbit 
gefihert fein. 

Um das verderbliche Eindringen des Regenwaſſers in die Augen und in den Unter: 
grund zu verhindern, ift es überhaupt nothwendig, die Oberfläche der Strafen fo weit als 
möglich wafjerdicht herzuftellen, was beim Asphaltpflafter am vollfommenften erreicht, beim 
Stein, Holz: ꝛc. Pflafter dur Ausfüllen der Fugen mit hydrauliſchem Mörtel oder Asphalt 
eritrebt werden muß. 

Dadurch, daß die Oberfläche wafjerdicht hergeftellt wird, wird auch die Neinlichkeit der 
Straßen in hohem Grade gefördert. Ein großer Theil des auf den Straßen vorhandenen 
Schmutzes befteht befanntlid aus dem durch die Fugen herausgetretenen Bettungsmaterial. 
Das Schließen der Fugen durch ein widerftandsfähiges Material läßt ein Austreten des 
Bettungsmaterials auf die Oberfläche nicht mehr zu, und ſichert, während es die Sauberkeit 
auf den Straßen hebt, zugleicd den Beſtand des Pflafters. 

Außerdem wird dadurd der Staub vermindert, es iſt alſo auch nicht mehr nothwendig, 
dab beim Sprengen der Straßen zur Niederhaltung des Staubes fo große Wafjermafjen auf: 
gebracht werden, wie es bei Pflafter mit durchläſſigen Fugen erforderlich) ift. 

In gleihem Maße, wie durch eine rationelle Serjtellung des Pflafters feine Dauer 
erhöht wird, vermindert fi ferner der Lärm auf den in diefer Weife hergeftellten Straßen. 
Für die Asphalt: und SHSolzpflafter-Straßen ift das fofort einleuchtend und gilt fogar als 
Hauptvorzug diefer Pflafterungsarten. 

Aber auch beim Steinpflafter, welches in der vorftehend bezeichneten Weife zur Aus- 
führung gelangt, ift die Abnahme des Straßenlärms nur eine natürliche Folge diefer Her: 
ftellungsmethode. Das betäubende Geräuſch, welches den Aufenthalt in verfehrsreichen 
Straßen jo unleidlih macht, wird vor Allem durch das Fallen der Räder von einem Stein 
zum anderen erzeugt, fei ed nun, daß in Folge zu weiter Fugen, welche wiederum durch die 
Unregelmäßigfeit der Steine hervorgerufen werden, zwifchen je zwei Steinen ſich Vertiefungen 
gebildet haben, fei es, daß lettere durch das fchon öfters erwähnte Nachſinken der Steine in 
die Unterbettung oder durch Kippen der Steine in Folge der feilförmigen Geftaltung der: 
jelben oder mangelhaften Fugenmaterials entjtanden find. Alle diefe Uebelftände werben 
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durch das Pflaſtern mit regelmäßig bearbeiteten Steinen auf feſter Unterbettung und mit 
fejter Fugenausfüllung vermieden. Die Folge ift eine Abnahme der fonft auf die Fahrzeuge 
ausgeübten, in fürzeften Zwifchenräumen aufeinander folgenden Stöße und des hierdurd 
verurfachten Wagengerafiels. 

Selbjtverftändlih wird hiermit für die Wagen felbjt eine geringere Abnutzung und 
eine längere Dauer, und fomit für die Befiger refp. die Benutzer derſelben eine nicht un: 
beträchtliche Erfparnif erzielt, welche nod dadurd an Bedeutung gewinnt, daß durch eine 
ebene Straßenoberflähe auch für die Zugthiere ſowohl ein erheblich größerer Nutzeffekt als 
auch eine weſentlich erhöhte Nutungsdauer erreicht wird. 

Alle bei einem in der angegebenen Weiſe rationell hergeftellten Pflafter etwa auszu- 
führenden Neparaturen können fo ausgeführt werden, daß die reparirten Stellen genau die 
Höhenlage der nebenan liegenden nicht veparirten Stellen erhalten, weil das Pilafter auf 
fejter Unterbettung und gleich in der beabjichtigten Höhenlage angelegt und nicht durd) 
mehr oder weniger vollftändiges Feſtrammen in eine nadhgiebige Unterbettung hergejtellt wird. 


II. 


Verordnung des Königlichen Polizei-Prafidiums, betreffend die Verpflichtung 
der Grumdbefiser zur Anlegung, Verbefferung und Unterhaltung der 
Bürgerfeige. 


Auf Grund der 88. 5, 6, Litt. B und 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 verordnet das PolizeiPräfidium nah Berathung mit dem hiefigen Ge: 
meindevorjtand für die Stadt Berlin und deren Weichbild was folgt: 

8. 1. 

Ieder Grundbefiger ift verpflichtet, vor feinem Grundftüd, dafjelbe mag bebaut fein 
oder nicht, den Bürgerfteig einfchließlih des Ninnftens auf Anordnung des Königlichen 
Polizei-Präfidiums nad) folgenden Beftimmungen anzulegen, zu verbeffern und zu unterhalten. 

8. 2. 

Die Befeftigung des Bürgerfteiges hat, außer in den Fällen des Aufrufs ($. 3) und des 
Neu: und Umbaues ($. 4), dur Pflafterung, und, foweit erforderlih, mit Einlegung einer 
1 m breiten Granitbahn zu erfolgen. 

8. 3. 

Das Königliche Polizei-Präſidium wird alljährlih nad) Vereinbarung mit dem Ge 
meindevorftand eine Neihe von zufammenhängenden Straßenftreden öffentlih unter Angabe 
des Endtermins für die Ausführung aufrufen, in welden die Serjtellung des Bürgerfteiges 
und des Strafengerinnes entfprehend den in 88. 5 und 6 getroffenen Beftimmungen zu 
erfolgen hat. 

8. 4. 

Vor jedem Grundftüde, auf welhem an der Straße ein Neu: oder Umbau ausgeführt 
wird, müſſen Bürgerſteig und Straßengerinne gleichzeitig mit der Vollendung des Baues 
den in den $$. 5 und 6 getroffenen Beitimmungen gemäß hergeitellt werden. 
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Die für den Anſchluß an die nahbarlihen Bürgerfteige etwa erforderlichen Vorſchriften 
werden in jedem einzelnen Falle von dem Königlichen Polizei-Präfidium erteilt. 


8.5 


In den Fällen der 88. 3 und 4 find für die Serftellung der Bürgerſteige und 
Strafengerinne als Negel folgende Vorfchriften maßgebend: 


a) Das Längengefälle der Bürgerfteige folgt dem Längengefälle der Straße. 


-_ 


— 


Bürgerſteige unter oder von 2 m Breite ſind vollſtändig mit Granitplatten zu 
belegen. 

Bürgerfteige von mehr ald 2 m Breite erhalten in der Mitte eine 
wenigſtens 2 m breite Granitbahn und find im Uebrigen mit Mofaitpflafter, 
Asphalt, oder einem anderen zwedentiprehenden Material, defjen Anwendung 
jedoch der befonderen Genehmigung des Polizei-Präftdiums bedarf, zu verfehen. 

Das Königlihe Polizei Präfidium behält fih vor, zu geitatten, daß der 
ganze Bürgerfteig unter Fortlaffung der Granitplatten mit einem der genannten 
Materialien, namentlih Asphalt allein, belegt werden darf. 


Längs der Straßengerinne find die Bürgerfteige mit Bordfchwellen von mindeftens 
30 em Breite und 25 cm Höhe einzufaffen, welche überall, auch vor den Thor: 
wegen, mindejtens 7 cm über das Straßenpflafter hervortreten müfjen. 

Diefelben müſſen aus beſtem Granit, möglichft vollfantig und fauber be- 
arbeitet jein, auch müſſen fie qute Yagerflächen, fowie ſcharf ſchließende Stof- 
fugen haben. 

Die obere in den Bürgerfteig fallende Fläche ift gegen die vordere nicht 
winfelrecht, fondern in die durd das Quergefälle des Bürgerfteiges bedingte 
Neigung zu jtellen. 

Die Borderflähe ift 15 em breit von oben derartig abzufchrägen, daß 
die obere Kante 4 cm breit aus dem Lothe zurüdtritt. 

Die Bordihwellen müflen, wenn nicht andere Beitimmung Seitens des 
Polizei-Präfiviums getroffen worden, dem Yängengefälle der Straße folgend in 
gleicher Höhe mit der Kronenlinie des Strafendammes gelegt und aehörig 
untermauert werden. 

Vor den Einfahrten find fie derartig zu ſenken, daß Erhebungen (An: 
pflafterungen, Nampen) auf dem Straßendamm vermieden werden. 

Die durchgehende Höhenlage iſt mit der gefenkten Stelle durch ein Ge— 
fälle von höchſtens 1:20 zu vermitteln. 

Die Bordihwellen ſämmtlicher Gebäude auf einer Seite der Straße find 
genau übereinftimmend und möglichjt gleichmäßig zu legen und find Abweichungen 
vor einzelnen Gebäuden nicht geftattet. 

Verfchiedene Nihtungslinien der Bordſchwellen find nicht im Winkel, 
fondern ſtets in einem, diefelben tangirenden Bogen zufammen zu führen. 


c) Die zu verwendenden Granitplatten müfjen überall möglichjt voll, und ſcharf— 


fantiq bearbeitet fein, die Oberfläche derfelben darf feine Unebenheiten, namentlich 
feine Vertiefungen enthalten, in denen fih Waller ſammeln kann. 

Die einzelnen Platten müfjen an den Kanten mindejtens 6 em ſtark fein 
und find möglichft ſcharf und dicht an einander zu ftoßen, auch müfjen diefelben 
in einer mindeſtens 8 cm ftarfen Lage von Kiesfand feftgebettet und mit einem i 
Quergefälle von 1:40 verlegt werben. 
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d) Die zu verwendenden Mofaikfteine dürfen höchſtens 5 cm im Quadrat arof 
und müfjen von fehr feiten und jcharffantig gejpaltenen Steinen mit glatten 
Köpfen hergeftellt fein. 

Mofaikpflafter von grobförnigem Steine mit rauhen oder unebenen Ober- 
flächen ift nicht geftattet. 

Es ift auf einer mindeftens 8 cm ftarfen Lage von Kiesfand feſt und 
dicht fchließend zu verpflaftern und muß nad gehörigem Abrammen eine durd)- 
aus ebene Oberfläche mit Ouergefälle von 1:40 bilden. 

Ein gleiches gilt von dem in den Einfahrten an Stelle der Trottoirplatten 
etwa anzulegenden Kopffteinpflafter, deſſen Steine rechtwinklig, 10—15 cm breit, 
ebenjo lang und 15—20 cm hoch fein müfjen. 


e) Bei Verwendung von Asphalt darf nur natürlicher Asphalt gewählt werden; 
derfelbe muß von befter Qualität fein und eine gehörig feſte und ebene Unter: 
lage erhalten. Diefelbe muß hergeftellt werden: 


1. durch eine mindeftens 10 cm ftarfe Betonlage, wohl geftampft und oben 
abgeglichen, oder 

2. durch ein hochkantiges Ziegelpflafter, wofür aud zwei über einander 
liegende Flahjchichten gewählt werden fünnen. 

Die Ziegel müſſen hart gebrannt fein und mit vollen Fugen in 
gutem Mörtel vermauert werden, aud find die Fugen fauber und voll 
auszuſtreichen, oder 

3. durch ein auf Kiesfand gehörig gerammtes Steinpflafter, welches mindeitens 

2 em jtart mit Gementmörtel abgealihen wird. Eine Unterlage blos von 

Feldſteinpflaſter iſt nicht geftattet. 

Auf diefer Unterbettung ift, nachdem fie gehörig ausgetrodnet, der Asphalt 
mit einer durchaus ebenen Oberflähe in einer Stärke von mindejtens 2 cm 
zu verlegen. Das Duergefälle beträgt für Asphalt ebenfalls 1: 40. 

Das Belegen mit Asphalt ift auf Bürgerfteigen, in welden Bäume 
ftehen, welche nicht Privateigenthum find, unftatthaft. 

f} Die Abführung des Tagewafjers aus den Abfallröhren fann, wo es die Tiefe 
des vorhandenen Rinnfteins reſp. Kanals gejtattet, unterirdiſch geſchehen, jedoch 
ift dabei die Anlage von Schlammaruben auf dem Bürgerfteige unterjagt. 

Sonft find oben aufgefchliste, genau im Niveau des Bürgerfteiges ein- 
aelegte und gut fundamentirte qußeiferne Nöhren zu verwenden, welche ſowohl 
mit angegofjenen Fallfeffeln für die Abfallrohre, wie aud mit Kopfitüden ver- 
fehen fein müfjen, die dem Profile der Bordfchwellen entſprechen und nirgends 
über die letztere vorftehen. 


g) Zungenrinnfteine, fowie Weberfahrts: und Webertrittsbrüden find mit Granit— 
wangen zu verfehen. 

Rampen oder fonftige, den Verkehr auf dem Fahrdamme hindernde An— 
fteigungen im Pflafter find zu vermeiden. 

Die Abdeckung ift mit eifernen, tief gereifelten Platten oder mit Holz— 
bohlen zu bewirken. Ein Verfchieben derfelben ift durch Querſchienen zu ver- 
hindern. 

h) Die Sohle der Ninnfteine ift von hart gebrannten Klinfern auf hoher Kante 
herzuftellen. Die Wandung des Ninnfteines am Bürgerfteige ift von Granit- 
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platten oder von Klinfermauerwerf in Cement und zwar nicht flacher als 60 Brad 
gegen die Sorizontale herzuftellen. 

i) Prellfteine, Prellpfähle oder andere ähnliche Verfehrshindernifje find ohne be— 
fondere Erlaubniß des Polizei-Präfidiums weder auf den Bürgerfteigen, nod) 
vor denjelben an den Ninnfteinbrüden 2c. geftattet. Wo diefelben bereits be- 
ftehen, find fie, fofern fie weiter, ald die Bauordnung es gejtattet, vor die 
Hausflucht vortreten, zu befeitigen oder entfprechend einzuziehen. 

$. 6. 

Das Polizei-Präfivium behält fi vor, wenn es befondere Verhältnifje nothwendig 
machen oder geftatten, Abweihungen von den Beftimmungen des $. 5 feftzufehen, welche 
gegen diefe eine Erjchwerung der Verpflichtungen des Grundbefigers nicht enthalten. 

5. J. 

Die Polizeiverordnung vom 13. Oktober 1866, betreffend die Anlegung, Verbeſſerung 
und Unterhaltung der Bürgerfteige und Straßengerinne im Gemeindebezirk von Berlin, 
abgedrudt in Nr. 246 des „Berliner Intelligenz-Blattes“ vom 14. Oftober 1866 und im 
Stück 43 des Amtsblattes der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
vom 26. Oktober 1866, wird aufgehoben. 

Alle Bürgerfteigregulirungen, welde auf Grund jener Verordnung, fei es in Folge 
des erlafjenen Aufrufs, einschließlich des unter dem 14. Dezember 1872 ergangenen, und in 
Nr. 302 des „Intelligenz-Blattes“ von 1872 publizirten, fei es in Folge einer Bauerlaubnif, 
vorzunehmen find, müſſen jedoch nad) den bisher gültigen Beftimmungen zu Ende geführt 
werden. 

8. 8. 

Mer gegen die Beitimmungen der vorjtehenden Polizeiverordnungen verftößt, oder den 
auf Grund derfelben erlafjenen Aufforderungen nicht Folge leiftet, verfällt der im $. 366, 10 
des Strafgeſetzbuchs für das Deutihe Neid) vom 15. Mai 1871 feftgefegten Strafe. 

Außerdem hat er zu gewärtigen, daß die im $. 20 Al. 2 des Gefeges vom 11. März 
1850 über die Polizeiverwaltung gedachten Zmwangsmittel gegen ihn zur Anwendung ge: 
bracht werden. 


Berlin, den 17. Ianuar 1873. 


Königliches Polizei-Präfidium. 


IV. 


Reglement wegen Aulegung von Granitbahnen und wegen Verbefferung der 
Bürgerfleige. 


Das Königliche Volizei-Präfidium hat durch die Verordnung vom 17. Januar 1873 
vorgeſchrieben und feſtgeſetzt, wie und in welcher Art fünftig bei Anlegung von Granitbahnen 
25 
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und wegen Serftellung der Bürgerfteige verfahren werden foll und hierbei angeordnet, daß 
diefe Beitimmungen nit nur bei Neubauten, fondern aud bei allen Bürgerfteigen vor 
gegenwärtig bereitS bebauten und nicht bebauten Grundſtücken nah und nad zur Ausführung 
gelangen follen, wenn fie den Beitimmungen diefer Verordnung nicht entiprechen. 

Die Straßenftreden, in welden die Verbeſſerung der Bürgerfteige mit Bordichwellen 
von 2 m breiter Sranitbahn ausgeführt werden muß, follen jährlih aegen den Schluß des 
Jahres durch das Königliche Polizei-Präfidium nad) Vereinbarung mit den Kommunal- 
behörden bezeichnet, und für das folgende Jahr öffentlih aufgerufen werden. Diejenigen 
Grundftüde, vor welden eine 1 m breite Granitbahn herzuftellen ift, beftimmt das König: 
liche Polizei-Präſidium befonders. 

$. 1. 

Jedem Gigenthümer, welder durch die öffentlihe Bekanntmachung des Königlichen 
Polizei-Prafidiums, reſp. auf befondere Anordnung defielben verpflichtet ift, vorfchriftsmähige 
Bürgerfteige mit Bordihwellen und 2 m breiter Granitbahn refp. 1 m breiter Granitbahn 
anzulegen, wird nad erfolgter Ausführung die Gritattung von zwei Drittheilen der durch 
die Legung der Granitbahnen und Bordfteinfhwellen — und zwar in Bezug auf Material 
und Arbeitslohn — entitandenen Koſten zugefichert. 

Auch wenn die Verbefjerung des Bürgerfteiges durch Asphaltirung bewirkt worden ift, 
foll diefe Beihülfe gewährt werden und zwar in gleicher Höhe, wie bei entjprechender vor: 
ſchriftsmäßiger Negulirung durch Granitbahnlequng. 

Sind die Verbefjerungen der Bürgerfteige jedod in Folge eines Neubaues entitanden, 
fo werden Hilfsgelder nit gewährt. 

8. 2. 

Zur Ausführung der Verbefferung der Bürgerjteige und Ninnfteine vor Königlichen, 
Prinzlihen, Staats, Kommunal-, Kirchen, Schul-, fowie vor allen folden Grunditüden, 
welche einer juriftifhen Perſon, Aftiengefellihaft oder Kommanditgefellichaft auf Aktien an- 
gehören, find diefe auf eigene Kosten verpflichtet und haben fie einen Anjprud auf Silfs: 
gelder nicht. 

8. 3. 

Aljährlid werden vom Magiftrat nad) dem jedesmaligen Durchſchnittspreiſe der 
Granitplatten, der Steine, des Arbeitslohnes x. durch die Bau-Deputation die Preife 
ermittelt und fejtgejtellt, welche bei den, den Eigenthümern zu erjtattenden Koſten zu Grunde 
geleat werden follen. Das Nefultat wird öffentlich befannt aemadıt. 

8. 4. 

Eigenthümer, welde jich weigern, den Anordnungen des Königlichen PBolizei-Präfidiums 
Folge zu neben, haben von diefer Behörde die exekutiviſchen Mafregel zu gewärtigen, es 
werden aber auch in diejen Fällen, wenn der Anſpruch ſonſt bearündet ift, die Hilfsgelder 
nicht vorenthalten, jondern dem Königlichen Polizei Präfivium zur Verfügung aeitellt werden. 

8.5. 

Sollten in den aufgerufenen Straßen ſich Bürgerjteige vorfinden, welche nady einem 
vorzulegenden Attejt des Königlichen Polizei-Präfidiums ſchon früher vorjchriftsmäßig her— 
geitellt worden find, jo jollen dem Gigenthümer ebenfalls zwei Drittheile der Koſten erjtattet 
werden, jofern die Verbeſſerung des Bürgerfteiges nicht etwa in Folge eines Neubaues hat 
bewirkt werden müſſen. 

8. 6. 

Die Auszahlung der Hilfsgelder geichieht an den Beſitzer des Grundftüds. Als 

jolher wird derjenige betrachtet, an den die polizeiliche Aufforderung zur Ginlegung der 
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Bahn gerichtet gewefen ift und der fie befolgt hat und dies durch Atteft des Königlichen 
Polizei-Präfidiums nachweiſt. Im Falle gegen die Zahlung an diefen Befiger von der einen 
oder der anderen Seite her Widerſpruch erhoben wird, haben die Interefjenten ihre Anträge 
beim Magijtrat zu machen. 

Von der erfolgten Anmeifung der SHilfsgelder, fowie von der Zeit und dem Orte 
ihrer Erhebung fett der Magiftrat die betreffenden Interefjenten feiner Zeit in Kenntniß. 


$. 7. 
Der Anſpruch auf Gewährung der Silfsgelder erlischt: 

l. wenn der Antrag auf Erftattung nicht bis zum Ablaufe des Jahres eingereicht 
worden ift, das auf das Jahr folgt, für welches das Grundftüd zur Bürger: 
fteigrequlivung aufgerufen und verpflichtet war, 

2. wenn bie fejtaefegte und angewiefene Beihilfe nicht innerhalb eines Jahres 
vom Empfange der Zahlungsbenachrichtigung ab auf der Stadt-Sauptlaffe ab: 
gehoben worden ift. 

8. 8. 
Der Ausführung der in vorjtehendem Reglement enthaltenen Beftimmungen fann im 
Falle allgemeinen Mangels oder unverhältnigmäßiger Preisfteigerung der Sauptmaterialien 
zeitweife Anftand gegeben werden. 


Berlin, den 6. Februar 1874. 


Magiftrat hiefiger Königl. Haupt: und Nefidenzftabt. 


V. 


Allgemeine Juſtruktion für die Verwaltung des ſtädliſchen Bauweſens 
in Berlin. 


— — 


—51. 
Die Verwaltung des ſtädtiſchen Bauweſens bezieht ſich: 
A. auf die gewöhnliche Unterhaltung der vorhandenen Gebäude und baulichen 
Anlagen; 
B. auf die Ausführung von Neubauten, ſowie größerer Reparaturen und Umbauten. 
Unter aröheren Neparatur: und Umbauten werden diejenigen verjtanden, bei deren 
Ausführung das aanze Gebäude oder ein arößerer Theil dejjelben während der Dauer des 
Baues der Benugung entzogen wird. 


$. 2. 

Die gewöhnliche Unterhaltung ($. 1 A.), fofern fie Gebäude und bauliche ‚Anlagen 
betrifft, welche zum Gejchäftstreife einer dauernden Verwaltungs-Deputation, Kommiſſion, 
Kuratorium oder Direktion gehören, wird unmittelbar unter Auffiht und Verantwortung 
diejer Verwaltungsinſtanz ausgeführt. Das Etatöquantum wird zur Verfügung der Deputation 
geitellt, welche über die Verwendung defjelben eine kalkulatoriſche Kontrole einzurichten hat. 


25” 


Reflortverbält- 
niſſe. 


Techniſche 


Organe. 


Die Stadt: 
Baurätbe. 
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Iſt die bauliche Anlage einer dem Magiftrat untergeordneten Verwaltungsinftanz nicht 
übermwiefen, fo leitet der Magiftrat unmittelbar die Unterhaltung. 

Die Ausführung der Neubauten, forwie größerer Neparatur- und Umbauten ($. 1 B.) 
wird in der Negel-(veral. $. 17) unmittelbar vom Magiftrat felbjt geleitet. 

8. 3. 

Das Verhältnig der Bau-Deputation zum Magiftrat und zu den Verwaltungs: Depu- 

tationen ift nad) Maßgabe der derfelben ertheilten befonderen Injtruftion bejtimmt. 
4 

Die ordentlichen technischen Organe, jowohl des Magiftrats als der einzelnen De: 

putationen, find: 
für die obere Zeitung und Nevifion die Stadtbauräthe, 
für die unmittelbare Ausführung die Bauinfpektoren. 

Es bleibt jedody vorbehalten, bei Neubauten jowie bei größeren Neparaturen und Um: 
bauten ($. 1 B.) die Ausführung mit Genehmigung der Stadtverordneten-Berfammlung aud) 
ſolchen Technikern zu übertragen, die nicht im Dienfte der Stadt angejtellt find. 

8. 5. 

Die Stadtbauräthe find als Mitglieder des Magiſtrats Dezernenten für die bautech— 
nifhen Angelegenheiten nad) Maßgabe der durch den Oberbürgermeifter anzuordnenden Ge- 
ihäftsvertheilung, nad) welder die Verwaltung des ganzen Bauweſens in zwei von einander 
unabhängige Gebiete zerfällt. In Angelegenheiten, welche die Ausführung bauliher Anlagen 
nicht betreffen und für welche nur ein technifcher Beirath erforderlich ift, werden die Stadt- 
bauräthe zu Kodezernenten bejtellt. 

ALS Regel gilt fowohl innerhalb des Magiftrats, als in den Deputationen, daß jede 
an einen Bautechnifer oder Feldmeſſer zu erlafjende Verfügung im Konzepte von dem be= 
treffenden Stadtbaurath mitgezeichnet werden muß. 

Die Stadtbauräthe find Mitglieder der Bau-Deputation, auch haben fie die Befugniß, 
den Sitzungen aller ftändigen Deputationen, denen fie fonft als Mitglieder nicht angehören, 
in baulihen Angelegenheiten ihres Nefforts mit Stimmredt beizumohnen. Die Vorfigenden 
der einzelnen Deputationen 2c. haben dafür zu forgen, daß dem betreffenden Stadtbaurath 
über die Zeit der Sitzung und die baulichen Angelegenheiten, melde zum Vortrage fommen 
follen, vechtzeitig Mittheilung gemacht werde; fie find befugt, die Theilnahme des Stadt- 
baurathes an der Berathung diefer Angelegenheiten zu verlangen, aber gehalten, die Reihen— 
folge der Vorträge mit Rückſicht auf die Anweſenheit des Bauraths feſtzuſetzen. 

Die Stadtbauräthe führen die obere Aufficht über das gefammte ftädtifhe Bauweſen, 
auch bei denjenigen Bauten, deren Ausführung Baumeiftern übertragen wird, welche nicht 
im Dienfte der Stadt ftehen (vergl. $. 10), find als bejtändige Kommifjarien des Magiſtrats 
die Vorgefegten der Bauinfpeftoren, Baufchreiber und diätarifch befchäftigten Techniker. 

Sie revidiren deren Gefchäftsführung, fontroliven die Erhaltung der Kommunalgebäude, 
geben dem Kollegium etwa erforderlihe Gutachten über alle baulichen Anlagen, jowie über 
die zu erwerbenden Grundftüde, revidiren die angefertigten Pläne und Anfchläge, veranlafjen 
die etwa erforderlichen Abänderungen nad) den von ihnen anzugebenden Gefichtspunften und 
Skizzen, überwachen die Ausführung der Bauten und find befugt, dabei die Vorlegung aller 
nöthigen Detailzeihnungen zu ihrer Genehmigung zu verlangen. 

Sie veranlafjen rechtzeitig die alljährlih im Frühjahr vorzunchmenden Baubereifungen. 
Ihnen liegt die Reviſion aller Nevifionsanfchläge über gefertigte Bauarbeiten ob, und find 
fie für die qute und anfhlagsmäßige Ausführung der Bauten verantwortlid. Sie fuper- 
revidiren die Nechnungen, welche durch anderweite Feitfegungen hiervon nicht ausgenommen 
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find, hinfihts der Angemeffenheit der Preife, haben für die Nichtigkeit der Maße und Ge: 
wichte dabei nicht einzuftehen, überzeugen fich aber von dem Vorhandenfein der von den Bau- 
infpeftoren dieſerhalb zu ertheilenden Befcheinigungen. 

Sie find befugt, auf den Bauftellen Anordnungen zur fofortigen Ausführung zu 
treffen, haben dies im Tagebuche des Baues zu vermerfen und dem Magiftrat in allen Fällen, 
in denen der Bauinjpeftor bei feiner abweichenden Anficht beharren zu müſſen glaubt, fchleunig 
davon Anzeige zu erftatten. — In dringenden Fällen find fie befugt, die Fortſetzung des 
Baues zu filtiren. 

Bei Ausleihung jtädtifcher Kapitalien auf Gebäude hat der betreffende Baurath das 
Gutachten des zunächſt zu hörenden Bauinfpektors zu prüfen, bei Befegung der Nathsmaurer- 
und Zimmermeifteritellen über die Qualifikation der vorgefchlagenen Berfonen fein Gutachten 
abzugeben. 

In Feuerjocietäts-Angelegenheiten liegt dem betreffenden Baurath die Superrevifion 
der anzufertigenden Schadentaren und der PVerfiherungstaren ob. 

Auch hinſichts der zum Nejjort des Magiftrats gehörigen Kirhen und Pfarrgebäude 
müfjen die Bauräthe gleiche Gefchäfte, wie bei den Kommunalgebäuden, auf Verlangen 
übernehmen. 

In den vom Magijtrat direft verwalteten Bauangelegenheiten haben die Stadt- 
bauräthe darüber zu wachen, daß die etats- und anfchlagsmäßigen Summen nicht über: 
ſchritten werden. 


8. 6. 

Zur Unterjtügung der Stabtbauräthe find zwei technifche Silfsarbeiter vom Magiftrat 
auf Vorſchlag der Stadtbauräthe aus der Zahl der für jede Staatsbaubeamtenftelle quali- 
fiirten Baumeifter zu engagiren. Diefelben werden unter Hinweis auf den geleifteten Eid 
beim Dienjtantritt verpflichtet. 


8. 7. 

Die technifhen SHilfsarbeiter der Stadtbauräthe haben vornehmlich die bautechnifchen 
Kalfulaturarbeiten bei den Revifionen der Koftenanfhläge, Rechnungen und Reviſionsnach— 
weifungen zu beforgen, die nöthigen Vorarbeiten für größere technifche Gutachten zu fertigen, 
und nöthigenfalls auch die ihnen aufzutragenden lokalen Ermittelungen zu machen. Sie 
empfangen ihre Aufträge dur Defrete der Stadtbauräthe, über deren Cingang und Gr: 
ledigung fie ein ordentliches Gejhäftsjournal zu führen haben. 

Einem diefer Silfsarbeiter wird die Aufficht über die technische Bibliothek und die 
Sammlungen übertragen. 


8. 8. 
Die Stadtbauinfpeftoren werden aus der Zahl der für jede Staatsbaubeamtenitelle 
qualifizirten Baumeiſter vom Magiftrat gewählt. Die Wahl erfolgt zunächft auf drei Jahre. 
Drei Monat vor Ablauf diefer Probezeit hat der Magiftrat zu befchliefen, ob der zu: 
nächſt auf Zeit engagirte Bauinjpeltor zu entlaffen oder mit allen Rechten eines Gemeinde: 
beamten lebenslänglid anzuftellen iſt. Beſchließt er die Anstellung, fo muß, bevor fie er- 
folgt, die Stadiverorbneten-Verfammlung in Gemäßheit des $. 56 Nr. 6 der Städteordnung 
gehört werden. 
$. 9. 
Die Bauinfpeftoren werden nad) ihrem Engagement in der Plenarfigung des Magijtrats 
in ihr Amt eingeführt und vereidigt. 


Stadt-Bau- 
inipeftoren. 


Bauſchreiberꝛc. 


Techniſches 
Bureau. 
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$. 10. 

Die Bauinfpeltoren find unbejchadet der Verantwortlichfeit der Stadtbauräthe Die 
Lolalbaubeamten der Stadt innerhalb der ihnen zuzumeifenden Gefchäftskreife. 

Der Gefchäftsfreis eines jeden Bauinfpektors beftimmt ſich durch die Baubezirke, 
welche in Betreff eines jeden der beiden Refjorts der Stadtbauräthe ($. 5 Alinea 1) ge 
bildet werben. 

Es wird daher der Gefchäftsbereih eines jeden Bauinfpektors feine territoriale Be— 
grenzung erhalten. 

Doc bleibt ed dem Magiftrat vorbehalten, darüber zu befinden, ob bei der Beaufſich— 
tigung und Ausführung von Neubauten, ſowie größerer Reparaturen und Umbauten ($. 1 B.) 
von der territorialen Theilung abzuweichen ift. 


& 11. 
Zur Erledigung der Bureau: und Regiftraturgefhäfte wird jedem Bauinfpeftor dauernd 
ein von ihm in Vorſchlag zu bringender, in Bureauarbeiten gewandter Technifer übermiefen. 
Diefe Büreaubeamten werden mit dem Vorbehalt einer vierwöchentlichen Kündigung engagirt. 


$. 12. 

In der Regel hat jeder Bauinfpeltor ſämmtliche, in feinem Bezirfe vorfommmenden, 
dem betreffenden Zweige der Bauverwaltung angehörigen Geſchäfte zu bejorgen. 

Die Verwaltung eines etwa zu bildenden ſtädtiſchen Baudepots für Materialien und 
Utenfilien 2. aus dem Gebiete des Hochbaues wird einem Bauinſpektor diefes Reſſorts, die 
Verwaltung der Depotpläge für Pflafterungsmaterialien wird einem Bauinfpeftor des anderen 
Reſſorts übertragen. 

Sinfihts der erwähnten Baudepots wird die Ertheilung befonderer Inftruftionen vor— 
behalten. 


8. 13. 

Jeder Bauinfpektor wird im äußeren Dienfte durch einen ihm untergebenen Baufchreiber 
unterftügt. Für die Beauffihtigung der Chauffeen x. werden die Defonomiefchreiber und 
Chaufjeeauffeher benutzt. Die Ertheilung etwa befonderer Inftruftionen für diefelben, ſowie 
die Eintheilung der Bezirke bleibt vorbehalten. 


8. 14. 

So lange die Bauinfpektoren Dienftlofale im Rathhaufe haben, vereinigen ſich die 
ihnen beigegebenen Techniker, welche nicht bei Bauausführungen bejondere Bauburcaus 
erhalten, fondern bei Ausarbeitung von Projekten und Anfchlägen beſchäftigt find, im tech— 
nifhen Bureau auf dem Rathhaufe. 

Die allgemeine Aufficht über die feitzuftellende Bureauordnung führt einer der tech— 
nifhen Hilfsarbeiter der Stadtbauräthe, die fpezielle Auffiht und Leitung der Arbeit Liegt 
zunächſt dem betreffenden Bauinfpeftor ob. 

Ueber die einzuhaltenden Arbeitsftunden trifft der Magiftrat die erforderliche Be— 
ftimmung. 

Mit dem tehnifhen Bureau wird verbunden die fpeziell technifche Bibliothek, eine 
Sammlung interefjanter und wichtiger Modelle und Materialproben und das Depot der 
erforderlihen Zeichenmaterialien. Die jpezielle Verwaltung diefer Einrihtungen wird von 
einem Magiftratsfelretair unter der Aufficht des bezeichneten technischen Silfsarbeiters ($. 6) 
geführt, für die Vermehrung und Unterhaltung derfelben wird eine entfprehende Summe im 
Etat des Magiſtrats ausgeworfen. 
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8. 15. 

Die Deputationen oder diefen gleichitehende Verwaltungsinftanzen beftellen aus ihrer Unterhaltung 
Mitte für jeden zufammengehörigen Gebäudelompler einen Sauslurator. Diefelben ernennen ber Ge 
ferner für jedes bauliche Etabliffement einen in demfelben wohnenden Hausverwalter oder bäude zc. durch 
Vizewirth, welder die Hausordnung zu üben, auch die unmittelbare Aufficht über die Ge— die Deputation. 
bäude felbit zu führen hat. 

$. 16. 

Die Deputationen, fowie die Hauskuratoren und Hausverwalter haben zunächſt alle 
bauliden Bebdürfniffe der Gebäude und Anftalten feitzuftelen und darüber Notizen zu 
fammeln, um bei den ftattfindenden Baubereifungen die für das nächte Jahr nothmwendigen 
baulihen Arbeiten gehörig nachweiſen zu können. 

a) Der Termin für diefe Baubereifungen wird von dem Stadtbaurath angejegt und 
von demfelben ſowohl der Verwaltungs:-Deputation als dem Spezialdeputirten der Bau: 
Deputation (cfr. $. 5 der Inftruftion für die Bau-Deputation) rechtzeitig angezeigt. 

Die Bauinfpeftoren find innerhalb ihres Befchäftskreifes den Baubereifungen bei: 
zumohnen verpflichtet. 

Ueber die Baubereifungen werden Protofolle aufgenommen und von den Betheiligten 
unterzeichnet. 

b) Die Verwaltungs: Deputation hat den Bauinfpeftor zur GEinreihung der für die 
Etatsaufitellung erforderlihen Koftenanfchläge und Koftenüberfhläge rechtzeitig zu requiriren 
und, wenn nöthig, daran zu erinnern. 

c) Die Vermwaltungs-Deputation ift für die Cinhaltung des für baulihe Reparaturen 
ausgeworfenen Etatsquantums verantwortlicd; und hat fich über die Vertheilung deſſelben auf 
die einzelnen baulıhen Arbeiten mit dem Bauinfpeltor in Einvernehmen zu ſetzen. 


d) Dem SHausfurator und Hausverwalter liegt es ob, den pajjenden Zeitpunkt für 
die Ausführung der etatsmäßigen Neparaturarbeiten in Vorfchlag zu bringen. Diefelben 
dürfen den Bauinfpeftoren und Baufchreibern feine Aufträge ertheilen, find aber verpflichtet, 
ihnen in abminiftrativer Sinficht Silfe zu leiften. 

e) Zur Ausführung der Neparaturen hat die betreffende Deputation, ſoweit nicht die 
nachſtehenden Ausnahmen eintreten, den Bauinfpeftor unter Mitzeihnung des Stadtbauraths 
zu requiriren. Erſterer ift verpflichtet, vom Zeitpunkt des Beginnens der Arbeiten dem 
TS: pezialdeputirten der Bau-Deputation und dem Hausverwalter vorher Kenntniß zu geben. 


fj Es bleibt vorbehalten, einzelnen Deputationen durch befondere Verfügung des 
Magiftrats das Recht beizulegen, Neparaturen an den ihrer Verwaltung unterftellten Ge— 
bäuden, ohne Rüdjicht auf den Umfang derfelben, jelbjtftändig und ohne jede Mitwirkung 
der Baubeamten auszuführen. 

g) Neparaturen an ein und demjelben Gebäude im Gefammtfoftenbetrage von höchſtens 
150 ./, welde feine wefentlihe Veränderung der Gebäude bezweden, find ſtets durch 
die Sausfuratoren ohne Mitwirfung des Baubeamten und ohne daß es der Beſcheinigung 
der Nechnung durch ihn bedürfte, auszuführen. Ausgenommen hiervon find Arbeiten in 
Dienjtwohnungen und folche, welche fpezielle Kenntniß erfordern. 

h) In drinaliden Fällen fönnen auch ſolche Arbeiten, bei denen die Mitwirkung des 
Baubeamten vorgefchrieben ift, direft durch die Verwaltungs:Deputation zur Ausführung ge: 
bracht werden. Doch ijt jofort bei Beftellung derfelben dem Bauinfpeftor Nachricht zu 
geben, damit er im Stande ift, die Arbeit zu überwachen und fpäter die Rechnungen zu 
befcheinigen. 


Unterhaltung 
der baulichen 
Anlagen, 
welche feiner 
Deputation 
ũberwieſen 
find. 


Neubauten, 
jowie größere 
Reparatur: 
und Umbauten. 
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i) Rechnungen über folde Arbeiten, welche in Litt. h. vorgefehen, find in Bezug auf 
die Nothwendigkeit und die richtige Ausführung zunächit von dem Hauskurator und dem 
Hausverwalter zu bejcheinigen und die zu erlaffenden Kaffenordres find vom Stadtibaurath 
mitzuzeichnen. 

Bei Rechnungen, welde der Revifion des Bauinfpeftors nicht unterliegen, bedarf auch 
die Kaffenordre der Mitzeihnung des Bauraths nicht. 

k) Werden im Laufe des Jahres Reparaturen nöthig, welde im Gtat feine Berüd- 
fihtiqung gefunden haben, jo hat die Deputation den Bauinfpeftor zur Aufitellung eines 
Koftenanfchlages oder Ueberſchlages zu requiriren und vor der Ausführung die Genehmigung 
in gehöriger Meife zu beantragen. 

Nur in Fällen der Gefahr darf die Deputation im Etat nicht vorgefehene Arbeiten 
unter Zuziehung des Spezialdeputirten der Bau-Deputation und des Bauinjpeftors fofort 
ausführen laffen, hat aber die Geldbewilligung fchleunig nachzuſuchen. 

I) Beichwerden über das Gefchäftsverfahren der Bauinfpeltoren find zunädjt beim 
betreffenden Stabtbaurath in der Sitzung der Deputation, endlid beim Magiftrate an- 
zubringen. 

m) Die Beihaffung und Neparatur von Utenfilien für fchon beftehende Gebäude ift 
ftets durch die betreffende Deputation felbititändig innerhalb der im Etat bewilligten Mittel 
zu bewirfen. 

Die Baubeamten haben nur infoweit mitzuwirken, als Zeichnungen oder technische 
Gutachten von ihnen gefordert werden. 


8. 17. 
In Bezug auf die nad $. 2 einer Deputation nicht überwiefenen baulihen Anlagen 
übt der Magiftrat durch den betreffenden Dezernenten die nad) Vorftehendem ($$. 15, 16) 
der Verwaltungsinſtanz obliegenden Funktionen aus. 


8. 18. 

Das Bedürfniß zu einem hierher gehörigen Bau wird durch Berathung innerhalb der 
ordentlihen Verwaltungsinitanz feitgeftellt. Iſt für gewiffe Gattungen häufig wiederfehren: 
der Bauten ein Bauprogramm allgemein feitgeftellt, und das Bedürfniß für die Ausführung 
des Baues durch Erwerbung des zu demjelben bejtimmten $rundftüds bereits anerkannt, fo 
veranlaft die Verwaltungsinftanz, unter Mitzeihnung des Stadtbauraths, den Bauinfpeltor 
zur Ausarbeitung des Entwurfs und Koftenanfchlages, theilt diefelben, fobald fie eingegangen, 
der Bau-Deputation mit und überreicht fie mit deren Gutachten dem Magiftrate, der, wenn 
er nichts zu erinnern findet, die erforderlihe Geldbewilligung bei der Stadtverordneten- 
Verfammlung beantragt. 

In allen anderen Fällen wird von der Berwaltungsinftanz, unter Zuziehung Des 
Stabtbauraths, das erforderlihe Bauprogramm entworfen und mittelft Berichtes dem 
Magiftrat überfandt. Erkennt der Magiitrat das Bedürfniß an, jo ertheilt er nah Ge— 
nehmiqung des Bauprogramms dem Bauinfpeftor Auftrag zur Ausarbeitung einer Skizze 
nebit Kojtenüberfchlag. Beides wird der Bau-Deputation und der Verwaltungs-Deputation 
zur Begutachtung vorgelegt. Hiernach und nad Genehmigung der Skizze durch den Magi— 
ftrat und bei größeren Bauten auch durd die Stadtverordneten-VBerfammlung wird der Bau- 
infpeftor zur Ausarbeitung des fpeziellen Entwurfes und Kojtenanjchlages veranlaßt. 

Nach Einforderung des Gutachtens der Bau-Deputation und der Verwaltungs-Depu- 
tation über den fpeziellen Entwurf und Koftenanfhlag bringt der Magiftrat den Antrag 
auf Geldbewilligung bei der Stadtverordneten-Berfammlung ein. 
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Sollen Bauten unternommen werden, bei welchen Verwaltungs: Deputationen nicht be- 
theiligt find, fo hat der Magiftrat ſelbſt alle einleitenden Schritte zu verfügen. 

Nah erfolgter Geldbewilligung ertheilt der Magijtrat dem Bauinfpektor fpeziellen Auf: 
trag zur Ausführung des Baues. 

‚reihändig dürfen Arbeiten oder Lieferungen für Bauarbeiten nur vergeben werden, 
wenn der Geſammtbetrag dafür 600 „/ nicht überfteigt. 

Die betheiligte Verwaltungs: Deputation ernennt für jeden Neubau einen Spezial 
deputirten, der hauptſächlich das Verwaltungsintereffe wahrzunehmen und ſich deshalb über 
die Fortfchritte des Baues in Kenntniß zu erhalten hat. Stellt fih während der Bau: 
ausführung die Nothwendigfeit zu Abänderungen des Projektes heraus, jo hat die Verwal: 
tungs-Deputation rechtzeitig die nöthigen Anträge beim Magiitrat zu jtellen. 

Die hierher gehörigen Rechnungen werden von dem Bauinfpeftor revidirt und bejchei- 
nigt, vom Stabtbaurath ſuperrevidirt, in der Kalkulatur feitgeftellt und demnächſt unter Mit: 
zeichnung des Stadtbauraths auf das Baufonto zur Anweiſung gebracht (cfr. die Inftruftion 
für die Stadt:Hauptlaffe vom 22. Auguft 1854 $. 10 A. IV.) 

Eine befondere Kontrole über die Ausgaben für die hierher gehörigen Bauten und 
Neparaturen, wie für die Ausgaben ad $. 17 wird bei der Kulfulatur eingerichtet. 

Bei der Baurevifion nad Vollendung eines Baues läßt ſich die beteiligte Verwaltungs: 
Deputation durd einen Spezialdeputirten vertreten. 

Die demnächſt nad) Befeitigung der in der Vorrevifion etwa aufgefundenen Mängel 
vom Bauinfpeftor beim Magijtrat zu beantragende Bauabnahme wird durch eine gemifchte 
Deputation der Kommunalbehörden bewirkt. Sowohl über die Vorrevifion, als über die 
Bauabnahme werden Protofolle aufgenommen. 


$. 19. 

In Betreff fämmtliher Gebäude und baulichen Anlagen der Stadtgemeinde, fowie aud) 
über die Straßen, Chaufjeen und Brüden wird ein vollſtändiges Bauinventarium in zwei 
Exemplaren nad) befonders zu ertheilenden Vorfchriften geführt, welches nach jeder baulichen 
Veränderung zu vervollftändigen tft. 

Ein Eremplar befindet ſich bei der betreffenden Verwaltungsinſtanz, ein Eremplar im 
technifchen Bureau. 

Zeder Hausverwalter oder Vizewirth hat bei der Uebergabe des Gebäudes die Nichtig- 
feit des Inventariums anzuerfennen. 

$. 20. 

Die für die Verwaltung des Baumwejens im Magiftrat und in den Deputationen er: 
forderlihen Bureauarbeiten, wie Erpeditionen und Kalfulaturgefchäfte, werden in den vor: 
handenen Bureaur erledigt, do foll im Magiftrat das Sekretariat und die Kalfulatur für 
das Bauwejen eine befondere Abtheilung bilden, welche örtlich mit den Zimmern der Stadt: 
bauräthe und Bauinjpeftoren in möglichjt naher Verbindung. bleibt. 

Zur Grleichterung beim Gebrauch der Akten ift es nöthia, daß in Betreff der eigent: 
lihen Bauausführungen bejondere Spezialaften als Aohibenda zu den Magijtratsakten ge: 
führt werden. 

$. 21. 

Sämmtlihe vorhandenen Situationspläne und Bauzeihnungen von den fertigen Ge: 
bäuden werden in der Magiftrats-Planfammer aufbewahrt und inventarifirt. 

Zur Verwaltung derjelben wird ein Feldmeſſer als Magijtratsbeamter feſt angejtellt 
und werden die nöthigen Unterbeamten ihm beigegeben. 


Raus: 
Anventarium. 


Burean⸗ 
Einrichtung. 


Plankammer. 
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Die obere Auffiht über die Planfammer führt einer der Stadtbauräthe als zu feinem 
Dezernat gehörig. 
Berlin, den 4. Juni 1868/1877. 


Magiftrat biefiger Königl. Haupt: und Refidenzitadt. 


v1 


Verordnung des Königlichen Polizei-Prafidiums, betreffend die Verpflichtung 
zum Anfchluß der bebauten Grundfüke an die Kanalifation. 


Auf Grund der 88. 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Wolizeiverwaltung vom 
11. Marz 1850 verordnet das Polizei-Präfidvium nah Anhörung des Gemeindevoritandes 
für den Stadtbezirt von Berlin, was folgt: 

84. 

In denjenigen Stadttheilen und Straßen, welche bei der bevorſtehenden Kanaliſirung 
der Stadt mit unterirdiſcher Entwäſſerungsanlage verſehen werden, iſt jedes bebaute Grund— 
ſtück durch ein in daſſelbe einzuführendes Rohr (Hausableitungsrohr) an das Straßenrohr 
reſp. den Straßenkanal anzuſchließen. Durch das Hausableitungsrohr iſt das Regenwaſſer, 
Haus: und Wirthſchaftswaſſer in das Straßenrohr reſp. den Kanal abzuführen. Feſte Stoffe, 
wie Küchenabfälle, Müll, Kehricht, Schutt, Sand, Aſche und deraleihen dürfen in das Baus: 
ableitungsrohr nicht abgeführt werden. Aus allen Waſſerkloſets müfjen auch die menſch— 
lihen Grfvemente dur das Sausableitungsrohr in das Straßenrohr refp. den Kanal ab: 
geführt werden. 

8. 2. 

Auf den Grundftüden derjenigen Straßenftreden, melde durch öffentliche Bekannt— 
machung des Bolizei-Präfidiums als ſolche bezeichnet werden, in denen die Kanalifattion zur 
Ausführung gelangt, ift die Anlegung neuer Abtrittsgruben nicht geftattet. Die auf foldhen 
Srundftüden vorhandenen Abtrittsgruben dürfen in feiner Weife mit der Sausentwäfjerung 
in Verbindung ftehen oder gejest werden. Jede Verbindung einer Abtrittsgrube mit einer 
Entwäflerungsanlage ift innerhalb 4 Wochen nad aefchehener Aufforderung zu befeitigen. 

8. 3. 

Innerhalb ſechs Wochen nad erfolgter öffentliher Belanntmahung ($. 2) haben die 
Befiser refp. Verwalter der in den betreffenden Straßenjtreden belegenen bebauten Grund: 
ftüde dem Königlichen Polizei-Präſidium eine vollftändige Zeihnung des Entwäſſerungsprojelts 
mit eingefchriebenen Mafen — entiprehend dem $S. 5 der Baupolizei-Ordnung vom 
21. April 1853 — in duplo mittelft jchriftlichen Antrages auf Konjensertheilung vorzulegen. 
Erft nad) Ertheilung des Konfenfes it die Entwäſſerungsanlage nad den Bedingungen 
deffelben und zwar innerhalb jehs Wochen nah Behändigung des Konjenjes auszuführen. 

$. 4. 

Nah Fertigſtellung der Gntwäfjerungsanlage iſt davon dem Königlichen Polizei 

Präſidium fchriftlihe Anzeige behufs der Nevifion derfelben zu maden. Die Anlage darf 
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nicht früher in Betrieb gefegt werben, als bis das Königliche Polizei-Präfidium fie für ge: 
nügend und den polizeilichen Vorſchriften entſprechend anerfannt und demgemäß die Erlaubnif 
zu ihrer Benugung gegeben hat. 


8.5 
Bei der Ausführung der unterirdischen Entwäfferung werden alle vorhandenen Arten 
offener Entwäflerung der Straßen und der dadurd bedingten Bauten, wie der Ninnfteine, 
der Rinnfteinbrüden, Uebergänge u. f. w. befeitigt. 


$. 6. 
Für die Anlage der Grundftüdsentwäflerung gelten folgende Vorfchriften: 

a) die Zungenrinnfteine, ſowie alle etwa vorhandenen mit Sausableitungsröhren in 
Verbindung ftehenden Sammel: oder Senfgruben find zu befeitigen; 

b) alle Abfallröhren in den Häuſern find über dem höchſten Einfluß durd Ver: 
längerung über das Dach hinaus oder durch Anſchluß an Rauchröhren zu 
ventiliren; 

c) jeder Ausguß ift mit einem unbemweglihen Roſt (Sieb) zu verfehen; 

d) unter jedem Ausguß, fowie unter jedem Waſſerkloſet find Wafjerverfhlüffe an: 
zuordnen; die Abfluköffnung des Wafjerklofetbedens darf nicht mehr als 7 Gen: 
timeter Durchmeſſer haben; 

e) die Ableitung des Negenwafjers von den Höfen darf nur durch Waſſerkaſten 
(Bullies) geichehen, deren Konftruftion im Konfens vorgefchrieben werden wird; 

fi diefe Waſſerkaſten dürfen nur zur Aufnahme des Regenwaffers dienen; 

g) in das Sausableitungsrohr ift unmittelbar hinter der Frontwand des Gebäudes 
und zwifchen diefer und einer jelbitthätigen Klappe (vergleiche unter h) ein 
Wafjerverfchluß anzubringen; 

h) unmittelbar hinter dem Wafjerverfchluß iſt in das Sausableitungsrohr eine 
felbjtthätige, bängende, metallene Klappe einzufcalten. Diefer Theil des 
SHausableitungsrohrs, wie der Waſſerverſchluß muß zugänglich fein; 

i) die Negenabfallröhren dürfen nicht über dem Pflafter der Höfe und des Bürger: 
fteiges münden, find vielmehr in das unterirdifche Sausableitungsrohr, reip. 
direft in das Straßenrohr zu führen; in die Negenabfallröhren ift ein Waſſer— 
verfchluß nach vorzufchreibender Konitruftion zur Abhaltung der von den Dächern 
abgefpülten Sinkſtoffe einzufchalten; 

k) der lichte Durchmeſſer des Hausableitungsrohres darf 16 Gentimeter nicht über: 
fteigen; bejonderen Falls können zwei oder mehrere Sausableitungsröhren ge: 
ftattet werben. 

Anlagen, welche bei der Nevifion (cfr. $. 4) dieſen Vorfchriften und den fonftigen 
Bedingungen des Konfenfes nicht entfprechend befunden werden, find unzuläffig und müffen 
auf Verlangen des Polizei-Präfidiums abgeändert oder befeitigt werben. 


8. 7. 
Für die Einleitung von Fabrifabwäflern und Kondenſationswaſſer in die öffentlichen 
Kanäle ift befondere Erlaubnif des Polizei-Präſidiums erforderlich). 


8. 8. 
Die Begrenzung des Bürgerſteiges gegen den Straßendamm hin iſt durch Sranitborb: 
ihmwellen von 0,3 Meter Höhe und 0,1 Meter Breite, an melde fih mit gleihmäßigem 
Gefälle unmittelbar die Wölbung des Straßendammes anſchließt, zu bilden. 
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8. 9. 
Alle den vorſtehenden Beſtimmungen entgegenſtehenden Vorſchriften werden hiermit 
für die auf Grund des $. 2 aufgerufenen Straßenſtrecken aufgehoben. 


$. 10. 

Veberall, wo die allgemeinen Etrafgejege feine andere Strafbeitimmung enthalten, 
jollen Webertretungen der Vorfchriften diefer Verordnung mit einer Geldbuße bis zu Zehn 
Ihalern oder im Falle des Unvermögens mit verhältnigmäßiger Saft geahndet werden. Un— 
abhängig von der Bejtrafung kann die erefutivifhe Durchführung der Vorſchriften dieſer 
Verordnung erfolgen. 

Berlin, den 14. Auli 1874. 


Königliches Polizei Präfidium. 
J. B. 
Freiherr v. Hertzberg. 


Orts-Statut, betreffend die Herſtellung der Hausanſchlüſſe, die Sicherſtellung 
der Bewäflerung der der Kanalifation anzufcließenden Grundflücke und die 
für die Benuhung der öffentlichen Entwäferungskanäle zu entrichtende Abgabe. 


Auf Grund 8. 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 werden in Betreff der in 
der Ausführung begriffenen Kanalifation Berlins folgende ortsjtatutarıfhe Anordnungen 
getroffen: 

$. 1. 

Nah $. 1 der Polizeiverordnung vom 14. Juli d. I. ift in denjenigen Stabttheilen 
und Straßen, welde bei der bevorftehenden Hanalifirung der Stadt mit unterirdifcher Ent- 
wäfjerungsanlage verfehen werden, jedes bebaute Grundftüd durch ein in daſſelbe einzu— 
führendes Rohr (Sausableitungsrohr) an das Strafenrohr refp. den Straßenfanal anzu- 
ichließen. Die Legung diefes Hausableitungsrohres, foweit foldes in dem Bürgerfteig liegt 
und bis zu der in dem Rohr befindlichen felbitthätigen Klappe innerhalb der Gebäude (vergl. 
$. 6 unter h. der Wolizeiverordnung vom 14. Juli d. I.), fowie die Serjtellung dieſer 
Klappe erfolgt durch den Magiftrat für Rechnung des Cigenthümers. 

Die fonftigen, innerhalb der Grundftüde zur Abführung der Unreinigfeiten derjelben 
erforderlichen Einrichtungen berjuftellen, ift Sache des Eigenthümers, 

8.2 

Die Befeitigung der Ninnfteine (vergl. $. 5 der Bolizeiverordnung vom 14. Juli d. 2.), 
die Legung der Granitbordſchwellen, jowie der Anſchluß des Strafßendammpflajters (veral. 
$. 7 der Bolizeiverordnung) erfolgt durch den Magijtrat. 

Die hierbei für Lieferung und Verlegung der Granitbordjchwellen, für Serjtellung des 
Segenpflafters auf den Bürgerfteinen, für Bejeitigung der Privatübergänge und Ninnitein: 
brüden entjtandenen Auslagen jind von Demjenigen zu tragen, welcder den betreffenden 
Bürgerfteig zu unterhalten hat. 
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8. 3. 

An der gefammten Grundftücsentwäflerungsanlage dürfen ohne vorgängige Genehmi— 
gung des Magijtrats Leine Aenderungen vorgenommen werden. 

8. 4. 

Den ftädtifhen Bau: refp. Verwaltungsbeamten der Kanalifation muß jederzeit der 

Zutritt behufs Nevifion der Hausentwäflerung geftattet werden. 
$. 5. 

Grundſtücke, welhe nah 88. 1 und 3 der Polizeiverordnung vom 14. Juli d. I. 
den Straßenfanälen fi anzuſchließen haben und mit der in der gedachten Polizeiverordnung 
vorgefchriebenen Entwäfjerungsanlage verfehen werden, müſſen — fofern ihre Bewäſſerung 
nicht bereits durch die Verbindung eines Sausrohres mit den MWafferleitungsröhren der jtädti- 
Ihen Wafjerwerfe, oder durch, die Anlegung von Wafferklofets ermöglicende, private Ein- 
tihtungen fichergeftellt ift — der öffentlihen Waflerleitung angefchloffen werden. 

8. 6. 

Wegen des Anſchluſſes an die öffentlihe Wafferleitung haben die Befiger derjenigen 
Grundſtücke, auf welde die Beftimmung im $. 5 Anwendung findet, die erforderlihen An- 
träge bei dem Direktor der ſtädtiſchen Wafferwerfe zu ftellen und ift der Anſchluß nad den 
bei der Verwaltung diefer Werfe bejtehenden Borfchriften zu bewirken. 

Wird ein folder Antrag nicht binnen 6 Wochen nad) der in Gemäßheit der $$. 2 und 3 
der Bolizeiverordnung vom 14. Juli d. I. erlaffenen Belanntmadhung geitellt, jo wird der 
Anschluß von Amtswegen durd die Verwaltung der ftädtifchen Wafjerwerfe auf Koften des 
Eigenthümers, nad) Mafigabe des für diefe Arbeiten bei der Verwaltung der jtädtifchen 
Waſſerwerke bejtehenden Tarifs bewirft. 

8. 7. 

Von jedem der Kanalifation angefchlofjenen Grundftüde ift für die Benutzung der 
öffentlihen Entwäſſerungskanäle eine an dem Erſten jeden Quartals des Kalenderjahres 
fällige Abgabe zu erheben, welche nad dem Nubertrage des Grundſtücks berechnet wird. Den 
Nugertrag der einzelnen Grundſtücke ftellt der Magiftrat alljährlich feit. Derjelbe macht am 
Anfang jedes Kalenderjahres öffentlich befannt, welche Quote des Nutertrages zur Dedung 
der laufenden Ausgaben der Kanalifation einschließlich der Verzinfung und Amortifation des 
Anlagefapitals für das betreffende Jahr zu erheben ift. 


$. 8. 

Die Berechnung der Kojten für die durch den Magiftrat für Nechnung des Gigen- 
thümers auszuführenden Arbeiten (vergl. $. 1 Abf. 1 und 8. 2) erfolgt nah Mafaabe 
eines feiten, vom Magiftrat befannt zu machenden, alljährlih der Nevifion unterliegen: 
den Tarifs. 

8.9. 

Die von den der Kanalifation angefchlofjenen Grundftüden für die Entwäfjerung und 
Bewäſſerung zu entrihtenden Abgaben (vergl. $$. 7 und 10), fowie die im $. 8 gedachten 
Koften werden von den Befitern der betreffenden Grundftüde, nad) vergebliher Aufforde- 
rung zur Zahlung, im Wege der adminiftrativen Erefution eingezogen. 


$. 10. 

Gegen die von den betreffenden ftädtifchen Verwaltungs: Deputationen erfolgende Feſt— 
ſetzung der Bewäſſerungs- und Entwäfferungsabgabe findet innerhalb einer präflufivifchen 
Friſt von 6 Wochen nad der Zuftellung der Feitfegungsverfügung der Rekurs an die 
Königlihe Regierung zu Potsdam jtatt. 
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Die Zahlung der Abgabe darf durch Einlegung des Rekurſes nicht aufgehalten werden, 
muß vielmehr mit Vorbehalt der fpäteren Gritattung des etwa zuviel bezahlten Betrages 
zu den beftimmten Terminen (vergl. $. 7) erfolgen. 

$. 11. 
Eine Nevifion diefes Statuts foll nah 2 Jahren jtattfinden. 
Berlin, den 4. September 1874. 


Magiſtrat hiefiger Königl. Haupt: und Reſidenzſtadt. 
ae. Sobredt. 


Potsdam, den 8. September 1874. 
Vorftehendes Orts-Statut wird hierdurch genehmigt. 
(L. S.) 
Königlihe Negierung, Abtheilung des Innern. 
gez. von Brauditic. 


VII. 


Reglement zur Ausführung der Vorfchriften im 8. 60 des Geſehes vom 
25. Juni 1875, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehfeuchen 
in Berlin. 


Berlin den 22. Juni 1876, 
Nachſtehendes Reglement: 
Nealement 
zur Ausführung der Vorfchriften im 8. 60 des Geſetzes vom 25. Juni 1875, betreffend 
die Abwehr und Unterdrüdung von Viehſeuchen in Berlin. 


Zur Ausführung der Beitimmungen im $. 60 des Geſetzes vom 25. Juni 1875, 
betreffend die Abwehr und Unterdrüdung von Viehſeuchen, treten für die Stadt 
Berlin die nachfolgenden Vorſchriften in Kraft. 

8. 1. 

Iſt durch die im 8. 67 des Geſetzes vorgefchriebene Unterfuhung der auf po: 
lizeiliche Anordnung aetödteten Thiere bei Pferden ein Fall der Rotzkrankheit oder bei 
dem Nindvieh ein Fall der Yungenjeuce feitgeitellt, jo wird für die damit behafteten 
Ihiere von der jtädtiichen Kaffe eine Entſchaädigung nad) folgenden Grundfägen 
gewährt. 

8. 2. 

Die Entſchädigung beträgt einschließlich des Werthes derjenigen Theile, welde 

dem Beſitzer nah Maßgabe der polizeilihen Anordnungen zur Verfügung bleiben: 
1. bei den mit der Rotzkrankheit behafteten Pferden die Hälfte, 
2. bei dem mit der Lungenſeuche behafteten Rindvieh vier Fünftel 

des nach Worfchrift der 88. 62 ff. des Geſetzes ermittelten aemeinen Werthes. 
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8. 3. 

Keine Entihädigung wird aeleiftet: 

a) für ſolche Thiere, welche mit Not: oder Lungenſeuche behaftet in das 
diefjeitige Staatsgebiet eingeführt find, oder bei welchen nad ihrer Ein- 
führung in das diefjeitige Gebiet innerhalb dreier Monate die Rotzkrank— 
heit, oder innerhalb jehs Monate die Lungenſeuche fejtgeftellt wird; 

b) für Thiere, welde der Militairverwaltung, oder dem Preußiſchen Staate 
gehören; 

e) für das in den Schladtvichhöfen oder in öffentlichen Schlachthäufern 
aufgejtellte, auf polizeiliche Anordnung geſchlachtete oder getödtete 
Schlachtvieh. 

8. 4. 

Es fällt ferner jeder Anſpruch auf Entſchädigung weg: 

J. wenn der Beſitzer des Thieres oder der Vorſteher der Wirthſchaft, welcher 
das Thier angehört, oder der Begleiter der auf dem Transport befind- 
lihen Thiere die im $. 9 des Geſetzes vorgefchriebene Anzeige wiſſentlich 
unterläßt, oder länger als 24 Stunden, nachdem er von dem Ausbruch 
der Seuche oder von dem Seucdenverdadt Kenntniß erhalten hat, ver: 
zögert; 

2. im Falle des 8. 23 des Geſetzes, oder wenn dem Befiter oder deſſen 
Vertreter die Nichtbefolgung oder Uebertretung der polizeilich angeord- 
neten Schusmaßregeln zur Abwendung der Seuchengefahr zur Yaft fällt 

8.5. 

Zur Beftreitung der zu leiftenden Entſchädigung für die mit der Rotzkrankheit 
behafteten, auf polizeiliche Anordnung getödteten Pferde und zur Beftreitung der Ver: 
waltungstoften wird für fämmtliche Pferde, welche in der Stadt Berlin ihren gewöhn— 
lihen Standort haben, einſchließlich der Fohlen, von den Beſitzern derfelben alljährlich 
eine nach dem Bedürfnifie des Vorjahres gleihmäßig zu bemeſſende Abgabe erhoben. 

8. 6. 

Zur Beitreitung der zu leiftenden Entihädiqungen für das mit der Yungenjeuche 
behaftete, auf polizeiliche Anordnung getödtete Nindvieh und zur Beftreitung der Ver: 
waltungsfoften wird für jedes Stüd Nindvieh (Ochſen, Bullen, Kühe, Ninder und 
Kälber), welches in der Stadt Berlin feinen gewöhnlichen Standort hat, von den 
Befigern defjelben alljährlich eine nach dem Bedürfniffe des Vorjahres gleichmäßig zu 
bemejjende Abgabe erhoben. 

Die Einführung von Klaſſen, ſowohl bei den Pferden als beim Nindvieh, nad) 
welchen die Höhe der Beitragspflicht der größeren oder geringeren Gefahr oder dem 
Werthe entiprechend geregelt wird, bleibt jpäterer Anordnung vorbehalten. 

8. 7. 

Ergiebt die Ausjchreibung eines Jahres mehr oder weniger als das Bedürfniß 

erforderte, jo wird dies bei der nächſten Ausjichreibung ausgeglichen. 
8. 8. 

Die Abgaben (88. 5 und 6) werden nicht erhoben: 

1. für Thiere, welche der Militaierwaltung oder dem Preußiſchen Staate 
gehören, 

2. für das in Schlahtviehhöfen oder im den öffentlichen Schlachthäuſern 
aufgeftellte Schlachtvieh. 
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8.9. 

Die Stadtkaffe fchießt die Entfchädigung für das laufende Jahr vor und zieht 
im I. Quartal des folgenden Jahres die geleifteten Vorſchüſſe nebſt Zinſen und Ber: 
waltungsfoften durch Umlage auf die Befiger von Pferden beziehentlih von Rindvieh 
wieder ein. 

8. 10. 

Die Ausschreibung ſowie die Erhebung der Abgabe gefchieht, letztere durch die 
Steuererheber, auf Anordnung des Magiftrats. Die Beitreibung der Nüdjtände er 
folgt auf dem für die Beitreibung rüdjtändiger Gemeindeabgaben vorgefchriebenen Wege. 

$. 11. 

Behufs Erhebung der Abgabe foll ein Verzeichniß des abgabepflichtigen Pferde— 
und Nindviehbeftandes aufgenommen werden, aus welchem fi die Namen der Beſitzer 
und die Stüdzahl der Pferde und des Nindviehs ergeben. Entſcheidend ijt der ge: 
wöhnliche Standort der Thiere, ohne Rüdjiht auf den Wohnort des Befigers. 

Vor Erhebung der Abgabe müfjen die Verzeichnifje zur etwaigen Berichtigung 
14 Tage lang öffentlich ausgelegt werden. Ort, Zeit und Zweck der Auslegung find 
durd öffentliche Befanntmahung auf ortsüblihe Weife zur Kenntnif der Betheiligten 
zu bringen. 

Innerhalb diefer Friſt können Anträge auf Berichtigung des Verzeichnifjes beim 
Magiftrat angebracht werden, welder über dieſelben entſcheidet. 

Reklamationen gegen diefe Entſcheidung müfjen binnen 10 Tagen bei der vor: 
gefeßten Auffichtsbehörde angebracht werden, welche über diefelben endgültig entfcheidet. 
$. 12. 

Das Königliche Polizei-Präſidium oder eintretenden Falls der betreffende Seuchen— 
Kommiffarius hat dem Magiftrat von jedem Fall einer auf polizeiliche Anordnung 
vollzogenen Tödtung von Pferden oder Nindvieh, welcher die Entſchädigungspflicht der 
Stadtgemeinde begründet, unter Mittheilung des Sachverſtändigen-Gutachtens über 
den Krankheitszuftand des Ihieres ($. 67 des Gefeges) und der über das Ergebniß 
der Abſchätzung aufgenommenen Urkunde ($. 65 des Geſetzes) Kenntniß zu geben. 
Zugleich haben diefelben zu beicheinigen, daß feiner der Fälle vorliege, in welden 
nad) den 88. 3 und 4 dieſes Neglements feine Entſchädigung geleiftet wird, oder 
jeder Anſpruch auf Entſchädigung wegfällt. 

8 13. 

Die Auszahlung der Entjhädigungen erfolgt auf Anweifung des Magiſtrats 

dur die Stadtlaſſe. 


Vorftehendes von den ftädtifhen Behörden hierfelbft bejchlofjene Reglement 
wird hiermit gemäß $. 60 des Geſetzes vom 25. Juni 1375, betreffend die Abwehr 
und Unterdrüdung von Viehſeuchen, genehmigt. 

Berlin, den 2. Juni 1876. 


Der Minifter des Innern. Der Minifter für die landwirthidaft- 
Im Auftrage: lichen Angelegenheiten. 
ge. Nibbed. ge. Friedenthal. 


wird von uns hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebracht mit dem Bemerfen, daß zufolge 
Verfügung des Herm Oberpräfidenten der Provinz Brandenburg die nad $. 32 des Gefeges 
vom 25. Juni 1875 bis zum Erlaſſe obigen Neglements fuspendirte Ermächtigung der Po— 
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lizeibehörde, die Tödtung des mit der Qungenfeuche behafteten Rindviehs anzuordnen, nun: 
mehr jofort in Kraft tritt. Die unverzüglihe Tödtung der mit der Rotzkrankheit behafteten 
Verde mußte nach $. 34 des Geſetzes auch feither ſchon polizeilih angeordnet werden, den 
Beſitzern folder Pferde fteht aber nah $. 60 1. ce. ein Anſpruch auf Entſchädigung an die 
Stadt Berlin erft nad) dem Erlaffe des Neglements zu. 

Nach der von den Herren Reffortminiftern angenommenen Auslegung des Geſetzes ift 
die Entfchädigungäverbindlichfeit der Stadt mit dem 2. Juni d. I. als dem Tage in Kraft 
getreten, an welchem das Neglement von den Herren Miniftern genehmigt ift, und fie erjtredt 
ſich demnach in den durch dafjelbe gezogenen Grenzen auf die von diefem Tage an auf po: 
lizeiliche Anordnung getödteten Thiere. 


Magiftrat hiefiger Königl. Haupt: und Refidenzitabt. 
gez. Hobrecht. 


VI. 
Aklenſtücke, betreffend die Reorganifation der Wohlthätigkeits-Armenpflege. 


A. 


Wenn die Kommunalbehörden in vielen Beziehungen mit Befriedigung auf die Orga- 
nifation und Wirkfamfeit der Armenpflege unferer Stadt bliden fönnen, iſt doch nicht zu 
verfennen, daß in mwefentlihen Beziehungen eine wiederholte Prüfung der Grundlagen dieſer 
Organifation Noth thut, namentlich in der Nichtung, die man in diefen Tagen — oft genug 
freilich von ziemlich unklaren Vorftellungen über Ziel und Mittel ausgehend — Decentrali- 
fation zu nennen pflegt. 

Es ift unfere Abficht, die Aufmerffamfeit der Armen:Direftion auf einen Gegenstand 
zu lenfen, der bisher — wenigjtens aus dem angebeuteten Gefichtspunft — einer befonderen 
und eingehenden Erwägung nicht unterworfen worden zu fein fcheint. Wir meinen 

A! die gänzlihe Trennung der polizeilihen Armenpflege in ihrem ftrengen und 
eigentlichen Sinne von allen Bethätigungen der Wohlthätigfeit, die über diefelbe 
hinausgehen oder die Vorbeugung der Armuth ſich zum Ziel ſetzen, und zugleich 
mit diefer Trennung 

B. die Ausscheidung eines felbititändigen Gebiets der freien Wohlthätigfeit, welches 
der Selbſtverwaltung in größeren und fleineren Bezirken als ein neues weites 
und fruchtbares Feld überlafjen werden fann. 

Es ift nicht zweifelhaft, daß die Verbindung und Vermifchung jener beiden verfchieden- 
artigen Aufgaben in der Hand der fommunalen Armenverwaltung einerfeits die polizeiliche 
Armenpflege verfälfcht, in ihren Zielen und Mitteln unficher und ſchwankend macht, anderer: 
ſeits die Uebung der eigentlihen Wohlthätigfeit gegenüber der Klaſſe der arbeitsfähigen 
Dürftigen, die gar oft es an ernſtem Willen, an Arbeitfamfeit und Sparfamfeit, an An: 
ftrengung aller ihrer Kräfte fehlen laſſen, in ihren Wirkungen bedenklich und oft verderblich 
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macht, abgefehen von dem nachtheiligen und lähmenden Einfluß, den eine ſolche offizielle Be- 
thätigung auf dem Gebiete der freien Wohlthätigfeit auf die Privatwohlthätigfeit nothwendig 
ausüben muß. 

Während die polizeiliche Armenpflege der Centralifation, d. h. der Leitung und der 
Kontrole durch eine Gentralbehörde durchaus bedarf, verlangt und verträgt Die Uebung der 
darüber hinausgehenden Wohlthätigfeit und Barmherzigkeit die vollite Freiheit der Bewegung, 
ohne dod eine bejtimmte Organifation entbehren zu fönnen, wie foldhe früher in der kirch— 
lichen Armenpflege gegeben war und von einigen Seiten durch eine Repriftination dieſer 
letzteren fortgefegt — nicht ohne jede Berechtigung — angeftrebt wird. 

Auch in den beitehenden Anordnungen ift eine Auseinanderhaltung und Sonderung 
jener beiden verfchiedenartigen, ohne gegenfeitige Schädigung nicht vereinbaren Aufgaben an: 
gejtrebt, wenigitens hat man diefelben grundſätzlich auseinanderzuhalten geſucht. Es wird 
daher im Wefentlihen nur die vollftändige Durchführung eines anerkannten Grundſatzes nad) 
Zweden, Organen und Mitteln in das Auge zu fafjen fein. 

Zunächſt wird es darauf ankommen, die Grenzen der polizeilihen Armenpflege, 
die charakterifirt ift einerfeits durch die unbedingte Unterftügungspflicht (Arbeitsunfähigfeit zc.), 
andererſeits durch die eventuelle Aufbringung der erforderlihen Mittel aus dem Steuerfapital 
der Semzindeangehörigen, möglichit ſcharf zu beitimmen. Es wird diefes nur auf dem Gebiete 
der Armenfranfenpflege einige ſowohl grundſätzliche als praftiihe Schwierigkeiten darbieten. 

Im Allgemeinen aber dürfte es fich empfehlen, im Anfang und zur leichteren Bewerk— 
ftelligung des Uebergangs die Grenzen eher etwas weiter als zu eng zu ziehen, bis dahin, 
daß die Organifatien der freien und freiwilligen MWohlthätigfeit mehr Feſtigkeit und Kraft 
gewonnen haben wird. 

Das Gebiet der freien Wohlthätigfeit ift mit der Begrenzung der polizeilichen 
Armenpflege von felbit gegeben. 

Im Wefentlihen wird die Aufgabe dahin gehen: 

der Verarmung der Gemeindeangehörigen mit den zu Gebote ftehenden moralifchen, 
finanziellen und armenpolizeilihen Mitteln möglichft entgegen zu wirken, 

den arbeitsfähigen vermögenslofen Einzelnen und Familien, melde wegen 
Mangel an Arbeit, wegen verhältnikmäßig großer Kinderzahl, wegen befonderer 
Unglüdsfälle an der Nothdurft des Yebens Mangel leiden, mit Rath und Ihat 
beizuftehen und, foviel als möglich ift, denfelben Gelegenheit zu geben, ſich 
durch eigene Anftrengung und Arbeit wieder in eine öfonomifch und moralifch 
beffere Lage zu bringen, 

endlich erfranften und deshalb vorübergehend arbeits: und erwerbäunfähig ge— 
wordenen Dürftigen, bei denen nur eine vorübergehende Hilfe nöthig tft, bei- 
zufpringen, fo daß erjt dann, wenn die Krankheit unheilbar wird, und Die 
dauernde — abfolute oder relative — Arbeitsunfähigfeit zur Folge hat, Die 
Ueberweifung an die polizeiliche Armenpflege erfolgt. 

Es ift ſchon angedeutet, daß insbefondere bei diefer Krankenpflege in Bezug auf die 
richtige Grenzbejtimmung und deren praftifche Durhführung im Anfang fih Schwierigfeiten 
zeigen würden. Indeſſen werden aud diefe fich überwinden laſſen, wenn nur die Aufgabe 
richtig und beftimmt aufgefaßt wird. 

Es liegt auf der Hand, wie gerade die Krankenpflege der freien Wohthätigfeit ein 
weites, dankbares Feld eröffnet, wie da befonders auch Play ift für Frauenvereine und 
Frauenhilfe u. ſ. w., während die polizeilihe Armenpflege ſich gerade auf diefem Felde 
immer unficher und unbehaglid; fühlen wird. Die Hauptſache ift aber, daß es die Tendenz 
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fein muß, die Krankenpflege immer mehr aus einem Silfsinftitut zu einem Affecuranz- 
inftitut zu machen oder werben zu laſſen; es fol die eigene Betheiligung immer mehr 
wad gerufen werden; es foll das bloße Unterjtügtwerden immer mehr übergehen in ein 
Sichfelbithelfen, in ein ſich gegenfeitig Unterftügen dur wenn auch nur fleine Beiträge 
an eine Bezirkskrankenkaſſe ac. 

Im Webrigen ijt auch für das Gebiet der freien Wohlthätigkeit die Natur der Hilfs: 
mittel, die zu Gebote jtehen, charakteriſtiſch. 

Die polizeiliche Armenpflege verlangt, wie eine jtändige Behörde, fo auch einen fejten 
Etat, fichere zureihende Hilfsquellen, Armenfonds, und nöthigenfalls Zufhüffe aus der Ge— 
meindefafje, die Einnahmen erhalten hier ihr Maß von den Ausgaben. 

Dagegen darf den arbeitsfähigen Dürftigen fein Fonds, auf den fie zählen fünnen, 
fein unbegrenzter Beitrag aus der Gemeindelaffe, auf den fie zu Anſprüchen fich berechtigt 
glauben, gegenüberftehen. Auch muß, je nahdem — zeitweife oder örtlich — die Verhält: 
nifje günjtiger oder ungünftiger ſich ftellen, auch die von ihnen abhängende Armenpflege für 
die arbeitsfähigen Dürftigen ſich günftiger oder ungünitiger geftalten. Was fie zu leiten 
hat, iſt ſehr veränderlich, fowohl für die einzelnen verarmten dürftigen Familien, ala für die 
Gefammtheit derſelben innerhalb eines Bezirks oder innerhalb der Gemeinde. Nirgends 
weniger als da find deshalb „laufende Brunnen“ von Hilfsmitteln nöthig und zwedmäßig, 
welde immer die gleiche Fülle von Wafler geben und dadurch einladen, ohne Unterfchied der 
Zeiten und der Verhältnifje Durftige herbeizurufen und zu tränfen; nirgends mehr als da 
find Brunnen von Hilfsmitteln am Platz, die man zieht, wenn und in welchem Maße es 
nöthig ift, die man ruhen läßt, wenn fein Bebürfnig vorhanden ift. Für dieſes Gebiet 
der freien Armenpflege paßt daher auch nur die reine Freiwilligkeit, ihre Beweglichkeit, ihre 
Sprödigfeit, ihr größerer Reichthum an Kraft und Thätigfeit und — ihr Mangel an Geld. 
Hier müſſen die Ausgaben ſich nad den Einnahmen richten: ein beweglicher Etat, freiwillige 
Beiträge und eine freie Behörde. 

Denn, wie wir fchon oben im Eingange angedeutet haben, eben einer Organifations- 
behörde bedarf es unferes Erachtens auch für diefes Gebiet der Armenpflege. Man muß 
der Freiwilligkeit, welche bereit ift, im richtiger und der Sache erfprießliher Weife fih an 
der Armenpflege zu betheiligen und in den allgemeinen Organismus einzugehen, den Platz 
anweifen, ihr gleihjam die Cadres aufitellen, ihr Grosso modo ihre Verfaffung geben, um 
fie dann innerhalb derjelben falten und walten zu lafjen. 

Es genügt nicht, daß man fih in Organifation der Behörden, Hilfsmittel 2c. nur 
auf die polizeilihe Armenpflege einrihtet und daß diejenigen, welche nicht in derjelben ein: 
geſchloſſen find, von jeder öffentlihen Armenunterftügung einfach ausgefchloffen und an die 
Privatwohlthätigfeit mit allen ihren Launen und Zufälligfeiten und mit ihrer Unauffindbarteit 
gewiefen werben. 

Eine ſolche Ausscheidung iſt vielmehr nur dann möglich und haltbar, wenn die arbeits: 
fähigen Dürftigen mit ihrem Anliegen pofitiv an eine andere Armenbehörde gewieſen und 
von dieſer jo oder anders in Behandlung genommen werden. Ein bloß negativer Ausschluß 
hat feine andere Folge, als daß aud die arbeitsfähigen Dürftigen troß aller gefeslichen und 
grundfäglihen Schranfen in die polizeilihe Armenpflege eindringen und eingelafjen werden, 
und daß dadurd auch die Organifation diefer legteren aus den Fugen geräth. 

Mas nun die Art der Organifation betrifft, fo gehen wir dabei zunächſt von drei Vor: 
ausjegungen aus, nämlid): 

1. daß die gegenwärtige Organifation der Armenverwaltung an fih nicht alterirt 
zu werben braucht, daß namentlich die bejtehenden Armen-Kommiſſionsbezirke, 
26* 
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von leichten und unweſentlichen Veränderungen ihres Umfangs abaefehen, ſowie 
die bejtehende Bildung, Zufammenfegung und Stellung der Armen-Kommiffionen 
jelbft beibehalten werden muß, alfo mit ihrem bisherigen Beſtande in jede etwaige 
neue Organifation aufzunehmen ift; 

. daß der Gedanke, eine neue Verwaltungsinſtanz zwifhen die Armen-Direftion 
und die Armen-Kommiffionen einzufchieben, fein glüdlicher, vielmehr entſchieden 
von Uebel fein würde, und endlich 

3. daf es weder nothmwendig ift, noch ſich empfehlen würde, die polizeiliche Armen: 
pflege und die freie Armenpflege auch durchaus verjchiedenen Perſonen anzuver: 
trauen, alfo eine durchgehende perfönliche Sonderung beider Gebiete eintreten 
zu laſſen. 

Alles, was zur polizeilihen Armenpflege aehört, würde unferes Erachtens ganz 
wie bisher durch die Armen-Direktion und die Armen:Hommiffionen ausgeführt und verwaltet 
werden, fo daß im diefer Beziehung nichts geändert zu werden braudt. 

Es wird fich vielleicht fpäter als die Negel herausbilden, daß nur aus der freien und 
freiwilligen Armenpflege Uebergänge und Ueberweifungen an die polizeiliche Armenpflege er: 
folgen fönnen, und daß diefe Ueberweifungen zur leichteren Kontrole nur periodiſch — etwa 
jährlich einmal — ftattfinden dürfen. 

Die Wahrung der Grenzen der polizeilihen Armenpflege gegen Eindrinalinge aus der 
freien wird die befondere Aufmerffamfeit und Auffiht der Gentral:Armenbehörde, alfo der 
Armen: Direktion in Anfpruh nehmen und durch Nevifionen und Infpeftionen event. durch 
direfte Mitwirkung bei der periodifchen Deffnung der Liften der polizeilichen Armen unfchwer 
zu erreichen fein. 

In Betreff der Organifation der freien Armenpflege tritt zunächſt die Erwägung 
in den Vordergrund, daß, wie die ganze Stadt zu groß, fo die beftehenden Armen-Kommiſſions— 
bezirfe für eine zwedmäßige und wirkſame Organifation der freien Wohlthätigfeit ſchon an 
ſich viel zu Klein find, fowie ferner, daß in denfelben zum Theil in Folge diefes geringen 
Umfangs — nicht alle weſentlichen Bevölferungselemente in einem angemefjenen Verhältniffe 
vertreten find. 

Unfere Stadt erfreut fi zwar noch einer ziemlich glüdlihen Mifhung der verſchie— 
denen Bevölferungselemente infofern, als fie Leine eigentlihen Armen: und Arbeiterviertel 
hat, aus denen ſich die andern Klaffen der Bevölferung faft ganz zurüdgezogen hätten. In— 
deſſen ftellen ſich doc fehr erhebliche ®radunterfchieve heraus, fo daß es nicht wenige Be- 
äirfe giebt, in denen das eine oder andere Bevölferungselement mehr oder weniger entſchieden 
vorwiegt. 

Es liegt alſo nahe, vor Allem an die Bildung größerer Bezirke zu denken, die eine 
gewiſſe Anzahl der gegenwärtig beſtehenden Armen-Kommiſſionsbezirke umfaſſen, und nehmen 
wir an, daß bei dem dermaligen Umfange der Stadt etwa fünf ſolcher größeren Bezirke, die 
wir der Kürze wegen „Reviere“ nennen wollen, hinreichen würden. Das anliegende Tableau 
enthält einen Verſuch, dieſe Reviere im möglichſten Anſchluß an die althergebrachte Einthei— 
lung der Stadt abzugrenzen. 

Unſere Anſicht geht nun dahin, daß Alles, was über die polizeiliche Armenpflege hin— 
ausgeht, was in das Gebiet der freien und freiwilligen Wohlthätigkeit fällt, lediglich der 
durchaus freien und ſelbſtſtändigen Verwaltung dieſes größeren Bezirks, des Reviers, 
überlaſſen werden müßte. Auch die Armen-Direktion würde auf dieſem Gebiete nur be— 
rathend, anregend und vermittelnd einwirken dürfen, letzteres namentlich, wenn es ſich um 
gemeinſame Maßregeln und Anſtalten angrenzender Reviere handelt, und außerdem die Auf— 
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gabe haben, in angemefjenen Perioden die Nefultate der Wirkfamfeit der Organe der ver- 
jhiedenen Reviere auf dem ihrer Selbjtverwaltung überlaffenen Felde zufammenzuftellen und 
zu veröffentlichen. 

Was die Hilfsmittel betrifft, die dem Revier zur Erfüllung feiner Aufgaben zu Gebot 
ftehen würden, fo liegt der ganzen Idee die Anficht zu Grunde, daß die Gemeindefaffe, d. h. 
die Gefammtheit der Gemeindejteuerpflichtigen als ſolcher ausfchließlih für Zwecke der po- 
Iizeilichen Armenpflege in Anſpruch genommen werden dürfe und folle, 

Nur für einzelne Zwecke, die nicht eigentlich zur polizeilichen Armenpflege gehören, bis- 
ber aber aus Gemeindemitteln beftritten worden find, würde zur Grleichterung des Ueber: 
ganges zugleich mit deren Ausfcheidung aus der polizeilichen Armenpflege und Weberweijung 
an das Nevier ein den bisherigen Aufwendungen entiprechender, ein für allemal bejtimmter 
fefter jährlicher Zuſchuß aus der Gemeindefafje bewilligt werden fönnen. 

Außerdem würden dem Revier die im Umfreis dejjelben auffommenden Kolleftengelder 
zu überlaffen fein und Zumendungen aus den vorhandenen Legatenfonds, der Bejtimmung 
derfelben gemäß, gemacht werden fünnen. Im Uebrigen aber würde das Nevier fi) die 
Mittel zur Uebung jeder Art von MWohlthätigkeit ſelbſt befchaffen müſſen, alfo — abgefehen 
von etwanigen ftiftungsmäßigen Zuwendungen, welche demjelben vorausfichtlich gemacht werden 
würden — durch freiwillige Beiträge, die bei folher LZofalifirung der Verwendung und bei 
dem dadurch bedingten Gegenüberjtellen und Näherrüden der wohlhabenden und der bedürftigen 
Volksklaſſen fiherlich reihlicher fließen würden, durh Sammlungen zu beftimmten Zweden 
oder bei befonderen Gelegenheiten und dergleichen mehr. Es bedarf nicht der Bemerkung, 
dab, 3. B. bei Bildung einer Bezirkskrankenkaſſe, welche gegen gewiſſe Beiträge in Kranfheits- 
fällen in beftimmtem Maße ärztlihe Hilfe leiftete, die Beiträge der Mitglieder eine befondere, 
ftatutenmäßig zu verwendende Einnahme bilden würden, und daß ähnliche Einrichtungen auch 
zu anderen Zweden fi würden treffen laffen. 

Die Bildung der Organe des Reviers läßt ſich natürlic in fehr verfchievener Weife 
denken. Es dürfte indefjen am nädjten liegen, den Vorftand nad) feinem Kerne aus ſämmt— 
lihen Armen:Kommiffionsvorftehern des Reviers beſtehen zu lafjen, welchen dann noch mit 
gleihen Rechten hinzutreten müßten: 


a) eine entfprechende Anzahl angefehener Bürger des Reviers, 
b) die erften Prediger der im Revier belegenen Kirchen, 
ec) einige Aerzte, die nicht zugleich Armenärzte find. 

Außerdem würde die Armen:Direktion aus ihrer Mitte für jedes Nevier einen Kom— 
mifjarius zu beftellen haben. Es dürfte fein Bedenken haben, die unter a. und c. gedachten 
Mitglieder zunächft von den Armen:Kommiffionsvorftehern, fpäter aber von dem Gefammt- 
vorftande durch Kooptation beftimmen zu lafjen. 


Der wejentlih aus diefen Elementen gebildete Vorſtand hätte aus feiner Mitte felbft- 
ftändig einen Vorfigenden, zwei Stellvertreter des Vorfigenden und einen Nendanten zu 
wählen. 

Für jedes Nevier würde ein ftändiges Amts: und Verfammlungslofal aus Gemeinde: 
mitteln zu befchaffen und ebenfo das für die Gefchäfte des Neviervoritandes erforderliche 
Büreauperjonal nebjt den übrigen Büreaufoften aus der Gemeindefaffe zu beftreiten fein. 

Die beftehenden Armen-Kommiffionen würden aud für den Vorſtand des Neviers 
überhaupt für die denfelben übertragenen Aufgaben der freien Armenpflege die lofalen Or- 
gane in ihren rejp. Bezirken fein und bleiben müflen. Im Uebrigen ift vorausgefegt, daß 
der Vorjtand für die verfhiedenen Zwede, Anftalten u. ſ. w. befondere jtändige Kom: 
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miffionen aus feiner Mitte bilden werde, nöthigenfalld unter Zuziehung von weiteren Bür— 
gern des Reviers. 

Indefjen wird es ſich empfehlen, auch in Beziehung auf die Ordnung ihrer Geſchäfts— 
thätigleit den Nevieren, bezüglich den Vorftänden derfelben, die freiefte Sand zu laffen und 
eventuell nur auf die Andeutung der weſentlichſten Grundzüge fich zu befchränfen. 

In dem angefchlofjenen, oben erwähnten Tableau der Reviere haben wir zugleich die— 
jenigen Daten hinzufügen laſſen, welde für die Erwägung der vorftehenden Fragen von 
Interefje und von Wichtigkeit fein können. 

Indem wir uns auf diefe Andeutungen beſchränken, dürfen wir nicht noch befonders 
hervorheben, daf wir auf die Ergänzung der beftehenden Organifation der Armenverwaltung 
in der bezeichneten Richtung und aus den angedeuteten Geſichtspunkten nicht blos im Interefje 
der Armenpflege, deren Richtung und Ordnung für das finanzielle Armenbudaet der Stadt 
und noch mehr für die Gejtalt entſcheidend iſt, welche das moralifche Budget eines großen 
Theils der Bevölferung unferer Stadt annehmen foll, fondern auch im Anterefie der Aus: 
dehnung der ESelbitverwaltung einen fehr großen Werth legen. Die Neviere und ihre Vor: 
jtände follen die Cadres für die Bethätigung der freien und freiwilligen Privatwohlthätigfeit 
bilden, fie follen ihr den Anlaß zu der rehten Bethätigung geben können, wo fie fonft in 
Gefahr ift, im Dunfeln herumzutappen und bald für Dies, bald für Jenes unfihere Verſuche 
zu machen oder überhaupt über die erfte Negung gar nicht zur That zu fommen. 


Abgeſehen von der erften und nächſten Aufgabe, wie wir oben fie hervorgehoben haben, 
follen ihre Augen auf alle gemeinnüsigen Beftrebungen gerichtet fein, welche bezweden, das 
Leben des Arbeiters mwohlfeiler und zualeich befier zu machen; auf alle Bejtrebungen, den 
Arbeiter in Zeiten, wo es ihm noch möglich ift, zu Erfparniffen zu veranlafien und ihm foldhe 
fiher unterzubringen; auf alle Anjtrengungen der Schule, die Jugend tüchtig zu bilden und 
fie in den Stand zu ſetzen, ihre Kräfte und Anlagen zu verwerthen und gehörig produktiv 
zu machen; auf alle auten kirchlichen Beftrebungen, welde die Menſchen zu jener Quelle 
führen, aus der fie Licht und Kraft, Muth und Troft, Pflichttreue und Freudigkeit ſchöpfen; 
auf alle jene Beftrebungen der menſchlichen Betriebfamfeit, welche für müßig ftehende Sände 
neue Fundgruben an Arbeit und Erwerb entdeden. Für alles diefes thut vor Allem die 
größte Freiheit und Beweglichleit in der Wahl der Ziele und Mittel, wie in den Formen 
Noth, und man wird darauf verzichten müffen, den Nevieren und ihren Vorftänden in diefer 
Beziehung irgend welchen Zwang aufzuerlegen. 

Cs muß denfelben auch namentlich ganz überlaffen bleiben, ob und mie fie fich mit 
den bejtehenden Mohlthätigleitsanftalten und Vereinen in Verbindung fegen wollen, ob fie 
entweder felbitjtändig oder mit Hülfe folder Vereine die Anftalten in das Leben rufen 
wollen, die vor Allem den Zwecken der freien Mohlthätigfeit zu dienen, der Verarmung vor: 
zubeugen, vorübergehende Nothitände zu lindern bejtimmt und geeignet find. Auch verjteht 
es fih von felbit, daß es den Nevieren überlaffen bleiben muß, ob und in welder Art fie 
eintretenden Falls gegenfeitig einander zu Sülfe fommen wollen und können, bei partiellen, 
einzelne Bezirte befonders hart treffenden Arbeitsftodungen, oder fonftigen lofal begrenzten 
Nothitänden und dergleichen mehr, wie es denn als ein wefentlicher Vortheil der vorgefchla: 
genen Organifation zu betrachten fein möchte, daß dadurd überhaupt ſolche Sülfsleiftungen 
der verfchiedenen, beftimmt begrenzten, mit eigenen Organen und befonderen Mitteln ver: 
ſehenen Stadtbezirke ermöglicht oder doch mwefentlich erleichtert werden, und daß bei aufer- 
ordentlihen Greianifjen und Vorkommniſſen, namentlid bei mehr oder weniger allgemeinen 
Nothitänden nicht erjt die lofalen Organe geſchaffen, die rechten Männer geſucht werden 
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müfjen, ohne deren Mitwirkung nicht rechtzeitig und nicht im der rechten Art und niemals 
ohne die größte Verfhwendung geholfen werden kann. 

Auch wird es endlich nicht gering angefchlagen werden müſſen, daß die Betheiligung 
auf dem Gebiete der freien Wohlthätigkeit mehr an das Licht der Deffentlichfeit gebracht werde 
und daß unter den verjchiedenen Nevieren die Gelegenheit zum Wetteifer und gegenfeitigen 
Lernen gegeben ift, die ficherlih nicht unbenugt bleiben wird. 

Indem wir hiernad die Armen-Direktion erfuchen, die angedeutete Ergänzung der be: 
ftehenden Organifation des Armenweſens einer eingehenden Erörterung zu unterziehen, wird 
es zunächit allerdings darauf anfommen, über diefelbe im Allgemeinen und namentlich auch 
im Verhältniß zu der bejtehenden Armengefesgebung, ſich gutachtlich zu äußern, und vor: 
behalten bleiben müfjen, alsdann über die weitere Berathung Seitens der Kommunalbehörden, 
jowie über den beften Weg, zu einer endlichen Feſtſtellung des ganzen Planes zu gelangen, 
zu bejchließen. 

Es würde und indejjen angenehm fein, wenn die Armen-Direftion fich geneigt finden 
follte, dem Plane fofort auch im Einzelnen näher zu treten und insbefondere die genauere 
Abgrenzung der polizeilichen Armenpflege und die fpezielle Organifation der Neviere zum 
Gegenftande Ihrer Erwägung und gutachtlihen Aeußerung zu machen. 


Berlin, den 31. Zanuar 1864. 


Magijtrat hiefiger Königl. Haupt: und Nefidenzitadt. 
(ge3.) Seydel, 


An 
die Armen:Direktion. 
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Bableau der Eintbeilung der Stadt 














In den Nevieren 


Bezeihnung Seelenzahl — 
der —— Siad PR Stabtverord» : | Armen- 
SEFUTER nad) 1861. ar t — — on ‚Rommiffions- 
räthe. ordnete. Bezirken. vorjteher. | vorjteher. 






Revier I. 
Berlin, Köln, Friedrichs 56 495 I 12 19 
werder. 


Revier II. 
Friedrichſtadt, Friedrichs: 128 827 15 40 38 
Vorſtadt, Dorotheenftadt. 


40 17 





Nevier III. 


; e 96 305 10 16 
Luifenftadt, Neu-Köln. j 


Revier IV. 
Friedrih = Wilhelmftadt, 
Spandauer Borftadt, Span: 
dauer Revier bis zur Roſen— 
thalerftraße erfl. Moabit, Wed- 

ding, Luifenbad, Kolonie, 


wir 


Nevier V. 


Spandauer Revier von der 

Roſenthalerſtraße inkl. bis zur 

Köniaftadt, Königſtadt und 
Stralauer Revier. 


126 832 1 2] 19 


\ 
113 758 2 19 I: 
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Berlin in fünf Sauptreviere. 















find Rommunalbeamtie: 











— — ——00— Kirchen 

Armen⸗ | Schul. | Chu. Schieds- und 
Kommiſſions- Armenärzte. | Kommiffions: | Kommiffions- Prediger. 
mitglieder. | vorſteher. mitglieder. | 











Garnijontirde . 3 Br. 
Parochialkirche 3 — 
Domkirche . . 5. 
N Hofgerichts kirche 1 
Nikolaikirche 4 
Klofterkirche } 
135 5 5 39 27 Marienkirche 3 
Heilige Geiſtkirche 
Betrifirche oa 4 ⸗ 
| Gertraudtentirde . l » 
FT Kirche. 2 » 
BWatfenhausfirdhe . 2 — 
28 Pr 


Matthäifirche 
















3 
Luladlirhe . . . - 
Böhmiſche Kirche . 5 
| Jeruſalemer Kirche 3 
215 7 9 74 | 38 Dreifaltigkeitöliihe . . . 3 
| Dorotheenftädtiihe Kirde . 2 
N Neue Kirche ; 4 
Hebwigsfirche . 4 : 
— Pr. 
Jakobikirche3 Pr. 
Bethanienlirhe . 2 : 
Evangeliich Cutperifhe Kirche 2 
188 6 6 B tltengemeinde j 1 » 
Luiſenſtädtiſche * en 
Mihaelfirhe . — 1 












Sophienkirche .. .. BE 
| Se Apoftelliihe . . 2 = 
Joh. — el 
Su - irche — EEE 
f 6) nvalidenbaustirhe . . . 2 = 
148 u * 112 Giifabetblirhe - . . A 
Bauldfiihe. . . 2... 1 
Sobhanniöficrhe. . . . . 2 
Nazarethlirhe . . . .. 1 


Ziondfapele . . .» . . 1®r 
Bartbolomäusfiihe . . » 2 » 

ee ee en — 

Ir . . 99 Markusliide . . . . . 2 
256 18 N ” 24 Andreaskirche ee — 
Arbeitshauslirche . l » 
Friedrich: Wilhelms: Hoſpitai l « 
| | IE 
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B. 


I. Die Vorlage des Magiftrats vom 31. Januar 1864, betreffend die Neorganifation 
der Wohlthätigkeits = Armenpflege, ift mir im Beginn des vorigen Jahres zur Bericht: 
eritattung übergeben worden. Zur Entjhuldigung dafür, daß ich die Erledigung des mir 
gewordenen Auftrages fo lange hinausgefchoben habe, fann id) mich nur auf mein eigenes 
Bewußtſein berufen, daß es mir an Interefje für die Sache zu feiner Zeit gefehlt hat. 
Durhdrungen von aufrichtiger Theilnahme für die Idee der MWohlthätigfeitsorganifation, 
welde die Magiftratsvorlage in Ausficht nimmt, ift es mir troßdem ſchwer geworden, mid) 
bezüglid) der Einzelheiten endgültig zu entjdheiden. Ueber die Art und Weife, wie die 
Drganifation in's Werk gefegt werden fönnte, war ich vielfach ſchwankend, bald in dieſem 
Punkte, bald in jenem, und die Hoffnung, immer noch etwas Befleres zu finden, ließ mich 
die Schlußabſtimmung immer wieder vertagen. Inzwifchen habe ich erfannt, daß die Auf: 
gabe, welche durch die Magiftratsvorlage geftellt iſt, durch Rechnung und Nachdenken, wie 
etwa ein mecdanifches Problem gelöft wird, nicht bis in das Kleinfte hinein gelöft werden 
fann, fondern daß bezüglich der Details Manches der Zeit und der fpäteren Erfahrung 
überlafjen bleiben muß. In diefer Erfenntniß babe ich mich nunmehr entſchloſſen, meine 
Anfihten Ihrer Prüfung zu unterbreiten. Das Eine vielleiht mag der ftattgehabten Ber: 
zögerung ald etwas Gutes nachgeſagt werden, daß fie uns geitattet, alle jene Widermärtig- 
feiten und Animofitäten unbemerkt zu lafjen, welche an das erſte Belanntwerden der Magi- 
ftratsvorlage fich gefnüpft haben. Diefe Dinge haben die Jahre glüdlih zu Grabe getragen. 

Für die Beurtheilung der Vorlage vom 31. Januar ift die Methode, wie die Be: 
rathung vorgenommen wird, von entfcheidender Wichtigkeit. Das Votum vom 25. Mai, die 
Verhandlung der Armen:Kommiffionsvorfteher. vom 17. Juni 1864, die ſchriftlichen Gutachten 
der Kommiffionsvorfteher Sarban, Peck und Zimmermann haben den gemeinfamen 
Fehler, daß fie zu ftarr an dem Gedanfengang der Magiftratsvorlage feſthalten. Dafjelbe 
ift auch mit den Fragen der Tall, welde von dem Herrn Borfitenden unter dem 8. Mai 
1865 formulirt worden find. Alle diefe analytifhen Verſuche graben fih fo tief in den 
Gedankengang der Vorlage ein, daß fie über den Gang das Ende des Ganges aus den 
Augen laffen, über den Weg das Ziel. Das Ziel der Vorlage ift: eine Organifation der 

Bohlthätigfeit zu Schaffen, welche mit der Kraft der ganzen Bevölferung fi der Verarmung 
innerhalb der Bevölferung entgegenwirft. Unglüdlicer Weife aber ift die Magiftratsvorlage 
fo fonftruirt, daß diefes Ziel nicht ala ein für fich ſelbſt erreichbares dargeftellt wird, ſondern 
daß ed nur erreichbar gedacht wird unter der Vorausfegung, daß die Armen-Direktion die 
polizeilihe Armenpflege von allen Bethätigungen der Wohlthätigfeit gänzlich trennt und ein 
jelbjtftändiges Gebiet der freien MWohlthätigfeit aus ihrer Verwaltung ausjcheidet. Es ift 
aber leicht einzufehen, daß; jede Berathung, welche durd die Pforte diefer Vorbedingung an 
die Prüfung der Magiftratsvorlage herangeht, die allergrößte Wahrfcheinlichfeit für fich hat, 
in eine einfache Ablehnung der Vorlage auszufchlagen. Denn, abgefehen von der Schwierig: 
feit, die gänzlihe Trennung der polizeilichen Armenpflege von allen Bethätigungen der Wohl: 
thätigfeit praftifch durchzuführen, wie fann die Armen-Direftion überhaupt daran denten, 
Funktionen, die ihr nad) Recht, Gefet und Herkommen obliegen, an eine neu zu begründende 
Inftitution abzugeben, ehe nicht ganz unzweifelhaft erwieſen ift, da die neue Inftitution im 
Stande fein wird, die übernommenen Funktionen regelmäßig zu erfüllen? Erwieſen aber 
fann im vorliegenden Falle die Leiftungsfähigfeit der neuen Organifation nur werden durd) 
die Thatſache ihrer Wirkſamkeit. Um zu wiſſen, ob die neue Organifation den von ihr 
gehegten Erwartungen entſprechen wird, muß fie eben ſchon begründet fein und bejtehen. 
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Begründet werden fann fie aber wiederum nur, wenn die Armen-Direftion die mit ihrer 
Berwaltung verbundene Wohlthätigkeit ausfcheidet und an die neue Drganifation abagiebt. 
Alfo befinden wir uns in einem wunderfchönen Cirkel, aus dem nicht herauszufommen ift. 

Um bei diefer Lage der Sache dem Gedanfeninhalt der Magiitratsvorlage gerecht zu 
werden, bleibt nichts Anderes übrig, als daß wir direft auf das Ziel losgehen, d. h. daß 
wir die Organifation zuerft und für fich felbjt betradhten und die Frage, ob die Armen- 
Direftion Etwas abgeben fönne und was, für den Augenblid ganz auf ſich beruhen lafjen. 
In der That liegt auch gar feine abfolute Nothwendigfeit vor, das Zuftandefommen der 
Wohlthätigfeitsorganifation von dem XTrennungs: und Sceidungsprozeffe innerhalb der 
Armen-Direftion abhängig zu machen. Cs läßt fih aanz wohl denken, daß eine Organi- 
fation zur Ausübung prophylaftifcher Wohlthätigkeit innerhalb der Bevölkerung zu Stande 
fommt — ohne jede Gebietsüberweifung von Seiten der Armen-Direftion. Warum follte 
es denn nicht möglich fein, daß fich in einem Nevier von 60 000 oder 80 000 Seelen fünfzig 
Männer zufammenfinden, welde aus ſich heraus, ohne daß fie auf einen beftimmten Boden 
von der Armen:Direftion gejtellt find, die Aaitation zur Organifirung der Wohlthätigfeit in 
die Sand nehmen? Und warum follte es nicht möglich fein, daß eine ſolche Aaitation, wenn 
fie mit redlihem Willen, mit Umficht, mit Beharrlichfeit und Eifer betrieben wird, warum 
follte es nicht möglich jein, daß eine ſolche Aaitation Etwas zu Stande bringt? — 

Man wird mir einwerfen, daß ich mit meinem Verfahren die Magiftratsvorlage auf 
den Kopf jtelle. Allerdings. Indeſſen ift dadurch nur das äußere Anſehen der Sache ver: 
ändert, das Weſen ganz und gar nicht. Und ich meine auch, daß es ganz wohl zuläffig ift, 
in formeller Sinfiht ein wenig freier mit der Magiftratsvorlage zu fchalten, weil der Magi- 
ftrat felbit fein Bedenken trägt, die formelle Behandlung, weldhe dem Gedanfen der pro: 
phylaftiichen Wohlthätigleit in der Vorlage vom 31. Januar zu Theil geworden ift, als 
eine dem Gegenftand nicht vollfommen entjprechende zu bezeichnen. (Vergl. beifpielsweife 
das Schreiben vom 29. Juni 1864, in weldiem der Magiftrat jagt, dab die Vorlage vom 
31. Ianuar eine Publizität erlangt habe, welche „bei der ganz allgemeinen und ein- 
feitigen Geftalt des Projekts“ von ihm nicht beabfichtigt geweſen fei.) 

Es handelt ſich alfo für jest nur allein darum, eine Organifation zu fchaffen, welche 
auc für diejenigen Silfsbebürftigen, die der polizeilihen Armenpflege nicht angehören, eine 
möglichjt ausreichende Fürforge ficher ftellt, und die Armen-Direftion foll erklären, ob fie 
eine folde Einrihtung für wünfhenswerth hält oder nicht. 

II. Ich glaube aber, daß in Betreff diefer Frage eine Meinungsverfchiedenheit nicht 
obwalten kann. Man kann eben nicht Nein jagen. Wer behaupten wollte, daß hier in 
Berlin für die Bevölkerung feine Veranlafjung vorhanden ift, fi zu gemeinfamer Hülfe 
gegen Noth und Verarmung zu organifiren, der würde einfach die Thefis aufftellen, daß 
unſere fozialen Verhältniffe mit denen aller übrigen großen Städte gar nicht die minbejte 
Aehnlichfeit haben, daß wir weder gegenwärtig ein Proletariat haben, noch für die Zukunft 
eines zu gemwärtigen, daß wir, mit einem Worte, in ber beften Welt leben. Ein fo find: 
liher Optimismus ift in der Armen-Direltion nicht anzutreffen. Ohne Zweifel treten die 
fozialen Webelftände bei uns noch nicht in der Echärfe zu Tage wie in Paris und London, 
und wir dürfen hoffen, daß fie vielleicht niemals in der Schärfe zu Tage treten werben, 
weil wir eine Volfsfchule haben, wie wir fie haben. Allein immerhin ift doch Das, was 
wir täglich fehen und erleben, ernfthaft genug, und die Ausfichten für die Zukunft find 
keineswegs tröftlih. Ein Blid auf die Erwerböverhältnifje unferer Stadt, wie fie fich feit 
einer Neihe von Jahren geftaltet haben, läßt uns erfennen, daß wir auf ein ftetig wachſen— 
des Proletariat uns gefaßt halten müfjen. Berlin ift nicht nur eine große Stadt geworden, 
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fondern es ift ganz vorzugsweife eine große Fabrikſtadt geworden: es wird von ben Leiden, 
welche die großen Serde der Industrie heimzufuchen pflegen, nicht befreit bleiben. 

Diefer Perfpeftive fteht zur Zeit die bürgerliche Geſellſchaſt rathlos und mehrlos 
gegenüber. Wir befchränfen uns darauf, das fertige Proletariat entgegen zu nehmen; das 
Werden und Wachen des Proletariats zu verhindern, dafür finden wir fein Verſtändniß. 

Es wäre ein Zeichen äußerſter Kurzfichtigfeit, wenn Jemand fi einbilden wollte, 
daß wir hier in Berlin eine Organifation der Wohlthätigfeit entbehren können, weil unjere 
Bevölferung ſchon aus eigenem Antrieb fo viel leiftet an guten Werfen, daß damit dem 
phyſiſchen und moralifhen Verfall der Maffen genügend entgegen gewirkt wird. Es ijt 
ganz gewiß wahr, daß bei einzelnen Gelegenheiten, wie 3. B. bei dem Unglüdsfall in der 
Wafjerthorftraße, bei dem Nothitand während des vorjährigen Krieges, die Wohlthätigfeit 
unferer Bevölferung in der allerglängenditen Weife fich bethätigt hat. Allein ſolche außer: 
ordentliche Vorlommnifje beweifen für die regelmäßige und durchſchnittliche Zeiftungsfähigleit 
ganz und gar Nichts. Sie bemweifen zunächſt nur, daß unter außerordentlihen Umſtänden 
Außerordentliches geleiftet werden fann, — und das weiß jedes Kind. Solde furdhtbare 
Kataftrophen erihüttern die Bevölferung in ihren tiefiten Tiefen. Da öffnen fich die Herzen, 
und ein Edelmuth, eine Opferfreudigleit ergießt ji fondergleihen. Das Publitum wacht 
auf in Schrecken und fpendet den zürnenden Göttern mit vollen Händen. Iſt aber die 
Katajtrophe vorbei, dann jchläft es fachte wieder ein. Und für gewöhnlich läßt es ſich nicht 
ftören. Für die Taufende und aber Taufende, welde im Staube der Givilifation zertreten 
werden und ftill verenden, für diefe hat es feine Ihränen. Mit dem landläufigen Elend 
findet man ſich ab, fo billig und fo bequem es angeht. Das find ja die gewöhnlichen Ge— 
ſchichten: Arbeitslofigfeit, ftarfe Familie, Todesfall und dergleihen. Für ſolche Geſchichten 
ift man abgeftumpft. Auch wird man gar zu oft betrogen. — Außerdem aber, wenn wir uns 
das Verfahren vergegenwärtigen, mittelft deſſen in den einzelnen Fällen ſolche überrafchende 
Erfolge der Wohlthätigkeit erzielt worden find, fo zeigt fi, daß überall in den betreffenden 
Fällen eine die ganze Breite der Bevölferung umfpannende Organifation in Wirkſamkeit ge: 
wejen ift, ſei es, daß für die befondere Gelegenheit neue und befondere Organe geichaffen 
wurden, ſei es, daß jchon beitehende Organifationen (Bezirksvereine, Wahlvereine und deral.) 
von der Gentraljtelle in Anfprud genommen wurden. Demnad lautet das Konkluſum, 
welches aus jenen Beifpielen einer in’s Große gefteigerten Mafjenwohlthätigfeit abzuleiten ift, 
in feiner ganzen Vollftändigfeit jo: Bei auferordentlichen Ereigniffen fönnen durd Maffen- 
wirfung außerordentliche Erfolge der Wohlthätigfeit erreicht werden, wenn eine Organifation 
bejteht, welche die Theilnahme der Bevölkerung allgemein zu machen, zu lenfen und aus- 
zunugen verfteht. Wie nun mit diefem Sat bewiefen fein foll, daß wir, um uns gegen 
die Gefahren eines zunehmenden Proletariats zu ſchützen, eine befondere Organifation über: 
haupt nicht nöthig haben, ift völlig unbegreiflih. Cs fommt nämlidy bei der Frage, um die 
es fi für uns handelt, gar nicht darauf an, ob die Wohlthätigkeit der Bevölkerung in ihrem 
mittleren und gewöhnlichen Durchſchnitt groß ift oder klein. Wie groß fie auch fein mag, 
ich behaupte, fo lange fie atomiftifch bleibt, fo lange fie fich felbft überlaffen bleibt, fo lange 
ift fie nicht im Stande, den phufifchen und moraliſchen Verfall der Mafjen in wirkſamer 
Weife zu befämpfen. Das lehrt eben die Erfahrung. In allen großen Städten rühmt man 
fi, daß der Sinn für Wohlthätigkeit rege und lebhaft fei, in allen großen Städten fommen 
Beifpiele von einer wahrhaft ftaunenswerthen Wohlthätigfeit vor, und doch lehrt die Er- 
fahrung, daß die großen Städte nicht im Stande find, das foziale Elend von ſich abzuwehren. 
Mit den befteingerichteten Anftalten, mit aller Wohlthätigfeit von Privaten und Vereinen, 
mit aller Anjtrengung der Behörden — lönnen die Bevölferungen der großen Städte es 


Anhang. 413 


nicht verhindern, daß innerhalb ihrer bürgerlichen Gemeinſchaft Hunderte und Taufende aus 
Noth und Armuth fterben und verderben, abwelfen und verfaulen. Unermüdlich von 
Einzelnen wird gebeffert und geftrebt im Einzelnen; die Lage im Ganzen wird nicht geändert. 
Hier und da und dort wird eine Thräne getrodnet; die Schande des Proletariats wird nicht 
ausgelöfdht. 

Mas mich betrifft, fo würde mir, um mich für die Nothwendigfeit einer umfafjenderen 
Mohlthätigfeit zu entfcheiden, ſchon die eine Thatſache genügen, daß Perfonen, deren Würdig— 
feit und Bebürftigfeit vollftändig anerfannt wird, doh aus Mangel an Mitteln von der 
Armen: Direktion abgemwiefen werden müffen. Ich frage mich: Mas wird aus diefen Perfonen? 
Ich erinnere mich, daß in einem hiefigen Bezirfäverein, gelegentlich eines Vortrages über die 
ftädtifche Armenpflege, die Behauptung aufgeftellt worden iſt, daß in einem Jahre 14000 Ge: 
ſuche von der Armen-Direftion abjchläglich befchieden worden find. Diefe Zahl ift fiherlich 
aus der Luft gegriffen. Wenn fie aber aud richtig wäre, fo würde ihr doch irgend welde 
Bedeutung nicht beizumefjen fein, weil es eben nicht darauf anfommt, wie viel Geſuche über: 
haupt innerhalb eines beftimmten Zeitraums abgewieſen worden find, fondern nur darauf, 
wie viele begründete Gefuche abgewiefen worden find. Mit der Beantwortung der leßteren 
Frage würde allerdings ein ſchätzbares Datum gewonnen fein. Es würde damit feftgeftellt 
fein — da in der polizeilihen Armenpflege begründete Ansprüche nicht abgewiefen werben 
fönnen —, wie weit auf dem ®ebiete der MWohlthätigfeitspflege die Leiftungen der Armen: 
Direktion felbit hinter demjenigen Bedürfniß zurücbleiben, von welchem die Armen-Direftion 
ganz unmittelbar in Kenntniß gejegt wird. Xeider aber läßt fich die Zahl der begründeten 
und abgewiefenen Gefuche nicht mit Sicherheit ermitteln. Soviel indefjen jteht feſt, daß in 
der Wohlthätigfeitäpflege der Armen-Direktion eine Menge Nieten gezogen werden. Die 
Klagen über befchränfte Mittel find in der Wohlthätigfeitspflege ftereotyp. — Alfo, wieder: 
hole ich, was wird denn nun aus den Perſonen, welche abaewiefen werden? Was wird aus 
Denen, welche einer augenblidlichen Sülfe bedürfen, um fi) noch gegen Verarmung zu 
fhüsen? Und wenn es im Laufe eines Jahres nur Zwanzig wären, fo bleibt e3 doch immer 
eine Frage, die jedem Menfchenfreund ſchwer auf das Herz fällt: Was wird aus diefen 
Zwanzig? Ich kann mich bei dem Hinweis auf die vielen Vereine, mit denen die Armen: 
Direktion in Verbindung fteht, nicht beruhigen. Ich will zugeben, daß die Armen-Direftion 
alle vorhandenen Vereine und Wohlthätigfeitsanftalten fennt, und daß fie zu ihnen allen in 
den innigften Beziehungen fteht und nicht blos auf dem Grüßfomment, wie die „Kurſoriſche 
Beleudhtung” es darjtellt. Ich will auch zugeben, daß die Armen-Direftion es ſich angelegen 
fein läßt, die Perfonen, welche abzumweifen fie fich gezwungen fieht, anderwärts auf das Beite 
zu empfehlen. Trotzdem glaube ich nicht, daß durch die Vermittelung der Armen-Direftion 
etwas Erhebliches erreicht wird, Die Mittel, welche den Vereinen und MWohlthätigfeits- 
anftalten zu Gebote ftehen, find im Allgemeinen jo fnapp, daß fie meiſt ſchon durch die 
eigenen Bebürfniffe volljtändig aufgezehrt werden, und daß für fremde Empfehlungen nichts 
übrig bleibt. In Wahrheit liegt die Sache fo, daß diejenigen Sülfsbedürftigen, denen die 
Armen:Direktion nicht helfen fann, mit ihrem ferneren Schickſal lediglich dem Zufall preis: 
gegeben werden. Sie haben die Freiheit — anzuflopfen, hier und da und dort, umd weil 
es nun fo fehr viele Thüren giebt, an denen angeflopft werden fann, fo tröften wir und mit 
dem Gedanken, daß fchließlich doc wohl jedem Bedürftigen es gelingen muß, vor die rechte 
Schmiede zu fommen. Das ift nun aber leider nicht der Fall. Hier ift fein Geld, da iſt 
es zu früh und dort ift es zu ſpät. Hier ift der Bittjteller zu fromm, da ift er zu frei und 
dort zu indifferent. Bei diefem Verein find die Statuten derart, daß diefer Petent über: 
haupt nicht unterftügt werden fann, bei dem zweiten ift es die befondere Form der begehrten 
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Unterftügung, bei dem dritten die Höhe der Unterſtützung, welche die Hülfe unmöglich macht. 
Der Petent will auf die vorhandenen Schemata nicht paffen. Er ift nad) feinen befonderen 
Verhältniffen hülfsbedürftia, nicht nad) den Schablonen, die ihm vorgehalten werden. — Und 
wenn wir nun ſelbſt annehmen, daß es jedem Bedürftigen gelingen muß, an den rechten 
Mann zu fommen, welde Zeit fann nicht darüber hingehen, bevor es ihm gelingt. Wie 
viele unnüge Wege wird er nicht zu machen, wie viele Demüthigungen zu ertragen haben! 
Und wenn er enbli an den rechten Mann gelommen it, dann ift vermuthlich der rechte 
Moment vorüber; es ijt feine Hülfe mehr, die ihm geboten wird, es iſt nur nod) ein kleines 
Viatifum auf den Marſch — in die polizeiliche Armenpflege. — Ein wahrer Jammer ijt es 
für jeden fühlenden Menſchen, die Anftrengungen mit anzufehen, welche ſolche Unglüdliche 
machen müjfen, um zum Ziele zu fommen. Da geht es zuerjt einige Male an die Armen- 
Kommiffion und an die Armen-Direktion, dann an diefen Verein, dann an jenen und jo 
freuz und quer, — von Pontius zu Pilatus. Und meift find es gerade die Beſſeren, die in 
diefer Weife hin- und hergeworfen werden, meift gerade folche Perfonen, die durch ein plötzliches 
Unglüd in Noth gerathen und zum eriten Male um Hülfe anfprechen. Denn Diejenigen, die ſchon 
öfter den Weg der Bitte gegangen find, die haben Erfahrung und finden ſich eher zuredt. 
Ich fönnte eine lange Reihe von Thatfachen anführen, um nachzuweiſen, daß ſchließlich, trotz 
aller Kreuz: und Querfahrten, die erwünſchte Sülfe nicht eingetreten ift. Mir alfo gewährt 
die leihtmüthige Behauptung, daß die Unglüdlihen, welche von der offiziellen Prophylaris 
im Stich gelafjen werden, irgendwo in einem der wohlthätigen Vereine, deren es doch fo viele 
giebt, ein Unterfommen finden, — mir gewährt diefe Behauptung feine Beruhigung. Ich 
fehe nicht, daf fie den rettenden Strohhalm, den fie fuchen, wirklich erhafchen. 

Aber, jo höre ich einwenden, werden denn bei der neuen Organifation feine Ab- 
weifungen vorkommen? Werden denn da die Mittel immer fo unerjchöpflih und fo zur 
Hand fein, daß alle begründeten Geſuche erfüllt werden fünnen? Gewiß nicht. Es werden 
aud bei den Nevieren Fälle vorfommen, daß Perſonen ohne Hülfe gelajjen werden müfjen, 
deren Würdigkeit und Bedürftigfeit vollftändig anerkannt ift. Allein es ift denn doch ein 
großer Unterfchied, ob eine Verantwortlichleit vorhanden ift oder nit. Das Mandat der 
Reviere ift unbefchräntt. Ihre Aufgabe geht ganz allgemein dahin, den Werfen der Wohl: 
thätigkeit obzuliegen und der Verarmung entgegen zu arbeiten. Es find alſo die Perjonen, 
denen die Yeitung zufällt, verantwortlih, wenn nicht einer Auffichtsbehörde‘, fo do ihrem 
Gewiſſen, daß diefe Aufgabe fo erfüllt werde, wie fie geftellt ift. Sie find verantwortlich, 
daß fein begründetes Geſuch abgemwiefen wird, und wenn es ihnen an Mitteln fehlt, dann 
müſſen fie die Privatwohlthätigkeit ftärfer und immer jtärfer anfpannen, um dem Bedürfnik 
zu genügen. Sie haben feine Schranfe für die übernommene Arbeit als die abjolute Un- 
möglichkeit. Denn nur einer abfoluten Unmöglichkeit gegenüber werden fie ihr Gewiſſen zum 
Schweigen bringen. Die Armen-Direktion dagegen hat fein univerjelles Mandat zur Wohl: 
thätigfeit; fie hat nur das Mandat, Diejenigen Summen, die ihr aus Vermächtniſſen oder 
aus anderen Quellen für Zmwede der MWohlthätigfeit zufließen, diefe Summen möglichſt qut 
zu verwenden. Hiermit hört ihre Verantwortlichfeit auf. Die Armen-Direktion alfo hat zur 
Schranke ihrer Wohlthätigfeit nur die relative Unmöglichfeit, daß fie ſelbſt im Augenblid 
nicht die Mittel beſitzt, um zu helfen. Es liegen aber vielleicht viele andere Möglichkeiten 
vor, wie im einzelnen Falle geholfen werden fann, — Möglichkeiten, die der Bebürftige 
felbit in feiner Verlaffenheit und Unkenntniß der Verhältniffe nicht zu finden weiß, die aber 
von berufenen und fundigen Perfonen wohl gefunden werden fönnten. 

Uebrigens habe ich eben nur den Zipfel des Schleiers gehoben. Ich habe gejagt, 
mir würde, um eine Erweiterung unferer Wohlthätigfeitspflege ald nothiwendig anzuerkennen, 
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fhon allein die Thatſache genügen, daß die Armen-Direftion gezwungen ift, eine Anzahl von 
Perfonen wegen unzureichender Mittel ohne Unterftüsung zu laffen, die fie bei zureichenden 
Mitteln unterftüst haben würde. Wem diefe Ihatfache nicht genügt, der möge bevenfen, daß 
außer den Perjonen, welche vorher der Armen-Direktion als hülfsbedürftig befannt geworden 
find, noch eine ganze Menge von Leuten der Berarmung anheimfällt, von denen die Armen: 
Direktion bis dahin niemals auch nur das Geringjte erfahren hat, eine Menge von Leuten, 
die zu träge, zu unmifjend, zu ängitlid und verzagt, zum Theil auch zu ftolz find, um einen 
Appell an die MWohlthätigkeit zu verſuchen. Wie Viele mögen nicht darunter fein, die durd) 
eine Heine Hülfe, vielleicht nur durch einen guten Rath, vom Untergang gerettet werden 
fönnten? Iſt es Necht, diefe Leute dem Verderben entgegen gehen zu lafjen, blos weil fie 
uns nicht geniren? Oder ift es nicht vielmehr ein Gebot der Sumanität und der wirth— 
ihaftlihen Vorficht, fie aufzufuchen in der Verborgenheit ihres Elends, den Grad und den 
Grund ihrer Verlegenheit aufzufpüren, um das Aeußerſte noch abzuwenden? 

III. Es fönnte den Anſchein haben, als ob ich in dem vorigen Abfchnitt in Bezug 
auf die Erforderniffe einer ſachgemäßen Dialektif nicht ganz rechtfchaffen gewefen wäre. Cs 
fönnte jcheinen, als ob ich die Nothwendigfeit einer Organifation, wie fie in der Idee der 
Magiftratsvorlage enthalten it, ohne weiteren Beweis in die Ueberzeugung des Kollegiums 
hätte einfchmuggeln wollen. Mit Allem, was in dem vorigen Abjchnitt gejagt iſt, ſei doch 
nur das Eine bewiefen, daß eine Erweiterung der Wohlthätigfeitspflege nothmwendig fei, 
feineswegs aber das, daß eine befondere Organifation nothwendig fei, und noch weniger 
ſei bewiejen, daß diefe Organifation ausjhlieglih auf die Bevölferung übertragen werden 
müffe, wie im Eingange des Abſchnitts antizipirt worden tft. Die Nechtfertigung ift leicht 
und befteht einfadh darin, daß es ganz genau dafjelbe ift, ob ich beweiſe, daß eine aus: 
gedehnte prophylaktiihe Pflege nothwendig fei, oder ob ich bemweife, daß die Bevölferung ſich 
zu einer prophylaftifhen Pflege organifiren müſſe. Es fann eben gar feine ordentliche 
Prophylaris anders geben, ald wenn fie von der Bevölkerung ausgeht. Keine Behörde iſt 
dazu im Stande, und feine dürfte es wagen, eine folche Fürforge auf ihre Schultern zu 
nehmen. Nicht auf dem Boden des Yafjallianismus, nur allein auf dem Boden der Selbit- 
hülfe fann die Prophylaris haften und gedeihen. Nur allein die gefammelte Kraft der ganzen 
Bevölfernng, in ſich ſelbſt organifirt und zur Initiative ausgerüftet, — nur fie allein ift im 
Stande, dem fozialen Elend wirkjam zu jteuern. Wohl uns, wenn es uns gelingt, unfere 
Bevölferung in diefem Sinne zu organifiren! Wir würden damit diefer Stadt eine geſicherte 
Zufunft verbürgen und zugleich der Welt das Beifpiel geben einer fozialen That, die der 
ganzen Menfchheit zu Gute kommt. 

Oder follte es wirklich Jemanden geben, der den verzweifelten Gedanken hätte, daß 
die Armen-Direktion fi darauf einlafjen könnte, die prophylaftiiche Wohlthätigfeit ſyſtematiſch 
in die Hand zu nehmen?! Woher, wenn ich fragen darf, foll das Geld fommen? Wollen 
wir die Mildthätigfeit der Bevölkerung anrufen? Das bringt uns nidht vorwärts. Die 
Erfahrung an den Solleftengeldern lehrt, daß die Sammlungen der Armen-Direftion 
auf einen Erfolg im Publifum faum zu vechnen haben. Das Publikum leider 
überfieht die Mohlthätigfeitsfphäre, welche innerhalb der Armen-Direftion liegt, gänzlich. 
Es ift der Meinung, daß die Armenbehörde nirgends mehr leitet, als wozu die Gemeinde 
unbedingt verpflichtet it. Wozu aber die Gemeinde verpflichtet ijt, das hat fie aus den 
allgemeinen Einnahmen zu bejtreiten, die Privatwohlthätigfeit braucht nicht mitzuhelfen. 

Und wie fteht es mit den Organen? Im Allgemeinen findet fih, daß die Mitglieder 
der Armen-Kommiffionen einen ſehr ſcharfen Bli haben für die Bedürfniſſe der polizeilichen 
Armenpflege; für Fragen der Wohlthätigkeit fehlt es häufig an feinerem Gefühl und Ver: 
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ſtändniß. Und Das liegt in der Natur der Sache, weil die Kommiffionen eben fait aus: 
ſchließlich mit der polizeilihen Armenpflege zu thun, jedenfalls nur über dieſe felbjtitändig 
zu entfheiden haben. Es bilden ſich dadurch im Laufe der Zeit eigenthümliche und einfeitige 
Anſchauungen heraus, die das Urtheil tyrannifiren. — Jedenfalls wird Niemand behaupten 
wollen, daß die Armen-Hommiffionen, wie fie find, ihre Prophylaxis felbitftändig und un- 
abhängig von der Armen-Direftion follten betreiben fünnen. Und das würde doch geſchehen 
müſſen. In Bezug auf die Wohlthätigfeitspflege nämlich würde eime Abhängigkeit der 
Kommiffionen von der Armen-Direktion in feiner Weife feitgehalten werden fünnen. Denn, 
da die eigenen Mittel der Armen:Direftion für eine vorbeugende Pflege im Großen aanz 
und gar ungenügend find, fo ließe fich die Sache doch nur fo anfangen, daß die Kom: 
miffionen angewiefen werden, die erforderlihen Mittel fich felbit zu beſchaffen. Die Kom: 
miffionen würden alfo in Bezug auf die Beſchaffung der Mittel felbjtftändig fein, — und 
daraus folgt ſchon ein hoher Grad von Unabhängigkeit. Es kommt dazu, daß der Charakter 
der Pflege, welche die Kommiffionen übernehmen würden, eine Unterordnung unter eine 
Gentralbehörde überhaupt nicht duldet. Eine MWohlthätigfeitspflege, deren Aufgabe es fein 
foll, der VBerarmung vorzubeugen, wird ſich der Initiative im ausgedehnteiten Maße zu be: 
fleißigen haben. Sie wird fich nicht auf den Standpunkt des Zuwartens ftellen dürfen, wie 
die polizeiliche Armenpflege es thut. Die polizeiliche Armenpflege giebt, wenn verlangt wird; 
fie ſucht nicht, wen fie geben könnte. Die polizeilihe Pflege ift abmwartend und zurüd: 
haltend, nicht entgegenfommend. ine Pflege dagegen, die vorbeugen fol, muß felbjt die 
Selegenheit entdeden. Sie darf fi nicht darauf verlaffen, daß fie findet; fie muß fuchen, 
unausgefegt und mit raftlofem Eifer fuchen, um, fomeit es möglich ift, ſchon die erjten An: 
fänge der Verarmung ſich zugänglich zu machen. Sie muß Jagd madhen auf den rechten 
Moment. Denn für die Prophylaris ift der rechte Moment Alles, weil möglicher Weiſe 
überhaupt nur in diefem Moment noch geholfen werden fann, jedenfalld aber nur in diefem Mo: 
ment mit der verhältnifmäßig kleinſten Hülfe noch geholfen wird. Es liegt aber auf der Sand, 
daß eine Pflege, die den rechten Moment treffen und im rechten Moment mit den rechten Mitteln 
zugreifen fol, nicht an die Entſcheidung einer Gentralbehörde gebunden fein fann. Hier muß 
Alles der Entſcheldung Derer, die an Ort und Stelle beobadten, überlafjen bleiben. Die 
Armen:Kommiffionen würden demnad in Bezug auf die Wohlthätigfeitspflege autonom fein. 
Aber, ganz abgejehen von der Frage nad der Qualififation, ift eine foldhe Autonomie ſchon 
aus dem Grunde ganz und gar unzuläfftg, weil dadurd die verfaffungsmäßige Stellung der 
Armen-Direftion in ihrem Fundamente erfchüttert werden müßte. Die verfafjungsmäßige 
Stellung der Armen:Direftion iſt ausfchließlih begründet auf der Verpflichtung der Ge: 
meinde zur Ausübung der polizeilihen Armenpflege. Die Armen-Direftion hat dafür zu 
forgen, daß die polizeiliche Armenpflege prompt, aewiffenhaft und in ausreihendem Maße 
geübt wird. Dafür ift fie verantwortlih. Alle Einrichtungen müſſen demnach fo getroffen 
fein, daß die polizeilihe Pflege Scharf und ficher fontrolirt werden fann. ine folde Kon— 
trole aber wird nicht möglich fein, wenn die Kommiffionen neben der polizeilichen Armenpflege 
von Amts wegen auch Wohlthätigfeit treiben, und wenn fie in Bezug auf diefe Wohlthätig— 
feit ganz felbftitändig und unabhängig daitehen. — 

Uebrigens aber ift die Hauptſache, gegen welche Alles, was bisher beigebracht worden, 
als wahre Kleinigkeit erfcheint, die, daß die ftädtifche Verwaltung ſchwere und unberechenbare 
Gefahren für fich heraufbefhwören würde, wenn fie es wagen wollte, eine umfafjende Wohl— 
thätigfeitspflege zum Schuß gegen Verarmung in die Sand zu nehmen. Die Wirkung wäre, 
daß die ärmere Bevölferung mit allen ihren Forderungen und Bedürfniſſen ſyſtematiſch 
gegen die ftädtifche Verwaltung hingezogen würde. Das betreffende Publikum würde fich 
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daran gewöhnen, in der Armen-Direltion, d. h. in der ftädtifchen Verwaltung, das Centrum 
für jede Art von Hülfe zu erbliden, und es würde mit der Gewöhnung der Glaube ſich 
feitfegen, daß jeder Bedürftige das Recht habe, die ihm nöthige Hülfe von der Armen: 
Direktion zu verlangen, und dat die Armen:Direftion die Verpflichtung habe, Alles zu ge- 
währen. Denn dem betreffenden Publikum ift die Unterfcheidung zwifchen polizeilicher Pflege 
und Mobhlthätigfeitspflege unbelannt; es beurtheilt vielmehr die Unterftüßungen nach der 
Quelle, aus der fie fließen. Die Armen-Direktion ift dazu da, für die Armen zu forgen. 
Was fie alfo au thut, es ijt Alles nur Piliht und Schuldigkeit. Es macht aud feinen 
Unterfchied für das betreffende Publilum, ob die Kommiffionen felbititändig find in Bezug 
auf die Mohlthätigfeitspflege oder nicht. Die Selbitftändigfeit der Kommiffionen bleibt 
immer nur ein Internum der Verwaltung: nad außen bin hat fie feine Geltung. Der 
ärmeren Bevölferung gegenüber wird immer die Armen:Direftion felbit, aljo die ftädtifche 
Verwaltung, als der eigentliche Träger der neuen Wohlthätigfeitspflege vor Augen ftehen. 
Ale Welt weiß, daß die Kommiffionen für ihre Geſchäfte von der Armen:Direftion be: 
auftragt und bevollmächtigt find, wie follte man auf den Gedanken kommen, daß fie für 
eine dauernde Thätigleit ohme Mitwirkung der Armen-Direktion fih in Bewegung ſetzen? 
Alfo wird die jtädtifche Verwaltung ſich den Schein einer Verbindlichkeit zuziehen, die fie 
unter feinen Umjtänden haben jol. Denn es bedarf feines tieferen Nachdenkens, um zu 
erfennen, daß diefer Schein von Verbindlichkeit für die Verwaltung die traurigften Folgen 
haben fann. So lange die Mittel für die prophylaftifche Pflege den Kommiſſionen reichlich 
zufließen, wird die Sade ihren Gang gehen, ohne die Armen-Direltion übermäßig zu be: 
läftigen. Die Zahl der Gefuche und Beichwerden wird fih um diverfe Taufende vermehren, 
allein dieſe Mehrarbeit wird überwunden werden. Wie aber ftellt fi der Fall, wenn die 
Willfährigfeit der wohlhabenden Bevölkerung nahläßt, wenn alfo, nachdem die Kommifjionen 
eine Reihe von Jahren im Sinne einer vorbeugenden Pflege gewirkt haben, die Beiträge ſich 
zu vermindern anfangen, und der Zufluß zu erlöfchen droht? Was dann? Wird man das 
Unternehmen ad acta legen fönnen? ober wird der Gemeindefädel nachhelfen müfjen? 
Wird die Armen-Direftion das Unternehmen ad acta legen fönnen, nachdem fie längere 
Zeit hindurch ſich des Angelegentlichiten bemüht hat, alle Mildthätigkeit in fich zufammen- 
fließen, alle Wohlthätigkeit von fich ausgehen zu lafjen? Wird fie fich zurüdziehen dürfen, 
nachdem ſie felbit dazu gethan hat, die ärmere Bevölkerung von der Selbjthülfe zu ent: 
wöhnen, bei den Wohlhabenden den Trieb zur Wohlthätigkeit abzuftumpfen und überhaupt 
die perfönlihen Berührungen zwifhen Neih und Arm zu befeitigen und unwirkſam zu 
mahen? — Und wenn ſich nun gar der Fall ereignet, daß durch eine allgemeine Kalamität, 
durch eine Sandelskrifis, eine Revolution oder dergleichen, der Zufluß von Mitteln mit 
einem Echlage gänzlich abgejchnitten wird! Wie follte die Verwaltung es anfangen, den 
Andrang der Hülfeſuchenden abzuwehren? Die Lage wäre fchredlih! Einer folden Lage 
aber die ftädtifhe Verwaltung entgegenzuführen, fann Niemandem in den Sinn fommen. 
Demnach, wenn es als wünfchenswerth anerfannt wird, unfere Fürforge zum Schube 
gegen Verarmung zu erweitern, fo ift damit zugleich anerkannt, daß wir Bedacht nehmen 
müffen, unfere Bevölferung zur Ausübung der erweiterten Fürforge zu organifiren. Damit 
eine Fürforge geübt werden fann, wie fie Sumanität und wirthfchaftliche Vorſicht gebieten, 
muß eine Körperfchaft im öffentlihen Wefen vorhanden fein, welche den Beruf und die 
Pflicht hat und damit auch die fittliche Verantwortlichkeit, dak Niemand aus Mangel an 
rechtzeitiger und genügender Hülfe der Verarmung anheimfällt. Eine Körperjchaft aber, die 
eine ſolche Verantwortlichfeit übernehmen foll, kann nur hervorgehen aus der Machtfülle der 
ganzen Bevölkerung und nur bejtehen auf der ununterbrochenen und regelmäßigen Theilnahme 
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der Bevölferung, weil überhaupt nur unter diefer Vorausfegung die Erreihung des Zieles 
gefichert werden Fann. 

IV. Die Frage, wie organifirt werden foll, ift in der Magiftratsvorlage nicht fo ein- 
gehend behandelt worden, wie es im Intereffe der Sache wünſchenswerth gewejen wäre. 
Der Grund liegt darin, daß die Vorlage vom 31. Januar nicht prätendirt, ein in allen 
Theilen geſchloſſenes Syitem zur Annahme zu empfehlen, fondern vielmehr nur die Idee 
der prophylaftifchen Pflege im Allgemeinen in Anregung bringen will. Die Bildung der 
Organe, heißt es in der Vorlage, läßt fich natürlich in fehr verfchiedener Weiſe denken. 
Diefer Sat ift nur richtig in Bezug auf einige unbedeutende Aeuferlichkeiten, in Bezug auf 
die Prinzipien, welche der Bildung der Organe zu Grunde liegen müffen, ift er nicht richtig. 
Wenn wir an dem Gedanfen feithalten, daß eine Prophylaris, die Etwas bedeuten ſoll, ge: 
tragen fein muß von der allgemeinen Theilnahme der Bevölkerung, fo ergiebt fih, daß die 
Organe, wenn fie ihrer Aufgabe gewachſen fein follen, hervorgehen müſſen aus der vollen 
und freien Mitwirkung der Bevölkerung, und daß fie immer an diefe Mitwirfung gebunden 
fein müffen. Diefes Prinzip erleidet nur dadurd eine Beſchränkung, daß es zugleich noth: 
wendig ift, zwifchen der neuen Wohlthätigkeitspflege und der polizeilichen Armenpflege einen 
fejten Zufammenhang in der Art herzuftellen, daß den Organen der Wohlthätigfeit der Ein: 
blid in die Vorgänge der polizeilichen Armenpflege und umgelehrt den Organen ber polizei: 
lihen Pflege der Einblid in die Vorgänge der Wohlthätigkeit jederzeit offen fteht. Aus 
diefen Gefichtspunften wird fih der Modus, wie die neuen Organe gebildet werden 
müfjen, in ganz bejtimmter Weiſe ableiten laffen, wie in dem folgenden Abfchnitt gezeigt 
werden foll. 

Ich bin aber der Anficht, daß eine ſolche Organifation, wie ich fie zur Verwirklichung 
der Idee, um die es ſich handelt, als nothwendig erachte, nicht erreicht werden fann, wenn 
nicht vorher durd eine große und ſchwungvolle Agitation die Bevölkerung über Ziel und Be: 
deutung der neuen Organifation in das Klare gefegt und eine rege Theilnahme für den Ge: 
danken der prophylaktifhen Wohlthätigfeit in Fluß gebracht if. Aus diefem Grunde halte 
id) es für zwedmäßig, daß zunächſt, zur Aufloderung des Erdreihs, mit einer proviforifchen 
Drganifation der Anfang gemacht wird. 

Bor aller Organifation aber müffen wir uns darüber verftändigen, ob wir die Revier: 
eintheilung, wie fie in der Magiftratsvorlage gegeben ift, beibehalten oder niht. Won den 
fünf Revieren, welde der Magiftrat vorfchlägt, hatte ſchon im Jahre 1861 das zweite Revier 
eine Bevölferung von 123 327 Seelen, das vierte von 113 758 und das fünfte von 126 832 
Seelen. Daß innerhalb einer fo großen Bevölferungsmafje den Forderungen einer gewiffen- 
haften Prophylaris in gewijfenhafter Weife follte genügt werden können, ift mit Necht zu be: 
zweifeln. Jedenfalls ift zu beforgen, da „das Näherrüden der wohlhabenden und der 
bedürftigen Volksklaſſen“ nicht mit derjenigen Lebhaftigkeit vor filh geht, wie wir e8 wünjchen. 
Es empfiehlt ſich alfo, die Reviere zu verkleinern, und glaube id, daß für eine Bevölferung 
von 700 000 Seelen, wie Berlin fie gegenwärtig hat, zehn Reviere um fo weniger zu viel 
fein werden, als unjere Bevölkerung, wie wir annehmen dürfen, noch für längere Zeit in 
raſcher Zunahme begriffen bleiben wird. Die Seelenzahl jedes einzelnen Nevierd würde 
zwifchen 50 000 bis 80 000 variiren Fönnen. 

Begreifliher Weife kann die Seelenzahl nicht als principium divisionis aufgeftellt 
werden, vielmehr ift in erfter Linie nur die Forderung zu ftellen, daß in allen Revieren Wer: 
mögen und Bebürfnik in gleichem Verhältnif vorhanden fei. Je mehr diefes Verhältnik in 
allen einzelnen Revieren fongruirt, um fo dauerhafter ift der Beitand der Organifation. 
Stellen wir uns vor, daß in dem einem Revier die Hülfsquellen nicht in demfelben Ver: 
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hältniß zur ärmeren Bevölferung vorgefehen find, wie fie in den übrigen Nevieren ſich dar: 
bieten, fo wird ceteris paribus die Folge eintreten, daß in diefem einen Nevier die Ver: 
armuna rajcher zunimmt, und im Laufe der Zeit das Proletariat in ſtärkerem Maße ſich an: 
fammelt, als es in den übrigen Nevieren der Fall ift. Weiter fann im Laufe der Zeit die 
fetundäre Folge eintreten, daß aus einem folhen Nevier die wohlhabende Bevölkerung mehr 
und mehr fich zurüdzieht, weil eben das Proletariat im Vergleich zu den übrigen Stadt: 
gegenden in jtärferem Maße fich anfammelt. Und fchlieflich kann das betreffende Viertel in 
wirthſchaftlicher Beziehung fo fehr herunterfommen, daß für die gemeinfchaftliche Selbit- 
hülfe fein Anhalt bleibt. In einem folhen Falle, läßt fi dagegen fagen, würde durd) eine 
neue Eintheilung geholfen werden müfjen. Allein, abgefehen davon, daß es überall geboten 
ift, für Organifationen, die durch fich felbit beftehen follen, die Grundlagen möglichſt dauer: 
haft zu legen und jede Wahrfcheinlichkeit einer Aenderung, ſoweit es überhaupt thunlich ift, 
im Voraus zu befeitigen, abgejehen davon, dürften in diefer Organifation etwaige Umlequngen 
der Neviere vielleicht nur mit großen Schwierigkeiten durchgeführt werden fünnen. Die Ne- 
viere werden nicht leicht geneigt fein, auf ſolche Theile ihres Gebietes, in denen eine vorzugs: 
weile wohlhabende Bevölkerung anfäffig ift, zu Gunften anderer Reviere zu verzichten. Und 
ein Zwang wird fchwerlic ausgeübt werden fünnen. Von diefem Gefihtspunfte aus würde 
es fih fogar empfehlen, denjenigen Nevieren, welde, nad) der Art und Weife zu fchliehen, 
wie bis jet die einzelnen Stadtgegenden in wirthfchaftliher Beziehung ſich entwidelt haben, 
ihon in Folge ihrer örtlichen Lage vorausfichtlih auf ein ftärferes Anwachſen der ärmeren 
Bevölkerung zu rechnen haben, folden Nevieren von vornherein einen fleinen Ueberſchuß an 
wohlhabenden Straßen und Straßentheilen zuzulegen, um ihre prophylaftifche Yeiftungs- 
fähigfeit zu erhöhen. — Auf die Nothmwendigfeit, daß in allen Revieren die Einnahmequellen 
in einem möglichjt gleichen Verhältniß zur ärmeren Bevölferung ſich ‚vorfinden müſſen, ift in 
der Magiftratsvorlage ausdrüdlich hingewiefen. Der Magiftrat ift aber der Meinung, daß 
in den fünf Nevieren, wie er fie abgegrenzt hat, die Größe des Vermögens zur Größe 
des Bebürfniffes überall in gleicher Weiſe proportionirt iſt. Wir fönnen dahingeftellt fein 
lafien, ob dies der Fall ift, da wir ja überhaupt die fünf Neviere nicht beibehalten, fondern 
zehn Neviere an ihre Stelle ſetzen wollen. Es wird alfo eine neue Eintheilung vorgenommen 
werden müflen, und wird bei diefer Eintheilung mit größter Sorgfalt darauf zu achten fein, 
daß die Leiftungsfähigfeit in allen Revieren verhältnigmäßig auf gleihem Niveau fteht. Die 
Uebelftände, welche ſich aus einer Vernachläſſigung diefes Befichtspunftes ergeben, find für die 
einzelnen Reviere, wenn die Stadt in zehn Reviere getheilt wird, ohnehin ſchon viel größer, 
als fie fein würden, wenn nur fünf Neviere vorhanden wären. Je kleiner die Reviere find, 
um fo jchwerer fällt es ihnen, eine Weberzahl von hülfsbedürftigen Perfonen zu ertragen. 
Das Problem alfo ift: die Bevölkerung Berlins in zehn Territorien dermaßen zu gruppiren, 
dak in jedem Territorium das Gefammtvermögen aller wohlhabenderen Infaffen zu der Zahl 
der hülfsbebürftigen Perfonen in einem gleichen Verhältniß fteht. Die Löfung des Problems 
bat ihre großen Schwierigkeiten, aber ich glaube doch, daß diefe Schwierigkeiten nicht unüber: 
windlich find. Bei forgfältiger Verwerthung des ftatiftifchen Materials, welches uns zu 
Gebote fteht, wird ſich eine richtige Abgrenzung wohl finden laffen. Das erjte Glied der 
Proportion würde gefunden werden aus den Steuerrollen der Einfommenfteuer, der Haus: 
und Miethöfteuer und der Gewerbejteuer; das zweite Glied würde gefunden werden aus einer 
Summirung und Vergleihung der von den Armen-Kommiffionen und von der Armen-Direftion 
gewährten Unterjtügungen, unter gleichzeitiger Berüdfichtigung der Miethsfteuerbefreiungen, 
der unentgeltlihen Einfhulungen u. ſ. w. 

Nahdem in diefer MWeife die Eintheilung ausgearbeitet und feitgeftellt ift, würde von 
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dem Magiftrat mit der proviforifchen Organifation vorgegangen werden fünnen. Zu Mit: 
gliedern der proviforifchen Vorftände würden zu berufen fein die Vorſteher aller in dem 
Nevier belegenen Armen-Kommiffionen und außerdem fo viele Vertrauensmänner, daß auf 
je dreitaufend Seelen der Bevölferung etwa ein Vertrauensmann fommt. Die Auswahl und 
Berufung der Vertrauensmänner geſchieht durch den Maniftrat, unter entfprechender Mit- 
wirkung der Stadtverorbneten:Berfammlung.. Sämmiliche erite Geiftlihe der Parochien 
lediglich ihrer amtlichen Stellung wegen in die Vorftände aufzunehmen, fann id) nicht em- 
pfehlen (Val. diefen Beriht ©. 429%. Den proviforifhen Vorjtänden foll es obliegen, die 
Bevölferung, auf deren Theilnahme ja ganz allein es anfommt, für die Idee der prophy- 
lattifchen Wohlthätigleit in jeder Weife empfänglih zu machen. Sie werden alſo, um an 
die richtige Morefje zu fommen, nicht blos auf Privatbeiprehungen ſich befchränfen, fondern 
in ausgedehnteitem Maße an die Deffentlichkeit fih wenden. Sie werden Verfammlungen 
veranitalten, größere und fleinere, und die Steuerzahler ihres Nevierd zur Betheiligung ein: 
laden. Sie werden ihrem Publifum die Einrichtungen darlegen, wie fie jest beſchaffen find, 
und daß diefe Einrichtungen den Anforderungen unferes fittlihen Bewußtſeins nicht ent: 
fprehen. Sie werden auf die Gefahren hinmweifen, welche für die Zukunft zu befürchten find. 
Ste werden ihrem Publitum klar zu machen haben, daß die Wohlthätigkeit, wie fie jest ae 
ftaltet ift, — dieſe zeritreute, regellofe, nachhinkende Wohlthätigfeit, — dem fozialen Elend 
gegenüber machtlos iſt. Cs gelte jeßt, die bürgerliche Sefellfchaft fo einzurichten, daß die 
Wohlthätigkeit nicht betrieben wird von oben herab, aus der Wogelperfpeftive, fondern aus 
nächſter Nahe und mit genauer Einfiht in die Verhältnifje; daf fie nicht betrieben wird mit 
Geld allein und mit Geldeswerth, fondern mit Allem, was die Noth fordert und Menfchen- 
liebe gewähren fann, daß fie nicht dafteht als das Ergebnif der Laune, des Zufalld und des 
auten Willens von Einzelnen, fondern als eine planmäßige, dauernde, mit ficheren Abfichten 
und klarem Bemwußtfein’ geleitete Aufgabe des Ganzen; daß die Wohlthätigkeit nicht gewährt 
wird als ein Geſchenk, welches der Ueberlegene dem Schwachen, der Vornehme dem Niedrigen, 
der Fremde dem fremden großmüthig in die Hand fchiebt, fondern als ein Beitrag zur Er- 
haltung der Gefammtheit, als eine Schuld der gegenfeitigen Verpflichtung, welche der Bürger 
dem Bürger, der Menſch dem Menfhen, der Bruder dem Bruder nicht vorenthalten darf. 
Es gelte, eine Idee verwirklichen zu helfen, welche, in idealer Weife verwirklicht, das foziale 
Problem in dem Umfange gelöft zeigt, als eine Löfung durd) die Gemeinde überhaupt möglich) 
it. — Es wird darauf anfommen, die Leute zu bewegen, daß fie zu feiten Beiträgen fich 
verpflichten. Und fie werden um fo eher zu bewegen fein, als es fich bei Vielen nicht noth— 
wendig um neue Ausgaben zu handeln braucht, fondern nur um eine anderweitige Verfügung 
über irgend eine Summe, die aud jet ſchon für Wohlthätigfeitszwede verausgabt wird. 
Wir Alle wiffen, daß unter unferen Wohlthätigfeitsausgaben viele gänzlih unnütz, manche 
fogar fhädlih find. Wir könnten alfo einen Theil unferer Ausgaben mit gutem Gewiſſen 
fparen, wenn wir die Bürgſchaft hätten, daß durd eine wahrhaft humane Wohlthätigfeits: 
pflege für die Bevölferung geforgt wird. Wir wären dann im Stande, unfere Privatwohl— 
thätigfeit nur auf folhe Fälle zu befhränten, die wir ganz genau überfehen; das Webrige 
fönnten wir fparen. Wenn aljo beifpielsweife Jemand den Gefammtbetrag feiner Wohl— 
thätigfeitsausgaben auf 100 Thaler ſchätzt, fo würde er ſicherlich nicht zu furz fommen, wenn 
er mit einer freiwilligen Steuer von 25 Ihalern, die er jährlich feinem Revier zumendet, 
ſich die Freiheit erfauft, alle Bittjteller von ſich abzumeifen, deren perfönliche Verhältnifie 
entweder nicht genau zu überfehen find, oder die auch ohne feine Mitwirkung von dem Nevier 
in genügender Weife unterjtüßt werden können. 

Uebrigens meine ich nicht, daß die proviforifchen Vorftände nur dazu Beiträge fammeln 
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und in die Liften einzeichnen laſſen follen, um fie lediglich für die fpäteren definitiven Vor: 
jtände zu ajjerviren. Vielmehr follen die proviforifchen Vorſtände fih der Wohlthätigfeit 
annehmen, jobald fie irgend nad) Lage ihrer Mittel fi) dazu im Stande fehen. 

„Für jedes Nevier würde ein ftändiges Amts: und VBerfammlungslofal aus Gemeinde: 
mitteln zu beſchaffen und ebenſo das für die Geſchäfte des Neviervoritandes erforderliche 
Bureauperfonal nebjt den übrigen Bureaufoften aus Gemeindemitteln zu bejtreiten fein.” 

Diefe Konzeffion ift im Widerfprud, wie man jagt, mit dem Grundjaß, daß in Bezug 
auf die Beichaffung der Mittel die Reviere lediglich auf fich ſelbſt angewiefen fein follen. 
Ich leugne nicht, es ift ein Widerfprud. Ic bin aber der Meinung, daß diefer Widerſpruch 
ertragen werden muß, um der Vortheile willen, melde dem Unternehmen aus einer folchen 
Theilnahme der Gemeinde zufließen. Ie mehr gerade im eriten Anfang die Mitglieder der 
Vorftände mit Schreibwerf und mechanischer Arbeit geſchont werden, je leichter es ihnen 
gemacht wird, Zufammenfünfte und Beſprechungen abzuhalten, je weniger fie in die Yage 
gebracht werden, perfönlihe Unbequemlichfeiten tragen zu müfjen, Auslagen und Vorſchüſſe 
aus eigenen Mitteln herzugeben und deral., um jo fchneller wird die Organifation in Auf: 
nahme fommen, um fo größer wird der Eifer fein, welder der eigentlihen Propaganda fich 
zuwendet. Die Vorftände find in dem glüdlichen alle, fofort in die Sache eintreten zu 
fönnen, ohne ſich, Gott weiß wie lange, bei der Vorrede aufhalten zu müſſen. Durd das 
ftändige Lokal u. ſ. w. ift für die gefchäftliche Thätigkeit ein feiter Punkt gegeben, der zu- 
aleich dem Bewußtfein der Einheit und Zufammengehörigfeit als Mittelpunkt dient. Auch 
wird Niemand verfennen, daß dieſe NAeußerlichkeiten auf das Publitum von großem Einfluß 
find. Das Unternehmen gewinnt dadurd, daß feite örtliche Gentren hergeitellt werden, und 
zwar auf Koften der Gemeinde hergejtellt werden, jofort in den Augen des Publifums ein 
ganz anderes Anfehen. Es ficht folider aus, geficherter für die Zufunft, und diefer Anſchein 
von Eolidität und Sicherheit erwedt Vertrauen und reizt und ermuthigt zur Mitwirkung. 
Es ift alfo in hohem Grade wünfchenswerth, dab für den neuen Haushalt die erjte Ein- 
rihtung auf Kojten der Gemeinde angefchafft wird, und die Gemeindebehörden fönnen in 
diefer Sache um fo eher zu einem Opfer fich entfchließen, als, abgejehen von allem Anderen, 
durch die Thätigfeit der Neviere, welche darauf gerichtet ift, der Verarmung vorzubeugen, 
eine Erſparniß an den Koften der polizeilihen Armenpflege ganz nothwendiger Weife herbei: 
geführt werden muß. Aus diefem Geſichtspunkte würde es nicht ungerechtfertiat fein, dab auch 
im Definitivum die Koften für Yofalität und Bureauperjonal von der Gemeinde getragen 
werden, wenn aud) nidjt für immer, jo doch für jo lange, bis die Eriftenz der Neviere fon- 
folidirt und gegen alle Wechfelfälle und Fährlichkeiten vollftändig ſichergeſtellt ift. 

Die Nothmwendigfeit für die Armendireftion, aus ihrem Kollegium Mitglieder als Kom: 
mifjarien in die Neviere zu delegiren, wird überall erjt dann eintreten, nachdem die eigentliche 
prophylaktiſche Thätigfeit begonnen hat. 

Zur definitiven Konjtituirung der Neviere wird gejchritten, wenn aus der bis- 
herigen Erfahrung über Umfang und Natur der den Nevieren obliegenden Geſchäfte ein 
Urtheil mit einiger Sicherheit fi) bilden läßt, und wenn insbefondere mit Wahrjcheinlichteit 
aefchlofjen werden darf, daß die Mittel, welche für das gewöhnliche und mittlere Bedürfniß 
gebraucht werden, auch wirklih von den Revieren werden bejchafft werden können. — Mit 
Bezug auf die Bildung des Vorftandes unterfcheidet fi das Definitivum nur darin, daß 
für diejenigen Stellen, welche im Proviforium von Vertrauensmännern des Magiftrats ein- 
genommen waren, nunmehr die erforderlihe Zahl von Perfonen von der Bevölferung felbit 
gewählt wird. Nüdfichtlich der Armen-Kommiffionsvorfteher wird Nichts geändert. Sie find 
aud für das Definitivum zum Eintritt per se berechtigt und gehen ohne Weiteres über. 
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Es ift von verſchiedenen Seiten der Zweifel erhoben worden, ob die Armen-Kom- 
miffionsvorfteher, da fie ohnehin ein fchweres, mit vielen Widerwärtigleiten verbundenes Amt 
zu tragen haben, zur Mebernahme einer Thätigleit in den Nevieren geneigt fein werden. 
Und zur weiteren Begründung des Zweifels wird auf die Thatſache hingewiejen, daß es, wie 
ja allgemein befannt ift, von Jahr zu Jahr ſchwieriger wird und in manden Stadtgegenden 
ſchon jegt ganz unmöglich geworden ift, geeignete Perfönlichleiten, welde ein unentaeltliches 
Vorfteheramt in den Armen-Kommiffionen übernehmen wollen, überhaupt noch zu finden. 
Diefer Hinweis indefjen ift nicht zutreffend, weil die Thätigfeit, weldhe von den Revieren 
ausgehen joll, ihrem Weſen nad) gänzlich verfchieden ift von derjenigen Thätigfeit, welche die 
Armen-Kommiffionen betreiben. Allerdings ift das Vorjteheramt in den Armen-Kommiſſionen 
ein jchweres Amt und mit vielen Widerwärtigfeiten verbunden. Aber, fage ih, das Amt 
wird leichter und die Widerwärtigleiten werden geringer gerade dadurch, daß als zweites 
Amt die Wohlthätigkeit hinzulommt. Die doppelte Laſt wird nicht jo fchmerzlih gefühlt 
werden, weil fie durch fich felbft fich im Gleichgewicht hält. Die Unannehmlichkeiten, melde 
mit der polizeilihen Armenpflege verfnüpft find, haben, wie Niemand beftreiten wird, zum 
Theil ihre Urſache darin, daß die polizeiliche Pflege für fich allein nicht ausreicht, den wirf- 
lihen Bedürfniffen der Bevölferung zu genügen. Wenn alfo die Kommiffionsvorfteher in 
die Yage fommen, in folden Fällen, wo fie nicht helfen können, obgleich fie möchten, noch 
eine andere Hülfe parat zu haben, dann muß ihre Thätigfeit an Ruhe und Sicherheit ganz 
erheblih gewinnen. Es ijt demnach, wenn wir eine richtige Auffaffung der Verhälmiſſe bei 
den Kommiffionsvorftehern, vorausjegen, ganz und gar nicht zu erwarten, daß fie ablehnend 
gegen die neue Organifation fi verhalten follten, vielmehr iſt im Gegentheil zu erwarten, 
daß fie mit lebhaften Verlangen fih anjchliefen werden. Gerade die Armen:Kommiffions- 
vorjteher, welche nächſt den Armen von der polizeilichen Pflege am Meiften zu leiden haben, 
gerade fie müſſen es als einen wahren Troft empfinden, daß ihnen Gelegenheit geboten 
wird, ihre Thätigfeit nad) höheren und humaneren Zielen hin zu erweitern und zu vervoll- 
ftändigen. 

Auf der anderen Seite ift die Abneigung gegen das unbefoldete Vorfteheramt zum 
Theil darin begründet, daß diefes Amt im Verhältnif zu den Opfern, welche es auferlegt, 
nicht nad) Gebühr anerkannt und geehrt wird. Die Menſchen find nun einmal fo befchaffen, 
daf fie mit der Anerkennung, die fie in fich felbit finden, ſich nicht genügen lajjen wollen. 
Wenn mir alſo darnach trachteten, unferen Mitbürgern das Vorfteheramt in den Armen 
Kommiffionen annehmbarer zu maden, jo müßten wir vor Allem darauf Bedacht nehmen, 
die Stellung der Kommiffionsvorfteher in den Augen der Bürgerfchaft bedeutungsvoller und 
ehrenvoller zu machen. Dazu aber bietet die neue Organifation ein wirffames Mittel. Cs 
ift augenscheinlih, dab die Kommiffionsvorfteher, wenn fie mit den wichtigen Funktionen 
ihred gegenwärtigen Amtes außerdem noch die Mitverwaltung der öffentlichen Wohlthätigfeit 
verbinden, einen bedeutenden Zuwachs an Anfehen gewinnen und einen Einfluß erlangen 
müfjen, wie ihn fonft ein unbefoldeter Kommunalbeamter faum nod erlangen kann. 

Trog Alledem ift es möglich, daß hier und da ein Kommiffionsvorfteher vor den 
Pflichten des neuen Amtes zurüdweidt. In diefem Falle, da es von der höchſten Wichtigkeit 
ift, daß rückſichtlich der polizeilihen Armenpflege die Reviere vollflommen & jour bleiben, 
ließe fih nur dadurch helfen, daß an Stelle des Vorftehers ein anderes Mitglied aus der 
betreffenden Armen-Kommiffion in den Reviervorftand einberufen würde. 

Nach der Magijtratsvorlage follen außer den Armen-Kommiffions-Vorftehern noch als 
per se berechtigte Mitglieder in die Neviervorjtände eintreten die erften Geiftlihen aller in 
dem Revier belegenen Parochien. Gegen diefen Vorſchlag hat ſich der Widerfprud erhoben, 
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daß durch die Zuziehung der Geiftlihen „das kirchliche Element zu fehr in den Vordergrund 
gezogen, und mögliher Weife hier und da die Würdigkeit der SHülfefuchenden nad) den 
äußeren Zeichen der Frömmigkeit bemefjen werden würde”. Diefer Widerfprud) 
widerfpricht fih ſelbſt, da er in feinem erſten Theile beforgt, daß das Firchliche 
Element übermäßig vordringen würde, und im zweiten dod nur behauptet, daß 
„möglicher Weife hier und da” die äußeren Zeichen der Frömmigkeit maßgebend fein 
würden. Xiegt denn darin ein übermäßiges Vordringen des kirchlichen Elements? Sit 
es jo ganz undenkbar, dab auch jetzt ſchon möglicher Weife hier und da in der 
Armenpflege die äußeren Zeichen der Frömmigkeit maßgebend find? Ich für mein Theil bin 
wegen eines übermäßigen Vordringens des firdlichen Elements, wie die Verhältniſſe hier in 
Berlin beſchaffen find, ganz außer Sorge. Nichtsdeftoweniger bin ich der Anficht, daß es 
der neuen Organifation nicht zum Vortheil gereicht, wenn gegenüber der übrigen Bürgerjchaft 
den Geiftlichen eine bevorzugte Stellung eingeräumt wird, einmal deswegen nicht, weil das 
ganze Unternehmen möglicher Weife in einem faljchen Lichte erfcheinen könnte, namentlich 
aber deswegen nicht, weil dadurch die Antheilnahme der Bevölkerung an der Bildung der 
Keviervorjtände allzufehr befchränft wird. — Und es ift in der That auch fein Grund vor- 
handen, warum den Geiftlihen ein Vorredht eingeräumt werben follte. Der Magiftrat hatte, 
indem er eine befondere Berüdfichtigung der Beiftlihen vorſchlug, die Abficht, die Firchliche 
Armenpflege an die Revierwohlthätigkeit anzufchließen. Diefer Zwed kann aber zur einen 
Hälfte überhaupt nicht erreicht werden, zur anderen Hälfte fann er auch fo erreicht 
werden, ohne daß den Geiftlihen ein befonderes Privilegium zuerfannt wird. Er 
kann nämlich überall da überhaupt nicht erreicht werden, wo die kirchliche Armenpflege in 
derjenigen Erflufivität verharrt, in welcher fie fich bisher gezeigt hat, und die es 
ihr nicht geftattet, nah außen hin über Dasjenige, was gethan wird, fpezielle Mit: 
theilung zu maden (die Nechte foll nicht wifjen, was die Linfe thut). Wo aber in der 
firhlichen Pflege eine Neigung beftehen follte, die befonderen Yeiftungen mit der allgemeinen 
Wohlthätigkeit in Kontakt zu fegen und zu erhalten, da wird der Zweck aud fo erreicht 
werden. Wenn die Neviere mit dem ganzen Bewußtjein ihrer großen Aufgabe und mit 
aller Kraft und Initiative, die eine ſolche Aufgabe verdient, fi in Bewegung jeßen, fo 
wird die MWohlthätigfeit der Kirche fehr bald mit ſolcher Gewalt nad diefen Schwerpunften 
hingezogen werden, daß fie ihr felbitftändiges Dafein aufzugeben gezwungen ift. Wie die 
fleinen Meteore fchließlich in die großen Weltkörper hineinfallen, fo wird auch die parodjiale 
Wohlthätigkeit ſchließlich in die Nevierwohlthätigkeit hineinfallen. Sie wird ihren Abjtand auf 
die Dauer nicht behaupten können. Die Magiftratsvorlage jtellt die Forderung, daß es den 
Revieren „ganz überlaffen bleiben muß, ob und mie fie ſich mit den beftehenden Wohl: 
thätigfeitsanftalten und Vereinen in Verbindung fegen wollen”. Ich konzedire Das, weil 
ih es für richtig halte. Alsdann verlange ich aber auch, daß bezüglich der firchlihen Armen: 
pflege feine Ausnahme gemadjt und nicht von Haufe aus den Nevieren eine zwangsweije 
Verbindung auferlegt wird. Die kirchliche Pflege ift weder ertenfiv noch intenfiv jo be- 
deutend, um eine ſolche Ausnahme zu rechtfertigen. Das verfteht fih von felbit, daß es 
jedem Geiftlihen, fei er nun der erfte Prediger oder der dritte, wenn er für die Auf: 
gabe, die wir in die Hand nehmen wollen, ſich intereffirt, vollfommen unbenommen  ift, ſich 
um die Mitgliedfhaft im Neviervorftand zu bewerben und für feine Wahl in entjpredyender 
Weife zu agitiren. 

Mein Vorfchlag geht alfo dahin, daß, mit Ausnahme der Armen-Kommiffions-Vor: 
jteher, alle übrigen Mitglieder von der VBevölferung gewählt werden. Zu dem Ende werden 
die Neviere in Wahlbezirfe eingetheilt, von denen jeder eine Bevölkerung von 3 000 Seelen 
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umfaßt. Jeder Wahlbezirf wählt einen Revierverordneten und einen Stellvertreter. Lebterer 
tritt ein, wenn das Vorjtandsmitglied ftirbt oder fein Mandat niederlegt oder aus Berlin 
verzieht oder der bürgerlihen Ehrenrechte verluftig geht. Die Wahl ift direft und mit ge 
heimer Abjtimmung. Die Amtsdauer erftredt ſich auf jehs Jahre, jedoch jo, daf alle zwei 
Jahre ein Drittel der Vorjtandsmitglieder ausfcheidet und dur Neuwahl ergänzt wird. 
Die Ausgefhiedenen können wiedergewählt werden. Wahlberechtigt ift jedes im Revier 
wohnende männlihe Individium, welches Miethsfteuer bezahlt. Sämmtliche wahl: 
berechtigte Perfonen find zugleich auch wählbar. Auf ſonſtige Details bezüglich der Wahlen 
an diefer Stelle einzugehen, halte ich für überflüffig, da die betreffenden Einzelnheiten ſich 
in jedem Augenblide leicht zufammenftellen laffen und während des Proviforiums von dem 
Magiftrat mit Deputirten der Neviervorftände vereinbart werden können. Dabei wird felbit- 
verjtändlich fejtzuhalten fein, daß durd die ganze Stadt ein völlig gleihmäßiges Verfahren 
eingeführt wird. 

Das Kooptationsverfahren ift außerordentlih bequem, aber es ift im vorliegende 
Falle völlig unangemeffen. Wird im Anfange nur dur die Armen-Kommiſſions-Vorſteher 
fooptirt, wie in der Magiftratsvorlage als zuläffig angenommen wird, dann fieht das ganze 
Unternehmen von Anfang an richtig fo aus, wie es um Alles in der Welt nicht ausfehen 
foll, nämlidy wie ein von der Armenbehörde ausgehendes und lediglich von dieſer geleitetes 
Unternehmen, wie eine Provinz der jtädtifhen Armenpflege. Wir müſſen flar fein, was 
wir wollen. Wir wollen, daß Jedermann im Bolf erfährt, und zwar in möglichſt eindring- 
licher und in möglichſt anfchauliher Weife, daß die ftädtifche Verwaltung als foldde mit 
MWohlthätigfeit ganz und gar Nichts zu fchaffen hat und Nichts zu fchaffen haben darf. 
Wir wollen, daß Jedermann im Wolfe erfährt, daß nur das Wolf felbft zur Wohlthätigkeit 
berufen ift, daß nur das Volk in feiner Gefammtheit eine wirffame Prophylaris ausüben 
fann, und daß nur das Volk in feiner Gefammtheit ſich für eine ſolche Wohlthätigfeit ver- 
antwortlih machen fann. Diefem Zweck fann nur genügt werden, wenn das Wolf wählt. 
Mit dem Wählen erlangt die öffentliche Theilnahme eine Ausdehnung und Stärke, wie fie 
auf eine andere Weife faum jemals erreicht werden fann. Mit dem Wählen übernimmt 
das Volk und befiegelt in feierlichfter Weife feine Verantwortlichkeit. 

Möglicherweife hat der Magijtrat genlaubt, daß bei dem Kooptationsverfahren die 
geeigneten Perfönlichfeiten leichter gefunden und insbefondere die erforderlihe Zahl von 
Aerzten mit Sicherheit herangezogen werden könnte. Die geeigneten Perfönlichfeiten werden 
indefien auch bei den Wahlen ficherlih nicht übergangen werben, vorausgejeht, daß nur 
einige Agitation für diefe Wahlen fid) entwidelt und die Bevölferung über das Ziel der 
neuen Organifation nur einigermaßen aufgeklärt ift. Es liegt ja auf der Hand, daß es vor 
Allem nothwendig ift, wohlhabende und einflußreihe Perfonen an die Spite zu bringen. 
Und was die Aerzte betrifft, fo lehrt die Erfahrung, daß fie bei feiner Wahl zu furz 
fommen. Behalten wir die Rooptation bei, das ift meine Weberzeugung, dann werden wir 
ein fümmerlihes und heimlihes Ding in die Welt ſetzen, ein Dina, welches neben den 
übrigen Wereinen, neben der kirchlichen Armenpflege, neben den Bezirks-Darlehnskaſſen 
u. f. w. ftillvergnügt fein Feines Dafein abwidelt, ohne über feine Nebenbuhler hinaus 
wachſen zu fönnen. Es wird maraftifch leben, vielleicht aud) fterben. — 

Man kann mir den Einwurf machen, daß es ungerechtfertigt fei, ſchlechthin alle Perſonen, 
welche Miethsiteuer bezahlen, aud ohne Weiteres ſchon wählen zu lafjen. Wahlberechtigt 
fönnten doc) immer nur Diejenigen fein, welche der Organifation beigetreten find, d. h. zu irgend 
welhem Beitrage, irgend welcher nutenbringenden Thätigfeit fich verpflichtet haben. Wer gar 
Nichts thut, gehört überhaupt nicht zur Gemeinschaft und kann für feine Perfon aud) feine Ver: 
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tretung beanfpruchen. Ich erinnere nochmals, daß es mir vor Allem darauf anfommt, durch 
eine aroßartige Erſchütterung möglichſt viele Kräfte in Bewegung zu fesen. Zudem ijt 
nicht die Rede davon, eine befondere Gemeinſchaft erft zu fonjtituiren, fondern es ift nur 
die Rede davon, in weldher Form die fchon beitehende Gemeinschaft, und Das ift die ganze 
Bürgerfchaft von Berlin, ihrer fittlihen Verpflichtung zur Wohlthätigfeit am Wirffamjten 
genügen fann. Und endlich, wer will wiſſen, ob nicht Diefer und Iener, der heute noch zu 
Nichts fich verpflichtet hat, morgen ſchon ſehr nütliche Dienfte leiten fann, wenn audy nicht 
dadurch, daß er Geld giebt, fo dod auf andere Weife, dur Gewährung von Rath und 
Auskunft, durch Nachweiſung von Arbeit, durch Uebernahme von Recherchen und deral. — 
Jedenfalls wird die Zulaffung zur Wahl das beſte Mittel fein, um auch ſolche Perſonen, 
welche direfte Geldopfer nicht bringen fünnen oder nicht bringen wollen, den Intereſſen der 
prophylaftiihen Wohlthätigfeit dienftbar zu machen. Und eine ſolche Unterftügung wird für 
die prophylaftiiche Wohlthätigkeit um jo nöthiger fein, als das Geldgeben erjt den zweiten 
Theil ihrer Aufgabe bildet, der erite, höhere und wirthichaftlichere Theil der Aufgabe viel: 
mehr darin bejteht, durch anderweitige, rechtzeitig angebrachte Hülfe die Nothwendigfeit einer 
Geldunterſtützung zu verhüten. Die Zulaffung zum Wahlrecht ſchafft treue und ergebene 
Anhänger — weniaftens werden es alle Diejenigen fein, die ihr Wahlrecht wirklich aus: 
üben —, während die Ausjchliefung vom Wahlrecht eine Kluft fchafft zwifchen Begüterten 
und Minderbegüterten und möglicherweife mande brauchbare Kraft der guten Sade ent: 
fremdet. Ich habe mich über diefe Dinge mit größerer Ausführlichkeit verbreitet, weil ich 
der Anficht bin, daß das Schickſal diefes großen Unternehmens ganz wefentlih von der 
Form abhängt, innerhalb deren es zur Vollziehung gebradht wird. Jedenfalls, wenn nicht 
große Verwirrung angerichtet werden foll, müſſen alle wichtigeren Einzelnheiten subtilissimo 
modo geprüft und genau fejtgeftellt fein. In diefer Beziehung ift ed von großem Nuten, 
daß wir ein Proviforium haben vorangehen lafjen, weil uns diejes Proviforium die Belegen: 
heit giebt, die frage der Organifation, wenn es fein muß, bis herab auf die fleinjten 
Formalien der Verwaltung, an der Sand der Erfahrung mit aller Muße gründlich zu ftudiren. 

Mit der definitiven Konftituirung werden die Vorſtände fofort an die Königliche Staats- 
regierung den Antrag zu richten haben, daß die Neviere als juriftifche Perſonen anerkannt 
werden, als Körperſchaften, welche befähigt find, Verpflichtungen einzugehen, Verträge ab- 
zufchließen, Nechtshandlungen jeder Art vorzunehmen. Ohne diefe Qualität werden die Ne: 
viere, da fie einen ausgedehnten und verwidelten Gejchäftsverfehr mit dem Publitum unter: 
halten, faum beftehen fünnen. In der Magiftratsvorlage ift über die rechtliche Stellung der 
Reviere Nichts gejagt, jedoch ift es unzweifelhaft, dah der Magijtrat fih die Reviere als 
jelbititändige Korporationen gedacht hat, wie fchon aus der Aeußerung hervorgeht, daß den 
Revieren vorausfichtlich ftiftungsmäßige Zuwendungen gemacht werden würden. Solche Zu: 
wendungen fönnten nicht gemacht werden, wenn die Neviere nicht zur Erwerbung von Eigen: 
thum berechtigt wären. Bei den Berathungen indefjen, welche bisher ftattgefunden haben, 
ſcheint diefer Umstand nicht genügend gewürdigt, vielmehr die rechtliche Stellung der Reviere 
als völlig in der Luft fchwebend angefehen worden zu fein. Es wäre fonft nicht erflärlich, 
warum, wie jo oft behauptet wird, es unmöglich fein fol, Verpflichtungen der Armen: 
Direktion auf die Reviere zu übertragen. 

IH habe bereits im vorigen Abjchnitt bemerkt, daß, fobald die praftifche Ausübung 
der Wohlthätigfeit beginnt, den Nevieren ein Kommifjarius der Armen-Direltion beigegeben 
werden fol. Eine ſolche Art der Verbindung zwifchen den Revieren und der Armen: 
Direktion ift für beide Theile fehr wichtig, für die Armen-Direftion aber ganz bejonders aud) 
deshalb, damit fie ihren Einfluß geltend machen fann, wenn, was dody immerhin möglich) 
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ift, in den Nevieren Grundfäte aufgeftellt und Emrichtungen beliebt werden follten, die mit 
der Stellung der Armen-Direftion und den geſetzlichen Vorſchriften nicht in Einklang fich 
befänden. Ein Stimmredt würde dem Kommifjarius der Armen-Direltion nicht einzuräu= 
men jein. 

Im Uebrigen ftehen die Neviere zu der Armen-Direftion und ihren Organen auf fei- 
nem anderen Fuße als auf dem einer freundfchaftlichen Kollegialität. 

Den Armen-Kommiffionen die Verpflichtung aufzuerlegen, daß fie im Dienft der Reviere 
ala Iofale Organe zu fungivren haben, halte ich vom Uebel. Ic beforge, daß dieſe 
Verpflichtung in eine Nette von Konfliften auslaufen fönnte, wie folde wegen Recher— 
dirung der Servisfadhen zwifhen den Armen:Kommiffionen und der Servis-Deputation 
in den lebten Jahren recht häufig ftattgefunden haben. Die furforifhe Beleuchtung 
wendet ein, dab der Sinn des Ausdruds „lofale Organe“ nicht dahin zu faſſen ift, 
daß die Armen-Kommiffionen lediglich beſchränkt fein follten auf die Ausführung Defien, 
was ihnen von den Revieren aufgetragen wird, fondern daß fie ihrerjeits aud Die 
Initiative haben follten, Anträge zu ftellen und die Beſchlüſſe der Neviervorftände vorbereiten 
zu helfen. Die Inftruftion, welde für die gegenwärtige Gefhäftsiphäre der Armen-Kom— 
miffionen gültig ijt, fönne überhaupt der Beurtheilung der neuen Verhältnifje nicht zu Grunde 
gelegt werden. Cs müßten eben neue Formen gefunden werden, um ein zwedmäßiges Zu: 
fammenwirten der Armen:Kommiffionen mit den Nevieren zu ermöglichen. Aber, wie die 
Sache gemacht werden foll, darüber läßt uns die lurforifhe Beleuchtung ohne jede Auskunft. 
Sollen bei Anträgen, die von den Armen-Kommiffionen ausgehen, Delegirte der betreffenden 
Kommiffionen an den Sitzungen der Neviervorftände theilnehmen? Soll dies bei allen An- 
trägen gefchehen oder nur bei gewiſſen Arten von Anträgen? Wie foll verfahren werden, 
wenn die Meinunasverfchiedenheiten fich nicht ausgaleihen? Soll ein Antrag, der in der 
Armen: Hommiffion einftimmig befchloffen worden it, oder ein Gutachten, das einftimmig an: 
genommen worden ift, von den Nevieren überhaupt nicht zurüdgewiefen werden dürfen? 
Aehnliche Fragen laſſen ſich natürlid eine Menge ftellen, und es hält auch nicht ſchwer, auf 
jede Frage eine oder mehrere Antworten zu geben, allein Das läßt ſich leider nicht heraus: 
bringen, wie es möglich fein fol, den lofalen Organen aegenüber den centralen Organen 
einen ſolchen Grad von felbitjtändiger Vertretung zu geben, daß fie der fremden Verwaltung 
willig ſich anſchließen. — Es ift aber überhaupt nicht der Mühe werth, fi wegen der Re— 
gelung diefes Verhältniſſes den Kopf zu zerbredhen. Ich fehe gar feinen Grund, warım die 
lofalen Organe von Haufe aus defianirt fein müffen, und warum es gerade die Armen- 
Kommiffionen fein müflen. Im Anfang werden die Vorftandsmitglieder der Neviere ohne 
Zweifel wohl im Stande fein, die Geſchäfte, welche fih ihnen darbieten, in eigener Perſon 
zu erledigen, und follte fich fpäter zeigen, daß lofale Organe nothwendig find, fo werden 
einige Wertrauensmänner überall leicht zu finden fein. Die Art und Weife, wie die Waifen- 
ämter fonftituirt worden find, wird den Revieren als Worbild dienen. Daß die Armen- 
Kommiffionen das Recht haben, Anträge an die Neviere zu bringen, verjteht fih fo wie jo 
von ſelbſt. Ein foldes Net hat Jeder. Meine Anficht ift, daß die verfafiungsmäßige 
Verbindung zwifchen den Organen der Armen:Direftion und den Nevieren auf das allernoth: 
wendigjte Minimum befchränft werden muß, damit dem Publitum flar und deutlich demon- 
ftrirt werde, daß es fih um Etwas handelt, was lediglich ihm felbit gehört. Die Armen- 
Kommiffions-Vorfteher find den Nevieren unentbehrlid. Sind aber einmal alle Kom: 
miffions-Vorfteher in dem Neviervorftand enthalten, dann ift es weder nützlich noch noth- 
wendig, auch noch die Kommiffionen als folde an den Aufgaben der Prophylaris direkt zu 
betheiligen. 
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VI. Wir fommen jest an den Scheideweg. 

Leicht bei einander wohnen die Gedanken, 
Doch bart im Raume ftohen ſich die Dinge. 

Die Armen:Direftion erfennt an, daß wir eine große und herrlihe Idee vor Augen 
haben, fie hegt für die Verwirflihung diefer Idee die lebhaftefte Sympathie. Es kommt 
nunmehr in frage, zu weldem finanziellen Werthe diefe Sympathie zu veranfchlagen iſt. Es 
fragt fi, fünnen irgend welde Geldmittel von der Armen-Direftion auf die Reviere über: 
tragen werden und welche? Bei Beantwortung diejer Frage muß von der Vorausſetzung 
ausgegangen werden, daß es fih nicht handelt de re gerenda, fondern de re gesta. Es 
muß vorausgejegt werden, daß die Organifation in Wirklichkeit ſchon beiteht, weil fonft die 
Frage nah den Mitteln ohne jede praftiihe Bedeutung ift. Kommt die Organifation nicht 
zu Stande, dann hat die Armen:Direftion aud Nichts abzutreten, und Alles, was geredet 
ift, ift in den Wind geredet. Cs liegt alſo jetzt die Sache fo, daß hier in Berlin 10 Reviere 
beitehen, welche den Beruf übernommen haben, die Bevölferung, jo weit es möglid) ift, gegen 
Verarmung zu ſchützen. Alsdann aber fann es feinem Zweifel unterliegen, daß der Armen- 
Direktion angerathen werden muß, die Verfügung über alle diejenigen Mittel, welche für 
Zwede der prophylaktiſchen Wohlthätigfeit von der Armen-Direktion verwendet 
werden, ohne weiteres Bedenfen an die Reviere abzugeben. 

Wie hoch aber der Betrag fein mag, welchen die Armen:Direftion für prophylaftiiche 
Zwede aufwendet, läßt ſich mit Bejtimmtheit nicht angeben. Die Haupt: Stiftungsfaffe 
bat im Jahre 1866 an Unterftügungen verausgabt 18 114 Thaler. Davon fommen auf 
laufende Unterftügungen 15 345, auf Ertraunterftügungen 2 769 Thaler (VBerwaltungsbericht 
des Magiftrats zu Berlin pro 1866). Die Ertraunterftügungen ſtehen alfo zu den laufenden 
etwa im Verhältnig wie 1 zu 6. Es bedarf nun feines tieferen Nachdenkens, um zu er: 
fennen, daß Alles, was in Form der laufenden Unterftügungen verausgabt wird, in das 
Budget der prophylaftiihen Pflege nicht eingerechnet werden fann. Die laufenden Unter: 
ftügungen aus der Haupt-Stiftungskaſſe — Legate — find ihrem Wefen nad von den 
laufenden Unterftügungen aus der Haupt-Armenkaſſe — Almofen — nicht verfchieden. Es 
handelt ſich auch bei den Legaten in der Negel um wirkliche Arme, d. h. um ſolche Perfonen, 
weldye für immer als arbeits: und erwerbsunfähig zu betrachten find, relativ oder abjolut. 
Nur in der äußeren Zebensjtellung findet ein Unterfchied ftatt. Die Legatenempfänger find, 
wenn ich mic) des Ausdruds bedienen darf, Arme höherer Ordnung, Perfonen, welche, „durch 
Geburt, Stand, Bildung u. f. w. ausgezeichnet, in Folge von Unglüdsfällen herunter ge 
fommen find”. Die Wohlthätigfeit hat hier nur den Zwed, ihren Schüßlingen das Leben 
um Gtwas bequemer und behaglicher zu machen: eine restitutio in integrum, d. h. eine 
Miederheritellung der Ermwerbsfähigfeit in der Art, daß die betreffenden Perſonen in den 
Stand gejegt werben, ſich durd ihre eigene Thätigfeit zu erhalten, eine folde Reftitution 
wird nicht beabfichtigt. Die Unterftügung ift ja eben laufend. Demnad fünnen für die 
Prophylaris, als welche ausjhließlih nur mit folhen Perſonen und Kreifen fich zu befaſſen 
hat, deren Erwerbsfähigfeit noch erhalten, reſp. wiederhergeftellt werden kann, die laufenden 
Legatenunterjtügungen nicht in Anschlag gebracht werden. Wir fönnen uns aber aud) nicht 
an die Ziffer 2769 halten, als welche den Gefammtbetrag der aus der Haupt:Stiftungsfafje 
gewährten ertraordinären Unterftügungen angiebt, weil wahrjcheinlich ein Theil dieſer ertra- 
ordinären Unterftühungen wiederum folden Perfonen zugemwendet worden ift, welche außerdem 
auch laufend unterjtügt werben. 

Im Fahre 1866 find ferner für mwohlthätige Zwecke verausgabt worden aus der 
Haupt: Armenflafje (Königlider Dispofitionsfonds, Legate ohne Zwedbeitimmung u. ſ. m.) 
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15 274 Thaler, davon Ertraunterftügungen 3 278 Thaler. Auch hier indefjen bleibt es frag- 
lich, ob und wie viel von den Extraunterſtützungen auf folde Perfonen gefallen ift, die aud) 
außerdem jchon laufend unterjtügt waren. Um alſo auf Dasjenige zu fommen, was von 
den aus MWohlthätigfeitsfonds gewährten Ertraunterftügungen als prophylaftiihe Ausgabe 
zu betrachten ift, müßte Alles, was auf laufend unterjtügte Perjonen fällt, aus der Gefammt- 
fumme von 6 000 Thalern ausgejchieden werden. Als äußerlihes Kriterium für die pro- 
phylaftiiche Qualität einer Wohlthätigfeitsausgabe gilt, daß diefe Ausgabe als eine ein- 
malige gemadt wird und zu Gunſten einer Perſon oder Familie gemadt 
wird, welde bis dahin eine laufende Unterftügung nit erhalten hat. 

An diefem Kriterium würden, außer den Unterjtügungen, welche unmittelbar aus Wohl: 
thätigfeitsfonds fließen, aud; einige andere Ausgaben zu prüfen fein, welde zwar aus den 
allgemeinen Einnahmen der Haupt-Armenkafje bejtritten werden, von denen es aber troßdem 
zweifelhaft ift, ob fie überall der polizeilichen Armenpflege zur Laſt fallen dürfen. Es find 
dies „die Ausgaben für die Bekleidung armer Schulkinder und Konfirmanden, die Erziehung 
fittlih verwahrlofter Kinder, die Bildung idiotifher Kinder, die Gewährung von Kartoffel: 
land und dergl.“. Man würde alfo, wenn beifpielsweife der Ausgabepoiten für die 
Belleidung armer Konfirmanden geprüft werden follte, alle diejenigen Fälle, in welchen 
es fih um die Bekleidung eines Konfirmanden handelt, defjen Vater oder Mutter zur Zeit 
ſchon laufend unterjtügt ift, als zur polizeilihen Armenpflege gehörig anfehen, dagegen die— 
jenigen Fälle, in denen eine laufende Unterftügung der Familien zur Zeit nicht ftattfindet, 
ala Ausgaben der prophylaftiihen Wohlthätigfeit zu rechnen haben. Daß es mit irgend 
welcher Schwierigkeit verbunden fein follte, die Ausgaben nad dem vorgefchlagenen Modus 
in fich zu jondern, ift faum anzunehmen. Es ift dazu ja Nichts weiter nöthig, als daß in 
Zufunft bei der Buchung der einzelnen Bolten auf das von mir angegebene Kriterium ge: 
achtet wird. Die Gründe, welche mid wünſchen laſſen, daß die Armen-Direftion auf alle 
prophylaktiſche Thätigkeit verzichtet, d. h. alle einmaligen Unterftügungen, welde den Zweck 
haben, der Verarmung vorzubeugen, gänzlich unterläßt, die Gründe dafür find zum Theil 
ſchon im dritten Abjchnitt ausführlich dargelegt. Ich habe dort die Meinung ausgefprochen 
und zu begründen verſucht, daß es von den allerfchlimmiten Folgen fein würde, wenn die 
Armen-Direltion ſich auf den Verfuh einlaffen wollte, ihre prophylaktiſche Wohlthätigkeit 
inftematifch zu vermehren. Jede Wohlthätigfeit, die von der offiziellen Armenbehörde aus: 
geht, zieht diefer Behörde den Anjchein zu, als ob fie auch zum Wohlthun verpflichtet wäre. 
Das war der Gedanke, den ich meiner Beweisführung zu Grunde legte. Wenn diefer Ge- 
danfe richtig iſt, jo ergiebt fid) daraus die Konſequenz, daß es nicht wohlgethan ift, über: 
haupt nur irgend Etwas von Prophylaris — wie wenig immer es fein mag — mit den 
Organen der polizeilichen Armenpflege in amtlicher Verbindung zu laffen. Der falfche 
Schein von Verbindlichkeit nämlich wirft nicht nur in der Nichtung nachtheilig, daß er die 
Anſprüche der ärmeren Bevölferung fteigert, fondern er wirft aud, wie ſchon früher an: 
gedeutet worden, in der anderen Nichtung nachtheilig, daß er die Privatwohlthätigfeit herab: 
drüdt und vermindert. Die Thatſache, daß in der Armen-Direktion eine prophylaftijche 
Pflege befteht, hat zur Folge, daß der beſitzende Theil der Bevölferung fih vom Wohlthun 
vielfach zurüdhält. Es wird mander berechtigte Anfpruh von wohlhabenden und mohl- 
wollenden Privatleuten ganz allein um deshalb abgewiefen, weil fie überzeugt find, daß für 
jo berechtigte Ansprüche in der Armen-Direftion die erforderliche Hülfe vorhanden fein müſſe. 
Man hält es alfo für überflüffig, fih in Unkfoften zu fegen. Denn man täufcht fih im 
Publiftum nicht nur über den Umfang der Verpflichtung, welde der Armen-Direftion ob- 
liegt, fondern aud über den Umfang der Mittel, über welde fie zu verfügen hat. Im 
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vielen Fällen freilich tft es mit dem Einwurf: Das ift Sache der Armen:Direktion, die 
Armen:Direktion wird und muß ihnen helfen! in vielen Fällen ift es damit nicht ernitlich 
gemeint. Die Nedensart wird nur vorgefchoben, um der Sartherzigfeit ein Mäntelchen zu 
geben. Allein, daß ein folder Vorwand überall parat liegt und als ein guter Grund geltend 
gemacht werden fann, aud Das ift ſchon ein Webeljtand. Won diefem Gefichtspunfte aus 
erfcheint e3 in einem gewiſſen Umfange berechtigt, infomweit es ſich nämlih auf Prophylaxis 
bezieht, wenn in der Magiftratsvorlage gejagt wird, daß die offizielle MWohlthätigfeit einen 
nadhtheiligen und lähmenden Einfluß auf die Privatmohlthätiafeit ausübt. Der Zinn der 
betreffenden Stelle ift eben nur der, daß die offizielle Wohlthätigfeit ſchon an ſich, d. h. 
dur die bloße Thatſache ihrer Eriftenz, einen nachtheiligen und lähmenden Einfluß aus- 
übt, ganz abgefehen von der Art und Weiſe, wie fie gehandhabt wird. Cs braucht gar nicht 
beftritten zu werden, daß die Armen-Direktion in ihrer Wohlthätigkeit mit der allergrößten 
Sorgfalt und Gewifjenhaftigkeit vorgeht, und doch bleibt die Behauptung in Kraft, da 
die Bevölferung mehr thun würde an guten Werfen, wenn die Armen-Direftion ſich deren 
enthielte. 

Meiter ift zu bemerfen, daß durch die prophylaktifhe Mohlthätigleit die Armen: 
Direltion in die üble Lage kommt, ſich falfhen und ungerechten Beurtheilungen in Bezug 
auf ihre Leiftungen ausgefebt zu fehen. Wir hören oft genug lagen, daß die Armen: 
Direktion nicht genug thut, daß fie nicht überall mit der gleichen Gerechtigkeit verfährt und 
dergleihen. Wenn wir nun bedenken, da die Armen-Direktion nicht im Stande ift, die Mittel, 
welche ihr für MWohlthätigkeitszwede zu Gebote ftehen, durch eigene Kraftanftrengung zu ver: 
mehren, fondern daß fie gezwungen ift, an einer beftimmten Ausgabegrenze definitiv Halt 
zu machen, fo läßt fich leicht begreifen, wie dergleichen ungünjtige Urtheile ſich bilden können 
und auch bei verftändigen Leuten Glauben finden. Es hat in der That etwas Weberrafchen: 
des, wenn heute dem Gefuchiteller A., nachdem er als würdig anerkannt ift, zur Beſſerung 
feiner Verhältniffe eine Unterftüsung gewährt wird, während morgen dem Geſuchſteller B., 
der fih genau in derfelben Lage befindet, diefelbe Unterftügung nicht gewährt wird. Es iſt 
für eine Verwaltung ein ganz irrationales Verhältniß, mit einem bejtimmten Kapitalitod, 
den fie ſelbſt nicht vermehren kann, deijen Vermehrung vielmehr lediglih vom Zufall ab- 
hängt, und der aud im glücklichſten Falle nur auf ein fehr langfames Wahsthum zu rechnen 
hat, — mit einem ſolchen Kapitalftod einem Bedürfnif entgegen zu treten, das jteigend und 
fallend wächſt und deſſen Wachsthum ſich jeder Berechnung entzieht. 

Es iſt ferner zu beachten, daß es für das Gedeihen unferer fozialen Mohlthätigfeit, 
wie ich zu wiederholten Malen hervorgehoben habe, von der höchiten Wichtigkeit ift, in den 
öffentlichen Einrichtungen den Gedanken zur klarſten Anſchauung zu bringen, daß die Fürforge 
für hülfsbedürftige Perfonen, um diefelben gegen Verarmung zu hüten, lediglid und ganz 
allein der Einwohnerſchaft felbjt obliegt. Je mehr es gelingt, diefen Sat bei der Bürger: 
ihaft zur Anerfennung zu bringen, um fo fräftiger wird die Unterftügung fein, welche der 
neuen Organifation zu Theil wird. Es liegt aber auf der Sand, daß der Gedanke von der 
alleinigen Verantwortlichfeit der Bevölferung nicht zu allgemeinem und klarem Bemwußt- 
fein fich erheben fann, wenn an den Mittelpunkt der polizeilihen Armenpflege eine prophy— 
laktiſche Wohlthätigkeit ih angefnotet findet. Die Armen-Direftion, welde, vermöge ihrer 
amtlihen Stellung, den Beruf hat, in Allem, was zur materiellen und moralifhen Hebung 
der Bevölkerung beitragen fann, den eriten Schritt zu thun, die Armen-Direftion darf in 
ihrer eigenen Organifation Nichts dulden, was der Verwirklichung der fozialen Wohlthätig- 
feit ftörend entgegentritt. 

Endlich fagt die Magiftratsvorlage, daß die Verbindung von Wohlthätigfeit und poli— 
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zeiliher Armenpflege „in der Sand der fommunalen Armenverwaltung die polizetlihe Armen: 
pflege verfälfcht“. Thatſachen, durch welche diefe Behauptung belegt wird, find nicht an: 
gegeben. A priori indefjen erfcheint die Behauptung begründet genug. Die täglihe Er: 
fahrung lehrt eben, daß, wenn zwei große praftifche Aufgaben, die ihrem Weſen nad) ver: 
fchieden find, von einer und derſelben Perfon oder Körperſchaft zu gleicher Zeit behandelt 
werden, für gewöhnlich feine von beiden Aufgaben vollftändig erfüllt wird. Und die Urfache 
liegt zum großen Theil darin, daß die Klarheit der prinzipiellen Unterfcheidung verloren gebt, 
dab die Thätigfeiten in einander gerathen und in das Charakterlofe verfhwimmen. Die 
Armen-Direktion aber hat doh Net, daß fie die Behauptung der Magiftratsvorlage be: 
ftreitet, — und der Magiftrat hat mit feiner Behauptung auch Recht. Jeder Theil hat zum 
Theil Net. Prophylaktiſche Wohlthätigfeit und polizeilide Armenpflege in Verbindung 
zu halten, ift überaus bedenklich, dagegen die Verbindung der gewöhnlichen Legatenwohl: 
thätigfeit mit der polizeilihen Armenpflege ift durchaus unbedenklich. Wir haben gejehen, 
daß von circa 33 000 Thalern, welche im Jahre 1866 für Zwede der Mohlthätigkeit ver: 
ausgabt wurden, nur etwa 6000 Thaler, zwei Elftel, auf Ertraunterftügungen kommen, 
alles Uebrige auf laufende. Die laufenden Yegatenunterftügungen aber find, wie ich ſchon 
einmal gejagt habe, ihrem Wefen nad von den Almofen nicht verfchieden. In beiden Fällen 
ift die MWohlthätigfeit unproduftiv; fie vermag nicht, ihre Pfleglinge jo Hinzuftellen, daß fie 
ihren eigenen Wohljtand und den Wohlftand der bürgerlichen Gefellfchaft vermehren. Die 
Wohlthätigfeit hat feinen wirtbichaftlihen Effekt. Die laufende Yegatenunterftüsung hat vor 
dem Almofen nur Das voraus, daß die Unterftübung in vielen Fällen reichliher bemeſſen 
werden fann, als die Almofen bemefjen find, und daß außerdem die Legatenempfänger 
mancher demüthigenden Prozeduren überhoben werden, denen die Almofenempfänger ich 
unterwerfen müffen, wie 3. B. der Unterzeichnung der Erbentfagungsurfunde, der Empfang: 
nahme der Unterftügung durch die Armen-Hommiffionen u. ſ. w. Im Uebrigen, da fie, um 
ihr Leben zu friften, einer laufenden Unterftügung bedürfen, find auch die Legaten— 
empfänger wirllihe Arme, wenngleich fie die Dehors noch aufreht halten und ihr Elend 
unter einem befjeren Kleide verdeden. Die Bezeihnung „humane Armenpflege” ift für die 
laufenden Unterftügungen aus Legatenfonds vollfommen zutreffend. Es ift ein Gebot ber 
Sumanität, daß auch in der Armenpflege nach Geburt, Stand, Bildung u. f. w. individualifirt 
wird. Die Sumanität verlangt, daß nicht alle Arme mit demfelben Make gemeflen, nicht 
alle Arme auf dafjelbe Maß der äußeriten Nothdurft herabgedrüdt werden. Es wäre ein 
barbarifcher und wahrhaft unerträgliher Zuftand, wenn es nicht möglich wäre, innerhalb der 
Armenpflege einen Unterfchied zu machen beifpielsweife zwifchen einem Arbeiter, der in feiner 
beiten Zeit mit einem täglihen Berdienit von 13 Sar. auszulommen wußte, und einer hoch— 
gebildeten und geachteten Dame, die aus einer alänzenden Lebensſtellung durch unverſchuldetes 
Unglüd an den Rand des Verderbens gebracht ift! Und wären eben feine Legatenfonds 
vorhanden, welche eine befondere Berüdjichtigung der durch Geburt, Stand, Bildung u. f. w. 
ausgezeichneten Perſonen geftatten, fo würde die Gemeinde die Mittel dazu hergeben müffen, 
um eine ſolche Berüdfichtigung zu ermöglichen. Unfer fittlihes Gefühl verlangt es fo. Da 
nun aber die Mittel bei der Armen-Direftion vorhanden find, fo ift es um fo beſſer. Und 
fie fönnen da, wo fie find, auch füglich bleiben! Ich wenigitens vermag nicht einzufehen, 
wie die Ausübung der polizeilihen Armenpflege verändert und verfälfcht werden ſoll durch 
ſolche Unterftügungen, die doch mit ihr dem Wefen nad vollfommen identifh find. Und 
ich fann auch nicht recht verftehen, welcher Vortheil daraus hervorgehen foll, wenn die Fonds 
der laufenden Zegate an die Neviere abgegeben würden. Ganz abgefehen von den arofen 
Schwierigkeiten, welche mit der Ausjcheidung und Theilung der Legate verbunden fein 
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würden, fo könnten die Reviere, da die Mittel nur ftiftungsmäßig verwendet werden dürfen, 
jhließlih mit dem Gelde doch auch nichts Anderes anfangen, ald was die Armen-Direftion 
thut. Wielleicht ift e8 möglich, dat die Reviere hier und da in der Auswahl der zu unter: 
ftügenden Perfonen ficherer gehen werden als die Armen-Direftion, da fie an Ort und Stelle 
felbft fehen und mit geübten Augen fehen, während die Armen-Direftion in den meiften 
Fällen auf den Bericht der Armen:Kommiffionen ſich angewiefen fieht. Es iſt aber dem 
gegenüber auch wieder zu bevenfen, daß die fortlaufende Unterjtügung dur eine in ihrer 
Stadtgegend domizilirte Behörde für mande verfhämte Arme empfindlicer fein wird als 
die fortlaufende Unterftüung durch die Armen-Direftion. Uebrigens würde fid) eine größere 
Eicherheit in Bezug auf die Auswahl der zu unterftügenden Perſonen leicht erreichen lafjen, 
wenn in Zufunft die vorgängigen Recherchen in Legatenſachen nicht mehr von den Armen: 
Kommiffionen beforgt würden, fondern von den Revieren. - 

Ein achtſamer Lefer hat vielleicht herausgefunden, dab ich in Bezug auf die Yegate 
nicht Alles jo auf die Goldwage lege, wie ih es rücjichtlich der prophylaftifchen Wohlthätigfeit 
gethan habe. — Ich habe unter den Gründen, welche für die Ausscheidung der prophylaftifchen 
Pflege fprechen, auch den angeführt, daß durch die prophylaftiiche Wohlthätigkeit die Armen: 
Direktion in die unglüdliche Lage gebracht wird, mit einem unveränderlichen Kapitalftod einem 
ewig wechfelnden und völlig unberehenbaren Bedürfnig gegenüber treten zu müffen. Genau 
dafjelbe, denkt der aufmerkfame Lefer, läßt fi ja aud von den Legaten fagen. Ich fann ihm 
antworten. Es ift ganz richtig, daß es auch bei den laufenden Unterjtügungen aus Legaten: 
fonds vorlommt, daß heute der Gefuchiteller A. eine laufende Unterftügung zugeſprochen erhält, 
während morgen der Gefuchiteller B., obgleich er fich in derfelben Lage befindet, eine Unter: 
ſtützung nicht erhalten fann. — Allein in Bezug auf die Folgen liegt die Sache doch ganz 
anders als bei den einmaligen Unterjtüsungen. Wenn beifpielsweife einem Eleinen Hand: 
werfer, der dadurch, daß er wegen einer Kleinen Schuld zur Perfonalhaft gebracht werden 
foll, mit Verarmung bedroht ift, eine außerordentliche Unterjtüsung abgefchlagen wird, dann 
it der Mann von der Armen: Direktion einfach aufgegeben. Er fann nicht aus der polizeilichen 
Pflege unterjtüst werden, da er im Stande ift, ſich und die Seinigen zu erhalten, und er 
fann aud) nicht auf das Wiederfommen vertröftet werden, weil er eine fofortige Hülfe nöthig 
bat. Dagegen wenn Jemand abgewiejen wird, der um eine laufende Unterftüsung nad): 
gefucht hat, fo tft er von der Armen-Direktion feineswegs aufgegeben. Vielmehr wird, wenn 
es an dem „nöthigen Bedarf an Nahrung, Kleidung, Obdach ꝛc.“ fehlen follte, das Fehlende 
aus der polizeilihen Armenpflege fofort gewährt werden, und außerdem fann der Petent 
warten. Er hat feine Eriftenz mehr zu gefährden, wie fchmerzlih ihm das Warten auch 
werden mag. Beide Fälle alfo können in der Beurtheilung nicht gleichgeftellt werden. 

Gewiß wäre e8 für die Neviere von großem Vortheil, wenn fie in den Beſitz von 
Fonds gelangen fönnten, die ihnen gejtatten, an der humanen Armenpflege fi zu betheiligen. 
Sie würden dadurh an Anfehen und Einfluß gewinnen und eine finanzielle Unterlage er: 
langen, welche der Gemeinſchaft einen feiten und dauernden Halt gäbe. Daß aber die Armen: 
Direktion die für laufende Legatenunterjtügungen disponiblen Mittel einfach auf die Reviere 
überträgt, erfcheint weder rathfam noch nothwendig. Die Schwierigkeiten, welche mit der 
Uebertragung verbunden jein würden, jtehen in feinem Berhältniß zu den Vortheilen, die 
etwa erreicht werden fönnten. 

Dagegen aber bin ich der feſten Weberzeugung, daf es der Armen-Direftion nicht drin- 
gend genug empfohlen werden fann, von jeder prophylaftifchen Thätigkeit gänzlich abzulafjen 
und diefe Thätigkeit fobald als möglih auf die Meviere zu übertragen. Prophylaris und 
polizeilihe Pflege zufammen in einem Körper — das ift ein Monftrum, ein Tragelaph, eine 
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Nachtigall mit Hörnern. Arme unterftüben und zugleich auch Nichtarme, das ift für die 
ftädtifche Verwaltung ein unmögliher Beruf. Und von einer folhen Kombination darf man 
allerdings fagen, daß fie eine ftrenge Durchführung der maßgebenden Grundfäge nicht zuläßt, 
weder in Betreff der polizeilihen Armenpflege nod in Betreff der MWohlthätigfeit. Wenn 
bisher Verirrungen nicht zu Tage getreten find, fo liegt die Urſache erftens darin, daß die 
prophylaktiſche Wohlthätigfeit, im Ganzen vielleicht eine Ausgabe von 10000 Thalern um: 
fafjend, zu geringfügig ift, um innerhalb des großen Räderwerks der polizeilichen Armenpflege 
ſich ſtörend bemerklih zu machen. Zweitens liegt die Urſache in der ftrengen und umfichtigen 
Verwaltung, welche durch eine Art von Erbweisheit zu allen Zeiten in der Armen-Direftion 
fih erhalten hat. Allein, daß eine gleich umfichtige und jtrenge Verwaltung auch in aller 
Zufunft vorhanden fein wird, darauf fann Niemand fchwören. Das Geſchäftsverfahren fann 
ſich ändern, der perfönliche Eifer fann ermatten, die Einrihtungen fönnen ſich abnuten und 
verſchlechtern. Die Gefahr fteht alfo immer vor der Thür. Die Schwierigfeiten, welche aus 
dem unnatürlichen Verhältnik mit Nothmwendigfeit entfpringen, werden jet von der Armen: 
Direktion mitteljt einer entfprechenden Kraftanftrengung überwunden. Läßt diefe Anftrengung 
nad, oder nimmt fie auch nur nicht in der Progrefjion zu, wie die Schwierigfeiten felbit 
mit dem Anwachſen der Bevölferung und der allmählihen Bermehrung der Mittel ftetig 
zunehmen, dann kann es nicht fehlen, daß aud die Grundſätze Schiffbrud leiden. Und 
wozu, frage ich, wird denn überhaupt diefe Kraftanjtrengung noch gemacht? Zu Nichts. 
Setzt man voraus, daß es eine Organifation giebt, welche die ganze freie Mohlthätigfeit 
umfaßt, fo ift es doc das Nutzloſeſte von der Welt, eine wahre Syfiphusarbeit, fich immer 
damit zu quälen, daß Prophylaris und polizeilihe Armenpflege nicht ineinander gerathen, 
während man fi alle Mühe fpart, wenn die Wohlthätigkeit dahin gebracht wird, wohin fie 
gehört. Es würde wirklich fo ausfehen, als ob die Armen-Direktion ihre Mohlthätigfeit nur 
fejthielte, um fie von der polizeilihen Pflege auseinander zu behalten. Cine folhe Don- 
quiroterie ift uns nicht zuzutrauen. Schneiden wir dem Januskopf fein kleines Wohlthätig- 
feitsgefiht ab, dann ift alle Noth vorüber. Daß die Prophylaris bei der Armen-Direftion im 
Ganzen nicht groß ift, kann doch wahrlich fein Motiv fein, fie zu behalten. Im Gegentheil. 
Die Verwaltung muß fich freuen, eine Ihätigfeit los zu werden, die ihr nur um deswillen 
geftattet werden fann, weil diefe Ihätigfeit nicht groß genug ift, um Schaden anzurichten. 
Ich hoffe demnach, daß die Armen-Direktion gern bereit fein wird, diejenigen Mittel, welche 
jegt für prophylaftiihe Zwede in Anfprudh genommen werden, demnädhit auf die Neviere 
zu übertragen. Aus logischen und praftifhen Gründen ift es nothwendig, das Gleichartige 
mit dem Gleichartigen zu verbinden. -—— Wir dürfen indeffen nicht vergeflen, daß wir zunächſt 
in einem Proviſorium uns befinden. Die Mittel der prophylattifhen Pflege jtammen aus 
Legatenfonds, für deren ftiftungsmäßige Verwendung die Armen-Direftion verantwortlich ift, 
und aus Bewilligungen der Gemeindebehörden. Weder über diefe noch über jene Gelder 
wird verfügt werden fünnen, ohne daß die Sicherheit vorhanden ift, daß die Zwede, für 
welche den Nevieren das Geld gegeben wird, auch wirklich erfüllt werden fönnen. Diefe 
Sicherheit dürfte während der proviforifchen Einrichtungen faum vorhanden fein. Wir find 
indeſſen durch einen glüdlihen Zufall in der Lage, außer den ſchon jest für die Prophylaris 
verwendeten Mitteln auch nod andere Mittel zu befigen, rüdjichtlih deren wir an befondere 
Bedingungen und Beitimmungen ganz und gar nicht gebunden find, und die demnach, die 
Zuftimmung der Gemeindebehörden vorausgefett, auch felbjt an das Proviforium ohne 
Weiteres übergeben werden können. Das Verhältnif ift folgendes. 

Im vorigen Jahre ift in unferem Kollegium ein Antrag des Herrn Stadtrath Löwe 
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berathen mworben, der für das Budget der Armen-Direftion folgende Abänderungen in Vor: 
fhlag brachte: 

1. Es foll vom 1. Januar 1867 ab eine jährlide Einnahmefumme von rot. 
13 900 Thalern, herrührend vorzugsweife aus beftimmten Beiträgen der König— 
lihen Familie und aus Legaten ohne Zwedbeftimmung (von 100 Thalern und 
darunter), welhe Summe fchon jett fait ausfhließlih zu Wohlthätigfeits- 
ausgaben verwendet wird, es foll diefe Einnahmefumme von dem Etat der 
Haupt-Armenfaffe abgefegt und zur ferneren Verwendung in der bisherigen 
Meife auf den Etat der Haupt-Stiftungskaſſe übernommen werden. 

Motiv: Damit die Haupt-Stiftungsfaffe ein richtigeres Bild giebt von 
dem, was für die polizeiliche Armenpflege verwendet wird. 

2. Es fol eine jährlihe Einnahmefumme von rot. 16 732 Thalern, herrührend 
aus dem Ertrage der Hauskollekten, aus den Kirchenfolleften, aus Gefchenten 
auf Karten und Quittungen und aus gemwifjen jährlichen Beiträgen und Zinfen, 
— es foll diefe Einnahmefumme, welche bis jett zur Dedung der allgemeinen 
Ausgaben und zur Verminderung des Kommunalzufchuffes gedient hat, vom 
1. Januar 1867 ab zur Verwendung für Zwede der Wohlthätigkeit beftimmt 
werden und von der Haupt-Armenkaſſe auf die Haupt-Stiftungskaſſe über: 
gehen. 

Motiv: Durd die bisherige Verwendung dieſer Beiträge, Kolleiten und 
Befchenfe zur Dedung der allgemeinen Koften der Armenverwaltung 
wird die Abficht der MWohlthäter nicht erfüllt. Denn diefe ift wenn aud) 
nicht ausgefprochen, die, den Armen Etwas zuzumenden, nicht aber, der 
Kommune die Laft der nothwendigen Armenpflege zu erleichtern. 

Auf Grund der ftattgehabten Berathung ift der Antrag des Herrn Stadtrath Löwe 
von der Armen-Direftion angenommen und demnächſt dem Magiftrat zur Beſchlußfaſſung 
übergeben worden. Der Magiftrat ift indeffen dem Antrage nicht einfach beigetreten, ſondern 
verlangte mit Bezug auf den zweiten Theil zu wiſſen, in welcher befonderen Weife und zu 
welcher Art von Wohlthätigfeit die Verwendung der 16 732 Thaler gefchehen jollte. Der 
Herr Vorfibende war der Anficht, daß Ddiefe Frage nur in Verbindung mit der Reorgani: 
fationsfrage zu erledigen jei. Wir find alfo jest auf dem Punkte, eine Entfheidung zu 
treffen, und unfere Entſcheidung ift vollflommen frei. Es fommt überhaupt, um der Abjicht 
der Wohlthäter gerecht zu werben, nur darauf an, daß die in Rede ftehenden 16 732 Thaler 
nicht zu den Koften der polizeilihen Armenpflege, jondern zu Zweden der MWohlthätigfeit 
verwendet werden. Demnach ift es dem Ermefjen der Kommunalbehörben anheimgegeben, 
ob diefe Summe ganz und ausfchließlih zu laufenden Zegatenunterftügungen, oder ob fie 
ganz und ausfchließlich zu einmaligen und prophylaftifhen Unterftügungen, oder endlich ob 
fie zu beiden Arten von Unterftügungen gemeinfhaftlih in Verwendung fommen fol. Meine 
Anficht ift, daß diefe Summe ganz und ungefchmälert zu prophylaktiſchen Zweden beftimmt 
wird, und daf fie, fo wie die Reviere eingerichtet find, fofort auf diefe übergeht. Die pro: 
phylaftifche Verwendung ift eben dazu nöthig, um die Meberführung auf die Reviere in 
jedem Augenblide bewirken zu fönnen. Werden die 16 732 Thaler ganz oder theilweife 
zu laufenden Legatenunterftüßungen in Gebrauh genommen, dann find fie, ganz oder 
theilmweife, auf längere Zeit hin, vielleicht für immer, den Nevieren verloren. 

Es verfteht ſich von felbit, daß die Verfügung über den neu zu bildenden Fonds, da 
es überhaupt unthunlich ift, irgend welche prophylaktiſche Wohlthätigfeit innerhalb der Armen- 
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Direftion bejtehen zu lafjen, nicht wird der Armen-Direktion überlaffen werden dürfen, vielmehr 
wird es nothwendig fein, den neuen Fonds unter einem befonderen Namen von einem be: 
fonderen Kuratorium verwalten zu laſſen. Diejes Kuratorium würde in regelmäßigen und 
außerordentlihen Sitzungen nad) Maßgabe der zu entwerfenden Gefchäftsinftruftion über die 
Bewilligung der Unterjtügungen zu beichließen haben. Das Kuratorium ift zufammengejest 
nad) dem Schema unjerer ftehenden VBerwaltungs-Deputationen, alfo beifpielsweife aus zwei 
von dem Magiitratsfollegium zu wählenden Stabträthen, aus zwei von der Stabtverorb- 
neten-Berfammlung zu wählenden Stadtverordneten und aus zwei von der Stabtverorbneten- 
Verfammlung zu wählenden Bürgerdeputirten. Der Vorfigende der Armen-Direktion ift aud 
Borfigender des Kuratoriums. 

Für diejenigen, weldye in dem Glauben ftehen, daß alle Legatenfonds, ob fie num zu 
laufenden Unterftügungen dienen oder zu einmaligen, aus der Verwaltung der Armen-Direftion 
ausgefhieden werden müfjen, für diefe ift das Kuratorium eine gute Gelegenbeit, die Aus: 
führung ihres Gedankens wieder in Erinnerung zu bringen. Sie werden den Anjprud) er: 
heben, daß das gefammte Yegatenvermögen auf das Kuratorium übertragen wird. Ich, für 
meine Perfon, fann nur erklären, daß die Fonds für laufende Legate bei der Armen: 
Direktion ganz gut aufgehoben find, und ich bejorge, daß das Verfahren in Legatenſachen, 
wenn diefe von der Armen-Direktion gänzlich getrennt werden, mit unnützen Weitläufigfeiten 
belaftet wird. Sollte es als nothwendig angefehen werden, die Garantien für eine unbefangene 
und gründliche Behandlung der Legatenjachen zu veritärten, jo würde diefer Nothwendigfeit 
aud) innerhalb der Armen-Direftion, durch eine entfprechende Veränderung der beitehenden 
Einrichtungen, unſchwer zu genügen fein. Das würde allerdings zuläffig fein, daß dem Ku— 
ratorium, da es doch mit Prophylaris ſich zu befaſſen hat, auch alles Dasjenige fofort über: 
wiefen wird, was jet innerhalb der Armen-Direktion als prophylaktiſche Wohlthätigfeit zu 
betrachten iſt. Ich mache den Vorſchlag nicht, obgleich er nahe liegt und Mandjes für ſich 
hat, weil ich nicht will, daß die Nevierorganifation dur eine neue Behörde esfamotirt wird. 
Ic will, daß das Kuratorium als eine vorübergehende Injtitution angefehen wird, melde 
bejtimmt ift, einen Theil des Vermögens, welches demnächſt den Revieren zufallen foll, vor: 
läufig und auf furze Zeit zu verwalten. Erſt dann, wenn fich zeigen follte, daß die Reviere 
nicht zu Stande fommen, erit dann wird es rathſam fein, den Gefchäftsfreis des Kuratoriums 
in der eben bezeichneten Weife zu erweitern. 

Für jegt wird das Kuratorium neben der Verwaltung der 16 000 Thaler nur nod) 
eine Aufgabe zu übernehmen haben, nämlidy die, für die Nevierorganijation die Wege auf: 
zufinden und gangbar zu machen. 

VII. Gegenüber der definitiven Organifation, ala welcher die Qualität einer juriftifchen 
Perfon zufommt, wird die Armen-Direftion ganz in derfelben Lage fich befinden, in welcher 
fie allen anderen ſelbſtſtändigen Korporationen, Injtituten und Privatperfonen gegenüber fi) 
befindet. Die Ueberweifungen werben erfolgen auf Grund von bejonderen Verträgen, in 
welchen Leiltungen und Gegenleiftungen genau punftirt find. Als rechtlihe Grundlage für 
diefe Verträge wird feitzuhalten fein, daß die Neviere als Mandatare der Armen-Direftion, 
reſp. der Stadt, zu fungiren haben. Sie werden für bejtimmte Funktionen und Verpflich- 
tungen, welche der Stadtgemeinde obliegen, gegen eine bejtimmte Entihädigung mit mehr 
ober minder freier Vollmacht fubftituirt. Für die Erfüllung der übernommenen Aufträge 
find fie aus den Kontraften verantwortlihd. Daß dabei die Gemeinde oder die Hülfsbedürf— 
tigen ein befonderes Riſiko laufen könnten, ift nicht zu befürchten, da es ja den ftädtifchen 
Behörden volllommen frei fteht, die Abſchließung der Verträge zurücdzumeifen, wenn die Er: 
füllung der Vertragsbedingungen nicht genügend garantırt fcheint. 
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Welche Mittel den Nevieren zugewendet werden fünnten, wenn die Armen-Direktion 
auf ihre Prophylaris verzichtet, darüber läßt fich zur Zeit eine forrefte Berechnung nicht auf: 
ſtellen. Indeſſen ift aus dem vorliegenden Material doc fo viel abzunehmen, daß dieſe 
Finanzfrage nicht fo fehr verwidelt ift, wie von Vielen geglaubt wird. 

Was zunädit die Haupt: Armentaffe betrifft, fo find diejenigen Partien, in denen 
nad dem früher gegebenen Kriterium prophylaktiſche Ausgaben enthalten fein fönnen: A. die 
Wohlthätigfeits- Ertraunterftügungen (aus dem Wohlthätigfeitsfonds der Haupt-Armenkaſſe) 
und B. die Naturalunterftügungen und die Unterjtügungen zur Pflege, Belleidung, Erziehung 
und Beſſerung von Kindern (aus den allgemeinen Mitteln). 

Die Ausgaben ad A. find im Jahre 1866 (Berwaltungsberiht des Magiftrats zu 
Berlin pro 1866), mit Ausnahme von 10 Thalern, welche (als einmalige Unterftügung) aus 
der Pofition „für verfhämte Arme” (Tit. TIL) gegeben worden find, entnommen aus den 
„Beihenkfonds der Allerhöchſten und Höchſten Perfonen” und aus dem Fonds aus Zumen: 
dungen unter 100 Thalern (Tit. IV.). Eine Ueberweifung der Geſchenkfonds dürfte faum 
thunlich fein, da mit diefen Fonds gewiſſe Beftimmungen verknüpft find, deren Innehaltung 
nur dann genügend verbürgt fcheint, wenn die betreffenden Fonds in einer Sand bleiben. 
Dagegen hat es nicht die geringjte Schwierigkeit, die „Zumendungen von 100 Thalern und 
darunter und auch diejenigen Zumendungen höherer Beträge, welche nad der Beſtimmung 
der Wohlthäter zur Verwendung fommen follen“, den Nevieren ganz oder theilmeife zu 
überlafien. Es ift dazu Nichts weiter nöthig, ald daß die Kommunalbehörden in diefem 
Sinne ſich einigen und die Ueberweifung beſchließen. Die Einnahme aus den genannten 
Zuwendungen ift in dem Etat pro 1867 (Spezialetat Nr. 22, betreffend die Verwaltung der 
Haupt: Armenlafje), veranfchlagt mit 1030 Thalern (Tit. IV. D.).. Um zu wiffen, wie viel 
von diefen 1030 Thalern an die Neviere abgegeben werden foll, müßte auf Grund einer 
Fraktionsberechnung feitgeftellt werden, welcher Betrag an Ertraunterftügungen für ſolche 
Perfonen, die nicht laufend unterjtügt werden, durchfchnittlih im Jahre verausgabt worden 
it. Damit wir indefjen für den Augenblid eine Zahl haben, fonzediren wir die Hälfte 
(515 Thaler). 

Rückſichtlich der Ausgaben ad B. entnehmen wir aus dem Verwaltungsbericht, daß 
unter der Zahl von 778 befleiveten Konfirmanden fih 502 Kinder befunden haben „von 
Nicht: Almofenempfängern, deren Eltern indeß jchon zum Defteren unterftügt werden mußten”. 
Da die Bekleidung pro Kind durchſchnittlich 5 Thlr. 1 Sgr. und 3 Pf. foftet, fo find alfo 
zu Gunjten nicht laufend unterftügter Yamilien in 1866 verausgabt: 2530 Thlr. 27 Sur. 
und 6 Pf. Wenn id nunmehr auf Grund diefer Thatfache verlange, daß für alle prophy: 
laltiſchen Aufwendungen, welche in den Ausgaben unter Tit. III. 1 u. 2, Tit. VI. 2 u. 3 
(Tit. VI. 1 laſſe ih außer Betraht, weil Holz und Unterftügungen zu Feuerungsmaterial 
nur an laufend unterftüste Perfonen zur Vertheilung fommt), Tit. XII. A. u. D., — wenn 
ich verlange, daß für alle prophylaftifchen Aufwendungen, melde in diefen Ausgaben ent- 
halten find, ein jährlices Paufchquantum von 3 000 Thalern für die Reviere ausgeworfen 
wird, fo fann Niemand fagen, daß ich zu viel verlange. Eine Fraftionsberehnung aufzu- 
ftellen bezüglich aller Ausgaben, welche hier in Betracht fommen, würde ziemlich umſtändlich 
fen. Sollte es fi) alfo um eine fchnelle Entfdheidung handeln, jo müßte e8 den Kommunal: 
behörden anheimgejtellt bleiben, das Pauſchquantum nad ihrem beften Belieben zu arbitriren. 
Es fommt eben nicht darauf vorzugsmweife an, wieviel für diefe Dinge an Entſchädigung den 
Revieren gewährt wird, ja es fommt fogar nicht einmal darauf an, ob ihnen überhaupt 
Etwas gewährt wird, fondern es fommt vorzugsweife darauf an, daß die Armen-Direltion 
die Marime annimmt und ftreng befolgt, niemals und in feiner Form einmalige und vor: 
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übergehende Unterftügungen zu geben, zu denen fie gefeglich nicht verpflichtet ift. Die Ne 
viere werden, auch wenn fie nicht entſchädigt werden, ſchon von felbjt darauf Bedacht nehmen, 
die Beihaffung der nothwendigjten Nahrungsmittel möglichjt zu erleichtern. Sie werden von 
felbjt auf den Gedanken kommen, für billige Kartoffeln zu forgen, fei es, daß fie in ähn- 
licher Weife den Kartoffelbau betreiben laffen, wie die Armen-Direktion es thut, — fei eg, 
daß fie nad) Art der Konfumvereine Kartoffeln in größeren Mengen anfaufen und zu billigen 
Preifen wieder verfaufen. Es wird aud von den Vorjtänden nicht überfehen werden, daß 
hier in Berlin eine Armenfpeifungsanftalt bejteht, bei welcher man Suppenmarfen Taufen 
lann. Und wenn hier und da verwahrlojte und idiotifche Kinder ſich befinden, deren noth: 
wendige Unterbringung in einer Anjtalt von den Eltern, obgleich fie zur Erhaltung ihrer 
Familie einer laufenden Unterjtügung nicht bedürfen, doch wegen der verhältnigmäßig großen 
Koften nicht bewirkt werden fann, fo werden die Neviere, wenn fie überhaupt ihre Aufgabe 
verjtehen, ſchon aus fich felbft für die Unterbringung Sorge tragen. Dafjelbe wird der Fall 
fein in Betreff der Bekleidung armer Schultinder und Konfirmanden. Daß es einem Nevier 
von 60 000 oder 80000 Seelen ſchwer fallen follte, zu diefem befonderen Zwecke 300 Thlr. 
aufzubringen, ift durchaus unwahrſcheinlich nad) den Erfahrungen, die wir an den Weihnachts— 
bejcheerungen machen. Weihnachtsbefheerungen finden faft in allen Stadtbezirfen ftatt, 
und es giebt eine große Zahl von Bezirfen, in denen die Beſcheerung, Alles in Allem, 
höher zu jtehen fommt, als auf 300 Thaler. — Ich bin darauf gefaßt, den Vorwurf zu 
hören, daß ich hier einer Prinzipienreiterei nachgegeben habe, die nur Schwierigkeiten jchafft, 
ohne allen Nuten. Diefen Vorwurf zu entkräftigen, genügt der Hinweis, daß die Fleinen 
und großen Gefälligfeiten (Zuwendungen ohne geſetzliche Verpflichtung), welche an Perjonen, 
die einer laufenden Unterftügung nicht bedürfen, von der Armen-Direktion erwiejen werden, 
in vielen Fällen die Handhabe bilden, mittelft deren die Armen-Direktion auch für alle fpätere 
Zeit berechneter Weife feftgehalten wird. Solche Gefälligleiten, indem fie die Neigung, ſich 
von der offiziellen Armenbehörde unterftüsen zu lafjen, begünftigen, erfchlaffen und demora— 
lifiren die ärmere Bevölferung überhaupt. — In Zufunft alfo werden die Armen-Kom— 
mifjionen an nicht laufend unterjtügte Perfonen feine Suppenmarfen abgeben, auch jolde 
Familien nicht zur Gewährung von Kartoffelland empfehlen und auch zu ihren Gunften feine 
Anträge ftellen auf Belleivung von Konfirmanden und auf Unterbringung idiotifcher und 
verwahrlofter Kinder, fondern die betreffenden Petenten an die Neviervorftände verweifen. 
Dafjelbe wird mit denjenigen Geſuchen gefhehen, welde an die Armen-Direftion direkt fid 
wenden. 

Was aber zweitens die Haupt-Stiftungskaſſe betrifft, fo werden die Ertraunter- 
ftügungen, wie mir auf eine desfallfige Anfrage von der Kalfulatur berichtet worden it, 
aus denjenigen Yegaten entnommen, welde in der in den Akten (Generalia A. V. 26, 
Fol. 178 ff.) befindlichen Nachweiſung mit den Nummern bezeichnet find: 2, 9, 10, 15, 16, 
17, 18, 21, 26, 30, 33, 45, 46, 47, 54, 57, 58, 67, 68, 73, 78, — und außerdem aus 
dem Plaut'ſchen und Dietrich'ſchen Legat (Nr. 151 und Nr. 117 der vom ftatiftiichen Büreau 
im Jahre 1866 gefertigten Nahmeifung). Fonds, aus denen zugleih laufende und Extra— 
unterftügungen gezahlt werden, find, wie ich annehmen darf, nicht vorhanden. Da es mir 
nit darum zu thun ift, die Kapitalien, welche zu laufenden Yegatenunterjtügungen verfügbar 
find, zu kürzen, jo mache ich mir um die einige und fechszig Legate, die noch übrig bleiben, 
feine Gedanfen weiter. Ich befümmere mich nicht darum, warum die Legate 3, 20, 25, 27, 
66*, 71 und andere, bei denen nad) dem „Zweck der Stiftungstapitalien” eine Verwendung zu 
Ertraunterftügungen zuläffig erſcheint, ausfchließlich gerade den laufenden Unterftügungen zu 
Gute gejchrieben find. Ohne Zweifel beruht die jegige Art der Verwendung auf früheren 
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Feitfegungen und auf prinzipiellen Entfcheidungen, in welchem Sinne die Ausdrüde „für 
Arme, für verfhämte Arme” und dergl. zu interpretiren find. Da ich wünſche, daß die 
Sumanitäts-Armenpflege (die Wohlthätigfeit durch laufende Unterjtügungen), welche bei der 
Armen-Direftion befteht und auch fernerhin bei ihr bejtehen foll, in anfehnlihem Stande 
bleibt, jo habe ich fein Verlangen danach, an dem jetzigen Ufus zu rütteln. Ich halte mich 
an die 23 Legate, welche als foldhe genannt worden find, die jetzt zu Ertraunterftügungen 
in Gebrauch genommen werden. Von diefen 23 find auszufceiden die Nummern 2, 9 und 18, 
da fie zu Solzunterftügungen dienen, und Solzunterftügungen ausweislich des Rechenſchafts— 
berichts an vorübergehend unterftügte Perfonen überhaupt nicht verabfolgt find. Ferner find 
auszufcheiden die Nummern 10 und 30 (das Hetzer'ſche Legat und das Legat König Friedrich 
Wilhelms des Dritten), weil diefe Legate ftiftungsmäßig unter Mitwirkung der Stabtverord- 
neten vertheilt werden müſſen. Endlich ift noch auszufceiden das Legat Nr. 26, da es zur 
Unterftügung von Kranken beftimmt ift und alfo erft übernommen werden fönnte, wenn die 
Reviere im Auftrage der Armen:Direftion an der Krankenpflege fich betheiligen. Berbleiben 
aljo zu Exrtraunterftügungen 17 Legate. Diefe 17 Legate, wie aus den „Nachweiſungen“ 
hervorgeht, repräfentiren eine jährliche Cinnahme von rot. 1770 Thlrn. Nehmen wir an, 
dak von diefer Summe die Hälfte zu einmaliger Aufhülfe für nicht laufend unterftüste Per: 
fonen verwendet wird, eine Annahme, die freilih ganz willfürlih ift, fo würde zu Gunften 
der Reviere ein jährliches Zinfenquantum von 885 Thlr. auszuſcheiden fein. 

Wenn wir und nun in abstracto die Frage vorlegen, welde Legate wohl am Bejten 
geeignet wären, ihre Zinfen den Revieren abzugeben, fo werden wir uns unbedenklich für 
diejenigen ausfprechen, welche die wenigiten Befchränfungen haben und zugleich fo groß find, 
daß durch die Vertheilung der Zinfen an die Reviere eine den Zwed der Prophylaris ge— 
fährdende Zerfplitterung nicht herbeigeführt wird. (Große Legate, die feine Beſchränkungen 
haben, rechtfertigen an ſich ſchon die Präfumtion, daß fie zur Prophylaris beftimmt find.) 
Als ſolche Legate ftellen ſich dar: 

a) das Plaut'ſche Legat — von 10000 Thalern. 

Ueber die eine Hälfte der Zinfen verfügt der Vorftand der jüdifchen Gemeinde; die 
andere Hälfte, alfo 250 Thlr., wird an Chriften verteilt (am 28. Auguſt). Die Raten 
find nicht beftimmt, fo daß alfo an jedes Nevier 25 Thaler abgegeben werden fönnen, eine 
Summe, die unter Umftänden auch für zwei und drei Perfonen zur Aufhülfe genügend fein 
lann. Diefer Fonds bietet außerdem den Vortheil, daß er unter der Verwaltung des Ma— 
giftrats fteht, und daß es dem Magiftrat überlaffen ift, die Vertheilung, wenn er will, ſelbſt 
su übernehmen. 

b) Das Fuhrmann’sche Legat (54 der Nachweifung in den Aften) — von 10.000 
Thalern. 

Der Zinsbetrag von 500 Thalern ift alljährlih am 17. März an arme Bürgermittwen 
zu vertheilen. Die Raten find nicht vorgefchrieben, fo daß es den Nevieren freifteht, mit den 
ihnen zufommenden 50 Thalern die Unterftüsung fo zu bemefjen, daß eine wirkliche Pro: 
phylaxis erreicht wird. Der Beftimmung, daß die Vertheilung „in feierliher Weife unter 
Sinweifung auf den Stifter” erfolgen fol, wird auch durch die Neviere entfprochen werden 
fönnen, event. würden hie zu unterftügenden Perfonen, nachdem die Unterjtügungen von den 
Revieren feftgefett worden, an einen Ort zufammenberufen und die Vertheilung durch einen 
Magiſtratskommiſſarius vorgenommen werden fönnen. 

c) Die Rode'ſche Stiftung Nr. 16 und der Senriettenfonds, erftere mit einem 
Zinsbetrage von 61 Thlrn. 7 Sar. 6 Pf., lebtere mit einem Betrage von 


40 Thlrn. 8 Ser., 
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beide ohne weitere Beſchränkung, als daß fie verwendet werben follen zur Unterftügung armer 
hiefiger Bürger und Bürgermwittwen, die „wegen Schulden und vorzüglid wegen Mieths- 
ſchulden unter Exekution ftehen, und die durch den Weg eines Vergleichs mit ihren Gläu- 
bigern gerettet werden können“. Jedes Nevier würde circa 10 Thaler befommen, und wo 
diefe Summe nicht ausreicht, würde das Revier zuzulegen haben. 

Der Gefammtbetrag der Zinfen aus diefen vier Stiftungen beträgt 851 Thlr. 15 Ser. 
6 Pf. und fommt alfo der Hälfte von 1770 ziemlid nahe. Die Kapitalien felbjt würden 
bei der Haupt:-Stiftungslafje verbleiben und unter dem Namen „Revier-Wohlthätigfeitsfonds“ 
zufammengefaßt werden. Um in juriftifcher Beziehung jeden Skrupel zu befeitigen, wird 
angeordnet werden fönnen, daß die Meviere die von ihnen in Ausficht genommenen Bemilli- 
gungen der Armen-Direftion zur Beitätigung einreihen. Die Armen:Direftion würde nicht 
materiell prüfen, fondern nur nachjehen, ob in formeller Beziehung den Beftimmungen des 
betreffenden Legats genügt ift. Jedenfalls geht aus den vorftehenden Ausführungen fo viel 
hervor, daß es nicht unmöglich ift, einzelne Kapitalien aus dem Vermögen der Haupt:Stif- 
tungsfaffe den Nevieren nutzbar zu machen, wie von Vielen geglaubt wird. Es kann ge- 
ſchehen, und gefchieht es nicht in der Art, wie ich es vorgefchlagen habe, fo wird es in einer 
anderen Art gefchehen. 

Bleiben wir bei den Propofitionen ftehen, die ih gemacht habe, fo würden aus dem 
Budget der Armen-Direktion zu Zwecken der Prophylaris alljährlich abzugeben fein: 

a) 16 732 Thaler aus Nr. 2 des Löwe'ſchen Antrages, 

b) 515 Thaler aus Tit. IV. D. des Einnahmeetats der Haupt-Armenkaſſe, 

c) 3000 Thaler als Paufchquantum für die in den Titeln III., VI. und XII. des 
Ausgabeetats ftehenden einmaligen Unterftügungen, 

d) 851 Thlr. 15 Ser. 6 Pf. als Antheil an den Legaten zu Extraunterſtützungen. 

In Summa 21098 Thlr. 15 Sar. 6 Pf. 

Mit der Ueberweifung diefer Mittel an die Reviere hat indeſſen die prophylaftifche 
Unterftüsung innerhalb der Armen:Direftion noch nicht unmittelbar aufgehört. Weber diefen 
Punkt muß noch befonders Beichluß gefaßt werden. Es muß befchloffen werden, daß alle 
diejenigen Kapitalien, welche für Ertraunterftügungen noch übrig find, mögen fie in der Haupt: 
Stiftungstaffe fih befinden oder in der Haupt-Armenkaſſe, für die Folge überall nur zu 
Ertraunterftügungen der innerhalb der Legatenpflege bereits ftehenden Perfonen 
benugt werben follen, nicht für außerhalb ftehende. Zu einem folden Beſchluſſe find die 
Kommunalbehörden, vielleicht auch die Armen-Direltion allein, in Bezug auf die der Saupt: 
Stiftungsfaffe zu Extraunterſtützungen noch verbleibenden (von den 23 oben bezeichneten) 
Stiftungen ohne Weiteres berechtigt, weil bei feiner der in Frage kommenden Stiftungen ſich 
irgend eine Andeutung findet, daß die Stiftung zur einmaligen Aufhülfe für außerhalb der 
Legatenpflege ftehende Perſonen beftimmt ift. Bei Nr. 67 und 68 (Nachweis in den Akten) 
ift gefagt, daß die zu Unterftügenden nicht Almofenempfänger fein dürfen, womit natürlid) 
nicht ausgefchloffen ift, daß fie Legatenempfänger fein dürfen. 

Nur bezüglich des Geſchenkfonds der Allerhöchſten Herrſchaften wird eine Verhandlung 
und Vereinbarung nothwendig werden. Da nämlich ein Theil diefer Fonds dazu dienen foll, 
um diejenigen Gefuche, infomweit fie berechtigt erfcheinen, zu berüdjichtigen, welche unmittelbar 
an die Allerhöchſten Herrfchaften gerichtet gewefen und von diefen an die Armen:Direltion 
abgegeben worden find, fo fann von hier aus nicht einfeitig befchloffen werden, daß fortan 
nur innerhalb der Zegatenpflege bereits jtehende Perfonen mit Ertraunterftügungen aus den 
Geſchenkfonds bedacht werden follen. Dadurd würde unter den der Armen:Direftion über: 
wiefenen Geſuchen möglicherweife eine ganze Klaſſe von jeder Berüdfihtigung ausgeſchloſſen. 
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Um für die Regulirung diefer Angelegenheit eine pofitive Grundlage zu gewinnen, wird es 
nothwendig fein, diejenigen Ertraunterftüsungen aus dem Gefchentfonds, melde an nicht 
laufend unterftügte Perfonen gewährt werden, von jetzt an von allen übrigen Ertraunter: 
ftügungen getrennt zu halten, fo daß die Beträge der einen und der anderen Art ſich mit 
Leichtigkeit überfehen und zufammenftellen laſſen. 

Uebrigens glaube ich chriftlich getheilt zu haben. Der Löwenantheil von 16 732 Tha- 
lern, den ich vorweg genommen habe, ift für die Armen-Direftion fein jo großes Opfer, wie 
es den Anſchein hat. Die 16 732 Thaler bejtehen zum größten Theil aus Einnahmen, die 
den Revieren ganz von felbit zufallen, wenn eben die Neviere beftehen. Es unterliegt doch) 
wohl feinem Zweifel, daß, wenn die Neviere erjt beitehen, eine große Anzahl von Xeuten, 
die jet noch Kollektengelder bezahlen, diefe Gelder alsdann nicht mehr bezahlen, fondern die 
betreffenden Beiträge ihren Nevieren zuwenden werden. Und daffelbe wird gefchehen mit den 
Geſchenken zur Ablöfung der Neujahrsgratulationen, mit cedirten forderungen und dergl. 
Wenn die Armen:Direftion überzeugt wäre, daß die Nevierorganifation ohne unfere 16 000 
Thaler nicht zu Stande fommen fann, und wenn fie die Abſicht hätte, fie wirklich nicht zu 
Stande fommen zu lafien, dann wären unfere 16 000 Thaler in der That 16 000 Thaler 
werth. Da aber beide Vorausſetzungen nicht zutreffen, fo verlieren wir fehr viel weniger, 
als wir zu verlieren fcheinen. 

Es wird fih empfehlen, die Sausfolletten in der Art, wie fie jetzt gefchehen, nur in 
der allererften Zeit noch vornehmen zu laffen, demnächſt aber Veranftaltungen zu treffen, daß 
die Reviere, da fie die Kolleftengelder zu ihrem Nuten verwenden, auch felbft die Einſamm— 
lung beforgen. 

VII. Alle Stiftungen und MWohlthätigfeitsfonds, welche laufend unterftüsen oder 
aud laufend Unterftügte ertraordinär unterftügen, follen unverfhränft bei der Armen:Direltion 
verbleiben. Sie foll im Stande bleiben, ihre Sumanitäts:Armenpflege in derfelben Art fort: 
zuführen, wie es bisher gejchehen iſt. Sie foll nicht geſchmiedet fein an die gleiche Negel für 
Ale. Sie fol in der Lage fein, den „durch Geburt, Stand, Bildung u. ſ. w. ausgezeichneten 
Perſonen“ nad Bedürfnik reichlihere Unterftüsgungen zu geben und die Unterftügungen in einer 
milderen Form zu geben, als es in der polizeilichen Armenpflege zu gejchehen pflegt. Dadurch 
wird der Gharafter der polizeilichen Pflege nicht verändert. Daß nicht ein Armer ift wie der 
andere, und daß nicht ein Armer behandelt werden kann, wie der andere, weiß man auch in der 
polizeilihen Armenpflege, und wo man es nicht weiß, da follte man es wiſſen. Zwiſchen 
den laufenden Unterjtüsungen aus allgemeinen Mitteln und den laufenden Unterftühungen 
aus den Mohlthätigkeitsfonds ift im Weſen der Sache fein Unterfchied. Es handelt ſich in 
beiden Fällen um wirflihe Arme. An diefem Gedanken halte ich feit. An diefem Ge: 
danfen aber hängt eine Frage, die ihm nicht losläßt. Und wenn ich den Gedanken halte, 
muß ich die Frage mitnehmen. Wenn alle laufenden Unterftügungen, ob fie aud dem 
Grade nad) und der Form nach fich unterfcheiden, trogdem als etwas Zufammengehöriges 
bei einander bleiben follen, wird es dann nicht nothwendig fein, auch alle einmaligen und 
vorübergehenden Unterftübungen als etwas Zufammengehöriges anzuerkennen und zu einander 
zu bringen? Wenn Alles, was außerhalb der gefeglihen Verpflihtung an einmaligen 
und vorübergehenden Unterftügungen vorhanden ift, den Nevieren überlaffen werden foll, 
wird es dann nicht zwedmäßig fein, auch diejenige Kategorie von einmaligen und vorüber- 
gehenden Unterftügungen, die innerhalb der gefeglihen Verpflichtung liegt, gleichfalls den 
Revieren zu überlafjen? — Das ift die Frage. — 

Das Geſetz, jagt man, macht zwifchen vorübergehender und dauernder Hülfsbebürftig- 
feit feinen Unterſchied. Die Gemeinde ift verpflichtet, vorausgefegt, „daß der durchaus 
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nöthige Bedarf an Nahrung, Obdach, Kleidung, Feuerung u. f. mw.” anders nicht befchafft 
werden Tann, auch bei vorübergehender Hülfsbebürftigfeit mit ihren Mitteln einzutreten. 
Gewiß. Allein diefer Einwand hat hier gar feine Bedeutung. Der Magiftratsvorlage 
gegenüber hatte er wenigitens die formelle Bedeutung, daß er die Vorlage in einen Wider: 
ſpruch mit fich felber verwideln fonnte. Die Vorlage nämli verlangt zuerjt, daß die 
polizeilihe Armenpflege „von allen Bethätigungen der Wohlthätigfeit, die über diefelbe 
hinausgehen oder die Vorbeugung der Verarmung ſich zum Biel ſetzen“, gänzlich getrennt 
wird. Der Schnitt foll alfo in der Richtung geführt werden, daß auf der einen Seite des 
Meſſers die polizeilihe Armenpflege, auf der anderen die Wohlthätigkeit zu liegen kommt, 
jede rein für fih und ohne Anhängſel der anderen. Nun aber wird der Schnitt nicht fo 
geführt, vielmehr bleibt an der Wohlthätigfeit ein großes Stüd polizeilider Armenpflege 
hängen, nämlich die Kranfenpflege und die Unterftüsung derjenigen Hülfsbebürftigen, die, 
obgleich arbeitsfähig, doch den nothhürftigen Lebensunterhalt für fih und die Ihrigen nicht 
beichaffen fönnen. Dem gegenüber fann die Vorlage zu ihren Gunften anführen, daß an 
der betreffenden Stelle nicht die Nede ift von der polizeilihen Armenpflege fchlehthin, wie 
es in meinem Gitat der Fall ift, fondern von der polizeilihen Armenpflege „in ihrem 
ftrengen und eigentlihen Sinne”. Das folle heißen: die polizeilihe Armenpflege, inſoweit 
fie e8 mit laufend unterftügten Perfonen zu thun hat. — Zugegeben. Die Worte „in 
ihrem ftrengen und eigentlihen Sinne” fönnen in der That faum etwas Anderes bedeuten. 
Alsdann aber paßt das Gegenftüd, wie die Fauſt auf das Auge. Die Pflege der aus 
allgemeinen Mitteln laufend unterftügten Perfonen, fo würde der Sat jetzt lauten, foll ge: 
trennt werden von allen Bethätigungen der MWohlthätigkeit, die über diefelbe hinausgehen. 
Ich will der Vorlage gern das Zugeſtändniß machen, daß der Widerſpruch nur in der Aus: 
drudsmweife liegt, nicht in dem Gedanken, der ausgedrüdt werden fol, Es ift feine logische 
Nothwendiafeit, daß eine vorübergehende Unterftügung mit dem Merkmal der Wohlthätigkeit 
behaftet fei, — allein in der Praris ift es doch fo. Was über die laufenden Unterftügungen 
hinausgeht, fällt allerdings in den Kreis der MWohlthätigfeit hinein, auch wenn es die geſetz— 
liche Verpflichtung für fich hat. Immerhin aber bleibt es äußerlich ein ſchlimmer Wider: 
ſpruch, daß die vorübergehenden Unterftügungen, auch wenn eine Unterftüsungspflidt vor: 
liegt, nicht zur polizeilihen Armenpflege gehören follen, während die Definition der 
polizeilichen Armenpflege darin bejteht, daß alle Unterftüsungen zu ihr gehören, für 
welche eine gefeglihe Verpflichtung der Gemeinde vorhanden if. — Beiläufig be- 
bemerkt, ift auch die Grengbeftimmung „mas über die polizeilihe Armenpflege hinausgeht” 
fehr unglüdlih gewählt. Die Leute denken dabei immer, daß eine bejtimmte Größe der 
Unterftügung zu Grunde gelegt if. Sie wünſchen die Grenze zu wiſſen. Was gehört zu 
dem durchaus nöthigen Bedarf? Bei welcher Zahl von Thalern und Groſchen hört Die 
polizeilihe Armenpflege auf und fängt die Wohlthätigfeit an? Es giebt Legatenempfänger, 
die monatlich einen Thaler befommen, und es giebt Almofenempfänger, die zehn bis elf 
Thaler befommen? — Dod das ijt beiläufig. Ich fagte, der Einwand, daß das Gefet 
zwifchen Armuth und SHülfsbedürftigkeit, zwifchen dauernder und vorübergehender Noth, 
feinen Unterfchied macht, habe gar feine Bedeutung. Die Gemeinde ift verpflichtet, auch 
für vorübergehend Nothleivende zu forgen. Daraus folgt indeflen nicht, daß die Gemeinde 
ihre Pflicht nicht übertragen fann. Die Gemeinde ift verbunden, allen franfen Einwohnern, 
welche für ihre Pflege und Wartung weder felbft noch durch ihre verpflichteten Angehörigen 
forgen lafjen können, die erforderliche Sülfe zu gewähren. Wie macht fie das? Sie madt 
es jo. Sie fagt: ih habe zwei verfchievene Kategorien von Kranken, nämlid einmal 
Kranke, die zu ihrer Heilung in eine Anftalt gebracht werben müſſen, und zweitens Kranke, 
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“ die in ihren Wohnungen verbleiben können. Bon den Erfteren gebe ih an die Fönigliche 
Charite 500, an Bethanien 200, an das St. Hedwigs Krankenhaus 100, an die Anftalt des 
Pr. Müller fo viele, an die Anftalt des Dr. Schulte fo viele u. f. w. Für die letztere 
Kategorie lajfe ich dur meine Organe felbit forgen. Nun liegt aber auf der Hand, daß, 
was bezüglich der einen Kategorie geſetzlich zuläffig ift, auch bezüglicdy der anderen Kategorie 
aejeglich nicht unzuläffig fein wird. Vorausgeſetzt alfo, daß es eine Inftitution giebt, welche 
den ficheren Nachweis führen fann, daß fie im Stande ift, in der ausreihendften Weiſe für 
die jtädtifchen Sausfranfen zu forgen, dann ift die Uebertragung geſetzlich vollflommen zu: 
läſſig. Der Unterfchted liegt nur in der Ausführung der Kontrole. Sind die Kranfen in 
einem Raume zufammen, wie es in den Kranfenhäufern der Fall ift, dann fönnen wir in 
jedem Augenblide fontroliven, ob rüdfichtlih der Verpflegung und der ärztlichen Behandlung 
dasjenige, was ftipulirt ift, auch wirklich geleiftet wird. Sind die Kranlen über die ganze 
Stadt zerftreut, dann hat die Kontrole natürlich ihre Schwierigfeiten. Zu behaupten aber, 
daß fie unmöglich ift, wäre lächerlih. Es iſt doch auch zu bedenken, daß die Gemeinde es 
nicht mit einem Brivatunternehmer zu thun haben wird, der feinen pefuniären Vortheil ver: 
folgt, und auch nicht mit einer Anjtalt, welche der Gemeinde gegenüber befondere öfonomifche 
Intereffen vertritt, befondere wiſſenſchaftliche Zwecke zu fördern fucht, fondern mit einem 
Inftitut, deffen Wirkſamleit in allen Stüden mit dem Vortheil der Gemeinde zufammenfällt, 
— mit einem Injtitut, welches niemals etwas Anderes wollen fann als dasjenige, was die 
Bemeindeverwaltung auch will, nämlich durch eine möglichjt ausreichende, möglichft prompte 
und möglichft forgfältige Pflege die Gefahr der VBerarmung abzuwenden. Und ferner iſt zu 
bedenken, daß es in jedem Neviervorftande etwa zehn Armen-Kommiſſions-Vorſteher giebt, 
die vermöge ihrer Kenntniß der bisherigen Praris, vermöge ihrer amtlichen Stellung zur 
Armen-Direftion und vermöge ihrer Stellung zum Publitum vorzugsweife geeignet find, als 
regulatoriſche Kräfte auf die Richtung der Revierthätigkeit einzuwirken. — Die Armen: 
Direktion wird alfo einen Vertrag abfchließen, in welchem die Art und Weife, wie etwa die 
Kontrole geführt werden foll, genau feitgefegt ift. Ich glaube, daß es meinen juriftifchen 
Kollegen nicht allzufchwer fein wird, ein foldes Vertragsinitrument auszudenten, mweldes 
mit allen nothwendigen und überflüffigen Kautelen ausreihend verfehen ift. Die Frage 
der Sicherheit fommt, wie ſchon bemerkt, faum in Betradt, da es ja in dem Belieben der 
Kommunalbehörden fteht, ob fie einen Vertrag ſchließen wollen oder nicht. Iſt feine Sicher: 
heit da, dann fann aud feine Uebertragung jtattfinden. 

Vorausgefegt aber, die Reviere befänden fich juriftiih und finanziell in einer foldhen 
Berfafjung, daf eine Gefchäftsüberweifung ftattfinden fann, dann ijt es allerdings dringend 
wünfchenswerth, daf die Armen-Direktion aud in der polizeilichen Armenpflege auf diejenige 
Sphäre der Thätigfeit, welche auf nicht laufend unterftügte Perfonen ſich bezieht, zu Gunften 
der Reviere verzichtet. Denn es verhält fi in der That fo, daß diefe Sphäre aus logischen 
und praftifhen Gründen mit derjenigen Sphäre zufammengehört, welche als prophylaftifche 
Wohlthätigkeit aus der Verwaltung der Armen-Direftion bereits ausgefchieden ift. Es 
ift allerdings richtig, daß die geſetzliche Verpflichtung überall nur dahin beftimmt ift, daß 
diejenigen Individuen, welche an der äußerften Nothdurft des Lebens Mangel leiden, mit 
diefer äußerſten Nothdurft fuftentirt werden. Allein es liegt auf der Sand, daß, wenn in 
Bezug auf ein Individuum die gegründete Hoffnung vorhanden it, daß feine wirthſchaftlichen 
Betriebsmittel, welche zur Zeit im Zuftande der Inaltivität oder der Inſuffizienz ſich be: 
finden, demnädjt vollkommen wiederhergeftellt werden fünnen, daß in einem foldhen Falle 
die Unterjtügung unmöglich auf die bloße Suftentation ſich bejchränten darf. Die Gemeinde 
hat ein Interefje daran, daß der Zeitraum, für welden die Unterftügung etwa gewährt 
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werden müßte, möglichjt abgefürzt wird. Alfo foll die Unterftügung nicht blos fuftentiren, 
fondern, indem fie den Gedanken der Prophylaris in ſich aufnimmt, zugleich auch ſich felbit 
entbehrlich machen. Diefer Charalterzug der vorübergehenden Unterftüsungen ift am Deut: 
lichiten ausgefprodhen in der Krankenpflege. Wenn jest ein Mann, der bis zu biefem 
Augenblid in wirthſchaftlicher Selbitftändigfeit fih erhalten hat, in Folge einer plößlichen 
Krankheit die Hülfe der Armen-fommiffion in Anfprud nimmt, fo wird Niemand fagen, 
dak es nunmehr ledialih darauf anlommt, den Mann während der Dauer feiner Krankheit 
mit der äußerſten Nothdurft zu fuftentiren. Vielmehr wird jeder Menſch verlangen, dak 
die Pflege und Behandlung, in der Krankheit fowohl wie in der Nefonvalescenz, einen 
ſolchen Zuſchnitt erhält, daß dem Kranken die volle Arbeits: und Erwerbsfähigkeit ſchleunigſt 
wiedergegeben wird. Es wäre eine jämmerliche Krantenpflege, die nur auf die augenblid- 
lihe Nothdurft ihr Auge gerichtet hielte, nicht auch auf die wirthfchaftlihen Folgen, melde 
eintreten fönnen, und auf das Schickſal, weldhem der Kranfe entgegengeht. — Was wir nun 
bier für die Kranken verlangen, darf auch in Bezug auf die Gefunden nicht unbeachtet bleiben. 
Wir müffen unferem Verftand und unferem Gewiſſen, welche, im Verhältniß zu der mit- 
leidsvollen Theilnahme, die wir den Kranfen zumenden, den anderen Hülfsbedürftigen gegen: 
über fi in einer Art von gewohnheitsmäßiger Stumpfheit befinden, wir müſſen uns felbit 
ein wenig nachhelfen, um zu finden, daß es gewiſſenlos und unverftändig ift, die vorüber- 
gehenden Nothitände der Gefunden fo gehen zu laſſen, als ob es nur darauf anfäme, die 
betreffenden Individuen am Leben zu erhalten. Aber es bedarf nur einer ganz kleinen Nach— 
hülfe. Die Sade ift von folder Evidenz, daß Nichts darüber zu fagen ift. 

Diefer Lage der Dinge gegenüber fteht die Armen-Direftion in einem faum zu löfen- 
den Dilemma. Faßt fie die vorübergehenden Unterftügungen, infoweit fie fih auf nicht 
laufend unterftüste Perſonen beziehen, mit derjenigen Energie an, welche aus Rüdfichten der 
Humanität geboten ift, fo geräth fie in Gefahr, für die Verwendung der allgemeinen Mittel 
jedes Maß und jeden Salt gänzlich zu verlieren, und es fann auch nicht ausbleiben, daß alle 
die ſchweren Nachtheile, welche, wie wir früher gezeigt haben, mit der offiziellen Wohl: 
thätigfeits-Prophylaris verbunden find, aud hier fich fühlbar machen. Faßt aber die 
Armen-Direktion die vorübergehenden Unterftüsungen nicht mit derjenigen Energie an, die im 
Intereffe der Hülfsbedürftigen nothwendig ift, dann leidet fie unter der augenfälligen That— 
ſache der halben Mafregeln und fchadet in vielen Fällen, anftatt zu nützen. Sie erleichtert 
den Leuten das Sterben, anjtatt fie am Leben zu erhalten, d. h. in wirthſchaftlicher Be— 
jiehung. Die Ertraunterftüsungen bilden genau fo viele Pfeiler, ald nöthig find, um bie 
Brüde in das Land der laufenden Unterftügungen hinüberzulegen. — Daß nun in diefem 
Dilemma die polizeilihe Armenpflege „unfiher und ſchwankend“ werden muß, wie es an 
einer Stelle der Magiftratsvorlage heift, erfcheint ganz unvermeidlid. Begreifliher Weife 
liegt darin fein Vorwurf für die Armen-Direftion, weil fie es ja gar nicht in ihrer Macht hat, 
die vorübergehenden Unterftüsungen abzulehnen. Sobald der Fall danach angethan tft, daß 
es an dem „durchaus nöthigen Bedarf“ fehlt, muß die Armen-Direftion unterftügen. Da nun, 
wie wir gejehen haben, das Wirrfal ganz unmittelbar an der Sache felbit haftet, fo kann 
die Armen-Direktion nicht dafür verantwortlich fein. Nach meiner Kenntnik der Verhältniffe 
wird in allen diefen Dingen mit der äußerften Gewiffenhaftigfeit vorgegangen, allein, und 
wenn es felbit auf das Allerbefte gemacht wird, fo kann es doc niemals gut gemacht 
werben. 

Demnach, wenn es, wie wir vorausfegen, eine Organifation giebt, welde in allen 
Wegen und mit allen erreihbaren Mitteln der Verarmung vorzubeugen hat, dann kann es 
nicht zweifelhaft fein, in welchem Sinne fi die Armen-Direktion entfcheiden wird. Sie wird 
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fih dahin entfheiden, daß auch die polizeiliche Armenpflege nurauffolde Berfonen 
fih zu befchränten hat, welde in wirthſchaftlicher Beziehung mit gänzlicher 
oder theilweifer Ohnmacht auf lange Zeit behaftet und in Folge deffen einer 
fortlaufenden Unterftüsung benöthigt find. Alle nicht laufend Unterftübten, mit 
alleiniger Ausnahme der Fälle, in denen es fih um Gewährung von Pflegegeld für hinter: 
bliebene Kinder handelt, gehen an die Neviere. Ob die Unterftübung wegen Krankheit oder 
oder aus irgend einem anderen Grunde nothwendig wird, macht feinen Unterſchied. Daß 
die Gewährung des Pflegegeldes nad wie vor den Armen-Kommiffionen überlaffen bleibt, 
rechtfertigt fich durch die Natur der Verhältniffe. Es ift von der Verwaltung als fejtftehend 
angenommen, daß eine Wittwe, welche mehrere Kinder und fein Vermögen hat, wenn fie 
auf die gewöhnliche Frauenarbeit angewiejen ift, nur im Stande ift, für ſich ſelbſt und für 
ein einziges Kind in völlig ausreichender Weife zu forgen. Zur Erhaltung der übrigen Kinder 
bedarf fie einer Unterftügung, und diefe Unterftüsung muß für jedes einzelne Kind fo 
lange laufen, bis es das 14. Lebensjahr zurüdgeleat hat. Es find alfo die betreffenden 
Fälle von Haufe aus fo angethan, daß eine Aufhülfe zur vollen Selbitftändigfeit in ber 
Hegel nicht möglich ift, und würde es aus diefem Grunde eine ganz unnütze Meitläufigfeit 
fein, den Beginn der Pflegegeldunterftügung von der Entſcheidung der Reviere abhängig zu 
machen. 
Adgefehen aber von den Pflegegeldempfängerinnen, wird allerdings der Grundſatz 
durchgreifen, „daß nur aus der freien und freiwilligen Armenpflege Uebergänge und Weber: 
weifungen an die polizeilihe Armenpflege erfolgen können“. Weber die frage, ob diefe 
„Meberweifungen zur leichteren Kontrole nur periodisch ftattfinden” follen, wie die Vorlage 
annimmt, oder zu jeder beliebigen Zeit, je nachdem die Fälle ſich darbieten, über diefe Frage 
wird die Armen:Direftion mit den Nevieren fich zu verftändigen haben. Nothwendig ift nur 
das Eine, daß die Reviere bezüglich der Perfonen, die unter der Fürforge der Armen-Kom— 
miffionen ftehen, in ununterbrodhener und genauer Kenntniß fi erhalten. — Daß in ber 
Beurtheilung des Grades der Hülfsbedürftigleit zwifchen den Nevieren und den Armen-Kom— 
miffionen Differenzen in manchen Fällen obmwalten werden, liegt auf der Hand. Allein, daß 
im Verhältniß zu den Einrichtungen, wie fie jest beftehen, jemals ein Armer durch eine 
ſolche Differenz benachtheiligt werden könnte, ift fchwerlich zu beforgen. Eine Benadhtheiligung 
fönnte überhaupt doch nur dadurch eintreten, daß die Neviere Iemanden zurüdweifen oder 
ausfcheiden, weil fie glauben, daß in diefem Falle eine laufende Unterftüsung nöthig 
ift, während die Armen-Kommiſſion ſich weigert, den Betreffenden ald Almofenempfänger 
aufzunehmen, weil fie der Meinung ift, daß es mit Ertraunterftügungen immer nod 
zu verſuchen iſt. Wo bie Armen-Hommifjion der Meinung ift, daß eine Unterftügung über: 
haupt gänzlich entbehrt werden faun, da ift der Weberwiejene im Verhältniß zu den jetigen 
Einrichtungen nit im Nadjtheil, weil Derjenige, von dem die Armen-Kommiſſion glaubt, 
daß er feine Unterftüsung braucht, auch jett feine Unterftügung von ihr befommt. Es fann 
fih alfo, wenn ein Nachtheil für den Armen zu befürdten fein fol, die Differenz immer 
nur um den Punkt drehen, ob das betreffende Individuum bereits fomweit verarmt ift, daß 
es Almofen befommen muß. Die Nothwendigfeit der Unterjtüsung überhaupt wird auch 
von der Armen-Kommiſſion zugegeben. Die Sache liegt alfo fo, daß feiner von beiden 
Theilen unterſtützt, obgleich beide Theile die abfolute Nothwendigkeit einer Unterftügung an: 
erfennen. Dagegen aber ift in der einfachiten Weife Remedur zu ſchaffen. Man fann die 
Armen:Kommiffionen anweiſen, daß fie die ihnen zur Almofenpflege Empfohlenen unter allen 
Umftänden unterftügen, oder aber man fann den Nevieren die Verpflichtung auflegen, eine 
nothwendige Unterftügung nicht eher einzuziehen, als bis fie mit der Armen-Kommiffion 
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wegen ber ferneren Unterftügung ſich verftändigt haben. In Fällen, wo die Differenz jich 
nicht ausgleicht, würde die Armen-Direktion zu entfcheiden haben. — Man muß nur nicht 
von der Vorausſetzung ausgehen, daf die Kommiffionen und die Reviere in Uebelwollen und 
Gehäſſigkeit einander gegenüber ftehen. Bei diefer Borausfesung giebt es Widermwärtigfeiten 
an allen Eden und Enden. Sie ſchießen empor wie die Pilze. Allein, ich frage, wie follte 
wohl überhaupt in der Welt etwas Gutes und Großes unternommen und ausgeführt werden, 
wenn jedem Verfuch die Ueberzeugung an der Miege fähe, daß die Menfchen aus Böswillig: 
feit das Gegentheil thun werden von dem, was ihnen der gefunde Menfchenverjtand vor- 
fchreibt. Bon einem folden Standpunft aus ift Alles unmöglich. 

Mie hoch fih die Summen belaufen mögen, welche aus der Kranfenpflege und aus 
den Grtraunterftügungen der Armen-Kommiffionen in den letzten Jahren an nicht laufend 
unterftüste Perfonen durchfchnittlic gewendet worden find, läßt fich nicht feitjtellen. Die 
Grtraunterftügungen der Armen:Kommiffionen find im Gtat von 1867 (Ausgabe, Tit. II. 3) 
im Ganzen veranſchlagt zu 30 310 Thlen., die Krankenpflege im Ganzen (Ausgabe, Tit. VIH., 
IX., X. und X1.) auf 136 883 Thlr. Nehmen wir an, daß von diefer leßteren Summe 
etwa 36 000 Thlr. zur Wiedererftattung kommen, fo bürften die Koften der Krankenpflege 
im Jahre 1867 circa 100000 Thlr. betragen haben. Es wird gefordert werden 
müffen, daß für die Folge auf dem ganzen Gebiete und in allen Zweigen der 
Armenpflege, ſowohl in der polizeilihen wie in der Wohlthätigfeitspflege, 
alle Zuwendungen, welde auf nit laufend unterftüste Perſonen fallen, in 
der Art von den übrigen Unterftügungen getrennt gebucht werden, daß fie in 
jedem Augenblide überfehen und zufammengeftellt werden fönnen Dieſe 
Sonderung ift nicht nur von Wichtigkeit für den Organifationsgedanfen, den wir jet 
bier befprechen, fondern für die Statiftil des Armenwefens überhaupt. Um die Verhältniffe 
der ärmeren Bevölferung richtig zu beurtheilen, fommt es wejentlih darauf an, die Elemente, 
aus denen die Einwanderung in die polizeilihe Armenpflege ſich zufammenfest, genau zu 
fennen und in ihren Wandelungen zu verfolgen. Die einmaligen und vorübergehenden Unter: 
ſtützungen gehören zum Quellenftubium des Pauperismus. 

Im Uebrigen, wenn die Neviere bejtehen, wird in Folge ihrer Thätigfeit eine Ver: 
minderung in den Ertraunterftügungen der Armen-Hommiffionen und in den Koften der 
Krankenpflege nothwendiger Weife von felbft eintreten. Cs wird alfo der Uebertragung 
durch die Armen-Direftion eine freiwillige Uebernahme dur die Neviere auf halbem Wege 
entgegen fommen, und es wird von der Kraft des Zuges abhängen, den die Neviere auf die 
Krantenpflege ausüben, bis zu welchem Zeitpunkt die Uebertragung hinausgefhoben werden 
fann. Je mehr die Neviere von felbjt fich der Krankenpflege annehmen, um fo früher wird 
die Mebertragung erfolgen können. Ie mehr fie von dem vorhandenen Gebiet erobern, um 
fo ficherer muß ihnen das Uebrige zufallen. Und die Armen-Direktion fann fid) im Interefje 
der Gemeinde und der Kranken einen foldhen Groberungsfrieg gern gefallen laſſen. Der 
Armen-Direktion kann nichts Beſſeres paffiren, ald wenn die Reviere die ganze Krankenpflege 
an fic reißen. 

„Es liegt auf der Sand, wie gerade die Krankenpflege der freien Wohlthätigkeit ein 
weites, dankbares Feld eröffnet, wie da befonders auch Plat ijt für Frauenvereine und Frauen: 
hülfe u. f. w., während die polizeiliche Armenpflege fich gerade auf diefem Felde immer unficher 
und unbehaglich fühlen wird. Die Hauptfache ijt aber, daß es die Tendenz fein muß, die 
Krankenpflege immer mehr aus einem Hülfsinftitut zu einem Affekuranzinftitut zu machen oder 
werden zu laflen; es foll die eigene Betheiligung immer mehr wachgerufen werden; es joll 
das bloße Unterftügtwerden immer mehr übergehen in ein Sichfelbfthelfen, in ein ſich gegenfeitig 
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Unterftüsen durch wenn auch nur kleine Beiträge an eine Bezirkskrankenkaſſe u. f. mw.” Diefe 
Gedanken der Magiftratsvorlage ftimmen mit meinen Anfihten volltommen zufammen. Die 
Krantenpflege ift der geeignetite Boden für die Prophylaris, — und die Bortheile, welche fich 
für die Einwohnerfchaft ergeben müſſen, wenn fie felbft die Krankenpflege fyftematifh in die 
Hand nimmt, die Vortheile find fo augenſcheinlich, daß es eine Zeitverfhwendung wäre, darüber 
noch ausführlich zu verhandeln. Nur auf einige Punkte, die nicht jo ganz auf der Oberfläche 
liegen, erlaube ich mir aufmerffam zu maden. Wenn die Reviere die Krankenpflege ernftlich 
in die Hand nehmen, dann ift es nicht unwahrfcheinlic, daß im Laufe der Zeit einzelne Reviere 
in die Lage kommen, auf eigene Revierfranfenhäufer Bedacht zu nehmen, und daß auf 
diefe Weife für die Folge nit nur eine erhebliche Entlaftung der Kommune, fondern aud 
diejenige Decentralifation und Verkleinerung der Kranfenanftalten erreicht wird, welche aus 
vielen Gründen jo wünfchenswerth ift. Ferner fommt in Betracht, daß gewiſſe allgemein vor- 
handene Schädlichkeiten, wie fie 3. B. in unferen Wohnungsverhältniijen (Kellerwohnungen) 
gegeben find, durch den allgemeinen Kampf, welcher von den Nevieren gegen ſolche Schädlid)- 
feiten eröffnet werden wird, und durd die Bemühungen, welde fie aufbieten werden, um die 
Bevölkerung ſelbſt von der Nothwendigkeit eines Befferen zu überzeugen, daß dadurch folche 
Schädlichkeiten mehr und mehr zum Verfchwinden fommen, während gegen diefe Dinge die 
Armenbehörbe als ſolche volllommen machtlos ift. Endlich wird es aud von Vortheil fein, 
daß die Leiftungen der Armenärzte (melde auch bei den Nevieren die Krankenpflege zu 
übernehmen haben würden), in weiteren Kreifen der Bürgerfhaft befannt und gewürdigt 
werden. — Trotzdem aber halte ich es nicht für thunlich, daß die Armen-Direktion einen Theil 
der ihr obliegenden Krankenpflege an die Neviere abgiebt, wenn nicht von den Nevieren der 
fihere Nachweis geführt wird, daß die für die betreffende Krankenpflege erforderlichen Mittel 
zu jeder Zeit fi vorfinden werden. Der Grund ift einfach der, daß die Hülfe in der 
Krankenpflege fo dringliher Art ift, daß jede Möglichkeit einer Verzögerung oder Unter: 
brehung gänzlich ausgefhloffen werden muß. Die Armen-Direktion wird daher ihre gefeßliche 
Verpflichtung nicht ruhen lafjen dürfen, ehe fie nicht weiß, daß die Neviere fo fchlanfertig 
organifirt und mit Sülfsmitteln in folhem Maße ausgerüftet find, daß jedes Bedürfniß der 
ihnen übertragenen Krankenpflege augenblidlic befriedigt werden fann. Diefe Forderung 
fcheint die Regulirung der Angelegenheit jehr zu erſchweren, genau befehen aber ift die Sache 
nicht allzu ſchlimm. Mean muß bedenken, daß wir ja nur diejenige Krankenpflege im Auge 
haben, welche ſich nicht auf Almofenempfänger bezieht und nicht auf die Familien der Pflege: 
geldempfängerinnen. Die Koften der gefammten Krankenpflege im Jahre 1867 find an- 
genommen auf 100 000 Thaler. Bon diefen 100 000 Thalern können abgeſetzt werden aus 
Titel VIII. 10000 Thaler, da die Befoldungen der Merzte, Wundärzte 2c. nad) wie vor von 
der Armen-Direftion bejtritten werden und alfo für die Neviere nicht in Betracht fommen. 
Nun wollen wir uns denken, die Ausgaben für nicht laufend unterftügte Kranke follen be: 
tragen (von den übrig bleibenden 90 000 Thalern) fünf Zehntel, alfjo 50 000 Thaler, fo 
hätte jedes Revier eine jährlihe Ausgabe zu gewärtigen von 5000 Thalern. Die Stadt 
mwürde dann ihr Ablommen dahin treffen, daß fie in Höhe von 5000 Thalern ein jährliches 
Fixum an die Reviere abgiebt, während diefe fich verpflichten, einen Betrag von 5000 Thalern 
während des ganzen Jahres für die Kranfenpflege bereit zu halten (und erſt nad Ablauf 
des Jahres den etwa verbleibenden Reit zu anderen Wohlthätigfeitszweden in Verwendung 
zu nehmen). Jetzt aber entjteht die Frage: Wie wird es, wenn die 5000 Thaler nicht 
ausreihen? Die Krankenpflege darf feinen Auffhub und feine Verzögerung erleiden; es 
fann alfo die bloße Feithaltung einer Summe, melde lediglich) auf das Bedürfniß berechnet 
ift, nicht genügen? Schön. So müfjen wir verlangen, daß die Reviere noch außerdem 
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einen Nefervefonds aus ihren eigenen Mitteln Hinzuthun, und zwar, damit jeder Sfrupel 
befeitigt wird, foll der Nefervefonds halb fo groß fein, als der Betrag felber ift, der voraus- 
fichtlich gebraucht wird. Demnad, wenn ein Nevier nachweiſt, daß es im Stande it, eine 
Summe von 2500 Thalern aus feinen eigenen Mitteln für die Krankenpflege zu referviren 
und ficherzuftellen, fo würde die Uebertragung ohne Bedenten ftattfinden fünnen. — Was 
die Epidemieen betrifft, jo wird dadurd eine unerſchwingliche Mehrbelaftung der Reviere 
nicht eintreten, weil die plößlichen und unberechenbaren Ausgaben, welche durch Einrichtung 
von Cholera: und Podenlazarethen verurfadht werden, nicht dem Budget der gewöhnlichen 
Krantenpflege zur Laſt fallen, fondern der Stadt-Hauptkaſſe. Uebrigens bemerke ich auch 
bier, daß die aufgeftellte Berechnung nur den Werth eines Paradigma’s hat, aufgejtellt in 
der Abſicht, damit das Kollegium inne werde, daß es fich nicht um folofjale Summen und 
um ſchwer erfüllbare Pflichten handelt, fondern um Aufgaben, die leicht zu fajjen und ver- 
hältnißmäßig leicht zu erreichen find. 

Ich hoffe aljo, daß die Armen-Direltion fernerhin auf dem doppelten Geleiſe, auf 
welches fie gejtellt ift, nicht wird verharren wollen, fondern daß fie es vorziehen wird, der 
einfachen Bahn zu folgen, welche ihr durch das Anterefje der Gemeinde und durch das drin- 
gendſte Interefje der Hülfsbedürftigen ſelbſt nunmehr vorgezeichnet ift. Ernfte Bedenten 
und Schwierigleiten für die Verwaltung find, wie ich gezeigt zu haben glaube, nicht vor: 
handen, und insbefondere wird auch das nicht behauptet werden fünnen, daß der Wirkungs- 
freis der Armen: Direktion zu Gunſten der Reviere ungebührlich gefchmälert und lediglich auf 
die Ausübung der polizeilihen Armenpflege herabgedrüdt werde. Die ganze Legatenpflege, 
infoweit fie fih mit laufenden Unterjtügungen befaßt, bleibt bei der Armen-Direftion, und 
was fonft von Wohlthätigfeitsfonds in Wegfall fommt, ift faum der Rede werth. 


Mein Votum alfo, nad der Gedantenfolge des Berichts in den Hauptſätzen zufammen- 
gefaßt, lautet: 


1. Es ift dringend wünfchenswerth, daß eine fyftematifche Mohlthätigkeitspflege 
eingerichtet werde, weldhe den Zweck hat, der Verarmung vorzubeugen. 

2. Diefem Zweck fann nur entjproden werden durch eine Organifation, welche 
aus der Initiative der Bevölferung felbft hervorgeht und auch für alle Zukunft 
an die fortdauernde und regelmäßige Theilnahme der Bevölkerung gebunden 
bleibt. 

3. Demnad werden alle Mitglieder der Neviervorftände, mit alleiniger Ausnahme 
der Armen-Kommifjions-Borjteher, von der Bevöllerung gewählt. 

4. Die Armen:Kommiffions-Vorjteher find eo ipso im Neviervorftand und brauchen 
nicht gewählt zu werden. 

5. Die Zahl der einzurichtenden Neviere beträgt zehn. 

6. Zur Betreibung der Agitation ift ein Proviforium nothmwendig (Armen-Kom— 
miffions:Borfteher und Bertrauensmänner des Magijtrats). 

7. Dem Proviforium fünnen diejenigen 16 732 Thaler überwiefen werden, melde 
neuerdings, nach dem Antrage des Herrn Stadtrath Löwe, zur Verwendung 
für Wohlthätigfeitszwede beftimmt werben follen (vorläufige Verwaltung durd) 
ein Kuratorium). 

8. Der definitiven Organifation werden von der Armen-Direktion zunächſt alle die: 
jenigen Ausgaben überlafjen, welche aus den Legatenfonds der Haupt:Stiftungs- 
kaſſe und aus den Ausgabe-Titeln III., IV., VI. und XI. der Haupt-Armenkaſſe 
im Sinne der prophylaktiſchen Wohlthätigfeit aufgewendet werden, d. 5. zu 
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einmaligen und vorübergehenden Unterftüsungen für foldhe Perfonen, welche zu 
einer laufenden Unterftügung nicht qualifiziert find. 

9. Demnächſt müfjen auch die innerhalb der gejeglichen Unterftügungspflicht er: 
folgenden Ausgaben dahin befchränft werden, daß Alles, was nicht laufend 
unterftügten Perſonen zu Gute fommt, von der Armen:Direktion unterlaffen und 
auf die Neviere übertragen wird (Ertraunterftügungen durch die Armen-Kom— 
miffionen und Krankenpflege). 

10. Es wird alfo, wenn die Reviere beftehen, fowohl in der polizeilichen Armenpflege 
(Unterftügungen innerhalb der geſetzlichen Verpflichtung) als auch in der Wohl- 
thätigfeit der Grundſatz durchgreifen, daß alle Anfprüche, welche von nicht 
laufend unterftügten Perſonen erhoben werden, von der Armen-Direktion und 
ihren Organen zurüdgemwiefen und den Nevieren zur Entſcheidung zugejtellt 
werden (ausgenommen jind die Anträge auf Gewährung von Pflegegelv). 

Ich bitte Sie, meine Herren, daß Sie diefen Säten im Allgemeinen Ihre Zuftimmung 
geben. Ich bitte Sie, Sich an das Ganze zu halten und die fleinen Sorgen mit muthigem 
Herzen bei Seite zu werfen. Die große That der Erlöfung, zu deren Ausführung wir zu 
helfen berufen find, diefe Ihat wird nicht mit einem Schlage gethban werden. Schwere 
Arbeit und harte Kämpfe jtehen uns bevor. Unſere jegige Entſcheidung bedeutet, daß wir 
bereit find, die Arbeit zu unferem Theile auf uns zu nehmen, und daß wir die Hoffnung 
haben, der Kampf werde fiegreih zu Ende geführt werden. 


Kakıv yap ro ddlov za  Einig neydan. 


Berlin, am 20. Dezember 1867. 


ge. Dr. Straßmann. 


— — — 





Gedruct bei Julius Sittenfeld in Berlin. 
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Bruttokoſten | — 
| Im der i nn Das Tonne 13 
” gejchlofjenen * ſind in ge 
Jahre. Kranfen- cin Ronnen Pro⸗ lome 12 
— | 58 zenten, | verbleiben 
| | Nettokoften. 
| 
7/4 MM Br /4 
| En BEE a ET — 
| | 
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1873 1 051 744 2 259 078, | 896 029,20 
1874 960609 | 24 ay7 155,1, | 22 837 876,06 
1875 1314142 | 29 999 482,3 | 19, 1 159 048,10 
1876 1 376 101 | 19,01 1 222 666,0; 
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